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Vorbemerkung. 


Der Jahrgang des Geſchichtskalenders für 1867 erſcheint leider etwas 
ſpäter, als zu wünſchen geweſen wäre. Hoffentlich findet ſich der Leſer 
durch die Reichhaltigkeit des Inhalts entſchädigt. Ein viel früheres Er— 
ſcheinen iſt unmöglich, ohne entweder der relativen Vollſtändigkeit oder der 

Genauigkeit Eintrag zu thun. Für den gewöhnlichen Zeitungsleſer iſt der 
Geſchichtskalender ohnehin nicht berechnet, ſondern für den Politiker, der 
bielfacher Details bedarf und fie zu finden verſteht, weil er in den Materien 
überhaupt zu Haufe ift. Deutſchland ift Hoffentlich, in der politifchen 
Bildung und politiichen Arbeit jo weit, daß es eines derartigen Hilfs- 
mittels nicht mehr entbehren kann. Die Einrichtung des Buchs ift diefelbe 
wie biöher. Ganz bejondere Sorgfalt wurde auf die Daten zur Ent- 
widelung de3 norddeutichen Bundes verwandt, und deßhalb auch der ur- 
ſprüngliche Entwurf der Bundesverfaffung und das betreffende Protokoll 
der Bevollmächtigten der Regierungen mitgetheilt, obgleich die Berfaffung 
in ihrer endgültigen Fafſung ſchon in den legten Jahrgang aufgenommen 
wurde; ebenjo vollftändig findet der Leſer alle michtigeren Daten und 

denftüde bezüglich des Verhältniſſes zwiſchen Sud⸗ und Norddeutichland. 

Der Entmwidelung Oeſterreichs wurde felbftverftändlich derſelbe Umfang ge= 

—pibmet wie bisher, zumal das Jahr 1867 für dasfelbe von fo ent- 

Dſcheidender Bedeutung ift. Merico wird im künftigen Jahrgang ivegfallen, 

Sa es das bisherige Intereſſe für Europa verloren bat und auch bereits 


wieder auf-den Rang der füdamerifaniichen Republifen zurüdgefunfen ift. 
Die Meberfiht der Ereigniffe des Jahres 1867 ift weniger dazu beftimmt, 
jene Ereignifje lediglich) ins Gedächtniß des Leſers zurüdzurufen und fie 
no einmal vor ihm borüberzuführen, al3 dazu, die Hauptmomente her— 
vorzuheben, auf ihren Zujammenhang Hinzudeuten und zu ihrem Ver— 
ſtändniß bejcheiden menigitens einiges beizutragen. 


Ende Juni 1868. 


— — — — — — 


Dnhalt. 


I. Chronik ber widtigften Ereignifjeim europ. Staaten: 
eme im Jahre 1867 . 
Anhang: Der Londoner Berirag bez. —— da. 11. Mai 1867 
I. Deutſchland, Preußen und Defterreid, 
I. Norb: und Süddeutſchland. 
4. Preußen und ber norbbeuifhe Bunb . . . 


2. Die ſüddeutſchen Staaten R . — . 
IL ä . & 
An : Die dern. Ber aſſungsgeſetze * 1867 ° . 

III. —— Staaten: 

1. Portugal . ; R . . ; . . 

2. Spanien . ; s . — — Pr 

3. England & R R i — j n . 

4. Frankrei R z . : R . 


talien 





6. weis . i ’ A « 


7. Belgien . e ’ . R . ö ⸗ . 
8. Holland R . : R . ° . 
10. Schweden unb Norwegen r . . R 

11. Rußland i s r . 5 : ⸗ 
12. Türkei 


13. Griechenland — 
IV. Außereuropäiide Staaten: 


2: Merico = I — ⸗ * ® . “ . 
Ueberſicht ber Ereigniffe bes Jahres 1867 i r R 
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. San. (Defterreiß). Der Kaiſer beruft einen fe. außerordentlichen Reiches 


rath, um den Ausgleih mit Ungarn zum Abſchluß zu bringen. 

» (Spanien). Narvaez beutet feinen Staatsfireih vom 29. Dec. 1866 aus: 
Neue Berhaftungen in Madrid veranlafjen zahlreiche Anhänger der liberalen 
Union nah Frankreich zu fliehen. 

„» (Sriedenland). Die Kammer genehmigt ein Regentichaftsgefeß, um 
bem König eine längere Reife an die europ. Höfe zu ermöglichen. 

» (Deutihland. — Württemberg). Eine Landesverfammlung ber fog. 
Volkspartei erklärt fih für einen ſüddeutſchen Bund, für eine Nevifion ber 
on auf demokratiſcher Grundlage und für Einführung des Milizs 
yſtems. 

„GVerein. Staaten). Das Repräſentantenhaus ſetzt eine Juſtizcommiſ—⸗ 
fion nieder, um die Frage einer Anklage gegen den Präſidenten Johnſon zu 
prüfen. 

„ (BDefterreih). Eine ungariſche Deputation kommt nad Wien, um fi 
mit ber Regierung über ben Ausgleich definitiv. zu verftändigen. 

„ (Deutihland. — Bayern). Die Regierung legt bem Lanbtage bie 
Entwürfe für die gelammte fog. Socialgejeßgebung vor. 

„» Berein. Staaten). Beide Häufer des Congreijes haben ben Beſchluß 
gefaßt, ben Negern des Diftricts Columbia (Waihington) das Stimmredt 
zu ertheilen. Der Präfident legt dagegen fein Veto ein. Dasjelbe wird 
jedoch durch Zweidrittelmajoritäten beider Häufer umgeftürzt. 

„ (Türkei). Die Riorte beichlieft, Delegirte aus Candia nah Konſtanti— 
nopel zu entbieten, um mit ihnen die Beichwerben der Inſel zu prüfen, 

„ (Berein. Staaten). Beide Häufer haben fi) geeinigt, den Beginn bes 
neuen Gongrefjes ftatt auf den 4. Dec. jchon auf den 4. März d. J. anzu: 
fegen, um das Interregnum des Präfidenten zu verhindern. 

„ (Defterreih). Die deutiche Partei erklärt fih in einer VBerfammlung 

zu Wien gegen ben aufßerorbentlichen Reichsrath Belcredi’s und verlangt bie 

Einberufung bes ordentlichen, 

(Merico). Eine Notabelnverfammlung räth Kaifer Mar mit 25 gegen 
410 Stimmen, nicht abzubanfen, jonbern auszubarren. 

(Deutfhland. — Preußen). Das Herrenhaus fügt ſich in die Vor: 
Tage der Regierung für Vermehrung bes Abg. = Haufes ohne eine ſolche aud 
bes Herrenhaufes nur mit 54 gegen 49 Stimmen. 

(Ztalien). Das Minifterium Ricafoli legt der IL. Kanımer einen Sinang- 
plan und einen Gefeßesentwurf über bie Freiheit der Kirche und bie Liqui- 
dation der Kirchengüter mittelft eines Vertrags mit dem belgiihen Haufe 
Langrand = Dumonceau vor. Die Regierung richt demnach 600 Mill. Fr. 
von ben Kirhengütern für ben Staat an, will dagegen ben Reſt in Rente 
convertirt der Kirche, d. 5. ben Bifhöfen zur freien Verfügung überlaffen. 


” 
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19. Yan. (Franfreih). Der Kaijer kündigt in einem Schreiben an ben Staats: 
minifter dem Pande bie Abichafiung ber Adreßdebatte und dagegen ein freilich 
beichränftes nterpellationsrecht jowie die Vorlage von Geſetzesentwürfen über 
das Pre: und Berfammlungswefen an und bezeichnet diefe Goncelfionen als 
die „Krönung bes Gebäudes“. 

"„ » (Schmeden). Ber König eröffnet ben erjien Reichstag nach ber neuen 
Verfafiung und Zuſammenſetzung besjelben und verlangt von bemielben 
augerordentliche Gredite jür das Vertheidigungswefen zu Lande und zur See 
und zur Ummandlung der Anjanteriegewehre in Hinterlader. 

W. „ (Franfreig). Minifterfrifis in Folge der Gonceifionen vom 19. d. M. 
Angebliche Ausfihten Dliviers. Schließlich bleibt Ronber und das Gabinet 
erleidet blok einige Mobificationen. Marihall Niel übernimut das Kriegs: 


minsfterium, 

„ „ (Zürkei. — Numanien). Die Großmädte anerfennen nach dem Bor: 
gange Rußlands ben Prinzen Karl von Hohenzollern als Fürften von 
Rumänien, 


» » (Merico). Die Franzofen haben den Norden bes Landes volliiändig ge: 
räumt und find theils in ber Stabt Merico concentrirt, theils zwiſchen ihr 
und Veracruz ſtaffelförmig aufgeflellt. 

23. „ (Deutfhland. — Bayern). II. Kammer: Die Linfe trägt auf eine 
Adreſſe bez. des PVerhältniffes zu Rorbdeutihland an. Erklärung des Mini- 
ſters Fürſt Hohenlohe. Die Linke erklärt fi dadurch befriedigt und zieht 
ihren Antrag zurüd. 

26. „ —— Gin kgl. Decret octroyirt eine Heeresreform: Die Provin— 
zialmiliz wird abgeſchafft, dagegen das ſtehende Heer mit der Reſerve auf 
200,000 Mann gebracht. 

.. u (Rußland). Gonflict der Regierung mit dem Gouvernements-Landtag 
von St, Petersburg, deſſen Beſchlüſſe für null und nichtig erklärt, deſſen 
Bureau abgefeßt und deſſen Mitglieder nah Haufe geſchickt werden. 


7. „ (Türkei. — Serbien) nimmt eine ziemlich drohende Haltung an, um 
2: von ber Pforte geforderte Räumung der ſerbiſchen Feftungen zu unter: 
ützen. 


28. ». (Deutfhlanb. — Preußen) Der Fürſt von Thurn und Taris cedirt 
fein Voftregal in einer Reihe von beutjchen Staaten um 3 Mill. Thaler 
an Preußen, 


— 


Febr. (Griechenland). Das neue Miniſterium Komunduros verlangi eine 
anſehnliche Verſtärkung der Armee und die Bewilligung neuer Steuern, um 
in nn zu decken. Die Kammer genehmigt das erftere fofort und eins 

immig. 

on Deſterreich). Landtagswahlen in den deutſch-ſlaviſchen Ländern: In 

Böhmen, Mähren und Krain fiegt bie ſlaviſche Partei für, in dem rein deut— 

ſchen Provinzen die deutſche Partei gegen den außerordentlichen Reichsrath. 

Beuſt dringt darauf, den außerordentlichen Reichsrath fallen zu laſſen. 

Belcredi gibt feine Entlaſſung. 


3. (Deutfchl 
tichland. — Zollverein). Die Unterhandlungen zwiſchen dem 
ae R; efterreich über einen Handelevertraͤg Werben fiftirt, um erjt 
; ndlungen mit Frankreich den Eintri in ben 
4 Zollverein zu ermöglichen. Frankreich den Gintrift Medfenburgs in 


„ (Deutfhland — Nordd. Bu b.). Br ’ 
Weimar eine Militärconvention ah mer Preußen flieht mit Sachſen⸗ 
Kleinftaaten oe ber nad und nah auch die übrigen 


i —— ——— iſt beſchloſſen. ‚Der Raifer läßt 
Uniterhaufeg erledigt das Giaborrt — — Die 67er Commiſſion des ungar. 


dem in Wien vereinbarten Ausgleiche, die gemeinfamen Angelegenheiten nach 
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4. Febr. (Griedenland). Die Regierung verlangt von ber Kammer nunmehr 


5. 


ds 


9 


10. 


oO 


11. 


[ 


12. 


17. 


“ 


18. 


„ (Seiterreid). 


auch bie Bewilligung von Crediten zu Anſchaſſung von 6 neuen Kriegsſchiffen. 
‚(Deutihland. — Südd. Staaien) beſchließen auf einer Gonferenz 
in Stuttgart, ihr Militärwelen nad möglichſt übereinftinnmenden Grundfäßen 
zu organifiren und zwar auf Grundlage ber allg. Wehrpflicht. 


„ (Merico). Die Jranzofen räumen die Stabt Meerico und beginnen ben 


Abmarſch nad Veracruz. 
CDeutſchland. — Nordd. Bund). Preußen ſchließt mit Sachſen eine 


Militärconvention ab. 


„ (Defterreich). Belcredi wird entlaſſen und Beuſt zum Miniſterpräſ. ernannt. 


(Dänemark). Die Negierung legt dem Reichſtage den Entwurf einer 
Reform des ‚Heeres und ber Marine vor, ber fi) durch kurze Präfenzzeit 
ben: Milizſyſteme annähert. 


» (Defterreih). Der Ausgleich mit Ungarn wird in Wien mit Deak defi— 


nitiv abgeſchloſſen und auch die Perſonalien des zu ernennenden ungariſchen 
Miniſteriums werden geordnet. 


CDeutſchland. — Nordd. Bund). Die Bevollmächtigten der Bundes— 


ſtaaten haben ſich über den dem Reichstage vorzulegenden Entwurf einer 
Verfaſſung geeinigt und unterzeichnen das dießfällige Protokoll. 


» Berein. Staaten). Beide Häuſer des Congreſſes haben ſich barüber 


geeinigt, die Territorien Nebrasfa und Golorado ald Staaten in die Union 
aufzunehmen. Der Präfident legt gegen beide fein Veto ein. Das gegen 
Nabrasfa wird mit Zweibrittelmajoritäten umgeftürzt, bas gegen Colorado 
dagegen wiederum nicht. 

» (Stalien). Sämmtlihe 9 Bureaur der II. Kammer haben ſich für Ber: 
werfung des Ricafoli’fchen Plans bez. der Kirchengüter erklärt und bie Com: 
milfion trägt bemgemäß auf Verwerfung besjelben an. 

„ (England). Das Minifterium Derby will dem Parlament feine Reformz 
bill vorlegen, fondern bloß Refolutionen für eine folhe zur Erörterung bringen. 


„ (Stalien). Das Minifterium Ricafoli unterliegt gelegentlich einer Inter: 


pellation über Verbote von Bolfsverfammlungen bez. der Kirchenfrage und 
erhält von der II. Kammer mit 136 gegen 104 Stimmen ein Tadelsootum. 
Dasjelbe bietet feine Demiffion an, 

(Zürkei). Aali und Fuad Paſcha treten wieder, jener als Großvezier, 
biefer als Minifter des Auswärtigen in’s Faiferliche Gabinet. 


» (Deutfchland, — Nordd. Bund). Allgemeine Wahlen zum erften Reiche- 


tage auf Grund des allgemeinen und birecten Wahlrechts in jänmtlichen 


Staaten des Bundes. 
(Meriev). Kaiſer Mar verläßt mit dem Kern feiner Truppen bie Haupts 
ſtadt und wirft ſich in das feile Querdtaro. 


» (Ztalien). Der König nimmt bie Entlafjung des Minifteriume Ricafoli 


nicht an, löst die Kammer auf und verordnet Neuwahlen. 
(Türkei). Die Rationalverfammlung der Candioten fegt eine proviſoriſche 


Regierung im Namen des Königs von Griechenland ein. 

(Frankreich). Eröffnung der Kammern. Der Kaiſer ſpricht ſich in 
feiner Thronrede ſehr einläßlich Über die Lage bes Landes und die neuen 
liberalen Goncefiionen aus, bezeichnet diefelben aber doch nicht mehr als bie 
„Krönung bes Gebäudes“. 


„ (Deiterreih). Rail. Refcripte verfünden Ungarn ben vollzogenen Aus- 


gleich, die Ernennung eines eigenen ungarischen Minifteriums und die Ein: 
verleibung Siebenbürgen®. 

(Türfei. — Aegypten). Das erfte größere Schiff, ein Trieſtiniſches, 
geht durch ben Suczcanal au@ dem mittelländiſchen in's rothe Meer. 
Zuſammentritt aller Landtage in ben deutſch-ſlaviſchen 
Kronlandern. Ein Srlaß des Kaiſers verlangi bie Vornahme von Wahlen 
zu einem ordentlichen Reichsrath. 
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20. — (LZuxemburger Frage). Holland regt in Paris die Luremburger 

rage an. 

23. » EOJtalien). Garibaldi beginnt eine lebhaſte Agitation gegen Rom zu: 
nächſt im Venetianiſchen. 

24, „ (Deutſchland. — Nordd. Bund). Erdffnung des erſten Reichstags. 
Thronrebe des Königs von Preußen, 

25. » (Defterreidh). Der Landtag von Böhmen beſchließt mit 156 gegen 
76 Stimmen eine Adreſſe an den Kaifer, in ber er fich zu den Wahlen zwar 
bereit erklärt, aber nur bedingungsweile im Sinne, bes Geptemberpatents 
und bes außerord. Reichsraths. Die Regierung antwortet fofort ſchon am 
folgenden Tage mit der Auflöfung des Landtags und ber Anordnung von 
Neuwahlen. | 

„ « (Türfei). Eine Anzahl wirkliher ober angeblicher Delegirter der Bes 
völferung geht von Gandia nad Konftantinopel ab. 

26. „ (England). Die fog. Abullamiten treten wieber zur liberalen Oppofition, 
wodurch die Tory-Regierung neuerdings in bie Minorität geräth und fid 
genöthigt ſieht, die bloßen Refolutionen fallen zu laſſen und eine fürmliche 
Reformbill anzufündigen. 

27. „ (Deiterreih). Der Landtag von Mähren beſchließt mit 55 gegen 35 
Stimmen eine Abreffe im Sinne bes böhmischen Landtags und wird von 
ber Negierung gleichfalls fofort aufgelöst. 

28. „ (uremburger Frage). Frankreich geht auf die Anregung Hollands ein 
und beauftragt feinen Gejandten im Haag, bie Räumung ber Feſtung von 
Seite Preußens zu betreiben und bie Abtretung des Landes an Frankreich 
anzuregen. 

„» » (Deiterreid). Der Landtag von Krain befchließt gleichfalls eine Adreſſe 
wie Böhmen und Mähren und wird gleichfalls aufgelöst. 

„» » (Mexico). Bereits haben fich 16,000 Franzoſen in Veracruz nah Frank: 
reich eingejchifit. 








2. März (England). In Folge der Schwenfung bed Minifteriums Derby 
in der Reformfrage treten die flrengeren Tories aus demfelben au, 

„ » (Berein. Staaten). Beide Häufer haben ſich über ein Geſetz geeinigt, 
das die Südftaaten zunädft einem Militärregiment unterwirft und bie Re— 
conftruction berfelben auf Grundlage des allgemeinen Stimmrechts auch ber 
Neger anbahnt und über ein Nemtergefeb, das den Präfidenten bez. Ent: 
laſſung von Beamten, ſelbſt feiner Minifter von ber Zuftimmung des Senats 
abhängig macht. Der Präfident legt gegen beide Gelege fein Beto ein. Das- 
felbe wird jeboch bez. beider Gefehe von beiden Häufern mit Zweibrittel: 
majoritäten umgeftoßen. 

3. „ (Zürkei, — Serbien). Die Pforte befchließt, die ferbifchen Feftungen zu 
räumen. 

„nr (Rußland). Ein kaiſ. Ukas dehnt die Aufhebung ber Leibeigenihaft auch 
auf den Kaukaſus und Mingrelien aus. 

4. „ (Dentihland. — Nordd. Bund). Graf Bismard legt dem Weiche: 
tag den Entwurf ber Bundesverfaffung vor und mahnt zur Beichleunigung. 

» » (Berein, Staaten). Der neue (40ſte) Congreß conjtituirt fih. 32 De: 
mofraten bes Repräfentantenhaufes proteftiren dagegen, weil die 10 Süd— 
ftaaten unb 6 andere nody nicht vertreten jeien. 

5. „ (Türkei. — Rumänien) Die II Kammer ertheilt dem Miniſterium 
Ehifa mit 59 gegen 56 Stimmen ein Tabelsvotum. Dasjelbe gibt feine 
Entlaſſung und wird nad fruchtlofem Verſuch ein YFufionsminiflerium zu 
bilden, durch ein rein rabicales Gabinet Golesco-Bratiang erjegt. 

6.—13. März. (Deutſchland. — Nordd. Bund). Reichstag: Generaldebatte 
über den Entwurf der Regierungen für eine Verfafjung des Bundes. 
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6. März. (England). Aufſtändiſche Ausbrüde in Irland. Diefelben werben 
vom Militär unterbrüdt. 

"u (Merleo). Die legten Franzofen fchiffen fi in Veracruz nach Frankreich 
ein. Das Kaiferreih ift feinem Schidfal überlaffen. 


7. „ (EFrankreich). Die Regierung legt bem gefeßgeb. Körper ben Entwurf 
ber Armcereform vor. 
8 „ (Spanien). Aufhebung bes Belagerungszuftandes und Octroyirung eines 


neuen jtrengen Preßgelekes. 

10. „ (Stalien). Neuwahlen zur II. Kammer. Das Refultat berielben ver: 
— indeß das bisherige Verhältniß der Parteien in derſelben nicht 
weſentlich. 

„ (Zürkei, — Aegypten) verlangt von ber Pforte gleichfalls eine Ers 

weiterung feiner Selbftändigfeit, wie fie Rumänien und Serbien neuerlich 
erlangt haben. j | 

11. „ (Spanien). Die Eorteswahlen fallen, wie imnter, zu Gunften ber Res 

gierung aus. 

12. „ (Deutfhland. — Preußen) Eine f, Verordnung regelt bie Ans 
ftellung ber ehemals kgl. hannoverſchen Offiziere: von 626 treten 424 in ben 
preuß. Heeresverbandb ein; eine Anzahl anderer erhält die Erlaubniß zum 
Eintritt in ſächſiſche Dienfte. 

„ (Sranfreid). Der Senat genehmigt ein Gonfult, ber ihm bie Bes 
fugniß einräumt, Gejeßesentwürfe an den gejeßgeb. Körper zu erneuerte 
Prüfung zurückzuweiſen. 

„ (Defterreih). Das neue ungarifche Minifterium leiftet in Dfen ben Eib 
in bie Hände bes Könige. Der Dualismus bes Reichs ift eine vollendete 
Thatſache. 

„GSrankreich). Die Regierung legt dem geſetzgeb. Körper bie verheißenen 
Entwürfe eines Preß- und eines Verſammlungsgeſetzes vor. 

14. „ (GEZFrankreich). Thiers interpellirt bie Regierung im geſetzgeb. Körper über 
bie ausw. Angelegenheiten und meint: „Es darf auch nicht ein einziger 
Tehler mehr gemacht werben.“ 

„ (Berein. Staaten), Der Süden wird nad dem Gongreßbeichluffe unter 
Militärgewalt geftellt. Der Präſident ernennt die Befehlshaber ber 5 großen 
Militärbiftricte. 

15. „ (Türkei). Faft die ganze Inſel Candia mit Ausnahme ber brei Feſtungs— 

ſtädte ift in den Händen der Inſurgenten. 

18. „ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Der Reichstag beginnt die Spezial: 
bebatte über ben Entwurf einer Berfafjung. 

„ (England), Disraeli legt bem Unterhaufe die Reformbill ber Regierung 
vor — Haushaltsftimmredt (allg. Stimmrecht), aber mit gewiljen bes 
ſchränkenden Glaujeln. 

„ (Schweiz) bringt bie erite Hälfte des Awölf-MillionensAnlehens für 
Durhführung ber neuen Bewaflnung ber eidg. Armee im Inlande zu 
44 Proz. al pari unter. 

19. „ (Deutfchland). Die bisher geheim gehaltenen Schuß: und Trutzbündniſſe 
zreiihen Preußen und ben jüddeutichen Staaten vom Aug. 1866 werben 
gleichzeitig in Berlin und Münden veröffentlicht. 

„ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Berfaffungsdebatte bes Reiche: 
tags: Die Aufnahme von Grundrechten wirb mit 180 gegen 65 Stimmen 
abgelehnt. 

„ (Bortugal). Die Eortes genehmigen eine Steuerreform und bie Ein— 
führung ziemlih drüdender Gonfumtionsfteuern. Die Unzufriedenheit darüber 
führt in Oporto zu ernften Unruhen. 

20. „ (Türfei). Der Sultan empfängt die fog. candiotifhen Delegirten. Ihre 

Berathungen entbehren jedoch bes Rückhalts der Bevölferung unb darum 
werben fie nach einiger Zeit in aller Stille wieder nah Haufe entlaffen. 
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21. März. (Deutfhland. — Nordd. Bund). Berfaffungsdebatte bes Reiche: 
tags: auch die Cinführung negativer Grundrechte wird mit 130 gegen 
128 Stimmen abgelehnt, dagegen eine fehr wefentliche Erweiterung ber durch 
Art. IV und V beftimmten gemeinfamen Angelegenheiten beſchloſſen. 

» » (Ruremburger Frage). Frankreich und Holland haben fi geeinigt: 
Holland ift geneigt, Yuremburg an Franfreich abzutreten. Frankreich vers 
langt dringend, daß bie Unterbandlungen mit Preußen ihm allein über: 
lafjen werben. 

» (Spanien). Das Regiment Narvaez erläßt ein fog. Sicherheitsgejeg, 
bas Spanien in eine Art permanenten Belagerungszujtandes verfekt. 

23, „ (Türkei). Die Nufgabe Muftapha Paſcha's, Candia der Pforte wieder 
zu unterwerfen, muß als definitiv geicheitert betrachtet werden, er wird baher 
abberufen und durch Omer Paſcha erfegt. 

» » (Berein. Staaten). Beide Häufer haben fich über einen Zufap zum Res 
conftructionsgefeg für ben Süden geeinigt. Der Präfident Iegt jein Veto 
aud dagegen ein, basfelbe wird aber mit AZweibritteldmajoritäten umts 
geſtürzt. 

26. „ (Luremburger Frage). Dem dringenden Verlangen Frankreichs zus 
wider macht der König von Holland doch dem preuß. Gefandten im Haag 
die erſte Mittheilung von dem mit Frankreich getroffenen Arrangement. 

a » (Deutidland. — Nordd. Bund). Berfaffungsdebatte des Reichstags: 
Der Antrag auf Echaffung eines förmlichen Bunbesminifteriums mit ver— 
antwortlihen Bundesminiſtern wird mit 177 gegen 86 Stimmen vermorjen 
und ebenfo ber Antrag Bennigiens auf Schaffung von Yundesminiftern 
neben dem Bunbesfanzler mit 127 gegen 126 Stimmen. 

„ » (Rupland). Ein kaiſ. Ukas fündigt die vollftändige Einverleibung Polens 
in Rußland an und verordnet zunächft bie Aufhebung bes bisherigen pol: 
niſchen Finarzminifteriums, das im ruff. Finanzminifterium aufgeht. 

v . (Holland). Die zweite Kammer genehmigt das neue Militärbudget und 
die Neorganifation des geſammten Bertheibigungsiyftemes Hollands zu Lande 
mit 54 gegen 14 Stimmen. 

277. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Berfaffungsbebatte bes Reiche: 
tags: Der Antrag Bennigfens wird nochmals geftellt und nochmals mit 140 
gegen 124 Stimmen verworfen, dagegen der Bundeskanzler wenigftens aus: 
brüdlich für (moralifch) verantwortlich erklärt. 

28. „ (Luremburger Frage). Preußen bat von ben Großmächten für feinen 
Beligftand wenig Unterftügung zu erwarten: Lord Stanley, ber englijche 
Minifter des Ausw., erllärt dem franz. Geſandten unumwunben, daß er für 
feine Perfon den von Frankreich gemachten Erwerb Luremburgs für recht- 
mäßig erachte. 

29, „ (Deutijhland — Nordd. Bund). PVerfaffungsbebatte des Reichs— 
tags: Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen werden mit großer 
Mehrheit von jeber Verantwortlichkeit frei erklärt. 

» » WDelerreid). Die Landtagswahlen in Böhmen und Mähren ergeben 
mit Hilfe des Großgrundbeſitzes eine entſchieden deutſch-geſinnte Majorität; 
in Krain bagegen behalten die Slovenen das Uebergewicht. 

30. „ (Deutihland. — Nordd. Bund). Derfafjungsbebatte bes Reiche: 
tags: 136 gegen 130 Stimmen bejchließen bie Gewährung von Diäten und 
Neifekoften an die Abgeordneten. 

» » (Defterreid). Der ungariihe Landiag erhebt das fog. 67er Claborat 
über bie gemeinfamen Angelegenheiten nad dem getroffenen Ausgleich mit 
257 gegen 117 Stimmen zum Geſetz. 

„ „ England). Tie Königin janchionirt das von beiden Käufern des Par— 
lament3 angenommene Geſetz für Errichtung einer „Gonföberation ber brittis 
ſchen Golonien Nordamerikas.“ 

„„Gerein. Staaten). Der Congreß vertagt ſich bis zum December. Doch 
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fol am 3. Juli eine Sitzung ſtattſinden, um gegen alle Verſuche des Prü— 
fidenten bereit zu Sein. 


. April. (Deutihland. — Nordd. Bund). Die fähjiihe Armee iſt bereits 


nad ber Mititärconvention vom 7. Febr. d. %. bundesmäßig formirt. 

„ (Deutjhland. — Nordd. Bund). Reichstag: Bennigien und 70 
Gen. interpelliven die Negierungen bez. Luremburgs. Antwort Bismards, 

» (Frantreih). Gröffnung der Weltinduftricausftelung in Paris. 

„ (England). Disraeli läßt das für die Neformbill beabjihtigte Doppel: 
ſtimmrecht bereits fallen. 

EItalien). Tonello kehrt von ſeiner Miſſion nach Rom im Weſentlichen, 
die Beſetzung einer Anzahl bisher vacanter Biſchofsſtühle durch den Papſt 
allein ausgenommen, unverrichteter Dinge zurück. 

» (Merico). Puebla wird von den Juariſten wieder genommen. 

„ (Luremburger Frage). Preußen wendet jih an bie Unterzeichner ber 
Berträge von 1839. 

» (Stalien). Ricafoli gibt unerwartet feine Entlaſſung ein und wirb 
wiederum durch ein Gabinet Ratazzi erfekt. 

»„ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Verfaffungsdebatte des Reichstags: 

Mit 137 gegen 127 Stimmen wirb bie Friebenspräjenzftärfe ber Bundes— 

armee auf 1 Procent normirt, aber nicht auf 10 Jahre, fondern nur big 

zum 31. Dec. 1871. 

(Holland). Der Minifter des Auswärtigen van Zuylen theilt ber II, 
Kammer die pojitive Erflärung der preuß. Regierung mit, baß diefelbe Lim: 
burg als aus jeder politiihen Verbindung mit Deutſchland gelöst betrachte. 

(Deutfhland. — Nordd. Bund). Berfafjungsbebatte des Reichstags: 
Mit 138 gegen 130 Stimmen wird ber Militärfoftenbetrag von 225 Thlr. 
pr. Kopi an ben König von Preußen bewilligt, doch ebenfalls nur bis zum 
31. Dec. 1871. 

„ (BDeutfhland., — Heflen) ſchließt mit Preufen eine Militärconvention 

ab, der die ganze heſſiſche Divifion zu einem Theil des norddeutſchen Bundess 

heeres macht und auf Grund berfelben einige Tage jpäter auch ein Schuß: 
und Trutzbündniß gleich den übrigen jübbeutichen Staaten. 

(Deutihland. — Nordd. Bund). Reichstag: Interpellation der obers 
heſſiſchen Abgeordneten bez. Eintritt des ganzen Großherzogthums in ben 
norbd. Bund und Antwort Bismards. — Mit 145 gegen 122 Stimmen 
werden jäbrlihe Budgets beſchloſſen und jährlihe Nechnungsablagen. 

(Deutijhland. — Nordd. Bund). PVerfafjungsdebatte bes Reichstags: 
Es wirb befchlojjen, ben füdd. Staaten ben Eintritt in ben Bund auf einen 
Vorſchlag des Bundespräfidiums im Wege der Geſetzgebung ausdrüdlid offen 
zu halten. Der Entwurf ift damit zu Ende berathen. 

„ (Deutfchland). Miſſion des bayrifhen Grafen von Tauffkirchen nad 
Berlin und Wien — erfolglofer Verſuch, ein engeres Verhältniß zwifchen 
Deutihland und Dejterreih anzubahnen. 

„ (Deutfdland. — Bayern). 119 Mitglieder der II. Kammer richten 

während ber Vertagung durch ben Kammerpräjidenten eine Erklärung an bie 

Regierung, in ber fie in ber Luxemburger Frage entfchieden jr Preußen 

einzuftehen fich bereit erklären. 

(Türkei. — Rumänien). Der Senat verwirft die von ber Regierung, 
um bie unzufriedene Moldau zu begütigen, vorgefchlagene Verlegung bes 
Gafjationshofes von Bukareſt nah Jaſſy. 

„ (England). Gladſtone ftellt bem verclaujulitten Haushaltswahlrecht ben 

Antrag auf einen 5-Pfd.:Eenjus entgegen, unterliegt jedoch durch den Abfall 

eines Theils feiner eigenen Partei. 

(Deutihland. — Nordd. Bund). Berfaffungsdebatte des Reichstags: 
Graf Bismard erklärt Namens ber Regierungen, bag bieje die im Entwurf 
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angebrachten Aenberungen jämmtlich annehmen, mit einziger Ausnahme ber 
Diäten und ber —— der Heereseinrichtungen. Dem erſten Begehren 
wird mit 178 gegen 90 Stimmen entſprochen. 

45. April. (Ruremburger Frage). Frankreich richtet eine Circulardepeſche an 
die unbetheiligten Großmächte, im ber es jich Bereit erklärt, auf die Geifion 
— zu verzichten, wenn Preußen auf die Garniſon in der Feſtung 
verzichte. 

16. „ (eutſchland. — Nordd. Bund). Verfaſſungsdebatte bes Reichstags: 
Mit 202 gegen 80 Stimmen wird ein von ben SFreiconfervativen und 
Nationalliberafen vereinbarter Vorſchlag bez. Sicheritellung ber Heereseinrichts 
ungen auch fiber 1871 Hinaus angenommen und ber ganze Verfaſſungs— 
entwurf mit 230 gegen 53 Stimmen. 

17. „ (Quremburger Frage). Defterreich jucht zu vermitteln, indem es zwei 
verfchiedene Bafen einer Löjung vorſchlägt. England dringt in Preußen, es 
nicht zu einem Kriege fommen zu lafjen. Preußen fängt an, fich einem 
Arrangement geneigter * zeigen. 

„eutſchland. — rbd. Bund). Reichstag: Graf Bismard erklärt bie 
Annahme der beicdloffenen Veriafjung Seitens ber Regierungen. Schluß 
bes eriten Reichstags und Thronrede des Königs von Preußen. 

„ (BDeutihland. — Preußen). Die bannover’ihen Abgeordneten zum 
Reichstag verlangen für bie definitive Ordnung ihrer Provinzialangelegen- 
beiten ben Zuzug bannover’fcher Bertrauensmänner. 

18. „ (Türkei. — Serbien). Feierlihe Uebergabe ber Feflungen an ben 

Fürften Michael; Abzug ber türkiſchen Beſatzungen. 

21. „ (Griedenlanb). Prinz Johann von Glüdsburg, Oheim bes Königs, 
leiftet den Eid als Regent. Der König tritt am folgenden Tage feine Reife, 
zunächſt nach Paris an. 

23. „ (Defterreic) ſchließt einen Hanbelsvertrag mit Stalien ab. 

»  » (Ruremburger Frage). Rußland madt den fürmlichen Vorſchlag einer 
Gonferenz in London. 

24. „ (Türfei). Erhebt neuerdings in Athen Beſchwerden gegen bie Ein 
mifhung in Gandia: „Der bellenifhe Staat zwar hat uns nicht ben Krieg 
erflärt, aber jeder einzelne Grieche hat es gethan.“ 

„ (Schweden). Der Reichstag beräth über eine Neorganifation ber Armee, 
ohne indeß bie Frage in dieſer Seffion zu erledigen. 

25. „ (Italien). Die II. Kammer nimmt bie Convention mit Franfreid bez. 
Vebernahme eines Theils ber päpftl. Schuld für die ehemals päpſtl. Provinzen an. 

»  » Belgien). Der Graf von Flandern, Bruder bes Königs, vermählt ſich 
mit einer preußifchen Prinzeſſin. 

27. „ Deutfhland — Württemberg). Mobdification des Minifteriums: 
Zwei eutſchieden preußenfeindlihe Minifter werden entlafien und burd ges 
mäßigtere Männer erjet. 

29. „ (Beutfhland — Preußen). Eröffnung des Landtags (behufs An— 
nahme oder Berwerfung ber neuen Bunbesverfafjung). Thronrede bes Königs. 

80. » uremburger Frage). Die Grundlagen einer Löfung find fowohl von 
Sranfreih als von Preußen concebirt und England lädt daher ben König 
von Holland ein, bie Einlabung zu einer Conferenz ber Großmädte in 
London zu erlaffen. 

— „ (Spanien). Eonflict mit England. Diejes droht und Spanien gibt nad. 


3. Mai. (Deutfhland. — Nordd. Bund). Die IL, fähfiihe Kammer er— 

theilt der neuen Bunbesverfafjung mit 67 gegen 6 Stimmen ihre Zuſtimmung. 

„ (Berein. Staaten). Der Circuit Court von Birginien gibt die Voll: 

macht zum Prozeffe gegen ben ehemaligen Präfidenten bes Sündbundes 

Sefferfon Davis. Der Prozeß wird indeß von einem Termin zum anbern 
verjchoben. Niemand benft mehr an eine wirkliche Beftrafung. 
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4. Mai. (Rußland). Eröffnung der fog. ethnographiſchen Ausſtellung in Moskau 

bie zu ruſſophilen Demonftrationen ber öfterr. Slaven Veranlafjung gibt. 

”» . (Türkei) . Omer Paſcha beginnt feine Operationen auf Candia. 

6. „ (England). Große Volfsverfammilung in Hyde- Park, Die Regierung 
muß ihre aufängliche Abſicht, fie zu verbieten, fallen laſſen. Der Minifter 
bes Innern Walpole tritt in Folge davon zurüd, — Das Unterhaus jeßt 
in der Reformbill die Forderung ber zweijährigen Anjäffigkeit auf eine ein= 
jährige herunter. , 

„ (England). Ein Antrag gegen die anglicaniihe Staatskirche in Irland 
wird vom Unterhaus mit bloß 195 gegen 183 Stimmen verworfen. 

« (Ruremburger Frage). Zufammentritt der Conferenz ber Großmächte in 
London. Auch Italien nimmt (mit Belgien und Holland) daran Theil, ba: 
gegen wird Spanien nicht zugelaffen. 

8 , (Deutfohland. — Preußen). Das Abg.Haus verwirft einen Refolutions: 
antrag ber Fortſchritispartei gegen bie neue Bundesverfafjung nad dreitägiger 
Debatte (gegen 77 Stimmen) und nimmt biefe in erfter Lejung mit 226 
gegen 91 Stimmen an. 

„ (Deutihland. — Preußen) notifizirt Dänemark ben Prager Frieden 
und leitet die Unierhandlungen wegen Nordichleswig ein. 

„ (Deutiäland. — Preußen) Abg.-Haus: Anterpellation über ben 
Fall Oberg. Die Antiwort des Juſtizminiſters ruft einen fofortigen Antrag 
von 145 Mitgliedern gegen das verfaſſungswidrige Gebahren desſeiben hervor, 

„ (England). Disraeli ermäßigt in der Reformbill die Beftimmungen 
bez. ber ſog. compound householders fehr wefentlih und ſetzt die Claufel 
in biefer Form mit Hilfe eines Theils der liberalen Partei durch. 

10. „ (Zürfei. — Rumänien) führt ben franzöfifchen Münzfuß ein. 

11. „ (uremburger Frage). Schluß der Londoner Conferenz und Unterzeich— 

nung eines Vertrags (j. Anhang). 

„GErankreich). Der Prinz von Wales eröffnet die lange Reihe gefrönter 
ne fürftlicher Perjonen, die ben kaiſ. Hof und bie Weltausftellung 
efuchen. 

13. „ (England). Die Regierung ermäßigt in ber Neformbill auch bie Ber 

fimmungen bez. ber Untermiether und fegt auch dieſe Clauſel in dieſer 
Form durd. 

14. „ (Deutihland. — Helfen). Die II. Kammer erflärt ſich mit 31 gegen 
12 Stimmen für eine erfledlihe Beihränfung bes Geſandtſchaftsweſens, 
ſcheitert aber an dem Widerſtande der J. Kammer. 

„ (Stalien), Das Miniſterium Rattazzi legt der II. Kammer einen neuen 
Geſetzesentwurf für bie Liquidation der Kirchengüter vor und ſchließt, ba 
Rotbihild und Fremy dem von ihrem Bevollmächtigten unterzeichneten Ver— 
a ratificirt haben, benjelben Vertrag mit dem Haufe Erlanger ab. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund). Preußen ſchließt auch mit ben 
Hanſeſtädten Militärconventionen ab, zuerft mit Lübeck, fpäter mit Bremen 
und Hamburg. 

„ (Befterreih). Eine zahlreiche Deputation öfterr. Slaven geht nach Peters: 
burg und Moskau, angeblich zur ethnographiſchen Ausftellung, in Wahrheit, 
um eine ſlaviſche Demonflration gegen bie öfterr. Regierung und bie eins 
getretene Wendung der Dinge zu machen und ruffiihe Sympathien an ben 
Tag zu legen und entgegen zu nehmen. 

F (Frankreich) ſchlägt den Großmägten eine allgemeine Abftimmung auf 
Candia über den Anſchluß an Griechenland vor. England und Defierreich 
geben auf den Vorſchlag nicht ein und Frankreich läßt ihn daher wieder fallen. 

„ (Türkei, — Wegypten). Der Sultan erweitert buch einen Ferman bie 
Selbftändigfeit bes Vicekönigs. 

„ (Merieo). Dueretaro fält durch Verrath. Kaiſer Mar und feine Gene: 
rale fallen in Gefangenfchaft. 
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16. Mai. (Rußland) tritt ber Genfer Convention für die Berwundeten im Kriege 
bei, fo daß biefelbe nunmehr fämmtliche europ. Staaten mit einziger Aut: 
nahme des Kirchenftaates umfaßt. 

17. „ (Spanien). Beide Kammern haben dem Regiment Narvaez die Indem— | 
nität für feine bisherigen der Verfaffung widerſprechenden Maßregeln ertheilt, 
bie II. Kammer mit 245 gegen bloß 4, ber Senat mit 122 gegen 63 
Stimmen. ! 

*» « Deiterreid). Das ungarifche Veinifterium Tegt dem Landtage nach ben 
Bedingungen bes geſchloſſenen Ausgleihe eine Reihe von Geſetzesentwürfen 
behufs Meodification der 48er Gejege vor. 

18. „ (Defterreid). Der Landtag von Groatien bejchließt eine gegen den 
Ansgleih und die Unterordnung Croatiens unter Ungarn gerichtete Abdrefie 
an den Kaifer. Der Kaijer antwortet mit einer Auflöfung des Landtags. 

20. „ (Deutihland. — Nordd. Bund). Die Preußen beginnen Sadjen, 

ben Königftein, Leipzig und Baugen ausgenommen, zu räumen. 

(Deutidhland. — Preußen). Entdeckung einer Organifation in Han: 
nover behuis Bildung einer jog. welfiihen Legion. Zahlreiche Verhaftungen 
und zahlreiche Uebertritte folcher Yegionäre wach Holland. 

(Rufland). Anfunft ber öflerr. Slavendeputation zur ſog. ethnogra— 
phiſchen Ausjtelung von Mosfau. Diejelbe wird in Petersburg im og. 
panllaviftiihen Sinne gefeiert und ſchließlich ſelbſt vom Kaifer empfangen. 
241. „ (Türkei). Der Sultan nimmt bie Einladung des franzöf. Gejandten 
zu einem Beſuche in Paris gelegentlich der Weltausfteluug ohne Zögern an, 
obgleich es allen Traditionen wiberftreitet. 

(Rußland). Ein kaiſ. Ufas regelt bie Fünftigen Beziehungen der katholi— 
jhen Bevölkerung des Reihe mit dem heil. Stuhle in vollſtändiger Abhän- 
gigfeit von ber ruſſiſchen Regierung. 

„ (Zürkei — Rumänien). Beginn der Aubenverfolgungen in ber Moldau. 
Die Schuld wirb bem Minifter Joan Bratiano beigemefjen. 
„ — Eröffnung bes ordentlichen Reichsraths. Thronrede bes 
a B 

24. „ (Belgien) Die Kammern bewilligen ber Regierung einen Credit von 
8 Mill. Fr. behuſs Bewaflnung der Armee mit Hinterladern. 

26. „ (Zürfei. — Rumänien) Die Weſtmächte und Defterreich remonftriren 
in Bufareft ſehr energijch gegen bie Yubdenverfolgungen in ber Moldau. 

28. „ (Rufland). Ankunft der öſterr. Slavendeputation in Moskau. Neue 
Feftlichkeiten und Demonftrationen in panſlaviſtiſchem Ginne. 

29. „ (Rußland). Der Kaifer gebt zur Weltinduftrienusftellung nad Paris 

und erläßt von Wirballen aus eine beichränfte Aınneftie für die an der In— 

furrection von 1863 betheiligten Polen. 

(Deutihland. — Preußen) Das Ag.» Haus ertheilt dem Juſtiz— 
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ü ” minifter wegen bes Falls Oberg mit 171 gegen 71 Stimmen ein unzwei— 
deutiges Tadeldvotum, 
31, „ (Defterreih). Der ungariiche Landtag hat bie Mobification der 48er Ge: 


fee genehmigt und es fteht nunmehr der Krönung des Kaijers als König 

von Ungarn nichts mehr im Wege. 

Deutſchland. — Preußen). Tas Abg.: Haus nimmt die neue Bundes— 
verfaffung auch in zweiter Leſung und definitiv an, mit 227 gegen 93 
Stimmen. 

(England). Das Unterhaus beſchließt in ber Meformbill allen Städten 
unter 10,000 Einwohnern, bie bisher zwei Parlamentsmitglieder ftellten, 
eines davon zu entziehen, 

— „SDeutſchland. — Baden). Eine von ber Mehrheit der Miiglieder ber 
I. Kammer unterzeidänete Erklärung fpricht fi für den Eintritt Badens in 
ben norbd. Bund aus, 

— ,. (Deutihland. — Heſſen). Der Minijter Dalwigk fragt in Wien bez. 
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eined Eintritts Hejjens in ben nordd. Bunb an unb wirb als Autwort auf 
ben Prager Frieden verwieſen. 


41. Zuni. (Deutihland. — Preußen). Das Herrenhaus nimmt bie neue - 
Bundesverfaflung einftimmig an. 

2. „ (Berein. Staaten) Der Juflizausihuß bes Repräfentantenhaufes ent⸗ 
ſcheidet mit 5 gegen 4 Stimmen gegen eine Anklage bes PBräfidenten. 

3. „ (England) Das Unterhaus verwirft den Antrag, allen Städten unter 
5000 Einwohnern ihre bisherige Vertretung im Parlament ganz zu entziehen. 

» « (Zürkfei) erläßt ein Geſetz, das einen erjten Eingriff im die Moſcheen— 
güter bedeutet. 

4 „ (Deutfhland. — Zollverein). Präliminarvertrag zu Berlin zwifchen 
Preußen und den fübdentihen Staaten über die befinitive Wiederherſtellung 

bed Bollvereins im Auſchluß an ben Bunbesrath und ben Reichstag bes 
nordb. Bundes. Mürttemberg, Baden und Heſſen ratifiziren benjelben jofort, 
Bayern ae 

„ (Deutfchland. — Nordd. Bund). Der Landtag von Medlenburg unter: 
zieht ji der Zwangslage und nimmt die meue Bunbdesverjaffung mit 
106 gegen 16 Stimmen an. 

„ (Deutfhland. — Heſſen). Die II. Kammer erflärt fi mit 32 gegen 
15 Stimmen für, bie Regierung aber genen einen Eintritt bes ganzen Groß: 
herzogthums in dem nordd. Bund. 

(Griechenland). Der kühne Blofadebreher Arcadion wird von einem 
türfifchen Kriegsichiffe übermannt und zerftört. 

5. „ (Defterreih). Heihsrath: Beide Häufer beichliegen Antwortsabreffen an 
ben Kaifer, in bemen fie auf’ bie eingetretene Wendung in ber Berfafjung 
bed Reichs eingehen. 

6. „ (EFrankreich). Beſuch des Kailers von Rußland und bes Königs von 
Preußen in Paris. Geleaentlih einer großen Revue wirb auf ben Kaijer 
von Rußland cin Aitentat verfucht, das aber mißlingt. Der Thäter, ber 
Pole Berezowsky, wird ergriffen. 

7. „ (Zürfei). Ausbruh einer Inſurrection in Bulgarien, bie jedoch von 
Midhat Paſcha blutig untersrüdt wird und balb auf bloßes Briganten: 
weſen herabſinkt. 

8 „ (Defterreid). Feierliche Krönung des Kaiſers als Könige von Ungarn. 
Derfelbe erläßt eine vollftändige, ausnahmelofe Amneltie und überweist bie 
ie pri ben Honvede von 1848. Allgemeine Beiriedigung. 

9. „ (MRupland). Weiterer Schritt der Einverleibung Polens: auch bie bis: 
herige Regierungscommifjion für das Unterrihtswejen wird aufgehoben und 
dasielbe dem ruf. Unterrichtsminiſterium unterftellt. 

„ - (Kürkei). Orer Paſcha erringt dem erjten Sieg auf Candia, indem er 
bas Plateau von Laljithi belegt. 

11. „ (Stalien). Der Bertrag Rattazzi’s mit Erlanger behufs Liquidation ber 
Kirgengüter findet in der II. Kammer nicht mehr Anklang als der frühere 
Ricaſoli's mit Longrand-Dumonceau: ſämmtliche Büreaug erflären ſich gegen 
benfelben. Die Regierung erflärt, der Kammer durchaus freie Hand taften 
u wollen. 

vr "Bei gien). Die liberale Majorität erleidet bei ben Ernenerungswahlen 
ber Hälfte des Senats eine Niederlage, jo daß ihre bisherige Majorität in 
bemielben von 12 auf 4 Stinimen berabjinft. 

13. „ (Rußland), Der Kaifer beftehlt die enbliche Ausführung bes bisber un: 
ausgeführt gebliebenen Ufajes vom 3. Januar 1850, der jür bie ſämmt— 
lihen Kronbehörden in ben beutihen Oftfeeprovinzen die ruſſiſche Sprache 
als Amtsſprache befohlen hatte. 

„» » (England). Die Brefje regt ſehr emergifch eine durchgreifende Reform 
bes Doverhaufes an. 
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13. Zuni. (Mexico). Kaifer Mar wird in Queroͤtaro vom Kriegsgerichte zum 
Tobe verurtheilt. 

14. „ (Holland) weist die im Arnheim gebildete jog. hannoverſche (welfiſche) 
Legion aus. Die flüchtigen Hannoveraner wenden fih nunmehr. nach ber 
Schweiz. 

15. „ (SFrankreich, Rukland, Preußen u. Jtalien) verlangen von ber 
Piorte eine allgemeine Enquête auf Candia unter Mitwirfung von Bevolls 
mächtigten ber Mächte. Oeſterreich unterjtügt das Verlangen, England ift 
wenigitens nicht dagegen. 

„ (Türkei), Die P orte dehnt das im vorigen. Jahr verſuchte Pilayet» 
Spyiten auf das ganze Reih aus, jo dab 13 neue Bilayets organifirt 
werben follen. 

17. „ (Defterreid). Reichsrath: Die Regierung ſtellt fi entjchieden auf 
einen conftitutionellen Boden, indem fie gegenüber der Oppojition des Reichs— 
raths die Beieftigung Wiens fallen läßt und das octroyirte Heeresergänzungs- 
gefeg vom 28. Dec. 1866 dem Reichsrath zu verfajlungsmäßiger Behand⸗ 
lung vorlegt. 

» # (Deutfhland. — Preußen) präcifirt der bänifchen Regierung ihre 
VBorbebingungen für Abtretung eines Theild von Schleswig. 

. (Deutf&lond. — Zollverein) Bayern wirkt in Berlin: aus, daß 
ihm für die definitive Miederherftellung bes Zollvereins 6 ftatt 4 Stimmen 
im Zollbundesrathe zugeftanden werben und daß ber verfiärfte norbd. Reichs— 
tag den Namen Zollparlament erhalten jolle. 


419. „ (Merieo). Kaifer Mar wird in Ouerdtaro nah dem Sprude bes 
Kriegsgerichts erſchoſſen. 

20. —— Die Hauptſtadt ergibt ſich den Juariſten auf Gnade und 
Ungnade. 

» „ (Zürfei) will dem Verlangen ber Mächte vom 15. d. M. erſt ent⸗ 
fprechen, wenn bie fremden (griechiichen) Einbringlinge die Inſel Candia ge: 
räumt hätten. 

21. „ EFrankreich). Der geleßgeb. Körper beſchließt, zuerſt das Bubget zu 
erledigen, bie Heeresreform dagegen und die (Bejekesentwürfe für bas Preß— 
und Berfammlungsweien anf den Winter zu vwerichieben. — Schreiben des 
Marſchalls Niel an den Oberften ber AntibessPegion in Nom. 

„ (Stalien). Die II. Kammer lehnt ben Antrag auf eine Gonponfleuer 
von 8X mit großer Mehrheit. ab. 

„ r (türkei). Der Sultan tritt eine Reife nad Wefteuropa in Begleitung 
feines Minifters bes Ausw. Fuad Paſcha an. 

„ (Berein Staaten). Der Präfident fucht mirtelft eines Gutachtens des 
Attorney: General die vom Congreß beichlofiene NReconftruction des Sübens 
zu nichte zu machen. 

23. „ (Ztalien). Die Vorbereitungen zu einem Unternehmen. gegen Rom unter 

der Leitung Garibalbi’s find ſowohl in Rom als in Florenz getroffen. 

25. „ (Deutfchland, — Preußen). Die Regierung beginnt, auf die kgl. Dicta- 
tur bie zum 1. Oct. d. J. geftüßt, eine Menge von Unificationsmaßregeln 
für die neu annectirten Landestheile zu erlaffen, die in diefen vielfach, keines— 
wege als Fortichritte anerfannt werden und große Umnzufriebenheit felbit in 
Kurheſſen und Naſſan erregen. 

" » ($ranfreih) Die Regierung verlangt einen außerord. Grebit von 

158 Mill. für bereits gemadte Militärauslagen. 

» (Merieo). PVeracruz ergibt fich den Auariften. Ganz Merico ift wieder 
in ben Händen ber Republicaner. Der Kaifertraum ift zu Enbe. 

(Deutihland. — Heſſen). Die I Kammer lehnt den Beitritt zu 
dem Beſchluſſe der IL Kammer für Eintritt des ganzen Landes in den norbb. 

Bund faft einftimmig ab. 
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Juni. (Oeſterreich). Reichsrath: Der Art. 13 ber Februarverſaſſung (ber 
jog. Octroyirungsartifel) wird in conjtitutionelem Sinne modifizirt. 

« (Ruslanb). Der Kater ſpricht die Behörden ber Oftfeeprovinzen bei ber 
feierlihen Aufwartung in Riga zum erjien Mal in ruffiiher Sprade an 
und erregt dadurd allgemeine Beftürzung. 

„ (England). Eine von der liberalen Partei für dic Reformbill geforderte 
noch ireiere Beſtimmung bezüglich der jog. compound householders dringt 
im Unterhaufe nicht durch. 

« (Italien). Die Commiffion ber IL. Kammer legt derielben einen durch⸗ 
aus umgearbeiteten Entwurf für die Liquidation ber Kirchengüter vor. 


Zuli, (Deutfchland. — Nordd, Bund). Die neue Verfaffung tritt mit 
biefom Tage in Kraft. 

r * rankreich). Glänzender Schluß der Welt-Induſtrieausſtellung in 

aris. 

„ (Dänemark). Beide Thinge des Reichstags haben ſich über die Armee: 
reforın geeinigt, bie indeß vorerft nur bis zu Ausgang des Finanzjahre 
4872—73 gültig fein ſoll. Die Marinereform bleibt dagegen noch unerlebigt. 

„ (Defterreih). Der Reihsrath und ber ungarische Landtag haben ſich 
geeinigt, Deputationen von je 15 Mitgliedern in Wien zufammentreten zu 
lafjen, um über den finanziellen Ausgleih zwiſchen beiden Reihshälften zu 
berathen. 

»„ (Berein. Staaten). Ter Eongre& nimmt feine Sigungen in genügenber 
Anzahl auf und beſchließt, fih ausjchließlih mit der Reconftructionsfrage 
für den Süben zu beihäftigen. 

. (Dänemark). Beide Thinge des Reichstags richten eine Adreſſe an ben 
König bezüglich ber gemieinfamen Hoffnungen auf ben Wiebererwerb Nord: 
ſchleswigs. 

(Rußland). Die Einführung der ruſſiſchen Sprache als Amtoſprache 
in den deutſchen Oſtſeeprovinzen wird damit begonnen, daß ſie zunächſt beim 
Militär wirklich durchgeführt werden ſoll. 

„ (Deutfchland. — Zollverein), Schluß der Zollconferenz in Berlin: Des 
finitive Wiederherftellung des Zollvereins unter Bejeitigung des bisherigen 
liberum veto und Herſtellung eined Zollparlamentes. 

„ (Hranfreih). Der geſetzgeb. Körper bewilligt ben außerordb. Militärs 
credit von 158 Mil. mit 236 gegen bloß 12 Stimmen. 

„ (Griedenland). König Georg verlobt fih in St. Petersburg mit ber 
Großfürſtin Olga. 

.„ Ghranfreid) Thiers greift bie Regierung im gejeßgeb. Körper wegen 
Merico an. 

„ (TZürfei). Omer Paſcha unternimmt einen combinirten Angriff auf bie 
Sphafia, den Hauptfig der candiotifhen Empörung. 

„ (Deiterreidh). Der Reichsrath genehmigt ein Geſetz, das bie Verants 
wortlichfeit der Minifter zur Wahrheit zu machen geeignet if. 

„ (Defterreih). Der Kailer hebt das Inſtitut der General-Adjutantur 
auf, woburh ber Kriegsminifler erſt zu einem wirklich verantwortlichen 
Minifter gemacht wirb. 

„ Gjranfreid). Ollivier bezeichnet ben Staateminiſter im gefehgeb. 
Körper als „PVicefaifer”. Der Kailer tröflet Rouber durdy die Verfeihung 
bed großen Sterns der Ehrenlegion in Diamanten. 

„ (Deutidland. — Nordd. Bund). Graf Bismard wird zum Bundes— 
fanzler ernannt. 

„ (Fürfei. — Rumänien). Neue Audenverfolgungen; barbariſche Gr: 
tränfung von Juden in Galacz. Die Eonjuln der Stadt protejliren eners 
giſch dagegen. ' 
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15. Juli. (Deutfhland. — Nordd. Bund). Preußen ſchließt auch mit 
Oldenburg eine Militärconvention ab. 

» . (England). Das Unterhaus bringt die Berathung ber Reformbill zu 
Ende und diefe gebt nunmehr an das Oberbaus, 


„ " (Berein. Staaten). Beide Häufer des Congrefjes haben ſich über einen 
neuen Zuſatz zum Reconſtructionsgeſez für den Süden geeinigt, der ben 
Präfidenten von jener fo ziemlich ganz ausſchließt und die legte Entſcheidung 
bem Gen. Grant überträgt. Der Präfident legt fein Veto ein, das indeß 
von beiden Häufern mit Zweidrittelmajoritäten umgeſtürzt wird. 

17. „ (Rupland). Ein fail. Ufas befiehlt vom 1. Sept. an die Einführung 
bes Öffentlichen und mündlichen &erichtsverfaßrens auch bei ben Militär= 
bebörben, 


18, „ (Deutfchland. — Preußen) ſchließt mit Walded einen fog. Acceffions- 
vertrag (db. h. Annerion auf vorerft 10 Jahre) ab. 

„ (SHtalien). Die I. Kammer nimmt den erften, entſcheidenden Artikel bes 
neuen Geleßesentwurjs bez. ber Liquidation der Kircdyengüter mit 298 gegen 
bloß 30 Stimmen an. 

„ (Rufland). Um bie Ausfchreitungen ber Provinziallandtage zu ver— 

‚ hüten, werben ben Präfidenten berfelben ermeiterte Befugnifie ertheilt. 

(Türkei). Omer Paſcha ift auf Gandia in die Sphafia eingedrungen. Die 
Inſurgenten ziehen fih in die unwegfamen Gebirge zurüd. Die europ. 
Goniuln berihten von argen Erceffen und Graufamkeiten der Türken, worauf 
bie Gommanbanten ber ruſſiſchen und franzöfiihen Schiffe Befehl erhalten, 
bie wehrloſe Bevölkerung nad Griechenland überzuführen. 

19. „ (Deutfhland — Heffen) tritt fein Poftweien an Preußen ab. 

20, „ (Defterreih). Der Reichsrath beichlieht mit 134 gegen bloß 22 Stim⸗ 

men, eine Gommiljion nieberzujegen, um Geſetze über Herftellung bes bürger— 

lihen Eherechte, Emancipation der Schule von der Kirche und Regelung 
ber interconfejlionellen Angelegenheiten auszuarbeiten, woburd das Goncorbat 
nicht als ſolches gänzlich bejeitigt, aber in den wichtigften Puncten thats 
fächlich durchbrochen werden fol, 

(Dänemark) trägt bei Preußen auf mündliche unb vertraulihe Er: 
örterung ber nordichleswigihen Frage an. Preußen geht barauf ein. 

5 (Rupland). Weiterer Schritt zur Einverleibung Polene: auch die Com: 
miffion bes Innern wird aufgehoben und ihre Geſchäfte dem ruf. Minifterium 
bes Innern überwielen. 

21. „ Gtalien). Tie Gefahr einer Unternehmung gegen Rom wird immer 

brobender. Zahlreiche Volfsverfammlungen erklären fich laut für eine foldye, 
Die Negierung trifft einige Maßregeln dagegen. 

23. „» (Deutihland — Preußen) Die Königin Marie von Hannover 
weicht endlih dem Drud Preußens und verläßt Hannover, um fich zu ihrem 
Gemahl nach Hietzing zurückzuziehen. 

24. „ ODeſterreich). Der Reichsrath beſchließt ein ſehr freiſinniges Vereins⸗ 
und Verſammlungsgeſetz. 

25. „ (Kranfreih) macht einen mißlungenen Verſuch, ſich in die norbichles- 
wigſche Frage einzumijchen und findet für gut, ſchnell wieder einzuzieben. 

2%. „ (Ztalien) Differenzen mit Frankreich über den Brief bes Kriegs: 
minifters Niel bez. der Antibes:Legion und die Mifjion bes General Dumont 
nah Rom bez. Defertionen in jener Legion. 

27. „ (Italien). Die II. Kammer beendigt bie Berathung des Geſetzes bez. 

ber Liquidation ber Kirchengüter und nimmt es als Ganzes mit 204 gegen 

58 Stimmen an. 400 Mill. werben davon dem Staat? mit 296 gegen 41 

Stimmen zugejcieben. 

(Türkei). Die Pforte fucht die Ueberführung ber wehrlojen Bevölkerung 

Candias auf europ. Schiffen nach Griechenland zu verhindern; ber franzöſiſche 
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Admiral erzwingt aber die Erlaubnig, die nun auch bem ruſſiſchen nicht 
mehr verweigert werben Tann. 

28. Juli. (Holland). Ein fgl. Decret betätigt 52 neugebildete Freimilligenvereine 
für militäriihe Uebungen. 

*»  . (Rußland). Die neuen Erwerbungen in Mittelajien werben als Gonver: 

nement Turkeſtan conftituirt. 
29. „ (Deutihland — Preußen). Zufammentritt bannoverfcher Vertrauens: 
männer in Berlin. 

(England). Das Dberhaus beichließt in der Reformbill den Genjus ber 
Untermiether und Erbpächter zu erhöhen. 

30. „ (Deutihland. — Preußen) Der König filirt die Ginziehung bes 
fog. kurheſſiſchen Staatsichages. 

(England). Tas Oberhaus beichließt in der Reformbill eine Claufel, 
n wenigftens für größere Wahlbezirke den Minoritäten eine Vertretung 
ichert. 

81., (Defterreich) tritt durch einen Präliminarvertrag ber Münzconvention 
zwiſchen Frankreich, Italien, Belgien und der Schweiz bei. 

„ er (Deutidland). on der Verhandlungen der jog. Bundesliquidations— 

Gommiffion in Frankfurt und Vertheilung der Activen des ehemaligen Bundes. 

- (Griechenland). Franzöfifhe und ruſſiſche Kriegsichiffe beginnen candio— 

tifche Weiber und Kinder in folder Menge nah Griechenland überzuführen, 
daß deren Zahl bis Ende des Jahre auf 60,000 anfteigt. 


5. Aug. (Defterreih). Erfter öflerr. Lehrertag in Wien — großartige De: 
monflration gegen da® Goncorbat. 

„» „ (England). Das Oberhaus nimmt in ber Neformbill bie von ihm be= 
Ihlofjene Erhöhung bes Genfus der Untermiether jelbft wieder zurück. 

„ (Defterreid). Zuſammentritt ber Deputationen beider Reichshälften 
behuſs des finanziellen Ausgleichs, 

(Türkei). Der Sultan trifft voll der gemadten Erfahrungen aus Weit: 
europa wieder in Konitantinopel ein. 

„ (Defterreich) beruft feinen bisherigen Gejandten in Rom nah Wien, 

um ihm nicht wieder dahin zu ſchicken. 

(England). Das Oberbaus verwirft die vom Unterhaufe beichlofjene 
Abſchaffung der Kirchenjteuern mit 82 gegen 24 Stimmen. 

re (England). Das Unterhaus ertheilt von allen im Oberhauſe durch⸗ 
gegangenen Mobificationen ber Reformbill nur ber Vertretung ber Minoris 
täten mit 253 gegen 204 Stimmen feine Zuftimmung unb weist bagegen 
alle anbern ab. 

12. „ (Deutihland — Nordd. Bund) Erridtung eines ſog. Bundes— 
ar und Uebertragung bes Präſidinms besjelben an ben Geh.-Rath 
Delbrüd. 

» " (Stalien). Der Senat nimmt aud jeinerfeits das Kirchengütergefeß an, 
mit 34 gegen 29 Stimmen. 

(Dänemarf; Eine Anzahl Barifer Kournaliften machen einen bemon- 
firativen Befuch in Kopenhagen, wo fie vielfach gefeiert und ſelbſt vom König 
empfangen werben. 

(Berein. Staaten). Der Präfident jujpendirt ben Kriegsminiſter Stanton, 
ber feine Demilfion nicht eingeben will, und ernennt ben General Grant 
proviſoriſch an feine Stelle. Grant geht darauf ein und Stanton weidt ihm. 
13. „ (England). Das Oberbaus fügt fih dem Unterhaus und genehmigt bie 

Reiormbill nad) den legten Beſchlüſſen desjelben, fo daß ein Geſammtbeſchluß 
erzielt ift, ber von ber Königin (am 15. Ang.) janctionirt wird. 

15. „ (Deutfhland. — Preußen) Beſuch bes Königs in Frankfurt: er 
erklärt unummunben, es jeien Mißverftändniffe und Irrungen vorgefallen, 
bie er von Berlin aus zu befeitigen hoffe. 
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— Aug. (Deutfhland. — Bayern). Den wiederholten Anforderungen ber II. 
Kammer entfprechend, bat die Regierung ben Entwurf eine® neuen Schul: 
geſetzes ausgearbeitet und legt ihm zunächſt einer Commiſſion von Fach— 
männern vor. 


„ » (Italien). Garibaldi ift in ber Nähe von Siena mit ben Vorbereitungen 
zu der Unternehmung gegen Rom bejchäftigt. 


„» + (Spanien). Ausbruch eines Aufftandes auf vier verſchiedenen Punkten. 
Eine Reihe von Provinzen werben in Belagerungszuftand erflärt. 

16. „ (Deutihland. — Nordd. Bund). Der Bundesrath conflituirt fich 
nach ber Bunbesverfaffung. 

= „ Deutfdgland — Preußen). Beſuch des Königs in Kaffel: er erflärt 
wiederholt, es feien in leßter Zeit mancherlei Jrrungen vorgefallen, bie be: 
feitigt werden könnten und befeitigt werben follten und macht namentlidy bez. 
bes Staatsihapes beftimmte Zuſicherungen. 

18.—23. Aug. (Defterreih. — Frankreich). Aufammenfunit ber beiden Kaifer: 
familien in Salzburg. — Keine Allianz. 

20, Aug. (Spanien). General PBezuela unterbrüdt ben Anfitand in Barcelona. 
Das Militär bleibt der Regierung treu. General Prim bleibt fern und ftelit 
fih nicht an die Spitze des Auſſtandes. 

„ - (Türkei) Mifjion Fuad Paſcha's an ben ruffiihen Kailer in Livadia. 
Die Türkei gebt auf bie ihr bort gemachten Propoſitionen nicht ein. 

„ (Berein. Staaten). Der Präſident jeßt den Gicneral Sheridan von 
feiner Stelle als Militärcommandant im Süben ab. 

22. „ (Deutfhland, — Preußen). Der König octroyirt Hannover eine 
provinzialftändiiche Verfafjung. 

24. „ (Defterreid). Eröffnung ber Brennerbahn. 

2%. „ (Deutihland. — Preußen) AZufammentritt kurheſſiſcher Vertrauens: 
männer in Berlin. 

„—30. Aug. (Frankreich). Der Kaiſer am Aubiläumsiefte ber Vereinigung 
ei mit Franfreih. Reden in Arras, Lille und Amiens: die „Ihwarzen 

unfte.* 

v» Aug. (Stalien). Die Gifenbahn über ben Mont Genis nah bem Syſtem 
Fell ift vollendet und hält die Probe aus. Der regelmäßige Betrieb wird 
indeß noch verfchoben. 

27. » (Sranfreih, Rußland, Preußen und Italien) erneuern bie Forder— 
ung einer Enquete auf Gandia unter Aſſiſtenz der Mächte. Die Pforte lehnt 
das Begehren neuerdings ab und will nunmehr umfafjende Reformen aus 
eigener Initiative einführen. 

» (Berein Staaten). Der Präfibent feßt ben General Sidles von feiner 
Stelle als Militärcommandant im Süden ab. 

30. » (Deutihland — Preußen). Die Direction des Marine-Minifterinms 
wird endlich wenigftens provijorisch einem Fachmann, dem Vice-Admiral 
Jachmann, übertragen. 

 » (3 —* Garibaldi läßt ſich bewegen, zum Friedenscongreß nach Genf 
zu gehen. 

.. » (Spanien). Der Auiftand kann als geſcheitert betrachtet werben. 

— . (Deutfhland — Nordd. Bund). Preußen bat nunmehr mit allen 
Staaten bes Bundes befondere Militärconventionen abgeſchloſſen, Mecklen— 
burg und Braunſchweig allein ausgenommen, welde die neue Organijation 
ihrer Streitfräfte in eigene Hand genommen haben. 

— „ (Rukland). Zahlreiche ruſſiſche Militärs und Beamte werben mit 
Staatsgütern in Polen bebdacht. Die griechiſch-unirte Kirche in Polen wird 
allmälig wirder zur griechiſch-orthodoxen umgewandelt und ihrer Fatholifchen 
Elemente enifleidet. Die Behörden in ganz Bolen find bereite faft voll: 
ſtündig ruſſifizirt. 
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— Sept. (Deutfhland. — Bayern). Agitation des kath. Clerus gegen ben 
neuen Schulgefegentwurf der Regierung. 

2.7. Sept. BZufammentritt eines internationalen Arbeitcrcongrefjes zu Lauſanne. 

m Sept. (Deutfhland. — Zollverein). Lübeck erklärt fih für den Eins 
tritt in ben Zollverein, während Hamburg und Bremen ihre bisherige Freis 
bafenjtelung beibehalten wollen. 

5. „ (Deutfhland. — Baden). Eröffnung des Landtags. Die Thronrebe 
bed Großherzogs jpricht ſich unzweideutig für einen Gintritt Badens in ben 
norbd. Bund aus. Beide Kammern ſprechen ſich in ihren Antwortsabreffen 
in demſelben Sinne aus, 

6. „ (Deutidhland. — Baden). Der Staat unterwirft die angehenden fath. 
Geiftlihen einer Prüfung bez. ihrer wiſſenſchaftlichen Vorbildung. Der Erz— 
biſchof proteftirt. | 

7. » (Deutihland — Nordd. Bund). Graf Bismard erläßt eine Girs 
cularbepefche über die Politif Preußens und die Haltung des nordd. Bundes 
gegenüber ben ſüdd. Staaten, denen Feincrlei Zwang angetfan werben fol. 

I. „ (Deutfhland). Die Preußen haben die Feſtung Yuremburg vollſtändig 
geräumt, 

.„— 12. Erpt. Bnfammentritt eines internationalen Friedenscongreſſes in Genf. 
Anfunit Saribaldi’s. Differenz zwiſcheu den Schweizern und den Ausländern 
namentlih Franzojen. 

10. Sept. (Deutfhland — Nordd. Bund). Gröffnung des Meichstags, 

Thronrede des Könige. 

(Jtalien). Garibaldi kehrt von Genf zurüd und nimmt nunmehr feine 
Thätigkeit gegen Rom energisch in bie Hanb. 

11. „ (Stalien). General Nunziante erhäft den Oberbeiehl über bie Truppen 
an ber römiſchen Grenze (14,000 ftatt der angeblichen 50,000 Mann). 

12. „ (Deutihland. — Breußen). Eine ?. Verordnung octroyirt der Pros 
vinz Hannover auch eine Amts: und Kreisverfafiung. — Zuſammentritt von 
ſchleswig-hol ſtein'ſchen Vertraueusmännern in Berlin. 

13. „ (Italien). Garibaldi geht von Florenz an die römiſche Grenze ab. 

16. „ (Deutſchland. — Preußen) Ein f: Erlaß überweift ben ehemaligen 

kurheſſiſchen Staatsihap dem commumnalftändijchen Verband des nunmehrigen 

Regierungsbezirks Kafjel. 

(Holland). Die Thronrede des Königs bei Eröffnung der Generalftaaten 
ftellt eine Vorlage für Vermehrung des ftchenden Heeres in folge ber Ber: 
mweriung jener über die Organifation ber Bürgerwehr in Ausficht. 

18. „ (Xürkei) erläßt eine Amneſtie für die candiotifchen Inſurgenten, einbeis 
miſche und fremde, bie binnen 6 Wochen“ die Inſel vertaffen. 

19, „ (Branfreih). Krifis des Credit mobilier; Austritt der Pereire. 

20. „ (Stalien). Die Freiwilligen Garibaldi’s beginnen die römische Grenze in 
Heinen Trupps zu überfchreiten. 

21. „ (Deutihland. — Baben). PBeluch des Kinigs von Preußen in Karls: 
rube. Der Großherzog führt dem König in demonftrativer Weiſe jo ziemlich 
fein ganzes Armeecorps vor. 

22. „ (Deutfchland. — Preußen) ſchließt mit dem ehemaligen Herzog von 
Naffau einen Abfindungsvertrag ab. 

24. „ (Deutihland. — Nordd. Bund). Der Reichstag richtet an ben 
König von Preußen eine Antwortsadreffe, in ber bie nationale Verbindung 
zwiihen Nord = und Süddeutſchland betont und jeber Verſuch fremder Eins 
mifchung „in rubigem Selbſtvertrauen“ zurüdgewiejen wird. 

rn (Itaklen). Die Regierung läßt Garibaldt in Afinalunga an der römiſchen 
Grenze verhalten und nady der Feitung Aleſſandria bringen, 

(Berein. Staaten) Schluß ber Wahlliften für die Wahlen von 
Staaiscouventionen (Berfafjungsräthen) in ben 10 Südſtaaten. 

25. „ (Deutihland. — Preußen). Der Provinziallandiag von Hannover 
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beichließt einftimmig, von ber Regierung bie Ausſcheidung eines befonberen 
Provinzialfonde zu begehren. — Gin k. Erlaß anerkennt die 5 Mill. Kriegs: 
contribution Frankfurts von 1866 ale Schuld bes preuß. Staats. 


. Sept. (Deutihland). Zweiter Proteftantentag in Neuſtadt a. d. H. — 


Theſen für bie Union. 

(Defterreih). Die Deputation beider Neichshälften einigen fi) über ben 
Vorichlag eines finanziellen Ausgleichs, ber nunmehr an den Reichsrath und 
an ben ungarifchen Landtag gebt. 

(Jtalien). ®aribaldi wird von ber Regierung bedingungslos nad) ber 
Inſel Gaprera entlafjen, dagegen dort von Megierungsbampiern beivadht. 

(Deutihland — Bayern). Die Bijchöfe proteftiren gegen den neuen 
Schulgeſetzentwurf, den fie ale Enichriſtlichung der Schule bezeichnen. 

(Defterreih). 25 Erzbifhöfe und Biſchöfe richten eine Adreſſe an ben 
Kaifer für ungefchmälerte Aufrechthaltung des Goncorbats und bringen da— 
dburd den Sturm gegen dasjelbe zum allgemeinen Ausbruch. 

(Türkei) fchidt den Großvezier Aali Paſcha felber nach Gandin, um bie 
Inſel durh umfaffende Reformen zu pacificiren. 

(Deutſchland. — Preußen) ichlicht auch mit dem gew. Rönig von Han— 
nover ein (überaus reichlich zugemejjenes) Abfommen ab. — Gine Fönigf. 
Verordnung vetropirt auch dem ehemaligen Herzogthum Naſſau eine Kreiss 
und eine communafjtändifche Verfaſſung. 

(Rom). Beginn des Einfalls der Freifchaaren. 


— Det. (Berein. Staaten). Die Wahlen in einer Neihe von Staaten 
fallen ſehr weſentlich zum Nachtheil dev bisher überwiegenden republifanifchen 
Partei aus. 


. Det. (Deutfchland, — Nordd. Bund). Die Formation des norbd. Bundes: 


beeres ift vollendet. Die Bundescontingente werben für den König von 
Preußen vereidigt. Die preuß. Marine ftreicht ihre bisherige und zieht die 
Bunbesflagge auf. 

(Deutfhland, — Preußen). Die Dictatur des Königs in ben new er— 
ae Landestheilen erliſcht und die preuß. Berfaffung tritt auch für fie 
in Kraft. 

(Rupland). Auch bie efthländifche Ritterſchaft macht wie bereits bie 
Ritterfhaften der zwei anderen beutichen Ofljeeprovinzen bie Rittergüter 
Nichtadeligen zugänglid. Bon den Eifenbahnbeamten in den Oftfecprovinzen 
wird die ruifiihe Sprache gefordert; eine Anzahl Deuticher wird badurd ges 
jwungen, den Dienft jofort zu quittiren. 

(Verein. Staaten). Wahlen zur Staatsconvention (Berfafiungsratb) 
in Mabama unb andern Südftaaten. 

(Ztalien). Garibaldi will von Gaprera entweichen, wird aber mit Ge— 
walt dahin zurüdgebradht. 

(England). Beginn der Erpebition gegen Abyffinien. 

(Rom). Die Rüpftlihen baben die von den Freiſchaaren überfallenen 
Grenzorte meift wieder genommen, Bagnorea mit Sturm, 

(Deutfhland. — Hefjen). Das Militär Teiftet dem König von Preußen 
al8 Bundesfeldberrn den Fahneneid. 

(Defterreich). Der Reichsrath beginnt die Berathung ber ihm vom 
Berfaffungsausfhuß vorgelegten Staatsgrundgeſetze. 

(Deutſchland. — Bayern). II. Kammer: Fürſt Hohenlohe entwidelt 
fein Programm in ber beutichen Frage — Gründung eines Etaatenbundes 
zwilchen ben ſüdd. Staaten und dem norbd. Bunde unter preuk. Präfidium. 

(Italten). In Florenz bildet fih ganz offen ein Gentralcomite jür bas 
Unternehmen gegen Rom mit zahlreichen Werbebureaur im ganzen Lande. 

(Rom). Das römische Nationalcomite reconftitwirt fich wieder und bereitet 
eine Erhebung in ber Stabt Rom felbft vor. 
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12. Oct. (Rom). Menotti Garibaldi beſetzt Monte Libretto, Nerola ꝛc. mit 
1200 Mann, 

14. „ (Stalien). Garibaldi entfommt glücklich von Gaprern. 

16. „ (Defterreih). Der Kaifer lehnt als „conftitutioneller Regent“ bie Zus 
muthung ber bilchöflichen Adrefie vom 28. v. M. ab. 

„ (Brankreih) nimmt zum Schuge Roms gegen Stalien eine brobenbe 
Haltung an, ftellt diefem eine Art Ultimatum und notifizirt jenem ben uns 
fehfbaren Schuß Franfreiche. 

« (Defterreid). Reicherath: Das Abg-Haus hat die vier neuen Staats: 
grundgefeße und die revidirte Februarverfaffung mit großen Mehrheiten ans 
genomnien. 

»  - (Rom). Der Papjt richtet in feiner Bedrängniß cine Encyclica an ſämmt⸗ 
lie Erzbiſchöſe und Viſchöfe ber Chriftenheit, dagegen Fein birectes Hilſe— 
eſuch weber an Frankreich noch an die anderen kath. Mächte, 

18. (Rom). Angeblih 12,000 Römer richten eine Adreſſe an den Rapft für bie 
fofortige Antervention ber regulären ital. Armee. Die Freiſchaaren unters 
liegen inzwiſchen meift den päpftl. Truppen. 

19. „ (Franfreidh). Der Befehl zur Ginfhiffung der Truppen gebt nad 
Toulon ab. 

„» « (Stalien). Rattazzi gibt im Folge des franzöfifchen Ultimatums feine 
Entlafjung. Garibaldi landet glüdlih in Livorno. 

20. * (Ftalien). Cialdini wird mit der Bildung eines neuen Miniſteriums 
etraut. 

.Mom). Das päpfil. Gebiet iſt angenblicklich von den Freiſchaaren faſt 
ganz geräumt. Die Thatſache wird nach Paris gemeldet. 

21. „ EFrankreich). Auf bie Nachrichten aus Nom und Florenz wird ber 
Abgang der Transportflotte von Toulon wieder jiftirt. 

"» « I(Atalien). Garibaldi erfcheint in Florenz und fpricht unbehelligt zum Rolf. 

„ »- (Rom) Das Nationalcomite ruft dburd ein Proclam Rom zum Auf: 
ſtand auf. 

22. „ (Rom). Mißlungener Aufftand in Rom felbft. Kühnes Unternehmen 
einer Schaar römiiher Emigranten unter Enrico Gairoli. 

» » (Stalien). Garibaldi geht mit einem Grirazuge von Florenz an bie 
römiſche Grenze ab. 

„ » (Deutfhland. — Bayern). Die II. Kammer genehmigt die neuen 
Zollvereinsverträge mit 117 gegen 17 Stimnten. 

.  . (Sefterreidh). Der Kaifer gebt (ohne die Kaiſerin) nah Paris und 
trifft auf bem Wege einen Augenblid mit dem König von Preußen zuſammen. 

23. „ (Deutihland. — Baden) Beide Kammern haben bie neuen Zoll: 
vereinsverträge einftimmig genehmigt. 

-»  . (Defterreich). . Reichsrath: Das Abg.:Haus genehmigt das neue Ehegeſetz, 

bas troß bes Goncordats das bürgerliche Eherecht wieder herjtellt und das 

canoniſche Bejeitigt. 

„ (Stalien). Garibaldi vereinigt fi mit feinem Sohne Menotti und übers 

nimmt das Sommanbo ber Freiſchaaren. 

n» . Rom) Die Emigrantenſchaar unter Gairoli und dieſer jelbft werben von 

den Päpitlichen niedergemadht. 

„» (Beutfhland. — Bayern). Die Commiſſion des Reichsraths beſchließt 
mit 9 gegen I Stimme auf Berwerfung ber Zollvereindverträge anzutragen. 
Allgemeine Aufregung darüber. Der Reiheraih wird von allen Seiten mit 
Adrefien, Petitionen und Telegrammen gegen jeinen Plan bejtiirmt, 

"- . (Rom). Garibaldi macht einen vergebliden Sturm auf Viterbo. Immer 
zablreihere Echaaren bringen über die Grenze. Die Yage ber Stadt Rom 
wird bedenklich. 

23. „ (Dentihland. — Rorbd. Bund). Der Reichstag beräth ein Bundes: 
ſchuldengeſetz und fügt der Vorlage cine Veftimmung bei, welche die Berant: 
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ee ber bießjälligen Beamten aud gegenüber bem Reichstag verwirk: 

en fol. 

25. Oct. (Rom). Rom mwirb in Belagerungszuftand erflärt. — Garibaldi flebt 
bereits an ber Site von circa 4000 Dann. 

"» » (Italien). Gialdini verzichtet -darauf, ein Miniflerium zu Stande zu 
bringen. Die Nachricht wird nad) Paris gemeldet. 

„» » (&ranfreih). Die Flotte in Toulon erhält den befinitiven Vefehl, nad 
Civitavecchia in See zu geben. 

- » (2elgien). Die Regierung legt den Kammern den Entwurf einer Re 
organifation ber Armee vor. 

v» » (Türke), mer Paſcha wird von Candia abberuien, Aali Paſcha, ber 
Großvezier, ijt bemüht, feinen Neiormbeftrebungen Boden zu fchaffen. 

26. „ (Deutfchland. — Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt die neuen 
Zollvereinsverträge gegenüber den füdd. Staaten nur unter der Bedingung, 
daß dielelben die Schutz- und Trupßbündniffe mit Preußen nicht in Frage 
ftellen. Schluß des Reidystages. 

„ » (Deutfhland. — Bayern). Ter Reichsrath will als „Berinittlung” bie 
neuen Zollvereinsverträge annehmen, wenn Bayern fein bieherige& liberum 
veto verbleibe. Der Führer der Meichsratbepartei und Fürſt Hohenlohe 
geben mit diefem Begehren nad Berlin. 

„» . (Defterreih). Reichsrath: Das Nbg.: Haus nimmt das neue Schulgejek 
trotz des Goncordates an. 

„0. (Rom). Garibaldi erftürmt Monte Rotondo, die Lage der Stadt Rom 
wird verzweiſelt, ſämmtliche Truppen in der Gampagna erhalten den Befehl, 
ſich nad Rom zurüdzuziehen. 

" . (drantreid) Die Flotte gebt von Tonlon in See. 

27., (Rom). Garibaldi ift ganz nahe von Rom vorgerüdt. Far überall im 
Kirchenſtaat erklärt fich jept die Bevölferung für Italien, die päpftl. Fahne 
wird abgenommen, die Tricolore aufgeftedt und an vielen Orten durch Ple— 
biscit der Anſchluß an Italien beſchloſſen. 

„Italien). Menabrea übernimmt das Miniſterium. Der König erläßt 
ein Manifeft, indem er ſich gegen das Unternehmen gegen Rom nnd gegen 
einen Bruch mit Frankreich erflärt. 

„ » (Griechenland). Der König feiert in St. Petersburg feine Bermählung 
mit ber ruſſiſchen Prinzeffin Olga. 

„„ Deutfchland. — Zollverein). Ter König von Preußen lehnt bie Zumu— 
thung des bayerischen Reichsraths entichieden ab. 

-» . (Brankreih). Die franzöſiſche Flotte erfcheint vor Civitavecchia. 

29. „ (Deutſchland. — Württemberg). Die II. Kammer beichließt mit 53 
gegen 37 Stimmen, daß es zur Genebmigung bes Schuß und Trutzbünd— 
niſſes feiner Zweidrittelmajorität bebiinfe und nimmt es dann mit 55 gegen 
32 Stimmen an. 

* » (Rom) Die päpftl. Armee ift in der Stadt concentrirt. Dagegen werden 
die Franzoſen vor Givitavechia durch ftürmifches Wetter verhindert, ji auss 
zuſchiffen. Beftürzung in Rom, 

30. „ (Deutihland. — Bayern). Die II. Kammer beſchließt, auf ber be: 
bingungslojen Genehmigung ber Zollvereinsverträge zu beitehen, sehr. 
v. Thüngen und Fürft Hobenlobe kehren unverricpteter Dinge von Berlin 
zurück und ber Ausihuß bes Reichsraths beichließt mit 8 gegen 1 Stimme, 
jeine Oppofition fallen zu laffen und auf einfache Genehmigung anzutragen. 
Neue Telegramme und Petitionen beſtürmen ben Reichsrath von allen Seiten, 
nachzugeben. 

» . (Mom). Die Franzoſen ſchifſen ſich in Civitavecchia aus und am Abend 
rücken bereits zwei Bataillone derſelben in Rom ein. 

GBSItalien). Die italieniſche Armee rüdt auf vier Punkten in ben Kirchen⸗ 
ftaat ein. 
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30. Oct. (NRubland, Frankreich, Preußenund Jialien) richten eine „Erflä- 
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rung“ am bie Pforte, in ber fie fich über bie Nichtbeachtung ihrer guten Mathe 
beflagen und „die Pforte ben Eonfequenzen ihrer Thaten überlaffen wollen.” 

„ (Deutfhland. — Bayern). Der Reicherath fügt fi der Zwangslage 
und jpridt mit 35 gegen 13 Stimmen bie bebingungslofe Genehmigung ber 

ollvereinsverträge aus. — Die Regierung legt der II, Kammer ben neuen 
hulgeletentwurf vor und lehnt den Proteft der Pilchöfe ab. 

-„ 1Deutfohland. — Württemberg). Die II. Kammer beſchließt, baß für 
bie neuen Zollvereinsverträge eine Zweibrittelmajorität mothwendig fei und 
genehmigt fie bann mit einer ſolchen (73 gegen 16 Stimmen). 

» (Rom). Garibaldi zieht ih auf Monte Rotondo zurüd, dag er verbarricabirt, 

» (Stalien). Aufregung in den großen Städten. In Turin wirb das 
Standbild des Könige verflümmelt. 


. Nov. (Italien). Tie Hilis: und Werbebureaur werben von ber Regierung, 


doch mit Schonung, geichlofjen. 

» (Rom). Garibaldi eriheilt in Monte Rotondo feinen Freilhaaren ben 
Befehl, über Dientana in ber Richtung von Tivoli abzuzichen. 

„ (Dänemarf) verkauft feine wejtindiichen Infeln S. Thomas und S. Juan 
an die Verein. Staaten von Norbamerifa. 

-„» (Rom). Die Päpftlichen und Franzofen ziehen von Rom gegen bie abziehenden 
Garibaldianer aus und flohen bei Mentana auf diejelben. Hartnädiges und 
blutiges Gefecht. Die Räpitlichen richten nichts aus und die Franzoſen müfjen 
eintreten. „Das Chafjepot thut Wunder“: Die Freiſchaaren werden theile 
niebergemacht, theile nah Mentana zurüdgebrüngt. 

„ (Rom). Die Freiihaaren in Mentana ergeben fih und werben gefangen 
nad Rom geführt. Ein Theil dagegen zieht fih über die ital. Grenze zurüd, 
Garibaldi mit ihnen. Derjelbe wird verhaftet und nach dem Fort Varignano 
abgeführt. 

„ (Türkei). Mali Paſcha, der Großvezier, verlangt von ber Bevölferung 
Candias nad Ablauf bes AUmneftietermins bie Mahl von Vertrauensmännern. 
Reformplan ber Piorte. 

„ (Italien). Die italienifhhen Truppen werben wieber aus dem Kirchenftaat 
aurüdgerufen. 

» (Deutfdland, — Zollverein). Die neuen Zolvereinsverträge werden 
alljeitig ratifizirt, von Preußen indeß ausdrüdlich nur unter dev Vorausſetzung 
ber Schutz- und Trugbündniffe. Bayern proteftirt dagegen. Preußen ent: 
hält fich einer Antwort, 

(Dentihland. — Baden). Die II Kammer befchränft fo viel wie 
möglid das Geſandtſchaftsweſen. 

„ (Branfreih) ladet ſammiliche größere und kleinere Regierungen Europas 
u einer Gonferenz über die römiſche Frage ein. Bon ben größeren Mächten 
— nur Oeſterreich und Spanien fofort zu, Preußen, England und Ruß— 
land zögern dagegen und maden Schwierigkeiten. 

» (Shmweiz;). In den Ernenerungswahlen bes Staatsratbs von Genf er: 

ringt die Partei der fog. Independenten neuerdings einen vollftändigen Sieg 

und unterliegt James Fazy und feine Partei. 
(Deutihland). Ter Nationalverein beſchließt in einer Generalverfamm: 
fung zu Kaffel feine Auflöfung. 

„» (Deutihland — Preußen). Das Berliner Stabtgeriht verurtheilt 
Zweiten nah dem Willen bes Obertribunals wegen feiner Rede im Abg.: 
Haufe vom 20. Mat 1865 gegen die Auflizverwaltung (des Grafen zur Lippe) 
zu zweljährigem Gefängniß; berfelde mwirb demgemäß in jeinem Amtc als 
Stabdtgerichterath fuipendirt. 

„ (Defterreih). Der Reichsrath beginnt bie Berathung über das Deles 
gationegejeg und Über ben finanziellen Ausgleich mit Ungarn, 
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13. Nov. (Defterreih). Reichsrath: Beide Häufer haben fich über bie 4 Staats 
grundgeſetze und über die revidirte Februarverfaflung geeinigt, die niit bem 
Tage der Verkündigung auch ſofort in Kraft treten follen, 

* „ (Franfreid). Mobdification des Minifteriums: Rouher gibt das Finanz 
minifterium an Magne ab, Lavalette wird im Innern durdy Pinard erſetzt. 
v» „ Fürklei. — Rumänien). Die Regierung ſchließt die faum zuſammen— 
getretene Kammer wegen ihrer Oppoſition gegen fie und ordnet Neuwahlen an. 

15. „ (Deutihland — Nordd. Bund) Sachen lehnt die Einladung 
Frankreichs zur Theilmahme an einer europ. Gonferenz über die römifche 
Frage mit der Hinmweifung auf feine Stellung als Glied des norbd. Bundes ab. 

"» - (Zürfei. — Serbien). Der bisherige Miniiterpräfident Garaichanin 
nimmt feine Entlaffung und wird durch Riſtitſch erfeßt. 

16. „ (Rußland). Die Beamten in Rolen bedienen jih auf höhern Befehl 
fortan bes alten Kalenders, das Publifum bleibt beim neuen. 

„» » (Spanien). Der im Auguft verhängte Belagerungszuftend wird erit jet 
wieder aufgehoben. 

17. „ (Schweiz). In Zürich beginnt eine bemofratiiche Bewegung gegen bas 
bort in der Regierung und im großen Rathe berrichende Syſtem“. Pam: 
phlete des Dr. Locher gegen den Dbergerichtspräfidenten Ulmer. 

18. „ (Deutfhland. — Bayern) Die II. Kammer nimmt dae neue Ge: 
werbegejeg mit Giewerbefreibeit umd zwar aud für die Prefgewerbe mit allen 
gegen 15 Stimmen an. 

20. „ (Deutihland. — Nordd. Bund). Die Regierung legt dem fähftihen 
Fandtage endlich einen Entwurf zur Reform bes Tängft veralteten Wahlgeſetzes 
für den Landtag vor. 

„» » (Franfreih). Die Regierung legt dem geleßgeb. Körper einen mobifizirten 
Entwurf für bie Armeereform vor, 

21. „ (Nom). Die päpftlihe Negierung beginnt, die gefangenen Garibaldianer, 
diejenigen aus dem jekigen und den früher päpitlichen Provinzen jedoch aus— 
genonmen, an Stalien auszuliefern. 

22. „ (Deutfhland, — Baden). Die II. Kammer nimmt das neue Wehrgefeg, 
das ſich vollftändig an die Normen bes nordd. Bundes anichließt, mit allen 
gegen 2 Stimmen an, bie I. Kammer einftinmtig. 

„ Rußland). Der nach Petersburg zur Berichterſtattung berufene General: 
nouverneur dev beutfchen Djtfeeprovinzen fehrt nah Riga zurüd, ohne eine 
Berubigung bez. dev Sprachenfrage mitzubringen. 

„ (Zürkei) Nali Paſcha und der Grofvezier eröffnet die Delegirtenvers 
ſammlung ber Ganbioten. 

24. „ (Deutfhland. — Preußen). Eine Depeche Bismards weist Heſſen 
(Dalwigk) wegen feiner baftigen Annahme bes franz. Gonferenzvorihlags 
mit Nachdruck in feine Schranken zurück. 

» » (Griehenland). Der König trifft mit ber nenen Königin in Athen ein, 

25. „ (Ztalien). Garibaldi wird wieder nah Gaprera entlafjen. 


» „ (Bofland). Die II. Kammer verwirft das Budget des Auswärtigen mit 
38 gegen 36 Stimmen. Das ganze Minifterium bietet in Folge davon dem 
König feine Entlaffung an. Inzwiſchen wird das Budget dur bie Forder—⸗ 
ung interimiftiicher Creditbewilligungen erfeßt. 

26. „ (England). Das Unterhaus bemiliigt die Koften bes abyſſiniſchen Feld⸗ 
zugs, wälzt aber einen Theil der Koflen auf Indien. 

27. „ (Rom). Eine Divifion Franzofen fehrt von Givitavechia wieder nad 

Frankreich zurüd. 

(Türkei). Die candiotifhe Delegirtenverfammlung ftelt an bie Pforte 6 

Forderungen behufs Pacificirung der Inſel. 

30. „ (Sranfreid). Der Senat ertheilt der Regierung bez. ber römiichen 
Trage ein Bertrauenspotum. 
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2. Dec. (Deutfchland, — Preußen). Das Abg.-Haus erflärt ſich in Folge bes 


[> 
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Falls Tweſten neuerdings nad) zweitägiger Debatte mit 181 gegen 160 unb 
in zreeiter Pejung mit 188 gegen 174 Stimmen gegen bie Regierung und 
ihre Auslegung des Art. S4 der Verfaſſung. Tie Stellung des Juſtiz— 
minifters Graf zur Lippe iſt nadhgerade doch völlig unhaltbar geworden. 

»„ (Nom). Die Frangolen haben die Stadt Nom wieder vollfiändig geräunit 
und ſich in und um Givitavechia comcentrirt. 

„» (Schweiz) Beide Käthe der Bundesverfanunlung einigen jich über ein 
Geſetz zur Feitftellung des Verfahrens für Ginleitung einer Nevifion der 
Bunbdeöverfafjung. 

» (Zürfei. — Serbien). Der neue Minijterpräjident Riſtitſch tritt ſchon 
wieder zurüd und wird durd Petroniewic erfegt. 

» Berein Staaten) Zuſammentritt des Gongreffes. Faſt drohende 
Botichaft des Präfidenten. 

„ (Deutfhland. — Preußen). Der Yuftizminifter Graf zur Rippe wird 
enblidy entlaſſen und durh den ehemal. hannover'ſchen Minifter Leonhardt 
erjegt, mas fi aber weſentlich doch als bloß Perjonalveränderung heraus: 
ftellt, ohne Aenderung in der Sache, 

»„ (Branfreih). Debatte des gejeßgeb. Körpers über bie römiſche Frage: 
Der Staatsminiſter Rouher jchneidet endlich dur eine unummundene (Sr: 
Härung Stalien jede Ausjicht auj den Erwerb Roms von Seite Frankreichs 
ab. Das Project einer europ. Gonferenz über die römijche Frage fällt bas 
durch von ſelbſt zujanımen. 

„ (Ztalien). Miedereröfinung der Kammern, Darlegung Menabrea’s: er 
erflärt „Rom fei für Stalien ebenfo nöthig als Paris für Fraukreich.“ 

„ (Italien). Debatte des Senats über die römiſche Frage. Derielbe befchlicht 
eine Tagesordnung, in ber einftimmig „Rom Hauptſtadt“ fefigehalten wird. 
„ (Berein. Staaten). Die Yuftizcommijjion trägt nunmehr mit 5 gegen 
4 Stimmen auf Anklage des Präfidenten an. Das Repräfentantenhaus lebnt 
ben Antrag jedbod mit 103 gegen 57 Stimmen ab. — Das Haus entzieht bem 
Finanzminifter die bisherige Vollmacht zur Einziehung von Papiergelb mit 
127 gegen 21 Stimmen. 

„ (Berein. Staaten). Der ehemalige Rebellenſtaat Alabama hat fi eine 
neue Berfafjung gegeben auf Grundlage vollftändiger Nedisgleichheit aller 
Bürger, Weißen und Neger. Am 4. Febr. 1868 fol über dieſelbe durch 
allgemeines Stimmredt abgejlimmt werben, 

„ Beutfgland, — Preußen). Dat Abg.: Haus vept bie Ernennung 
ber bisher preuß. Gefandten zu Gefandten des nordd. Bundes an; Biemard 
erklärt ſich bamit einverfianden. Löwe bringt bie Behandlung der deutſchen 
Dfifeeprovinzen von Seite Rußlands zur Sprache. 

. (Berein. Staaten). Der Gongreß ertbeilt den Negern im Diftrict 
Columbia auch ben Zutritt zu allen Aemtern gleich den Meißen. 

„ (Deutihland. — Nordd. Bund). Der Bunbesrath leitet die als 
mälige Erfegung ber preuß. Gonfulate duch Bunbesconjulate ein, 

-« (Schweiz). Die Bundesverſammlung beſchließt eine durchgreifende Ber: 
einfahung des militäriihen Befleibungswelens. 

„ (Zürfei). Die Pforte geficht die Forderungen ber candiotijchen Dele— 
girtenverfammlung fämmtlich zu. 

„ (England). Feniſche Pulververihiwörung in London. Paniſcher Schred 

in ganz England. 

(Stiehenland). Die Kammer ertheili dem Viniflerium Komunduros 
mit 105 gegen 52 Stimmen ein Berirauensvotum. 

„ Schweiz). Die deinofratiihe Bewegung in Zürich gewinnt entichieben 
bie Oberhand. Bier große Volfsverfammlungen jprechen fich für das Refe: 
rendbum an das Volk bez. aller Gelee aus, 

» (Deutfchland — Preußen). Das Abg.-Haus erklärt ſich gelegentlich des 
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Budgets jür eine Neorganilation der Provinzialverfaflungen im Sinne grös 
Berer Selbftregierung. 


46. Dec. (Belgien). An Folge innerer Tifferenzen bietet das ganze Gabinet 


17. 


= 


22, 


® 


Rogier:frere dem König feine Entlafjung an. 

„ (Teutihland. — Nordd. Bund). Tie Regierung Sadjens enticheidet 
fih endlih aud für Einführung des Geſchworneninſtitute. 

-„» (Reutfhland, — Bayern). Die II. Kammer nimmt das neue Wehr: 
geich anf Grund ber allg. Wehrpflicht mit allen gegen 15 Stimmen an. 

» (Italien). Menabrea erflärt in der zweiten Kanımer, bie September: 
conventiom jei nicht aufgelöst, aber jufpenbdirt ; ebenſo jufpendirt jet aber aud 
die von Italien Üibernommene Zahlung ber Interefjen von einem Theil ber 
päpitl. Staatsihuld, fo Tange die Franzofen in Nom fein. Die Ranımer 
beisyließt, von diefer Erflärung Aft zu nehmen. 

„ (Perein. Staaten) Das Reprülentantenhaus verwirit ben Antrag 
Butlers, die Staatsalänbiger in eutwerthetem Papier ftatt in Gold zu zahlen, 
mit 117 gegen 32 Stimmen. 

„ (Rusland). Der livländiihe Landtag beſchließt eine Hdrefje an ben Kaiier 
gegen die beabſichtigte Aufjifizirung und für Erhaltung ber deutichen Sprache 
unter Berufung auf bie verbrieften Rechte der beutfchen Dftfeeprovinzen. 
Der Kaiſer weigert ji, die Adreije entgegen zu nehmen. 

„» (Franfreih). Beginn ber Debatte des gefeßgebenden Körpers über bie 
Heeresrelorm., 

» (Deiterreih). Reichsrath: Beide Häufer haben den finanziellen Ausgleich 
mit Ungarn genehmigt. 

„ (Beutihland — Preußen) Tas Abg.:Haus vertagt fih bis nad 
Neujahr, ohne das Budget für 1868 erledigt zu haben. Die Regierung er« 
Härt, für die Ausgaben |. 3. Indemnität nachzuſuchen. 

„ (Defterreih). Ter Kaifer fanctionirt bie neuen Staatsgrunbgefege und 
die revidirte Februarverfafjung, die ſofort im Kraft treten. 

„ (Ztalien). Die II. Kammer fchließt die am 9 Dec. begonnene Debatte 
über bie römiſche Frage und verwirit mit 201 gegen 199 Stimmen bie von 
Menabrea angenommene Tagesordnung. Das Minifterium Menabrea gibt 
feine Entlafjung. Der König nimmt fie an, beauftragt aber wiederum 
Menabrea mit der Neubildung des Minifteriums und vertagt die Kammern 
bis zum 7. Januar 1868. 

» (Portugal). Die Neuerungen im Steuerwelen führen in Oporto neuer: 
bings zu ernſten Unruben. 

Pr (Deutfhland. — Württemberg). II. Kammer: Die Regierung legt 
ben Entwurf eines neuen Geſetzes über die Wahlen zur II. Kammer und 
bie Zuſammenſetzung biefer vor. 

„ (Beiterreih). Der Kaifer ernennt Beuft, Bee und John zu Reibeminiftern. 

„ (BDeutihland — Nordd, Bund). Die Preußen räumen Sachſen voll 
jtändig, mit Ausnahme der Feſte Königftein, 

„ (Branktreih). Der geieigeb. Körper gefieht der Regierung bez. ber Armee— 

rejorm die Hährige Dienftpflicht mit 177 gegen 81 Stimmen zu, woburd 

bie Armee nah dem Berlangen ber Regierung auf 800,000 Mann gebracht 
wird, ohne die mobile Nationalgarde, über die noch nicht entfchieben iſt. 

(Spanien). Die Königin bezeichnet es in ihrer Thronrebe als bie Auf: 
gabe des Regiments Narvaez „ſtufenweiſe die Politif des entihiedenen Wider: 
ftandes gegen die Revolution zu entwideln und zu befeftigen.“ 

». (Bolland). Nachdem bie Kammern die interimiftifchen Grebitforberungen 
bewilligt haben, nimmt ber König das Demifjionsbegehren bes Miniſteriums 
van Zuylen nit an und appellirt neuerbings durch Auflöfung der II. Kammer 
an bas Lanb. 

„ BDefterreih). Der ungariſche Landtag bat den finanziellen Ausgleich 
genehmigt. 
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28. Dec. (Schweiz). Der Gr. Rath von Züri) leitet da8 Begehren von 26,000 
finmfähigen Bürgern fir eine Perfafjungsrevifion durch einen Verinfjungss 
rath an bie allgemeine Abftimmung des Volkes. 

29, „ (Deiterreih). Eudlich kann dem Kaifer die vereinbarte Lifte eines aus 
ben hervorragendſten Zührern des Reichsraths gebildeten Minijteriums für 
die cisleithanifchen Provinzen vorgelegt werden. 

„» „ (Griechenland). Auf den deutlich zu Tage gelegten Wunſch des Könige 
nimmt das Miniſterium Komunduros troß des Bertrauensvotums der Kammer 
feine Entlaffung und wird Bulgaris wieder mit der Bildung eines neuen betraut. 

30. „ (Belgien). Ter König nimmt die Entlaffung des Gabinets an: Der 
Miniſterpräſident Rogier fcheidet aus und der Finanzminiſter Froͤre-Orban 
erhält den Auftrag, ein neues Cabinet zu bilben. 

— . Türkei. — Montenegro) ſchickt eine eigene Deputation nad Kons 
flantinopel, um von der Pforte die Abtretung eines Hafens am adriatifchen 
Meere zu verlangen. 


Londoner Vertrag bezüglid Luremburg 
von 11. Mai 1867. 


Sm Namen der allerheiligiten und uncheilbaren Dreifaltigkeit: 


Se. Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Luremburg, 
hat mit Rüdjichtnahme auf die Beränberung, weldye in ber Lage bes Großherzog— 
ihums veranlaßt wurde, in Folge ber Auflöſung ber Bande, welche dasſelbe mit beim 
früheren deutſchen Bunde verfnüpften, Ihre Wajeftäten den Kaifer der Franzoſen, 
den Kaifer von Defterreih, die Königin von England, den König ber Belgier, ben 
König von Preußen und den Kaiſer von Rußlaud eingeladen, ihre Vertreter in einer 
Gonferenz zu London zu verfammeln, um ſich mit ben Bevollmächtigten Sr. Winjeftät 
des Königs-Großherzogs zu verftänbigen über neue Arrangements, die im allgemeinen 
Antereffe bes Friedens zu treſſen wären. Und Ihre genannten Majejtäten haben, 
nahdem jie biefe Einladung angenommen, in gemeinjamer Uebereinftimmung bes 
ihlofien, dem Wunſche zu entiprechen, welchen Se. Dinjeftät der König von Stalien 
fund gegeben bat, an einer Beratbung Theil zu nehmen, bie beſtimmt ift, ein neues 
Diand der Sicherheit für die Aufrechthaltung der allgemeinen Ruhe zu bieten. In 
Folge defien haben Ihre Majeftäten in Ucbereinftimmung mit bem Könige von 
Stafien, indem fie zu dieſem Zwecke einen Bertrag fchliegen wollten, zu ihren Bes 
vollmächtigten ernannt (folgen die Namen ber weiter unten bezeichneten Miniſter 
mit ihren Titeln), welde, nachdem fie ihre in vollgültiger Form befundenen VBolls 
machten ausgetauſcht, über folgende Artikel übereingefommen find: 

Art. 1. Se. Majeftät ber König der Niederlande, Großherzog von Qurems 
burg, Häft die Bande aufrecht, welche das genannte Großherzogthum mit dem Haufe 
von Naffau : Oranien verbinden, Frait der Verträge, welche diejen Staat unter die 
Souveränetät Sr. Majejtät des Königs-Großherzogs, feiner Nachkommen und Nach— 
folger geftellt haben. Die Rechte, welde bie Agnaten des Haufes von Naffau anf 
die Erbfolge des Großherzogthums Fraft berjelben Verträge befiten, find. aufrecht 
erhalten. Die Hohen contrahirenden Theile acceptiren bdieje gegenwärtige Erflärung 
und nehmen davon Alt. Art. 2. Das Großberzogthum, in den Grenzen, wie jie 
dur den, ben Verträgen vom 19. April 1839 angefügten Aft unter der Garantie 
der Höfe von Deiterreih, Frankreich, Großbrittannien, Preußen und Rußland feit: 
geftellt find, wird fünftig einen für immer neutralen Staat bilden. Es wirb ges 
halten fein, biefelbe Neutralität ben anderen Staaten gegenüber zu beobachten, 


32 dertrag bezũglich Enremburg. 


Die hohen contrahirenden Theile verpflichten ſich, den durch den gegenwärtigen Art. 
ſtipulirien Grundſatz ber Neutralität zu beobachten. Dieſer Grundſatz iſt und bleibt 
geſtellt unter die collective Garantie der Mächte, welche den gegenwärtigen Vertrag 
unterzeichnet haben, mit Ausnahme Belgiens, das ſelbſt ein neutraler Staat iſt. 
Art. 3. Da das Großherzogthum Yuremburg nah den Beltimmungen bes vorher: 
gehenden Artikels neutraliſirt ift, To wird die Auirechthaltung oder bie Errichtung 
von bejejtigten Plägen auf feinem Gebiete ohne Nuten und ohne Gegenfiand. In 
Folge deffen ift man gemeinfam übereingefommen, daß die Stadt Luxemburg, welche 
in ber Vergangenheit in militärischer Beziehung als eine Bundesieitung angefehen 
wurde, aufhören joll, eine befefligte Stadt zu fein. Se. Majeſtät der König-Groß— 
berzog behält fich vor, in diefer Stadt die nöthige Zahl von Truppen zu unterhalten, 
um daſelbſt über die Aufrechthaltung der Ordnung zu wachen. Art. 4. Gcmäß 
ben in den Art. 2 und 3 enthaltenen Stipulationen erflärt Se. Mojeflät der König 
von Preußen, baß feine Truppen, welche gegenwärtig die Bejakung von Quremburg 
bilden, den Befehl erhalten werden, mit der Räumung biefes Plakes unmittelbar 
nad ben Austauſche der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages vorzugehen. 
Man wird gleichzeitig damit beginnen, die Artillerie, die Munitionen und ale 
Gegenſtände zurückzuziehen, melde die Ausrüftung der genannten Feſtung ausmachen. 
Während diefer Operation wird nur die Truppenzahl dort bleiben, melde nöthig ift, 
um bie Sicherheit des Kricgsmaterials zu überwachen und um bie Grpedition des— 
felben zu bewerfitelligen, die in einer möglichſt Turzen Friſt vollendet fein wird. 
Art. 5. Se. Majeftät ber König: Großherzog kraft der Souveränetätsrechte, weldye 
er über die Etadt und die Fellung Luremburg ausübt, verpflichtet fich jeinerfeits, 
die nötigen Mapregeln zu trefien, um die genannte Feſtung in eine ofiene Stadt 
zu verwandeln vermittelit einer Schleifung (Demolition), welche Se. Majeftät für 
genügend eradıten wird, um bie Antentionen ber hoben conirabirenden Theile zu 
erfüllen, bie in dem gegenmwärtigen Bertrage ausgebrüdt find. Die dazu nöthigen 
Arbeiten werden unmilielbar nad) dem Abzuge der Garniſon beginnen. Sie jollen 
mit aller derjenigen Schonung bewerfficligt werben, welche bie Intereſſen der Stadt« 
bewohner erfordern. Ce. Mojeflät ber König: Großherzog verfpricht außerbem, daß 
die Beieitigungen der Stabi Luremburg künftighin nicht wieder hergeftellt, und daß 
fein anderes militärifches Gtablifjement daſelbſt aufrechterhalten noch gegründet wer: 
den fol. Art. 6. Die Mächte, welche ben gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet haben, 
conftaiiren, daß, da die Auflöfung des deutichen Bundes gleihmäßig die Auflöfung 
der Bande herbeigeführt bat, melde das Herzogthum Limburg in collectiver 
Weife mit bem Großherzogthum Luremburg an den genannten Bund gefnüpft haben, 
baraus folgt, daß die Veziehungen, deren Erwähnung geichieht in ben Artikel 
3, 4 und 5 des Vertrages vom 19. April 1839, zwiſchen dem Großherzogthfum und 
gewilfen Territorien, die zu dem SHerzogthum Limburg gehören, zu beleben auf- 
gehört haben, indem dieſe Zerritorien fortfahren, einen integrirenden Theil des 
Königreiches der Niederlande zu bilden. Art, 7. Der gegenwärtige Vertrag foll 
ratificirt und die Ratificationen besjelben in London ausgetauſcht werben im Zeit— 
raume von vier Wochen oder früher, wenn es jih thun läßt. 

An Beglaubigung defien haben die reipectiven Bevollmächtigten ihn unters 
zeichnet und mit ihren Siegeln verfeben, Gegeben zu Lonbon, ben 11. Mai 1867. 
Stanley, Apponyi, Latour d'Auvergne, D’Azeglio, Bentind, Ban de Meyer, Tornaco, 
Servais, Bernftorff, Brunnow. 

Erklärung. Es ift wohlverflanden, daß ber Ari. 3 bem Rechte anderer 
neutraler Staaten feinen Eintrag thut, ihre feften Plätze auf ihre Territorien gu 
erhalten und nöthigenfals zu verbeſſern. (Folgen diefelben Unterfchriften.) 


II. 
Deutſchland, 


Preußen und Oeſterreich. 


J. 
Nord⸗ und Süddeutſchland. 
1. Preußen und der norddeutſche Bund, 


1. San. (Preußen). In der neuen Rang: und Quartierlifte für bie 


2. 


preußifche Armee figuriven nur noch der Kaijer von Defterreih und 
ber Kaifer von Merico als Chefs preuß. NRegimenter, während bie 
übrigen Mitglieber bes öſterr. Kaijerhaufes in Folge des bekannten 
Vorgangs (f. 1866 Defterreih Anf. Sept.) geftrichen find. 


» (Brenßen: Schleswig⸗Holſtein). Herzog Friedrich erläßt aus 
Baden-Baden eine lebte Proclamation an feine Schleswig-Holfteiner, 
in ber er fie ber gegen ihn übernommenen Verpflichtungen entbindet, 
zugleich aber feine unb bes Landes Rechte gegenüber der Annerion 
Preußens namentlih auch mit Bezug auf Norbichleswig verwahrt: 
ne a Während einer eınjten und weczjelvollen Zeit 
haben wir in feiter Gemeinfchaft ein großes Kiel erfirebt. Es galt eine nas 
tionale‘ Pflicht zu erfüllen, die Herzogthlimer von ber Fremdhertſchaft zu bes 
freien und bie von unferen Vorfahren geſetzten Grenzen Deutichlands zu 
retten. Mir preifen Gott, daß er umfere Beftrebungen ſegnete. Mochten 
wir auch verhindert werben, zum zweiten Male mit ben Waffen für unfere 
Freiheit einzutreten, jo war es doch unfer erfter ruhmreicher Befreiungsfampf, 
Euer fefter Wiberftand in langen und trüben Jahren, es war mein 
Recht, welhe ben Waffen Defterreihs und Preußens bie 
Bahn braden und unfrer alten Loſung: Frei von Dänemark! ben enbs 
lihen Eieg errangen. Wir fonnten unfere nationale Pflicht dadurch erfüllen, 
bag wir für das Recht das Landes auf Selbftänbigfeit eintraten. Ihr mwißt 
es, daß nicht perjönlicher Ehrgeiz, jondern nur das Bewußtfein meiner 
Pflicht mein Handeln beftimmt bat. Die freiheitlihe Entwidlung bes Landes 
war gefihert durch eine Verfaffung, an bie fich für uns theuere Erinnerungen 
fnüpften. Ihr mwaret einig mit mir barin, daß Scleswig-Holftein allen 
Anforderungen genügen müfje, welhe bie bunbesftaatlide Einigung 
Deutfhlands an uns ftellen mochte. Ya felbft, als es fich darum Banbelte, 
Schleswig-Holſtein in ein einfeitiges Verhältniß zu Preußen, als ber 
Vormacht in Norbbeutihland, zu bringen, Habe ich, Eurer Zuflimmung ge: 
3* 
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wiß, bem Könige von Preußen jhon im erftien Monate bes 
Krieges gegen Dänemarf aus freien Stüden Anerbietungen 
gemadt, welde bamals zu einer volllommenen Verſtändi— 
gun zwifden dem Könige unb mir führten. Ein blutiger Kampf 
hat die Verfaſſung Deutſchlands gefprengt und, obgleich wir nicht in Waflen 
landen, obgleich die innere Selbſtändigkeit Schleswig-Holfteins mit ben 
neuen Formen, bie man für Norbdeutichland zu ſchaffen fucht, verträglich ift, 
unfer Landesrecht niebergeworfen. Ach werbe baber mein und bes 
Landes Recht verwahren. Unb wenn Nordſchleswig ber bem Auss 
lande verbießene Kaufpreis ifl, um an uns ein Unredt be: 

eben zu bürfen, jo willih wenigfiens das Redt ber Nord— 
—— bei Schleswig-Holſtein zu bleiben, und das 
Recht Deutſchlands auf Nordſchleswig aufrecht erhalten. Aber 
ih bin außer Stande, da8 Landesrecht gegenwärtig mit Wirffamfeit zu ver: 
theidigen ober Euch gegen die Gefahren, mit welchen bie Gewalt jedes that: 
ſächliche Eintreten für bdasfelbe bedroht, zu ſchützen. Ich barf baher bie 
Gewiſſen nicht befchweren und gebe Euch hiemit alle Verpflichtun— 
gen zurüd, welde Ihr einzeln oder in Gemeinſchaft durch Eide, Gelöbniffe 
ober Huldigungen gegen meine Perfon übernommen habt. Ich fann Euch 
baber au nicht zu einem beflimmten Handeln auffordern, und es bebarf 
deſſen nicht. In langen Kämpfen habt Ihr jtets die Ehre bes Landes auf: 
recht erhalten. Die Wflihten gegen Deutichland und Schleswig⸗Holſtein 
werden auch in Zukunft ber Leitſtern Eures Handelns bleiben. Schleswig» 
Holfteiner | Was auch die Zukunft bringen möge, wir bürfen auf bie Ber: 
gangenheit mit dem Bewußtjein zurüdbliden, einen guten Kampf gefämpft 
zu haben. Trotz aller Berlodungen habt Ihr den alten Ruhm ber Holjten- 
treue rein erhalten. Guere Treue und Liebe machten mir bie Prüfungen 
biefer Jahre leicht. Die Zeit und die Manblungen berfelben werben das 
Band ber Liebe und bes Vertrauens, welches zwiſchen uns befteht, nicht 
lodern. Für alle Zeiten werbe ih mit dem Glüde und Unglüde Schleswig: 
Holfteins mit allen Faſern meines Herzens verwachlen bleiben, Gott behüte 
Eu! Gott fegne unfer theures Vaterland |” 


4. San. Morddeutſcher Bund). Die Benollmächtigten der Staaten 


7. 


8. 


12. 


des norbbeutihen Bundes treten unter dem Vorfike des Grafen 
Bismard behufs Feitjtelung des Entwurfs einer Bunbesverfaflung 
als Vorlage an den Reichstag neuerdings in Berlin zufammen. 

„ NRorddeutfher Bund) Die Wahlen zum erften conftis 
tuirenden Reichstage des norbbeutihen Bundes werden auf ben 
12, Vebr, angeordnet. 

„ Rorddeutfher Bund). Die Kreuzztg. verlangt für ben 
norbd. Bund ein Staatenhaus und ſpricht fi für bie Umwandlung 
ber kleinen Bundesfürften in Pärs des nordd. Bunbesitaates und 
gegen einen Bunbesrath als hemmend und unnütz aus. 

„ (Breußen: Naſſau). Die frühern reactionären Beamten bes 
Herzogs, Werren, Schepp u. f. w., bie bisher von Preußen nur 
juspendirt waren, werben befinitiv in Ruheſtand verſetzt. 

„ ÖBreufßen). Abg.-Haus: Zweite Leſung des am 21. Dec. 1866 
in erfter Lefung angenommenen Gefeßesentwurfs bez. Abänderung 
bes Art. 69 der Berfaflung und Vermehrung bes Haufes um 
80 Mitgl. aus den annectirten Provinzen, Rebe Gerlachs gegen 
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ben Entwurf ohne gleichzeitige gefehliche Erweiterung aud bes 
Herrenhaufes. Das Haus nimmt ben Entwurf fchließlich mit allen 
gegen 5 Stimmen an, 


14—15. Yan. (Preußen). Herrenhaus: Debatte über das Geſetz betr. 
Abänderung des Art. 69 ber Verfaffung und Vermehrung ber Mit: 
glieder bes Abg.-Haufes. 

Die Eommiffion trägt mit 8 gegen 4 Stimmen auf Ablehnung an. 
v. Kröder und Ben. beantragen: „Das Herrenhaus wolle befchließen: 
a) ben Artikel 1 in folgender Faffung anzunehmen: Sobald die preußiiche 
Berfafjung in ben meuerworbenen Lanbestheilen Geltung erlangt, wirb bas 
Herrenhaus durch Fönigliche Anordnung in Gemäßheit bes Art. 1 bes Ge: 
feßes vom 7. Mai 1853, fowie der VBerorbnung vom 19. November 1865 
buch Mitglieder aus jenen Panbestheilen ergänzt, besgleichen treten zu ber 
bisherigen Anzahl ber Mitglieder bes ne: ber Abgeorbnieten 80 Abge: 
orbnete aus jenen Panbestheilen hinzu. b) Den Titel des Gefeßentwurfs wie 
folgt zu fafſen: Entwurf eines Gefeges, betreffend die Ergänzung bes Herrens 
hauſes und bes Abgeordnetenhauſes aus ben neuerworbenen Ranbestheilen.” 
Graf Brühl: Ohne die Annahme des Amendements Kröcher könne bie 
Vertretung einer wichtigen Klaſſe von Bewohnern ber neuen Landestheile, 
diejenige bes alten und gefefligten Grundbeſitzes nicht ermöglicht werben. 
v. Krocher: Das Herrenhaus befteht aus erblichen, aus durch allerh. Ver: 
trauen berufenen Mitgliedern, aus Vertretern bes alten und gefeftigten Grund» 
befiges und aus Vertretern ber Städte. Er babe im Intereſſe letzterer beiben 
Kategorien ben Antrag geftellt und hoffe, ba durch Aufnahme der hannover’: 
ſchen Ritter in das Herrenhaus bie Abneigung berjelben gegen Preußen bes 
feitigt werbe. Man wolle nicht von ber Gnabe bes Abg.-Haufes abhängen. 
Werbe fein Antrag abgelehnt, fo gehe man über fich felbit zur Tagesorbnung 
über und unterzeichne fein eigenes ZTobesurtbeil. v. Walbow:Steins 
bövel: Die Regierung trete immer mit ber Biftole in der Haub in bas 
Herrenhaus: „nun fagt ja“; die Regierung babe aber nicht auf ewig mit 
ihren alten Gegnern Frieden gefchloffen. v. Kleiſt-Retzow: Das Herrens 
haus fönne nicht von feinem Recht und feinem Princip ablafien. Mit bem⸗ 
felben Recht könnte nachher ein zweites und ein brittes Geſetz in berfelben 
Weife vorgelegt und feine DONE geforbert werben. Was bie Regierung 
in biefem Belehe ausgeiprochen, ſei nicht ber Weg bes Compromiſſes, Aires. 
des entichiebenen Entgegentretensg, Er jei mit Hrn. v. Kröcher vollftommen 
einverftanden, daß mit ber Annahme biefes Geſetzes bad Toberurtheil bes 
Haufes vollzogen fei. v. Senfft-Pilſach: Nähme er das Geſetz ohne bas 
Amendement Kröder an, fo wiürbe er fi für meineidig erflären. Graf 
Bismard habe zu feinem Bebauern feine bisherigen Parteigenofjen, die ihm 
treulich zur Seite geftanden, plöglich verlaffen und fich felbft den Männern 
zugewandt, bie Oppofition maden. Graf Bismard: Wenn ber Borrebner 
nur kurze Zeit an ber Spige ber Regierung geflanden hätte, fo würbe er 
ſich fagen, daß man in biefer Lage nicht bie Möglichkeit hat, Partei-Anfichten 
zu folgen. Ein großer Staat. regiert fi nicht nad Partei:Anfigten, man 
muß die Gejammtheit ber Parteien, bie im Lande vorhanden find, in Ab: 
wägung bringen und aus dem Reſultate biefer ſich eine Linie ziehen, ber 
eine Regierung als ſolche folgen Tann. „Die Herren, welche ben Geſetzes⸗ 
vorföhlag, wie er aus bem anderen Haufe gekommen, ablehnen, haben meiner 
Meberzeugung nad zwei Zwecke babei. ie wollen erftens bie organijche 
Entwicklung dieſes Haufes ſicher fielen, und fie mollen zweitens ber Mes 
gierung einen größeren Spielraum bei Ginführung der Verſaſſung in bie 
neuen Lande bewilligen, fei es ber Reit nad, fei es bem Inhalte nad. 
Sehen wir unter bem Gefichtspunfte Heiber fragen, eb fie biefen Zweck 
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erreihen! Se. Mai. ber König bat bem Haufe durch bie Verordnung vom 
Dctober 1865 — eine Verordnung, bie nicht leicht nach ber ganzen Lage ber 
Dinge binzuftellen war — ein Unterpfand gegeben, daß Se. Majeftät feft 
entfchlofjen ift, bas Herrenhaus als einen organiſchen Factor unferer Vers 
jaffung zu erhalten, zu ehren und zu fördern. Die Fönigliche Regierung — 
Sie fünnen bavon überzeugt fein — ift banfbar für die Unterftügung, bie 
bas Herrenhaus in fhwierigen Tragen ihr ſtets gegeben Bat, nicht nur, 
fondern fie wird aus confitutioneller Ueberzeugung ben Beſtand bes Herren⸗ 
baufes und feine organifhe Fortbildung gegen jede Anfechtung vertreten; fie 
hält diejenigen conftitutionellen Staatsmänner für ſehr Furzfichtig, welche 
Tauben, fie Fönnten einen Factor ber Verfaſſung anfechten und für ungefeß« 
ich erflären, ohne babei das ganze Syftem unferer Berfaffung in Frage zu 
fiellen. Eine Regierungsgewalt, welche fi dazu herbeiließe, ben einen 
Factor ber Gefeßgebung willtürlich zu befeitigen ober zu ignoriren, würde 
wenigftens buch DVerfaffungsbebenfen fchwerlich bewogen werben, vor bem 
anderen Halt zu machen. Diejes Bekenntniß ber Auffaffung ber Regierung 
von ber Bebeutung bes Herrenhauſes, von feiner Nothwendigfeit, von feiner 
Berfaffungsmäßigkeit und Unantaftbarkeit, von dem Schutze ber Füniglichen 
Aufage, unter der es ſteht, wie jebe andere Berfafjungseinrichtung, diejes 
Bekenntniß kann Ihnen aus meinem Munde nicht neu und unerwartet fein. 
Wenn Sie dies aber für wahr annehmen, jo haben Sie auch die Gewißheit, 
ba Sr. Majeſtät alle Kategorieen, aus benen das Herrenhaus feine Mit: 
lieber zieht, in ben neuen Ländern nad ber bisherigen Gefeßgebung offen 
eben. Aber Sie werben auch mir zugeben, daß es nicht nützlich ift, jo lange 
bie Verhältnifje nicht abgeichloffen find, bie Regierung zu nöthigen, Mit: 
lieder zu berufen, deren Verhalten vielleiht das Herrenhaus wieberum zu 
auerlichen Beſchlüſſen nöthigt. Wir können nicht wünjchen, meine Herren, 
baß Untertanen Sr. Maj. bes Königs von Preußen wieder ihre Stellung 
in biefem Haufe benugen, um ſich zu Organen preußenfeindlier Herricher 
aufzumerfen, wir können nicht wünſchen, daß Mitglieder biefes Hauſes, bie 
mit ber auswärtigen Rolitif Sr. Maj. bes Königs unzufrieden find, ihm 
ben Hulbdigungseid auffündigen. Alles biefes wiürbe ber Befeftigung unferer 
organiſchen Einrichtungen nicht fürberlich fein. Eine andere frage iſt: Treten 
Sie ben Zwecke näher, ber Regierung Spielraum zu gewähren, wenn Sie 
das Auftanbefommen bes Geſetzes hindern, wenn Sie es, wie e8 aus bem 
anderen Haufe gefommen ift, verwerfen? Entweder bie Regierung ift von 
ber Notbwenbigfeit, die Berfaffung bis zum 1. Oct. b. $. einzuführen, 
überzeugt, und fie findet Mittel, bie ihr entgegengeftellten Hinderniſſe zu 
überwinden, bann ift Ihr Beichluß minbeftens überflüffig, und Sie erfchmweren 
ber Regierung ihre an fich ſchwierige Aufgabe, ober aber bie Regierung ſtutzt 
vor biefem Hinbernifje, hält es für unüberwindlidh, und es in Ahnen ge- 
lungen, gewiſſer Maßen einen Stod in das NRäberwerf ber Staats-Maſchine 
zu ftoßen und biefelbe zum Stillftanbe zu bringen. Sie ſchaffen bann einen neuen 
Conflict zwilchen ben beiben parlamentarifchen Gewalten, ben zu entfcheiden 
entweber bie Regierung verpflichtet if, oder ben bie Greignifje löſen müffen. 
Die Regierung, wenn fie audy auf Ihren Wunſch eingeht, Fönnte "zwar bas 
Abgeordnetenhaus, wenn e8 bie Aenberungen bes Herrenhauſes ablehnt, aufs 
löfen, e8 wäre dadurch von Neuem bie Möglichkeit gegeben, daß fich wieder 
ein bauernber Conflict entfpinnt und wir in eine Lage fommen, in ber wir 
nicht wünfden können, von ben Ereignifien überrafcht zu werben. Aeußere 
Ereignifje haben bazu beigetragen, ben früheren Gonflict zu fchließen und 
würben vielleicht auch ben neuen entfcheiben, ich halte e8 aber in kritiſchen 
eitverhäftniffen für feine ber parlamentarijchen Körperjchaften für gerathen, 
tiefgehendbe MWerfaffungsfragen zu öffnen und flüffig werben zu laffen; 
Niemand Tarın vorherjehen, nah welder Richtung bin unvorbergefehene 
Ereigniſſe fich entſchelden. Es ift nüglicher für beibe Anftitutionen, das fehle 
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Gefüge bes Scilbes ber Verfafjung nicht locker werben, Feine Lüde entfliehen 
zu laſſen. Die zweite Frage ift bie: Erweilen fie wirfli der Regierung 
wiber Ihren Willen einen Dienft, indent fie ihr einen geräumigeren Zeitraum 
verſchaffen unb bie Einführung ber DBerfaffung zum 1. October hindern ? 
Ich gebe zu, ber Zeitraum ift ein kurzer und an ber Berfaffung wird gewiß 
Jeder in jeinem Sinne eine Verbefferung wünſchen. Daß fie deren bebürftig 
ift, Hat Niemand mehr anerkannt, als ihr Begründer, ber Hochfelige König 
J— Wilhelm IV. Aber meine Herren, wir haben feine andere Ver— 
affung wie biefe. Berfallen wir nit in den Fehler unjerer Gegner, daß 
wir bie biftoriihe Entwidlung, vermöge beren wir bis zu bem heutigen 
Zage gelangt find, ignoriren, daß wir nicht nach ben gegebenen lnters 
lagen, fondern nah ben wünſchenswerthen handeln. Im gegenwärtigen 
Moment ber Krijis ber beutfchen, ber möglichen Krifis europäijcher Verhält: 
niffe, in bem Moment vorzugsweife bie Aenderung und Reform ber Berfaffung 
ins Auge zu faffen — über biefem Beftreben bie Berbältniffe im Lande 
zweifelhaft und unficher werden zu laſſen, halte ich nicht fir wohlgethan. Es 
findet fich vielleicht fpäter dafür der Augenblid. Eine Nation, bie fich 
befinitiv conftitwirt bat, bie fertig ift mit ihren auswärtigen Aufgaben, 
fann Berfafjungsfämpfe ohne Scheu berantreten laſſen. Wir haben aber ben 
Kampf, ber uns vier bie fünf Jahre befhäftigt Hat, erſt in biefem Jahre 
zum Beſchluß gebracht und es wäre nicht wohlgethan, in biefem Augenblid 
ben Gonflict wieber beraufzubefjhwären, nicht wohlgethan, bie Ungewißheit 
ber Zuftände ber neuen Länder über das Nothwendigſte hinaus zu verlängern. 
Der Zeitraum ift Fury bis zum 1. October, hoffentlich aber ausreichenb. 
Ein noch Fürzerer wäre mir lieber. Die preußifche Verfaffung ift, jo gut 
ober ſchlecht fie ift, bas wirkſamſte Bindemittel, welches wir bem vergrößerten 
Staate bieten können. Nichts ift geeigneter, die Verſchmelzung ber wiber: 
ftrebenben Glemente zu fördern, als gemeinfame Arbeit an der gemeinjamen 
Aufgabe. Die Herren werden mande Vorurtheile fallen Taffen, wenn fie erft 
mit uns gemeinfam an ber nationalen Aufgabe thätig find. Diefen fo zu 
fagen ben Dedel bes Kaftens fehr lange offen flehen zu laſſen im jeßiger 
Zeit, halte ih nit für nützlich. Se früher wir ben Abſchluß nad biejer 
Seite hin und nad) ber Seite bes norbdeutihen Bundes erreichen, befto ge— 
fidyerter, bejto zugefnöpiter gehen wir bem etwaigen ſchlechten Wetter ber Zu: 
funft entgegen. Aus biefem Grunde auch betreibt die Regierung, fo viel fie 
kann, ben Zufammentritt bes norbbeutichen Parlaments. Es iſt eine ſchwere 
Aufgabe für die Regierung, unmittelbar aus einer parlamentariichen Cam: 
pagne in bie andere überzugeben. Nichts befto weniger bat fie fi dazu 
entichloffen, weil fie überzeugt ift, daß ber Verzug ſchadet. Ebenſo fieht fie 
Gefahr im Aufihube der Konftituirung eines verfaflungsmäßigen Gemein: 
wejens, an bem bie neuen Länder in vollem Maße Theil nehmen, und deß⸗ 
bald ſtellt fie fich felbft bie Aufgabe, in ben acht Monaten, bie wir noch 
haben, mit ber Organifation, bie ber Anwenbbarfeit ber Verfafjung in ben 
neuen Ländern vorangehen muß, fertig zu fein. Sollte wiber Erwarten bies 
mißlingen, fo würde fie e8 vorziehen, vor jener Frift bie Häufer des Lands 
tages noch einmal zufammen zu berufen, um einen Auffchub ber Verfaffungs: 
Einführung zu beantragen. Sie hofft aber, nicht in biefe Lage zu fommen.” 
v. Mebing und v. Brüned meinen, wenn biefe Aeußerungen bes Minijter: 
präjidenten in ber Commiſſion abgegeben worben wären, man fi bie uners 
auidlihen Gründe erfpart hätte. v. Kleiſt-Retzow bagegen finbet, bie 
Debatten feien fo lebendig, eririichend und erquicklich geweſen, baß er nur 
wünſchen möchte, fie wiederholten ſich wenigftens jede Woche einmal. Es 
werbe fchon die Zeit kommen, wo bie Regierung bas Herrenhaus wieber 
brauchen werde und dann würben auch biefe Debatten jegensreihe Folgen 


haben. 
Bei ber Abftimmung wirb das Amendement Kröder mit 54 gegen 
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49 Stimmen abgelehnt und $ 4 mit 54 gegen 48, das ganze 
Sefe aber mit 64 gegen 28 Stimmen angenommen. 


15. Yan. (Preußen: Hannover). Ablauf der Frift für die Entſcheidung 


17, 


H 


18, 


ber Offiziere ber ehemals kgl. hanndv. Armee: 525 Offiziere Haben 
ſich zum Eintritt in die preuß. Armee gemeldet, 72 ihre Penſi— 
onirung verlangt, 90 gar Feine Erklärung abgegeben. 


»„ Rorddeutfher Bund). Die meiften Regierungen ber Klein: 
ftanten bes Bundes geftchen den zufünftigen Abgeorbneten zum erften 
Reichſstage Diäten (von 4 Thlen.) zu. 


„» (Hamburg). Lebhafte Agitation für und gegen einen Eintritt 
Hamburgs in den Zollverein. 


„ MRordbeutfher Bund). Die offiz. Prov.Corr. äußert fid 
über bie Geftaltung bes norbb. Bundes bahin: 

„Die Eonferengen ber Bevollmächtigten ber nordd. Staaten laffen mehr 
und mehr ein alljeitig erfreuliches Ergebniß in Ausficht nehmen. Die Be: 
vollmädtigten haben immer beftimmter erfannt, daß die preußifche Regierung 
ben Einzelflaaten feine andern Opfer zumutbet als —— welche die Zu⸗ 
fammenfaffung aller Kräfte behufs Sicherung eines mächtigen nationalen 
Fortſchritts auf dem wirthſchaftlichen und politifchen Gebiet unabweislich ers 
erfordert, und daß über biefe Gebiete gemeinfamen Schaffens hinaus ber 
nordbeutfche Bund ben einzelnen Staaten vor allem eine Anlehnung zur 
freien und wirfjamen Gntwidlung ihrer eigenen Kräfte bdarbieten fol.“ 
Namentlid wird ber ſächſiſchen Regierung nachgerühmt, daß fie erfannt habe, 
wie bie Keime gemeinfamer Wohlfahrt und Kraft in aufrichtigem Zufanmens 
gehen zu pflegen feien. Aber aud den kleinern Regierungen wirb Verſtänd— 
niß und redliher Wille zuerfannt. „Allerdings habe ber große Abſtand ber 


Berner Leiftungen, welche bie Benölferungen ber Fleinen Staaten bisher 


* bie nationale PVertheidigung zu gewähren batten, von bemjenigen An— 
forderungen, bie im morbbeutfhen Bunde bei gleichmäfiger und gerechter 
Bertheilung der nationalen Pflichten an fie zu ftellen find, ben betreffenben 
Regierungen fürs erfle manche fehwere und peinlihe Erwägung in Betreff 
ber Aufbringung der neuen Laflen auferlegt. Aber die preußiiche Megierung 
werbe auch in biejer Beziehung jede möglige Rüdfichtnahme auf ben bis— 
berigen Entwidllungsgang und auf bie thatjächliden Berbältniffe in ben 
Meinern Staaten obwalten laſſen, und nmamentlih bie Sand bazu bieten, 
daß ben Feinern Staaten ber Webergang zur vollen Erfüllung ihrer neuen 
Pflichten fih burd eine baldige wirthihaftlihe Umgeftaltung und Berein« 
fachung ihrer innern Einrichtungen erleichtere.” 


v» Breußen). Das Abg.-Haus genehmigt den von Paur und Gen. 
eingebrachten Gefeßesentwurf für Parlamentsdiäten mit 178 gegen 
106 Stimmen. Die Regierung erklärt fih dagegen als vor ben 
Reihstag gehörig. 


„ Morbbeutfger Bund). Die Eonferenz ber Bevollmächtigten 
der nordd. Bunbesftaaten befchließt einjtimmig: 

„sn Erwägung, baß bie wünſchenswerthe Förderung bes Berfafjungs: 
werkes eine einheitliche Vertretung der hoben verbünbeten egierungen gegen: 
fiber ber gemeinfhaftlich einzuberufenden Volfsvertretung erheiſcht, der Krone 
Preußen ad hoc die in den Artikeln 14 und 25 bes von ber Krone Preußen 
vorgelegten Berfaffungs-Entwurfes — Art. 14. „Dem Präfibium fteht es 
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zu, ben Bunbesrath und ben Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen 
und zu Schließen.“ Art. 25. „Die Legislatur-Periobe des Reichstages 
bauert brei Jahre, Zur Nuflöfung des Meichstages während berfelben iſt 
ein Beſchluß des Bundesrathes unter Zuftimmung bes Präſidiums erforbers 
lich.“ — bezeichneten, dem Präfidium ſowohl mie bem Bundesrathe einges 
räumten Befugniffe, jo meit fich biefelben auf den Reichstag beziehen, zu 
übertragen und bie Krone Preußen zu ermächtigen, dem Reichstage den 
Berfafjungsentwurf, über den bie verbündeten Regierungen jich geeinigt haben 
werben, vorzulegen und für deſſen Vertretung dem Meichstage gegenüber bie 
nöthige ee zu trefſen.“ 


20. Jan. (Preußen: Hannover). Eine k. Cabinetsordre ftellt den han: 


22. 


24. 


noverſchen Finanzetat für 1867 feft. Derfelbe fchließt in Einnahmen 
und Ausgaben mit 22,589,700 Thlrn. Die Einnahmen aus ben 
früher -ausgefchiedenen Domänen find darin in ihrem vollen Betrage 
wiederum der Staatsfaffe zugewiejen (und zwar mit einem Netto: 
betrage von 633,400 Thlen., während ber Ausiheibungsvertrag 
vom 1. Yuli 1858 denfelben im Intereſſe der Kronkaſſe nur zu 
445,000 Thlrn. berechnet, das Land aljo zur kgl. Eivillifte von 
600,000 Thlr. noch jährlich 155,000 Thlr. Hatte zulegen müſſen). 
Der Militäretat ift von 2,744,330 Thlr. nad) dem letzten han: 
noverſchen Bubget auf 4,233,240 Thlr., alfo um 1,488,900 Thlr. 
erhöht worben. 


„» (Breußen). Eine #, Verordnung befiehlt die Vereidigung ber 
Beamten in ben neu annectirten Lanbestheilen. 


„ Breußen) Das Abg.-Haus beſchließt über bie Frankfurter 
Petitionen betreffend die Wiebererftattung ber Kriegslajten motivirte 
Zagesorbnung, indem es bie Billigkeit der Staatsregierung voraus: 
ſetzt. Der Reg.-Commifjär erklärt, daß für Rüdzahlung der Con— 
tribution oder für ausjchließliche Verwendung berfelben zu Gunften 
Frankfurts Feinerlei Ausficht vorhanden fei. 


„ (Breußen: Schleswig-Holſtein). Feierliche Verkündigung des Pa: - 
tentes, durch welches ber König vom Lande Beſitz ergreift und einer 
Proclamation an die Schleswig-Holfteiner, beibe vom 12. Januar. 
Anſprache bes Dberpräf. v. Scheel-Pleſſen an bie in Kiel vers 
fammelten Beamten und Ritterfchaftsmitglieber. 

PBroclamation: „Durch das Patent, welches Ich heute vollzogen babe, 
verelnige Ich eu, Einwohner ber Herzogthümer Holftein und Schleswig, mit 
Meinen Unterthanen, euren Nachbarn und deutſchen Brüdern. Durch die Ents 
ſcheidung bes Kriegs, durch völferrehtliche Verträge und durch Nengeftaltungen 
bes gemeinfamen deutſchen Baterlands nunmehr aus Verbindungen gelöst, die 
ihr on lange nur mit MWiberfireben getragen, tretet ihr jeßt in ben Ders 
band eines großen Staats, bejfen Bevölkerung euch burh Stammesgemeinichaft 
und Sitte verwandt und durch Gemeinfamfeit der Intereſſen befreundet ift. Wenn 
—— unter euch ſich nicht ohne Zögern von andern Beziehungen 
Iosgefagt Haben, fo ebre Ah auch Hierin bie bewährte Feſtigkeit eures 
Stammes, und würdige biefelbe als eine Bürgihaft, daß ihr und eure 
Kinder auh Mir und Meinem Haus mit Treue angehören werbet. Ihr 
werbet bie Nothwendigfeit bes Gefchehenen erkennen. Denn follen bie Früchte 
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bes ſchweren Kampfes unb ber blutigen Siege für Deutichlanb nicht verloren 
fein, fo gebietet es ebenfo bie Pflicht der Selbfterbaltung als bie 
Sorge für bie Förberung ber nationalen AIntereffen, bie 
Herzogthümer mit Preußen fett und dauernd zu vereinigen. Und — wie 
(don Mein in Gott rubender Hr. Vater es audgefprochen — nur Deutfch: 
land Hat gewonnen, was Preußen erworben. Dieß werdet ihr mit Ernft 
erwägen, unb jo vertraue ch eurem deutſchen und reblihen Sinn, daß ihr 
Mir eure Treue ebenfo aufrihtig geloben werbet, wie Ich zu Meinen Bolt 
euch aufnehme‘ ... 


24. Jan. (Preußen: Hannover). Eine k. Cabinetsorbre betreffend bie 


28. 


30. 


„Aufrehterhaltung ber Intereſſen des öffentliden 
Dienjtes in dem ehemaligen Königreih Hannover” verorb- 
net im Anſchluß an die k. Ordre vom 3. Dezember v. J.: 
in $ 1. „Beamte, deren Berhalten in oder auper dem Amte eine Ber: 

legung ber Uns fchuldigen Treue enthält und fomit ber Vorausfekung 
zuwiderläuft, von welcher bereits in Unſerem Befignabmepatente vom 3, Of: 
tober v. J. ihre Belaflung im Genuß der Dienfteinfünfte abhängig gemacht 
worben ijt, find burch Beſchluß bes Staatsminifteriums, nach Befinden unter 
gänzlihem oder theilweilem Verluſt ihrer Dienfteinfünfte (Gehalt, Wartegelb 
ober Penfion u. f. mw.) aus ihren Aemtern zu entfernen.“ 
» (Preußen: Kurheffen, Homburg, Schleewig-Holftein). Der „Staats: 
anz.“ publizirt bie Budgets für biefe neu annectirten Landestheile 
und zwar für bie Zeit vom 1. Det. 1866 bis zum 31. Dec, 1867, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Landtags für die Zeit vom 
1. Oct. 1867 an. Diefelben jchließen in Einnahme und Nusgabe 
gleihlautend ab. Im Budget für Kurheffen find bie bisherigen 
300,000 Thlr. im orbentlihen und 4760 Thlr. im außerordent— 
lihen Etat „für den furfürftlihen Hof“ und ebenfo die 56,900 Thlr. 
an „Apanagen für die Prinzen des Haufes Kurheffen” geblieben. 

» @@Breußen) Der Fürft v. Thurn und Taris cebirt fein bis- 
beriges Boftregal in einer Reihe von deutſchen Staaten um ben 
Preis von 3 Mill. Thlrn. dur Vertrag an Preußen. 


„ (Sadjen). I Kammer: Graf Hohenthal verlangt audy für den 
ſächſ. Landtag das Recht der Genehmigung oder Verwerfung der zu 
vereinbarenden Berfaffung des norbbeutichen Bundes. Der Staats: 
minifter v. Noſtitz-Wollwitz jagt es zu. 

„ (Breußen). Der frühere Gouverneur von Schleswig, Gen. 
v. Manteuffel wirb abberufen und auf ein Jahr beurlaubt. 


„ Rordbeutfher Bund), Preußen legt‘ der Conferenz ber 
Bevollmächtigten der Bundesftaaten feine Antwort auf die Defiderien 
ber Einzelftanten vor, worauf eine Einigung nicht bloß über bie 
wefentlihen Grundlagen ber Berfaflung, fondern aud über ben 
größten Theil der Einzelbejtimmungen „unter vielfacher Berück— 
fihtigung ber befonderen Wünſche und Vorfchläge der Verbündeten“ 
erfolgt. 

„ (Breußen). Das Abg.Haus genehmigt den Gefegesentwurf be: 
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treffend die Bewilligung einer Eifenbahn-Anleihe von 24 Mil. 
Thlrn., doch nur mit dem Zuſatze des Abg. v. Binde (Hagen) 


„ede Verfügung ber Stautöregierung über eine ber durch dieſes Geſetz 
berührten Eifenbahnen durch Veräußerung oder Verpachtung bebarf zu ihrer 
Rechisgültigkeit der Zuflimmung beider Häufer bes Landtags”, 
ber gegen ben heftigen Widerſtand der Minifter mit 175 gegen 
114 Stimmen angenommen wirb. 


1. Febr. (Preußen). Das Herrenhaus lehnt das vom Abg.Haus beihloffene 


" 


Parlamentsdiätengefeg mit 78 gegen 7 Stimmen feinerfeits ab. 

Das Abg.Haus genehmigt die Borlage der Regierung bezüglich 
Aufhebung bes bisherigen Salzmonopol® gegen Einführung einer 
Salziteuer. 


» Preußen: Hannover). Die Regierung verjegt eine Reihe von 


Beamteten aus ben älteren preuß. Provinzen ins hannoverſche, na= 
mentlih an Stelle folder, die wegen Unterzeihnung ber ritter- 
ſchaftlichen Adrefje fuspendirt worden waren. 


2. „ (Breußen). Das Abg.-Haus genehmigt einftimmig bas von ber 


Regierung mit dem Fürften von Thurn und Taris abgeſchloſſene 
Abkommen bezüglich Abtretung feines Pojtregals. 


„» Preußen: Frankfurt). Der Finanzminifter v. d. Heydt lehnt 


bie Begehren einer Eingabe bez. Erftattung ber 6 Mil, Kriegs: 
contribution unb anderer Leiftungen während bes Krieges ab: 

„Den Herren Unterzeichnern ber an bas k. Staatsminifterium gerichteten 
Vorfielung vom 20. v. M., welche zur weitern Beranlaffung an mich ab: 
gegeben worden ift, erwiebere ich, baß bie von ber Stabt Frankfurt a. M, 

aar eingezahlte Kriegs:Contribution von 5,747,008% fl. ihre definitive Vers 

wendung nad) Maßgabe bes Gefekes vom 28. Sept. v. X. bereits gefunden 
bat und eine Zurüdzablung berfelben ebenfowenig wie bie außerdem beans 
tragte Schablofigkeit in Ausficht geftellt werden kann. Nach ber von bem 
Hrn. Minifterpräfidenten und Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten 
Grafen v. Bismard bei deſſen Anweſenhelt in Brünn dem Senator Dr, Müller 
gemachten Eröffnung, würde e8 Tediglich von ber Entihliefung ber Gtabt 
Frankfurt abgehangen haben, durch ihren freiwilligen Anloluß an 
Preußen nicht nur jebe Kriegsauflage won fich abzumenden, fondern fich 
auch im Wege bes Vertrags eine Ausnabmeftellung unter den Städten 
ber Monardie mit wichtigen Privilegien gefichert zu fehen. Nachdem die Stabt 
Frankfurt hierauf nicht eingegangen ift, hat biefelbe bie eingetretenen Verluſte 
als unvermeidbliche Kriegsfolge Iebiglich ihrer frei gewählten Haltung 
zuzuſchreiben. Dem Antrag: bie baar bezahlten Kriegscontributionen ber 
Stabt oder für beren Rechnung ber Frankfurter Bank zurüdzuerftatten und 
bie Stabt für bie fonftigen Naturallieferungen unb Leiftungen in bem Maß 
zu entihäbigen, daß Frankfurt keine höheren SKriegsleiftungen angerechnet 
werben als im Verhältniß die andern preußifhen Städte zu tragen hatten, 
fann unter biejen Umftänben, ganz — davon, daß die Herren Unter⸗ 
zeichner ber Vorſtellung vom 20. v. M., Anliegen ber Stabt Frankfurt zu 
vertreten, nicht legitimirt find, Feine entſprechende Folge gegeben werben.” 


» (Preußen). Herrenhaus: Debatte über das Eifenbahnanlehen 
bon 24, Mil. Die Commiffion trägt mit 8 gegen 2 Stimmen 
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barauf an, den vom Abg.Hauſe am 30. Yan. beichloffenen Zufat 
dahin zu beſchränken: 

„gebe Berfügung ber Staatsregierung über die Berbinbungsbahn zu 
Berlin, die Eilenbahn von Dittersbach nad Altwaller und von Saarbrüden 
nad Saargemünb burch Beräuferung bedarf ber Zufliimmung ber Lanbes» 
vertretung.” 

Graf Bismard erflärt fih gegen bas vom Abg.-Hauſe aufgeftellte 
Princip, indem er ſich nur für beftiimmt bezeichnete Bahnen, aber nicht für 
alte ohne Ausnahme das Verbot ber Veräußerung und bas Verbot ber Vers 
yahtung gar nicht gefallen laffen will: „Es könnte diefes Syflem zu weit 
führen, wenn man e8 einreißen ließe. Es wäre bafirt auf ber Fiction, daß 
das materielle Wohl des Landes dem Landtage weniger am Kerzen Tiege, als 
ber Regierung, und daß man nun auf bie Fürforge ber Regierung für das 
Wohl bes Landes die Speculation bafiren fönnte, ihr bie Erlaubniß zur 
Bewilligung nüßlicher Musgaben nur bann zu ertheilen, wenn fie bieje ober 
jene principielle Conceffion in ber Verfaſſunge-Interpretation made, Dem 
muß bie Regierung entgegentreten, fo gering in biefem ‘Falle aud ber 
materielle Inhalt ber Frage jein mag. Die kgl. Stante-Regierung hofft, gar 
nicht in bie Lage zu kommen, bab fie Eilenbabn-Beräußerungen zu bes 
antragen hätte, nachdem fiir die nächften etwa möglichen außerordentlichen 
Bebürfniffe durch Anleihen, durh Füllung bes Staatsfchakes vorgefehen ift. 
Sie würde außerbem nur in bem äußerfien Nothfalle eine ſolche Maßregel 
auf fih nehmen; fie will auch gar nit daran erinnern, von welchem 
Nutzen für bie Politik des Auswärtigen es geweſen ift, baß nad ber 
Meinung ber Negierung bie Trage des Köln: Mindener Eijenbahn:Bertrages 
nicht von den im anderen Haufe geltend gemachten Bebenfen berührt wurbe. 
Wenn wir diefe Finanzquelle nicht gehabt hätten, fo konnten wir die Politik 
bes vorigen Jahres und bie bes vorvorigen, in welchem dieſe Politik vors 
bereitet wurde, nicht durchführen ohne finanzielle Wagniffe, von denen ich 
nicht weiß, ob mir fie übernommen haben würden. In ber Lage, wo uns 
jeber Beiftand bes Landtages verfagt wurbe zur Durdführung biefer aus— 
wärtigen Rolitif, wo uns die Mittel für ben bäntfchen, für ben öfterreichifchen 
Kriep abgeihlagen wurben, in dem Wugenblid baben wir uns zu bem 
Schritt mit der Köln-Mindener Bahn entichloffen. Wir Hoffen, baß ähnliche 
Situationen nit jo balb mwieber vorkommen mwerben.“ 


Das Haus tritt der Anſicht bei und nimmt das Geſetz nad ber 
Faflung ber Eommiffion an. — Debatte über das Geſetz betr. ben 
Schutz wahrheitsgetreuer durch bie Preſſe eritatteter Berichte über bie 
parlamentarifchen Verhandlungen des Reichstags bes norbbeutfhen 


Bundes: 

Die Sommtffion trägt auf unnahme bes Geſetzes nah ber Faſſung 
des Abg--Hanfes au. Graf Bismard dagegen: „Die Gtaats:-Regierung 
glaubt in ber Bewilligung ber Mebefreibeit dem beutjchen Neichstage gegen— 
über fo weit gegangen zu fein, wie es von itgenb einer Seite verlangt 
werden kann. Etwas Anderes aber ift die Redefreiheit, etwas Anderes bie 
Freiheit, zu drucken, was geſprochen wird. Ich will nicht barauf Hinweijen, 
daß man zu einem fehr viel größeren und doch in vielen Fällen weniger 
urtheilsfähigen Publifum durch bie öffentlichen Blätter fpricht, als von ber 
Tribune herab, fondern nur auf ben Uebelftand, daß jebe Meinung, bie in 
einer parlamentarifchen DVerfanmlung geiprochen wird, ihr Gorrectiv finden 
fann in der Widerlegung, bie ihr von der Tribune zu Theil wird, Dieſes 
Gorrectiv findet fie dagegen gerade bort, wo es am nothwendigſten tft, nicht ; 
benn in den weiten Kreifen, in denjenigen Klaſſen, benen die zahlreichflen 
Zeitungslefer angehören, wirb man felten zwei Zeitungen halten, um ſich 
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völlig unparleiifch zu unterrichten. Man hält nur eine; biefe eine pflegt nur 
bie ertremfien Reden und Neußerungen ihrer Partei wieberzugeben. Ders 
jenige, ber das lieſt, ift nicht im ber Lage feines an und für fich ‚vielleicht 
urtheilsfäbigeren Bertreters im Parlamente, bdiefe Aeußerungen und Partei⸗ 
Auffafjungen nad dem Maße der Wibderlegung, bie fie erfahren, abzuwägen 
und fih das Richtige aus dem Widerſtreite der verfchiebenen Meinungen 
berauszuzieben, ſondern er hört nur dieſen einen Mebner, ber gerabe ber 
freund der Zeitung ift, bie er lief. Ich führe bies an, um nachzuweiſen, 
nicht, daß bie Staats-Regierung bie Discuffion berjenigen Fragen, bie und 
beicgäftigen werben, und bie ja das Wohl ber ganzen Nation berühren, 
in bem weiteſten Kreife heut, fonbern daß fie nur gleihe Vertheilung 
von Sonne und Winb bei biefer Gelegenheit wünſcht. In berjenigen 
Arena, bie nur dem Zeitungslefer zugänglih if, und außerhalb ber 
parlamentariſchen Kämpfe ift dies aber bei voller Freiheit umerreichbar, 
und ba ift bie Gorrectur bes Strafgefehes, meines Erachtens, unentbehrs 
Kid, weil bie Exceſſe, die Ueberjchreitungen diejenige Wiberlegung und 
Würdigung, die fie im Parlamente finden, im Bublifum und gegenüber 
bem einzelnen Lefer nicht finden. Außerdem ift boch noch fehr fraglich, ob 
es überhaupt ber öffentlichen Ruhe und Entwidlung ber beutichen Verfaffung 
förderlich if, wenn dieſes Mittel der Aufregung, was bie Preſſe bei dem 
Parlamente für einige an ber Prefje betheiligte Abgeorbnete bietet, in einem 
ganz unbegränzten und vom Strafrechte burchaus ereinpten Maße bewilligt 
wird. Das Parteiweſen ift bei uns noch nicht durch eine lange conftitutionelle 
Gewohnheit fo weit abgemildert, daß auch nur jebem Wählerfreife das 
Baterland höher ftcht, als bie Partei. Wir haben im biefer Beziehung noch 
in den jüngften Wochen traurige Erfahrungen barüber gemacht, daß bie per: 
fönliche Leidenfchaft, die Partei-Leidenſchaft, bie Eitelkeit body ſchließlich höher 
fteht, als das Intereſſe für irgend eine nüßliche und nationale Einrichtung. 
Hoffen wir, daß nicht gerade die ſchlimmſten Vertreter nach biefer Richtung 
bin gewählt werben; aber möglich ijt es doch immerhin, baß Leute, bie jeden 
ftaatlihen Zweck negiren nad ihrem ganzen Verhalten und bie fi vollfom« 
men berechtigt halten, bie unbeichränfte Preßfreiheit dietando von ber 
Tribune ber rüdfichtslo® auszubeuten, — es ift doch möglich, daß foldhe 
Leute gewählt werden. Nehmen Sie ben Fall an, daß Leute, bie fi vom 
Baterlande vollftändig losgefagt haben, ih kann fagen, ſchamlos losgefagt 
haben, Leute, bie offenfundig im Solde bes Auslandes gegen ihr Vaterland 
dienen und fchreiben — und es find bin und wieder derartige Candidaturen 
vorgeihlagen — gewählt werben, jo fürchte ich, baß von ber ehernen Stirn, 
bie einigen biefer Leute beiwohnt, mit bem Mechte, beliebige Zeitungs:Artikel 
ftraffrei zu bictiren, ein Mißbrauch getrieben werben mwürbe, ber auch bem 
Iebhafteften Anhänger ber bier vorgeichlagenen Preßfreiheit zu viel werben 
würde. Wenn ber Borredner als Grund für bie Annahme bes Geſetz⸗ 
entwurjes anführt, dab eine Ähnliche Einrihtung in unferer Bundesverfaffung 
beſteht, jo ift die Thatſache allerdings richtig, Wenn es fi für unfere 
Landesvertretung de lege ferenda handelte, fo wäre es vielleicht nicht minder 
richtig, dagegen zu kämpfen, als gegen bie Erweiterung dieſer Beftimmung 
auf den norbdeutichen Reihstag. Es Handelt ſich aber dort um ein bes 
ftebendes Geſetz.“ v. Kleiſt-Retzow entichuldigt ben Antrag ber Com—⸗ 
miffion, fie babe die Auffafjung ber Regierung ja nicht gefannt. Bericht: 
erftatter Heffter vertheibigt dagegen bringend ben Antrag ber Commiſſion. 
Bei der Abſtimmung wird das Geſetz gegen bloß 10 Stimmen 
verworfen; bie Minijter ftimmen mit ber Mehrheit. 
4. Fehr. (Sahjen- Weimar) Abſchluß einer Militär-Convention 
mit Preußen. 
Art. 1 derſelben enthält bie Beſtimmung, daß ben Staaten, welde bie 


46 


Preußen und der norddeutfhe Bund, 


ehemalige Mejerve-Infanteriebivifion gebildet, geftattet fein folle, im erften 
Jahr nur 162 Thle., und in ber Gteigerung jährlihd 9 Thaler mehr für 
ben Kopf zu zahlen, fo baß mit bem Yatr 1374 erfi bie volle Summe von 
225 Thlrn. für den Kopf zu leiften wäre. Die Koften ber erfien Ginrichtung 
werben nach Art. 2 von diefer Gonvention nicht berührt. Art. 3 hält ben 
andern Staaten ber Rejerve:Infanteriedivifion den Zutritt zur Convention 
offen, ohne von ihrem Zutritt die Ausführung ber Beſtimmungen für Weimar 
abhängig zu madhen. Die Gonceffionen, welde für biefe Vergünftigung 
feitens der großh. Regierung gemacht werden, „um Preußen bie Reorganis 
fation des Gontingents zu ermöglichen, insbejondere bie Formation ber Cabres 
zu geftatten und bie im Art. 68 ber Verfaſſung des norddeutſchen Bunbes 
vorgefchriebene Einheit in ber Qualification der Dffiziere herftellen zu können,“ 
find in einem Protofoll niedergelegt. Die einzelnen Beftimmungen besfelben 
lauten twie folgt: 1) Preußen übernimmt bei ber Reorganifalion berfenigen 
Eontingente, welde jeither bie Bundesreferve:-Infanterie-Divifion gebildet 
haben, auch bie Drganifation ber Landwehr und bie Aushebungsgeichäfte. 
2) Bis zum Jahr 1874 werben alle Offiziere ber vorgedachten Gontingente 
als zur preußiſchen Armee gehörig betrachtet. Dem eniſprechend werben alle 
Anitelungen, Beförderungen und Verſetzungen fowohl innerhalb ber Con⸗ 
tingente als auch aus denjelben heraus in bie ganze Bunbesarmee, und ums 
Fig ſowie alle Verabſchiedungen von bem Bunbesfeldhern birect verfügt. 

or bem Grlaß biefer Berfügungen follen biefelben zur Kenntniß bes bes 
treffenden Gontingentsherrn gebracht und höchſtdeſſen Wünſche thunlichſt 
berüdfichtigt werben. 3) Alle Offiziere leiften Sr. Maj. bem König von 
Preußen ben Fahneneid; diejenigen, welche in bie Gontingente ber vormaligen 
Bundesreſerve-Infanterie-Diviſion eintreten, werden mittelft Handgelöbniſſes 
oder auszuftellenden Reverſes ähnlich verpflichtet. 4) Zur Grleichterung ber 
für nöthig erachteten Verfeßungen follen die Grundfarben, der Schnitt und 
bie Grababzeichen ber preußijchen Uniformen für bie Belleibung aller Truppen 
maßgebend fein; aucd tragen bie Offiziere preußifche Feldzeichen und 
preußiſche Schärpen. Den betreffenden Gontingentsberren bleibt es überlaffen, 
bie äußeren Abzeichen nach ihrem Grmefjen zu beftimmen. 5) Den Gons 
tingentsherren fteht die Disciplinar-Strafgewalt eines commanbirenben Generals 
zu. Das Begnadigungsreht übt S. M. ber König von Preußen aus; 
etwaige Wünſche der Gontingentsherren in biefer Beziehung werden möglichfte 
Berüdfihtigung finden. 6) In den Etat ber betreffenden Contingente wirb 
eine Adjwtantur ber Gontingentsherren aufgenommen. 


5. Behr. (Preußen). Abg.Haus: Neue Debatte über das Eifenbahn- 


6. 


anlehensgefet. Die Commiſſion macht einen Vermittlungsvorſchlag, 
indem fie das Verbot der Verpachtung ganz fallen läßt und das des 
Verkaufs dahin beſchränkt: 

Jede Verfügung ber —— über bie in $ 1 sub Nr. 1—8 
bezeichneten Gifenbahnen, reip. Eijenbahntheile, durch Veräußerung bebarf zu 
ihrer Rechtsgültigfeit ber Zuſtimmung beider Häufer bes Landtags.” 

Die Regierung erflärt fi bamit einverftanden und das Geſetz 
wird in bdiefer Faflung gegen den Widerſpruch nur weniger Mit: 
glieder angenommen. 

Das Haus verwirft einen Oefeßesentwurf bez. DVerfekung von 
Auftizbeamteten aus ben neuen Panbestheilen in bie älteren Pro: 
vinzen (Demonftration gegen ben Juftizminifter und für Reorgani— 
fation des Dbertribunals). 

(Preußen). Herrenhaus: Debatte über das Genofjenfafts: 


" 
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geſetz. Die Commiffion beantragt einen Zuſatz zu ber Faflung bes 
Abg.Hauſes, um bie Genoſſenſchaften von ber Regierung abhängig 
zu maden. Die Regierung erklärt fi gegen dieſen Zufag, berfelbe 
wird fchließlich verworfen und das Gejeg mit geringen Mobiftcationen 
angenommen, welden letzteren auch das Abg.-Haus zuftimmt. 

T. Febr. (Sachſen). Abſchluß eines Militärvertrags mit Preußen bez. 
die Fünftige Stellung des ſächſ. Militärwefens zu Preußen und 
innerhalb ber norbbeutfhhen Bundesarmee: 

4) Die k. fähfifhen Truppen formiren ein in fich gefchloffenes Armee: 
corps, bas nach ben Verbältniffen eines preußifchen Armeecorps zufammen: 
geſetzt und gebildet ift, und welches ebenſo wie biefes im Falle der Mobil: 
machung oder Kriegsbereitihaft bie entiprechenbe Anzahl von Erfaß« und 
Befagungstruppen bildet. Die neue Organifation fol am 1. Oftober volls 
enbet fein. Alsdann bilden bie k. fächhlifchen Truppen bas 12. Armeecorps 
bes norbbeutichen Bunbesheeres und führen babei ihre eigenen Fahnen und 
Feldzeihen. Die Divifionen, Brigaden, Regimenter und felbftändigen Bataillone 
erhalten bie laufende Nummer im Anſchluß an bie anderen 11 Yunbess 
armeecorps, abgejehen von ber Numerirung im k. fächfiihen Verbande. 
Unbeſchadet ber dem Könige von Preußen zuftehenden Berechtigung, über bie 
einzelnen Truppen andberweit zu bisponiren, fol ber Verband und bie 
Gliederung bes k. ſächſiſchen Armeecorps möglichft erhalten werben. 2) Die 
k. jächfifche Regierung wird bie preußifchen Ererzir- und fonftigen Reglements 
für bie Ausbildung und Verwendung ber Truppen bei ben k. jächlifchen 
Truppen ungefäumt zur Anwendung bringen. Zu biefen Zwede wirb ber 
Bunbesjeldherr bie zur Zeit giltigen, fowie alle noch fpäter zu erlaffenden 
Beltimmungen, Gefebe, Reglements u. f. w. bem Könige von Sachſen uns 
mittelbar zugehen laſſen. In gleicher Weiſe wird ber König von Sachen 
bis zum 1. Oftober, fowie fünftig gleichzeitig mit bem Erlaß an bie Truppen 
ein Gremplar aller an bie k. ſächſiſchen Truppen ergebenden organifatorifchen 
Beltimmungen an ben Bunbesfeldheren mitteilen. Zur Bermittelung ber 
laufenden dienſtlichen Beziehungen dagegen bient ſpäter der Militärausichuß, 
in welchem bie k. ſächſiſche Regierung jeberzeit vertreten fein wird, 3) Wies 
wohl ber König von Preußen nicht in bie innere Verwaltung bes k. ſächſiſchen 
Armeecorps eingreifen will, jo bleibt doch bie k. ſächſiſche Regierung vers 
pflicgtet, ihrerfeit8 den von ber etatmäßigen linterhaltung bes Armeecorps 
nicht abforbirten Theil der auf Sachſen fallenden Gelbleiftung an bie Bunbess 
Kriegstaffe abzujühren. Die k. ſächſiſche Armee tritt mit dem 1. Januar 
1868 in ben Etat und die Abrechnung des Bunbesheeres. Dem entſprechenb 
participirt aber auch bas k. füchfiiche Armeecorps an ben Einrichtungen bes 
Gejammtbeeres, ber Gentral-Militärwerwaltung ber höheren Militär-Bilbungss 
anftalten, ben Eraminations:Gommiffionen, ben militärwiffenihaftlihen und 
techniſchen Inſtituten, ſowie bem Generalftab, in welchem das fächfifche Armees 
corps verhältnigmäßig vertreten fein wird; bie für bie jächjiihen Truppen 
notbwenbigen Waffen ift die preußiiche Regierung zu Tiefern erbötig. 4) Zur 
Belörberung ber Gleihmäßigfeit in der Ausbildung und dem innern Dienft 
ber Truppen werben nach gegenfeitiger Verabredung einige fächfifche Offiziere 
auf 1—2 Jahre in bie preußiiche und preufiihe Offiziere in die fächfifche 
Armee zur Dienftleiftung commandirt. Der Bundesfeldherr wird bie fächfifchen 
Truppen alljährlich mindeſtens ein Mal entweber jelbft oder burch zu ers 
nennende Inſpekteure, deren Berfonen vorher bem Könige von Sadjen 
bezeichnet werben follen, in ben Garniſonen ober bei ben Vebungen infpiziren 
laſſen. Die in Folge folder Inſpizirungen bemerkten fachlichen und perfün« 
lien Mipftände wird ber Yunbesfelbherr dem Könige von Sadien mits 
tbeilen, welcher jeinerfeits biefelben abzuftellen fich verpflichtet und von bem 
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Geſchehenen dann dem Bunbesfeldheren Anzeige machen läßt. 5) Obwohl 
dem Könige von Preußen als Bundesfeldherrn das Recht zufteht, bie Dis: 
location aller Theile des Bunbdesheeres und bie Befatungs- und Stärke 
verhältnifje desfelben in den einzelnen Bunbesftaaten im Kriege wie im 
Frieden anzuorbnen, jo will berjelbe doch für die Dauer friedliher Vers 
Hältniffe von biefer Berechtigung nur Gebraud machen, wenn er fi im 
Intereſſe bes Bundesbienfles zu einer folhen Maßregel beivogen findet. Der 
König von Preußen wird in folden Fällen ſich vorher mit dem Könige von 
Saden in Bernehmen fegen. — Für bie nächſte Reit behält fidh der König 
bon Preußen, im Einverjtändnißg mit bem Könige von Sadien und in 
Gemäßpeit des gegenwärsiger Convention beigefügten Separatprotofolls, bie 
Beſetzung ber in legterem benannten Pläke im Königreihe Sachſen vor. 
6) Die Verpflihtung ber k. ſächſiſchen Truppen, den Befehlen des Bundess 
feldherrn unbedingt Folge zu leijten, wird in ben bisherigen Fahneneid auf: 
enommen. 7) Die Ernennung ber Gommanbos führenden Generale ber 
. fähfifhen Truppen, mit Ausnahme des Höchftcommandirenden bes Armee: 
corps, wird ber König von Sachſen in der Weiſe vollziehen, baß jede einzelne 
Ernennung von dem Einverftändnig bes Bundesfeldherrn abhängig gemacht 
wird. Die Ernennung bes Hödftcommanbirenden bes Armeecorps ſelbſt er: 
folgt auf Grund der Borjchläge bes Königs von Sachſen durch ben König 
von Preußen, Dem Art. 61 des Bunbesverfafjungs-Entwurfes entjprechend, 
wird ber König von Preußen die Commandanten ber im Königreich belegenen 
feſten Pläge ernennen. Die commanbirenden Generale und die Feſtungs— 
Gommanbanten müfjen dem König von Preußen durch fchriftlichen Mevers 
Treue geloben. Bezüglih der Erhaltung, Zerftörung und Neuanlage von 
Feftungen und Any te wirb bemerkt, daß für bie im Königreid 
Sadjen vorhandenen Werke, fowie deren Armirung, feinerlei Entſchädigung 
bezahlt wird, unb daß dieſelben gleich allen anderen im Gebiete bes norb: 
beutijchen Bundes belegenen Feſtungen in ben Beſitz bes Iebteren übergeben. 
Die territorialen Souveränetätsrechte jollen durch biefe Beſtimmung ebenfo 
wenig wie bie ferner geltenden Privatbefiß:Verhältniffe eine Aenderung 
erleiden. Ein Rayongefep wird ber Bundesgefeßgebung vorbehalten. Bis 
dahin follen bie für die Teilung Mainz gegebenen Beflimmungen in Ans 
wendung fommen. 9) Verſtärkungen ber aaftigen Truppen durch Einziehung 
ber Beurlaubten, fowie bie Kriegsformationen berjelben und endlich deren 
Mobilmahung Hängen von ben Anordnungen des Bundesfeldherrn ab. 
Solden Anordnungen ift allezeit und in ganzem Umfange folge zu. leiften. 
Die hiedurch erwachſenden Koften trägt bie Bundeskaſſe, jedoch find bie 
töniglich ſächſiſchen Kaſſen verpflichtet, die nothwendigen Gelber, injoweit ihre 
vorhandenen Fonds ausreichen, vorzuſchießen. — Ein Ergänzung: 
Protokoll befiimmt: 1) Wenn bis zum 1. zul b. Is. die Verfaſſung 
des norbdeutichen Bundes angenommen und publizirt, und bie Reorganilation 
bes kgl. jächfiichen Armeecorps als foweit vorgeſchritten anerkannt fein wird, 
um beren Durchführung mit Zuverficht entgegenfehen zu können, will ber 
König von Preußen bis zu bem genannten Tage bie preußiichen Truppen 
aus dem Königreih Sachen zurüdziehen, jedoch bis auf Weiteres Königftein, 
Leipzig und Bauen bejeßt halten. Wenn ber König von Sachſen es wünjchen 
follte, fo wirb hiegegen eine gleihe Anzahl Fächfitdier Truppen in Preußen, 
in ber fähfifhen Grenze nahe gelegenen Garnifonen dislozirt werben, 2) Alle 
nach dem 4. Zuli durch außerordentliche Dislofation entftehenbden beſonderen 
Ausgaben werden aus ber Bunbesfaffe reſtituirt. Nachweisbar nothwendige 
höhere Koften jollen ebenfalls von ber Bunbesfaffe getragen werben. 3) Die 
f. ſächſiſche Regierung übernimmt die Koften der noch ausſtehenden Erpro: 
priation für bie bei Dresben angelegten Befeftigungen unb wird leßtere, fo 
lange der König von Preußen Soldes für erforderlich Halten jollte, auf eigene 
Koften in dem bermaligen Zuftand erhalten und verwalten, 4) Im Hinblid 
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auf bie lokalen Verhältniſſe und. materiellen Intereſſen der Stabt will ber 
König von Preußen die Reſidenzſtadt Dresden als einen fejten Pla ober 
eine Bundesjejtung zur Zeit nicht anjehen, bereits vorhandenen Befefligungen 
für die Dauer friedlicher Verhältniffe eine größere Ausdehnung als bie bis— 
herige nicht geben und auf folde Zeit die Beſetzung von Dresden aus 
befonderer Rückſichtnahme für ben König von Sachſen dem 12. Armeecorps, 
vom 1. Juli ab, überlaffen. 5) Mit dem 1. April d. J. treten bie ſächſiſchen 
Truppen unter ben birecten Dberbefehl des Bundesfeldherrn. 


8. Febr. (Preußen). Abg.Haus: Schlußfigung. Anſprache bes Präf, 
v. Forckenbeck: 

.. . „Die Beurtheilung bdiefer Arbeiten gebührt dem Volfe, der Zukunft, 
ber Geſchichte, und ih glaube, wir Fönner biefes Urtheil ruhig abwarten. 
Pur Eines darf ich feftitelen: die Uebereinftimmung, welche in allen wichtigen 
Fragen ber jegt dem Schluſſe nahenden Sefjion zwiſchen allen drei Factoren 
ber gefeßgebenden Gewalt erreicht worden ift — fie conftatirt, fie verbürgt 
für die Zukunft den feiten Willen bes preußifchen Volkes, in allen feinen 
Gliedern einig mit der Krone, im feſten Gefüge ber Verfaſſung, muthig und 
unverzagt einzutreten in bie neue Lage, melde die Erfolge des glorreichen 
Krieges des Jahres 1866 unferem Staate gejchaffen haben.“ 


9. „ MRorddeutfher Bund). Schluß der Conferenz ber Bevoll— 
mädhtigten ber Bunbesitaaten. Diejelben unterzeichnen fammtlid ben 
vereinbarten Entwurf ber bem Reichstage vorzulegenden Bundes: 
verfaflung. 


„ » Preußen). Schluß bes Landtags. Thronrebe bes Könige: 

„Erlaudhte, edle x. Am Schluffe einer inhaltreihen Situngs: Periode 
fprehe id) Ihnen meinen Dank aus, daß Sie meiner Regierung geholfen 
haben, bie Hoffnungen zur Erfüllung zu bringen, welde ih an biefe Sefjion 
fnüpfte. Durch Ertheilung der Indemnität für bie ohne Staatshaushalts⸗ 
gejeß geführte Finanzverwaltung der legten Jahre haben Sie bie Hand zur 
Ausgleihung bes Prinzipienitreites geboten, welcher feit Fahren das Zur 
jammenwirfen meiner Negierung mit der Landesvertretung gehemmt hatte. 
Ich hege bie Zuverficht, daB die gewonnenen Erfahrungen und ein allfeitiges 
richtiges Verſtaͤndniß der Grundbedingungen unferes Berfaffungefebene dazu 
helfen werben, bie Erneuerung ähnlicher Zufände in ber Aufunft zu ver: 
hüten. Durch bie Gewährung ber aufßerorbentlichen Mittel für bie Bes 
bürfnifje des Heeres und ber Flotte haben Sie in Anerkennung Deſſen, was 
bie Politif meiner Regierung, geſtützt auf bie erprobte Schlagfertigkeit und 
Tapferfeit meines Heeres, bisher geleitet hat, den Entſchluß Tundgegeben, 
das Grrungene zu wahren. In ber Feſtſtellung bes Staatshaushalts-Etats 
vor dem Eintritte des gegenwärtigen Ctntsjahres iſt eine weitere Bürgichaft 
für bie fette Geftaltung der verfaffungsmäßigen Zuflände gewonnen. Meine 
Regierung hat durch dem zeitweiligen Verzicht auf einzelne Ausgabe-Pofitionen, 
welche bei ———— der Verwaltung ſchwer entbehrt werden, einen neuen 
Beweis dafür gegeben, welchen Werth ſie auf die Verſtändigung mit der 
Landesvertretung legt. Sie darf um jo zuverſichtlicher hoffen, daß den in 
Rebe ftehenden Bedürfniffen Anerfennung und Befriedigung Fünftig nicht 
verfagt werben wird. Mit beſonders lebhaftem Danke erfenne ich die Bereit: 
willigfeit an, mit welder bie Landes-Vertrelung meiner Regierung bie Mittel 
gewährt hat, bie Lage der im Kampfe für das Vaterland ermerbsunfähig 
geworbenen Krieger, fowie der Wittwen und Kinder der Gefallenen zu ers 
leichten. Nachdem die Landesvertretung bei ber Ausführung ber Ber: 
änderungen, welche bie erhebliche Erweiterung bes preußiſchen Staats- 
gebietes nothwendig macht, ihre eingehende Mitwirfung gemährt und bie 
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Veberleitung ber bisherigen Zuſtände ber neu erworbenen Lanbestheile in 
die volle Gemeinfgaft mit ben älteren Provinzen vertrauensvoll in meine 
Hände gelegt bat, barf ich mit Zuperficht erwarten, daß bie Bewohner aller 
jegt mit Preußen vereinigten Länder fih mehr und mehr in dem großen 
Gemeinwefen ihrer Landsleute und bisherigen Nachbarn heimiſch fühlen und 
an ben Aufgaben desjelben mit wachſender Hingebung betheiligen werben. 
Die bereits vorbereitete Heranziehung von Vertretern berfelben zu ben beiden 
Häufern bes Landtages wird bazu beitragen, bag Bewußtfein ber Zuſammen— 
gehörigfeit mit dein älteren Theilen der Monarchie zu befeftigen und zu be= 
leben. Vornehmlich aber wird bie forglihe und gewifjenhafte Pflege aller 
Keime öffentliher Wohlfahrt, wie fie das preußiſche Volk von feiner Me: 
gierung zu erfahren gewohnt it, und wie fie durch das Zuſammenwirken 
des Landtages mit meiner Regierung in ber foeben zu Ende gehenden 
Seſſion weſentlich gefördert worden ift, auch bie Bevölkerung ber neuen 
Provinzen mehr und mehr die Segnungen ber neuen Gemeinfchaft empfinden 
lafien, Auf allen Gebieten bes öffentlichen Lebens konnte meine Regierung, 
aeftügt auf das Einverſtändniß mit ber Landesvertretung, wefentliche Er: 
leichterungen und Berbejjerungen in's Leben rufen. Die Anbahnung ber 
Aufhebung bes Salzmonopols und bes Gerichtsfoftenzufchlages, die Regelung 
der Berhältniffe der Erwerbs: und Wirthihaftsgenofjenichaften, die Aufhebung 
ber Beichränfungen des Zinsfußes, die ‘Bolt: und Handels-Berträge, bie Um: 
wandelung ber pommerjhen Lehen, bie Befeitigung der Rheinſchifffahrts— 
Abgaben, bie Verbefjerung der Befoldungen ber niederen Beamten und ber 
Lehrer, jo wie bie Bewilligung der Mittel zur Ausführung und Berpoll: 
ftändigung Wichtiger Eijenbahnen werben in weiten Kreijen als dankenswerthe 
Früchte biefer Seffion begrüßt werben. Während bie fpezielle Entwidelung 
bes preußiihen Staatswefens buch das einheitlihe Zujammenmwirfen ber 
Landes-Vertretung mit meiner Regierung eine erfreuliche Förderung erfahren 
bat, berechtigt mich bie Thatfache, daß der Entwurf der Verfaſſung bes 
norbbeutichen Bundes von allen mit Preußen verbünbeten Regierungen ans 
genommen worben ijt, zu der Zuverficht, daß auf ber Grundlage einer ein: 
beitlihen Organifation, wie Deutſchland fie in Jahrhunderten des Kampfes 
bisher vergeblich erftrebt hatte, dem beutichen Bolfe bie Segnungen werben 
zu Theil werben, zu welden es durch bie Fülle ber Macht und Gefittung, 
die ihm beiwohnt, von der Vorſehung berufen ift, fobald es jeinen Frieden 
im Innern und nah Außen zu wahren verfieht. Ach werbe ed als ben 
höchſten Ruhm meiner Krone anfehen, wenn Gott mich berufen hat, bie 
Kraft meines durch Treue, Tapferkeit und Bildung ftarken Volkes zur Her: 
ftellung bauernder Ginigfeit der deutfhen Stänme und ihrer Fürften zu 
verwertben. Auf Gott, ber uns jo gnädig geführt Hat, vertraue ich, daß 
Er uns biefes Ziel wird erreichen laſſen!“ Die Süße ber Thronrebe, welche 
von deutſcher Bolitif handeln, werben mit befonbers gehobener Stimme ver: 
fefen, und es folgt darauf von Seiten der Verfammelten ein Tebhaftes Bravo. 


12. Sehr. (Norddeutſcher Bund). Allgemeine Wahlen zum erjten 


Reichstage im ganzen Umfange des nordd. Bundes, zum erjten Mal 
auf Grund des allgemeinen und directen Stimmrechte. 
MWahlrefultate: in Pofen werben 6 deutfhe und 9 polniſche 
Abgg. gewählt ftatt nach der Bevölkerungszahl 7 beutjche und 8 pol: 
nifhe; in Weftpreußen 10 deutſche und 3 polnifche, zufammen aljo 
16 Deutfhe und 12 Bolen. — In Hannover werden in Ditfries: 
land 2 Separatijten und im übrigen 9 PBarticularijten und 8 Na: 
tionafliberale gewählt. — In Schleswig-solftein fiegt in ben 7 ſüd— 
lichen Kreifen die deutjche, in den 2 nörblichen Kreifen bie däniſche 
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Partei. Im Ganzen ergeben fi: entſchieden preußiſch (für Scheel: 
Pleffen ꝛc.) 14,915, verjöhnlich gegenüber Preußen (Thomſen⸗ 
Oldensworth ꝛc.) 12,813,. däniſch Gefinnte 27,493, fchleswig- 
Holfteiniche Barticulariften 70,750 Stimmen, | 


13. Febr. (Norddeutfher Bund). Der König von Preußen beruft 


17. 


19. 


19.— 


ben Reichstag auf den 24. d. M. nad Berlin zuſammen. 

» (Breußen). Die Staatsanwalticaft legt gegen das freifprechende 
Urtheil des Appellationsgerichts im Prozefje gegen den Abg. Frenkel 
(Redefreiheit des Abg.-Haufes) beim Obertribunal die Nichtigkeits⸗ 


beſchwerde ein. 


„ (Preußen: Frankfurt). Der König empfängt eine Deputation 
des 5ier Eollegs in Saden der 6 Mil. Kriegscontribution und 
verheißt ihr eine erneuerte Prüfung der Frage. 

20. Febr. (Breußen). Der König und ber Kronprinz erwiedern 
den Beſuch bes Königs und bes Kronprinzen von Sachſen in Dresben. 


20. Febr. Holland regt zuerit in Paris bie Luremburgifhe Frage an 


24. 


(ſ. Holland). 


„ Breußen: Hannover), Eine k. Verordnung über die Anftellung 
der Juſtizbeamten in den neuen Landestheilen befeitigt für Han— 
nover das bisherige Präfentationsreht ber Provinzialandihaften für 
die Hälfte des höchſten Gerichts in elle. 


„ (Preußen). Das Obertribunal erkennt im dem Prozeß gegen 
ben App.-Ger.Vicepräſ. v. Kirchmann wegen feiner in einer Arbeiter: 
verjammlung gehaltenen Rebe (wegen angeblich unfittliher been) 
auf Dienftentlaffung. 


„Morddeutſcher Bund). Glänzende Gröffnung des Reiche: 
tags in: Berlin. Thronrebe des Königs von Preußen: 

„Srlaucte, edle und geehrte Herren vom Reichstage bes norbbeutichen 
Yundes! Es it ein erbebender Augenblid, in welchem Ich in Ihre Mitte 
trete; mächtige Ereignifje haben ihm herbeigeführt, große Hoffnungen. fnüpfen 
fi) an denfelben. Daß es Mir vergönnt iſt, in Gemeinſchaft mit einer Vers 
ſammlung, wie fie jeit Jahrhunderten feinen deutfchen Fürften umgeben bat, 
diejen Hoffnungen Ausdruck zu geben, dafür banfe Ich der göttlidden Vor: 
ſehnng, welche Deutichland dem von feinem Volke erfehnten Ziele auf Wegen 
zuführt, die wir nicht wählen ober vorausjehen. Im Vertrauen auf biele 
Führung, werden wir jenes Ziel um jo früher erreichen, je klarer wir bie 
Urfachen, welhe Uns und Unjere Borfahren von demſelben entfernt haben, 
im Nüdblide auf bie Geſchichte Deutichlands erkennen. Einft mächtig, groß 
und geehrt, weil einig und von jtarfen Händen geleitet, ſank das beutiche 
Reich nicht ohne Mirtdjulb von Haupt und Gliedbern in Zerriffenheit und 
Ohnmacht. Des Gewichtes im Nathe Europa’s, bes Einfluffes auf die eigenen 
Geſchicke beraubt, ward Deutfhland zur Wahlftatt bev Kämpfe frember 
Mächte, für welche es das Blut feiner Kinder, bie Schlachtfelder unb bie 
Kampfpreije bergab. Niemals aber hat bie Sehnfucht des beutichen Volkes 
nach feinen verforenen Gütern aufgehört, und bie Gejchichte unferer Zeit ift 
erfüllt von den Beltrebungen, Deutichland und bem deutſchen Wolfe bie 
Sröße feiner Vergangenheit wieder zu erringen. Wenn dieſe Befttebungen 


4* 


52 


Preußen und der norddeutfhe Bund. 


bisher nicht zum Ziele gerüßkt, wenn fie bie Zerrifjenbeit, anflatt fie zu 
heilen, nur gefteigert haben, weil man ſich durch Hoffnungen oder Er: 
innerungen über den Werth ber Gegenwart, buch Ideale über die Bedeutung 
ber Thalſachen täufchen ließ, fo erfennen wir daraus die Nothwendigkeit, die 
Einigung des beutjchen Volkes an der Hand der Thatfachen zu juchen und 
nicht wieber das Erreihbare dem Wünfchenswerthen zu opfern. In diefem 
Sinne haben bie verbündeten Regierungen, im Anfchlufje an gewohnte frübere 
Verhältniſſe, fi über eine Anzahl befiimmter und begränzter, aber praktiſch 
bedeutſamer Einrichtungen verjtändigt, welche eben jo im Bereiche der un: 
nıittelbaren Möglichkeit als des zweifelloſen Bebürfnifjes liegen. Der Ahnen 
vorzulegenbe Berfafjungs:Entwurf mutbhet ber Selbſtändigkeit ber Einzel: 
Raaten zu Gunften ber Gejammtheit nur biejenigen Opfer zu, welche unents 
bebrlich find, um den Frieden zu ſchützen, bie Sicherheit des Bundesgebietes 
und bie Entwidlung ber Wohlfahrt jeiner Bewohner zu gemwährleiften. 
Meinen hohen Verbündeten habe Ich für die Vereitwilligfeit zu danken, mit 
welcher fie den Bebürfnifien des gemeinfamen Baterlandes entgegengefonmen 
find. Ich ſpreche dieſen Dank in beim Bemwußtfein aus, daß Sch zu derſelben 
Hingebung für das Gefammtwohl Deutichlands auch dann bereit geweſen fein 
würde, wenn bie Vorſehung Mich nicht an bie Spike des mächtigſten und 
aus biefem Grunde zur Leitung bes Gemeinwelens berufenen Bundesftaates 
geftellt hätte. Als Erbe ber preußiſchen Krone aber fühle IH Mich ſtark in 
dem Bewußtjein, daß alle Erfolge Preußens zugleih Stufen zur Wieberber: 
ftelung und Erhöhung der beutihen Macht und Ehre geworben find. Un: 
geachtet bes allgemeinen Entgegenfommens und obſchon bie gewaltigen Er— 
eignifje bes legten Jahres die Unentbehrlichfeit einer Neubilbung ber deutfchen 
erfaffung zu allfeitiger Ueberzeugung gebracht und bie Gemüther für bie 
Annahnıe berjelben empfängliher gemacht hatten, als fie früher waren und 
jpäter vielleicht wiederum jein wirben, haben Wir doch in den Verhandlungen 
von Neuem bie Schwere ber Aufgabe empfunden, eine volle Uebereinitimmung 
zwijchen jo vielen unabhängigen Regierungen zu erzielen, welche bei ihren 
Augeftändniffen obenein die Stimmungen ihrer Landſtände zu beachten 
haben. Je mehr Sie, Meine Herren, fi dieſe Schmwierigfeiten vergegen— 
wärtigen, um fo vorfichtiger werben Eie, davon bin ich überzeugt, bei 
Prüfung des VBerfaffungs:Entwurfes die ſchwer wiegende Verantwortung für 
bie Gefahren im Auge behalten, welche für die friedliche und gejegmäßige 
Durhführung bes begonnenen Werkes entjtehen könnten, wenn ba® für bie 
jetzige Vorlage hHergejtellte Einverſtändniß der Regierungen über bie vom 
Reichstage begehrten Aenderungen nicht wieder gewonnen würde. Heute 
fommi es vor Allem darauf an, ben günjtigen Moment zur Erridtung bes 
Gebäudes nicht zu verſäumen. Der vollenbetere Ausbau besfelben kann als— 
dann getroft bem ferneren vereinten Wirken der beutichen Fürften und Volks— 
ſtämme überlaffen bleiben. Die Ordnung der nationalen Beziehungen des 
nordbeutfhen Bundes zu unjeren Landsleuten im Süden bes Mains ift 
durch die Friebensfchlüffe des vergangenen Jahres bem freien Uebereinfommen 
beider Theile anheimgeitellt. Zur Herbeiführung dieſes Einverſtändniſſes 
wird Unfere Hand ben fübbdeutichen Ländern ofjen und entgegenfonmenb bar: 
ereicht werben, fobalb der norddeutſche Bund in Feitftelung feiner Ver— 
aljung weit genug vorgefchritten fein wird, um zur Abichlichung von Vers 
trägen befähigt zu fein. Die Erhaltung des AZollvereins, die gemelnjame 
Pflege der Volkswirthſchaft, die gemeinſame Verbürgung für die Sicherheit 
des beutfchen Gebiete? werden Grundbedingungen ber Verſtändigung bilden, 
weldye vorausfichtlich von beiden Theilen angeftrebt werben. Wie die Richtung 
des deutſchen Geiftes im Allgemeinen dem Frieden und feinen Arbeiten zu— 
gewandt iſt, jo wird bie Bundesgenoſſenſchaft ber deutſchen Staaten wejentlich 
einen befenfiven Charakter tragen. Keine feindliche Tendenz gegen 
Unjere Nachbarn, Fein Streben nad Eroberung hat bie beutiche Bewegung 
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ber legten Jahrzehende getragen, fonbern lediglich das Bedürfniß, ben weiten 
Gebieten von ben Alpen bis zum Meere die Grundbebingungen bes ftaat: 
lichen Gebeihens zu gemähren, welche ihnen ber Entwidelungsgang früherer 
Jahrhunderte verfümmert hat. Nur zur Abwehr, niht zum Angriff 
einigen ſich bie deutſchen Stämme, und daß ihre Verbrüderung auch von 
ihren Nachbarvölkern in dieſem Sinne aufgefaßt wird, beweiſt bie wohl« 
wollende Haltung ber mädjtigiten europäijchen Staaten, welche ohne Beforgniß 
und ohne Mißgunſt Deutichland von benjelben Vortheilen eines großen 
flaatlihen Gemeinweſens Beſitz ergreifen ſehen, beren fie fich ihrerfeits feit 
Jahrhunderten erfreuen. Nur von uns, von unferer Einigkeit, von unferer 
VBaterlandsliebe hängt es baher in biefem Augenblide ab, dem gejammten 
Deutfchland bie Bürgſchaften einer Aufunft zu fihern, in welcher es, frei 
von Gefahr, wieber in Zerriffenheit und Ohnmacht zu verfallen, nach eigener 
Selbftbeftimmung feine verfallungemäßige Mieberherftellung und feine Wohl⸗ 
fahrt pflegen und in bem Rathe ber Völker jeinen friedliebenden Beruf zu 
erfüllen vermag. Ich hege das Vertrauen zu Gott, daß bie Nachwelt im 
Rückblick auf bie gemeinfamen Arbeiten nicht fagen iverbe, bie Erfahrungen 
ber früheren mißlungenen Verſuche feien ohne Nutzen für das deutſche Volk 
geblieben, daß vielmehr unſere Kinder mit Dank auf dieſen Reichstag als 
den Begründer der deutſchen Einheit, Freiheit und Macht zurückblicken 
werden. Meine Herren! Ganz Deutfchland, auch über die Gränze unferes 
Bundes hinaus, harrt ber Entjheibungen, bie bier getroffen werben follen. 
Möge burh unjer gemeinjames Werk ber Traum von Jahrhunderten, bas 
Sehnen und Ringen ber jüngften Gejchlechter ber Erfüllung entgegengeführt 
werben. Im Nanıen aller verbündeten Regierungen, im Namen Deutichs 
lands fordere Jh Eie vertrauensvoll auf: Helfen Sie Uns, die große, nas 
tionale Arbeit raſch und ficher durchführen. Der Segen Gottes aber, an 
welchem Alles gelegen ift, begleite und förbere bas vaterländiihe Wert!" 


25. Febr. (Norddeutfher Bund). Der Reichstag beichließt proviforifch 


n 


26. 


28. 


als Geihäftsorbnung diejenige bes preuß. Abgeorbnetenhaufes zu 
aboptiren. 

(Preußen: Schleswig-Holſtein). Scheel-Pleffen wird definitiv zum 
Dberpräfidenten, Zeblit zum Präfidenten ber ſchleswigſchen Lanbes- 
regierung ernannt, 

Eine nordſchleswigſche Deputation gegen die Eibesleiftung und 
für Abftimmung nad Maßgabe des Prager Friedens wird weder vom 
König nod von Bismard empfangen und muß ihre Eingabe jahrift- 
lih machen. 

„ (Breußen: Hannover). Petition von 700 Geiſtlichen für Er- 
haltung einer veinslutherifchen, dem unirten Oberkirchenrathe nicht 
untergeorbneten Kirchenbehörde für Hannover. 

„  PFranfreich greift die Anregung Hollands v. 20. Febr. auf, um 
feinen Dertreter im Haag zu beauftragen, in erfter Linie mit Holland 
die Räumung der Feſtung Luremburgs zu erwirfen, in zweiter aber 
geradezu die Abtretung des Landes an Frankreich zu betreiben (ſ. 
Frankreich). 

» (Preußen). Der Militärconvention mit Sachſen-Weimar treten 
auch die übrigen thüringiſchen Kleinftaaten fowie Anhalt, beide Lippe 
und Walbed bei. 


" 
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— März (Preußen). Die Staatsanwaltſchaft erhebt auch gegen das 


2. 


4. 


freiſprechende Urtheil ber Appellationsinftanz in dem Prozeſſe gegen 
den Abg. Tweſten (Redefreiheit des Abg.Hauſes) die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde beim Obertribunal. 


„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Wahl des Büreau. Bon 
240 Abftimmenden wird Simſon (altliberal) mit 127 Stimmen 
zum Bräfidenten, ber Herzog von Ujeſt (freiconiervativ) mit 
119 Stimmen zum erjten und v. Bennigſen (nationalliberal) mit 
114 Stimmen zum zweiten PVicepräfidenten gewählt. 


„Morddeutſcher Bund.) Reichstag: Graf Bismard legt dem: 
jelben den von ben verbünbeten Regierungen vereinbarten Entwurf 
einer Bunbesverfaflung vor nebſt den Protocollen über die Con: 
ferenzen, in welchen berjelbe vereinbart worden ift und mahnt 
dringend an Beichleunigung ber Berathung und Beichlußfaffung, 
indem bie Bünbnißverträge vom 18, Aug. 1866 nur auf ein Jahr 
feftgejtellt worben jeien, das Werk aljo bis zum 18. Aug. d. J. 
vollendet fein und zudem ja bis dahin auch noch ben Landtagen ber 
einzelnen Bundesſtaaten zur Zuftimmung unterbreitet fein müffe. 

Graf Bismard: Motive find nicht vorgelegt. Wir find ber Meinung, 
baß bie Motive des Verfaſſungs-Entwurfs in ber gefammten Lage Deutfch: 
Yanbs, in feiner Geſchichte bes letzten Jahrzehends forwie in ber bes legten 
Jahres zu finden find. Wir werden fie bei ben einzelnen Abjchnitten bes 
Entwurfs in ber Berathung felbit näher entwideln fünnen. Die Protocolle 
ber Verhandlungen mit ben verbünbdeten Regierungen find ebenfalls kurz, fie 
haben nur das Ergebniß recapitulirt, und ich glaube nicht, daß Jemand aus 
ihnen etwas Anderes entnimmt, als aus ber Vorlage. bes Berfaffungs: 
Entwurfs. Höchſtens wird das Schlußprotocoll, wo einige ber Regierungen 
bie Bedenken, welche jie gern erledigt geliehen hätten, bie fie aber im Intereſſe 
bes fchleunigen Zuftandbefommens geopfert, näher jpecialifirt haben, einiges 
Licht, nicht auf die Gefammtlage ber Sade, wohl aber auf die Schwierig» 
feiten, bie zu überwinden waren, merfen fünnen. 

Entwurf ber Berfaffung des norbbeutfhen Bunbes:*) 

Se. Majeflät der König von Preußen, Se. Majeftät der König von 
Sachſen, Se. Königlihe Hoheit der Großherzog von Medlenburg: Schwerin, 
Se. Königlihe Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar-Eiſenach, Se. 
Königlide Hoheit ber Großherzog von Medlendburg:Strelig, Se. Königliche 
Hoheit ber Großherzog von Dldenburg, Se. Hobelt der Herzog von Brauns 
ſchweig und Lüneburg, Se. Hoheit ber Herzog von Sadjen:Meiningen und 
Hilbburghaufen, Se. Hoheit ber Herzog zu Sachſen-Altenburg, Se. Hoheit 
ber Herzog zu Sachſen-Coburg und Gotha, Ge. Hoheit ber Herzog von 
Auhalt, Se. Durchlaucht dev Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt, Se. Durch— 


) Um der Vollſtändigkeit willen wurde an dieſer Stelle ber Entwurf 
zur norbbeutfchen Bundesverfaffung aufgenommen, wie er aus ben 
Berathungen ber Bevollmächtigten unter dem vorherrichenden Einflufje 
Preußens hervorgegangen war; bie vom Reichstag daran angebradhten 
Aenderungen finden fih im ‘Folgenden forgfältig. zufammengeftellt ; 
bie ſchließlich alffeitig angenommene Bunbesverfafjung findet fidy ihrem 
BWortlaute nah als Anhang Ihon im vorigen Jahrgang des Geid.- 
Kal., fo daß das Material für diefelbe vollſtändig dem Leſer vorliegt, 
fo weit es überhaupt Zwed und Umfang bes Geſch.Kal. geftattet. 
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laucht ber Fürft zu Schwarzburg:Sondershaufen, Se. Durchlaucht ber Fürft 
zu Walded und Pyrmont, Ihre Durchlaucht die Fürſtin Neuß älterer Linie, 
Se. Durdlaudt der Fürſt Neuß jüngerer Pinie, Se. Durchlaucht der Fürft 
von Schaumburg-Lippe, Se. Durchlaucht ber Fürft zur Lippe, der Senat ber 
freien und Hanſeſtadt Pübel, der Senat ber freien Hanfeftadbt Bremen, ber 
Senat ber freien und Hanfeftabt Hamburg, jeder für ben gefammten Umfang 
ihres Staatögebietes, und Ge. Königliche — der Großherzog von Heſſen 
und bei Rhein, für bie nördlich vom Main belegenen Theile des Groß— 
berzogthums Heflen, Schließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundes⸗ 
gebietes. und des innerhalb besjelben gültigen Nechtee, fo wie zur Pflege ber 
Wohlfahrt bes beutichen Volkes. Diefer Bund wird ben Namen bes Nord: 
beutichen führen und wird nachftehende Verfaffung haben: 

I. Bunbesgebiet. Art. 1. Das Bundesgebiet befteht aus ben Staaten 
Preußen mit Lauenburg, Sachſen, Medlenburg: Schwerin, Sachfen:Weimar, 
Medlenburg:Strelig, Oldenburg, Braunſchweig, Sahlen:Meiningen, Sachſen— 
Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg:Rubolitabt, Schwarz: 
burg:Sondershaufen, Waldeck, Neuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie, 
Schaumburgsfippe, Lippe, Lübek, Bremen, Hamburg und aus ben nördlich 
von Main belegenen Theilen des Großherzogthums Heffen. 

IL. Bunbdesgefeggebung. Art. 2. Innerhalb dieſes Bundesgebiets 
übt der Bund das Recht der Geſetzgebung nad Maßgabe bes Inhalts diejer 
Berfafjung und mit der Wirfung aus, baß die Bundesgefege den Landes: 
gejeben vorgehen. Die Bundesgeſetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch 
ihre Berfündigung von Bundes wegen, welche vermitteld eines Bundesgeſetz⸗ 
blattes geſchieht. So fern nicht in dem publicirten Gefege ein anderer 
Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beftimmt ift, beginnt die letztere mit 
dem vierzehnten Tage nach dem Ablaufe besjenigen Tages, an weldem bas 
betreffende Stüd des Bunbesgefctblattes in Berlin ausgegeben worden ift. 
Art. 3. Für den ganzen Umfang des Bunbesgebiets befteht cin gemeinfames 
Indigenat mit ber Wirfung, daß der Angehörige (Unterihan, Staatsbürger) 
eines jeden Bunbesftaates in jebem anderen Bunbesftaate als Inländer zu 
behandeln und demgemäß zum feften Mohnfig, zum Gewerbebetrieb, zu 
Öffentlichen Nemtern, zur Erwerbung von Grundftüden, zur Erlangung bes 
Stantsbürgerrechts und zum Genuſſe aller jonftigen bürgerlichen Rechte unter 
denſelben Worausjeßungen wie ber Ginheimifche zuzulaffen, auch in Betreff 
der Rechtsverfolgung unb des Rechtsſchutzes demfelben gleich zu behandeln ift. 
In ber Ausübung diefer Befugniß darf der Bunbdesangehörige weder durch 
die Obrigfeit feiner Heimath, noch durch die Obrigkeit eines anderen Bundes: 
ſtaates befchränft werden. Diejenigen Beftimmungen, welde die Armen 
verforgung und bie Aufnahme in den Iocalen Gemeindeverband betreffen, 
werden burdh den im erften Abſatz ausgeſprochenen Grundſatz nicht berührt. 
Eben fo bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwifchen den 
einzelnen Bunbesjtaaten in Beziehung auf bie Uebernahme von Auszu— 
weifenden, bie Verpflegung erfrankter und die Beerdigung verftorbener Staats— 
angehörigen beftehen. Hinfichtlih der Erfüllung ber Militärpflicht im Ber: 
hältniß zu dem Heimathslande wird im Wege ber Gefepgebung das Nöthige 
geordnet werben. Dem Auslande gegenüber haben alle Bundesangehörigen 
gleihmäßig Anfpruh auf den Bundesſchutz. Art. 4. Der Beaufjihtigung 
Seitens bes Bundes und ber Gefeßgebung besjelben unterliegen bie nach— 
ftehenden Angelegenheiten: 1) bie Beftimmungen über Freizügigkeit, Heimaths— 
und Niederlafjungs:Verhältnifje und über den ‚Gewerbebetrieb, einfchließlich 
bes Verſicherungsweſens, jo weit biefe Gegenſtände nicht ſchon durch ben 
Artikel 3 biefer Verfafjung erledigt find, besgleichen über die Colonifation 
und bie Auswanderung nad außerdbeutihen Ländern; 2) bie Zoll» und 
Sandelsgefeßgebung und bie für Bunbeszwede zu verwenbenden indiresten 

teuern; 3) bie Ordnung bes Maß-, Münze und Gewichtsſyſtems, nebft 
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Feftftellung der Grundjäge über die Emiffion von funbirtem und unfundirtem 
PBapiergelde; 4) die allgemeinen Beſtimmungen über bas Bantweien; 5) bie 
Erfindungs-PBatente; 6) der Schuß bes geiftigen. Eigentums; 7) Organi— 
fation eines gemeinjamen Schutzes bes deutſchen Handeld im Nuslande, der 
deutſchen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See unb Anordnung gemeinfamer 
confularifcher Vertretung, weldhe vom Bunde ausgeftattet wird; 8) bas 
Gifenbabnwejen im Intereſſe der Landesvertheibigung und des allgemeinen 
Verkehrs; 9) der Schififahrtsbetrieb auf ben mehreren Staaten gemeinfamen 
Waſſerſtraßen und ber Zuftanb ber Iekteren, fo wie die Fluß- und jonfligen 
Waſſerzölle; 10) das Poft: und Telegrapbenweien; 11) Beitimmungen über 
bie wechſelſeitige Vollfiredung von Erkenntniffen und Erledigung von Res 
quifitionen überhaupt, 12) jo wie über bie Beglaubigung von öffentlichen 
Urkunden; 13) die gemeinfame Givil:Prozekordnung und das gemeinfame 
Goncureverfahren, Wechſel- und Hanbelsreht. Art, 5. Die Bunbesgejeg: 
gebung wird ausgeübt durch ben Bundesrath und ben Reichstag. Die 
Vebereinftimmung der Mehrheits-Beſchlüſſe beider Verfammlungen ift zu 
einem Bundesgeſetze erforderlich und ausreichend, 

III, Bunbdbesrath. Art. 6. Der Bundesrath beitcht aus den Vertretern 
ber Mitglieder bes Bundes, unter welchen die Stimmführung fih nach Map: 
gabe der Vorichriften für das Plenum bes ehemaligen deutſchen Bunbes ver: 
theilt, jo daß Preußen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, 
Holftein, Nafjau und Franffurt 17 Stimmen führt, 

Ba. 200-0 tie Schwarzburg-Rubdolftadt i 
Sen - « 2: 0 200°. Scwarzburg-Sonbershaufen . 
Medlenburg Schwerin . 122 ME 
Sadfen-Weimar . 6. 9 Reuß ä. L. .. 
Mecklenburg-Streliz. . » Reuß LE -50% 
Dibenbug . : .. 0... Schaumburgsfippe . 
Braunfdweig . . . » DIEBE: 5 4% 
Sadien: Meiningen . Lübeck. er 
Sachſen⸗Altenburg . . Bremen 2 2 2 ne 
Sadien:Coburg-Gotha . Hamburg . — 
Anhaltt...— Summa 43 
Art. 7. Jedes Mitglied ded Bundes kann fo viel Bevollmäcdhtigte zum 
Bunbesrathe ernennen, wie es Stimmen bat, doch kann die Gejammtheit 
ber zuftändigen Stimmen mur einheitlich abgegeben werben. Nicht vertretene 
ober nicht inftruirte Stimmen werden nicht gezählt. Jedes Bundesglied ift 
befugt, Vorfchläge zu machen und in Vortrag zu bringen, und bas Bräfidium 
ift verpflichtet, diejelben ber Berathung zu übergeben. Die Beſchlußfaſſung 
erfolgt mit einfacher Mehrheit, mit Ausnahme von Befchlüffen über Ber: 
fafjungs: Veränderungen, melde zwei Drittel ber Stimmen erfordern. Bei 
Stimmengleihheit gibt die Präfidialftimme den Ausſchlag. Art. 8. Der 
Bundesrath bilbet aus feiner Mitte bauernde Ausihüffe 1. für das Lands 
beer und bie Feſtungen, 2. für das Seeweſen, 3. für Zoll- und Steuer: 
weſen, 4. für Handel und Berfchr, 5. für Eiſenbahnen, Bolt und Telegrapben, 
6. für AQuftizweien, 7. für Rechnungsmweien. An jedem bdiefer Ausjchüfie 
werden außer bem Präſidium minbeftens zwei Bundesftaaten vertreten fein, 
und führt innerhalb berjelben jeder Staat nur eine Stimme. Die Mit: 
glieber ber Ausihüfle zu 1. und 2. werben von dem Bunbesfelbherrn er: 
nannt, bie ber übrigen von dem Bunbesrathe gewählt. Die Zuſammen— 
feßung dieſer Ausſchüſſe ift fiir jede Seflion des Bundesrathes reip. mit 
jedem Jahre zu erneuern, mobei bie ausfceidenden Mitglieder wieder mähl: 
bar find. Den NAusfhüffen werben bie zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten 
zur Verfügung geftellt. Art. 9. Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das 
Recht, im Reichstage zu erjcheinen, und muß daſelbſt auf Verlangen jeder 
Zeit gehört werben, um die Anficten feiner Megierung au vertreten, auch 
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bann, wenn biefelben von ber Majsrität bes YBunbesrathes nicht aboptirt 
worden find. Niemand fann gleichzeitig Mitglieb des Bunbesratbes und des 
Neichstages fein. Art. 10. Dem Bındes-Prafibium liegt ed ob, den Mit: 
gliedern des Bundesrathes ben üblichen biplematifhen Schuß zu gewähren. 

IV. Bundes: Bräfidbium Mr. 11. Das Präſidium des Bundes 
ftebt der Krone Preußen zu, welche in Yusübung besjelben den Bund 
völferredhtlih zu vertreten, im Namen bes Bundes Krieg zu erflären und 
Frieden zu jchließen, Bündniffe und andere Verträge mit fremden Staaten 
einzugeben, Gefandte zu beglaubigen und zu empfangen berechtigt if, Ju ſo 
weit bie Verträge mit fremden Staaten ſich auf ſolche Gegenſtände beziehen, 
welche nad Art. 4 in den Bereidy der Bundesgefeggebung gehören, ift zu 
ihrem Abſchluß bie Zuftimmung des Bundesrathes erforderlih. Art. 12, 
Das Präſidium ernennt den YBunbdesfanzler, welder im Bundesrathe ben 
Vorfig führt und die Geſchäfte leitet. Art. 13. Dem Präſidium fteht es 
zu, den Bundesrath und den Reichstag zu berufen, zu eröifnen, zu vertagen 
und zu ſchließen. Art. 14. Die Berufung des Bundesrathes und des Reiches 
tages findet alljährlih Statt, und kann der Bunbesrath zur Vorbereitung 
ber Arbeiten ohne ben Reichstag, lekterer aber nicht ohne ben Bundesrath 
berufen werben. Art. 15. Die Berufung des Bunbesratheg muß erfolgen, 
fobald fie von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. Art. 16. Der 
Bundeskanzler fann fi in Leitung ber Gefchäfte durch jebes andere Mit: 
glied bes Bunbesrathes vermöge fchriftlicher Subflitution vertreten laſſen. 
Art. 17. Das Präfidium hat die erforderlichen Vorlagen nad Maßgabe der 
Beſchlüſſe des YBundesrathes an den Reichstag zu bringen, wo fie burd 
Mitglieder bes Bundesrathes oder durch befondere von legterem zu ernennende 
Gonmifjarien vertreten werben. Art. 18. Dem Rräfidium fteht die Aus: 
fertigung und Berfündigung ber Bundesgefeße und die Ueberwahung ber 
Ausführung bderfelben zu. Die biernadh von dem Präſidium ausgehenden 
Anordnungen werben im Namen bes Bundes erlaffen und von bem Bundes-— 
fanzler mitunterzeihnet. Art. 19. Das Präfidium ernennt bie Bundes— 
beamten, bat bdiefelben In den Bunb zu vereibigen und erforderlichen Falles 
ihre Entlaffung zu verfügen. Art. 20. Wenn Bunbesglieber ihre verfaffungs: 
mäßigen Bunbespflidten nicht erfüllen, fo können fie dazu im Wege ber 
Grecution angehalten werden. Tiefe Erecution ift a) in Betreff militärifcher 
Leiftungen, wenn Gefahr im Verzuge, von bem Bundesfeldherrn anzuorbnen 
und zu vollziehen, b) in allen anderen Fällen aber von bem Bundesrathe 
zu bejchließen und von dem Bundesfeldherm zu vollfiteden. Die Grecution 
kann bis zur Sequeſtration bes betreffendeu Landes und feiner Regierungss 
gewalt ausgedehnt werben. In ben unter a. bezeichneten Fällen it bem 
Bunbesrathe von Anordnung ber Erecution, unter Darlegung ber Beweg: 
gründe, ungefäumt Kenntniß zu geben. 

V. Reidhstag. Art. 21. Der Neihstag gebt aus allgemeinen unb 
birecten Wahlen hervor, welche bis zum Erlaffe eines Reichswahlgeſetzes nad) 
Mapgabe des Geſetzes zu erfolgen haben, auf Grund befjen ber erfte Reichs— 
tag des norddeutſchen Bundes gewählt morben iſt. Beamte im Dienfte 
eines der Bundesſtaaten find nicht wählbar. Art. 22. Die Verhandlungen 
des Meichstages find öffentlih. Art. 23. Der Reichstag hat das Recht, Ge: 
jeße innerhalb der Competenz bes Bundes vorzufchlagen. Art. 24. Die 
Regislaturs Periode bed Reicheiages dauert drei Jahre. Zur Auflöfung bes 
Reichstages während derſelben ift ein Befchluß bed Bundesrathes unter Aus 
fimmung des Präfidbiums erforderlih. Art. 25. Der Reichstag prüft bie 
Regitimation feiner Mitglieder und entſcheidet darüber. Er regelt feinen 
Geihäftsgang und feine Tisciplin durch eine Geſchäfteordnung und ermählt 
feinen Präfidenten, feine Vice-Präfidenten und Schriftführer. Art. 26. Der 
Reichstag beicließt nach abſoluter Stimmenmehrheit. Zur Gültigkeit der 
Beſchlußfaſſung ift die Anweſenheit der Mehrheit ber Mitglieder erforderlich, 
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Art, 27. Die Mitglieder bes Reichstages find Bertreter des gefammten Nolfes 
und an Aufträge und Inftructionen nicht gebunden, Art. 28. Kein Mits 
glied des Meichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abftinmung 
oder wegen ber in Ausübung feines Berufes geihanen Neußerungen gericht: 
lid oder bisciplinarisch verfolgt oder jonft außerhalb der Verfammlung zur 
Verantwortung gezogen werden. Art. 29. Die Mitglieber des Reichdtages 
bürfen als folche feine Bejoldung oder Entſchädigung beziehen, 

VI Zoll- und Hanbelsmwejen. Art. 30. Der Bund bildet ein Zolls 
und Handelsgebiet, umgeben von gemeinichaitlicher Zollgränze. Ausgejchlofjen 
bleiben die wegen ihrer Lage zur Einſchließung in bie Zollgränge nicht ges 
eigneten einzelnen Gebietstheile. Alle Giegenftände, welche im freien Verkehre 
eines Bundesſtaates befindlih find, fünnen in jeden anderen Bundesflaat eins 
geführte und dürfen in Tegterem einer Abgabe nur in jo weit unterworfen 
werden, als daſelbſt gleichartige infändifhe Erzeugniffe einer inneren Steuer 
unterliegen. Art. 31. Die Hanſeſtädte Lübel, Bremen und Hamburg mit 
einem dem Zwede entipredhenden Bezirke ihres oder bes umliegenden Gebietes 
bleiben als Freihäfen außerhalb der gemeinjchaftlichen Zollgränze, bis fie 
ihren Einſchluß in biefelbe beantragen. Art. 32. Der Bund ausſchließlich 
bat die Geſetzgebung über das geſammte Zollweien, über die Beſteuerung bes 
Verbrauches von einheimiſchem Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Tabaf, 
fo wie über die Maßregeln, welche in den Zollausichlüffen zur Sicherung 
ber gemeinichaftlihen Zollgränze erforderlich find. Art. 33. Die Erhebung 
und Verwaltung ber Zölle und Berbraudhsiteuern (Art. 32) bleibt jebem 
YBundesitaate, jo weit berfelbe fie bisher ausgeübt bat, innerhalb feines Ge— 
bietes überlaſſen. Das Bundes: Präfidium überwaht die Einhaltung bes 
geleßlichen Berfahrensd durch, Bundesbeamte, welche es ben Zolls oder Steuer: 
Hentern und ben Direclivbehörden ber einzelnen Staaten, nah Bernehmung 
des Ausſchuſſes des Bundesrathes für Zolle und Steuerweien, beiorditet. 
Art. 34. Der Bundesrath beſchließt 1. über die dem Neichstage vorzulegenden 
oder von bemjelben angenommenen, unter die Beitimmung bes Art. 32 
fallenden gejeplihen Anordnungen, einichlieflih der Handels: und Schiff: 
fahrtsverträge; 2. über die zur Ausführung der gemeinfchaftlichen Gejeßgebung 
(Art. 32) dienenden Verwaltungs: VBorihriften und Ginvichtungen; 3. über 
Mängel, welche bei . der Ausführung dev gemeinichaftlihen Geſetzgebung 
(Art. 32) hervortreten; 4. über bie von feiner Nehnungsbehörbe ihm vors 
gelegte ſchließliche Feititelung ber in die Bundescaffe fließenden Abgaben 
(Art. 36). Seber tiber die Gegenflände zu 1.5i8 3 von einem Bunbesitaate 
ober über bie Gegenjtände zu 3 von einem controlirenden Beamten bei bem 
Bundesrathe geftellte Antrag unterliegt der gemeinſchaftlichen Beihlußnahme. 
Im Kalle der Meinungsverjchiedenheit gibt die Stimme des Präſidiums bei 
den zu 1 und 2 bezeichneten alsdann ben Ausſchlag, wenn fie jih für Auf— 
rechthaltung der beitehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausipridt, in allen 
übrigen Fällen enticheidet die Mehrheit der Stimmen nach bem in Art. 6 
biefer Verfaſſung fejtgeftellten Stimmverhältnig. Art. 35. Der Ertrag ber 
Zölle und der in Art. 32 bezeichneten Verbrauchs-Abgaben fließt in bie 
Bunbescaffe. Diejer Ertrag befteht aus der gefammten von ben Zöllen und 
Berbraucds: Abgaben aufgefommenen Ginnabme nad Abzug 1. ber auf Ge: 
jeßen oder allgemeinen Berwaltungs:Vorjchriften beruhenden Steuer-Ver— 
gütungen und Ermäßigungen; 2. der Grhebungs: und Verwaltungsfoiten, 
und zwar: a) bei ben Zöllen und der Steuer von inländiſchem Zucker, fo 
weit dieje Koften nach den Verabredungen unter ben Mitgliedern des beutjchen 
Zoll- und Hanbels:Bereind der Gemeinfchaft aufgerechnet werben konnten, 
b) bei den übrigen Steuern mit 15 pEt. der Geſammt-Einnahme. Die 
außerhalb ber gemeinjchaftlichen Zollgränze liegenden Gebiete tragen zu ben 
Bundes:Ausgaben buch Zahlung eines Averjung bei. Art. 36. Die von 
den Erbebungsbehörben ber Bundesftanten nach Ablauf eines jeben Viertel: 
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jahres aufzuftellenden Quartal-Extracte und bie nad bem Jahres: und 
Bücherſchluſſe aufzuitellenden Final-Abſchlüſſe über die im Laufe bes Viertels 
jahres, beziehungsweife während bes NRechnungsjahres fällig geworbenen Eins 
nahmen an Zöllen und Verbrauchs-Abgaben werben von ben Directivs 
Behörden ber Bunbesftaaten, nad vorangegangener Prüfung, in Haupts 
überfihten zufammengeftellt und bdiefe an den Ausihuß bes Bunbesrathes 
für das Rechnungsweſen eingefandt. : Der letztere ftellt auf Grund biefer 
Ueberfichten von drei zu drei Monaten ben von ber Gafje jedes Bunbesftaates 
der Bundescafje fehuldigen Betrag vorläufig feſt und fett von biefer Feſt⸗ 
ftellung den Bundesratb und bie Bundesſtaaten in Kenntniß, Tegt auch 
alljährlich die ſchließliche Feftflellung jener Beträge mit feinen Bemerkungen 
bem Bunbesrathe zur Beſchlußnahme vor. Art. 37. Die Beflimmungen in 
bem Aoll:Bereinigungsvertrage vom 16. Mai 1865, in bem Vertrage über 
die gleihe Befleuerung innerer Grzeugniffe vom 28. Quni 1864, in dem 
Vertrage über den Berfehr mit Tabaf und Wein von bemfelben Tage und 
im Art. 2 des Zoll: und Anjchlußvertrages vom 11. Juli 1864, besgleichen 
in den Thüringiſchen Vereinsverträgen bleiben zwiſchen ben bei dieſen Vers 
trägen betheiligten Bunbesflaaten in Sraft, fo weit fie nicht burd bie Vor» 
ſchtiften der gegenwärtigen Berfaffung abgeändert find und fo lange fie nicht 
auf dem im Art. 34 vorgezeichneten Wege abgeändert werben. Mit biefen 
Beihränfungen finden bie Beitimmungen des Zoll-Vereinigungsvertrages vom 
16. Mai 1865 auch auf diejenigen Bundesftaaten und Gebietstheile Ans 
wendung, welche dem beutfchen Zoll: und Handels-Vereine zur Zeit nicht 
angehören. 

VH. Eijenbabnwejen. Art. 38. Eiſenbahnen, melde im Intereſſe 
ber Vertheidigung bes Bunbesgebietes ober im Intereſſe bes gemeinfanten 
Verkehrs für nothwendig eradjtet werben, können kraft eines Bundesgeſetzes 
auch gegen ben Widerſpruch ber Bundeéglieder, deren Gebiet bie Eiſenbahnen 
durchſchneiden, unbeſchadet ber Landeshoheitsrechte, für Rechnung bes Bundes 
angelegt ober an Privat-Unternehmer zur Ausführung conceſſionirt werben. 
Dede beftehende Gifenbahn:Verwaltung ift verpflichtet, fi) den Anfchluß neu 
angelegter Eifenbahnen auf Koften ber letzteren gefallen zu laſſen. Art. 39. 
Die Bundesregierungen verpflichten jich, die im Bunbdesgebiete belegenen 
Eiſenbahnen im ntereffe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Nek 
verwalten und zu biefem Behufe auch bie neu herzuftellenden Bahnen nad) 
einheitlichen Normen anlegen und ausrüften zu laffen. Art. 40. Es follen 
demgemäß mit thunlichiter Beſchleunigung gleiche Betriebseinrichtungen ges 
troffen, insbefondere gleihe Bahn-Polizei⸗ und Betriebs:Reglements für 
Perſonen- und Gütertransport eingeführt werben. Der Bund bat bafür 
Sorge zu tragen, baß bie Eiſenbahn-Verwaltungen die Bahnen jeberzeit in 
einem bie nöthige Sicherheit gewährenben baulichen Zuſtande erhalten und 
biejelben mit Petriebsmaterial jo ausrüften, wie das Verkehrsbedürfniß es 
erheiſcht. Art. 41. Die Eiſenbahn-Verwaltungen find verpflichtet, bie nöthigen 
Perſonen⸗ und Güterzüge mit entiprechender Fahrgefhwindigfeit einzuführen, 
auch birecte Erpebitionen im Berjonen und Güterverkehr, unter Geftattung 
bes Ueberganges ber Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen 
die übliche Vergütung einzurichten. Art. 42. Dem Bunde ficht die Gontrole 
ber Tarife zu. Er wird dieſelbe ausüben zu dem Zwecke, die Gleichmäßig— 
feit und möglichſte Herabfeßung berfelben zu erreichen, insbefonbere für den 
Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Robeifen, 
Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden einen bem Bebürfniffe ber 
Landwirthſchaft und ber Induſtrie entiprechenden ermäßigten Tarif für 
größere Entfernungen und. jchließlich den Ein-Piennig:Tarif für Gentner und 
Meile im ganzen Bunbesgebiete einzuführen. Art. 43. Bei eintretenden 
Nothftänden, insbeſondere bei ungewöhnlicher Theuerung ber Lebensmittel, 
find die Eifenbahn-Berwaltungen verpflichtet, für ben Transport namentlich 
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von Getreide, Mehl, Hülfenfrüchten und Kartoffeln zeitweiſe einen bem Be: 
bürfniffe entjprechenden, von dem Bundes: Präfidium. auf Vorſchlag des 
betreffenden Bundesraths-Ausſchuſſes feitzuftellenden niedrigen Special-Tarif 
einzuführen. Art. 44. Den Anforderungen ber Bundesbehörden in Wetreff 
ber Benutzung ber Sifenbahnen zum AZwede ber Vertheidigung des Bundes— 
gebietes haben ſämmtliche Eiſenbahn-Verwaltungen unweigerlich Folge zu 
leiften. Insbeſondere ift das Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen, 
ermäßigten Sägen zu beiörbern, 

VOL Poſt- und Telegrapbenwefen. Art. 45. Das Boftwefen 
und das Telegraphenwejen werben für das gefammte Gebiet bes norddeutſchen 
Bundes als einheitlihe Staats-Verkehrsanſtalten eingerichtet und vermaltet. 
Die im Art. 4 vorgefehene Geſezgebung des Bundes in Poſt- und Telegraphen- 
Angelegenheiten erjiredt fic nicht auf diejenigen Gegenjtände, deren Regelung, 
nach ben gegenwärtig in ber preußiſchen Poſt- und Telegraphen-Verwaltung 
maßgebenden Grundjägen, ber veglementariichen Feſtſetzung oder adminijtrativen 
Anordnung überlaffen if. Art. 46. Die Einnahmen des Poſt- und 
Telegraphenweiens find für ben ganzen Bund gemeinfchaftlih. Die Ausgaben 
werden aus ben gemeinjchaftlihen Einnahmen beftritten. Die Ueberfchüfie 
fließen in bie Bundescaſſe (Abfchnitt XII). Art. 47. Dem Bundes: 
Präſidium gehört die obere Leitung der Bolt: und Telegraphen-Verwaltung 
an, Dasjelbe bat die Pflicht und das Recht, dafür zu forgen, daß Einheit 
in ber Organifation der Verwaltung und im Betriebe des Dienjtes, fo wie 
in der Qualification der Beamten bergeftclt und erhalten wird. Das 
Präfidium bat für den Erlaß der reglementariichen Feftießungen und all: 
gemeinen abminiftrativen Anordnungen fo wie für die ausichließfiche Wahr: 
nehmung. ber Beziehungen zu anderen beutfchen ober aufßerdeutfhen Poſt-— 
und Telegraphen-Verwaltungen Sorge zu tragen. Sämmtliche Beamte ber 
Volt: und Telegraphen:VBerwaltung find verpflichtet, den Anordnungen des 
Bundes Präfidiums Folge zu leiften. Diefe Verpflichtung ift in den Dienſteid 
aufzunehmen. Die nftelung der bei den Rerwaltungsbehörben ber Poſt 
und Telegrapbie in den verjchiedenen Bezirken erforderlihen oberen Beamten 
(3. B. der Directoren, Käthe, Ober-Inſpectoren), ferner die Anftellung der 
zur Wahrnehmung des Aufjichts: u. |. w. Dienftes in den einzelnen Bezirken 
als Drgane ber- erwähnten Behörden fungirenden Poſt- und Telegraphen: 
Beamten (3. B. Infpectoren, Gontroleure) geht für das ganze Gebiet bes 
norbbeutichen Burtdes von dem Präſidium aus, melchem biefe Beamten ben 
Dienfteid leiften. Den einzelnen Pandesregierungen wird von den in Rebe 
jtehenden Grnennungen, foweit diefelben ihre Gebiete betreffen, Behufs ber 
landesherrlichen Betätigung und Rublication rechtzeitig Mittheilung gemacht 
werben. Die anderen bei den Verwaltungsbehörben der Poſt und Telegrapbie 
erforderlichen Beamten fo wie alle für den Iocalen und technijchen Betrieb 
beflimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsftellen fungivenden Beamten 
u. f. w. werben von ben beireffenden Pandesregierungen angeftellt. Wo eine 
felbftändige Landes-Poſt-, reſp. Telegraphen-Verwaltung nicht beſteht, entſcheiden 
die Beſtimmungen der beſonderen Verträge. Art. 48. Zur Beſeitigung der 
Zerſplitterung des Poſt- und Telegraphenweſens in den Hanſeſtädten wird 
die Verwaltung und der Betrieb der verſchiedenen dort befindlichen ſtaatlichen 
Poſt- und Telegraphen-Anſtalten nach näherer Anordnung des Bunbes— 
Präſidiums, welches den Senaten Gelegenheit zur Aeußerung ihrer hierauf 
bezüglichen Wünſche geben wird, vereinigt. Hinſichtlich der dort befindlichen 
deutſchen Anſtalten iſt dieſe Vereinigung ſofort auszuführen. Mit den außer— 
deutſchen Regierungen, welche in den Hanſeſtädten noch Poſtrechte beſitzen 
oder ausüben, werden bie zu dem vorſtehenden Zwecke nöthigen Verein— 
barungen getroffen werden. Art. 49. Bei Ueberweiſung des Ueberſchuſſes 
der Poſtverwaltung für allgemeine Bundeszwecke (Art. 46) ſoll, in Betracht 
der bisherigen Verichiebenheit ber von ben Landes-Poſtverwaltungen ber ein: 
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zelnen Gebiete erzielten Rein-Einnahmen, zum Zwecke einer entiprechenden 
Ausgleihung während ber unten fejtgefegten Uebergangszeit folgendes Ver— 
fahren beobachtet werden. Aus den Poſt-Ueberſchüſſen, welche in den einzelnen 
Boftbezirfen während der fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgefommen find, 
wird ein burchfchnittlicher Jahres-Ueberſchuß berechnet und der Antbeil, 
welchen jeber einzelne Poſtbezirk an dem Bj das geſammte Gebiet des 
norddeutjchen Bundes ſich danach herausjtellenden Poſt-Ueberſchuſſe gehabt 
bat, nady Procenten feftgejtelt. Nah Maßgabe des auf diefe Weiſe feſt— 
geitellten Berhälinijjes werden aus den im Bunde auffommenden Bojt: 
Ueberſchüſſen mährend ber nächſten acht Jahre den einzelnen Staaten bie fich 
für bdiefelben ergebenden Quoten auf ihre fonftigen Beiträge zu Bundeszweden 
zu Gute gerechnet. Nach Ablauf der acht Jahre hört jene Unterfcheibung 
auf, und fließen bie Poſt-Ueberſchüſſe in ungetheilter Aufrehnung nad bem 
in Art. 46 enthaltenen Grundſatze der Bunbdescaffe zu. Bon der wührend 
der vorgebadhten acht Jahre für die Hanfefädte jich herausſtellenden Quote 
des Poſt-Ueberſchuſſes wird alljährlich vorweg die Hälfte bein Bundes: Präfidium 
zur Dispofition geftelt zu dem Zwecke, daraus zunächſt bie Koiten fir bie 
Herftellung normaler Rofteinrichtungen in ben Hanfejtädten zu beflreiten. 

IX. Marine und Schifffahrt Art. 50. Die Kriegs:Marine ber 
Nord: und ODſtſee ift eine einheitliche unter preußiſchem Oberbefehl. Die 
Drganijation und Aufammenfeßung berjelben liegt Sr. Maj. dem Könige 
von Preußen ob, welcher die Offiziere und Beamten der Marine ernennt 
und Tür welchen bdiejelben nebit den Mannſchaften eidlih im Pflicht zu 
nehmen find. Der kieler Hafen und bee Jadehafen find Bundes-Kriegshäfen. 
als Maßſtab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte 
und ber damit zujammenbängenden Anftalten dient bie Benölferung. Ein 
Etat für die Bundes:Marine wird nach biefem Grundſatze mit dem Reichstage 
vereinbart, Die gefammte ſeemänniſche Bevölkerung des Bundes, einſchließlich 
des Maſchinen-Perſonals und der Sciffe-Handwerfer, ift vom Dienfle im 
Landheere befreit, dagegen zum Dienfie in ber Bundes: Marine verpflichtet. 
Die Bertheilung bed Erfapbebaris findet nah Maßgabe der vorhandenen 
jeemännijchen Bevölferung Statt, und die biernad von jedem Staate geftellte 
Quote kommt auf die Geflellung zum Landheere in Abrehnung. Art. 51. 
Die Kauffahrteiihiffe aller Bundesſtaaten bilden eine einheitlihe Handels: 
Marine. Die Kauffahrteiichiffe ſämmtlicher Bunbesftaaten führen viefelbe 
Slagge, ſchwarz-weiß⸗roth. Der Bund hat das Verfahren zur Ermittlung ber 
abungsfähigfeit ber Seeſchiffe zu beſtimmen, bie Nusfielung dev Meßbriefe 
jo wie ber Schiffs-Certificate zu regeln und bie Bedingungen feftzuftellen, 
von welden die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffes abhängig ift. In 
den Seehäfen und auf allen natürliden und Fünftlichen Waſſerſtraßen der 
einzelnen Bundesjtaaten werden die Kauffahrteifchiffe ſämmtlicher Bundes— 
ftaaten gleihmäßig zugelaffen und behandelt. Die Abgaben, welche in ben 
Seehäfen von den Seeſchiffen ober beren Ladungen für die Benußung ber 
Schifffahrts-Anſtalten erhoben werden, bürfen bie zur Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herftelung dieſer Anftalten erforderlichen Koften nicht überjteigen. 
Auf allen natürlihen Wafjerftraßen dürfen Abgaben nur für die Benutzung 
befonderer Anitalten, die zur Grleihterung bes Verkehrs beitimmt find, 
erhoben werben. Diele Abgaben, jo mie die Abgaben für bie Befahrung 
ſolcher künſtlichen Wajferftraßen, welche Staatseigenthum find, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herftelung der Anftalten und Anlagen 
eriorderlichen Koiten nicht überſteigen. Auf bie Flößerei finden dieſe Bes 
ftimmungen in fo weit Anwendung, als diefelbe auf jchiffbaren Wafjerftragen 
betrieben wird. Auf fremde Scijje oder deren Ladungen andere oder höhere 
Abgaben zu legen, als von den Schiffen ber Bundesjtaaten ober beren 
Ladungen zu entrichten find, ſteht feinem Ginzelftaate, fondern nur dem 
Bunbe zu. 
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X. Conſulatweſen. Art. 52. Das gefammte norbbeutihe Conſulat⸗ 
wefen ſteht unter der Aufficht des Bundes: Präfidiums, welches die Gonfuln, 
nad) Vernehmung bes Ausſchuſſes des Bundesraths jür Handel und Verkehr, 
anftellt. In bem Amtsbezirk der Bundesconfuln dürfen neue Yandesconfulate 
nicht errichtet werden. Die Bundesconfuln üben jür die in ihrem Bezirk 
nicht vertretenen Bundesftaaten bie Functionen eines Lanbesconfuls aus. Die 
ſämmtlichen beftchenden Landesconfulate werben aufgehoben, fobald bie 
Organijation ber Bundesconfulate dergeftalt vollendet ift, daß bie Vertretung 
ber Einzelintereſſen aller Bundesjtaaten als dur die Bundesconfulate ge: 
fihert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 

XI Bunbesfriegswejen. Art. 53. Jeder Norbbeutiche ift wehr: 
pflichtig und kann ſich in Ausübung dieſer Pflicht nicht vertreten Tafjen. 
Art. 54, Die Koften und Lajten des gefammten Kriegswejens des Bundes 
find von allen Bundesftaaten und ihren Angehörigen gleihmäßig zu tragen, 
fo baß weber Bevorzugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oͤder 
Claſſen grundfäglih zuläffig find. Wo die gleiche Vertheilung der Lajten 
fih in natura nicht herjtellen läßt, ohne die öffentliche Wohlfahrt zu jchädigen, 
ift die Ausgleihung nad ben Grundſätzen ber Gerechtigkeit im Wege ber 
Geſetzgebung feitzuftellen. Art. 55. Jeder wehrfühige Norddeutſche gehört 
fieben Jahre lang, in ber Regel vom vollendeten 20. bis zum beginnenden 
28. Lebensjahre, dem ftehenden Heere und bie folgenden fünf Lebensjahre 
hindurch ber Landwehr an, In denjenigen Bunbesjtaaten, in denen bisher 
eine längere als zwölfjährige Gelammtdienflzeit gejetlih war, findet bie all: 
mähliche Herabjegung der Berflihtung nur in dem Maße Statt, als dies 
bie Rückſicht auf die Kriegsbereitihait bes Bundesheeres zuläßt. Art. 56. 
Die Friedens: Präfenzftärke bes Bundesheeres wird auf ein Procent der Be: 
völferung von 1867 normirt unb pro rata berfelben von ben einzelnen 
Yunbesftaaten geftellt; bei wachiender Benölferung wird nad je zehn Jahren 
ein anderweitiger Procentſatz feitgefegt werden, Art. 57. Nah Publication 
biefer Verfaffung ift ‚in bem ganzen Bunbdesgebiete die gefammte preußiiche 
Militär-Geſetzgebung ungeſäumt einzuführen, ſowohl bie Geſetze ſelbſt, als 
die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlaſſenen Reglements, 
Inſtructionen und Reſcripte, namentlich alſo das Militär-Strafgeſetzbuch vom 
3. April 1845, die Militär-Strafgerichtsordnung vom 3. April 1845, bie 
Verordnung über bie Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die Beilimmungen 
über Aushebung, Dienftzeit, Servis: und Verpflegungs:Wefen, Einquartierung, 
Erſatz von Flurbefhädigungen, Mobilmahung u. f. w. für Krieg und 
Frieden. Die MilitäreKichenorbnung ift jedoch ausgeſchloſſen. Art. 58. 
Zur Beftreitung des Aufwandes für das gefammte Bundesheer und bie zu 
demfelben gehörigen Einrichtungen find dem Bundesfeldheren jährlich jo viel: 
mal 225 Thaler, in Worten zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die 
Kopizahl ber Friedensſtärke des Heeres nach Art. 56 beträgt, zur Verfügung 
zu ftelen. Vergl. Abfchnitt XII. Die Zahlung dieſer Beiträge beginnt mit 
dem erften bes Monats nad Publication ber Bunbesverfafjung. Art. 58. 
Die gefammte Landmacht bed Bundes wird eim einheitliches Heer Bilder, 
welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle Seiner Majeſtät bes 
Königs von Preußen als Bunbesjeldheren ficht. Die Negimenter ꝛc. führen 
fortlaufende Nummern durch bie ganze Bunbesarmee. Für bie Befleibung 
find die Grundfarben und der Schnitt der königlich preußiichen Armee mar: 
gebend. Dem betreffenden Gontingentsherrn bleibt es überlaffen, die Kußeren 
Abzeichen (Cocarden 2c.) zu beflimmen. Der Bundesfeldberr hat bie Pflicht 
und das Recht, dafür Sorge zu tragen, baß innerhalb des Bundesheeres 
alle Truppentheile vollzählig und Friegstüchtig vorhanden find, und daß Ein: 
heit in. ber Organifation und Kormation, in Bewafinung und GCommanbı,, 
in ber Ausbildimg der Mannſchaſten, jo wie in ber Qualification ber 
Dffigiere hergeftellt und erhalten wird. Zu biefem Behufe it ber Bunde: 
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felbherr berechtigt, fich jederzeit durch Inſpectionen von ber Verfaſſung ber 
einzelnen Gontingente zu überzeugen und bie Mbftellung ber dabei vorge— 
fundenen Mängel anzuordnen. Der Bunbesjeldherr beftimmt ben Präfenze 
ftand, die Gliederung und Gintheilung ber Gontingente der Bundesarmee, 
fowie die Drganifation der Landwehr, und bat das Recht, innerhalb bes 
Bunbdesgebietes bie Sarnifonen zu beitimmen, fowie bie friegsbereite Auf: 
ftelung eines jeden Theiles der Bundesarınee anzuordnnen. Behuis Erhaltung 
ber unentbebrlichen Einheit im ber Abminijtration, Verpflegung, Bewafinung 
und Ausrüftung aller Truppeniheile des Bundcsheeres find die bezüglichen 
fünftig ergebenden Anordnungen für die preußiidhe Armee ben Commandeuren 
ber übrigen Bundes:Gontingenie, durch ben Art. 8 Nr. 1 bezeichneten Aus: 
fhuß für das Landheer und bie Fellungen, zur Nachachtung in geeigneter 
Weiſe mitzutheilen. Art. 60. Alle Bundestruppen find verpflichtet, den Be— 
fehlen des Bundesfeldherrn unbebingte Folge zu leijten. Dieſe Verpflichtung 
ift in ben Fahneneid aufzunehmen. Der Höhftcommandirende eines Con— 
tingents, jowie alle Dffiziere, welhe Truppen mehr als eines Gontingents 
beiehligen, und alle Feſtungs-Commandanten werden von bem Bundesfelbherrn 
ernannt. Die von bemfelben ernannten Offiziere leiften ihm den Fahneneib. 
Bei Generalen und den General-Stellungen verjehenden Difizieren innerhalb 
des Bundes:Contingents ift die Ernennung von ber jebesmialigen Zufiimmung 
des Bundesfeldherrn abhängig zu machen. Der Bundesfeldherr iſt berechtigt, 
Behuis Verſetzung mit oder ohne Beförderung für bie von ibm im Bundes: 
bienjte, fei es im preußifchen Heere ober in anderen Gontingenten, zu bes 
fegenden Stellen aus ben Offizieren aller Contingente des Bundesheeres zu 
wählen. Art. 6i. Das Recht, Feſtungen inmerhafb des Bundesgebietes ans 
zulegen, fteht dem Bunbesfeldherrn zu, welcher die Bewilligung ber dazu 
erjorberlihen Mittel, joweit das Ordinarium fie nicht gewährt, nach Ab: 
ſchnitt XII beantragt. Art.“ 62. Wo nicht bejondere Konventionen ein 
Anderes beftimmen, ernennen die Bundesjürjten, beziehentlid, die Senate, bie 
Difiziere ihrer Gontingente, mit der Einſchränkung des Art, 60. Sie find 
Sheis aller ihren Gebieten angehörenden Truppentheile und genichen bie 
damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlih das Recht der Inſpicirung 
zu jeder Zeit und erhalten, außer ben regelmäßigen Rapporten und Mel: 
dungen über vorfommende Veränderungen, Behufs der nöthigen Tanbesherrs 
lichen Publication, rechtzeitige Mittheilung von bein bie betreifenden Truppen: 
theile berührenden Aoaneements und Ernennungen. Auch flieht ihnen bas 
Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht bloß ihre eigenen Truppen zu vers 
wenden, jendern auch alle anderen — der Bundesarmee, welche in 
ihren Ländergebieten dislocirt ſind, zu requiriren. Art. 63. Erſparniſſe an 
dem Militär-Etat fallen unter keinen Umſtänden einer einzelnen Regierung, 
ſondern jederzeit der Bundescaſſe zu. Art. 64. Der Bundesfeldherr kann, 
wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete bedroht iſt, einen jeden 
Theil desſelben in Kriegszuſtand erklären. Bis zum Erlaſſe eines die 
Vorausſetzungen, die Form der Verkündigung und die Wirkungen einer 
ſolchen Erkläärung regelnden Bundesgeſetzes gelten bafür die Vorſchriften bes 
ey Geleges vom 10. Mai 1849. (Gej.:Samml. 1849, ©. 165 
bis 171. 

XU. Bundes: Finanzen. Art. 65. Abgeſehen von bem durch 
Art. 58 beitimmten Aufwande für das Bundesheer unb bie zu demſelben 
gehörigen Einrichtungen, fowie von dem Aufwande für die Marine (Art. 50) 
werben bie gemeinjchaftlihen Ausgaben im Wege der Bundesgejeßgebung 
und, ſofern fie nicht eine nur einmalige Aufwendung betreffen, für die Dauer 
der Legislatur-Periode jeitgeftelt. Art. 66. Zur Bejtreitung aller gemeine 
ſchaftlichen Ausgaben dienen zunächſt die aus ben Zöllen, ben gemeinfamen 
Steuern und dem Poſt-⸗ und Telegraphenweien fließenden gemeinjchaftlichen 
Einnahmen. Inſoweit biefelben durch bieje. Einnahmen nicht gedeckt werben, 
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find fie durch Beiträge der einzelnen Buubesftnaten nad) Maßgabe ihrer Be: 
völferung aufzubringen, welche von dem Präfidium nad dem Bebarfe aus: 
gefchrieben werden. Art. 67. Weber bie Verwendung ber gemeinfchaftlichen 
Einnahmen und ber Beiträge ber Ginzelftaaten ift von dem Präfibium beim 
Bunbesrathe und dem Reichstage Rechnung zu legen. 

XII. Schlichtung von Ölreitigfeiten und Strafbeſtim— 
mungen. Art. 68. Jedes Unternehmen gegen bie Eriftenz, bie Sntegrität, 
die Sicherheit oder die Berfajjung bes norddeutſchen Bundes, die Erregung 
von Haß oder Verachtung gegen bie Einrichtungen des Bundes oder die An: 
ordnungen ber Bundeäbehörden durch öffentliche Behauptung oder Verbreitung 
erdichteter oder entftellter Thatſachen ober duch öfſentliche Schmähungen 
oder Verhöhnungen, endlich bie Beleidigung bes Bundesrathes, bed Reichs: 
tages, eines Mitgliedes des Bunbesrathes oder bes Neichstages, einer Behörde 
oder eines öfjentlichen Beamten des Bundes, während biejelben in ber Aus: 
übung ihres Berufes begriffen find oder in Beziehung auf ihren Beruf, 
durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bildlihe oder andere Darjtellung, 
werden in ben einzelnen Bundesftanten beurtheilt und beftraft nah Maßgabe 
ber in den letzteren beitehenden oder Fünftig in Wirffamfeit tretenden Gejege, 
nach welchen eine gleiche gegen ben einzelnen Bundesftaat, feine Berfaflung, 
Einrichtungen und Anordnungen, feine Kammern ober Stänbe, feine Kammer: 
oder Stände-Mitglieber, jeine Behörden und Beamten begangene Handlung 
zu richten wäre Art. 69. Für biejenigen in Art. 68 bezeichneten Unter: 
nehmungen gegen ben morbbeutfhen Bund, welche, wenn gegen einen ber 
einzelnen Bundesjtaaten gerichtet, als Hochverrath oder Landesverrathb zu 

ualificiren wären, ift das gemeinichaftliche Dber-Appellationsgericht ber brei 

* und Hanſeſtädte in Lübeck die zuſtändige Spruchbehörde in erſter und 
letzter Inſtanz. Art. 70. Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Bundes» 
ſtaaten, fofern dieſelben nicht privatrechtlicher Natur und daher von ben com= 
petenten Gerichtsbehörben zu enticheiben find, werben auf Anrufen bes einen 
Iheild von dem Bunbdesrathe erledige. Berfaffungsitreitigfeiten in ſolchen 
Bundesjtaaten, in deren Verfaſſung nicht eine Behörde zur Entſcheidung 
ſolcher Streitigkeiten beſtimmt ijt, bat auf Anrufen eines Theiles ber 
Bundesrath gütlich auszugleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege ber 
Bundesgejeßgebung zur Erledigung zu bringen. 

XIV. Berhältniß zu ben fübdeutfhen Staaten. Art. 71. 
Die Beziehungen des Bundes zu ben jüddentjchen Staaten werben ſofort 
nach Feſtſtellung der VBerfafjung des norbdeutihen Bundes, durch bejondere 
ben Reichsſtage zur Genehmigung vorzulegende Verträge, geregelt werden. 


Schlußprotofoll der Eonferenz vom 7. Febr.: Während ber 
Verhandlungen über bie Feſtſtellung der Verfaſſung bes norbbeutichen Bundes, 
beren Mejultat in dem vom heutigen Tage batirten dritten Protokolle con- 
ftatirt ifl, waren von mehreren ber Herren Berollmädtigten Erklärungen 
abgegeben worben, welche, der getroffenen Verabredung gemäß, in biefem 
Schlußprotofoll niebergelegt find. 

Der königlich ſächſiſche Vevollmädtigte erklärte zu Artikel 57, daß 
er ben Ausdrud „Bepölferung“ nur von den Staatsangehörigen, nicht aber 
von ber rein factiſchen Bevölkerung verftehen könne, wie fie für bie Zivede 
des Zolloereins fefigeitellt wird. 

Der großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte gab I. hinfichtlich der 
am 28, v. Mts. vorläufig feftgeftellten Abſchnitte des Verfaſſungs-Entwurſs 
die nachfiehende definitive Erklärung ab: Die großherzoglid heſſiſche Regierung 
fei zwar nidt mit allen Beftimmungen ber fraglichen Abichnitte des Ent: 
wurfs einverftanden; fie wolle aber, um ihrerjeits zur Förderung des Ber: 
faſſungswerkes möglichſt beizutragen, nichts dagegen einmwenben, baß ber 
Entwurf in der jetzt feftgejtellten Faffung dem Reichstage vorgelegt werbe. 
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Die großherzogliche Regierung könne jedoch, befonders mit Rückſicht auf bie 
eigenthümliche Lage bes Großherzogthums, gegenüber dem norbbeutjchen 
Bunde, bieje ihre Zufimmung nur unter folgenden Vorausfegungen er⸗ 
theilen: 1) Zu den nördlich bed Mains gelegenen Gebietstheilen bes Groß: 
berzogthums Heflen gehören außer ber * Oberheſſen die Gemeinden 
Kaftel und Koſtheim, welche einen integrirenden Beſtandtheil ber nicht im 
norddeutſchen Bunde begriffenen Provinz Rheinheſſen bilden. Eine unbe— 
dingte Anwendung der im norddeutſchen Bunde geltenden Einrichtungen 
auf die genannten beiden Gemeinden würde daher zu großen Mißſtänden 
für die Verwaltung und Geſetzgebung in der Provinz Rheinheſſen führen. 
Die großherzoglich heſſiſche Regierung geht deßhalb von der Vorausſetzung 
aus, daß auf dieſe Verhältniſſe bei Einführung ber gemeinſamen Anord⸗ 
nungen bes norddeutſchen Bundes geeignete Ruͤckſicht genommen und daß 
für die Gemeinden Kaſtel und Koſtheim, ſo weit zu rn. Behufe erforder: 
lich, eine Eremption von ber Bundesgejchgebung werde zugejtanden werben, 
2) Mit ben in dem Abjchnitt VI. (Zoll: und Handelsweſen) enthaltenen 
Beftimmungen kann die großherzoglich heifiiche Regierung ſich nur in ber 
Vorausſetzung einverflanden erflären, daß die zwilchen ben Staaten bes 
norbbeutichen Bundes und ben ſüddeutſchen Staaten, namentli auch ben 
ſüdlich des Mains gelegenen großberzoglich heſſiſchen Gebietstheilen, dermalen 
beftehende Zollverband aufrecht erhalten bleibe und daß bezügli ber in 
Art. 33 bes Berfafjungs-Entwurfs bezeichneten gemeinfamen Verbrauchs: 
fteuern eine Verabredung zu Stande komme, wodurch bas Fortbeftehen bes 
freien Berfehrs zwijchen ben verichiedbenen Theilen des Großherzogthums er: 
mögligt werde. 3) Zu Art. 68 des Entwurfs gebt die großherzoglihe Re: 
gierung von ber Anjicht aus, daß bei folden Streitigkeiten unter Bundes: 
gliedern, welche zwar nicht zur Competenz ber orbentlihen Gerichte gehören, 
bei welchen es aber gleihwohl auf bie Entſcheidung ftreitiger Rechtsfragen 
ober die Beweisführung über befirittene Thatſachen ankomme, biefe Ent: 
ſcheidung nit durch ben Bundesrath jelbfi, fondern durch eine zu dieſem 
Zwecke anzuordnende Auſträgal-Inſtanz erfolgen werbe, und daß biefe Art 
ber Erledigung von Streitigkeiten unter Bundesgliebern durch bie vorliegende 
Faflung des Art. 68 nicht ausgefchloffen ſei. Was ſodann IL. diejenigen 
Theile bes Entwurfs betrifft, zu welchen unterm Heutigen Amendements 
Seitens ber königlich preußijchen Regierung vorgelegt worden find, fo erklärte 
der großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte, daß er noch nicht im ber Lage 
fei, auch hierüber eine definitive Erklärung Namens feiner Regierung abzus 
geben. Er glaube jebody auch hier im Sinne feines hohen Gouvernements 
zu handeln, wenn er ji) mit ber Vorlage ber betreffenden Theile bes Ent- 
wurjs an bem demnächſt zufammentretendben Reichstag unter ber Voraus: 
fegung einverftanden erflärt, baß 1) bei Aufrechnung ber Pofterträgniffe auf 
die Beiträge zu ben Bundeslaften in einer Weife wirb verfahren werben, 
welche bie materiellen Intereſſen derjenigen Bunbesftaaten, in benen das 
Taris’ihe Poſtweſen befand, nicht beeinträchtigt und 2) über bie Art, wie 
bas großherzoglich heſſiſche Eontingent zum norbbeutihen Bund zu ftellen 
ift, eine befonbere Vereinbarung zwiſchen ber großberzogl. heſſiſchen und ber 
fönigl. preuß. Regierung zu Stande komme. In biefem Sinne erflärte ſich 
ber großberzoglich heſſiſche Bevollmädhtigte, unter Vorbehalt der Genehmigung 
feiner Regierung, zur Unterzeichnung bes britten Protokolls bereit. 

Der großherzoglich mecklenburg-ſchwerin'ſche Bevollmächtigte 
machte, indem er fih auf ben Anhalt des zweiten Protofolls vom 23. v. M. 
zurüdbezog, bie befinitive Annahme bes YBunbesverfaffungs:Entwurfs von 
drei Vorausſetzungen abhängig, nämlid, daß vor ber Publication ber 
Bundesverfaffung 1) der großberzoglichen Regierung eine Entſchädigung 
efichert werde für den Verzicht * die Rechte, welche ihr aus ber Elbſchiff⸗ 
—— vom 23. Juni 1821 und aus der Uebereinkunft unter den 
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Elbufer-Staaten, eine neue Regulirung der Elbzölle betrefiend, vom 9. April 
1863 rüdfihtlih der Erhebung einer Abgabe vom Elbverkehr zuftehen, jo 
wie aud eine Entihäbdigung für bas buch den Anſchluß Medlenburgs an 
den Zollverein nothwendig werdende Wegfallen bes Tranſitzolls, deſſen 
fucceffiv fi abmindernde Forterkebung auf eine Reihe von Jahren ihr 
burch ben über bie weitere Entwidlung ber Eiſenbahnverbindungen zwiſchen 
ben Königreih Preußen und dem Großherzogthum Medlenburg:-Schwerin 
am 20. Mai 1365 zu Berlin gejchlofjenen Staatsvertrag, Artifel 14, zuge: 
fihert ift; nicht minder 2) bas Hinberniß, welches in Folge des zwifchen 
Franfreih und Medlenburg unter dem 9. uni 1865 zu Baris geichloffenen 
Handels» und Scifjfahrts-Bertrages dem Anfchluffe Medlenburgs an ben 
Zollverein entgegenfteht, in befriedigender Weife befeitigt werbe, und ferner 
3) baß bie frage, in welcher Art und Weife ber ben Befehlen bes Bundes— 
feldheren von Seiten ber Bunbes-Gontingente zu. leiſtende Gehorſam ficher 
zu ftellen fei, jo geregelt werde, daß nicht bie Möglichkeit eines Gonflicts 
eidlih übernommener Verpflichtungen bie Gewiffen der Truppen bejchwere. 
Gleichwohl war ber Bevollmädtigte inftruirt, unter den gegenwärtigen Um— 
ftänden im Bertrauen, daß eine günflige Entwidlung bes norddeutſchen 
Bundes unter Preußens Führung mande Bedenken, beren Unterdbrüdung für 
jeßt durch bie Hauptzwecke geboten ift, für bie Zukunft entfernen wird, das 
Einverftändniß ber großherzoglichen Regierung damit, daß ber Verfaffungs- 
Entwurf, wie er nunmehr amenbirt ift, bem Reichſslage zur Berathung vors 
gelegt werde, hiedurch auszufprechen. 

Die Erklärung des medlenburgsfirelig’fhen Bevollmädtigten 
lautet: Indem ber Bevollmächtigte fih, was ben Fünftigen Beitritt bes 
Großherzogthums zum Zoll- und Handelsſyſtem bes norbbeutichen Bundes 
angeht, auf bie im zweiten Protofol ber Conferenz niebergelegte Erflärung 
zurüdbezieht und dabei rüdfichtlih ber in Ausficht genommenen Ablöfung 
bes medlenburgifch-fhwerin’schen Elbzolles alle Rechte aus bem am 8. Mär; 
1701 zwifchen beiden großberzoglihen Linien abgefchloffenen Hamburger Ber: 
gleich (demgemäß aus jenem Zoll Strelig 9000 Thlr. oder jett 13,800 Thlr. 
preuß. Gourant zufommen) ſchon bier verwahrt, bat er fih mit Peziehung 
auf biefe Verhandlung jo wie auf bie übrigens hinſichtlich jenes Beitritts in 
Betracht kommenden Rechtsverbältniffe der vom großherzoglich medlenburg: 
ſchwerin'ſchen Herrn Bevollmächtigten heute abgegebenen Erflärung anzu: 
fließen, zugleich auch fih die von bem Herrn Bevollmächtigten zu Protokoll 
gegebene Erklärung, betreffend bie Fünftige Stellung bes Gontingents zu 
feinem Kriegaheren, fo wie betreffend bie vertrauensvollen Vorausſetzungen 
bei Annahme des VBerfaffungs-Entwurfs, vollſtändig anzueignen. 

Der großherzoglich oldenburgiſche Bevollmächtigte erflärte, zu: 
Bollziehung des Protokolls ermächtigt zu fein, wenngleich verfchiebene vo: 
ber großherzoglihen Regierung bei ben Berathungen wieberholt geltend ge: 
machte Bebenten in Betreff wefentlicher Punkte, namentlich fofern fie ficı 
auf bie Ergänzung ber Vertretung ber Nation duch ein aus geeignete: 
Elementen zu bildendes Oberhaus unter entſprechender Beſchränkung be 
Eompetenz bes Bunbesrathes und Einjegung eines Bundes: Minifteriumt, 
auf die Errichtung eines Bunbesgerichtes, a bie Vereinbarung eines Gtat 
für die Militär-Ausgaben an Stelle ber im Entwurſe geforderten Baufd : 
fumme und auf eine in näberem Anfchluffe an die Principien des Art. 2; 
ber Wiener Schlußacte veränderte Faſſung des Art. 65 beziehen, zu feiner: 
Bebauern bei ber jchlüffigen Redaction bes Entwurfs feine Berüdfichtigun 
gefunden haben. Er Hält fich verpflichtet, auf bie im dieſer Beziehung un 
in Betreff anderer, wenn auch nicht in gleihem Maße erheblicher PBunf : 
ber von ihm übergebenen motivirten Anträge an dieſer Stelle nochma! 
Bezug zu nehmen, glaubt aber, da bie Verhältniffe zum Abjchluffe dränge 
und bie großherzoglihe Regierung einer allfeitigen Verſtändigung über d | 
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fchwebenden ragen Teinerlei Hinderniſſe bereiten möchte, aus bdiefen Mei: 
nungsabweihungen feinen Grund ableiten zu dürfen, mit ber Zuftimmung 
zur Borlegung bed Entwurfs an ben Reichstag zurüdzubalten. 

Der herzoglih braunſchweigiſche Bevollmädtigte erffärte: Ob: 
wohl die berzogliche Regierung mit ———— wichtigen Beſtimmungen des 
Bundesverfaſſungs-Entwurfs, wie derſelbe ſich nach ben abgegebenen könig— 
lich preußiſchen Erklärungen geſtalten wird, nicht einverſtanden iſt, ſo habe 
ich gleichwohl, um das Zuſtandekommen bes Verfaſſungswerkes nicht zu 
ſtören, mich für berechtigt gehalten, die im Hauptprotocolle vom heutigen 
Tage ausgeſprochene zuſtimmende Erklärung zu dem Bunbesverfafjungs- 
Entwurfe, wie berjelbe in Folge der königlich preußiſchen Erklärungen nuns 
mehr lauten wird, abzugeben. Ich habe bei biejer zuſtimmenden Erklärung 
jedoch zweierlei zu befürworten: 1) daß von ber dem Bunbesfeldbern im 
Berfaffungs-Entwurje beigelegten Befugniß, innerhalb des Bundesgebietes 
die Garnifonen zu beflimmen, nur ausnahmsweije, 3. B. in Veranlafjung 
größerer Uebungen, oder wenn aus höheren militärifhen Rückſichten zur 
Erhaltung ber vollen Kriegstüchtigfeit der beireffenden Truppentheile ein 
Wechſel der Garnilon nothwendig wird, werbe Gebrauch gemacht werben, 
fo wie 2) daß es nicht ausgeichloffen fei, auf diejenigen, das Verfaſſungs— 
wert ſelbſt nicht berührenden Punkte zurüdzufommen, weldhe von mir Na— 
mens meiner Regierung in einer an Se. Ercellenz ben königlichen Minifter- 
Präfidenten und Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten, Herrn Grafen 
von Bismard, gerichteten Note vom 9. v. Mts. erörtert find und auf welde 
ich bis jegt mit bochgefälliger Rückäußerung nicht verfehen bin. 

Der berzoglih ſachſen-meiningen'ſche Bevollmächtigte erflärte: 
Die berzoglihe Regierung zollt dem Entwurfe ber Verfaſſung bes nord— 
deutſchen Bundes, in fo weit berfelbe die Mtachterweiterung Deutichlands 
durch Gentralifirung der Kräfte unter der Leitung ber Krone Preußen be= 
zwedt, ihren vollen Beifall. Die Abwendung einer bie feinen beutjchen 
Staaten erdrüdenden Steuerlaft, welche der Entwurf zur Dedung ber 
Militärs und Marine-Ausgaben befürdten läßt, wird, wie die berzogliche 
Regierung Hofit, von den verbündeten Regierungen als cine gemeinichaftlic, 
zu löſende Aufgabe betrachtet werben. Da zur Zeit von Geiten Preußens 
weitere Aenderungen bes Entwuris ald in den angenommenen Amenbemenis 
bereits Statt gefunden haben, entſchieden abgelehnt worben find, fo fieht der 
Bevollmädtigte ber herzoglihen Regierung ben Berfaffungs:-Entwurf nun: 
mebr als jeitgeftellt Behufs Vorlage an den Reichstag an. 

Der herzoglich ſachſen-gothaiſche Bevollmächtigte gab folgende 
Erflärung ab: Die berzogliche Regierung begrüßt mit Iebhafter Freude bie 
feftere Einigung und bie dadurch bedingte Machtverflärfung, welde bie jeßt 
durchberathene Berfafjung, wenn auch zunächſt nur ben nörbliden Staaten 
Deutihlands, gewährt; fie erkennt in der ausjchlieklichen Webertragung ber 
Präfidial-Befugnifje an die große dbeutihe Macht eine Garantie für die ges 
deihliche Entwidlung der neuen Bundesverhältniffe, und würde ihrerjeits 
einer nod weiteren Ausdehnung biejer Befugniffe bis zur Schaffung einer 
einheitlichen Gentralgewalt gern ihre Zuſtimmung ertheilt und ein genügendes 
Aequivalent für bie größeren Opfer von Souverainetätsrechten barin gefunden 

ben, wenn einem mit ben weſentlichſten conftitutionellen Rechten ausge- 
atteten Neichstage ein gleichberechtigtes Fürſtenhaus an bie Seite geftelit 
worden wäre. Gegen bie Beftimmungen bes Berfafjungs-Entwurfs im Ein- 
zelnen gehen ihr allerdings mehrfache Bedenken bei, bie erheblichiten gegen 
bie Höhe der für militäriiche Zwede geflellten Anforderungen, benen für bie 
Dauer buch erhöhte Befteuerung üge zu leiſten die Mehrzahl ber 
Heineren Staaten unb unter biefen audy bie Herzogthümer Coburg und 
Gotha, außer Stande fein werben, Nachdem jedoch Seitens ber Füniglid) 
preußifchen Regierung bie beftimmte Erklärung abgegeben mworben, baß fie 
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an ben principiellen Beſtimmungen bes vorgelegten Entwurfs unb namentlid 
auch an dem, was berjelbe in militärischer - Beziehnug fordere, fefthalten 
müſſe, glaubt bie herzogliche Negierung von weiterem Widerfpruche Abftand 
nebmen zu müffen; jie erflärt daher ihre Zuſtimmung dazu, daß ber dot: 
gelegte Verfafjungs-Enimurf in der amenbdirten Faſſung zur Vorlage an den 
Reichstag gebradt werde. Mit Bezieyung auf die von den Bevollmächtigten 
für Sachfen-Meiningen und für Sachſen-Coburg-Gotha abgegebenen Er— 
Härungen bob auch der Bevollmäcgtigte für Schwarzburg-Rudolſtadt und 
Reuß jüngerer Linie die Gewichtigfeit der Bedenken hervor, welche die Hübe 
ber im Entwurfe vorgefehenen Militärlaften, namentlich für bie Tleineren 
Staaten, habe erregen mülfen. 

Der Bevollmädtigte für Neuß Alterer Linie tritt der vorhergehenden 
Erklärung bei, mit dem Bemerfen, daß er Behufs der Förderung des Ber: 
fafjungswerkes, jener Bedenken ungeachtet, mit der Vorlegung bes Berfaf: 
fungs-Entwurfs an ben Reichstag nad) Maßgabe ber darüber nun ger 
fchlofienen Berathung ſich einverftanden erklärt. 

Der Bevollmäctigte für Lippe kann zwar aud) jekt das Bedenken nicht 
unterdrüden, baß die Durch die Militärfoften jeinem Lande erwachſende Laſt 
von dieſem ohne deſſen finanziellen Ruin nicht getragen werden könne; ba jedoch 
eine Abänderung des im biefer Beziehung in ben Berfaffungs: Entwurf aufs 
genommenen Grundſatzes nah ber befliimmten Erklärung ber königlich 
preufifchen Megierung nicht in Ausficht genommen werben kann, jo erflärt 
ber Bevollmächtigte ſich troß jenes Bebenlens dennoch um fo mehr mit ber 
Feſtſtellung des Verfaſſungs-Entwurfs Behufe Vorlage an ben Reichstag ein= 
verftanden; als er zu der Hoffnung beredtigt ift, daß bei ber Ausführung 
der Organifation auf bie Leiftungsfähigfeit ber Fleineren Staaten billige 
Mücficht werde genommen werben. 

Der hamburgiſche Benolimädtigte ift in der Page, zur Herbeiführung 
eines übereinftinnmenden Beichlufjes über den bem Parlamente vorzulegenben 
Verfaffungs:Entwurf bie Bedenken, welche nad feiner Anfiht noh gegen 
verichiebene Artikel des Entwurfs beftehen, fallen zu Taffen, dabei jedoch hin— 
fichtlich einzelner Punkte die folgenden VBorausfegungen im Protocolle nieder⸗ 
Iegen zu müffen. 1) Zu Art. 36. Die im Schlußfage des Artifels aus— 
geiprochene Verpflichtung wird Hamburg nicht übernehmen können, ohne beit 
Umfang berjelben zu fennen; bie Zuflimmung wird bier alfo an bie 
Vorausſetzung zu Fnüpfen jein, daß bas zu zahlende Averfum ein billiges, 
den Berhältniffen angemefjenes Maß nicht überichreite. 2) Zu Art. 50 ift 
die Rorausfegung auszufprechen, daß, wenn bie bamburgifhe Poſt- und 
Telegraphen:Anftalt, wie alle übrigen in Hamburg beftehenden Poften und 
Telegraphen, auf ben Bund übergeben, biefer bamit zugleich bie Verpflichtung 
übernehmen werbe, bie erforderlihen Localpoſten und Local-Telegraphen her— 
zuftellen und zu unterbaften. 3) Zu Art. 52. Wenn von Seiten Hamburgs 
u. ſ. w. — in Betrefi ber Flagge ac, wie bereits übergeben (und biefem 
Protocolle annectirt). 4) Zu Art. 53. Hinſichtlich des hiermit eng zus 
jammenhangenden Bundes-Conſulatweſens u. ſ. w. (bereits übergeben). 
5) Zu Art. 57. Der Ausbrud: „1 pCt. ber Bevölferung von 1867“, 
fünnte ber Auslegung Raum geben, baß dabei alle zu einer beflimmten Zeit 
in Hamburg anweſenden Perfonen mitzuzählen feien. Dies würde für ben 
mefentlih nur aus einer großen Stabt bejtehenden bamburgiihen Staat, in 
welchem eben deßwegen das Verhältniß der Fremden zur einheimiihen Be: 
völferung ein ungewöhnlich großes zu fein pflegt, eine unbillige Belaftung 
mit fich führen. Die zahlreihen Fremden werben bei Normirung . ber 
Präſenzſtärke des hamburgiſchen Gontingent® um fo weniger mitgeredhiret 
werben können, als ein großer Theil berfelben anderen deutſchen Staaten 


- gegenüber militärpflihtig ift, die Nichtveutfchen aber überall nidt zum 


Militärdienſte herangezogen werben fönnen. — Vebrigens muß ſchon jekt 
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ausbrüdli darauf hingemwiefen werben, daß — mie es wiederum im ber 
Natur der mefentlich fläbtifchen Bevölkerung bes hamburgiſchen Staates 
liegt — aud bei Normirung bed Contingent-Etats ohne ————— der 
Fremden aller Wahrſcheinlichkeit nach unter ben jährlich in das dienſtpflichtige 
Alter tretenden Einheimifchen eine genligende Anzahl Dienfitlichtiger zur 
Gompfetirung bes. Ipreceni. Etats nicht vorhanden fein dürfte. 6) Au 
Art. 58. Dem fofortigen Inkrafttreten ber gefammten preußifhen Militär: 
geleßgebung wird unter ber als ſelbſwerſtändlich angefehenen Worausfekung 
beigeftimmt, daß den Bellimmungen über Auchebung, Dienftverpflichtung, 
Präfenzzeit, Ausſchluß ber Stellvertretung x. feine rückwirkende Kraft in 
Bezug auf diejenigen Pflichtigen beigelegt werde, welche Jahrgängen ange: 
hören, bie bei Eintritt ber neuen Berfaffung auf Grund der biäberigen Ver: 
faffung bereits zur Aushebung gefommen waren. — Auch werden, wenn 
bie Intereſſen des deutſchen Handels und Gewerbefleiges in Verkehr mit ben 
üiberjeeifchen Staaten nicht gejchädigt werben follen, bie erforderlichen Modi: 
kg ber betrefienden Beltimmungen eintreten müffen, um jungen Leuten 
ie Weberfiedelung nach jenen Ländern und bie Begründung von Handels: 
Gtabliffemenis dafelbit zu ermöglichen. 7) Zu Art. 68 darf vorausgejegt 
werden, baf, wenn Streitigfeiten zwifchen Yunbesitanten an ben Bundes— 
rath gelangen, biefer bielelben, falls eine Ausgleihung nicht gelingen follte, 
an ein Aufträgalgericht verweilen werde, und daß bie jireitenden Theile bei 
ben besfallfigen Beſchlüſſen des Bunbdesrathes auf ihre Stimmen verzichten 
werben. 

Die Bevollmächtigten für Lübeck "und Bremen fchloffen ſich den vor— 
ftehenden, von dem bamburgifchen Benollmächtigten zu Art. 36, 57 und 58 
abgegebenen Erklärungen an. 

Sodann nahm ber königlich ſächſiſche Bevollmächtigte noch einmal 
das Wort, um zu erflären, baß zwar auch er gegen verichiebene Beſtim— 
mungen bes heute angenommenen Verfaſſungs-Entwurfs mande Bebenten 
bege, dieſelben auch während der Discuffion wiederholt zur Sprache gebracht 
babe, aber, in ber Hoffnung einer gebeihlihen Entwicklung des morbdeutfchen 
Bundes, von einer Wiederholung jener Bedenken und einer. Wahrung bes 
fonderer Wünſche und Intereſſen bier abftehen wolle, 

Endlid gab ber föniglih preußiſche Bevollmächtigte folgende Er: 
Märung ab: Zu Art. 33 und 36. Die Töniglich preußiiche Negierung ift 
damit einverftanden, daß bis zur Einführung eines gleihmäßigen Sapes für 
bie Braumalzſteuer in jämmtlichen Bundesftaaten ber Ertrag dieſer Steuer, 
in fo weit derfelbe aus einem höheren Steuerfage als bem gegenwärtig in 
Preußen beftehenden hervorgeht, ben Staatskaſſen der Einzelftaaten verbleibt. 
Dod darf ber freie Verkehr dadurch nicht geſtört, namentlih eine Weber: 

ange: Abgabe bein Verkehr mit Bier nicht erhoben werben. Zu Xrt. 47, 
Die gemeinfame Drganifation bes Poftwelens innerhalb des norbdeutichen 
Bundes wird vom 1. Januar 1868 an ins Leben treten, Zu Art, 49. 
Unter bem Ausbrude ‚Verwaltungs-Behörden“ find nur die in den einzelnen 
Staaten beftebenden oder noch zu erridhtenden oberen vermwaltenden Behörden 
(3. B. die Ober-Poſt-Direction in Leipzig 2c.) im Gegenſatz zu ben eigents 
lichen technifchen Betriebsjtellen zu verjtehen. Zu Art. 52. Es ift Jelbft- 
verftändlicdh, dab den einzelnen Staaten ihre bisherigen Flaggen jo lange 
belaffen werben, bis nicht nur bie völferrechtlihe Anerkennung ber neuen 
Bunbesflagge, ſondern auch bie Uebertragung aller Rechte, welche bisher in 
außerdeutfhen und außereuropäifchen Ländern ben einzelnen Flaggen zuge: 
ftanden waren, auf bie neue Flagge fihergeftellt fein wird. Au Art. 53. 
Es wird den einzelnen Regierungen unverwehrt fein, den Bundes:Confuln 
Aufträge zu ertbeilen und Berichte von ihnen einzuziehen. Meber bie 
Greihtung von Gonfulaten an außereuropüifchen Plägen, über bie Belegung 
berjelben und über die Befugniß berfelben zur Erhebung von Gebühren 
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werben bie Hanjeftäbte eine Stimme haben. Zu Art. 59, Der preußifche 
Bevollmäctigte, ben won verfchichenen Seiten geäußerten Wünfchen gegen= 
über und zur Befeitigung erbobener Zweifel über die in ber Contingentirung 
von 225 Thlr. begrifjenen Generalfoften, fieht fi in ber Lage, Folgendes 
zu erflären: „Die Koften für die Adjutantur der Contingentsherren im nord— 
beutfhen Bunde werben nad näherer Beilimmung auf ben- allgemeinen 
Militär⸗Etat übernommen, und find in ben 225 Thlr. alle finanziellen 
Beiträge begriffen, welche für die gefammten Militär-Ausgaben in Friedens: 
eiten erforderlich find", Au Art. 60. Das dem Bundes-Feldherrn ver: 
Taffunnemäßig eingeräumte Recht ber Disfocationen wird nur im Intereſſe 
bes Bundesdienſtes und aus höheren militärischen Rückſichten ausgeübt 
werden, Endlich bielt der preußiihe Bevollmächtigte fih für verpflichtet, 
barauf binzuweifen, daß bie in dem heutigen Schluß-Protokolle nieder: 
gelegten verfchiedenen Erklärungen und Boransfeßungen Seitens einer An— 
zahl von Bevollmächtigten ber mit Preußen verbündeten hoben Regierungen 
nit dazu angethan fein können und noch weniger bazu beflimmt waren, 
dasjenige Ginverftändniß abzuichwäcen, weldyes von ſämmtlichen Herren 
Bevollmächtigten ausdrücklich dahin erflärt worden ift, daß ber in amendirter 
Form befinitiv feftgeftellte Beriaffungs:Entwurf Namens ber Geſammtheit 
der in ber Konferenz vertretenen Regierungen durch bie Krone Preußen bem 
Reichstage vorgelegt werde. Er erklärte dabei, baß die Königliche Regierung 
in ber Borausjegung gegenfeitiger gleichartiger Verpflichtung unter ſämmt— 
lien Staaten bes norbdeutichen Bundes in Beziehung auf dem feitgeftellten 
Berfaffungs-Entwurf letzteren dem Reichstage vorlegen wird. Gegenwärtiges 
Protokoll ift in ber Gonjerenz am 9, Februar vorgelefen, von ben betreffenden 
Herren Bevollmächtigten als eine richtige und wörtliche Aufzeichnung ber von 
ihnen abgegebenen Erklärungen anerkannt unb zum Beweife deſſen von ihnen, 
fo wie von dem Protofollführer unterzeichnet worden. (Interidriften.) 
Anlage zudem Schluß:Protokoll. pr. Berlin, 15. Januar 1867. 
Für das Schluß-Protofol. Wenn von Seiten Hamburgs in bie von ben 
hoben verbünbeten Regierungen gewünfchte Erſetzung der Flaggen ber ein: 
zelnen Seeftaaten durch eine neue dem norbdeutichen Bunde gemeinjchaftliche 
Flagge, welche durch bie Grundzüge vom 10. ‚Juni nicht in Ausficht ge: 
nommen war, jeßt eingewilligt wird, fo Tann dies nur unter ber Voraus— 
fegung geihehen, daß ben von einem ſolchen Wechſel zu befürdhtenden ma— 
teriellen Nachteilen thunlichjt vorgebengt, daß aljo namentlich den einzelnen 
Staaten ihre bisherigen Flaggen fo lange belafjen werben, bis nicht nur bie 
völferrechtliche Anerkennung der neuen Bundesflagge, jenbern auch bie Ueber— 
tragung aller vertragsmäßigen und fonftigen Rechte, welche bisher in außer: 
beutfchen und außereuropäifchen Ländern ben einzelnen Flaggen zugeſtanden 
waren, auf die neue Flagge völlig fichergejtellt jein mwirb; es werden alfo 
vorher bie erforderlichen Notificationen zu erlaffen, bie beſtehenden Schiff: 
fabhrtsverträge zu revibiren und bie nöthigen gefeglichen Bejtinnmungen über 
bas Recht zur Führung der Bundesflagge zu treffen fein. Hinſichtlich des 
hiermit eng zuſammenhangenden Bundes-Conſulatweſens find zwar durch ben 
Art. 53 bes Verfaffungs:Entwurts die erforderlichen Uebergangs:Beflimmungen 
angeordnet: damit aber bie fünftigen Bundes-Conſulate den Einzelſtaaten 
ihre bisherigen Conſulate thunlichft erfeken, wird ben einzelnen Regierungen 
das Recht vorbehalten bleiben müfjen, den Bundes-Conſuln direct Weiſungen 
und Aufträge zu ertheilen und directe Berichte von ihnen einzuziehen. Wie 
auf bie Beibehaltung biefes Nechtes, fo wird bamburgifcherfeits auch barauf 
großer Werth gelegt, daß den vorzugsweije ben transatlantifchen Handel 
Deutihlands vermittelndben Hanfeftädte bei ber Frage über bie Errichtung 
von Gonjulaten an außereuropäiichen Pläßen, über die Beſetzung berjelben 
und über die Befugung berfelben zur Erhebung von Gebühren, eine maß— 
gebende Stimme eingeräumt werbe. Kirchenpauer. 
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März. (Preußen). Auch gegen ben Abg. Jacoby mwirb eine Un- 


terſuchung eingeleitet wegen ber Berliner Refolutionen v. 12. April 1866. 


„ (MRorddbeutfher Bund). Der Reichstag nimmt definitiv bie 
Geſchäftsordnung des preuß. Abgeorbnetenhaufes an und beichließt, 
ben Berfafjungsentwurf nit an eine Commijfion zu verweijen, 
fondern im Plenum vorzuberathen. 

„ (Breußen: Schleswig). Der Reg.Präſ. v. Zedlitz erflärt ben 
Unterzeichnern ber nordſchleswigſchen Eingabe an ben König, daß 
©. Maj. es nicht angemefjen gefunden habe, fie auf ihr Geſuch zu 
befcheiben. 

„ Rordbeutjher Bund). Reichstag: Beginn der General: 
bebatte über den DVerfaffungsentwurf. Reben von Tweſten, Walde 


und Miquel, 

Rede Tweftens (für ben Entwurf, aber nur unter Wahrung bes 
vollen Budgetrechts aud bez. des Militäretats): .. . „Es fcheint mir für 
bie Eonjolibation ber Berhältniffe in Deutjchland, für die GStärfung der 
Regierung fowohl, als für bie Gewinnung bes Bolfes in Deutichland von 
fo überwiegendem Nutzen, eine Bundes-Verfaſſung, felbft eine foldye, bie den 
Idealen und Wünjchen ber Bergangendeit nicht entſpricht, überhaupt für fo 
nothwendig, daß ich jeben anderen Ausweg einem jolchen, wie ich ihn eben 
anbeutete, vorziehen würbe, unb ich meine, ber einzige Ausweg, ber mit 
Recht getroffen werben Fann, ift, baß bie Bunbee-Berfaffung minbdeftens bie= 
felben Beitimmungen über bie Gefeßgebung unb über das Bubgetrecht auch 
in Bezug auf das Militärwefen enthält, wie fie bie preußiiche Berfaflung 
enthält, daß aljo die jährliche Feititellung des Budgets in ber Verfaflung 
ausgeiprochen und ein: wie allemal erfolgen müßte. Nun ift bier allerdings 
aber der Umftand ins Auge zu faljen, daß bie Bildung der norbbeutjchen 


Armee bo noch nicht vollendet ift, ſondern fich noch im Fluſſe befindet, daß 


bie Bildung ber Armee auf ber bisherigen preußiſchen Grundlage erſt er: 
folgen ſoll, daß deßhalb in ben nächſten Jahren bie Feftftellung eines ber 
Sadlage entfprechenden betaillirten Budgets. mit vielleicht unüberwinbdlichen 
Schwierigfeiten verknüpft ſein könnte. Es fommt noch hinzu, baß wir es 
ung nicht verhehlen fönnen: Die politifhen Verhältniſſe Europa’s find außer: 
ordentlich geipaunte. Mehr als je wird in allen Ländern Guropa’s ber 
Staat in ein Heerlager verwandelt, die Rüftungen vervollfommnet unb ers 
weiter. Und dem gegenüber, meine Herren, biejem ae Ge 5 
egenüber, würde ich geneigt jein, für die Zeiten möglicher Gefahr, b. 5. 
fi bie nächſten Jahre, ber preußiichen Regierung ein größeres Gebiet bes 
freien Gebahrens zu überlaffen, ald ih mid dazu unter anderen Umftänden 
für berechtigt erachten würde. Deßhalb würde ich allerdings neben ber ver- 
fafjungsmäßigen Feſtſtellung eines jährlich feftzuftellenden Budgets für be— 
rechtigt halten, ein Pauſchquantum und einen Berzicht auf geieliche Feſt⸗ 
ftellung der Militär-Organifation für die nächſten zahre zu bewilligen, wenn 
die föniglihe Staats-Regierung berartige Vorſchläge machte, derartige Bes 
flimmungen neben ber anderen, unbedingt feitzubaltenden Beftimmung vers 
langte. Und, meine Herren, wenn bie liberalen Parteien geneigt find, von 
ihren bisherigen Anforderungen eines parlamentarlfchen ‚Regimes erheblich 
naczulafien, wenn fie bereit jind, fit ber Gefahr auszufegen, baß bie preus 
Bifhe Berfaffung tief erfchüttert werde, ohne daß. durch bie Bunbes:Ver: 
faffung eine genügend ausreichende Gompenfation gewährt wird; wenn fie - 
ſich darein ergeben, ben Ginfluß des Volles und ber Volfsvertretung auf 
ben Staat ſchmälern zu laſſen burd das Nebencinanderftellen zweier Ber: 
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faffungen: fo meine ich, hat bie preußiſche Regierung allen Anlaß, auch 
ihrerfeit4 dem beredtigten Werlangen ber liberalen Barteien entgegen zu 
tommen und nicht auf Dingen zu beftehen, welche ein= fiic allemal einem 
großen Theile ver Bevölkerung, jo weit fie politiich in Betracht fommt, um- 
annehmbar ericyeinen. BSolite bier im Reichstage eine Majorität ſich finten, 
welche dem Eniwurfe, wie er vorltegt, unbebingt zuflimmen möchie, fo kann 
bie preußiſche Regierung fi ber Erwägung nicht verichließen, daß die 
äußerfie Gefahr entitehen würde, daß im preußijchen Abgeorbnetenhaufe ein 
folder Entwurf abgelchnt würbe, und das würde ich Angefichts der drohenden 
politifhen Verhälinifje für ein großes Unglüd halten. Es würde das bei 
dem Beginne ber volitiihen Gonfolidation Deutichlanbs fofort einen Stein 
bes Anſtoßes und der Zerrüttung hineinwerfen, welcher bie zu erhojiende 
Verbindung bes deutſchen Südens mit uns aufs äußerfte nefährben und bie 
Feinde Preußens offenbar ermuthigen würde, gegen die weitere Conſolidation 
Preußens und Deutichlands einzutreten in einer Weiſe, wie fie es ſchwerlich 
wagen würden, wenn die preußiſche Regierung ſich nicht nur auf bie Ueber- 
einftimmung mit einer unter ben Eindrüden der gewaltigen Erfolge Preußens 
zufanmenberufenen Verſammlung, jondern auch mit ben Vertretern Der 
liberalen und nationalen Richtung in ganz Deutichland berufen und fügen 
fönnte. ich glaube baher, die Regierung muß in einem folgen PBunfte 
nachgeben, wo die Nachgiebigkeit ihr die freubige Mitwirfung des preukiichen 
und deutſchen Volkes ſichern kann. Und das, meine Herren, ijt für mich 
ber wefentlihe Grund, warum ich, troß aller Bebenfen, nicht bloß gegen 
einzelne Punkte und Beltimmungen, fondern gegen die aanze Form dieſer 
Bundes-Verfaſſung berielben zuftimmen würde, wenn es bie Sicherung ber 
verfajlungsmäßigen Nechte in den mejentlihiten Punkten erlaubt, unb ich 
glaube, daß dieſe Nücdfiht auf die Zuſtimmung ber Liberalen in Deutlich: 
land auch die Staats: Regierung veranlaffen muß, nicht auf Forderungen zu 
befieben, welche bie Rertalfung des norddentſchen Bundes denjenigen, welche die 
preußiſche Berfaffung ehrlich vertreten wollen, unanuehmbar machen würde, ..“ 

Rede Waldecks (gegen den Entwurf und für volles Budgetrecht wie 
für ein verantwortliches Minifterium): . .. „Ih babe ſchon geſagt, es fei 
jehr zu wünſchen und auch ich wünſche es, daß Etwas zu Stande Tommt, 
aber mag ſich die Negierung die Frage zweimal überlegen, ob nicht, da fie 
auf ben Wiberftand ber fleinen Staaten wirflih nicht zu rechnen haben 
wird, ber correctere Weg zu wählen ſei? Ich weiß nicht, wie biefer — 
allein würdige Weg durch Amendements erreicht werden kann. Machen Sie 


‚alfo durch Unterhandlung mit den Regierungen einen Bund, eine Ceutral— 


Gewalt mit verantwortlihem Minifterium und Sie haben ben ſüddeutſchen 
Staaten bie Thore geöffnet. Ich will nur noch, da ich gegen den Entwurf 
eingetragen bin, mich dagegen verwahren, ala wäre ich derartigen Einwänden 
geneigt, daß man dieſes Deutfchland zurückweiſen müſſe, weil man ba6 ganze 
nicht erreichen Fönne. Es ift unzweifelhaft, daß, wenn man Preußen, das 
fhon fo viel Kleinftaaten abforbirt bat, jo vergrößert und zugleich feinen 
Machtkreis erweitert, man für die deutſche Einheit ſelbſt arbeitet. Ich gebe 
auch bie Hoffnung auf das ganze Deutſchland nicht auf; es wird aud früher 
ober ſpäter mit bem nothwendigen Zerfall Defterreihs dazu fommen. In 
bem vielen Blute, das in Böhmen und Mähren erjt jüngft wieder gefloifen, 
liegt bie berechtigte Forderung, daß auch biefe Länder eben jo Theile 
Deutihlands find, wie Schlefien. Die Idee bes ganzen Deutſchlands Tann 
ih nicht aufgeben, aber um die Träume der Zufunft wollen wir bie Gegen» 
wart nicht überſehen. Es ift jet ber Boben ber Macht, ber die Cinigung 
bes großen Staatslebens herbeigeführt hat, aber wir wollen ihm bie Weihe 
geben dadurch, daß wir die Verfaſſung zu einer wahrhaft conftitutionellen 
machen und wenn dieſes nicht beabfichtigi wird, jo kann ich für meine 
Perſon wenigjiens bie Berfaflung in biefer Art nicht annehmen.” 
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Rede Miquels (für den Entwurf, aber audy nur unter Wahrung des 
Bubgetrechtes und mit voller Rüdfiht auf Südbeulſchland): .... „Beben 
wir auf ben Bund felber, auf feine räumliche Ausdehnung ein, jo müffen 
wir uns fragen, ob wir es rechtfertigen Fünnen, einen Bund zu ſchaffen nur 
für Nordbeutſchland, und Süddeutſchland auszufchliegen. Uns, meine Herren, 
wenigftens Pielen von uns, war bie Mainlinie immer ein fchrediiches Ge— 
ipenft, wir fürdhteten ben Dualismus in Deutſchland viel mehr als bie Viel: 
beit, wir wollten lieber den Höberalismus, weil er die Ginbeit möglich machte 
für die Zukunft, al8 den Dualismus, weil wir fürdteten, er werbe bie 
wahre Einheit Deutfchlands unmöglicd; machen. Die Mainlinie hat aber aufs 

ehört, Gefpenft zu fein, fie ift eine praktiſch politifche, ja, fie ift eine heilſame 
Srothiwenbigfeit. Die heutige Mainlinie iſt Feine Scheidung zwiſchen zwei 
Macdhtgebieten, zwiſchen Preußen und Deiterreich, fie ii gewiljer Maßen eine 
Halteftelle für uns, wo wir Waffer und Koblen einnehmen, 
Athem ſchöpfen, um nächſtens weiter zu gehen. (Beifall, Zifchen 
links.) Aber wir dürfen ben Entwurf nicht für die Zufunft, er muß praf: 
tifh für die Gegenwart, für Norbdeutichlond geichaffen werden. Der Bund, 
ben wir fchaffen, muß ein befinitiver für jegt fein; noch können wir Zeit 
und Umftände nicht überfchen, in denen Süddentſchland ihm beitreien wird, 
„Locken“, wie ber Herr Vorredner fi ausgedrückt bat, wollen wir bie Süd— 
beutichen nicht. Wenn ihre eigenen nationalen Lebensbebingungen, wenn 
Sicherheit und Garantie einer friedlichen Gultur-Entwidlung, wenn das Ges 
fühl ber Einheit in Sprache und Sitte, in Denfungsart und Geſchichte bie 
Süddeutſchen nit an uns beranzieht, dann werben wir fie nicht foden da— 
buch, daß wir eine oder bie anbere Freiheitsbeſtimmung in ben Entwurf 
aufnehmen. Nur eine Feſte, bie auch die Außenbürger beſchützt, kann ung 
Südbeutfchland erobern. Dennoch, meine Herren, würde ich mich nicht be— 
gnügen mit dem, mas ber Entwurf bietet bezüglich Südbeutſchlands. Der 
Nitolsburger Friedensvertrag garantirt zwar nur ein internationales Der: 
hältniß zwiſchen Nord- und Sübbeutfhland, gleichrwie es im anberer Form 
ber Friede von Villafranca that. Aber eben jo, mie das italienijche Volf 
über ben lekteren zur Tagesordnung übergegangen ift, fo werben auch wir 
es thun, bie wir aus eigener Kraft bie Einheit begründen, unbefümmert um 
ben Willen des Auslandee. Keine Macht des Auslandes fol uns baran 
hindern. Wir vertrauen zwar, daß man das Recht jeder Nation, ſich ſelbſt 
zu conflitwiren, und ba, mo eine nationale Cinheit vorhanden ift, ein Ein— 
heitsgebäude zu errichten anerkennen und achten wirb, wir vertrauen zwar, 
daß ber Kaijer ber Franzoſen und bie befonnene Partei in Frankreich ftarf 
genug fein werben, Yeidenfchaften zu überwinden, aber wir vertrauen auch, 
wenn es fein muß, auf unfere Wehr und Waffen, um unfere Redyte und 
unferen Willen zur Geltung zu bringen, Ich will bamit nicht ben fofortigen 
Eintritt Süddeutſchlands fordern, es hängt das von uns nit ab. Wir 
müſſen nur deutlich zu erkennen geben, baß wir bereit find, dieje Berfafjung 
nach Bebürfnig dann zu Ändern, wenn Süddeutſchland mit benfelben Opfern, 
wie wir, in den Bund eintreten will.” ... 


9. März. (Preußen: Kurkefien und Naſſau). Hr. dv. Dieft wird zum 


11. 


Reg.Präſ. in Wiesbaden, v. Möller in Kaffel ernannt, letzterer zu: 
gleich zum Dberpräfidenten für beide Regierungsbezirke, 
Morddeutſcher Bund). Reichstag: Fortfeßung ber General: 
debatte über den Verfaffungsentwurf. Rebe Bismarde. Rede Münch— 
hauſens gegen das. Vorgehen Preußens gegen und in Hannover und 
Antwort Bismards darauf, 


Rebe Bismards (über das Auftandefommen ber Berfaffung überhaupt): 
„Es Hat nicht unfere Abficht fein können, ein theoretifches Ideal einer Bundes⸗ 
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Berfaffung herzuftelen, im welchem bie Einheit Deutfchlande einerjeits auf 
ewig verbirgt werde und auf der anderen Seite jeber particularijtifchen 
Richtung bie freie Bewegung gefichert bliebe. Einen folden Stein ber Weijen, 
wenn ex zu finden wäre, zu entdbeden, müſſen wir ber Zufunft überlafjen, 
eine jolhe Quadratur des Zirkels der Lölung um einige Decimalftellen näher 
zu bringen, ift nicht die Aufgabe ber Regierung. Wir haben in Erinnerung 
und richtigen Schäßung biejenigen wiberftrebenden Kräfte, welche die früheren 
Berfuhe in Frankfurt und Erfurt jo wenig wie möglich fördern wollten ; 
wir haben es für unfere Aufgabe gehalten, ein Minimum berjenigen Con— 
cefjionen zu finden, welche die Sonbereriftenzen auf dem beutjchen Gebiet ber 
Allgemeinheit machen müſſen, wenn bieje Iebensfähig werden jol. Wir mögen 
das Elaborat, das zu Stande gefommen ift, mit dem Namen einer Ber: 
faſſung bezeichnen, ober nicht; das thut zur Sache nichts. Wir glauben aber, 
daß, wenn es angenommen wird, für Deutichland bie Bahn freigemadt ift, 
und daß wir das Vertrauen zu dem Genins bes beutfchen Volkes haben 
fünnen, daß es auf diefer Bahn ben Weg zu finden milien wird, der zum 
Ziele führt: Wenn zu dieſem Zwecke nad unferer Anficht wenigitens das 
Gegebene hinreicht, jo begreile ich vollftändig, daß viele Wünſche unbefriedigt 
bleiben, ich begreife aber nicht, wie man, weil dieſe Wünjche unerfüllt ges 
blieben find, das Gebotene ablehnen will, und dabei doch behauptet, man 
wolle überhaupt eine Berfaffung, die Deutichland zur Einheit fübren könnte. 
Es find Ginwendungen bisher laut geiyorden und Wünſche geltend gemacht 
nad zwei Seiten, ich möchte fagen von unitariſcher und particulariflifcher 
Seite. Ron ber unitariichen dahin gehend, daß man auch von dieſem Ber: 
fafjungs = Entwurf wie von früheren die Heritellung eines conftitutionellen 
verantwortlichen Minifteriums erwartet habe. Meine Herren, wer follte denn 
biefes Minifterium ernennen? Einem Gonfortium von 22 Regierungen 
wäre die Aufgabe nicht zuzumuthen; es würde fie nidyt erfüllen können. 
Ausihließen können Sie aber 21 von 22 Theilnehmern von der Erfüllung 
ber Grecutive eben jo wenig. Es wäre biefer Anforderung nur dadurch zu 
genügen, daß eine einheitlihe Spige mit monarchiſchem Charakter gejchaffen 
würde. Dann aber, meine Herren, haben Sie fein Bundesverhältniß mehr, 
bann haben Sie bie Mebiatifirung berer, benen Sie diefe monardiiche Ges 
walt nicht übertragen. Dieje aber ift von unfern Bunbdesgenofjen weder bes 
willigt, nod von uns erjirebt worden. Es ift bier angedeutet worden, man 
könne jie mit Gewalt erzwingen; von anderer Seite, fie werbe fih zum Theil 
von felber ergeben, und legteres von einer mir nabeflehenden Seite. Ich 
erwarte diejes nicht in bem Maße und glaube nicht, daß die deutſchen Fürſten 
in größerer Anzahl bereit jein werben, ihre jegige Stellung mit ber eines 
engliihen Peers zu vertaujhen. Wir haben ihnen diefe Zumuthung niemals 
gemacht und beabſichtigen jie nicht zu machen. Noch weniger aber Tann ich 
als unfere Aufgabe betradhten, etwa im Sinne bes Vorredners auf die Ges 
walt, auf bie Uebermadht Preußens in dieſem Bunde fi) zu berufen, um 
eine Gonceffion zu erzwingen, die nicht freiwillig entgegengetragen wird. 
Eine folhe Gewalt könnten wir am allerwenigften gegen Bundesgenoffen er= 
heben, bie im Augenblid der Gefahr ireu zu uns gejtanden haben, eben jo 
wenig gegen Bundbesgenoffen, mit denen wir joeben erſt einen ewigen Frieden 
errichtet und befiegelt haben. Dur Gewalt find weder bie Fürſten Deutſch— 
lands noch das Volk Deutichlands zu gewinnen. Ich meine, meine Herren, 
bie Bafis diejes neu zu jchaflenden PVerbältnifies jol das Bertrauen zu ber 
Vertragstreue Preußens fein und diefes Vertrauen, meine Herren, darf nicht 
erfcpüttert werden, fo lange gegen uns diefe Vertragstreue gehalten wird. 
Es ift von einem Vorredner angefpielt worden auf die Erklärungen, bie im 
Sinne einer einheitlichen Reichsgewalt von einigen Verbündeten im Schluß: 
Protokoll niedergelegt feien. Ich kann nur bedauern, daß dieje Erflärungen 
erſt am Schluß bes Protokolls zu Tage getreten find, Wären jie in ber 
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Discuffion vor Mebaction des Schluß: Protofolls gemacht, fo hätte man 
wenigitens darüber nribeilen Fönnen, welche Aufnahme dieje Aufichten bei 
ber Mehrzahl ber Regierungen gefunden haben würden. Da fie erſt nad) 
bem Schluß ber Verabrebungen zu Tage traten, fo kann ich fie nur auffallen 
als ein todtes Glaubensbefenntniß ohne Werth, Schwerer als bie Einwend⸗ 
ungen vom unitarijhen Standpunkte und ernftliher gemeint finb meines 
Erachtens diejenigen vom particulariftiihen Standpunkte. Unter Barticulas 
riomus benft man ſich ſonſt eine widerjtrebende Dynaſtie, eine wiberftrebenbe 
Kafte in irgend ernem Staate, die ſich ber Herftellung gemeinfamer Angeles 
beiten aus Sonberrüdfichten :entgegenftellt. Wir haben es bier mit einer 
neuen: Species von Particularismus zu thun, mit bem parlamentarifchen 
Particularismus. rüber hieß es vom bynaftifhen Standpunkte: Hie Waib: 
lingen, bie Welf! Sett heißt es: Hie Landtag, hie Reichstag! Das Recht, 
das ber preußifche Landtag bat, zu unferen Vereinbarungen bier Nein zu 
fagen, das bat — ich glaube, das wird Niemand beftreiten und fi dem 
gegenüber auf die Macht berufen — das Recht hat jeder Landtag. Und wir 
wollen nicht, meine Herren, in einer gewaltthätigen, fondern im einer recht: 
lihen Gemeinichaft leben. Bisher aber find bie MWiberfpruchsrechte ber 
übrigen Staaten auf biefer Tribüne nicht in der Weile angemeldet, wie bie 
bes preußiſchen Landtages. Der eine, von bem es mid, überraicht hat, ber 
Vertreter einer norddeutſchen Republik, begeiftert ſich plötzlich für bie Ver: 
fafjung bes Königreihs Preußen. Ein fatholifcher Geiftlicher ftellt dieſelbe 
Berfaffung im Leitfaden eines Bibelſpruchs auf eine Höhe mit dem Heil 
feiner Seele und ſprach es aus in Ton und Wort, die tiefſte Erichütterung 
verratben, daß nad feiner Ueberzeugung an diefer Verfaffung aud nicht ein 
Artifel geändert werben könne auf gefekmäßigen Wege. Sch zweifle an ber 
Aufrichtigkeit biefer Meberzeugung feinen Augenblid. Ueberraſcht hat es mich 
aber, unb wenn ber Rebner die Wirkung feiner Worte durch einen fcherz: 
haften Seitenhieb auf meine Perſon abſchwächte, indem er ausſprach, id 
würbe mir auch zu helfen willen, wenn bier gar nichts zu Stande füme: 
fo erwibere ih, meine Herren: ob ih mir zu helfen wüßte in dem alle, 
bas will ich bier umerörtert laſſen. Ib würbe mir aber nit belien. 
Ich glaube meinen Könige und Pande niemals den Dienft verfagt zu haben; 
in einem folden Falle aber würbe ich ihn verjagen und würbe benjenigen, 
bie das Chaos herbeiführen, auch überlafien den Weg aus bem Labyrinth 
wieber binauszufinden. Wenn von anderer Seite von Mitgliedern, mit denen 
ih mir mancher gemeinfchaftlichen Anficht bewußt bin, von ſolchen, will ich 
hervorheben, von benen ich glaube, daß fie wirflih das Zuftandefommen 
fördern wollten, dennoch der Sat aufgefiellt worden ijt, daß einftweilen bie 
preußifche Verfafjung über der Reichsverfajfung fände, daß dasjenige, was 
bier vereinbart worben ift, zwilchen der Gefammtheit der Bundesregierungen, 
nahbem mit Mübe eine Bereinigung erreicht worden ift, und zwifchen ben 
freigewählten Vertretern von 30 Millionen, daß das ſchon jekt vor ben 
Alfifen des preußiſchen Landtages fcheitern wird, da hat mich, meine Herren, 
ein wehmüthiges Gefühl beichlichen, daß dieſe Mitglieder fo ſchnell als Illu—⸗ 
fion die Erwartung ſchwinden ließen, daß ber Menich wirflih mit feinen 
größeren Zweden wächſt, und baß ber weitere Geſichtspunkt, den ein größerer 
Staat haben muß, fih aud allen feinen Mitgliedern mittheilt. Die Herren, 
bie jo furzweg bier das Wort ausfprehen, baß ber preußiſche Pandtag bas 
Product unjerer Arbeiten in den und ben Fällen verwerfen oder bejeitigen 
werde — ihre Legitimation dazu iſt jchon geftern angezweifelt worden. Aber 
ih möchte Sie darauf aufmerkſam maden, was würden Sie fagen, wenn 
heute etiva eine ber verbündeten Regierungen jchon von Haufe aus erflären 
wollte, wenn bies und das nicht in ber Berfafjung ftebt, jo nehme ich fie 
unter allen Umftänben nicht an; wenn ein Stand, ober eine Kafte biejelbe 
Erklärung abgäbe, wenn ein Mitglied der meclenburgiſchen Ritterihaft — 
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und fie wiegt auf der Wagſchale des Rechts ea — wie ber preußifche 
Landtag — hier auftritt und fagt: wenn unfere Rechte nicht geſchützt werben, 
fo ſpielen wir nicht mit! Ich erinnere Sie daran, meine Herren, mie bie 
Berfuhe in Frankfurt und Erfurt mißlangen, ber zu Erfurt nicht fo wie 
bier gemeint worden durch das Beitreben ber betheitigten Regierungen, jie 
ſcheiterten meines Erachtens daran, daß Hannover und Sachſen einfah auf 
bie öfterreichifche Armee, die hinter Olmütz ftand, mehr Vertrauen hatten, 
als auf das Dreikönigs-Bündniß. Sch babe mid aber gewundert, daß bei 
ben Ausführungen derjenigen, welche basjelbe Recht für ben preußischer 
Landtag im Anſpruch genommen haben, im ganzen Haufe fein Ausruf des 
Erftaumens gehört wurde, Der einzige, ber laut wurde, war ber, ben id 
bei mir unterdrüdte,. Sch glaube, meine Herren, diejenigen, die biefes Wort 
ausſprachen, unterfhägen denn doch den Grnft ber Situation, in ber wir 
uns befinden. Glauben Sie nicht, meine Herren! x; die großartigen Be: 
wegungen, bie im vorigen Jahr die Völker vom Belt bis an die Meere 
Jtaliens, vom Rhein bis an die Slarpathen zu dem eijernen MWürjelipiel 
getrieben, in welchem um Königs und Kaiferfrone gefpielt worden, baf bie 
Zaufend und Abertaufend der Gehliebenen und ber Seuche Unterlegenen, die 
mit ihrem Tode bie nationale Enticheidung befiegelt haben, mit einer Landtags— 
reſolution ad acta gelegt werden Fünnen. Meine Herren, wenn Sie das 
lauben, dann ftehen Sie nicht auf der Höhe der Situation. Es liegt mir 
* irgend eine Drohung auszuſprechen; ich möchte bie Rechte unſeres Land— 
tags eben ſo, wie ich ſie gern von Hauſe aus geachtet hätte, wenn ſie nach 
meiner Ueberzeugung mit der Sicherheit des Staates verträglich geweſen 
wären. Aber ich bin ber Ueberzeugung, fein deutſcher Landtag wird ſolche 
Beſchlüſſe faſſen, wenn wir uns bier einigen. Ich möchte wohl fehen, was 
die Herren, die ſich diefe Mögfichteit denfen, was die einem Invaliden von 
Königeräig antworten würden, wenn er nach den Ergebnijien biefer gewaltigen 
Anftrengungen fragt. Sie würden ihm etwa fagen: Ka freilih, mit ber 
beutichen Einheit ift e8 wiederum nichts geworden. Die wird fi wohl bei 
Gelegenheit finden, aber wir haben das Budgetrecht des Abgeordnetenhauſes, 
bes preußifchen Landtages gerettet, das Recht, jebes Jahr die Griftenz ber 
preußiichen Armee in Frage zu ftellen, ein Recht, von dem wir jelber zivar 
niemals Gebrauh machen würden, ſollte je eine Verſammlung fo weit auf 
Abwege gerathen, die es wirflih wollte, fo würden wir fie als Bundes: 
verräther für unmürdig dieſes Nechies erflären; aber es ift doch ſehr ſchön, 
biefes Recht zu haben, darum haben wir vor ben Mauern von Preßburg mit 
dem Kaiſer von Defterreih gerungen. Du tröfle dich damit, Krieger, und 
eben jo ınag die Wittwe fich trditen, bie ihren Mann begraben hat. Meine 
Herren, es ift wirklich eine vollftändige Unmöglichkeit, diefe Situation, Die 
fie Hier und da hin malen. Ich wende mid) gern von diejen phantaflifchen 
Unmögfichfeiten bem Realen zu, zu ber Wiberlegung einiger Einwendungen, 
die Hier gegen ben Anhalt der Verfaſſung gemacht worden find. Es iji in 
ber Thronrede, ich erinnere mic, nicht genau, der Ausbrud ſtehen geblieben, 
daß wir bas Werk für verbefferungsfähig hielten. Ach darf es wohl hier 
bezeugen, daß wir für diejenigen Vorjchläge, bie wirklich für das Erleichtern 
zu Stande kommender und verbeſſernder Werke ernftlich gemeint find, nicht 
unempfänglich find. Sie müffen body bie Regierung nicht in Verdacht haben, 
daß fie ih von ber hiſtoriſchen conflitutionellen Entwidlung Dentichlands 
losſagen wolle, baß jie diefes Parlament nur benußen wolle, um ben Par: 
Tantentarismins im Kampfe der Parlamente gegen einander aufgureiber. 
Was hätten wir denn davon, ung, eine Megierung, auf die Dauer benfbar, 
bie ſich zur Aufgabe geftelt hat, eine Cinheit im Feuer oder aus falten 
Meiall, wenn das Feuer erfaltet fein wird, zu ſchmieden, die nicht überall 
in Europa mit MWohlwollen geſehen wird —, daß eine ſolche Regierung es 
fich gewifjer Maßen zur ſyſtematiſchen Aufgabe ſtellt, bie Rechte der Bevöl—⸗ 


Prenßen nnd der norddeutfche Bund. 77 


Ferung und die Theilnahme an ihren eigenen Geſchicken zu verfennen, zu 
unterdrücken, abzuichalfen; ein wildes Reactionsweſen walten zu laſſen, fich 
im KRampfe mit der einenen Benölferung aufzuhalten? Meine Herren! bas 
fönnen Sie von ber Dynaftie, die über Preußen regiert, das fünnen Sie von 
keiner Dynaſtie, die augenblidlid in Deutfhland regiert, erwarten, daß fie 
an ein natlonales Werl mit der Heuchelei — ich faun es nicht anders nennen 
— berangebe. Wir wollen ben Grab von Freiheiten, von freiheitlicher Ent— 
wickſung, der nur irgendwie mit der Eicherheit bes Ganzen verträglich if. 
Es Faun jih nur darum handeln, ‚die Grenze zu finden, was mit biejer 
Sicherheit auf die Dauer, was jegt damit verträglich fei. Es kann nicht in 
unferer Abſicht liegen, das Militär-Budget auch nad dem Zeitraume, mo es 
von Ahnen felbit als eilernes behandelt werben follte, was unſeres Erachtens 
für eine Zeit bes Uebergangsjtadiums unentbehrlich ift, Ihrer Kenntniß zu 
entziehen. &s ijt bier geiprochen worben, als wenn das von und mit einer 
gewiſſen Heimlicfeit geſchehen ſollte. Wenn ich mir überhaupt diefen Ge— 
danfen ſchon klar gedacht, jo ſchwebte er mir in ber Nıt vor, bag wir das 
Budget nichts deſto weniger vorlegen würben. Ich will gern zugeben, baß 
es unwahricheinlich ift, daß fich in dieſem Neichstage eine Majorität finden 
roürbe, bie dasjenige nicht bewillige, was unjerer Meinung nach zur Vers 
tbeidigung bes Landes unentbehrlich ift; ich fürchte im diefer Beziehung am 
allerwenigften von ber particulariftifchen Seite. Ach fürchte viel mehr von 
ber Bermifchung ber Grenze zwilchen parlamentarijcher und fürftlicher Gewalt 
mit ber nationalen Frage, und daß man das Bebürfuiß hat, den parlamen= 
tariihen Einfluß vorzugsweife an ber Armee zu üben, während doch andere 
Felder, ihn zu üben, genug übrig bleiben. Es ift doch, meiner Anficht nad, 
gewiß ein Mittel, fi) den Einfluß auf bie Regierung zu fichern, wenn Sie 
beifpielsweife die Zollverträge und das Eiſenbahnweſen in bie Nichtung Ihrer 
Geſetzgebung ziehen. — Was dann noch die wichtige Machtfrage betrifit, fo 
halte ich die Vereinigung von Norbbeutichland und Sübbeutichland allen 
Tragen gegenüber, wo es fi um ben Angriff des norddeutſchen Bundes 
handelt, in allen Punkten gefihert. Sie ift gefichert durch das Bedürfniß 
des Südens und durch die Pflicht des Nordens, ihm beizuitehen. ch weiß 
nicht, meine Herren, ob ich während ber allgemeinen Discuffion noch einmal 
Gelegenheit haben werde, bas Wort zu nehmen, ober einer meiner Herren 
Gollegen; für den Augenblid füge ich bem, was ich gejagt, nur bie noch— 
malige Aufforderung hinzu: arbeiten wir raſch, ſetzen wir Deutſch— 
land, fo au fagen, in den Sattel, reiten wirbes [Kom fünnen,* 
Rede Bismards (gegen Mündhaufen wegen Hannover) .... „Hans 
nover fteht augenbliclich unter dem Negiment des Nbjolutismus, und dieſes 
Regiment wird fein Ende finden am 1. October d. J.; dann wird es fich 
aller der verfaffungsmäßigen Garantien erfreuen, welche die übrigen Provinzen 
bes preußifchen Staates bereits in biefem Augenblid ſchützen. Bis dahin 
aber wird fi der Herr Vorredner damit beſcheiden müſſen, daß bie Provinz 
nach ben perfönlichen Ueberzeugungen Sr. Maj. bes Königs über bie Maß— 
regeln, bie zur Sicherſtellung ber preußiſchen Herrichaft in dem Lande noth: 
wendig find, regiert wird. Wirrwerben ben Widerſtand nicht tragen, 
wir werden ibn breden. Daß bie Sache jo gefommen ift, kann Nies 
mans mehr wie ich bedauern. Ich Habe ſchon vorhin angedeutet, daß Jahr: 
hunderte lange Erinnerungen und Traditionen die hannover'ſche Armee mit 
der preußiſchen verknüpften, bie bannover’ihe Politik mit der preußiichen. 
Es war die Gruppirung des jiebenjäbrigen Krieges eine vollkommen natürs 
(ie, bie in unfer aller Grinnerung lebt. Seit einigen Jahren bat fich 
Hannover von dieſer natürlicher Verbindung losgeriſſen; ich habe feine 
Miniſter — ber Graf Platen wirb mir bies bezeugen — mit ben Worten 
ewarnt: wenn Sie Preugens Ehrgeiz fürchten, können Sie ihn nicht wirt: 
aus entwaffnen als dadurch, daß Sie feine treuen Bunbesgenoffen find, 
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Einem Bunbesgenoffen nach dem ſiegreichſten Kriege, ift Fein Fürft bes Haufes 
Hohenzollern im Stande, ein Haar zu frümmen. Wenn Sie fi) aber mit 
unferen Feinden Tiiren, obſchon Sie biefelben Intereſſen mit uns baben, 
wenn Sie zwilchen Hamburg, Minden und Köln einen Staat fchaffer, von 
dem wir befürchten müfjen, baß er jede Verlegenheit Preußens nad außen 
benukt, jede Front, bie wir nad dem Süben machen, um uns, ich will nicht 
fagen, den Dolch oder die Waffe in den Rüden zu rennen, ein folder Staat 
fann mit unferem Willen nicht befteben, feine Fortexiſtenz wäre unverträglicd 
mit ber Preußens; und berjenige preußifche Minifter, ber die erfte Gelegen: 
beit, bie fich zur Bejeitigung eines ſolchen Hannovers barbictet, verfäumt 
hätte, verräth fein Land, verräth Deutfchland! (Stürmifches, anbaltendes 
Bravo). Sie hätten uns biefe Gelegenheit nicht geben, dieſe Verpflichtung 
nicht auferlegen müjjen. Wir haben fange unterbandelt, vielleicht zu lange 
über ein Bündniß mit Hannover, wir haben noch bei Langenfalga unterhanbelt. 
Woran fcheiterten dieje Unterhandlungen mit Hannover? An ber Abneigung 
Sr. Maj. bes Königs Georg, Garantien dafür zu geben, baß bie hannoper’- 
ſche Armee fih auf nur ein Jahr lang ber fyeindjeligfeiten gegen uns ent— 
halten möge. Wir haben das Bünbniß angeboten von dem Augenblide an, 
wo wir die Möglichkeit eines Krieges vorausjahen. Wir ſind bingehalten 
worden mit Tergiverfationen. Man Hat uns in amtlich mitgethrilten Noten 
einen Neutralität Vertrag verſprochen, während deſſen aber fortgefahren, 
heimlich zu waflnen; man lich Munition, Waffen nad Stade ichleppen, um 
dort eine fefte Pofition zu nehmen, um dort mit bem Gablenz’ichen Korps, 
mit denjenigen Streitkräften, die das Haus Auguftenburg in Holftein würbe 
mobil machen können und beren Waffen wir dann in Hamburg gefunden 
haben, eine Diverfion gegen uns im Rüden gemeinjchaftlich mit Defterreich 
zu machen. Diejer Gefahr kann fih Preußen nicht zum zweiten Male aus: 
ſetzen. Wir haben die Berhandlungen binausgezogen in ber Hoffnung, 
Hannover würde ſich bejinnen. Es bat uns widerjtrebt, gegen biefen be= 
jreundeten und benachbarten Stamm, der mit und benfelben Dialect fpricht, 
in deſſen Adern unfer Blut fließt, dem Degen zu ziehen. Um bas zu vers 
meiden, haben wir rechtzeitig — wenn ich nicht irre, war e8 am 9. ober 11. 
oder Furz darauf — in Hannover amtlich Folgendes Funbgegeben: „Stimmt 
Hannover für dem öjterreihtihen Antrag, ber am 14. Juni in Frankfurt 
votirt werben fol, fo werden wir dies als eine Kriegserklärung betrachten und 
darnach verfahren.” Man war vollitäudia gewarnt, hatte aber Vertrauen 
auf 800,000 Dann öfterreichijher Truppen, jo war nämlich die Ziffer durch 
den Prinzen Solms angegeben, ber jeinem hoben Verwandten bamit einen 
ſchlechten Dienft erwieſen, als er ſchwanlte zwiſchen Preußen und Defterreich, 
ihn in das andere Lager hinüberzuziehen. Meine Herren! In folhen An: 
fegenheiten Tann biefe Art von gemüthlicher Auffafjung, an die man 
fid) in Deutſchland in fünfzigjährigem Frieden gewöhnt bat, nicht Plaß greifen. 
Es wurde mir von mehreren Seiten nach dem Kriege von manchen beutichen 
Staaten in einer Weiſe entgegengefommen, bie etwa jagen wollte: Nun ifl 
Alles wieber beim Alten, wir haben in ——— nur mit ſcharfen Patronen 
Manöver gemacht, wir wollen uns auf bie alten Stühle ſetzen, und Ihr 
werdet nicht böſe ſein. Man hat ſich über ben Ernſt ber Sache getäufcht: 
ob in demjenigen Dünfel, mit. dem Gott öfter bie Fürften jchlägt, ob in ber: 
jenigen Unfenntniß ber Diplomaten und Mintiter, in der viele ſich über bi 
Realitäten dieſes Lebens befinden, Tajle ih dahingeſtellt. Man bat Krieg 
gewollt mit offenen Augen, man war entjchlojien, preußiiche Provinzen zu 
nehmen, wenn man gejiegt hätte: darnach bat man fein Recht, fi nachhei 
zu wundern, baß ber Krieg bie ernſten Folgen Hatte, bie er nun gehabt hat 
und nun und gegenüber einen Ton ber Klage über dieſe Folgen anzufchlagen 
Meine Herren! Wenn das Blut, wenn bie Freiheit von Preußen auft 
Spiel gejtelt wird, wenn bas ganze Königreich, wie es war, mit feine 
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alorreihen Krone als Einfaß ftand, wenn bie Groaten unfer Land mit ihren 
Plünderungen bedrohten, wenn bie Fremdherrſchaft, ich weiß nicht, auf wie 
lange, uns bevorjtand, wenn man uns in ber Gefahr einen Stich in bie 
Seite gibt, dann fol man ſich hernach nicht auf ben Standpunkt ber Sens 
timentalität ftellen und über Schlechte Behandlung Hagen. Glaubt man 
das zu fönnen, fo iſt es eine Unkenntniß ber Dinge, an ber jeder Staat 
und jede Krone zu Grunde geben muß, welche mit biefer Unfenntniß ges 
ſchlagen ift.“ 


11. März (Preußen: Frankfurt). Der König bejdeidet das Geſuch der 


12, 


13, 


ftändigen Bürger: Repräfentation wegen Nachlaß der 6 Millionen 
Gontribution dahin 

„baß, wenngleich die Auferlegung ber Gontribution gegenüber der Stabt 
Frankfurt a. M. nah den Grundſätzen des Kriegs: und Völkerrechts volls 
fommen gerechtfertigt war, da Frankfurt fih an dem die Rriegeerflärung 
enthaltenden Beichlujfe vom 14. Juni vorigen Jahres betheiligt und noch am 
15. Juli den Entſchluß befundet hat, im Bündniffe mit Preußens Gegnern 
zu verharren: es doch nicht in Meinen landesväterlihen Intentionen liegen 
kann, ben Mohlftand einer beutjchen und nunmehr auch preußiichen Stabt 
zu gefährden” — zu weldem Zwecke eine Ausſcheidung des Staatss und 
Stadtvermögens Frankfurts vorgenommen werben fol. 


„ MNorddeutfher Bund). Reichstag: Fortſetzung ber General: 
debatte über ben Verfafjungsentwurf. Reden von Schultze-Delitzſch, 
Schleiden und Bennigjen. 


„ (Preußen: Hannover). Eine f. Verordnung regelt die Ans 
ftelung ber ehemaligen k. hannov. Offiziere; viele werben einrangirt, 
bie meiften aber bloß aggregirt (von 626 ehemals hannov. Offizieren 
treten damit 424 in ben preuß. Heeresverband). 


„ NRorddeutijher Bund). Neihstag: Schluß der General: 
debatte über den Berfaflungsentwurf. | 

Graf Bismard bemerkt, daß er ſich bei Abgabe feiner erften Erklärung 
geirrt, daß Dldenburg feine Wünſche erft in ber Schlußfigung zur Sprache 
gebracht habe. Es ſei dies fchon in einer frühern Sitzung geichehen, ber er 
nicht beigewohnt, allein die Sache jei ohne jeden Einfluß auf die weitere 
Diseuffion geblieben. Nah Erfurt fei er mit denjenigen politiichen An 
ſchauungen gegangen, bie er aus feinem Vaterhaus mitgebracht, und bie gefchärft 
mworben feien durch Angriffe der Bewegung des Jahrs 1848 auf Zuſtände, 
die ihm werth waren. Im Jahr 1851 ſei er in die praftifchen Geſchäfte 
eingetreten, und babe ſeitdem Erfahrungen in ber praktiſchen Politik gemacht, 
in den Stellungen, wo er ber großen Bolitif, namentlich der deutfchen, nahe 
gefianden. Da erit habe er fich überzeugt, baß aus dem Zuſchauerraum bie 
Melt anders ausfehe ald wenn man jie vom Stanbpunft binter den Cou— 
lifjen betrachte. Da erft Habe er wahrgenommen, bat man bie Politik anders 
beurtbeile, wenn man als Dilettant in ben Stunden ber Muße an ihr mit: 
wirft, als wenn man fi ber VBerantwortlichfeit eines folgenjchweren Schritts 
bewußt ift; er babe erfannt, daß viele Größen, mit denen er in Erfurt ges 


rechnet, nicht eriftiren; daß das Zuſammengehen mit Defterreich, wie es ung 


durch die Erinnerungen an bie heilige Allianz überfommen, unmöglich war. 
Er gehöre nicht zu den Leuten, bie mit ben Jahren und Erfahrungen nichts 
lernten. Was die Budgetfrage amlange, jo zwgifle er fehr daran, ob bie 
preußifche Armee im vorigen Jahr in berjelben Verfaſſung gewefen wäre, 
wenn im Herbft 1862 Niemand bagewefen, ber bie Regierung Bäite übernehmen 
wollen, ohne ben Beſchluſſen bes Abgeordnetenhauſes Folge zu geben. 
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418. März. (Nord deutſcher Bund). Neihstag: Beginn ber Special: 


19. 


20. 


21. 


debatte über den Berfallungsentwurf. Bismarck weist die von ben 
Polen und Nordſchleswigern eingebradten Brotefte zurüd und erflärt 
bezüglih Nordſchleswigs: nur Defterreidy fei berechtigt, bie vertrags— 
mäßige Abſtimmung Nordichleswigs zu verlangen; bie Gränzlinie 
werde nur nad den nterefjen Preußens gezogen werben und ber 
abzutretende Theil jedenfalls Heiner ausfallen, al man in open: 
bagen benfe. In Betreff Luxemburgs bemerkt Bismard, Preußen 
verlange feinen Eintritt Quremburgs in den norbdeutihen Bund; 
die jonftigen Zeitungsmittheilungen hierüber feien grundlofe Erfind: 
ungen. Auf eine Bemerkung des Abg. v. Carlowis über eventuelle 
Berbindung Süddeutſchlands und Frankreichs erflärt er beftimmt, 
bie Beziehung Nord: und Süddeutſchlands jei feit dem Friedensichluffe 
„vertragsmäßig“ verbürgt. Bei ber Abjtimmung wirb Art. 1 an« 
genommen unb ein Amenbement Carlowig betr. Beſchränkung bes 
Ceſſlonsrechtes und des Geſandtſchaftsrechtes der Bundesfürften ver: 
tworfen. 


„  MNordbdeutfher Bund) Reichstag: BVerfafiungsbebatte. 
Ein Antrag Zahariä’s zu Art. 2 auf fchärfere Ausjcheibung der 
Competenz fowohl ber Bundesgewalt als der Einzelitaaten im In— 
terefje der leßteren wirb mit großer Mehrheit abgelehnt. Ein Antrag 
Schraders und vier anderer Schleswig-Holfteiner auf Gewährleiftung 
wenigftens einer Anzahl von Grundrechten wie in ber preuß. Ver: 
faffung, der perfönlichen Freiheit, der Unverleglichkeit der Wohnung, 
der Stellung an ben ordentlichen Richter, der Gewiſſens- und Re: 
Vigionsfreibeit, der Preßfreiheit, des Verſammlungsrechtes und des 
Briefgeheimnifjes wirb in namentliher Abjtimmung mit 180 gegen 
65 Stimmen abgelehnt. 

„ (Preußen). Der „Staatsanzeiger“ veröffentlicht die bisher 
geheimen, im Auguſt 1866 zugleich mit den Friedensſchlüſſen zwijchen 
Preußen und Bayern, Württemberg, Baden abgejchloffenen Schub: 
und Trutzbündniſſe. 


„ MRorddeutfher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte. 
Es werben mehrere Zujäße zu ben in Art. 4 aufgeführten gemein: 
famen Angelegenheiten angenommen, wie Staatsbürgerrecht, Paßweſen 
und Frembdenpolizei, namentli aber die Möglichleit der Einführung 
directer Bunbesfteuern neben den Matricularumlagen mit 125 gegen 
122 Stimmen, andere dagegen verworfen. 

„ MRorddeutfher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte. 
Art. A (gemeinfame Angelegenheiten). Auf Antrag Laskers wird 
denſelben aud; beigefügt: Obligationenredht, Strafredt, Handels: und 
Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren, Ein Antrag von Braun 
und Gen., dem Art. 4 als Nr. 14 hinzuzufügen „bie Yeititellung 
der Befugniffe, welche fein Bunbesitaat in Bezug auf Paß-, Vereins: 


22, 


23. 


25. 


26. 
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und Verſammlungsrecht jowie in Bezug auf bie jonftigen perfänlichen 
und ftaatsbürgerlihen Rechte feinen Angehörigen vorenthalten darf“ 
(negative Grundrechte, Hauptjählid gegen Medlenburg gerichtet) 
wird mit 130 (darunter bie Katholifen und bie beiden Lafjalleaner) 
gegen 128 Stimmen abgelehnt. Dagegen wirb ein Antrag Tweſtens 
die Bundesaufficht über das Militär: und Marineweſen betr., nebjt 
einer Zujaßbejtimmung, wornad bei Dleinungsverjchiedenheiten über 
Militäreinrichtungen im Schooße bes Bundesraths das Präjibium 
ben Ausſchlag gibt, wenn berjelbe für die Erhaltung bejtehenber 
Einrichtungen lautet, mit großer Mehrheit angenommen. 


1. Mörz (Preußen). Ein Handfcreiben bes Königs an ben Eultus- 


minifter zeigt ihm bie Abfiht Sr. Maj. an, bie von Friedrich 
Wilhelm III. gefaßte, von Friedrich Milhelm IV. aufgenommene 
aber nicht ausgeführte Idee der Erbauung eines neuen würdigen 
Domes in Berlin an Stelle des jekigen durchzuführen, und beauf- 
tragt ihn, dafür nähere Vorfchläge zu machen. 

» Holland und Franfreih haben ſich über die Abtretung Lurem- 
burgs an das letztere principiell geeinigt. Frankreich verlangt, daß 
Holland es ihm allein überlaffe, Preußen davon in Kenntniß zu 
jegen und Unterhandlungen zu eröffnen (ſ. Frankreich). 

„ (Breußen). -. Geburtstagsfeier des Könige. Sämmtliche Fürften 
des norddeutſchen Bundes, mit Ausnahme des Königs von Sachſen 
und des erkrankten Fürſten von Walde, finden fi zu berjelben in 
Berlin ein. 

„ Rordbeutfher Bund). Reichstag: Verfafjungsdebatte. Die 
Berfammlung fteht nunmehr an einer der entjcheidenden Fragen, 
der über bie DVerantwortlichfeit der Organe der Bundesexecutive. 
Allg. Debatte über das gejammte gegenfeitige Verhältniß von Bundes: 
rath, Bundespräjidium und Reichstag. 

„ Breußen: Frankfurt). Die Regierung cerläßt eine neue Ver: 
faffung mit Magijtrat und Stabtverorbdneten für Frankfurt ftatt ber 
bisherigen mit Senat, Hier Colleg und gejeßgeb. Verfammlung. 
„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte. Beginn 
der Specialdebatte über die Titel II— V Bundesrath, Bundes: 
präfldium, Reichstag. | 

Bei Art. 11 wird das Amendement Ausfeld und Gen. 

„1) Das Bunbespräfibium ſteht ber Krone Preußen zu. Dasfelbe übt 
bie vollziehende Gewalt in Bunbesangelegenheiten nah Maßgabe biejer Ver: 
faffung durch verantwortliche Minifter aus. 4) Alle Megierungsacte bes 
Bunbdespräfidiums bebürfen zu ihrer Gültigfeit ber Gegenzeihnung mindeftens 
eines Minijters, welcher dadurch die Verantwortung für ben betreffenden 


Act dem Bunbesrathe und dem Reichstage gegenüber übernimmt” — durch 
Namensaufruf mit 177 gegen 86 Stimmen abgelehnt. 


Bei Art. 12 („das Präfidium ernennt ben Bundeskanzler, welcher 
im Bundesrathe ben Borfig führt und bie Geſchäfte leitet“) beantragt 
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Bennigfen ben Zuſatz: „ferner die Vorftände ber einzelnen Der: 
waltungszweige, melde nad dem Inhalte diefer Verfaſſung zur 
Competenz bes Präfidiums gehören.“ Es wird zuerft über bie 
Annahme des Zuſatzes, eventuell für den Fall der Annahme des 
Art. 12 felber, abgeftimmt und vom Bureau einftimmig die An: 
nahme bes Zufaßes conftatirt. Hierauf wird über Art. 12 mit dem 
Zufage abgeftimmt und durch Zählung werben 125 für und 125 
Stimmen gegen Annahme gefunden, in namentliher Abftimmung 
aber Artifel und Zuſatz mit 127 gegen 126 Stimmen verworfen. 
Große Aufregung. Der Präfident erflärt eine Abftimmung über 
ben Art. 12 ohne den Zufak für nicht mehr zuläffig. Graf Be: 
thuſy⸗Huc erklärt, die Regierungsvorlage ſchon am folgenden Tage 
auf dem Wege des Amendements .wieber einbringen zu wollen, 


26, März. Der König von Holland macht dem preuß. Gejandten im Haag 


27. 


gegen den ausbrüdliden Wunſch Frankreichs jeinerfeits die erfte 
Mittheilung von dem mit Frankreich getroffenen Arrangement be- 
züglih Luxemburg. 

„ MRorbdeutfher Bund) Reichstag: Berfaffungsdebatte 
Einläßlihe Discuffion über die Stellung des Bundeskanzlers und 
bie Verantwortlichkeitsfrage. Graf Bethuſy-Huc bringt dem am 
vorhergehenden Tage abgelehnten Art. 12 der Regierungsvorlage bei 
Art. 16 wörtlich wieder ein, dv. Bennigfen ebenſo feinen Aufak. 
Graf Bismard ergreift dreimal das Wort, um fi über die Frage 
auszufpredhen. 

Graf Bismard: Anträge, bie Sie ftellen im Antereffe ber Erweiterung 
einer unitariichen Herrfchaft, der Erweiterung des präfibialen Einfluſſes der 
preußiſchen Monarchie, können boch nur zwei Borausfegungen zum Grunde 
haben. Entweder find Sie der Meinung, baß wir — ich ſpreche hier von 
ber preußiichen Regierung — nicht in ber Page oder nicht fähig geweien find, 
das richtige Maß deſſen, was wir erjireben können, erftreben dürfen, erreichen 
fönnen, zu beurteilen, und daß Sie befjer in der Lage find, dies zu beur: 
theilen, und boffen, uns barüber zu belehren. Ah kann dieſe Auffaffung 
mit bem Vertrauen, was von fo vielen verichiedenen Seiten auf bie richtige 
Leitung ber preußifhen auswärtigen Angelegenheiten bisher ausgeſprochen 
worben ift, nit in Einklang bringen. Wir haben in fehr erniten Zeiten 
unter fehr ſchwietigen Verbältniffen, unter gefahrvollen Kämpfen biefe Sadı 
jo weit geführt, bis au einem Punkte, dem Sie Ihre volle Anerkennung 
gezollt haben. Nun ſpricht aus biefen Amenbements aber bo die Ueber: 
zeugung, wir hätten das entweder nicht erjtrebt oder erreiht, was wir zu: 
befjeren Gonfolidirung Hätten erjtreben oder erreichen Fönnen, ober es il 
etivas Anderes. Meine Herren! Sie halten uns für jchüchterne, verlegen 
Leute (Heiterkeit), die ermuthigt werben müfjen, denen man eine doucı 
violence anthun müfje, damit fie ſich entſchlleßen, das zu fordern, was fi 
im Grunde ihres Herzens eigentlich jelbit wünihen. Ich kann Ihnen au 
das bejtimmteite erflären, daß dem nicht jo ij. Wir haben uns bie Grenz 
unjerer Anjprüche an die Opfer, bie von den übrigen Regierungen zu bringe: 
wären, dahin geftellt, wie ich fie ſchon öfter bezeichnet habe, in das, mas um 
unentbehrlich jchien zur Führung eines nationalen Gemeinweſens. Die 
glauben wir erreicht zu haben, wir glauben, daß bie Mittel dazu ausveicher 
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Der Herr Vorredner bat und nun gejagt, daß fein Amendement bie Befug⸗ 
niffe der Preußen verbündeten Regierungen nicht beeinträcdtige und nicht 
beeinträchtigen könne. Zuerſt muß ich zu erwägen geben, daß barüber dieſe 
Regierungen felbft die beten Richter find; zweitens, daß man ihnen, wenn 
fie eine Beeinträdtigung darin finden, nicht überzeugend wiberjprechen kann. 
Sie ſchaffen eine den Minifterien und höchſten Regierungen ber einzelnen 
Bundesländer vorgefehte Spite und Behörde außerhalb bes Bunbesrathes. 
Innerhalb des Bundesrathes findet bie Souverainetät einer jeben Regierung 
ihren umbejtrittenen Ausbrud, Dort hat jede ihren Antheil an ber Ernen— 
nung bes gewiffer Maßen gemeinjhaftliden Minifterlums, welches, neben 
andern Functionen, auch der Bunbesrath bildet. Diefes Gefühl ber unver: 
legten Souverainetät, welches bort feine Anerkennung findet, kann nicht mehr 
beftehen neben einer contrafignirenden Bunbesbehörbe, bie außerhalb bes 
Bundesratbes aus preußifchen oder anderen Beamien ernannt wird, unb es 
ift und bleibt eine capitis deminutio für bie höchſten Behörden ber übrigen 
Regierungen, wenn fie ſich als Drgane, gehorfamleiftende Organe einer vom 
Präfibium außerhalb des Bunbesrathes ernannten höchſten Behörbe in Zu— 
funft anjehen follten. Glauben Sie nit, baß wir die Frage nicht erwogen 
haben, ob bie übrigen Regierungen biejen Anflug von einer Verminderung 
ihrer Souverainetät auf jih nehmen wollen! Wir haben über die Frage, 
ob die Miniflerien ber Einzelfinaten, namentlich bie Krieges und Finanz⸗ 
Minifterien u. f. w. bleiben würden, Wochen Tang verhandelt. Unjere Arbeit 
ift feine Teichte geweien und Sie können leicht ermefjen, mit welchem Ein— 
drud wir nad) unjeren fchweren und erichöpfenben Arbeiten bier Amendements 
hören, bie von allem, was wir gethan und geleiftet haben, abjtrahiren, von 
bem in der Geſchichte unerhörten Fall, daß bie Negierungen ven 30 Mill, 
Deutſchen ſich nicht bloß dem Mortlaute nah, wie bei ben alten Bundes 
acten, fondern auch dem Geiſte nad über einen ſolchen Entwurf geeinigt 
haben, Feine Notiz nehmen. Ich möchte Sie doch bitten, den Einfluß ber 
Regierungen, bie ra Dr ihrer Mitwirkung bei bem Zuftandefommen 
des Werkes, nicht zu unterihägen. Wir fommen fonft auf denſelben eg, 
ben wir in ben Jahren 1848—1850 gewandelt find. Damals waren bie 
Regierungen minder ftarf und Hatten geringeres Selbitgefühl als heute. 
Trogdem ift e8 damals nicht gelungen, den wohlwollendften und vielleicht 
theoretiih richtigften Gedanken für bie nationale Ginigung Anerkennung zu 
verjhaffen, weil das Einverftänbniig der Regierungen fehlte. ... Ich kann 
in Bezug auf das vorliegende Amendement, deffen Tendenz uns vollſtändig 
klar ift, und weldes ih von Neuem jeit geftern Gelegenheit gehabt habe, 
mit ben anwefenden Bundes-Commiſſarien zu befprechen, bie Verficherung im 
Namen fämmtliher Regierungen wieberholen, baß biefes Amendement für 
fie volftändig unannehmbar ift und es das eruftefte Hinderniß für das Zus 
fianbefommen ber Berfaffung bilden würbe, wenn bad Amendement anges 
nommen würde und bliebe, — Graf Bismard: Ich bin mit ber Anficht 
einverflanden, baß bie Verantwortlichkeit ber preußiichen Minifterien genau 
biejelbe Bleibt, wie vorher. Ich glaube auch mich geflern in meiner legten 
ober vorlegten Neußerung eben dahin ausgeiprochen zu haben, indem ich fagte, 
ih müßte als preußiicher Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten barauf 
beftehen, baß ich entweder ſelbſt ber Bundeskanzler bin, oder daß bie In⸗ 
firuction bes Bundesfanzlers ausfhließlih von mir abhängt. Wenn ih nun 
biefe ausfchließlihe Berechtigung in bem Sinne mißbrauden wollte, baß 
meine glei mir verantiortlichen und auf bie Verfaffung vereibigten preu— 
Bifchen Eollegen mir jagten: „Da fünnen wir nicht folgen“, bann würde ich, 
dba es unmöglich ift, daß id bemjelben Könige und Herin, ber mich ale 
preußifhen Minifter ernannt, in meiner Gigenfhaft als Juftructor bes 
Bundesfanzlera ober als Bunbesfanzler den Gehorfam auffünbdigte, ih würde 
mich entiweber der Majorität meiner Collegen im preußiſchen Minifterium zu 


6* 


84 


Preußen und der norddeutfche Bund. 


fügen haben bei meinen Snitructionen an ben Bunbesfanzler, ober ich würbe 
nad) anderen Gollegen ſuchen müffen, welche bie Verantwortlichkeit für das 
Verhalten des. Bundeßfanzierd mit übernehmen. Daß in wichtigen Angele 
genheiten, 3. B. bei neuen Gejegen, die preußiihe Stimme im Bunbesratbe 
abgegeben würde, ohne die übrigen in Preußen verantwortlichen Reſſortchefs 
zu fragen, ift nicht denkbar; ja, die legteren mürden, wenn nicht direct, Doch 
jedenfall durch ihre Untergebenen, wie ich das geftern fchon angedeutet, durch 
höhere Beamte ihres Refforts im Bunbesrathe vertreten jein und würben auf 
bie Formulirung bes preußifchen Volums durch dieſe ihre Organe ihren 
Einfluß üben können. Nur könnte ich mir als auswärtiger Minifter nicht 
gm lafien, daß nun biefe mit dem Bundeskanzler zufammenfigenden 
ertreter der übrigen Reffortdhefs oder — auf bicfen Unterſchied fommt es 
mir nicht an — außerhalb des Bundesrathes fi befindenden Vertreter ber 
Refjortchefs auch mit bem Rechte einer verantwortlichen Gontrafignatur aus— 
eftattet würben und bem Bundeskanzler fagen könnten: dieſem Votum 
—— wir nicht bei, denn es iſt mit unſerer perſönlichen Berantwortlichfeit 
nicht verträglid. Die Austragung dieſes Streites über jolhe Fragen muß 
innerhalb des preußifchen Minifteriums, wie es jegt ba ift, und muß außer- 
halb der GEnceinte bes Bundesrathes Statt finden. Daß daraus folge, baf 
in Preußen oder in jedem anderen Bunbesftaate die gefegliche Gültigkeit ber 
Bundesgeſetze noch einer bejonderen Zuftimmung bebürfe, das kann ich nicht 
zugeben, fie würben nach ber Art, wie fie im Bunbesrathe zu Stande fommen, 
getragen fein von ber Verantwortung, bie das preußiihe Minifterium dem 
preußifchen Lande gegenüber bat, denn es ift, wie gejagt, undenkbar, dab das 
Berhalten des Bundesfanzlers dauernd und in wichtigen Fragen bes Einver— 
ftändniffes bes preußiſchen Minifteriums ‚entbehren könnte. Diefes wäre nur 
benfbar in dem Falle, daß Preußen in ber Minorität geblieben wäre, daß 
Preußen, in biefer Minorität des Bunbesrathes fi befindend, aud vor bem 
Neichstage feine Anficht vergebens vertheidigt Hätte und auch im Reichstage 
in der Minorität geblieben wäre; dann tritt allerdings möglicher Weije ein 
Bundesgeieg in Kraft, für welches das preußijche Minifterium nicht geneigt 
gewejen ift, die Verantwortung zu übernehmen, gegen meldes es beihalb 
votirt bat; es würde aber dann von 'diefer Verantwortung gewiſſer Maßen 
Iosgefprochen fein burch dieſe preußiſchen Reichstags: Abgeordneten, bie ihrer— 
feits die Majorität für das Geſetz hergeftellt hätten, troß bes MWiberfprucches 
der preußiſchen Regierung; jedenfalls aber blicbe dann dem preußiichen Mix 
nifterium übrig, wenn es fi nicht fügen will, buch das Präjidium eine 
Auflöfung des Meichstages zu ertrabiren. Ach glaube, bas ift ein ganz 
regelmäßiges Spiel conftitutioneller Einrichtungen, und bie Verantwortlichkeit 
für irgend etwas, was innerhalb des Bundes zu gefchehen hat, wirb gegen 
bas, was jet davon vorhanden ift, in feiner Weife vermindert, Dasijelbe 
Raifonnement läßt fih auf die Minijterien ber übrigen YBunbesftaaten an— 
wenden, nur mit dem Unterfchiebe, daß fie nicht biejelbe erhebliche Stimmen= 
zahl, dieſelbe Majorität von. engeren Landsleuten in dem Reichstage haben, 
die ihnen die Chancen gibt, gerade ihre Meinung durchzubringen. Dadurch 
aber haben die vwerbündeten Regierungen meines Erachtens ſchon diejenigen 
Opfer gebracht, welche man rechtmüßiger Weife von ihnen fordern barf, weil 
ein größeres für den zu erreichenden Zweck nicht nothwendig ift. Ich glaube, 
ih babe das Bedenken jchon widerlegt, daß Feine Verwaltung bes Bundes— 
Präſidiums Statt finden würde. Meine Bedenken Tiegen nicht in ber Rich— 
tung, fie richten fich dagegen, baß ich es nicht — doch iſt das eins ber 
untergeordneten Bedenken — acceptiven fann, bie Zahl derjenigen Collegen 
— denn folde würden es für mich werden —, mit denen id; bie Verant— 
wortung zu tbeilen hätte, zu vermehren und dadurch bie Arbeit zu vermehren, 
bie in ber That nicht Hein ift, wenn es ſich handelt, zwijchen acht Miniftern, 
die ehrlich an ihrer Meberzeugung bangen, eine Msbereinftimmung herzuftellen. 
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Solte ih noch mit anderen zur Gontrafignatur berechtigten Beamten eines 
anderen Minifteriums bie Verantwortung theilen, fo würde mir das zu viel. 
Der Herr Vorredner hat ferner mir zwar jchmeichelhaftes Vertrauen für bie 
auswärtige Politik, aber gemäßigtes Mißtrauen in Bezug auf meine Vorliebe 
für die Entwidelung ber Bolfsfreiheit ausgeſprochen. ‚Er thut mir, glaube 
ih, in legter Beziehung Unredht. Ich Habe niemals in meinem Leben gejagt, 
baß ich der Volfsfreibeit mich feindlich entgegenftelle, fonbern nur gefagt und 
natürlich unter ber Borausfegung „rebus sic stantibus“, meine Intereſſen 
an ben auswärtigen Angelegenheiten find nicht nur ftärfere, fondern zur Zeit 
allein maßgebende und fortreißende, fo daß ich, fo viel ich Fann, jedes Hin- 
berniß burchbreche, welches mir im Wege fleht, um zu dem Ziele zu gelangen, 
welches, wie ich glaube, zum Wohle bes Vaterlandes erreicht werben muß. 
Das ſchließt nicht aus, daß auch ich die Ueberzeugung bes Herrn Vorredners 
heile, daß ben höchſten Grab von freiheit des Volkes, bes Individuums, 
ber mit ber Sicherheit und gemeinfamen Moblfabrt bes Staates verträglich 
it, jederzeit zu erftreben die Pflicht jeder ehrlichen Regierung iſt. — Graf 
Bismard: Ach habe nur conflatirt, was auf der Hanb lag, daß an ben 
vorhandenen GErrungenichaften an Minifter :Berantwortlichteit, deren fidh die 
Bunbdesftaaten erfreuen, nichts geänbert werde, in jo weit als jebe Regierung 
verantwortlich bleibt jür die Art, wie ihre Stimme im Bunbesrathe abge: 
geben wird. ‚Liegt darin etwas Neues, fo beweist es, bak wir gegenjeitig 
im Dunfeln tappen. Ich babe babei ben einzigen Ausnahmefall Hervor: 
gehoben, ben ich als factiich unmwahrfcheinlich bezeichnete, daß Preußen gegen 
Br Willen überfiimmt würde und in ber Minorität bliebe. Da babe ich 
as verfaffungsmägige Mittel angegeben, was in ber Hand bes Präſidiums 
liegt, ben Ausſpruch bes Reihstages., Ich frage, kann das für Jemand 
etwas Neues gewelen fein? Es ſpringt Jedem in bie Augen, ber ſich bie 
Mühe gibt, mit Aufmerffamkeit zu leſen. Sie wollen barüber hinaus eine 
neue Berantwortlichkeit jchaffen. Sie wollen, baß eine Berantwortlichkeit 
nicht bloß vom Bundeskanzler allein getragen, ſondern Sie wollen daneben 
noch eine Anzahl anderer Bundesorgane fchaffen, die verantwortlich fein follen. 
Und ben wiberfpreche ich im Namen ber preußifchen und ſämmtlicher ver: 
bünbeten Regierungen auf das Beftimmtefle, Was ber Herr Borrebner vers 
Yangte, ift nicht eine Ausbildung biefer von uns gemachten und vereinbarten 
Vorlage, fondern es widerfpricht ben principiellen Grundſätzen dieſer Bundes— 
a SH kann e8 nicht ändern. Er ift in feinem Rechte und in 
feinem Willen liegt es, menn er bagegen flimmt. Wir haben ben größten 
Theil des Werkes gethan und haben ben Block hingerollt bis nahe an bie 
Spike. Mit großem Schmerze werde ih ihn in den Abgrund zurüdrollen 
ſehen. Scyeitert das Werk, fo Haben nicht wir es gethan, fondern Sie. 
Ihre Namen find es, beren fi die Nation erinnern, bie bie Gejhichte auf: 
bewahren wirb! 


Bei der Abftimmung wirb zuerjt eventuell für den Fall ber 
Unnahme des Zufaßes Bennigfen über ben Antrag Bethuſy-Huc 
abgeftimmt und berfelbe angenommen, bann über ben Zuſatz Ben— 
nigfen felbft, der in namentlicher Abjtimmung mit 140 gegen 124 
Stimmen verworfen wird. Schließlich wird über den Antrag Be: 
thuſy-Huc allein nod einmal abgejtimmt und berjelbe nochmals 
angenonımen, 

Zu Art. 18 werben von Bennigfen unb anberen verfchiebene 
Amendements geftelt und ohne weitere Debatte theild angenommen, 
theils abgelehnt, fo daß der Artifel nunmehr lautet: 

„Dem Präfidium ſteht die Ausfertigung und Verfünbigung ber Bundes: 
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gefeße und bie Ueberwachung ber Nusführung berfelben zu. Die Anorbnungen 
und Verfügungen bes Bunbes:Präfidiums werben im Namen bes Bundes 
erlafien und bebürfen zu ihrer Gültigfeit der Gegenzeihnung bes Bundes: 
kanzlers, welcher dadurch bie VBerantwortlichfeit übernimmt“. 


27. März, (Breußen) ſetzt England vertraulih von bem holländiſch⸗ 


28. 


franzöfifhen Arrangement bez. Luxemburg in Kenntniß. Lord Stanley 
erflärt, daß er für feine Perfon eine folhe Ermwerbung Luremburgs 
durch Franfrei für eine rechtmäßige erachte. 

v: (Rorddeutfher Bund). Reichstag: Verfaffungsbebatte. Art. 21. 
Trage ber geheimen Abftimmung, des Ausfchluffes der Beamten und 
der Schaffung eines Oberhauſes. 

Antrag Zahariä auf Schaffung eines Oberhaufes und Erſuchen an bie 
verbülndeten Regierungen, eine bießfällige Borlage zu maden. Antrag 
Fries, Hinter die Worte „directe Wahlen“ einzujchalten „mit geheimer 
Abflimmung”. Antrag des Grafen Henfel von Donnersmard, 
zu beichliegen: „Beamte bebürfen keines Urlaubs zum Eintritt in ben 
Reichstag”. 

Graf Bismard will bie Stellung ber verbünbeten Regierungen zu 
biefem Artikel präcifiren: „Das allgemeine Wahlrecht ijt uns gewifier 
Maßen ale ein Erbtheil ber Entwidelung ber deutfchen Einheitsbeftrebungen 
überfommen; wir haben es in ber Reichsverfaffung gehabt, wie fie zu Frank— 
furt entworfen wurde, wir haben es im Sabre 1863 ben bamaligen Be— 
firebungen Defterreihs in Frankfurt entgegen gefeßt, und ich kann nur 
einfach jagen, ich kenne wenigftens fein befferes Wahlgeſetz. Es hat gewiß 
eine geoße Anzahl von Mängeln, die machen, daß auch biefes Wahlgeſetz 
bie wirkliche befonnene öffentlihe und berechtigte Meinung eines Bolfes nicht 
vohftändig photographirt und en miniature wiedergibt, und die verbünbeten 
Regierungen in ihrer Allgemeinheit bangen an biefem Wahlgefeke nicht in 
bem Maße, daß fie nicht jedes andere acceptiren follten, beffen Vorzüge vor 
biefem ihnen nachgewieſen worden. Bisher ift biefem fein einziges gegen= 
über geftellt worden; ich babe nicht einmal curforiih im Laufe der Reden 
ein andere biefem gegenüber rühmen bören. Ich will damit nur motiviren, 
daß verbünbdete Regierungen, bie ſchon gemwiffer Maßen eine republifanifche 
Spige, bie in bem Worte „verbündete Regierungen“ Tiegt, haben, keines— 
wegs ein tief angelegtes Gomplot gegen bie Freiheit, gegen bie freie Bour— 
geoifie in Verbindung mit den Mafjen und unter Errichtung eines cälarifchen 
Regiments beabfihtigt haben können. Wir haben einfach genommen, was 
vorlag und wovon wir glaubten, daß es am leichteften fein würde, und 
haben weitere Hintergedanfen nicht babei gehabt. Was wollen benn bie 
Herren, bie das anfechten, und zwar mit ber Beichleunigung, beren mir be= 
dürfen, Anderes an beren Stelle ſetzen? Etwa bas preußiihe Dreiflaffen- 
Syitem? Ja, meine Herren, wer befjen Wirkung und die Gonjtellation, die 
es im Lande ſchafft, etwas in ber Nähe betradytet bat, muß jagen, ein 
wiberfinnigeres, elenderes Wahlgeſetz ift noch nicht in irgend einem Staate 
ausgebadyt worden. Ein Wahlgeſetz, das alles Zufammengebörige aus— 
einanberreißt und Leute zuſammenwürfelt, die nicht® miteinander zu thun 
haben, das in jeber Commune mit anderem Maße mißt: Leute, bie in 
irgend einer Gemeinde weit über bie erfte Klaſſe binausreichen, die fie allein 
ausfüllen würden, zu einer benachbarten Commune in die britte Klalje 
wirft — ig Gemeinden von brei Befigern, die jeber ungefähr 200 Thlr. 
Steuern bezahlen, zwei in bie erfte Klaſſe wirft, und ber britte, ber 7 Silber: 
groſchen weniger bezahlt, als der vorhergehende, in bie zweite fommt, wo ber 
nächte mit 5 Thlr. Steuern anfängt, und von bäuerlichen Beſitzern mit 
5 Thlr. Steuern wieder eine gewilje Anzahl zu Hans mit 4 Thlr. 5 Sgr. 
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und zu Kunz mit 4 Thlr. 6 Syr. fommtl So reift bie Reihe ab und bie 
Anderen werben mit bem Broletariat zufammengeworien. Wenn ber Erfinder 
biejes Wahlgeſetzes ſich bie praktiſche Geftaltung vergegenwärtigt hätte, hätte 
er es nicht gemacht. Eine Willkürlichfeit und zugleich eine Härte liegt in 
jedem Genfus, eine Härte, die ba am furchtbarſten wird, wo biejer Genfus 
abreißt, die aueſchließend anfängt, und wir können es dem Ausgefchlofjenen 
gegenüber doch wirklich jchwer motiviren, daß er beihalb, weil er nicht 
biefelbe Steuerquote wie jein Nachbar bezahlt — er würde fie gern zahlen, 
fie bebingt aber ein größere® Bermögen, und das hat er niht —, num 
plötzlich politiich todt in dieſem Staatsweſen jein fol, Dieſe Argumentation 
findet aber überall an der Stelle Anwendung, wo eben die Reihe berer, die 
politiſch beredhtigt bleiben follen, abgebroden wird. Huf ftänbifhe Wahl: 
rechte zurüdzugreifen, hat no Niemand vorgefchlagen, und möchte ich dabei 
nur bie Nichtigkeit der vorher bier ausgeiprocdhenen Meinung beftätigen, baß 
im Ganzen jedes Wahlgefeß unter denfelben äußeren Ginflüffen und Um— 
fländen ziemlich gleiche Refultate gibt. Ich glaube, wenn wir heute auf ber 
Bafis bes vereinigten Landtages mit zehnjährigem Grundbefig wählten, 
würden wir ungefähr biefelbe Vertretung bier haben. Der Gejammtbeitand 
ber Vertretung in Deutfchland hat in meiner parlamentariichen Yaufbahn jeit 
1847 ſehr wejentlih nicht gewechſelt. Ich Habe mir bie alten zum Theil 
lieben, zum Theil fampibereiten Gefichter gegemüberftehen. (Große Heiterkeit.) 
Ich geitehe alſo offen: weiß mir Jemand überzeugend darzuthun, daß ein 
anderes Wahlgeſetz befjer it, freier von Mängeln ale das vorliegende und 
im Befige befonderer Borzüge, die diefes nicht hat, fo iſt die Frage discutabel; 
aber wenn wir uns in biefe Discuffion vertiefen würden, würde man bie 
ganzen Bibliotheken, die über biefe Frage im Laufe ber legten 30 Jahre geichrieben 
worden find, bier burchdiscutiven und uns doch ſchwerlich einigen. Ein Bor: 
wurf ift dem Wahlgeieß aus bem Grunde gemacht, weil basjelbe directe 
Wahlen und nicht indirecte haben will. Meiner Ueberzeugung nad bilden 
aber bie inbirecten Wahlen an fich eine Fälſchung der Wahlen und dadurch 
ber Meinung der Nation. Es läßt fih das fchon aus einem einfachen Rechen: 
erempel, welches ich ſchon vor 20 Jahren einmal aufgeftelt und feitdem öfter 
aufgeftelt gefunden babe und welches ich bier wiederhole, darlegen: wenn 
man annimmt, baß die Majorität in jeder Stufe ber Wahlen nur Eins über 
die Hälfte zu fein braucht, jo repräfentirt ber Wahlmann ſchon nur einen 
Urwähler mehr als die Hälfte; ber Abgeordnete repräfentirt nur einen Mann 
über die Hälfte der Wahlmänner, deren Gefammtheit fchon etwas über bie 
Hälfte ber Urmwähler repräfentirt. Der Abgeordnete, wenn nicht ſehr große 
Majoritäten thätig gewefen find — ich nehme den ſchlimmſten Fall an mit 
jehr Feiner Majorität — repräfentirt dann mit mathematljher Sicherheit 
bei den inbirecten Wahlen nur etwas über ein Viertel ber Wähler und bie 
Mojorität der Abgeordneten darum mit Nothwendigkeit wiederum nur etwas 
über ein Achtel des Ganzen. Bon diefen Halbirungsflufen ſcheiden wir bie 
eine gänzlih aus und dann babe ich flets im Geſammtgefühl bes Volkes 
noch mehr Intelligenz als in dem Nachdenken bes Wahlmannes bei bem 
Ausfuhen des zu Ermäblenden gefunden und ich appellire an bie ziemlich 
allgemeine Erſcheinung — id weiß nicht, ob die Herren meine Wahrnehmung 
alle theilen — aber ich habe ben Einbrud, daß wir bei bem birecten Wahl: 
echte bedeutendere Gapacitäten in das Haus bringen werben, ale bei bem 
inbirecten Wahlrechte. Um gewählt zu werben bei bem birecten Wahlrechte, 
muß man befanntlich ein bedeutenderes Gewicht haben, weil bie Rolle ber 
Gevatrerfchaft u. f. w. bei bein Wählen nicht fo zu dem Ausdrud fommt, 
wie in dieſen ausgedehnten Kreifen, und ich Hoffe, das hehe Haus wirb für 
dieſe indirecte Schmeichelei, die ich hiermit ausfpreche, empfänglich fein. (Große 
Heiterkeit.) Was nun den Antrag auf Errigtung eines Oberhaufes 
betrifit, jo kann derſelbe an und für fih im Princip ja nur jedem Eonier: 
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vativen. willfommen fein. Es it das ein Hemmſchuh, ber an ber Staats— 
maſchine angebracht wird, um auf abjhüffigen Stellen ein zu rafches Ab- 
gleiten zu hindern; es ift eine noch ftärfere Betheiligung berjenigen, bie 
etwas zu verlieren haben an dem Staatsweſen, aljo derjenigen, Die nicht ge= 
neigt find auf Koften des Staates zu hoch zu ſpielen, weil ihr Einjaß zu 
ftark jein würde. Es ift die Urbertragung eines der weientlichiten Vorzüge 
ber engliihen Einrichtungen auf unjere Zuftänbe, eines Vorzuges, ben ich barin 
ſuche, daß es in England eine große Anzahl annähernd Fönigliher Eriftenzen 
gibt. Sch will bier näher erläutern, was ich Darunter verjtehe: Gänzlich 
besinterelfirte Griftenzen, bie auf biefer Welt eigentlich nichts Erhebliches zu 
wünjchen haben, was fie verleiten könnte, anders ald nach ihrer wohlbedachten 
ruhigen Ueberzeugung vom Beiten das Staatswohl zu beurtheilen. Das halte 
ich für einen aufßerordentlihen Vorzug der englifchen Verfaſſung. Dean er- 
perimentirt bort nicht jehr leicht, weil diejenigen, bie bort erperimentiren 
würden, zufammen einen gewaltig hoben Einfag von Vermögen und Wohl: 
fein repräjentiren. Aber nichts beito weniger haben wir nicht geglaubt, bie 
ihon jo complicirte Maſchinerie ber Verfaſſung buch das Eiufchieben eines 
britten, ober wenn Sie wollen, vierten Gliebes noch jchwerfäliger zu machen. 
Es iſt mir an und für fi nicht leicht, mir ein beutjches Oberhaus zu 
benfen, bas man einjchieben fünnte zwiſchen ben Bunbesrath, der, ich wieder— 
bole es, vollkommen unentbehrlich ift als diejenige Stelle, wo bie Souverainetät 
ber. einzelnen Staaten fortfährt, ihren Ausbrud zu finden, — alſo zwifchen 
ben Bunbesrath unb ben Reichstag ein Mittelglied einzufchieben, welches dem 
Reichstage in feiner Bebentung auf ber Stufenleiter ber Ariftofratie einiger 
Maßen überlegen wäre und dem Bunbesratbe und deſſen Bollmachtgebern 
binreihend nachſtände, um bie Glaffification zu rechtiertigen, Mir würden 
in bem erfteren nicht fouveraine Perſonen, aber Mitglieder haben, die ihrer: 
ſeits gemeigt find, zu rivalifiren mit ben minder mächtigen Souverainen in 
ihrer focialen Stellung. Es ift wichtig, fih biefe Einfhiebung Mar zu 
machen: ber Bundesrath reprälentirt bi® zu einem gewiſſen Grabe ein Ober: 
haus, in welchem Se. Majeftät von Preußen primus inter pares iſt, in 
welchem ber Ueberreft bes hohen beutichen Adels, der bie Landeehoheit ge— 
wabrt bat, feinen Bla findet. Diefes Oberhaus nun dadurch zu vervoll- 
fändigen, daß ihm nichtſouveraine Mitglieder beigefügt werden, das halte 
ih praftifh für zu fchwierig,. um. die Ausführung zu verfuchen. Dieſes 
Oberhaus aber in feinen Beitaubtheilen außerhalb bes Präfibiums jo meit 
herunter zu brüden, baß es einer Pairskammer gleichkommt, bie von unten 
vervollftändigt werden fönnte, das halte ih für vollftändig unmöglich und 
würbe das niemals einem Herrn, wie bem König von Sachen gegenüber, 
auch nur andeuten. Der hauptſächlichſte Grund, warum wir feine Theilung 
bes Neichstages vorgeichlagen haben, Tiegt indeifen in ber zu flarfen Com— 
plicirung ber Maſchine. Die Geſetzgebung bes Bundes kann ſchon durch 
einen anhaltenden Widerſpruch zwiſchen bem Bundesratbe und bem Reichs: 
tage zum Gtillfiand gebracht werben, wie bas in jedem Zweikammer-Syſtem 
ber all iſt: aber bei einem gewilfer Maßen Breifammer-Syftem zu 
nennenben, wenn ich einmal augenblidlic den Bundesrath als Kammer be: 
handeln darf, würde bie Möglichkeit, die Wahrſcheinlichkeit dieſes Stillſtandes 
noch viel näher liegen; wir würden zu jchwerfällig werben. — Da id ein: 
mal das Wort habe, jo bemerfe ich no Einiges über ben Schlußpaſſus bes 
Artifels,. nämlich iiber ven Ausſchluß ber Beamten. Dieje Beſtimmung 
bat ihren Grund in ben mannigfachen Uebeljtänden, die mit der Betheiligung 
ber Beamten an öffentlihen Verhandlungen bier zweifello8 verbunden und 
bie bier von ber Tribune aus aud ſchon berührt worden find. Als einen 
berfelben, der bier noch befonders maßgebend bat jein Fönnen, bezeichne ich 
bie Beforgniß, daß Beamte zu jehr geneigt fein können, pariiculariftifchen 
Regungen berjenigen Bundes-Regierung Ausdruck zu geben in ber Berjamm: 
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lung, ber fie gerade dienen. Die anderen Gründe dagegen find mehr all: 
gemeiner Natur, und für mid ift der Hauptgrund die Xoderung der Die: 
ciplin in bem Beamtenftande. Je müchtiger die parlamentarifhen Einflüjje 
auf das Gtaatsleben zurückwirken, deſto nothwendiger ift meines Erachtens 
eine ftraffe Disciplin in dem Beamtenjtande, Wir haben in Preußen, wenn 
ih bier darauf Bezug nehmen barf, gewiffer Maßen zwei Verfaſſungen augen 
blidlih, bie neben einander laufen, wir haben die alte Gonftitution bes Ab— 
folutismws, bie ihre Schutzweht gegen Willfür in ber Unabfeßbarfeit ber 
Beamten fand, und wir haben bie moderne conftitutionelle Verfaffung, bie 
in faft allen Ländern mit Unabfeßbarfeit der Beamten unverträglich gebadht 
wird, Wir — wenn ich ſage wir, fo meine idy in biefem Augenblid bie 
preußifche Regierung — bie Regierung, bie handeln, die fich bewegen fol, 
fühlt ſich gehemmt von allen Seiten, fie Fann nicht einmal einen Beamten, 
ber zwar formell ihren Anordnungen geborcht, ber aber in feinem Geifte nicht 
barauf eingeht, fie kann ihn nicht abfeten. Es hat das audy feine großen 
Borzüge. Ach möchte die Antegrität des preußischen Beamten, fein Anfeben, 
fein Gefühl der Würde, was ihn bei unbebeutenber, oft unzulänglicher Be: 
joloung über viele Verfuhungen hinweghebt, um feinen Preis verloren 
geben unb möchte lieber die Webelitände einer gehemmten und genirten Re— 
gierung länger tragen, als unbeſonnen in biefe Schwierigfeiten hinein 
Ichneiden. Aber gerade weil wir fie nicht beltebig befeitigen fünnen, jo be— 
dürfen wir aller Mittel, die geeignet find, eine ſtrenge Disciplin feſtzuhalten, 
und ſcheuen uns vor allem, was geeignet ift, fie zu lodern. Ich kann nicht 
behaupten, daß es im Lande einen günftigen Gindrud macht, idy kann kaum 
baran zweifeln, daß es das unbehagliche, das gerechte Gefühl, daß etwas 
franf fein müſſe im Staate, hervorruft, wenn man erlebt, baß in ber 
Deffentlichfeit ein Beamter feinem höchſten Chef gegenüber tritt unb ihm 
gegenüber in Bezug auf ihr eine Sprache führt, die berielbe Beamte uns 
zweifcihaft zu wohl erzogen ift, um fie zu Haufe feinem Kanzleidiener gegen: 
‚über zu führen. Das Fann ich nicht als eine nüßliche Einrichtung anfehen. 
Ich gebe gern zu, daß dieſes Bedenken ſich heben wiürde, wenn bie Glaufel 
bed Amwangsurlaubs nicht in ber Verfaſſung ftänbe, daß eine Regierung durch 
bie Berfafjung gezwungen ift, jenem Beamten, von dem fie vorausjegt, er 
wird fie ınit Heftigfeit angreifen, hierzu ausbrüdlich den Urlaub zu bewilligen. 
Ich bin ale Minifter jehr bereit, mir bie ftärfiten Vorſtellungen von cinem 
Beamten, ber von feinem Pflichtgefühle geleitet wird, in einem Schriftjtüde 
gefallen zu TYaffen, aber ich würde es ſchwer ertrapen, Minifter zu bleiben, 
wenn ich genöthigt wäre, in meinem Nefjort einen Beamten fortdanernd zu 
beichäftigen, der mir öfjentlich diejenige Achtung verfagt, auf bie ich in meiner 
Stellung Anipruh made Wenn fih für diefe Webelftinde eine Abhülfe 
nit vollftändig fchaffen läßt, ſo würden bie verbünbeten Regierungen für 
jede partielle Abhülfe, die bier durch Parlamentsbeſchluß gewährt würbe, 
immer nod dankbar fein. In diefer Richtung würde z. B. das Amendement, 
das zuletzt eingebracht wurde, welches auf bie geiftlihen und richterlichen 
Beamten ben Ausſchluß beichränft, wie ich glaube, ſämmtlichen verbündeten 
Regierungen annehmbar erjcheinen. Wie mir vorichwebt, erifirt dev Aus— 
ihluß ber richterlichen Beamten in mehreren fremden Perfaffungen. Daß 
bie Betheiligung an ben Parteikämpfen auf die Richter einiger Maßen mehr 
zurüdwirft, als mit der unparteilihen Stellung ber Richter verträglich ift 
(ob! oh! zur Linken), meine Herren, davon habe ich felbit vielfache Beilpiele 
oebabt; ih mil Ahnen mur eines citiren. Sch bin nämlich in den erſten 
Jahren meiner Amtsführung einige Male in der Lage geweien, bak mir 
Grfenntniffe, die ohne mein Wiſſen und meine Anregung abgefaßt waren, 
wegen Beleidigung bes preußiſchen Minifter-Präfidenten zugefhidt wurben, 
mit ber Frage, ob ich fie veröffentlichen Taffen wolle. Ich Habe manche 
diefer Erkenntniſſe gelefen, andere nicht, Im Durchſchnitt fand ich, daß 
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biefelben Beleidigungen, bie, wenn ein ehrbarer Handwerfsmeifter fie gegen 
einen anderen ausjpricht, eine ſchwere Strafe, wenn er fic öffentlich ausſpricht 
und vor Zeugen, Gefängnis oder eine höhere Geldftrafe much fich ziehen 
Tönen, bem preußifchen Minifter-Bräfidenten gegenüber angewandt, durch— 
ſchnittlich 10 Thaler koſteten. Für 10 Thaler hatte Jeder bie Freiheit, mir 
bie ſchmachvollſten Anjurien öffentlich zu jagen oder bruden zu laffen, bie er 
wollte. (Lebhafter Widerſpruch.) Daß die Urtheile mit einem Maßſtabe gemefjen 
waren, welcher. von politifcher Beeinfluffung ganz frei gewejen wäre, ben 
Eindrud babe ih nicht gehabt. Es wurde aber noch dadurch verftärkt, daß 
ih in einzelnen biefer Erfenntnifje bie vichterlihe Motivirung las: „es lägen 
noch mildernde Umftände vor, denn diejes Minijterium tauge wirklich nichts“. 
(Große, andauernde Heiterkeit.) Nun frage ih, kann mit ſolchen Raifon: 
nements bei einem erfennenden Richter der Gindrud von Würde, von Ans 
feben, von Unparteilichfeit auf die Dauer aufrecht erhalten werben, beffen bie 
richterlihe Stellung bedarf? Die Herren werben aus meiner Darlegung ent: 
nommen haben, dak die Aufrechterhaltung des Artikels, wie er daſteht, für 
mid gerabe nicht, wenn ich fo fagen joll, eine Gabinetsfrage iſt; daß ich 
mid aber freuen würde, wenn ber Reichstag eine oder bie andere ber An— 
jihten, bie ich bier aus eigener Erfahrung ausgeiprohen babe, durch feinen 
Beichluß bejtätigte, indem entweder die geiftlihen und richterlihen Beamten 
ausgefchlojfen würden, ober, was mir noch lieber wäre, basjenige Amendement, 
weldes den Zwangsurlaub auch hier einführen will, abgelehnt würde.“ 


Bei der Abjtimmung wird ber Antrag Zachariä (Oberhaus) mit 
großer Mehrheit abgelehnt, dagegen der Antrag Fried (geheime Ab- 
ftimmung) mit großer Mehrheit (darunter aud Mitglieder ber 
Rechten wie die Generale Moltke und Talkenftein und die meiften 
Mitglieder der freien conjervativen Dereinigung) angenommen und 
ebenfo der Antrag des Grafen Henkel von Donnersmard (gegen 
Beamtenausihluß). 


28. März. (Reuß ä. 8) Ende der Regentſchaft der Fürftin Caroline, 


29. 


ihr Sohn Fürſt Heinrih XXII. übernimmt nunmehr felbft die Re— 
gierung und ertheilt feinem Länddyen eine Verfaſſung. 

„ Rorddeutfher Bund). Reichstag: Verfaflungsdebatte. Art. 22 
(Berhandlungen des Reichstags). Discuffion über die Frage wahr: 
heitsgetreuer Berichte. 

Antrag Lasfer: „Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in 
ben öffentlihen Sikungen bes Reichdtags bleiben von jeder Verantwortlich: 
feit frei“ 

Nede Bismards: „Die verbünbeten Regierungen befürdpten von ber 
Freiheit der Veröffentlihung ber Parlamentsreben Feine Gefahr. Wir haben 
efehen, daß Reden aus dem preukifchen Abgeorbnetenhaufe, wie fie wohl 
—* in keiner Verſammlung dieſer Art gehalten waren, veröffentlicht 
wurden ohne jegliche Gefahr. Die Gründe, die uns veranlaßt haben und 
mich bei einer andern Gelegenheit perſönlich —, einer ſolchen geſetzlichen Be— 
ſtimmung, wie fie bier von jener Seite (links) befürwortet wird, zu wiher— 
fprechen, find andere; ich kann fie wohl bezeichnen als Gründe der Sittlich— 
feit. Es gibt viele Dinge, bie ein Staat dulden kann — er kann fie 
ignoriren; aber etwas Anderes ift es, fie geleßlich zu janctioniren. Dazu 
rechne ih aud das Recht, einen andern Mitbürger zu beleidigen, ohne daß 
biefer irgend eine Genugthuung dafür finden könnte. Ich will von Ver: 
brechen, die ınan mit Worten begehen fann, nicht reden; ich rechne gar nicht 
barauf, daß fie an ber Stelle begangen werben würden. Ich will nur veben 
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vom Schutze ber Ehre eines jeden Bürgers, welchen Schuß das Giefek ihm 
ſchuldig ift. Diefen Schug ihm zu entziehen, das halte ih — ich wieberhole 
es — gegen bie GSittlichfeit, gegen die Menſchenrechte. Unter Menſchen— 
rechten laſſe ich mir ausbrüdlich diejenigen gefallen, welche in Frankreich im 
Sabre 1791 adoptirt wurben und in bie Berfaffung ber Republif über: 
gegangen find. Es beißt barin ausdrüdlid, und zwar in Bezug auf bie 
Freiheit der opinions, die Jeder ausiprechen könne, daß dieſe Freiheit barin 
befiehe, Alles zu thun, was Anderen nicht fchadet. Diefe Reftriction legt 
felbft ein jo weitgehende Actenftük auf, wie jenes, Die Gejekgebung 
anderer Staaten, auch bie ber allerfreieften, ſchützen wenigſtens bie Prival⸗ 
ebre. Ich berufe mich darüber 3. B. auf bie amerifanifche, beren Be: 
flimmungen ih mir babe ausziehen Taffen aus Kent, Commentaries on 
American law Vol. I. p. 244. „Obgleih ein Mitglied des Gongrefjes 
außerhalb bes Gongrefjes nicht verantwortlich ift für Worte, welche es in 
bemjelben geſprochen, auch wenn biefelben Beleidigend für Individuen find, 
jo kann es body, wenn es feine Rebe veröffentlichen läßt, wegen Libells be= 
ftraft werben, by action (in einer Givilflage auf Schadenerfaß) und by in- 
dietment, bas heißt criminell. So iſt es in England Rechtens und fo iſt 
es gerecht.” Aus England ſelbſt wird Ihnen ein jehr befannter Fall in 
Erinnerung fein, nämlih ber Fall Stoddale wider Hanfard, wo die Ber: 
Öfjentlihung nicht einer Rede, jondern eines „parliamentary paper“ oder 
reports — es find bies technifhe Ausbrüde für amtliche Actenjtüde, bie 
auf Befehl des Parlaments gebrudt werden — etwas Beleidigendes für 
einen Gefängnißmwärter enthielt, weldyer darüber klagbar wurde. Die eng: 
liſchen Gerichte waren barüber ganz zweifellos, daß jie den Druder wegen 
Beleidigung zu verurtheilen hätten, unb thaten ed. Das Parlament griff 
ein wegen Privilegienbruhs und bedrohte die Ausführung dieſes gerichtlichen 
Urtheils mit parlamentariihen Strafen. Aber das Parlament bat auch bei 
biejen Gelegenheiten, wo es in ben Rechtsgang eingriff, niemals die Anficht 
ausgeiprochen, Reben und Motivirungen einzelner Abgeordneten irgendwie 
zu ſchützen bei ber Publication, fondern mir reports and papers, und jo 
it es meines Wiſſens noch heutzutage in England Rechtens, jo daß bort 
wenigftens, in England, in Amerifa und in allen übrigen civilifirten Ländern 
bie Privatehre fi des vollfommen gejetlihen Schußes erfreut. Dieje Motive, 
biefea Bedürſniß, Jedem fein Menfchenreht auf Schuß gegen Beleidigungen 
zu erhalten, leitet mich, wenn ich nad) wie vor bie gejeklihe Sanction ber 
Beröffentlihung folcher Reden, welche injuriös für Privatleute find, befümpfe. 
Daß bie Freiheit dadurch nicht beichränft wird, liegt auf der Hand. Ich habe 
fofort, wie dieſes Parlament zufammentrat, an fünmtliche Behörden, die 
unter ber Autorität ber föniglihen Regierung jtehen, durd bie betreffenden 
Herren Refjort:Cheis bie Aufforderung richten laſſen, in feinem Falle gegen 
bie Veröffentlihung einer Parlamentsrede einzufchreiten, es fei denn, baß fie 
zuvor an die Regierung berichtet hätten und der Fall fo jtarf wäre, daß bie 
Autorifation von der Staats-Regierung ertheilt werden müffe. Tie Regierung 
wird nicht in Verlegenheit fommen, von dieſer rejervirten Befugniß Gebrauch 
zu maden, am allerwenigften wird fie davon Gebrauch machen in Bezug 
auf die Angriffe, welche die Regierung felbft treffen, fie wirb nur zum Schuß 
ber Privatrechie gegen perjönliche Beleidigung jemals davon Gebraud machen. 
Wenn behauptet wird, daß unter dieſer Einrichtung die Freiheit litte, jo halte 
ih das für eine ber übertriebenen Declamationen, benen id) lediglich einen 
ornamentalen Charakter in ben Reben ber Bertheidiger des Antrages beilege.* 

Bei der Abftimmurg wirb ber Antrag Lasker mit großer Mehr: 
heit angenommen (dagegen nur die Mehrheit der Confervativen unb 
einzelne Mitglieder des Centrums). 


Art. 23 (Initiative des Reichstags bei der Geſetzgebung). 
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Antrag Baumftard: dem Reichstag auch das Recht einzuräumen, an 
ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrathe velp. Bundesfanzler zu überweiien. 
— Antrag Lasker: dem Reichstag auch das Recht einzuräumen, Adreſſen 
an bas Bunbdespräfibium zu richten, Anterpellationen zu jtellen, Beihwerden, 
Bitt: und andere Schriften entgegen zu nehmen und fie an ben Bundes— 
Fanzler zu überweifen, Thatfahen burh Vernehmung von Zeugen, Sad: 
verftänbiger und anderer Auskunftsperjonen zu erheben und in gleicher Weiſe 
Eommiffionen mit der Erhebung von Thatſachen zu beauftragen. — An: 
trag Braun: das Ned, die Anwelenheit bes Bundeskanzlers oder eines 
Stellvertreters besfelben zu verlangen. 

Bei der Abjtimmung wird nur ber Antrag Baumftard mit großer 
Mehrheit angenommen, dagegen ber Antrag Lasker mit 134 gegen 
126, ber Antrag Braun in namentliher Abjtimmung mit 135 gegen 


124 Stimmen verworfen. 


Art. 24 (Legislaturperiobe): 
Antrag Baumftard auf eine jünfjährige Legislaturperiode, — Antrag 


“ Graf Baffewig auf eine jehsjährige Legislaturperiode, — Antrag v. Uns 


ruh auf die Beilimmung, daß im alle einer Auflöfung bie Wähler binnen 
60 und ber Reichstag jelb binnen 90 Tagen verſammelt werden müſſen 
und daß eine Vertagung 30 Tage nicht überichreiten und während derfelben 
Seſſion nicht wieberboft werben bürfe. 

Bei der NAbjtimmung wird der Antrag Baffewig mit ftarfer 
Mehrheit, der Antrag Baumftard mit 137 gegen 128 Stimmen 
abgelehnt, dagegen der Antrag v. Unruh mit geringer Mehrheit 
angenommen. 


30. März. (Norddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaflungsdebatte. Die 


” 


31. 


Art. 25—28 werben unverändert oder mit geringen Mobificationen 
angenommen. Art. 29 (Ausſchluß von Diäten). 

Antrag dv. Weber und Thünen (national:lib. Fraction) auf Ge: 
währung von Diäten und Reijefojten. 

Erflärung Bismards: „Ach habe im Auftrag der hoben verbündeten 
Regierungen zu erflären, daß ſich biefelben auf Bewilligung von Diäten 
unter feinen Umftänden einlafjen werben, vielmehr die Entſcheidung biefer 
Frage dem Mege der Gefeßgebung demnächſt zu überlaffen fei, nachdem be— 
rubigende Erfahrungen über die Wirkſamkeit des noch wenig erprobten 
Mahlgefeßes werben gemacht ‘worden fein“. Der 7. fühl. Commiſſär 
v. riefen erflärt, daß feine Regierung bierüber mit der preußijchen voll: 
fommen einverftanben jet. 

Bei der Abftinnmung wird ber Antrag Weber und Thünen trob: 
dem unter Namensaufruf mit 136 gegen 130 Stimmen ange: 


nommen, 


„ Breußen: Naſſau). Eine k. Verorbnung hebt das vom gem. 
Herzog von Nafjau wieder reftaurirte Jagdrecht, eine der haupt: 
ſächlichſten Beſchwerden der Bevölkerung gegen die früheren Zujtänbe, 
neuerdings auf und regelt die Entjchäbigungspflidt. 

v» Breußen) Eine k. Verordnung befiehlt die Aufnahme einer 
4lprogentigen Anleihe von 30 MM. Thlr. in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 28. Sept. 1866 behufs Wiederbefhaffung der im Kriege von 
1866 verbraudten Waffen, Munition zc. 
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31. März. Der franzöſ. Gejandte in Berlin Benebetti febt die franzöſ. 
Regierung von der gewaltigen Aufregung in ganz Deutichland wegen 
Luxemburgs in Kenntniß und von der bevorftehenben Snterpellation 
Bismards im Neichstage, mit dem Beifügen, daß unter biefen Um— 
ftänden DVorfiht und ein Aufihub im Abſchluſſe Frankreichs mit 
Holand nothwendig jein möchte. 


1. April, (Norddeutſcher Bund). Reichstag: nterpellation Ben: 
nigfen und 70 Gen. bez. Luremburg. Antwort Bismards. 
Interpellation: „4) Hat die königlich preußiſche Regierung officielle 
ober anderweitige Kenntniß davon erhalten, ob bie in täglich verftärftem 
Maße auficetenden Gerüchte uber Verhandlungen zwiſchen ben Regierungen 
von Frankreich und ben Niederlanden wegen Abtretung bes Großherzogthums 
Luremburg begründet find? 2) Iſt die königlich preußifche Megierung in 
ber Lage, dem Reichstage, in welchem alle Parteien einig zufammenftehen 
werben, in ber fräftigiten Unterftüßung ber Abwehr eines jeben Verfuchs, 
ein altes deutiches Land von bem Geſammt-Vaterlande [oszureißen, Mittheil- 
ungen barüber zu maden, baß fie im Berein mit ihren deutichen Bundes—⸗ 
genofjen entſchloſſen ift, die Verbindung des Großherzogthums Luxemburg 
mit bem übrigen Deutichland, insbefondere das preußifche Beſatzungsrecht in 
ber Feftung Luremburg auf jede Gejahr hin dauernd ſicher zu ftellen ?“ 
Rede Bennigjen’s: „Seit einigen Tagen mehren ſich von allen Seiten 
die Gerüchte über Verhandlungen zwiſchen ber niederländiichen Regierung und 
Frankreich wegen ber Abtretung von Luxemburg. Es tritt in immer größerer 
Stärke die Behauptung auf, daß ein joldyer Abtretungsvertrag bereits abgeſchloſſen 
ſei. Danach würde alfo ein Fürſt aus deutſchem Geſchlechte, uneingedenk ber 
ftolzen Erinnerungen feines Haufes, aus welchem einft ein Mitglied jelbit die 
deutiche Kaijerfrone getragen bat, einen Handel eingegangen fein über ein 
Yand, welches Feine Provinz von Holland bildet, fondern zu allen Zeiten ein 
beutiches Fand geweien, weldes nur bei Gründung des beutichen Bundes 
dem regierenden Haufe der Niederlande zu Theil geworden ift ala Austauſch 
für Rechte an andern Ländern, welche biejes Haus in Deutichland befeffen hat. 
Meine Herren! Es ift eine dringende Aufforderung für den Neichstag in 
biefer Lage, ſich Far darüber zu werben, was die verbünbdelen deutſchen Re: 
gierungen und bie Vertreter deutſcher Nation einer ſolchen Gefahr gegenüber 
zu thun gewillt find. Die Snterpellation, bie wir an ben Vorfißenden ber 
Bundes:Gommiljare gerichtet haben, ift ausgegangen von ber liberalen Seite 
des Reichstages; fie iſt abfichtli von ung gerabe ausgegangen, weil wir vor 
Alen ein Bebürfnig gefühlt haben, fund zu geben, daß in jolden Fällen ber 
auswärtigen Politif, wo es gilt, deutſchen Boden zu vertheidigen gegen uns 
gerehte Gelüfte des Auslandes, Feine Parteien im Haufe eriftiren bürfen 
(Beifall), daß die Schwierigkeiten, welche fih in ben legten Wochen bei eins 
zelnen zjragen des Ausbaues der inneren Verfaſſung gezeigt haben, bie 
Differenzen, bie bis heute noch nicht vollſtändig gelöst find zwiichen den 
liberalen Parteien des Reichötages und der Vertretung der Regierung, baf 
fie nicht den geringfien Einfluß äußern werben auf die Haltung des ganzen 
Reichstages, wo es gilt, muthig und entichloffen dem Auslande gegenüber 
zu ftehen (lebhafter Beifall) und bie kräftige Politik, welche bie preußifche 
Regierung und welche ber Miniiter-Präfident bislang geführt haben, auf daß 
entſchiedenſte zu unterſtützen. (Stürmiſcher Beifall.) Meine Herrenl Gie 
haben aus bein Schreiben, weldyes ich Ihnen eben mittheilte, und aus ans 
deren Notizen, die und bier brieflich zugegangen und bie in ber Prefje ent» 
halten find, vernommen, mit welder Sorge man gerade in Luremburg bem 
Ausgange des Handels entgegenfieht. Ich finde es auch begreiflih, daß in 
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Luremburg das Gefühl der Beſorgniß fi nicht im offenen Kundgebungen 
zeigen fanıt. Denn jo lange mar in Qureniburg jich verlaſſen fühlt und bie 
Beſorgniß haben kann, day in dem Momente der Neubilbung von Deutjch: 
land vielleicht ſolche Gelüfte nicht mit der nothwendigen Energie zurück— 
gewiefen werden, iſt es erklärlihd — wenn man es auch nicht volljtändig 
rechtfertigen fan —, baß ein fo Kleines Land nicht wagt, mit der Entichies 
denheit derartigen franzöfilchen Gelüften gegenüber zu treten, wie wir es 
allerdings wohl unter anderen Umjtänden von allen deutjchen Volksſtämmen 
erwarten fünnen. Um jo mehr ift die Pflicht an uns berangetreten, an ben 
Neihstag, die Vertretung ber Nation, und an bie Bundes» Commiffare, in 
Deutfchland und im Auslande und namentlih auch in Luremburg feinen 
Zweifel darüber zu laffen, daß fie diefe Pofition, diefen Theil Deutſchlands 
vertheidigen wollen. Meine Herren! Es ijt eine nicht geringe Verſuchung 
für das Ausland vorhanden, die Auflöfung des deutfchen Bundes zu benugen, 
bie Zeit zu benußen, wo eine neue beutfhe Staatenbildung noch nicht fertig 
geworben ift, wo Kämpfe der inneren Politik ausgebrochen find in Deutfch- 
land, die eigene Madhtitellung gegenüber Deutichland zu verflärfen. Wenn 
wir nicht bem erſten Verſuche der Art entgegentreten, dann werben bie Ver: 
ſuche ſich ftets wiederholen, und bie jegige Neubildbung wird in Deutichland 
nicht zur Begründung eines ſtarken Bundesftaates, ſondern nur zur Fort: 
bauer der alten Zerrijjenheit und Schwäche führen. (Sehr richtig! von allen 
Seiten.) Wenn wir Vertrauen haben zu der fräjtigen Leitung ber auss 
wärtigen PBolitif, wie fie ſich gezeigt bat im vorigen Sabre und in ben 
Jahren vorher bei ber preußiichen Regierung, fo wirb bieles Vertrauen 
allerdings eine neue Bewährung verlangen in ber fchrierigen Lage, wo wir 
ben Frieden erhalten fünnen, wenn wir ſtark und entſchloſſen gegenüberſtehen 
dem Auslande, wo wir aber auch zeigen müfjen, daß wir ben Krieg nicht 
fcheuen, wo es fi um eine gerechte Vertheidigung gegen ungerechte Angriffe 
bandelt, (Enthuſiaſtiſcher Beilal.) Wir wifjen ja Alle, dab in Frankreich 
in Erinnerung an bie alte ſchwache Stellung Deutſchlands, an bie Weber: 
macht Frankreichs gegen Deutſchland auch jet wieder die Refte alter Parteien 
und deren altgeiwordene Führer die Leibenfchaften in ber Armee und bie 
Leidenihaften im Volke aufzureizen ſuchen, — aufzureizen, vielleicht nicht 
bloß in bem Motive, Eroberungen zu machen für Frankreich, vielleicht auch 
in bem Motive, der jepigen franzöjiihen Regierung Schwierigkeiten zu bes 
reiten. (Sehr richtigl von allen Seiten.) Geben wir raſch und entſchloſſen 
die richtige Antwort auf alle folde Tendenzen, und wir werben fie im Keime 
erftiden können! (Sehr gut! Lebhafter Beifall.) Meine Herren! Welch 
einen Eindruck mühte es in Deutjhland machen, wenn in einem Augenblide, 
wo ber Reichstag verfammelt ift, um eine Berfaffung fir Deutjchland zu 
gründen, wenn in bem Augenblide, wo bie Vertreter ber Regierungen und 
die Vertreter des Volkes ber. preußifchen Krone und ber preußtihen Staats— 
Negierung bie Leitung der auswärtigen Politik des norddeutſchen Bundes 
übertragen wollen, wenn in bemjelben Augenblide, wie leider ſchon früher 
in jchweren Zeiten Deutichlande manchmal, Grenzprovinzen von Deuiſchland 
losgerifjen werden! Würde e8 nicht ein led fein, fehr ſchwer abzuwaſchen 
von ber beutfchen Ehre, würde es nicht den Stempel undeutſcher Schwäche 
ber Leitung ber auswärtigen Politik aufdrüden, wenn in bem erflen Augen 
blide, wo wir. wieder eine beutfche, nicht bloß eine preußifche Politik haben 
wollen, nicht das Aeußerſte aufgeboten würde, um eine ſolche Schwädung, 
die Abreißung einer beutihen Provinz zu verhindern. Meine Herren! 
Sie erinnern Sich des patriotifhen Ausipruches, den vor mehreren Jahren 
Se. Majeftät der König von Preußen gethan bat: Kein Dorf jolle von 
deutſchem Boden mit feiner Zufimmung abgeriffen werben. Diefe Worte 
haben einen lebhaften Wiederhall gefunden in Deutichland , fie find in banf« 
barer Erinnerung von der beutjhen Nation aufberwahrt worden. Seht, wo 


Prenßen und der norddentfhe Bund. 95 


bie Vertreter bes norbbeutfchen Bundes um Se. Majeftät ben König Wil: 
beim bier in Berlin verfammelt find, ba mag er das deutſche Volk aufrufen, 
er wirb in bemjelben feine Parteien finden, wo es gilt, jich gegen das Aus— 
land zu vertheidigen, er wird noch eine einige und entjchlojjene Nation finden. 
(Stürmijcer Beifall.) Wenn wir Schwierigkeiten gehabt haben, in wenig 
Wochen ein VBerfaffungswerk zu Stande zu bringen, jo wirb gerade bie Ge- 
fahr, bag wir jet an unferen Grenzen Stüde von Deutihland verlieren 
ſollen, wenn wir ung nicht fchnell verftändigen, das Bedürfniß der Verſtän— 
digung bei den Regierungen und bei den Vertretern der Nation nur fteigern. 
Wir fönnen in diefen alle fehr vajch zu der Annäherung fommen, bie wir 
ja ohnehin in einigen Wochen erreicht haben würden, wir können zu bdiefer 
Annäherung fehr raſch kommen, und bas Werk, das nah unſerer Vorausſicht 
vielleicht erft zu Oſtern beenbigt fein würde, Könnte in eben jo wenigen 
Tagen, wie es jonjt Mochen erfprdert haben würde, raſch abgeſchloſſen werden. 
(Lebhafter Beifall.) Meine Herren, wir wiffen fehr wohl, was auf bem 
Spiele fteht, wenn es nicht gelingt, noch im Anfange ber franzöſiſchen Nation 
bie Ueberzeugung beizubringen, baß fie es jeßt nicht mehr mit einem ſchwachen, 
zerrifjenen, uneinigen Deutſchland zu thun bat, jondern daß fie ein Volk vor 
ih bat in einem kräftigen Auffchwunge begriffen, um fich eine Verfaffung 
und eine angejehene Stellung in Europa zu erringen. Meine Herren, dann 
werden wir allerdings fehr jchweren Greignifjen entgegengehen. Wir fuchen 
ben Krieg nicht. Bricht der Krieg aus, jo wird Frankreich die Verantwortung 
tteffen. Mir wilfen, welche ſchweren Folgen diejer Krieg haben wird, gleich 
gültig, wer als Sieger aus bemjelben hervorgehen wird. Die franzöfiiche 
und bie beutjche Nation, fo reich ausgeftattet von der Natur, wohnen auf 
Gebieten, groß genug, um ber Entfaltung ihrer Kräfte vollen Spielraum 
einzuräumen. Dieſe Völker, fie können in Frieden und Freundſchaft neben 
einander leben, im gegenfeitiger Achtung, in Förderung ber gemeinjamen 
Sintereffen, in Förderung ber Sefittung unt Sultur in Europa. Jeder Krieg, 
ber zwijchen biefen beiden großen Nationen geführt werden würde. wird dem 
Fortichritte des MWohlftandes und ber Eultur in Europa ſchwere Wunben 
Ichlagen. (Sehr richtig!) Davon ift Niemand mehr buchdrungen, als wir, 
die Vertreter der beutjchen Nation, die wir zunächft zu friedlichen Aufgaben, 
zu ber Aufgabe, eine Verfaffung, die eine Grundlage des Rechtes und des 
Friedens bilden fol, für Deutſchland zu gründen, zufammengetreten finb. 
Aber wenn das Ausland uns flören will in unferem Werke, wenn es bie 
noch nicht abgeichlofjene Vollendung des Werkes benugen will, zu eigenem 
ungerechten Beginnen, dann wirb es bier auf eine Nation ſtoßen und, wie 
wir nicht bezweifeln, auch auf Regierungen, bie allen derartigen Berfuchen 
mit ber äußerſten Entſchloſſenheit entgegentreten. Meine Herren! Laſſen 
Sie ung alſo deßhalb darüber feinen Zweifel laſſen, daß wie unter uns alle 
Parteien, jo auch das beutjche Volk einig fein wird, jede Fräftige Politik ber 
Regierungen auf jede Gefahr bin zu unterftügen diefem und allen etwaigen 
jpäteren Verſuchen des Auslandes gegenüber.“ (Lebhafter Beifall von allen 
Seiten bes Haules.) 

Antwort Bismards: „Die hohe Verfammlung wirb es natürlich 
finden, wenn ich mid in einer Trage von ber Tragweite, welche bie vor— 
liegende gewonnen bat, in biefem Augenblide darauf beihränfe, die Anter: 
pellation mit einer Darlegung bes thatſächlichen Sahverhältniffes, foweit es 
ber königlichen Staats: Regierung und ihren Bundesgenoffen befannt ift, zu 
beantworten. Ich muß dabei zurüdgreifen auf bie Urjachen, die es veranlaßt 
baben,; daß das Großherzogtum Luremburg nicht Mitglied des norddeutſchen 
Bundes if. Bei Auflöfung und durd die Auflöfung bes früheren beutjchen 
Bundes gewann jeder ber an bemfelben beiheiligten Staaten feine volle 
Souverainetät wieber, fo wie er fie vor Stiftung bes Bunbes bejeflen und 
durch die Verpflichtung, die er im Bunbesnertrag Treiteifig eingegangen war, 
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beſchränkt Halte. Nah Nurlöfung bes Bundes genoß das Großherzogthum 
Yuremburg und ber Großherzog berfelben Souverainetät europäifhen Cha— 
tafters, wie ber König und dae Königreich der Niederlande. Cine große 
Mehrzahl der früheren Bundesgenojjen benugten gleih Preußen ihre Frei: 
heit, um folort auf nationalem Boden einen neuen Bund behufs gegenjeitiger 
Unterjtüßung, behufs lege nationaler nterefjen zu Schließen. Das Groß: 
berzogihum Yuremburg fand es feinen Intereſſen nicht entjprechend, denjelben 
Meg einzujhlagen. Durch die Organe, weldye uns innerhalb des Groß: 
herzogthums und feinen Grenzen zu Gebote ftehen, waren wir bavon in 
Kenntniß gehalten, dab eine entjchiebene Abneigung, dem norddeutſchen Bunde 
beizutreten, dort. in allen Schichten ber Bevölkerung beimifh war; in ben 
höheren und namentlich in ben höchſten war fie getragen von einer beutlich 
ausgelprochenen Mißſtimmung gegen Preußen und bejjen Erfolge, in ben 
unteren getragen von einer Abneigung gegen bie Mebernahme berjenigen Laſten, 
die eine ermjtliche Landesvertheidigung mit. ſich führt. Die Stimmung ber 
Luremburger Regierung fund Ausdrud. in einer Depeiche, die im October an 
ung gerichtet wurde und in welcher jie und nachzuweilen fuchte, baß wir fein 
Recht mehr hätten, in Luremburg Bejagung zu halten. (Hört!) Die. königl. 
Staats: Regierung und ihre Bunbesgenofjen mußten ſich bie frage ftellen, 
ob 88 angemefjen jei, unter biefen Umſtänden eine Eimmwirfung oder gar 
einen Drud dahin zu üben, daß das Großherzogthum Luremburg, weldes 
dem Bollvereine angehört, dennoch dem Nordbunde beitrete. Sie hatte fich 
nad gründlidher Erwägung bdieje Frage verneint: fie mußte es einmal als 
einen zweifelhaften Vortheil betrachten, in einem Bunde von biefer Antimität 
in dem Großherzog von Luremburg ein Mitglied zu haben, weldes in jeiner 
Gigenihaft als König ber Niederlande feinen Schwerpunft außerhalb bes 
Bundes und feine Intereſſen möglicher Weile vielfah im Widerfprude mit 
bem Bunde haben könnte. Die Erfahrungen, die wir in biefer Beziehung 
in früheren Jahren gemadt haben, waren lehrreih genug, um uns abzu: 
halten, eine ähnliche Einrihtung in vollem Maße auf die neuen Inftitutionen 
zu übertragen. Die füniglihe Staats: Regierung bat ſich ferner gelagt, daß 
vermöge ber geographifhen Lage und der eigenthümlichen Verhältniffe gerabe 
bes Großherzogthums Luremburg bie Behandlung insbefondere biefer frage 
einen höheren Grad von Vorſicht erforder. Man erweist ber preußifchen 
Bolitit nur Gerechtigkeit, wenn an einer hervorragenden Stelle ausgelproden 
ift, die preußifche Politik ſuche die Empfindlichfeit der franzöfiihen Nation, 
natürlich joweit e8 wit ber eigenen Ghre verträglich ift, zu jchonen. Die 
preußiiche Regierung findet und fund zu einer ſolchen Politif Anlaß in ber 
gerechten Würdigung, welde die frieblihen und freundlichen Beziehungen zu 
einem mächtigen und ebenbürtigen Nachbarvolke auf die Entwidlung der 
beutfchen Frage ausüben fünnten. Aus derfelben Rüdjicht, die ich hiermit 
darafterifirt habe, will ich mich enthalten, auf den zweiten Theil der Inter— 
pellation mit Ja ober Nein zu antworten. Der Wortlaut biefes zweiten 
Theils ift ein jolcher, wie er einer Volfsvertretung, bie auf nationalem Boden 
fteht, jeher wohl anitehen mag; er gehört aber nicht ber Sprache ber Diplo: 
matie an, wie jie bei Behandlung internationaler Beziehungen, fo lange bies 
felben in frieblihem Wege erhalten werben Fönnen, geführt zu werben pflegt. 
— Mas ben erjten Theil der Interpellation betrifft, fo will ih bes Sad: 
verhältnig, jo weit es zur Kenntniß der Staats: Regierung gekommen ift, 
offen darlegen. Die Staats-Regierung hat feinen Anlaß anzunehmen, daß 
ein Abſchluß über das Fünftige Schickſal des Großherzogthums bereits erfolgt 
ſei (Senjation), fie kann das Gegentheil natürlich nicht mit Beſtimmtheit 
verfichern, kann auch nicht mit Beſtimmtheit wifjen, ob, wenn er noch nicht 
erfolgt wäre, er vielleicht ummittelbar bevorfleht. Die einzigen Borgänge, 
durch welche bie Staats-Regierung veranlagt geweien ift, geihäftlih Kenntniß 
von dieſer Frage zu nehmen, find folgende: Vor wenig Tagen hat Se. Maj. 
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der König ber Niederlande den im Haag accrebitirten preußiſchen Gefandten 
mündlich im die Lage gefegt, jich barüber zu Äußern, wie bie preußifhe Re- 
gierung es auffafjen würde, wenn Se, Majeftät ber König der Nieberlanbe 
jih ber Souverainetät Über das Großherzogthum Luremburg entäußerte. 
(Heiterkeit) Graf Perponcher, ber preußiſche Gefandbte, war angewiefen 
worden, darauf zu antworten, baß die Staats-Regierung und ihre Bundes: 
genofjen augenblidlih überhaupt feinen Beruf Hätten, fi gegenüber biefer 
Frage zu äußern, daß fie Sr. Majeftät die Verantwortlichkeit für die eigenen 
Handlungen jelbft überlaflen, und dab bie Staats-Regierung, bevor fie fich 
über bie Frage Äußern würbe, wenn fie genörhigt werbe, es zu thun, jebens 
falls vorher fich verfihern würde, wie bie Frage von ihren beutichen Bunbess 
genofjen, wie von den Mitunterzeichnern dev Verträge von 1839, wie von 
ber Öffentlihen Meinung in Deutidland, welde gerabe im gegenwärtigen 
Augenblif in Geftalt diefer hohen Berfammlung ein angemeflenes Organ 
befigt, aufgefaßt werden würbe. (Bravo.) Die zweite Veranlaffung war bie: 
jenige, daß bie königl. nieberländifche Regierung durch ben hieſigen Gefandten 
uns ihre guten Dienfte Behufs ber von ihr vorausgefegten Verhandlungen 
Preußens mit Franfreih über das Großherzogtum Lurembürg anbot, 
ee) Wir haben darauf zu antworten beichloffen, daß wir nicht in 
ber Lage jeien, von biefen guten Dienften Gebraud zu maden (Bravo! 
Heiterkeit), weil Verhandlungen biefer Art nicht beftünden. In biefer Lage, 
meine Herren, befindet fi, fo viel der Föniglihen Staats-Regierung befannt 
it, die Sache noch in dieſer Stunde, ich betone, fo viel mir befannt ift, und 
beziehe mich auf bas, was ich kurz vorher über die Möglichkeit eines Abſchluſſes 
gejagt babe. Ste werben von mir nicht verlangen, daß ich in biefem Augen: 
blicke, Ähnlich wie es einem Volksvertreter oder einer Volfsvertretung anfteht, 
Erflärungen über bie Abfihten und Entſchlüſſe ber königlichen Staats: 
Regierung und ihrer Bundesgenoſſen in biefem ober im jebem Falle in bie 
Deffentlichfeit gebe. (Sehr richtig!) Die verbündeten Regierungen glauben, 
daß feine fremde Macht zweifellofe Rechte bdeutfcher Staaten unb beutfcher 
Bevölterungen beeinträchtigen werbe; fie hoffen, im Stande zu jein, foldhe 
Rechte zu wahren und zu fhügen auf dem Wege frieblicher Verhandlungen 
und ohne Gefährdung ber freundſchaftlichen Beziehungen, in denen ſich Deutſch⸗ 
land bisher zur Genugthuung ber verbündeten Regierungen mit feinen 
Nachbarn befindet. Sie werben Sich biefer Hoffnung um fo ficherer bin» 
geben können, jemehr das eintrifft, was Interpellant vorher zu meiner Freude 
anbeutete, bag wir durch unfcre Berathungen das unerichütterliche Vertrauen 
auf ben en Zuſammenhang des beutichen Volkes mit und unter 
feinen Regierungen bethätigen werben.” (Lebhafter Beifall.) — Präfibent 
Sinfon: Ein Antrag auf Beiprehung ber Interpellation ift nicht geftellt. 
Ih ſpreche aber zuverfihtlih die Empfindungen ber Berfammlung aus, 
venn ich fage: „Die Weife, in welcher ber Reichstag die Interpellation und 
ihre Beantwortung acceptirte, fpricht beutlicher, unzmweibeutiger als irgenb ein 
formeller Antrag es könnte.“ | 


Uebergang zur Tagesorbuung: Verfaſſungsdebatte. Tit. VI (Zoll 
und Hanbelsweien), Art. 30—37 und Tit. VIL (Eijenbahnwefen), 
Art. 38 — 44 werben mit geringen Mobdificationen angenommen. 


April. (Preußen: Schleswig-Holftein). In Nordſchleswig haben mehr 
ale 1500 Landmwehrleute den Eid verweigert und follen bekhalb 
fämmtlih zum activen Dienft eingezogen werben. Ein Theil wird 
dadurch mürbe gemacht, ein anberer wird nad dem Süden gebracht, 
um bort eingeftellt zu werben, viele gehen über die bänifche Grenze, 
um fi ber Verpflichtung zu entziehen. 
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41. April. (Sachſen). Der Kronprinz kann mit der Melbung nad 
Berlin gehen, daß bie ſächſiſche Armee mit diefem Tage bunbesmäßig 
formirt fei (gemäß der Convention vom 7. Yebr.). 

2, „ MRorddeutjher Bund). Reichstag: DVerfaffungspebatte — 
Titel VEIT (Boft: und Telegraphenwefen), IX (Marine und Schiff: 
fahrt) und X (Eonfulatswejen), Art. 45—51 werben ohne be: 
beutende Mobdificationen angenommen, außer baß beichloffen wirb, 
daß die Flagge nicht bloß der Handels, fondern auch der Kriegs: 
marine ſchwarz⸗weiß⸗roth fein ſolle. | 

— „  (Breußen) wendet fi wegen Quremburg an England und bie 
anderen Unterzeichner des Vertrags von 1839. 


3. u Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfafjungsbebatte — 
Oeneraldiscuffion über Titel XI Bundeskriegsweſen. Die Generale 
Moltke und Vogel v. Falkenſtein erffären die dreijährige Präfenzzeit 
für unerläßlic zur Herftellung einer Friegstücdhtigen Armee. Gegen 
den Entwurf erklären fi Walbed, Ree, v. Bodum:Dolffs, Dunder, 
Eichholz. Den Antrag Krüger’s, die Aushebung in Norbichleswig 
bis zur dortigen Bollsabjtimmung zu julpendiren, erflärt Graf 
Bismard für unerfüllbar: die Elbherzogthümer feien augenblidlich 
ein integrirender Theil Preußens. 

4. „ (Breußen: Hannover). Eine kgl. Verordnung hebt die Zunft: 
rechte und Gewerbsbefhränfungen auf und führt mit einem Schlage 
bie Gemwerbsfreiheit auch in Hannover ein. 


5. „Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte — 
Bundesfriegswejen: Art. 55 (Dienitzeit). Die Nationalliberalen 
erflären fih für bie Grundlagen ber preuß. Armeereorganilation, 
die Fortſchrittspartei Hält dagegen ihren bisherigen Standpunft feit, 
Bei der Abjtimmung wird ber Art. nach dem Entwurf (7 Sabre 
im ftehenden Heere und 5 Jahre in der Landwehr) mit entſchiedener 
Mehrheit angenommen und das Amendement Forckenbeck (7 Jahre 
im ftehenden Heere, wovon bei ber Fahne höchſtens 3, in ber Re: 
jerve 4 Jahre) ohne Zählung verworfen. 

Art. 56 (Eontingentirung: 1. Procent auf 10 Jahre): 

Amendement Dunder (Hortichrittspartei): Jährliche Kontingentirung, 
ein Organiſations- und Recrutirungsgejeg. — Amendement Krag: Provis 
forifhe Bewilligung der SFriedenspräfenzftärfe bis zum 31. Dec. 1869. — 
Amendement Moltke: Annahme bes Regierungsantrags nieht auf 10 Jahre, 
Sondern „bis zur Publication bes neu zu Stande zu bringenden Bundes— 
geſetzes.“ — Amendement Forckenbeck: „Tie Triedenspräjenzflärfe wird 
bis zum 31. Dec. 1871 auf 1 Procent normirt. Für bie fpätere Zeit wird 
diefelbe im Wege ber Bundesgeſetzgebung feitgeitellt.“ 

Bei der Abftimmung werben die Anträge Dunder und Kraß ohne 
Zählung, der Antrag Moltke unter Namenaufruf mit 136 gegen 
123 Stimmen verworfen, dagegen der Antrag Vordenbed beim 
Namensaufruf mit 137 gegen 127 Stimmen angenommen, 
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6. April. ((Morddeutſcher Bund). Reichétag: Verfaflungsdebatte — 
Bundestriegswefen. Art. 57 (Ausdehnung ber gelammten preuß. 
Militärgefeggebung auf den ganzen Bund) wirb angenommen, jedoch 
mit einem Zuſatze Fordenbeds („Nah gleihmäßiger Durchführung 
ber Bunbestriegsorganifation wird das Bundespräfidium ein um- 
faſſendes Militärgefek dem Reihstage und dem Bunbesrathe zur 
verfaflungsmäßigen Beihlußfaflung vorlegen”) mit 134 gegen 128 
Stimmen. 


Art. 58 (Kriegsloftenbeiträge: 225 Thlr. für ben Kopf). 

Amendement Fürſt Solms: auf 7 Jahre. — Amendement Forcken⸗ 
bed: bis zum 31. Dec. 1871. — Amenbement Moltke: Forterhebung bes) 
Beitrags und Beibehaltung bed Procentjages bis zum Erlaß eines ab: 
ändernden Geſetzes. 

Kriegsminifter v. Roon: „Wenn bie Summe von 225 Thlrn. 
nicht ausreicht, und bie Megierung mit vermehrten Anſprüchen vor ben 
Reichstag tritt, jo erwarte ich Feine verbitterte Aufnahme, wenn bie ges 
hobene Stimmung von heute dann noch befteht. Solange unfere Verwaltung 
fid mit Recht des Rufs der Sparjamfeit erfreut, werben Sie mir ben guten 
Ruf nicht ſchmälern wollen. Ich ſehe bie 225 Thaler nicht als ein Paufc: 
quantum, jondern als eine Minimalfordberung an, welde bie Griftenz 
des wichtigfien zran bes neuen Bundes ficher ftellen fol, Wir fireben 
babin, baß feftgefegt wirb in Paragraphen was Rechtens if. Wenn es ber 
Regierung anſteht, wird fie von weiterer ae Gebrauch machen, 
Wenn ein Zeitraum von zehn Jahren aud nur obenhin gegriffen if, fo 
find vier Jahre doch zu wenig, um bie Organifation zum Abſchluß zu 
bringen. Dazu bebürfen wir Keen Sabre, ſchon in Rüdfiht auf das mit 
ben Regierungen ber ehemaligen Reſerve-Infanteriediviſion geſchloſſene Abs 
fommen, daso für uns feine Prärogative bringt. Deßhalb bin ich mit bem 
Amenbement bes Fürſten Eolmsd einverftanden. Auch das Amendement 
Moltke befeitigt die Gefahr ins Freie zu fallen. Ich bin fehr zu Gompros 
mifjen geneigt, nur will ich babei nicht die Intereſſen des Baterlands com⸗ 
promittiren. Defjen mögen Sie ſich bei ber Abftimmung freundlich erinnern,“ 

Bei der Abftimmung wirb der Antrag des Türften Solms ohne 
Zählung, der bes General v. Moltke unter Namensaufruf mit 138 
gegen 130 Stimmen abgelehnt, dagegen ber Antrag Fordenbeds 
angenommen. 


8. „ Morddeutfher Bund.) Reichstag: Verfaſſungsdebatte — 
Bundestriegsweien. Der Titel wirb bis. zu Ende ohne bebeutenbe 
Mobificationen erlebigt; Generaldebatte über Titel XII (Bundes: 
finanzen). 

9. „ (Rorddbeutfher Bund). Reihstag: Interpellation bes Grafen 
zum Solms:Laubah und der oberheſſiſchen Abgg. bez. Eintritt bes 
ganzen Großherzogihums Heffen in den nordd. Bund. Antwort 
Bismarcks. 

Interpellation: „Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen 
erließ nach wiederhergeſtelltem Frieben unterm 17. September v. J. von 
Worms aus eine Proclamation, überſchrieben: „An mein treues Bolt”, 
welche in Beziehung auf bie öffentlichen Verhältniſſe Deutſchlande und 
deſſen nationale Gejtaliung das Folgende befagt: „Wir haben nicht bloß bie 
Bunben, zu beilen,. welche ber Krieg unſerem Heſſen ‚gefhlagen bat, — wir 
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haben. auch mit ber Neugeftaltung unferes gemeinfamen beutichen Vaterlanbes 
in einer, bie gevechten nationalen Anfprüce befriebigenben Weile zu bes 
ginnen. — Der alte Rechtöboden, auf dem wir hätten fortbauen fünnen, ift 
zufammengebrohen. — Wir müſſen nun bie Vervollflommmung bes burd 
bie Macht der Thatſachen gejchaflenen neuen Rechiszuftandes zum Gegenftand 
unferer Sorge maden. — Mein eifriger Wunſch war, ben Bund, welcher 
dermalen den Norden Deutihlands umfaft, auf das ganze große Vaterland 
ausgedehnt zu ſehen. — Rückſichten, deren Beſeitigung nicht in meiner Macht 
lagen, fanden bis jetzt der Erfüllung meines Wuniches entgegen. — Aber 
wie ich flets feit meinem Regierungs:Antritt neben bem Moble meines 
beififhen Landes, das Glück und bie Größe bed gemeinfamen beutfchen Vater: 
landes, und die Kräftigung des basjelbe umſchlingenden Bandes angeftrebt 
babe, — fo werde ich auch für bie Zufunft diejes Ziel nicht aus ben Augen 
verlieren. — Ich rechne babei auf das Vertrauen und bie Unterftügung 
meines guten unb bewährten Volkes.“ In Folge bes Friebens-Abſchluſſes 
zwifhen Preußen und Hejfen vom 3. September v. J. trat — wie befannt, 
— ber Großherzog von Heilen mit ber Provinz Oberheffen bem norbbeutichen 
Bunde bei, während die beiden anderen Provinzen bes Landes außerhalb 
dieſes ea bfieben. Bei Gelegenheit der Discuffion, refp. Annahme 
bes preußiſch⸗heſſiſchen Friedensvertrages in ber Zweiten Kammer zu Darme 
ftadbt, — im Januar b. Ei — wurde von zwei Abgeorbneten beantragt: 
gleichzeitig bie fefte Erwartung auszufprehen: bie großherzogliche Staats: 
Regierung werde mit allen Kräften dahin fireben, auch mit den von bem 
norddeutſchen Bund bis jetzt noch ausgeichloffenen Gebietstheilen möglichit 
bald in benfelben einzutreten. Die Kammer beichloß, Berathung und Bes 
ſchlußfaſſung üder diefen Antrag wegen mangelnder genügender Information 
bis nach erfolgter befinitiver Conſtituirung bes norbdeutfhen Bundes auszus 
feßen. Diefe definitive Gonftituirung ſteht buch Publication ber Berfafjung 
in ber nächſten Zeit mit Sicherheit zu erwarten. Iſt dann bas ganze Groß: 
berzogthHum Hefjen dem norbdeutichen Bunde nicht beigetreten, — ober iſt 
nicht wenigftens fein Beitritt im ſichere Ausficht gejtellt, — fo wird bas Land 
in zwei Theile zerriffen. Daraus merben ſchwere Schädigungen bei na— 
tionalen, — ber bynaftiihen — und ber befonderen Antereffen des Große 
herzogthums entſtehen. Welche Gründe auch früher beſtanden haben mögen, 
den Beitritt von ganz Heſſen zum norddeutſchen Bunde zu beanſtanden, jo 
ſcheint uns doch jegt die Zeit gefommen zu fein, wo Deutichland genügend 


gekraͤftigt if, um feine inneren UAngelegenheiten ohne fremden Math feinen 


eigenen Intereſſen entjprechend zu ordnen, — und babei einzig und allein 
fein eigenes Wohl zum Ausgangspunkt feiner Entſchließuugen zu nehmen, 
Auf Grund vorftehender Andeutungen erlauben ſich die unterzeichneten obers 
beififchen Abgeordneten an den Herrn Vorfigenden ber Bundes⸗Commiſſarien 
bie ergebenjte Anfrage: 1) ob, — und eventuell welche Hinderniffe bem uns 
eirennten Eintritt des ganzen Großhexzogthums Heffen in ben nordbeutfchen 
und zur Zeit entgegen fiehen? 2) eventuell, ob Dieje Hinderniffe bauernde, 
oder vorübergehender Natur find ?“ 

Begründung der Interpellation durch ben Abg. Grafen zu 
Solmss:Laubad: „Wir Haben bie Ihnen bekannte Interpellation geſtellt, 
meine Herren, um zu conftatiren, ob bie Hinderniſſe, welche feither bem Ein: 
tritte bes ganzen Großherzogthums Hefien in ben norbbeutihen Bund ent» 
gegenftanden, noch bejtehen oder nicht. Im legteren alle dürfen wir hoffen, 
dab bald ber Gintritt des ganzen Großherzoglhums Heſſen in ben norb» 
deuiſchen Bund erfolgen wird. Die Erklärungen bes Großherzogs von Heffen, 
bie Sic aus ber Interpellation erjeben haben werben, jo wie die Worte, bie 
wir bei ber Eröffnung bes Reichstages aus königlichem Munde vernommen 

aben, laffen uns hofien, baß der abnorme Auftaud, in welchen das Groß⸗ 
zogthum Hefien buch ben Friedensvertrag vom 8. September gelommen 
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ift, wirb befeitigt werben. Daß biefer Zuſtand ein abnormer ift, will ich 
mit wenigen Worten nachzuweiſen verſuchen. Durch bie Artikel bes Ber: 
faffungssEntwurfs, welde bie Geleggebungs:Beiugniffe des Bundes bes 
flimmen, namentlih durch bie Artifel 2 und 32 bes Entwurfs werben für 
einen unter einer Verfafjung vereinigten Staat, wie das Großherzogthum 

effen, zwei verſchiedene Factoren ber Geſetzgebung begründet, was mit ber 

taates@inheit doc ganz unverträgli ifl. Sollte ber Zollverein im feinem 
gegenwärtigen Umfange nicht erhalten werben, vielmehr nad Art. 30 bes 
Berfafjungs:Entwurfs für bas Gebiet des norbbeutihen Bundes ein für fich 
beſtehendes Zolliyftem eingeführt werben, jo würde ber abnorme Fall ein- 
treten, baß ein Theil bes Großberzogthums, ein Theil eines und besfelben 
Staates gegen ben anberen als Ausland behandelt werben müßte. Auch bie 
Beimmungen bes Bunbdes:Kriegsmweiens find ber Art, baß fie ben Staat in 
zwei Hälften theilen würden. Es ift zwar zu erwarten, baß durch bie in 
Verhandlung ftehende Militär-Gonvention biefer Mißſtand werbe befeitigt 
werben. Wie fol es aber mit ben MeatricularsBeiträgen werben? Sollen 
bie nicht zum morbbeutfhen Bunde gehörigen Lanbestheile bes Großherzog: 
thums Hefien zu biefen DMatricular-Beiträgen contribuiren ober ſoll das nicht 
geliehen, jo müßte dann für bie nörblid des Maine gelegenen Theile bes 
Großherzogthums Hefien eine befondere Beſteuerung eingeführt werben, um 
biefe in Ausſicht ſtehenden Matricular:Beiträge beizubringen. Schließlich 
made ich noch auf den Art. 70 bes Berfaffungs-Entwurfs aufmerkſam. Die 
Beitimmungen besfelben find nur anmwenbbar auf ein eine Staats-Einheit 
bildendes Land, paſſen aber nicht für eine von den anderen eigenen Lanbes- 
theilen durch eine anbere Geſetzgebung abgetrennte Provinz. Aus allen biejen 
Gründen müflen wir mwünfden, daß biefe Unzuträglichfeiten durch bie Auf: 
nahme bes ganzen Großherzogthums in ben norbbeutfhen Bund jobalb als 
möglich befeitigt werben. Erfolgt biefe Aufnahme nicht, fo würde nichts 
‘ übrig bleiben, als bie Einführung einer beſonderen Verfaſſung und Bers 
waltung für bie nörblih des Mains befegenen Theile bes Großherzogthums. 
Daß wir das nicht wünſchen Können, werben Sie einfehen, meine en, 
ba bas, was feit lange mit einander verwachſen ift, nicht ohne Nachtheil und 
Schmerzen getrennt werben fann. Wir haben mit ben übrigen Provinzen 
bes Großherzogthums Heſſen Jahre hindurch Freud und Leid getragen und 
wünfchen auch mit benjelben wie feither vereinigt zu bleiben. Wir glauben 
auch, daß bie Mehrzahl ber Bewohner des Großherzogihums Heffen in ben 
Theilen, bie nicht zum norbbeutichen Bunde gehören, ben Wunfd haben, mit 
den übrigen Theilen des Landes vereinigt zu bleiben und felbft bie dadurch 
allerdings ihnen erwachſenden größeren Laften gern tragen werben, wenn 
biejer Ained erreicht wird, in ber Hoffnung, daß ber Beitritt des ganzen 
Großherzogtfums Heffen zum norddeuiſchen Bunbe bie Brüde bilden werde, 
bie uns mit unferen Stammesbrübern in Bayern, Würtemberg und Baben 
wieder umter eine Verfafjung vereinigen werde. Ih Tann bei biefer Ber: 
anlaffung bie Bemerkung nicht unterbrüden, daß bie Sehnfucht, daß Deutſch⸗ 
land mwieber unter eine Verfaffung vereinigt werben möge, natürlih in ben 
ſüddeutſchen Staaten flärker ift, als bei Ahnen, meine Herren, bie Sie bem 
preußiſchen Staate angehören. Der preußiihe Staat ift durch bie glänzenden 
Erſolge bes vorigen Jahres, durch bie Tapferkeit feines Heeres, durch bie 
energifche unb intelligente Führung feiner Generale, zu welchen Se. Majettät 
ber König ja ſelbſt zu rechnen iſt, auf eine Stufe ber Macht und bes Ans 
ſehens gebieben, baß er aud ohne Vereinigung mit ben fübbeutichen Staaten 
eine achtunggebletende Stellung in dem europäifhen Staatenfyflem eins 
nehmen wird. Die fübdeutfhen Staaten können aber ihren beutichen Beruf 
ohne eine Annäherung an ben norbbeutichen Bund unmdgli erfüllen, Wir 
ſprechen daher bie Hoffnung aus, baß diefe Bereinigung in möglihft baldiger 
Zukunft Statt finden möge.” 
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Antwort Bismards: „Ach würbe mich zu einer erſchöpfenden Beant: 
wortung ber von bem Herrn Snterpellanten angeregten frage in Vertretung 
ber hoben verbündeten Regierungen nur dann bereit erflären können, wenn 
bie range von ber großherzoglich heſſiſchen Negierung geftellt würde. Der 


Herr Interpellant ift von ber Vorausſetzung ausgegangen, daß der Munich 


ber großherzoglihen Regierung, das ganze Großherzogthum jegt in ben 
norbbeutihen Bund aufgenommen zu jehen, amtlich feftftände. Ich kann 
bies nicht beflätigen. Die großherzoglich heifiiche Regierung bat uns aller: 
bings in einer Note vom 14. Auguft vorigen Jahres den Wunſch ausge: 
Iprodyen, mit bem ganzen Großherzogthume in den Bund aufgenommen zu 
werben, Es geſchah bies aber in einer anderen Lage der Dinge, als es bie 
heutige ift. Die preußiiche Regierung hatte damals in ben Friedensverhand— 
lungen bie Forderung geftellt, das gefammte Oberheſſen mit Homburg und 
Meifenheim ber preußiiden Monarchie einzuverleiben gegen Entfhäbigung 
bes Großherzogthums Heſſen auf Koften Bayerns. Um biefen Gebietsaug- 
tauſch abzumehren, bot die großberzoglihe Regierung, wie aus dem Inhalt 
ber Note vom 14. Auguft zu erfehen jein würde, ben Eintritt bes gefammten 
Sroßherzogtbums in den norbbeutichen Bund an. Nachdem jener Territorial: 
Austauſch aus anderen Rüdjichten aufgegeben war, bat bie großherzogliche 
Regierung benfelben Wunſch nicht erneuert. Die verbündeten Regierungen 
find weit entfernt, bie Uebelftände zu verfennen, welche aus ber Theilung 
bes Großherzogthums in einen ber Gefeßgebung bes norbdeutichen Bundes 
unterworfenen und einen bavon freien Theil hervorgehen. Es ift fogar vor: 
auszufehen, baß biefe Uebelſtände fich noch beträchtlich fleigern würben, wenn 
es nicht gelingen follte, dem Zollverein eine weitere Ausbehnung, als bas 
Gebiet des norbbeutichen Bundes es bedingt, zu erhalten. Wir finden daher 
bie Mebelftände, welche ber Herr AInterpellant hervorgehoben hat, nicht nur 
unzweifelhaft vorhanden, fonbern auch bie Gefahr, daß fie in Zukunft wachen 
könnten. Es kommt bazu, daß das gefammte Großberzogtfum ſchon in 
wejentlihen Theilen feiner Drganifation in bie Rechtsſphäre bes norbbeutichen 
Bunbes bineingezogen wird, namentlich in Betreff der Verwaltung der Poſt 
und ber Telegrapbie, und, wie demnächſt burch den Abſchluß einer Militär: 
Gonvention zu erwarten ftebt, aud in Bezug auf bie militärijchen Angelegen- 
heiten. Als Hequivalent bafür blieben dem Großberzogthum zu reclamiren 
bie Rechte, bie den vorher angedeuteten Leitungen entipräden, nämlich die 
Rechte einer jtärferen Vertretung im Bunbesrathe wie im Reichstage, und 
bie Bürgichaiten einer vollen territorialen Garantie, bie fich bisher, juriftiich 
wenigftens, auf Rheinheſſen und auf Stardenburg nicht erftvedten. Der 
Frage, ob nad bem Inhalte bes Prager Friedens ber Aufnahme bes ge: 
ſammten Großberzogthbums, welches, von ber territorialen Seite aufgefaßt, 
zur Hälfte ein norbbeutfcher, zur Hälfte ein füibdeuticher Staat ift, Hinber: 
niffe entgegenftehen, wirben wir näher treten, fobald uns von ber groß: 
berzoglichen Regierung in amtlicher Form ber Wunſch dazu ausgeiprocen 
würde, Wir wiürben bann, ba wir mit Defterreih auf ber PBajis des . 
Prager Friedens und in Betreff ber Auslegung besjelben, im Einverftändnifje 
zu leben beabfichtigen, zunächſt mit ber kaiſerlich öfterreihiichen Regierung 
in freunbfchaftliche Verhandlungen barüber treten, mie fie ihrerfeits bie 
Frage auffaffe, und nad ber bisherigen Haltung ber Faiferlichen Regierung 
glauben wir faum, baß ber Gebanfe auf einen beflimmten Wiberftand ſtoßen 
würbe, jobald bie Wünſche ber großherzoglich heſſiſchen Regierung fih uns 
zweibeutig manifeftirt hätten. Wir würben bemnädft, nachdem ich mich ber 
Ueberzeugung bingeben barf, daß innerhalb bes engeren Bundes ein Wider⸗ 
fpruch nicht erhoben werben würbe, es doch für nützlich und ben gegenjeitigen 
Beziehungen entiprechend halten, mit unferen fübbeutichen Bunbesgenojien, 
und namentlih mit Bayern, aud über diefe Frage ins Vernehmen zu treten, 
um zu ermeflen, ob bie bortige SPolitif durch biefes Vorgehen gefreuzt ober 
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unterflüßt werben würde. Bor Allem aber wäre erforberlih, ba bie groß: 
berzogliche Regierung ihre Willensmeinung beftimmt formulirte, und nad 
der Bereitwilligkeit, welche biejelbe gezeigt hat, an bem nationalen Werke, 
an welchem jie bisher nur für Oberbeffen vollitändig betheiligt ift, mitzu: 
wirfen, dürfen wir mit Vertrauen die Entſchließung, bie Entjcheibung über 
bie Trage ber großherzoglichen Regierung überlaffen, die am beiten wiffen 
muß, was ihrem Intereſſe frommt, und ber id aus bundesfreundlichen 
Rüdfichten bier buch eine Erflärung nicht glaube vorgreifen zu dürfen.“ 


Fortſetzung ber Verfaffungsbebatte. — Art. 65 (Etatsbewilligung). 

Amenbement Dunder (Fortichrittspartei): Alle Ausgaben des Bundes, 
einfchlieglich derjenigen fir bas Marines und Kriegsweſen, jo wie alle Ein: 
nahmen des Bundes werben jährlich im Voraus veranlagt und auf ben 
Bundeshaushaltsetat gebracht. Letzterer wird jährlich durch ein Bundesgeſetz 
feftgeflellt. — Amendement Miguel (National= Liberale): a) Alle Ein: 
nahmen und Ausgaben bes Bundes müffen für jedes Jahr veranjchlagt und 
auf den Bunbeshnushaltsetat gebracht werben. Letzterer wird vor Beginn 
bes Gtatsjahrs nach folgenden Grundſätzen feitgeftellt, b) bie gemeinfchaft: 
lichen Ausgaben werben in ber Regel für ein Jahr bewilligt, können jebod 
in befonderen Fällen auch fir eine längere Dauer bewilligt werben. Wäh— 
vend ber im Art. 58 normirten Hebergangszeit ift der nach Titeln georbuete 
Etat über bie Ausgaben für bas Bundesheer dem Bundesrathe unb dem 
Reichdtage nur zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen. — 
Amenbement Bethuſy-Huc (freiconfervative): Die im Art. 58 ver: 
faffjungsmäßig feitgeftellten Beträge werden auch nach dem Zeitpunkt, bis zu 
welchem fie bewilligt find, fo lange nah Maßgabe des Art. 67 forterhoben, 
bis jie burch ein nach Art. 5 zu Stande gefommenes Bundesgeſetz abgeändert 
worden find. — Amendbement Münchhauſen: Dreijährige Finanz: 
perioben. 

Bei der Abftimmung wird nur das Amendement Miquel (a) 
mit 145 gegen 122 Stimmen angenommen, bagegen die Amende— 
ments Miquel (b), Dunder, Bethuſy-Huc und Münchhauſen ohne 
Zählung abgelehnt. 

Debatte über Art. 66 (Einnahmen): 

Amenbement Miquel (National= Liberale): Zur Beftreitung aller 
gemeinschaftliden Ausgaben dienen zunädhft die etwaigen Weberjchüffe der 
Vorjahre, fo wie die aus ben Zöllen, ben gemeinfchaftlichen Verbrauchsfteuern, 
aus dem Poſt- und Telegraphenweſen fließenden gemeinfhaftlihen Einnahmen. 
Inſoweit bdiefelben durch dieſe Einnahmen nicht gedeckt werben, find fie, fo 
lange WBunbesfteuern nit eingeführt find, durch Beiträge ber einzelnen 
Bundesftaaten nad) Maßgabe ihrer Bevölferung aufzubringen, welche im 
Wege ber Bundesgeſetzgebung feftgefiellt und demnach durch das Präfibium 
ausgefchrieben werden, 
wird mit Mehrheit ohne Zählung angenommen. 


Art. 67 (Rehnungsablegung): 

Amenbement Dunder (Fortfchrittspartei): Steuern und Nbgaben 
für ben Bund bürfen nur jo weit jie in bem Bunbeshaushalts » Etategefehe 
angeordnet find, erhoben werben. — Die Aufnahme von Anleihen für ben 
Bund findet nur auf Grund eines Bundesgefepes ſtatt; dasſelbe gilt von 
ber Uebernahme von Garantien zu Laften des Bundes. — Zu Gtatsüber- 
fhreitungen ift bie nachträgliche Genehmigung bes Meichtags erforderlich. — 
Die Jahresrechnung über ben Bunbeshausbalts:Ciai wird nach ftattgefuundener 
Prüfung durch einen Bundesrechnungshof dem Neichstage zur Entlaftung 
bes Bunbespräfibiums vorgelegt. — Ein Geſetz über bie Bildung des Bundes— 
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rechnungshofes wird bem nächiten Reichetage vorgelegt. So ange dasjelbe 
nicht ergangen ift, verſieht die preuß. Oberrehnungsfammer bie Functionen 
bes Rechnungshofes. — Das Bundespräfibium ernennt ben Bundesfinanz- 
minifter, welcher bie Bunbesfinanzen verwaltet und dafür bem Reichsiage 
verantwortlich iſt; derſelbe kann mit dem preuß. Finanzminifter identifch fein. 
— Amendbement Miguel (Nationals Liberale): Ueber die Verwendung 
aller Einnahmen des Bundes ift vom Präfibium dem Bunbesrathe und 
bem Reichstage zur Entlaftung jährlih Rechnung zu legen. — In Fällen 
eines außerorbentlichen Bebürfnifjes fünnen im Wege ber Bunbesgefeßgebung 
die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Uebernahme einer Garantie zu Laften 
bes Bunbes erfolgen, 

Bei der Abftimmung wirb das Amendement Miquel ohne Zäh— 


lung angenommen, dasjenige Dunders ebenfo- verworfen. 


Tit. XIII Art. 68—70 ESchlichtung von Gitreitigfeiten unb 
Strafbeftimmungen) wird mit einigen Mobificationen angenommen 
und zwar mit bem von Wiggers (Medlenburg) vorgefchlagenen Zufaße: 

Wenn in einem Bunbesftaate ber Fall einer Juſtizverweigerung eintritt, 
und auf gefeßligen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt werben kann, fo 
liegt bem Bunbesrathe ob, erwielene und nad ber Berfaflung und ben be= 
ſtehenden Gefeßen bes betreffenden Bunbesftaates zu beurtheifende Beſchwerden 
über vermeigerte ober gehemmte Rechtspflege anzunehmen und darauf bie 
gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung, die zu ber Beichwerbe Anlaß ge 
geben bat, zu bewirken, 
ber mit 138 gegen 113 Stimmen angenommen wirb. 


10. April. Nord deutſcher Bund). Reichstag: Schluß der Verfaflungs: 


bebatte. Der großh. heil. Bundescommiflär, Reg.:Rath Hofmann, 
gibt die nachträgliche Erflärung ab: 

„Ich war geftern verhindert, ber AInterpellation wegen bes Eintritts bes 
Großherzogthums Heſſen beizuwohnen. Ich babe die Verhandlungen in ben 
ſtenographiſchen Berichten eingeſehen und will die erſte Gelegenheit benutzen, 
dem Herrn Miniſter-Präſidenten von Preußen meinen Dank auszubrüden 
für die bundesfreundliche und rückſichtsvolle Weiſe, in welcher er der große 
herzoglichen Regierung ihre Stellung zu wahren gewußt bat. Ich bin nicht 
ermächtigt, bier auszufprechen, ob in ber jeßigen Lage bie Frage bes Eintritts 
bereits zur Erklärung reif ift; aber ich glaube meine Bejugniffe nicht zu 
überfchreiten, mern ich fage, baß bie großherzogliche Regierung die Erflärung 
nur mit hoher Befriebigung aufgenommen hat. (Bravo!) Es kann ihr nur 
willfommen fein, daß bie preußifche Regierung ihre Auftimmung zu geben 
ſich bereit gezeigt hat und fie nur abhängig macht von bem loyalen Streben, 
ben Bedingungen bes Prager Friedens in Beziehung auf Defterreich Rechnung 
zu tragen und ebenfo bie fübbeutfchen Staaten barüber zuzuziehen. Es laſſen 
ſich die Schwierigkeiten nicht verfennen, welche die jegige Lage bem Groß: 
berzogtbume bereitet. Sie laſſen fih durch einzelne Verträge vermindern; 
aber das einfachfte Mittel wird ber Eintritt bes gefammten Gebietes in ben 
Bund bleiben. (Bravo!) Durch biefes Mittel wird dem Großherzogthume 
auch eine größere Anzahl von Beriretern gefichert werben. Auf ber anberen 
Seite läßt fich nicht verfennen, daß dem Großherzogthume durch ben Gefammt: 
eintritt größere Laften auferlegt werben. Dies ift ber Grund, weßhalb bie 
großh. Regierung, ehe fie einen Antrag auf Eintritt ftellt, fi das volle 
Einverftändniß mit ber Landesvertretung fihern muß. Ich bin aber über: 
zeugt, daß bieles keinen Zweifel unterliegt, unb bie Landesvertretung ſich 
von dem Geifte befeelt zeigen wird, welder in ber Broclamation Sr. königl. 
Hoheit bes Großherzogs Ausbrud gefunden hat. Ich glaube daber, daß in 
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nicht allzu langer Zeit die Fragen bes Herrn Interpellanten in feinem Sinne 
erledigt werben bürften.“ 


Titel XIV (Berhältniß zu den fübbeutfhen Staaten): 
Amendbement Dunder (Fortfchrittspartei): Den ehemaligen beutichen 
Bundesländern, fo weit fie bie Bedingungen bdiefer Berfaffung zu erfüllen 
im Stande gewillt find, fteht ber Eintritt in den norddeutſchen Bunb jebers 
eit frei. — Amenbement Laster: Miquel (National Liberale): Der 
intritt ber ſüddeutſchen Staaten oder eines berielben in ben Bunb erfolgt 
auf den Vorſchlag bed Bunbespräfibiums im Wege ber Bunbesgefehgebung. 


Rebe Bismards. „Um der Aufforderung bes Herrn Vorredners 
(Linde) zu genügen, will id mid mit wenigen Worten über bie Stellung 
ber verbündeten Regierungen zu bem Amenbement Lasfer-Miquel ausiprechen. 
Ich kann nit behaupten, daß bie Tenbenz biefes Amendements unſeren 
Wünſchen und Beitrebungen mwiberfpricht. ine andere Frage ift aber bie, 
ob · ſolche Mitglieder dieſer Verſammlung, welche zugleih Vertreter ber Res 
gierungen find, ſich augenblidlih in ber Lage befinden, für das Amendement 
zu flimmen. Ich habe gefagt, daß es unſeren Wünſchen nicht wiberipridt. 
Aber eine Regierung {ft verpflichtet, fich bei der Aueſprache ihrer Wünſche 
nach ber Dede ihrer Mechte zu ftreden. Ich will damit auch nicht behaupten, 
baß bie Annahme biefes Amendements im Widerſpruche mit bem Artifel 4 
bes Prager Friedens ftänbe; ih will nur aus Ähnlichen Gründen, wie id 
fie geſtern bei ber heſſiſchen Snterpellation bervorbob, nicht ganz ben Ber: 
bandlungen, bie zu einer einheitlichen Auslegung ber Gontrabenten bes 
Prager Friedens erforberlich find, vorgreifen, auch nicht bie Entſchließung 
ber ſüddeutſchen Megierungen in einer Weife präjubichren, zu welcher bisher 
ber Grad ihres amtliden Entgegenfoinmens uns nicht auffordert. Daß 
im Artifel 4 bes Prager Friedens nicht bloß ein internationales Schuß: 
und Trutzbündniß, wie einer dev Herren Qorrebner bemerkte, ind Auge ges 
faßt ift, gebt, glaube ich, aus feinem Wortlaut für jeden aufmerffamen Leer 
hervor. Es ift im Art. 4 nicht von einer neuen Geftaltung Nordbeutichs 
lands bloß die Rebe, fondern von einer neuen Geſtaltung Deutichlande, 
Der Begriff wird dadurch erläutert, daß ber Nachſatz folgt: „Deutfchland 
ohne Betheiligung bes äfterreichiichen Kaiferftnates*. Alfo es ift zugeflimmt 
zu einer Umgeftaltung derjenigen Beftanbtheile bes früheren beutfchen Bundes, 
weiche nach dem Ausſcheiden der öfterreichiichen Theile des Bunbesterritoriumg 
übrig waren. Es ift ferner im ber britten Zeile vor dem Schluß bes Ars 
tifel6 von der „nationalen“ Verbindung Südbeutichlands mit dem norbbeuts 
ſchen Bunde geſprochen, alfo nicht von einer internationalen, welches Wort 
ausbrüdlid in bdemfelben Artikel auf bie Beziehungen Deutichlands zum 
Auslande feine Anwenbung gefunden bat. Wenn ich nichtsbefloweniger bie 
Trage, ob ber Eintritt ber fübdeutichen Staaten mit biefem Artikel verträglich 
ift, einfeitig nicht bejaben, fondern ihre Beantwortung im Einverftändniß 
mit der kaiſerlich Öfterreichiichen Regierung finden möchte, fo bewegt mid) 
bazu der Umftand, baß eine der Prämijfen, welche Artikel 4 aufftellt, in ber 
- Kette fehlt: Das ift nämlich das Zuſtandekommen bes ſüddentſchen Bundes. 
Wäre bieier zu Stande gefommen, ober hätte er Ausficht dazu, fo ift meine 
Ucberzeugung immer gewejen, baß, wenn im Norden ein Parlament tagt 
auf einer nationalen Bafis, im Süben ein anderes, diefe beiden Parlamente 
nicht länger auseinander zu halten fein würden, als etwa bie Gewäſſer bes 
rotben Meeres, nachdem der Durhmarich erfolgt war. Diefe Prämifje fehlte 
bisher, und wir möchten bei ber Weberzeugung, baß bie nationale Aufammen= 
gebörigfeit ihre Sanction durch bie Geſchichte ganz zweifellos bennod em⸗ 
piangen wird, über bie Frage, ob dieß fofort und in welcher Form gefchehen 
fann, nicht in Meinungeverfchiedenheit mit ber kaiſerlich öſterreichiſchen Re— 
Hierung über bie Auslegung bes neueſten Sriebensvertrages zwiſchen une 
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Alpin und biefer Auslegung nicht einfeitig vorgreifen. Im Uebrigen bin 
ch auch ber Meinung, baß der Unterfchied zwijchen dem Amendement Miquel: 
Lasfer und dem Texte bes Art. 71 jo fehr erheblich in der Praris nicht if. 
Das Amendement behält dem Präſidium, oder, wie ich zugebe, daß man 
richtiger fagen würbe, bem Bundesratb, bie Initiative vor, und im Bundes: 
rathe würbe vorausjichtlic das Präfidium die Initiative haben. Das Bundes: 
präfibium würbe unzweifelhaft mit dieſer Znitiative doch fo lange warten, 
bis es diejenigen Verhandlungen geführt hat, die in bem Art. 71 vorgefehen 
find, und es fi durch ben Verlauf der Verhandlungen überzeugt bat, daß 
ber Moment eingetreten fei, wo in biefem Sinne vorgegangen werben könne, 
ohne daß die Verfrühung eines Moments, ber fpäter doch eintritt, mit un— 
verhältnißmäßigen Gefahren ober Zerwürfniffen mit ben Contrahenten des 
Prager Friedend verbunden fei. Aus diefen Gründen werbe id mich ent- 
halten, für das Amendement Miquel zu flimmen, Wird es angenommen 
werben, jo wird an Die verbündeten Regierungen ja bie Trage berantreten, 
ob fie fich zu diefem neuen Tert bes Berfaffungs:Entwurfes bei der definitiven 
Beſchlußfaſſung werden befennen können. Sch glaube nicht, diefe Frage von 
Haufe aus verneinen zu follen, um befwillen, weil das Amendement Miquel 
eben die Gigenichaft hat, dem Präfidium und dem Bundesrath bie Entichlie: 
Bung über den Zeitpunft dennoch volljtändig frei zu laffen, und im feiner 
Weife verpflichten würde, ber frage früher näher zu treten, als wir mit allen 
Elementen, denen wir das Recht einzureden zuerfennen, darüber einig jind.“ 

Der Antrag Lasfer-Miquel wird ohne Zählung als Zufaß zu 
Art. 71 des Entwurfs mit Mehrheit angenommen. 


15. April. Mordbeutfher Bund). Bismarck erklärt, daß die Ber: 


treter ber verbünbeten Regierungen bereit feien, fi ſämmtliche vom 
Reichstage im Berfafjungs- Entwurfe angebradten Veränderungen 
anzueignen mit Ausnahme von zwei Punkten, der Bewilligung von 
Diäten und der Gicdherftellung der Heereseinrihtungen. Carlowitz 


und Bofum:Dolffs beantragen sagegen: 

„Sen Entwurf der Verfaffung des norbbeutfhen Bundes, wie berfelbe 
aus ben bisherigen Beſchlußſaſſungen des Reichstags hervorgegangen, feinem 
ganzen Inhalte nad) ohme weitere Zufüge und Abänberungen anzunehmen.“ 

Da jedoch gegen ben Antrag Widerſpruch erhoben wird, tritt der 
Reichstag als Schlußberathung nach kurzer Generaldebatte: in bie 
Specialbiscufflion ein und genehmigt ſämmtliche Artikel big Art, 31 
in der bisherigen Faflung, Art. 32 (Diäten) dagegen in nament: 
licher Abftimmung mit 178 gegen 90 Stimmen auf ben Antrag 
von Arnim-Heinrihsdorf in ber Fallung: 

„Die Mitglieder des Reichstags dürfen als foldye Feine Beſoldung ober 
Entihädigung beziehen“, 
und weiter die Art. 33—57 ohne Veränderung. Debatte über Art. 58: 

Neihenfperger: Weitere Gonceifionen feien unzuläffig, man müſſe 
unfer Volk fehen. — Graf Bismard: Jh will mich mit dem Vorredner 
nicht in einen rebneriihen Streit einfaffen. Sollte er im Rechie bleiben, fo 
würbe ich meinen Plak als Präjibent ber Bundes-Commiſſarien und als 
Minijler, welcher Poſten mit biefem Entwurfe in innigfter Verbindung jteht, 
aufgeben und dem Vorredner überlaffen, ob er eben fo gut zu regieren, wie 
zu reben verfteht. (Beifall rechts, — Abg. Walbed: Ginzelne liberale 
Conceſſionen bebeuten nit Wahrung der Bolksrechte; der Entwurf enthält 
alle Schwächen und Schattenfeiten bes alten Bunbes, deßhalb bin ich gegen 
ben Entwurf; wir wollen den Bunbesjtaat, jebod ohne Schädigung bes 
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preußifchen Einheitsſtaates. Ohne verantwortliches Miniſterium feine Gentrals 
gewalt. Ohne dieſe ijt die Verfaffung unannehmbar. (Beifall links.) 


15. April. (Preußen) erflärt fi der engliſchen Regierung gegenüber 


16. 


zu einer Conceffion in ber Iuremburgifchen Frage vorerft noch ganz 
unb gar nicht geneigt. 
„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Schluß der Debatte über 
ben Verfaſſungs-Entwurf — Militärfrage: 

Amenbements werben geflellt: vom Grafen zu Stolberg (conjervative 


- Partei) zu Art. 56 (vefp. 60) ben Zuſatz: „Fir bie fpätere Zeit wird bie 


Friedenspräſenzſtärke bes Heeres durch ein Bundesgeſetz feitgejtellt, bis zu deſſen 
Erlaß bie vorftebenden Beſtimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben.” 
Und im Art. 58 (reſp. 62) ftatt „bis zum 34. Dec. 1871" zu feken „bis 
zum Grlaß eined Bundesgejeges.” — Amenbement bes Herzogs von 
Ujeſt und v. Bennigſens nebit 180 Gen. (nad; getrofiener Vereinbarung 
zwifchen den reiconfervativen und ben National: Liberalen) zu bemfelben 
Art. 58 (reip. 62): „Nah bem 31. Dec. 1871 müſſen biefe Beträge von den 
einzelnen Staaten bes Bundes zur Bundeskaſſe fortbezahlt werden. Zur 
Berehnung derſelben wird die im Art. 60 interimiftifch feitgeftellte Friedens 
präfenzftärfe jo lange feftgehalten, bis fie durch ein Bundesgeſetz abgeändert ift. 
Die Berausgabung biefer Summe für das gefammte Bundesheer und deſſen 
Einrihtungen wird durch bas Gtatsgefek feftgeftellt. Bei der Feſtſtellung des 
Militär-Ausgabe-Etats wird die auf Grundlage dieſer Verfaffung feftftebende 
Drganijation des Bunbdesheeres zu Grunde gelegt.“ 

Abg. v. Vincke [Hagen] (Altliberal) empfiehlt dringend bie Annahme 
bes Amendements Stolberg, unter Verweiſung auf bie geſtern vom Grafen 
Bismard abgegebene Erklärung: daß die Frage wegen ber Präfenzftärfe ein 
noli me tangere bis zu geſetzlich bewirfter Abänderung fei, fowie auf bie 
bei ber Vorberathung namentlih vom Abg. Gneiſt für die Fortdauer ber 
Präjenzflärfe geltend gemachten Gründe. In Conſequenz diefes Standpunfts 
befämpft Rebner das zwifchen ber freien confervativen Vereinigung und ber 
Fraction ber National:Liberalen vereinbarte Amenbement und erflärt es für 
ebenjo wertblos wie das Papier, auf dem es gebrudt ſtehe. (Obo links unb 
im Gentrum.) Mit biefem Amendement bezwede man nur alle bie Anträge, 
welde Graf Stolberg und Genofien geftellt, und womit die Bunbesregiers 
ungen ſich einverfianden erklärt haben, zu befeitigen. Mit der Annahme 
biete® Antrags ftellen Sie die Armee in bie Luft. (Schallendes Gelächter im 
Haufe.) Redner wiederholt in lobender Weiſe biefen Ausdrud (Lärm, Bravo⸗ 
ruf. Präfident bittet um Ruhe) und ſchließt unter fehr ſchwachem Bravo ber 
Rechten. — Abg. Laster (National-Liheral): Alles was ber Abgeorbnete 
v. Binde in Bezug auf das Aujtandefommen bes Amendements und feine 
Tendenz gefagt hat, beruht auf bloßer Vermuthung. Denn wir haben auf 
feine Auziehung und auf ein Compromiß mit ihm, in denjenigen Fragen, 
bei denen es ſich um bie verfaffungsmäßigen Rechte des Nolfes handelt, ver: 
zihtet. Wir find in biefes Haus mit der Abjicht und beftimmten Erklärung 
eingetreten, bie Rechte bes Abgeorbnetenhaufes nicht zu Schanden gehen zu 
lafjen. Für den Abgeorbneien v. Binde mag es befrichigend fein gegen bie 
verfaffungsmäßigen Rechte bes Volkes zu flimmen; wahriheinlih wird er 
aber bamit nicht einmal innerhalb jeiner feinen Partei Anklang finden. 
Wir find bis an die äußerfte Grenze bes Möglichen gegangen. Wenn man 
uns aber jeßt zumuthet, daß wir auch bie verfafjungsmäßigen Rechte bes 
Bolfes aufgeben follen, dann meinen wir, daß es mit biefem norbbdeutichen 
Bunde nicht ernft gemeint ift, denn von alfen Seiten gehen bie Nachrichten 
ein, daß im ben weiteſten Schichten bes Volkes bie Weberzeugung ſich aus« 
brüdt, daß das Werk, wenn es ben Mechien bes Volles Teime Rechnung trage, 
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nur ein borübergebenbes, Fein lebensfühiges ſei. (Bravo.) — Nbgeorbneter 
v. Blandenburg (Eonferwativ): Wir find doch ganz gewiß nicht hieher 
gefommen, uns gegenfeitig Sand in bie Augen zu fireuen. Das Amendes 
ment bes Herzogs v. Ujeſt ift völlig unannehmbar, Das hat fchon die Rebe 
bes Abg. Gneift in der Vorberathung Far gelegt. Auch ich will bas Bubget- 
recht keineswegs preisgeben ; aber ich will auch nicht, daß der Landtag Fünftig 
mit einem Bubdgetftrich bie Kopfzahl in Frage ftellen Tann. — Graf Biss 
mard: Ich habe mir geftern vorbehalten im Laufe ber Discuffion bei ben 
betreffenden Artikeln diejenigen Amendements zu bezeihnen, melde ben Be: 
dingungen ber von ben verbünbeten Regierungen gefaßten Beſchlüſſe ent⸗ 
ſprechen. In diefem Sinn mwürbe bas Amenbement Stolberg mit ben von 
ben verbündeten Regierungen gefabten Beſchlüſſen übereinftimmen, und bie 
Vertreter ber verbündeten Regierungen verpflichtet fein an bemfelben feftzus 
halten, Das Amendement bes Herzogs von Ujeſt läßt allerdings bie Mög 
lichfeit zu, daß auf dem Wege, ben ber Abgeorbnete für Hagen angebeutet 
bat, im Jahr 1872 ein Budget», ein Militäreonflict fi erneuern Tann, 
befjen Folgen fi in biefem Augenblid noch nicht überfehen laſſen. Wer 
daher entſchloſſen ift dieſen Conflict zu verhiten, muß in biefer Frage mit 
uns für das Amendement Stolberg flimmen, — Abg. Graf Bethüſy⸗Huc 
(Freiconfervativ) würbe für das Amendement Stolberg ftimmen, wenn Graf 
Bismard pofitiv erflärt hätte, daß davon bas Auftandbefommen bes Ver— 
fafjungswerfes abhänge. So aber werde er feft auf feinem Standpunkte 
verharren, zumal ihn bie Caſuiſtik bes Heren v. Winde nicht habe belehren 
fönnen. — Dem Grafen Bismard ift es unverfläudlich, wie ber Vorrebner 
feine Weberzeugung von bem, was gut und was befjer fei, ben Tategorifchen 
Erklärungen ber Regierungen unterorbnen könne. „Wir befinden uns jetzt 
nicht in dem Stadium, in welchem ich eine beftimmte Erflärung im Namen 
ber verbündeten Regierungen über das Amendement bes Herzogs dv. ujen 
an fan. Ueber das Amendement Stolberg haben wir uns verſtändigt. 
Mit deſſen Annahme wirb bie Annahme ber Berfaffung in fihere Ausficht 
geſtellt. Wird es verworfen, jo werde ich ben verbünbeten Regierungen und 
Sr. Maf. dem König zu berichten und beren Entfcheidungen zu gewärtigen 
haben. Aber biefen Entfheibungen kann ich nicht vorgreifen.” 

Dei der Abjtimmung wird das Amenbement Stolberg. unter 
Namensaufruf mit 167 gegen 110 Stimmen abgelehnt. Für ben 
Antrag flimmen nur bie Gonjervativen und Altliberalen. Zwei 
Mitglieder haben fig der Abftimmung enthalten. Zu Art. 58 Tiegt 
außer dem Amenbement bes Herzogs Ujeft das Amendement bes 
Grafen Stolberg vor: flatt der Morte „bis zum 31. Dec, 1871* 
zu ſetzen „bis zum Erlaß eines Bunbesgefeßes” und vom Grafen 
Dito Stolberg ein Unteramendement zu bem Antrag Ujeft, welches 
ben eben verworfenen Antrag bier wieder einjchieben will, 

Abg. Schulze (Berlin) erklärt fih mit aller Entſchiedenheit gegen beibe 
Amendements. „Selbft mit der Annahme bes Amendements Nieft befommen 
wir eine Regierung halb abſolutiſtiſch, Halb conftitutionell. Cine befjere 
Saat für Eonflicte Finnen Sie gar nicht ausftreuen. Sie Ichaffen Feine 
Voltsvertretung, jonbern nur eine Sceinvertretung, feine Garantie ber 
Volksrechte, jondern eine Garantie bes Abfolutismus, weil Sie biefem bas 
Siegel des Bollswillens aufbrüden. Die Möglichkeit eines Conflicts Tiegt 
eben im Princip des conftitutionellen Syſtems. Die Wähler haben uns nicht 
bieher gejhidt, daß wir ihnen von ihren mäßigen Rechten nod mehr ab: 
ſchneiden.“ Zum Schluſſe wendet fi Rebner gegen bie geftrigen Ausführs 
ungen bes preußifchen Minifters des Innern und bie innere preußiſche Politik. 


Yreußen und der uorddeutſche Sund. 109 


— Graf Bismard bittet von Neuem dringend: wenigftens in biefem Fall 
bas Amendement Stolberg,  fowie den Zuſatzantrag des Grafen Otto Stols 
berg zu bem Amendement bes Herzogs Ujel anzunehmen. Geſchehe bas 
nicht, fo laufe man Gefahr, daß das Werk noch im letzten Augenblick fcheis 
tern werde. 

Das Amendement Stolberg wirb troßdem mit 157 gegen 119 
Stimmen, der Zuſatzantrag des Grafen Otto Stolberg mit 156 
gegen 120 Stimmen in namentliher Abftimmung abgelehnt (neun 
Mitglieder haben fich der Abftimmung enthalten), und ſchließlich bas 
Amendement des Herzogs dv. Ujelt mit 202 gegen 80 Stimmen, 
gleichfalls in namentliher Abjtimmung, angenommen. (Dagegen 
ftimmen: wenige Conjervative, die Polen, die Linke und die Mehr: 
zahl ber conftitutionell:bundesftaatlihen Fraction. Allgemeine Heiter: 
keit erregt das zuftimmenbe Botum des Abg. v. Bindes Sagen, ber 
fih fo entihieben gegen ein jo „werthloſes“ Amenbement erflärt 
hatte.) Die folgenden Artikel bis zum Schluß werben ohne Dis: 
cuffion iheil® unverändert, theils mit geringen Mobificationen an: 
genommen. Schließlih wirb der Verfafjungs: Entwurf als Ganzes 
mit 230 gegen 53 Stimmen angenommen. 

Präfident Simfon: Meine Herren! Es iſt mir fehr fchwer ber tiefen 
Bewegung, bie bei biejem Ergebniß ficherlich jedes Mitglied der hohen Ver: 
fammlung empfindet, feinen Nusbrud zu geben. Ich verfage es mir nur 
in dem Gefühl, daß es mir nicht anſteht ber Würdigung, die unfere Haltung 
morgen an einer andern Sielle erfahren wird, mit bem Ausbrud meiner 
Auffafjung oder auch nur meiner Wünfche vorzugreifen. Ich hoffe, das 

aus wird biefes Motiv ber Gonvenienz als ein geredhtfertigtes anerkennen. 
Bravo.) — Abg. Kantak erhebt gegen bie jest beſchloſſene Einverleibung 
ehemals polnischer Landestheile in den norddeutſchen Bund als einen Gewalts 
akt Proteft und erflärt, daß er und feine Landsfeute hiermit nach Erſchöpfung 
ihrer Aufgabe ihr Mandat niederlegen. — Bräfibent Simfon: Durd bie 
Niederlegung Ihres Manbats entziehen Sie fi dem Orbnungsruf, der Sie 
unzweifelhaft für das Unternehmen getroffen hätte, ben Beichluß biejes Haufes 
als einen Gemwaltaft brandmarken zu wollen. Ob Ihnen bas gelungen ift, 
barüber will ich nicht ſprechen; mich dünkt, über biefen Protefi wirb bie 
Geſchichte ebenfo zur Tagesordnung übergeben wie über alle bisherigen, 
(Stürmifcher Beifall.) 


16. April. (Preußen: Hannover). Eine k. Cabinetsorbre geitattet 52 


17. 


bisher ®. hannov. Offizieren ben Eintritt in bie k. ſächſiſche Armee. 
„ Morddeutfher Bund) Reichstag: Graf Bismard eröffnet, 
vaß die verbündeten Regierungen bejchloffen hätten, der Verfaflung 
des Bundes, wie ſie aus den Berathungen bes Reichstags Tchlieklich 
hervorgegangen fei, beizujtimmen und erflärt bemgemäß bieje Der: 
faffung als durch den Reichstag und bie Megierungen angenommen. 
Eine kgl. Botſchaft verfündet den Schluß bes Reichstags durch ben 
König auf Mittag im weißen Saale des kgl. Schloffes. 

Schluß des Reichstags: Thronrede des Königs bon Preußen: 

„Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichetage bes norddeutſchen 
Bundes! Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung jehe Ih Sie am 
Schluſſe Ihrer wichtigen Thätigteit wiederum um Mich verfammelt. Die 
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Hofinungen, die Ich jüngft von bdiefer Stelle zugleih im Namen ber vers 
bündeten Regierungen ausgeſprochen babe, jind feitbem durch Sie zur Er 
füllung gebracht. Mit patriotifhen Ernſte haben Sie die Größe Ihrer Auf: 
gabe erfaßt, mit freier Selbſtbeherrſchung die gemeinfamen Ziele im Auge 
behalten. Darum ift es Uns gelungen auf fiherm Grunde ein Verfaffungs- 
werk aufzurichten, beffen weitere Entwidlung wir mit Zuverficht der Zufunft 
überlaffen können. Die Bundesgewalt ift mit ben Befugniſſen ausgeftattet, 
welche für die Wohlfahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auf 
ausreichend find; den Ginzelnftaaten ift, unter Berbürgung ihrer Zufunft 
durch die Gefammtheit bes Bundes, bie freie Bewegung auf allen ben Ges 
bieten verblieben, auf welden die Mannichfaltigkeit und Selbſiſtändigkeit der 
Entwidlung zuläffig und erfprießlih if. Der Vollövertretung ift biejenige 
Mitwirkung an der Verwirflihung der großen nationalen Aufgaben gejichert, 
welche dem Geifl. der beftehenden Landesverfafjungen und dem Bebürfnif 
ber Regierungen entipricht, ihre Thätigfeit von dem inverftändniffe des 
deutſchen Volkes getragen zu ſehen. Wir Alle, die wir zum Auftandefommen 
bes nationalen Werkes mitgewirkt, bie verbünbeten Regierungen ebenfo wie 
die DVolfsvertretung, Haben bereitwillig Opfer unferer Anfichten, unferer 
Wünſche gebradt; wir durften es in ber Ueberzeugung thun, daß biefe für 
Deutſchland gebracht find, und daß unfere Einigung berfelben werth war. 
Sin dieſem alljeitigen Entgegenfommen, in ber Ausgleihung unb Webers 
windung ber Gegenfäge ift zugleih die Bürgſchaft für Die weitere frucht⸗ 
bringende Entwidlung des Bundes gewonnen, mit befjen Abſchluß auch bie 
Hoffnungen, welde uns mit unjern Brüdern in Süddeutſchland gemeinfam 
find, ihrer Erfüllung näher gerüdt worden. Die Zeit ift herbeigefommen, 
wo unfer deutſches Vaterland durch feine Geſammtkraft feinen Frieden, fein 
Recht und feine Würde zu vertreten im Stanbe if. Das nationale Selbfts 
bewußtfein, welches im Reichstag zu erhebendem Ausbrud gelangt ift, Kat 
in allen Gauen des deutſchen Vaterlands Fräftigen Wiberhall gefunden. 
Nicht minder aber ift ganz Deutihland in feinen Regierungen und in feinem 
Volte darüber einig, daß bie wiebergewonnene nationale Macht vor Allem 
ihre Bedeutung in der Sicherſtellung ber Segnungen bes Friedens zu bes 
währen bat. Gechrte Herren! Das große Werk, an welchem mitzumwirfen 
wir von ber Vorjehung gewürdigt find, geht feiner Vollendung entgegen. 
Die Volksvertretungen der einzelnen Staaten werben bem, was Sie in Ges 
meinſchaft mit ben Regierungen geſchaffen haben, ihre verfafjungsmäßige 
Anerkennung nicht verfagen. BDerjelbe Geift, welder bie Aufgabe hier ge= 
lingen ließ, wirb auch bort bie Berathungen leiten. So barf denn ber erfte 
Reichstag des norbdeutichen Bundes aus feiner Thätigkeit mit dem erhebenden 
Bewußtſein ſcheiden, daß der Dank bes Baterlands ihn begleitet, und daß 
bas Werk, welches er aufgerichtet hat, unter Gottes Beiſtand fegenbringenb 
ſich entwiceln wird für uns und für Fünftige Geſchlechter. Gott aber wolle 
uns Alle und unfer tbeures Vaterland fegnen |“ 


47. April. (Preußen: Naſſau). Der gew. Herzog von Naffau entbindet 


die evangel. Geiftlichfeit ihres Eides. 


417.22. April. Miffion des bayrijchen Grafen Tauffkirchen nad Berlin 


17. 


und von da nah Wien. Berfuh ber Anbahnung eines engeren 
Berhältnifjes zwifhen Deutſchland und Defterreich, der aber vorerft 
erfolglos bleibt (j. Oeſterreich). 

v» Breußen: Hannover). Sämmtliche hannover'ſche Reichstags: 
Abgeorbnete (mit einziger Ausnahme des Hrn. dv. Bothmer) richten 
an bie Regierung bie Bitte „vor Erlafjung der auf bie Verhält: 
niffe der Proving Hannover und beren Weberleitung in. ten preuß. 
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Staatsverband bezüglichen Anordnungen das Gutachten einer größeren 
Anzahl von’Vertrauensmännern aus der Provinz Hannover zu hören“: 


Behufs der Ueberleitung Hannovers in ben preuß. Staatsverband werben 
wichtige und eingreifende Nenderungen ber dortigen Gejeßgebung und Ber: 
waltung erforderlich fein. Damit dieje Aenderungen in ber dem Intereſſe 
bes preußiihen Staates im Ganzen und der Provinz Hannover im Befonderen 
entiprechenditen Art erfolgen, halten bie ehrerbietigft Unterzeichneten es für 
dringend wünſchenswerth, daß darüber auch folhe Männer gehört werben, 
welche die hannover'ſchen Werhältniffe aus eigener Erfahrung fennen und bie 
von bem Vertrauen ihrer Mitbürger getragen werben. Darin wiürbe nad 
Anfiht der gehorſamſt Unterzeichneten zugleich das wirffamfte Mittel Tiegen, 
um ben von ihnen tief beklagten, hin und wieder noch vorfommenden irrigen 
Auflafjungen der jekigen Sachlage und auf Befeitigung der beftehenden Zus 
ftände gerichteten Ngitationen zu begegnen, welche nur geeignet find, den 
Frieden bes Landes zu flüren und eine zweckmäßige Ueberleitung Hannovers 
in ben preußifhen Staatsverband zu erfchweren.. Die Unterzeichneten find 
fih zwar wohl bewußt, daß fie in Beziehung auf biefe Angelegenheit formell 
nicht befugt find, als Vertreter Hannovers zu bandeln; aber, geſtützt auf 
das Vertrauen, welches ihre Mitbürger ihnen durch die Wahl in den Meiche- 
tay bewieſen haben, glauben jie der hohen königlichen Regierung die ehr= 
erbietige Bitte vortragen zu bürfen.“ 


17, April. England dringt in Berlin jehr nachdrücklich auf Concejfionen in 
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der Iuremburgijchen Frage, indem es unummwunden auf die Schwäche 
Preußens und des norbbeutihen Bundes zur See gegenüber Frank— 
veih hinweist. 

„ (Breußen). Luremburgijhe Frage: Das öſterr. Cabinet 
ſucht in London zu vermitteln, indem es zwei Baſen vorjchlägt, auf 
denen einen Ausgleich ftatt finden könne; die erfte würbe den König 
von Holland im Beſitze Luxemburgs laſſen, aber das Land neutra: 
lifiren, die zweite würbe es Belgien übergeben, welches als Erfak 
einen gewifjen Theil feines Gebictes an Frankreich abzutreten hätte; 
in jedem biefer beiden Fälle würde Preußen die Feitung räumen 
müffen. Graf Bismard ſei einem derartigen Arrangement nicht 
abgeneigt und würbe ber zweiten Combination den Borzug geben, 
während in Paris bie erjte für die beflere gehalten werde, da ber 
Kaifer feinen Wunſch nad Gebietövergrößerung hege. An bemjelben 
Tage richtet die englifche Regierung ein Dep. an Preußen, in ber 
fie letzteres namentlich auf feine maritime Schwäche gegenüber Frank: 
reich aufmerkſam macht: 

.... Preußen bat eine lange Seeküſte und Häfen zu vertheidigen, während 
bie Jahreszeit Ylotten-Dperationen günjtig ift; es befitt nicht bie Mittel, 
einem Drude ber franzöfiicden Flotte an den eigenen Küften Widerſtand zu 
leiften, unb bie Berwüftungen, welde bie Uebermacht Frankreichs zur See 
auf dem Gebiete bes beutfchen Handels nicht allein in Europa, ſondern auch 
auf anderen Gebieten jeiner Thätigfeit anzurichten vermöchte, dürfte eine ſehr 
ernfte finanzielle Krife in Deutfchland Hervorbringen. Es wäre baber 
wünfchenswerth, daß Preußen dieſe Bunfte in Berückſichtigung ziche. . .“ 

v» (Breußen: Egleswig-Holflein). Eine kgl. Verorbnung jet ben 
Zollvereinstarif für bie Herzogthümer ſofort in Kraft, jo baß bie 
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Zollſtellen fogleih nad Empfang der Verordnung nah Anhalt der: 
jelben zu verfahren haben, 

Eine Minifterialverfügung befiehlt, alle nordſchleswigſchen Wehr: 
pflichtigen, die fih in bie bäniihen Stammrollen haben aufnehmen 
lafjen, aber nah dem Herzogthum Schleswig zurüdgefehrt find, um 
ihren bleibenden Aufenthalt bajelbft zu nehmen, ohne Ausnahme 
auszumweifen, felbjt diejenigen, welde ihr Unterthanenverhältniß zu 
Dänemart wieder löſen und fih der Einftellung in bie preuß. 
Armee nahträglih unterwerfen wollen. 


23. April. (Breußen). Luxemburgiſche Frage: Rußland macht ben directen 


25. 


29. 


Vorſchlag zu einer Conferenz in London auf Grundlage einer garan: 
tirten Neutralität Luremburgs und einer Räumung ber Feſtung 
durch bie Preußen. 

» (Sadjen). Um bie neue Normaljtärte der Armee baldmöglichſt 
berzuftellen, werben bie biekjährigen Rekruten ftatt im Auguft und 
November fon jegt und im Auguft einberufen. 

„ CPBreußen). PBermählung bes Grafen von Flandern mit ber 
Prinzeffin Marie von Hohenzollern-Sigmaringen. Die öffentliche 
Meinung fieht darin au eine Annäherung Belgiens an Preußen. 
„ (Breußen). Luremburgiihe Frage: Preußen nimmt die Eon: 
ferenz auf Grundlage der Neutralifation Luremburgs unter ber 
Gollectivgarantie der Mächte an. 

v» Breußen) Durch k. Verfügung wird bie preuß. Gefeßgebung 
bez. der birecten Steuern in den neuen Landestheilen eingeführt. 


„ Breußen). Eröffnung bes Landtags. Thronrede des Königs: 

„Aus den Berathungen des Reichsſtages, zu welchem das preußiſche Volk 
auf Grund des von Ihnen genehmigten Gefeßes feine Vertreter entfandt Hat, 
ft eine Verfafjungsurfunde bes nordbeutichen Bundes hervorgegangen, durch 
welche bie einheitliche und lebensfräftige Entwicklung ber Nation gefichert 
ericheint. Ich babe Sie um Meinen Thron verfammelt, um dieſe VBerfaffung 
Ihrer Beſchlußnahme zu unterbreiten. Das Werk nationaler Ginigung, 
weldes die Staatsregierung unter Yhrer Mitwirkung begonnen hat, fol jet 
durch Ihre Zuſtimmung feinen Abſchluß finden. Auf dieſer Grundlage wird 
ber Schuß bes Bundesgebiet, bie Pflege des gemeinfamen Rechtes und der 
Wohlfahrt des Volkes fortan von ber gefammten Bevölkerung Norbdeutich- 
lands und von beren Regierungen in fefler Gemeinfhaft wahrgenommen 
werben. Durch die Einführung der Bunbesverfaffung werden bie Befugnifje 
ber Bertretungen ber Ginzelftaaten auf allen denjenigen Gebieten, welde bin- 
fort ber gemeinfamen Entwidiung unterliegen follen, eine unvermeidlidde Eins 
ſchränkung erfahren. Das Volk jelbft aber wird auf feines feiner bisherigen 
Mechte zu verzichten haben, es überträgt bie Wahrnehmung berfelben nur 
ſeinen Wertretern in bem erweiterten Gemeinweſen; bie Zufimmung ber frei 
gewählten Vertreter bes gejammten Volkes wirb auch im norddeutſchen Bunde 
zu jedem Gefege erforderlich fein. Durch die Bunbesverfaffung ift in allen 
Beziehungen dafür geforgt, daß biejenigen Mechte, auf deren Ausübung bie 
einzelnen Landesvertretungen zu Gunften ber neuen Staatsgemeinichaft zu 
verzichten haben, in demſelben Umfange ber Reichévertretung übertragen 
werden, Die fihere Begründung nationaler Selbfländigfeit, Macht und Wohl: 
fahrt ſoll mit der Entwidlung deutſchen Rechtes und verfafjungsmäßiger In— 
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flitutionen Hand in Hand gehen. Meine Regierung gibt fich ber Zuverficht 
bin, daß bie beiden Häufer des Landtages, in richtiger Würdigung bes drin: 
genden nationalen Bebürfnifjes, zur fchleunigen Grlebigung ber vorliegenden 
Aufgabe bereitwillig die Hand bieten werben. Meine Herren! Der neu 
errichtete Bund umfaßt zunähft nur bie Staaten Norbbeutfchlands; aber eine 
innige nationale Gemeinihaft wird biejelben ſtets mit bem fübbeutfchen 
Staaten vereinigen. Die feten Beziehungen, welche Deine Regierung bereits 
im Herbite vorigen Jahres zu Schug und Trug mit biefen Staaten ges 
ſchloſſen hat; werden durch bejonbere Verträge auf bie erweiterte norbbeutiche 
Gemeinihaft zu übertragen fein. Das lebendige Bewußtfein der ſüddeutſchen 
Regierungen und Bevölferungen von ben Gefahren beutjcher Zerriffenheit, 
bas Bebürfniß einer feften nationalen Bereinigung, welches in ganz Deuiſch— 
land immer entjchiebener Ausbrud findet, wird die Löfung jener bedeutfamen 
Aufgabe beidleunigen helfen. Die geeinte Kraft ber Nation wird berufen 
und befähigt fein, Deutfchland bie Segnungen bes Friebens und eines wirk⸗ 
famen Schuges feiner Rechte und jeiner Intereſſen zu verbürgen. In biefem 
Bertrauen wird Meine Regierung ſich angelegen fein laſſen, jeder Störung 
bes europäijchen Friedens buch ale Mittel vorzubeugen, welche mit ber 
Ehre und ben Intereſſen bes Baterlandes verträglich find. Das beutjche Volt 
aber, ftart burd feine Einigkeit, wird getroft den Wechſelfällen der Zukunft 
entgegenjehen können, wenn Sie, meine Herren, mit bem Batriotismus, ber 
fih in Preußen in ernten Stunden ftets bewährt hat, das große Werk ber 
nationalen Einigung vollenden helfen.“ 


30. April. (Preußen). Suremburgifche Frage: England fordert ben 
König-Öroßherzog auf, die Einladungen zur Conferenz nad London 
auf den 7. Mai zu erlafien. 


(Preußen). Abg.Haus: Beitelung des Büreau. v. Forden: 
bet wird mit 162 St. (Waldeck 60 St., v. Arnim-Heinrichsdorf 
13 St.) zum Präfibenten, v. Stavenhagen mit 132 St, (v. Hover⸗ 
bet 79 St.) zum erjten, Graf Eulenburg im britten Serutinium 
mit 116 St. (v. Earlowig 107 St.) zum zweiten BVicepräfidenten 
gewählt. Die Yortihrittspartei hat fi babei vollftänbig von ben 
Nationalliberalen getrennt. 


» r (Sadfen). Wieberzufammentritt des Landtags. Die II. Kammer 
beichließt, jofort ohne vorherige Berichterſtattung und bloß nad 
einer allgemeinen Debatte über bie Verfaflung bes norbb. Bundes 
fiber unveränberte Annahme ober völlige Ablehnung derſelben Be: 


ſchluß zu faſſen. 


1. Mai. (Preußen). Abg.Haus: Die Regierung legt bie neue Der: 
faffung des norddeutſchen Bundes zur Zujtimmung dor. Das Haus 
beſchließt, fofort die Schlußberathung über biefelbe eintreten zu Lafjen 
und lehnt den Antrag der Fortichrittspartei (Hoverbeck und Walde‘) 
auf Nieverfegung einer Commiſſion ab. Abg. Tweſten wirb als 
Referent bezeichnet. 

Das Haus befchließt auch über den von ber nationalliberalen Fraction 
eingebrachten Gejegesentwurf betr. die Aufhebung des geſetzlichen 
Zinsfußes au für Darlehen auf unbewegliches Eigenthum bie 
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Schlußberathung; Graf Bethuſh-⸗Huc wird zum Referenten barüber 
bezeichnet. 

2. Mai. (Breußen). Das Herrenhaus ändert jeine Geſchäftsordnung 
und beichließt auch feinerjeits bie Verfaſſung bes norbbeutichen 
Bundes ohne Conmiſſion fofort der Schlußberathung zu unterziehen. 
Referent: Hefiter. 

3. „ (Sadjen) Die IL Kammer ertheilt ber DBerfaflung bes 
norbd. Bundes unverändert und en bloc mit 67 gegen 6 Stimmen 
ihre verfaffungsmäßige Zujtimmung. 

4 „» (Sadjen). Die I. Kammer ertheilt der Berfafjung des 
nordd. Bundes ohne Verhandlungen einftimmig (36 Mitglieder) ihre 
verfaffungsmäßige Zuftimmung. 

6.—8. Mai. (Preußen) Nbg.:Haus: Dreitägige Debatte über An: 
nahme oder Derwerfung ber norddeutſchen Bunbesverfaffung. 

Antrag bes Referenten Tweſten: Derjelben bie verfaflungsmäßige 
Zuſtimmung zu ertheilen. 

Gegenantrag ber Kortijdhrittspartei (Walded, Virchow und 
Hoverbed): „In Erwägung, baß ber zur Führung Deutſchlands berufene 
preußiſche Staat jhon vor dem Beflehen der Berfafjung von 1850 eine ein: 
beitliche Gefeßgebung und Verwaltung durch geordnete Staats-Vtinifterien 
befaß, daß feit dem Beſtehen der Verfaſſung bem preußiſchen Volfe bie 
(Tit. II. der preußiſchen Berfafjung aufgezählten) preußiihen Grundrechte 
bie verfaffungsmäßige Betheiligung feiner Vertreter an ber Gefeßgebung, ins« 
bejondere das Recht zur enticheidenden Beihlupfaffung über den Staatshauss 
halts-Etat und bie Bewilligung von Steuern, jomit eine Einwirkung auf 
bie geſammte Staatsverwaltung, eine einheitliche Erecutive durch ein verant⸗ 
wortliches Minifterium gefihert und ale biefe Rechte als unantaflbar unter 
ben Schuß des von preußiichen Königen, Beamten und Volksvertretern zu 
feiftenden Berfaffungseides gejtelt find; — daß bie neu erworbenen Pro: 
vinzen fi) zwar noch nicht in dem Beſitze dieſer BVerfaffung befinden, aber 
ein durch bie Gejete vom 20. Sept. und 24. Dec. 1866 verbrieftes Recht 
auf bie ungefchmälerte Einführung berjelben am 1. Oct. 1867 befigen; — In 
Erwägung, daß dieſe Güter und Rechte eines Staates und Volkes von 25 Mil: 
lionen wicht befeitigt oder gefährdet werben dürfen durch ein Bündniß biejes 
Staates mit 21 Heineren beutihen Staaten von einer Gejammtbevöfferung 
von 5 Millionen, welche ohnehin in das Machtgebiet des preußifchen Staates 
fallen; — baß vielmehr die Erhaltung und Fortbilbung ber beftehenben rei: 
beiten unb Rechte eine ber Bebingungen bes Berufes Preußens zur Gentral: 
gewalt in Deutſchland bildet; — daß, wenn zum Zwecke ber beutichen Eins 
beit wegen ber Erijtenz jener Fleineren Staaten einzelne Zweige bes preu= 
Kiihen Staatslebens ausicheiden und in eine andere Verfaffung und Ab: 
minifiration übergeben follen, biefes uur auf dem Wege bes Bunbesftantes 
geſchehen darf, beffen conititutionelles Dberhaupt die Krone Preußen mit 
einem verantiwortlihen Minifterium iſt; — daß dem Parlamente biefes 
Bunbesftaates mindeſtens die Rechte der preußifchen Volksvertretung zuftehen 
müſſen, wie biejes das gegenwärtige Abgeordnetenhaus im einer Adreſſe an 
Se. Majeſtät den König ausbrüdlich gefordert hat und wie es in ber jüngften 
Thronrede im Principe anerfannt worden if; — In Erwägung, daß ber 
aus ben Berathungen bes Reichstages hervorgegangene Entwurf bes nord: 
—— Bundes dieſen Anforderungen in folgenden Hauptpunkten nicht 
entipricht: 

1) Der Entwurf ſiellt bie Krone Preußen nicht als einheitliches Bundes⸗ 
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Oberhaupt für bie in Art. 4 Nr. 1—15 ber Gompetenz des Bundes über: 
tragenen Angelegenheiten an bie Spitze, ſondern als Vorfigenden eines für 
Preußen im Zahlenverhältniß nachtheiligen Bundesrathes, Ein verantworts 
fies Minifterium ift buch den Berfaffungs:Entwurf ausgeſchloſſen und bie 
im Art. 17 ausgelprochene Verantwortlichkeit bes Bundesfanzlers befieht nur 
bem Namen, nicht bev Sache nad. 

2) Die Erecutive in ben MilitärsAngelegenheiten ift bem Könige zwar 
ohne weſentliche Concurrenz bed Bunbesrathes übertragen, jedoch als Bun 
besfeldheren, und bei bem Mangel eines verantwortlihen Miniiteriums, ja, 
eines Minijieriums überhaupt, in unbeſchränkter Art und unter Ausdehnung 
auf bie Befugniß zur Proclamirung des Kriegszuftanbes, welche nach Art. 111 
ber preußiſchen Berfafjung unb dem Gejege vom 4. Juni 1851 nur von 
bem conftitutionellen verantwortliden Staats-Minifterium geſchehen barf. 

3) Der Entwurf enthält im Abjchnitt XII zwar Beftimmungen über bie 
Etatsfeftfegungen Ahnlid ber preußifchen Verfaſſung, macht biejelben aber in 
Anfehung bes Wichtigften, bes Militär-Etals, durch bie Artifel 60 und 62 
bes Abſchnitts IX völlig illuſoriſch und bie Aufftelung bes MilitärsEtats 
zu einer bloßen, ber materiellen Prüfung bes Parlaments entzogenen Gals 
culatur⸗Arbeit. 

4) Die Feſtſtellung einer Friedens-Präſenzſtärke des Bundesheeres zu 
einem beſtimmten Procentſatze ber Bevölkerung eignet ſich überhaupt nicht zur 
Aufnahme in eine Berfaffung. Sie entzieht in Verbindung mit ber auf: 
gelegten Zahlung von 225 Thle. pro Kopf an bie Bunbesfaffe bem Bar 
lamente bie beim preußijhen Abgeorbnetenhaufe zuftehenden Rechte ber Mit 
wirkung bei Feſtſetzung bes MilitärsEtats. Diefe Zahlung wäre felbft in 
ber urjprünglih angenommenen Belhränfung auf vier Jahre (bis Ende 
1871) nicht gerechtfertigt geweien, fie ift aber durch ben bei ber Schluß: 
berathung auf Andrängen ber Bunbesregierungen zu Art. 62 Al. 3—5 ge: 
machten Zufaß, der Bundesverwaltung materiell für immer ficher geftellt, und 
nur in ber Form ift ein jcheinbarer, in ber That wirfungslofer Einflang 
mit bem verfaffungsmäßigen Budgetrecht erzielt, 

5) Während die definitive Teftftellung ber Bunbesheeres:Organifation und 
ber Bundesheeres:Gefeßgebung nicht in die Verfaſſung, fonbern zur Beſchluß⸗ 
faffung bes erften Reichstages bes Bundes gehört haben würbe, ift dennoch 
ohne gehörige Prüfung ber feltberigen Streltpunfte bie Dienjtzeit im ſtehenden 
Heere auf fieben Jahre verlängert worden und dadurch eine Verpflichtung 
von höchſter Wichtigkeit für bie ganze Bevölkerung im Wiberfprucde mit bem 
geltenden Geſetze, weldes nur fünfjährige Dienftzeit im ftehenden Heere 
kennt, fogar zu einer verfafjungsmäßigen erhoben. 

6) Wenngleich das allgemeine birecte Wahlreht bem preußifchen Drei: 
klaſſen⸗Wahlſyſteme vorzuziehen ift, jo fiihrt doch die Tebiglih auf Anbringen 
ber Bunbdesregierungen befchloffene Streihung ber Diäten inbirect einen 
Genfus der Wählbarfeit herbei, welcher ber preußifchen Verfafjung unbekannt 
ift und bie Zufammenfegung wie bie Wirkſamkeit bes Neichstages in einem 
hoben Grabe beeinträchtigen wirb. 

7) Die Bunbesverfafjung verleiht ben Angehörigen ber Bunbesftaaten 
feine Grundrechte mit Ausnahme bes ſehr beichränften „Indigenats“ (Art, 3). 
Sie läßt die Grundrechte ber preußiſchen Berfaffung beftehen, gefährbet fie 
aber im Einzelnen (Art. 7, 92 der preußiichen Berfafjung) und im Allge— 
meinen durch bie Art und Meile, wie BVerfaffungsftreitigkeiten durch ben 
Bunbesrath und Reichstag geichlichtet und entſchieden werben follen (Art. 76, 
77 ber Bunbdesverfafjung). Sie jegt dadurch aud andere verfafjungsmäßige 
Rechte des preußiichen Volkes in Gefahr. 

8) Die Bundesverfaffung kennt weber ben Berfaffungseidb bes Könige, 
noch ben ber Beamten und Bolfsvertreter, und entbehrt dadurch eines weſent⸗ 
lichen im ber preußiſchen Verfaſſung beflebenden Schutzes. 
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In Erwägung, baß eine jo mangelhafte, die Volksrechte beſchränkende 
und gelährbende Bunbesverfaffung für eine weitere Ausbildung im Sinne 
freiheitliher Entwidelung feine Ausſicht gewährt; dab vielmehr das Neben: 
einanberbeftehen zweier Verfaffungen und Volkovertretungen das verfaſſungs⸗ 
mäßige Leben in Preußen zu beeinträchtigen und ben befonders im Gemeinde: 
wejen jo nothwendigen Ausbau ber preußiiden Berfafjung in weite Ferne 
zurüdzubrängen brobt, daß alle biefe Opfer an Volksrechten bie Einigung 
Deutihlands eher hindern als fördern; daß bie einheitliche militärifche Macht 
nah außen bin durch bie abgefchloffenen Militär-Eonventionen und Bündniſſe 
für die nächſte Zukunft gefichert if; daß kein Hinderniß entgegenfteht, um 
ben jet mißlungenen Berjud ber Gründung eines Bundesflaates von Neuem 
aufzunehmen; 

aus biefen Gründen erflärt bas Haus ber Abgeorbneten, baf 
es dem vorgelegten Entwurje der Verfaſſung des norbdeutichen Bundes feine 
Buftimmung nicht geben kann, und forbert bie Föniglihe Staats-Regierung 
auf, die anderweitige Regelung ber deutſchen Berfaljungs-Angelegenbeit im 
Sinne ber oben aufgejtellten Grundſätze alsbald in Angriff zu nehmen.“ 

Bufakantrag v. Bodum:Dolffs: in bie Berfündigungsformel 
nad ber Erwähnung bes Jahdegebiets einzufchieben „und auch einſchließlich des 
Herzogthums Lauenburg”. 

Bei der Abftimmung wird der Aufagantrag v. Bodum-Dolffs 
ohne Zählung, der Rejolutionsantrag der Tortfchrittspartei gegen 
77 Stimmen abgelehnt und bagegen bie norbbeutihe Bundesver⸗ 
faffung in erfter Lefung mit 226 gegen 91 Stimmen angenommen. 


T. Mai, (Preußen). Luremburgifhe Trage: Zufammentritt der Lon- 


8. 


9. 


doner Eonferenz der Großmächte, zu denen auf feinen Wunſch auch 
Stalien beigezogen wirb. 


(Zollverein). Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Ba— 

ben, Heflen, die Staaten bes thüringiigen Zoll» und SHanbels- 
vereins, Braunfhweig und Oldenburg ſchließen eine Uebereintunft 
ab behufs Aufhebung des Salzmonopols und Erſetzung befjelben 
durch eine Abgabe, die mit dem 1. Januar 1868 eintreten joll. 
In dem bießfälligen Schlußprotofoll wird ausdrücklich ausgeſprochen, 
daß ber Vollzug der Uebereinkunft an die beftimmte Vorausſetzung 
gelnüpft fei, daß zuvor ber Fortbeſtand des Zollvereins auf bauernder 
Grundlage ficher geftellt werde. 
v„ (Preußen). Der preuß. Geſandte in Kopenhagen notifizirt 
dem dänifhen Cabinet ben Abſchluß des Prager Friebens und bie 
barin enthaltene Bejtimmung über Nordſchleswig, woburd bie Unter- 
bandlungen über Ausführung berfelben eingeleitet werben. 


v»„ Preußen) Abg.Haus: Interpellation des Abg. Aßmann an 
bie Staatsregierung über die Verſetzung bes hannoverſchen Ober: 
gerichts-Vice-Directors Oberg als Vicepräfident an das App.-Gericht 
zu Ratibor, obgleich biejelbe dem Sinn wie bem Wortlaut bes 
Geſetzes widerſpricht und bie Ermädtigung zu ſolchen Berjegungen 
vom Haufe am 5. Febr. dem Auftizminifter ausbrüdlich verweigert 
worben war, Antwort des Juſtizminiſters Grafen zur Lippe. Der 
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Abs. Simfon bezeichnet dieſe Antwort nit nur als überraſchend, 
ſondern gerabezu als unerhört. 


Juftizminifter: Es war nöthig geworben, nachdem bie Herren auf 
biefer Seite (zur Linken) bie bargebotene Hanb zurüdgemwielen haben. Nach: 
bem von Preußen aus Yuftizbeamte nach Hannover verfeßt worben, ba lag 
es in ber allergewöhnlichſten Billigfeit, auch ben Herren in Hannover, bie 
vieleicht darunter zu leiden hatten, eine Gompenfation bafür zu gewähren, 
um nicht bie Unzufriedenheit in Hannover zu vermehren, bie dadurch erregt 
werben mußte, baß ber deßhalb eingebrachte Gejegesentwurf verworfen worben 
war. .. Ich beflage es nochmals, baß das Gefek nicht zu Stande gefommen 
ift und ich kann es ben Herren nur zur Erwägung geben, daß, wenn bie 
legisfativen Factoren bie Regierung bei Erlaß von Geſetzen biefer Art, bie 
notwendig und bringlid find, im Stiche laſſen, die vollziehende Gewalt 
dann die Lüden ausfüllen muß. Abg. Simfon. Wenn unfere Berfaffung 
fagt: „Zu einem Gefege gehört die Auflimmung ber drei Factoren“, jo kann 
man body nicht jagen: Die Zuflimmung ber drei Factoren ober bie Ueber» 
zeugung bes einen, baf bie beiden andern ſich irren!? (Heiterfeit.) Hier 
wird bie von une auf einem einzelmen beſchränkten Gebiete glüdlich be: 
grabene Lückentheorie mit einer Ausdehnung und Bolftändigfeit zu Markte 
er bie, wenn fie bie Anerkennung bed Landes finden follte, uns über 

ubget:, Finanze,, Militärs und ale anderen Fragen mit einem einzigen 
Schritte hinwegheben würde. Das ift ein Loch, durch welches mit Bequem- 
lichkeit bie ganze Berfaffung bineingeftoßen werben kann. 


In Folge der Antwort des Juſtizminiſters bringt Amann mit 
Unterftügung von 144 Gen. fofort den Antrag ein, zu erklären 
„daß die Mafregel des Auftizminiftere das Geſetz und bie Ber- 
faffung verleßt habe”. — Das Haus nimmt darauf faft einftimmig 
und unter Zuftimmung der Regierung ben Antrag Lasfers auf 
Aufhebung bes Zinsfußes aud bei Hypothefar-Darlehen an (dagegen 
nur ein Theil ber äußerften Rechten). 


9. Mai. (Coburg: Gotha). Der gemeinihaftlihe Landtag genehmigt 


10. 


11. 


13, 


einjtimmig die Verfaffung des norbbeutihen Bundes. Ein vom Co— 
burger Abg. Schmibt und Gen. geftellter Antrag auf Vereinigung 
beider Herzogthümer wird, nachdem bie VBerfaffungscommiffion den 
Antrag auf Tagesorbnung beihloffen, von ihm mit dem Bemerken 
zurüdgezogen, daß im Schooße biefer Commilfion weitergehende, 
bas Aufgehen in Preußen bezweckende Vorlagen verlangt worben feien. 


v» (Preußen) ſchickt als Militärbevollmädtigte nah Bayern ben 
©enerallieut. v. Hartmann, nad) Württemberg ben Gen. v. Obernig, 
nah Baden ben Gen. v. Beer. 


» Breußen). Luremburgifhe Frage: Londoner Conferenz — 
Definitive Regelung ber Trage: bie Preußen räumen bie Feſtung 
und das Land wird für neutral erflärt unter ber Collectivgarantie 
ſämmtlicher Großmächte. (Die Ratificationen bed Vertrags werben 
am 31. Mai in London ausgewechjelt.) 


» (Breußen: Hannover). Im oftfriefifhen Provinziallanbtage er: 
klären fih die 1. und 2. Curie (Bürger und Bauern) für eine 
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Hulbigungsabreffe an den König von Preußen, bie 1. Curie (Adel) 
gegen eine folche, 

13. Mai. (Preußen: Kurhefin). Eine tgl. Verordnung octroyirt bem 
Lande ein, von ihm ſchon längſt gewünfchtes und mieberholt vom 
Kurfürften verlangtes, von biejem aber niemals zugeftandenes Ber: 
koppelungsgeſetz. 

(Preußen: Lauenburg). Der Landtag nimmt bie norddeutſche 
Bunbesverfaffung mit 11 gegen 5 Stimmen an. Eine im Lande 
circulirende Petition für Aufhebung ber Perfonalunion und Einver: 
leibung bes Landes in Preußen wird von ben Feubalen zur Sprade 
gebracht und als „Ianbesverrätherifh” und „lächerlich“ bezeichnet. 


14. „ (Weimar). Der Landtag genehmigt bie finanziellen Vorlagen ber 
Regierung (Erhöhung der Sporteln ꝛc.) und bejchließt mit großer 
Mehrheit: „die Regierung wolle für ben nächſten Finanzetat in 
jorgfältige Erwägung ziehen, welde Erfparniffe in ben Staats: 
ausgaben zu machen find und babet auch eine Vereinfahung ber 
beitehenden Organifation des Staatsbienftes ind Auge faflen.“ 
Aehnliche Wünſche machen fi um biefelbe Zeit mit Rüdficht auf 
bie neuen ſchweren Laften bes norbdeutfhen Bundes faft in allen 
Kleinftaaten besfelben dringend laut. 


—  . (Breußen und Lübeck). Abſchluß einer Militär: Convention. 
16. „ (Breußen: Frankfurt), Der Senat ſowohl als das 5ier Eolleg 


lehnen die Vorichläge der Regierung bez. Ausſcheidung von Staats: 
und Stabtgut ab. 


»  " (Hamburg). Die Bürgerfhaft beſchließt mit großer Mehrheit, 
ber Senat möge bei Eintritt Medlenburgs und ber Elbherzogthümer 
in ben Zollverein fchleunigs dafür Sorge tragen, daß bas Gebiet 
bes Freihafens fo eng mie möglich begrenzt werbe, bamit es ben 
mit jenen Länbern in Berbindung ftehenden Induſtriellen möglich 
fei, ihr Geſchäft durch Verlegung ihrer Lager, Fabriken x. inner: 
halb ber Zollgrenze auf Hamburger Gebiet fortzuführen. 

20, „» Breufen: Hannover). Zahlreiche Verhaftungen in Folge ber 
Abfaffung eines Curiers aus Hietzing. Es zeigt fich, ba die ganze 
Provinz in Diftricte eingetheilt war, um bie Anmwerbungen für eine 
welfiihe Legion bezirksweiſe unter ehemaligen hannover'ſchen Offi— 
zieren vornehmen zu können. Eine Anzahl biefer Werber und An: 
geworbenen flüchtet nah Holland. 


v»  » (Breußen: Schleswig.Holftein). In Folge allerb. Ordre v. 4. 
d. M. werben 26 Baftoren in Norbichleswig, melde theils fich ge: 
weigert haben, die Fürbitte für ben Landesherrn in das allgemeine 
Kirchengebet aufzunehmen, theild ben vorgefchriebenen Dienfteib ab— 
zuleiften, von ber kgl. Regierung für Schleswig ihrer Aemter ohne 
Auſpruch auf Penſion entlafien. 
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20, Mai. (Sadfen). Die Preußen beginnen Sachſen, ausgenommen 


21. 


den Köntgsftein, Leipzig und Baußen, zu räumen. 


„ (DBeimar) Der Landtag nimmt die Berfaffung bes nord⸗ 
beutihen Bundes einftimmig an. 


» (Preußen und Coburg-Gotha). Preußen ſchließt mit Coburg: 
Gotha einen Vertrag behufs Uebernahme des bisher vom Fürften 
v. Thurn und Taris verwalteten Poftivefens: 


„Art. 1. Die gefammte Verwaltung bes Poſſweſens und Ausübung bes 
Poftregals in ben Herzogthiimern Koburg und Gotha nebft allen den Poften 
bes Landes in ihrer Eigenſchaft als Staatspoften zufommenben Rechten geht, 
unbejchabet ber Hoheitsrechte Sr. Hoheit bes Herzogs, mit bem 1. Juli 1867 
nah Maßgabe ber in den folgenden Artikeln feitgejeßten Beftimmungen für 
alle Zeiten auf Preußen über. Art. 2 ff. Die Verwaltung und ber Betrieb 
bes Poſtweſens werben nad ben in Preußen über das Poſtweſen jeweilig 
geltenden gefeglichen Beftimmungen, reglementarifchen Feitfegungen, abmini: 
ftrativen Anordnungen unb von Preußen abgeichlofjenen internationalen Ver: 
trägen ſelbſtſtändig eingerichtet und geführt. Die gedachten Normen werben, 
foweit dabei bie BVerhältniffe bes Publifums in Betradt fommen, behufs 
ihrer Publikation, beziehungsweife zur verfaffungsmäßigen Erledigung, ber 
berzoglichen Regierung mitgetheilt. Der Verkehr zwiſchen ben Poftanftalten 
in den Herzogthümern und allen übrigen unter. preußifcher Verwaltung 
ſtehenden Poftanftalten wird als interner preußifcher Poſtverkehr behanbelt. 
Die nad ben preußiichen Poftverwaltungsgrundjägen fattfindenden Berkehres 
erleihterungen jollen dem Poſtweſen in ben Herzogthümern in bemielben 
Umfange zugewenbet werben, wie ſolches innerhalb bes Königreichs Preußen 
geihieht. Die Poftanftalten in den Herzoathümern werben ausfchließlid mit 
ben Anfignien und Emblemen bes preußifchen Poſtweſens verfehen; bie Be— 
amten tragen bie preußijche Dienitkleibung, jedoch, joweit fie berzogliche 
Unterthanen find, mit ber berzogliden Cocarde; an ben Poſtanſtalten wird 
ber preußifche Adler, ihm zur Rechten das fürftlihe Wappen, letzteres jedoch 
ohne Beiſchrift, angeheftet. Die Beamten 2c. werben durch bie preußifche 
Verwaltung ernannt unb beftellt, und leiſten ber königlich preußifchen Mes 
gierung ben Dienfteid. Vorzugsweiſe Berüdfichtigung der Landesangehörigen 
bei der Wahl ber Beamten, ſoweit e8 mit bem Intereſſe bes —B 
vereinbar; thunlichſte Berückſichtigung etwaiger Wünſche der herzoglichen Nes 
gierung bei Beſetzung der Vorſteherſtellen der Poſtämter. Den Landesange⸗ 
hörigen ſteht bie dienſtliche Laufbahn bei dem geſammten preußiſchen Poſt⸗ 
weſen offen; bei Anſtellung im preußiſchen eos a ift jeboch zuvorige 
Entlaffung aus dem herzoglichen Unterthanenverband erforberlih. Auf alle 
bieje Beamten find bie für bie föniglihen Poſtbeamten ꝛc. geltenden Geſetze 
und Vorſchriften binfichtlih der Gautionen, der Penfionirung und ber Theils 
nahme an ber preußiichen Wittwenfaffe anwendbar; ebenfo die im Fäniglichen 
Noftdienft beftehenden Vorfchriiten über bie Disciplin und bie Disciplinars 
gerichtsbarfeit. Die Vortofreiheiten wie in Preußen; jedoch findet eine Bes 
freiung vom Porto im Parteiſachen nicht ſtatt. Als Entfhäbigung für ben 
von Thurn und Taris gezahlten Canon zahlt Preußen bie dem Betrag jenes 
Canons gleihfommenben Summen, unb zwar wegen bes Herzogthums Co— 
burg 1200 Gulden und wegen bes Herzogtbums Gotha 2775 Thlr. Das 
Averfum für bie vollſtändige Ehanffeegeldfreiheit im Herzogthum Gotha bes 
trägt die Summe von 400 Thalern, vierteljährlich postnumerando zu zahlen. 
Mit weiteren Laften oder Abgaben kann bie Ausübung des Poftregals nicht 
beihwert werden. Art. 9 und 14 betreffen die poftaliihe Benutzung ber 
Eijenbahnen. Für die Ueberweilung der bie Benupung des in ben Herzog: 


120 


Yrenßen und Der norddentfhe Eund. 


thümern Coburg und Gotha beitehenden Eifenbahnen für Poſtzwecke betreffen⸗ 
ben Rechte zahlt Preußen für alle Zeiten vom 1. Zuli ab in Quartalvaten 
postnumerando 6250 Thlr. an bie herzogl. Staatsfaffen in Gotha." Ari. 
15 Jautet: „Es bleibt vorbehalten, bie Beltimmungen bes gegenwärtigen 
Bertrags ben Berhältniffen entſprechend zu ändern, welche fi in Folge der 
durch die Verfafjung ober bie Geſetze bes norbbeutfchen Bunbes zu treffenden 
Feffeßungen über bie Verwendung der Pofteinnahinen ergeben werben." 
Ein biefelbe Kraft und Gültigkeit wie ber Vertrag beſitzendes Schlußprotofoll 
enthält noch mehrere Vereinbarungen, welche bie Iocalen Berfehrsintereflen 
und bie bisherigen Verkehrsverhältniſſe thunlichft berüdfichtigen: fo in Betreff 
ber Dienfibezüge ber dbermaligen Poflbeamten zc. 


Aehnliche Verträge jchließt Preußen nad und nach auch mit ben 
übrigen Kleinftaaten, in benen Thurn und Zaris bisher das Pofl- 
weien befaß, ab. Diefelben find in allen weſentlichen Beſtimmungen 
gleichlautend. 


22. Mai. (Weimar). Der Landtag lehnt den Antrag auf „eine ber gegen: 


wärtigen Finanzlage des Großherzogthums entiprechende" Ermäßi- 
gung der Domänenrente bes Großherzogs mit 18 gegen 11 Stimmen 
ab, nachdem ber Staatsminifter v. Watzdorf erflärt hatte, er müßte 
unbebingt dem Großherzog abrathen, auf ben Antrag einzugehen. 
„n (Preußen). Eine f. Verordnung beftimmt das Kammergericht 
zum GStaatsgerichtshof für die neuen Landestheile. 


„ (Divenburg). Der Landtag nimmt die Verfafjung bes norb- 
beutihen Bundes mit 45 gegen 3 Stimmen an. 


„ (Zollverein). Preußen ladet bie fübdeutfchen Staaten zu 
Berhandlungen über die Reorganifation des Zollvereins ein. 


„» Preußen). Abg.-haus: Der am 9. Mai vom bg. Amann 
und 144 Gen. in Folge bes Falls Oberg geftellte Antrag wird 
nad lebhafter Debatte auf den Antrag ber Referenten v. Karborff 
(Freiconfervativ) und Schulge (Fortichrittspartei) mit 171 gegen 
75 Stimmen angenommen, nachdem ein DVermittlungsantrag von 
Hautſcheck mit 172 gegen 96 Stimmen verworfen mworben war. 


v» (Breußen: Schleswig-Holftein). Eine Verordnung der Regierung 
regelt bie Maßnahmen gegen die nad) Dänemark übergetretenen 
Militärpflichtigen: 

Demnah können in Webereinftimmung mit alen übrigen Einwohnern 
auch Militärpflichtige fich für die Meberfiedelung nady Dänemark entfheiden, 
jebodh nur bis zu dem Augenblide, in welchem jie in Dienft geftellt werben, 
b. 5. bie preußifche Uniform anlegen müfjen. Sobald bie Betreffenben eine 
beifallfige Erflärung abgegeben haben, werben fie jedoch unverzüglich aus— 
gewiefen. Diejenigen Wehrpflichtigen, welche ſich nicht bei ber Erſatz⸗ Com⸗ 
miffion gemeldet haben, und diejenigen Refervemannjchaften unb Landwehr⸗ 
männer, welde fi unter militärifcher Gontrole befinden, können noch nad: 
träglich ihren Uebertritt nach Dänemark anmelden, allein fie find alsbann 
ohne Aufſchub über die Grenze zu transportiren. Nach der Einftellung zum 
Dienfte ober bei eintretender Mobilifirung ift eine entfprechende Erflärung 
nicht länger ſtatthaft. Alle Webrpflichtigen, welche bereits früher ihr Aus: 
ſchriden aus dem bieffeitigen Staatsverband angezeigt haben, müſſen zu einem 
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verlängerten Aufenthalt bie Erlaubnig nachſuchen. Alle Berfonen unter ihnen 
hingegen, welche buch ihr Benehmen im Lande, db. 5. durch Aufreizungen 
und Agitationen, zu Klagen und Beſchwerden Anlap gegeben hoben, können 
feine Erlaubniß zu einem verlängerten Aufenthalt erwirfen. Der Art. XIX 
bed Prager Friedensvertrages, welcher das Recht zur Ueberfiebelung nach 
Dänemark „mit Familie” behandelt, fol ftricte interpretirt und in Aus: 
führung gebracht werben. Die Erflärungen binfichtli bes Ausſcheidens aus 
bem Staatsverbande müſſen daher zugleih im Namen ber Familien ab» 
gegeben werben. Endlich ift bie Wiederaufnahme von Uebergetretenen, welche 
in Dänemark bilfsbebürftig geworben und verarmt find, auf das Beflimmtefte 
zu verweigern. — Das Formular, welches für die polizeilichen Ausweifungss 
beiehle an die Familien ber entflohenen nordſchleswig'ſchen Wehrpflichtigen 
mahgebend ift, Tautet folgender Mafen: „N. N. ift laut abgegebener Er: 
flärung nah Dänemark ausgewandert. Die Gattin des N. N, in.... 
ift heute ausgewiejen und ihr eröffnet worben, baß fie transportirt werben 
wird, wenn fie nicht binnen acht Tagen. fortgezogen ift.” 


30.— 31. Mai. (Preußen). Ankunft bes Kaifers von Rußland in 
Potsdam auf dem Wege zur Weltausftellung in Paris. 


31. Mai. (Preußen). Abg.-Haus: Zweite Lejung ber norbbeutichen 
Bunbesverfaflung. Der Refolutionsantrag der Fortſchrittspartei gegen 
biejelbe wird wiederum gejtellt und wiederum verworfen und bie 
Vorlage mit 227 gegen 93 Stimmen endgültig angenommen. 


— u (Breußen). Eine fol. Sabinetsordre über die Entlafjung der 
Referven beftimmt, daß „von ben Truppen fo viel Mannjchaften 
auf Königsurlaub nad zweijähriger und theilmeife fogar nach noch 
fürzerer Dienftzeit entlaffen werden follen, als zur Einftellung ber 
regelmäßigen Refrutenzahl nothwendig erjcheint.” 


1. Juni. (Medienburg). Feierliche Eröffnung des auferorbentlichen 
Landtags durch ben Großherzog in Perfon. Thronrede besjelben: 
„Dank erniter Arbeit und allfeitiger Mäßigung ift bas vorgeitedte Ziel 
erreicht worden, und joll bie von ben Regierungen mit bem Reichstag feft: 
geftelte Verfafjung nunmehr durd die Mitwirkung der Einzel:?andtage zum 
Abſchluß gebracht werden. Zu biefem Zmed habe ich Sie, dem von Ahnen 
gemachten Vorbehalt entjpredhend, heute bier wieberum verfammelt, und ver: 
traue dem ftets bewährten Patriotismus Meiner getreuen Stände, daß bie- 
jelben bereit fein werben auch ihrerfeitS zum ungefäumten Inslebentreten 
bes nationalen Werts entichloffen mitzuwirken. Ich ermächtige nunmehr 
Meine Landtags: Commifjarien, Meine Propofition zu Ihrer Kenntniß zu 
bringen.” 

Die Iandesherrliden Propofitionen empfehlen ebenfalls dringend 
bie Annahme; die ſtändiſchen Wünfche Hätten allerdings nicht in 
allen Punkten Berüdfichtigung gefunden, aber die DVerfaffung im 
Ganzen fei annehmbar; fie biete namentlih Schuß gegen Außen 
und gegen beftructive Tendenzen im Innern. In der Schwerin'ſchen 
Propofition heißt es in dieſer Beziehung: 

„Mit voller Beftimmtheit wollen übrigens Se. kgl. Hoheit ben verſam⸗ 
meiten Ständen bie Verfiherung ertheilt wiſſen, baf zur Erreihung aller 
berjenigen ftändifchen Defiberien, beren Verwirklichung Allerhöchſtdieſelben im 
Intereſſe des großen gemeinjfamen wie des engeren Baterlanbes als wünſchens⸗ 
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wertb anerkennen zu müfjen geglaubt haben, Ihrerſeits Alles geſchehen iſt, 
was möglich war, und daß, wenn Sie gleichwohl in manchen Runften nach— 
geben mußten, Sie nichtsdeſtoweniger in der Verfaſſung des norddeutſchen 
Bundes, wie ſie vorliegt, ein Werk erblicken, welches die im öffentlichen 
Rechte Deutichlande durch die Auflöſung bes früheren beutjchen Bunbes ent⸗ 
ftandene Lücke ausfüllend, bie Hoffnung ber Nation begründet, baß bie neue 
Rechtsordnung von ber flarfen Hand Sr. Maj. bes Königs von Preußen - 
weile gehandhabt, zu einem Eräftigen Schuß zunächſt nach Außen, zugleich 
aber auch gegen die inneren Gefahren, womit bie beftructiven Zeitſtrömungen 
alle wahre Freiheit bedrohen, fich entwideln, und mit bauerndem Erfolge 
auch ben materiellen Intereffen ber einzelnen Staaten zur Pflege und För⸗ 
berung gereichen wird.“ 

Mit 78 gegen 61 Stimmen wird beſchloſſen, die Vorlagen nicht 


an eine Commijfion zu verweilen, fondern im Plenum zu berathen. 


1. Juni. (Preußen). Das Herrenhaus ertheilt ber neuen Verfaſſung 


— 


bes norbbeutihen Bundes einftimmig feine verfafjungsmäßige Zu: 
ſtimmung. 

» (Preußen). Ein hannover'ſcher Amtsgerichtsaſſeſſor wird vorm 
Suftizminiiter Graf zur Lippe mit der „Verwaltung“ einer Kreis: 
richterjtelle in ‘Preußen beauftragt. 

er (Preußen: Schleswig:Holftein). Der Senat von Altona erflärt 
fi gegen eine Freihafenftellung der Stabt und für den Eintritt bers 
felben in den Zollverein. 


2.—4. Juni. (Medlenburg). Debatten über Annahme oder Ableh- 


nung der Verſaſſung des norbdeutfchen Bundes. Diefelbe wird 
Ihließlih mit 106 gegen 16 Stimmen angenommen. in Antrag 
auf Einleitung ber nöthigen Schritte, damit auch Medlenburg eine 
ben übrigen Staaten bes norbbeutichen Bundes analoge conftitutio- 
nelle Verfaflung erhalte, wird „auf fi beruhen” gelaffen, d. h. 
abgelehnt, worauf der Antragfteller bemerkt, es fei ihm bas gleiche 
gültig, da er ber zuverſichtlichen Hoffnung lebe, daß, wie es bem 
beutichen Bunbestage bereits gefchehen, fo auch über ben mecklen— 
burgiihen Landtag bie Geſchichte demnächſt troß ber ne na 
heit zur Tagesordnung übergehen werde. 


3. Juni. (Preußen: Frankfurt). Die Regierung octroyirt der Stadt 


die preuß. Schladt: und Mahlſteuer. 


3.—4. Juni. (Zollverein). Minijterconferenz in Berlin. Abſchluß | 


eines Präliminarvertrags behufs Erneuerung bes Zollvereins im An: 
Ihluß an den norbbeutihen Bund. Die fübdeutihen Staaten ratis 
ficiven benjelben, zulegt nach einigem Zögern Bayern (ſ. Süddeutſchl.). 


4. Juni. (Sachſen.) Der bisherige Obercommanbant ber preußijchen 


5. 


Truppen in Sachſen, General dv. Bonin, verläßt Dresben. 
» (Preußen: Hannover). In Folge der Eingabe der bannen. 
Reihstagsmitglieber ftellt die officiöfe Prov.-Correip. Die Zuziehung 
hannover'ſcher Bertrauensmänner für „weitere Dectroyirungen im | 
Ausſicht. 
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6.—14. Juni. (Preußen). Der König befuht in Begleitung bes 


Grafen Bismard den Kaifer Napoleon und die Barifer Weltausftellung. 


6. Juni. (Preußen). Der erfte Civil-Senat bes Obertribunals als 


11, 


13. 


Disciplinargerichtöhof hebt, auf Berufung des Ober: Staatsanwalts, 
ben auf Grund bes Art. 84 ber Verfaffung freiſprechenden Beſchluß 
bes Disciplinargerichtes erjter Inftanz wegen einer vom Abgeorbneten 
Stabtgerichtsrath Tweſten im Abg.Hauſe gemachten Neußerung auf, 
berweist bie Sache zur nähern thatjädjlihen Prüfung an das Dis: 
ciplinargericht erjter Inſtanz zurüd und ftellt dabei als Rechts: 
grundſatz auf: „Ein Landtagsmitglied kann wegen ber im betreffenden 
Hauje geäußerten Berläumbung nicht bloß ftrafrechtlich, fondern auch 
bisciplinarifch verfolgt werben.” 


„ (Walded). Landtag: Die Regierung legt demfelben bie Ver: 
fafjung des norbdeutfhen Bundes und in geheimer Situng auch ben 
Entwurf eines mit Preußen abzufchließenden „Neceffionsvertrags” vor. 


„» (Breußen). Die national=liberale Partei erläßt ein von ben 
hervorragendſten Mitgliedern berfelben aus ben neuen wie aus ben 
alten Provinzen unterzeichnetes Programm: 


n + . . Uns befeelt und vereinigt ber Gedanke, daß bie nationale Einheit 
nicht ohne bie volle Befriedigung ber liberalen Anfprüche bes Bolfes erreicht 
und bauernb erhalten, und daß ohne die thatkräftige und treibende Macht 
ber nationalen Einheit ber Freiheiteſinn bes Volkes nicht befriebigt werben 
fann. Deßhalb Hit unfer Wahlſpruch: Der deutfhe Staat und bie beutfche 
Freiheit müfjen gleichzeitig und mit benjelben Mitteln errungen werben, 
Die Einigung des ganzen Deutjchlands unter einer und berfelben Verfaflung 
iſt uns die höchfte Aufgabe ber Gegenwart. Einen monardifchen Bundes» 
ftaat mit den Bedingungen bes conftitutionellen Rechtes in Einffang zu 
bringen, ift eine fchwere Aufgabe; bie Verfafjung des norddeutſchen Bunbes 
bat fie weder vollftändig im Umfange, noch in endgültig befriebigender Weife 
gelöst. Aber wir betrachten das neue Werk als dem erfien unentbehrlihen 
Schritt auf der Bahn zu beim in Freiheit und Macht gefeftigten deutfchen 
Staate. Der Beitritt Südbeutfhlande, welchen bie Verfaffung offen hält, 
muß mit allen Kräften und bdringlich beförbert werben, aber unter keinen 
Umftänden darf er die einheitliche Gentralgewalt in Frage flellen ober ſchwächen. 
Mie unfere Partei im Entftehen zu beſſern bemüht war, fo wird fie ununters 
brochen und fchon im nächſten Reichstage darauf hinarbeiten, die Verfaſſung 
in fi) auszubauen. Im Parlament erbliden wir die Vereinigung ber lebendig 
wirkenden Kräfte der Nation, Das allgemeine, gleiche, directe und geheime 
Wahlrecht ift unter unferer Mitwirkung zur Grundlage des öffentlichen 
Lebens gemacht. Wir verhehlen ung nicht die Gefahren, welche es mit ſich 
bringt, jo lange Preßfreiheit, Verſammlungs- und Vereinsrecht polizeili 
verfümmert find, die Volkoſchule unter lähmenden Regulativen fteht, bie 
Wahlen bureaufratiichen Einwirkungen unterworfen find, zumal ba bie Vers 
fagung ber Diäten die Wählbarkeit beſchränkt. Aber da die Garantien nicht 
zu erreichen waren, haben bie Gefahren uns nicht abgefchredt. Mir find 
entichloffen, bie Bundescompetenz zu befeftinen und über alle gemeinjamen 
Angelegenheiten auszubehnen. Als Ziel ſchwebt uns vor, daß bie parlamen— 
tariichen Funktionen des Staates möglihft vollftändig in den Meichstag ver: 
legt werden. Nah bem Beiipiele ber preußiſchen Verfaſſung baben bie 
entjprechenden Unvollfommengeiten in bie Reichsverfaſſung Eingang gefunden. 
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Auf beiden Gebieten find nunmehr gleichzeitig und regelmäßig die weicht: 
lihen Forberungen zu erfireben, welche bie allein fichere (Srundlage bes 
öffentlichen echtes gewähren. Namentlihd und vor Allem ift das Budget: 
seht zu vervollfländigen, damit ber Wolfsvertretung ber volle Einfluß auf 
bie Staatsgeſchäfte zufalle. Nicht minder dringend find Geſetze, welde eine 
wirffame Verantwortlichkeit für bie Minifter und alle Beamten berbeiführen, 
auf der juriftlichen Grundlage, daß Jedermann für feine Hanblungen eins 
zuſtehen habe. Im Bunde ift überdieß für eine vollftändigere Repräfentation 
ber verantwortlichen Träger ber Megierungsgewalt zu forgen, und ihr Ber: 
hältniß zu den Regierungen ber Einzelftaaten zu Hären, Mir fchulden den 
neuen Provinzen, welche in Juſtiz und Verwaltung mancher Vorzüge fich 
erfreuen, ben Schuß dieſer Anftitutionen, bie unmoͤglich durch mangelhafte 
altpreußiiche Einrichtungen erjeßt werben dürfen. Die Gleichmäßigkeit ift 
vielmehr zu bewirken, indem wir ihnen folgen, wo fie uns voran finb. 
Dem ganzen Deutihland ſchuldet Preußen das qute Beifpiel in Gefeß und 
Verwaltung, foweit beide den Einzeinftaaten vorbehalten find, denn die Zu— 
kunft des gefammten Baterlandes hängt von diefem Beilpiele ab. Nach wie 
vor verlangen wir die Ausjührung ber in ber Verfaſſung verheißenen Gefeke 
und bie Reiorm bes Herrenhaufes als Vorbebingung aller Reformen. Für 
bie Ehre und Machtſtellung bes Vaterlandes werben wir ferner in gleihem 
Einne handeln, doc fpornen bie Laften ber chroniſchen Kriegsbereitichaft uns 
an, die neuen Zuftände in Deutfchland ſchnell zu befeftigen, um bald, jedens 
falls nicht fpäter al® mit dem Ende des Proviſoriums, zu ber fo noth— 
wendigen Sparfamfeit eines wirklichen Militär» Friedensetats zu gelangen. 
Inzwiihen muß die in ber Neichsverfaffung zugeficherte Verkürzung ber 
Kriegsdienftpfliht bis zum vollendeten 32. Yebensjahre fchnell verwirklicht 
und auf jede mögliche andere Entlaftung bingewirft werben.“ 


15, Juni. (Preußen) Die Mitglieder der NReichsmwahlbezirfe bei ben 


18, 


legten Reihstagswahlen in Berlin und bie Mitglieder bes Vorſtandes 
ber Fortſchrittspartei befchließen einen „Wahlverein ber deutſchen 
Hortichrittspartei” zu gründen und verftändigen fich vorläufig über 
Statuten, nad) denen 
„bie beutfche Fortfchrittspartei bei ben Grundſätzen und in ber Verfolgung 
ber Aufgaben, welche ihr Programm vom 9. Juni 1861 aufgeftelt hat, be— 
barrt und in Bezug auf bie Reform ber Berfafjung bed norddeutſchen Bundes 
bie Aufgaben ber ‘Partei in bem bei der Verhandlung über biefe Verfaſſung 
Aue van geftellien Anträge Waldeck-Hoverbeck-Virchow vorgezeichnet 
net.“ ; 
Eine von den National: Liberalen vorgeichlagene Verftänbigung 
beider Parteien bezüglih der Wahlen wird von ber Fortichritts: 
partei abgelehnt. 
„ (Breußen) verlangt burd eine Note feines Geſandten in Kopen: 
hagen von der däniſchen Regierung beftimmte Erklärungen über bie 


. für den Fall einer Abtretung Nordſchleswigs von Dänemark bem 


deutſchen Element in bemfelben zu gewährende Garantie und macht 
davon ben Umfang der beabfichtigten Abftimmung rejp. Abtretung 
abhängig: 

„Der Unterzeichnete bat den Wunſch feiner Regierung auszubrüden ge: 
habt, fi mit dem fönigl. bänifchen Gouvernement in freunbfchaftlicer Weije 
über gewifle Borfragen zu verftinbigen, welche die nothwendige Boraus: 
feßung ber Abtretung eines Theiles bes Herzogthums Schleswigs bildeten, 
und er hat als dieſe VBorfragen bie nöthigen Garantien für ben Schuß ber 
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in jenem Territorium wohnenden Deutſchen und bie Uebernahme eines ver: 
bältnigmäßigen Antheild an der Schulbenlaft ber Herzogthümer bezeichnet. 
Der Herr Eonfeil-Präfident hat aud die Bereitwilligkeit ausgeſprochen, über 
biefe Punkte in Verhandlungen zu treten, und bie Regierung St: Majeftät 
bes Königs, des allergnädigfien Herrn des Unterzeichneten, durfte ſich ber 
Erwartung bingeben, baß ber fünigl. däniſche Gefandte in Berlin in ben 
Stand geſetzt werben würde, bie Abjichten jeiner Regierung in beiden Bes 
ziehungen fund zu geben. Zu ihrem Iebhaiteften Bebauern hat fie in ber 
neueften Eröffnung bes Legteren, in einer vertraulich mitgetheilten Depeiche 
bes Herrn Minilters v. Frijs an Herrn von Quaabe vom 1. d. M. anftatt 
ber gehofften beflimmteren Erklärungen nur ben Himweis auf bie beftehenden 
Geſetze und Verträge gefunden, welche ber Herr Minifter für fo vollfommen 
ausreichend hält, daß jede weitere Garantie überflüffig und fogar bedenklich 
fein würde. Die Regierung bes ganz ergebenft Unterzeihneten glaubt in biefer 
vorläufigen Aeußerung nicht bie definitive Auffaffung ber königl. bänifchen 
Regierung erkennen zu jollen. Die legtere wird jich bei näherer Erwägung 
die eigenthümliche Natur der VBerhältniffe nicht verhehlen können, welche es 
für die preußiiche Regierung unmöglid machen, unter den bejonderen Um— 
Händen in jenen Landftrichen fi) mit bem Hinweis auf bie Geſetze und bie 
allgemeinen Zuſicherungen eines nicht bezweifelten Wohlwollens der königl. 
bänijchen een gegen alle ihre eventuellen Untertdanen zu begnügen. 
Sie wird es natürlich finden, baf, wenn Se. Majeſtät ber König ſich bereit 
erklärte, etwaige auf eine Wiedervereinigung mit Dänemarf gerichtete Wünſche 
norbichlesiwig’iher Unterthanen in Erfüllung geben zu Iafjen, die Wiinfche 
und bie Bebürfniffe feiner deutſchen Unterthanen in jenen Territorien für 
Ihn feine geringere Bebeutung haben. Deutfhe Gemeinden wider ihren 
Willen und mit dem Berlufte jedes Rechtes auf ihre nationalen Eigenthüm— 
lichfeiten am eim frembes Land abzutreten und fie Gefahren preiszugeben, 
beren Befürdtung in Erinnerung an bie Vergangenheit unter ihnen felbft 
laut genug bervoriritt, bat der Prager Friedensvertrag Preußen nicht ver: 
pflichtet. Die fünigl. Regierung bat eben durch jenen Artikel bes Friedens— 
vertrages gezeigt, daß fie auf bie Wünſche unb auf bie Nationalität ber 
Bevölkerung nah Möglichkeit Rückſicht nehmen will; fie ift aber dabei ver: 
pflichtet,, diefe Rüdficht vor Allem ben eigenen Lanbsleuten gegenüber nicht 
außer Augen zu fegen, und fie darf nicht vergefien, daß die Urjachen ber 
Störung bes in früheren Zeiten beflandenen guten Ginvernehmens haupt: 
füglih in dem Umſtande lagen, baß bie Regierung Sr. Maj. des Königs 
von Dänemark nach ber Umgeftaltung ber Älteren Berfaffung ber Monarchie 
nicht mehr im Stande war, ben beutichen Unterthanen der dänischen Krone 
benfelden Schuß ihrer Nationalität und Sprache zu gewähren, bdeffen bies 
jelben fich ehemals erfreut hatten. Die Regierung Sr. Maj. bes Könige, 
bes a. H. bes Unterzeichneten, würde unter ber Nahwirfung ber Ereigniffe 
und Kämpfe ber legten Jahre mehr als früher befürchten müfjen, baß bie 
Klagen deutfher Einwohner Schleswigs, welche in Deutichland ihren natürs 
lihen Widerhall fanden, berechtigten Anlaß zu ihrer Wiederholung fänben, 
wenn deutſche Gemeinden im Norben Schleswigs ohne Berfaffungs = Bürg- 
fhaften der Botmäßigkeit einer Regierung unterftellt würben, welche bei dem 
beiten Willen, ihren beutfchen Unterthanen gerecht zu werben, boch vor Allem 
bem verjafjungsmäßigen Ausdrud ber Stimmung einer national= bänijhen 
Bolksvertretung Rechnung zu tragen bat. Die Regierung Sr, Maj. des 
Königs von Dänemark wird obne Zweifel bie Ueberzeugung des Unterzeich: 
neten theilen, daß es zur Siceritelung ber von beiden Seiten erftrebten 
freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutichland und Dänemark rathſam 
iſt, nicht von Neuem die Keime ähnlicher Zerwürfniſſe zu legen, wie es die— 
jenigen waren, welche früher den Frieden beider Länder und dadurch den 
Europas gefährdeten. Der Unterzeichnete it daher von feiner Regierung 
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beauftragt worben, an ben Herrn GonjeilsPräfidenten amtlih bie Anfrage zu 
richten, ob die königl. däniſche Negierung fih im Stande glaube, Einrichts 
ungen zu treffen und Maßregeln in Ausjicht zu jtellen, welche für ben Schuß 
und bie Sicherung der nationalen Eigenthümlicdpkeit ber in ben etwa ab- 
getretenen Gebietstheilen einzeln ober in Gemeinden wohnenden Deutfchen 
beftimmte Bürgichaften geben, und welcher Art, in inbividueller, localer und 
communaler Beziehung, biefe Garantien fein würden? — ober ob fie eine 
ſolche Berüdfihtigung und Erhaltung ber nationalen Eigenthümlichfeit Fünfs 
tiger beutjcher Unterthanen für unmöglich erachtet, ober wenigftens barüber 
im Boraus beitimmter fi zu erklären befinitiv ablehnt? Es bedarf nicht 
erft ber Bemerfung, daß von ber Beantwortung dieler Fragen ber Umfang 
ber beabfichtigten Abftimmung rejp. Abtretung abhängig iſt; und je mehr bie 
fönigl. Regierung wünſcht, durch ben Abſchluß biefe: Angelegenheit ſowohl 
ber Stimmung der Bevölkerung Rechnung zu tragen, ald aud ber Fönigl. 
däniſchen Regierung einen Beweis ihrer freundſchaftlichen Gefinnungen zu 
eben, um fo mehr muß fie auch erwarten, daß bie leßtere durch ein ent: 
re Entzegenfommen ihr bie Beſchleunigung möglich machen werbe. 
Zugleih mit dieſem Gegenſtande darf ber ganz ergebenjt Unterzeichnete fich 
auch über ben zweiten, bereits in ben vertrauliden Unterredungen von ihm 
berührten Punkt, nämlich die Bereitwilligfeit zur Uebernahme eines propors 
tionivten Theiles der Schuld ber Hergogthümer, eine beſtimmte Neußerung 
erbitten.“ 

18. Juni, (Preußen). Angebliche Depefhe bes preuß. Gefandten in 
Wien, Hrn. v. Werther, an den Grafen Bismard aus Anlaß ber 
ungariſchen Krönungsfeſte in Peſth: 

„Während meines kurzen Aufenthaltes in Peſth wollte ich nicht nur bie 
Anfichten verſchiebener Landtage » Mitglieder von dem von der Verftändigung 
zu erwartenden Erfolge und bie Denfungsweife ber Bevölkerung jelbft kennen 
lernen, ſondern befonders auch erforjchen, ob unb in weldem Grade bie 
Ungarn vom Danfe Preußen gegenüber erfüllt find, beffen Einfluffe fie ges 
willer Maßen ihre jeßige politiihe Stellung verdanten. Was ben erften 
Punkt betrifjt, fheint mir die Meinung des gegenwärtigen Leiters ber unga⸗ 
riſchen Politik bie allgemeine Anfiht widerzufpiegeln. Graf Andraſſy bat 
gegen eine vertraute Perjon die Neberzeugung geäußert, daß es ihm gelingen 
werde, die biesjeitige Deputation und bie Delegirten in Einklang zu bringen, 
wenn bie Gemüther durch bie Größe und bie Anregung ber Krönungsfefte 
dazu vorbereitet jein werben. Nach feiner Anficht wird eine allgemeine Ver: 
ftändbigung über die verſchiedenen Punkte des Glaborats ber Siebenundſechziger⸗ 
Commilfion um fo leichter fein, als der gegenwärtige Landtag ben Plänen 
ber Failerlichen Regierung günftig geftimmt ift; bie nom Neichsrathe zu 
machenden Augefländniffe, um den jegigen tiefen Meinungszwieipalt zu ver: 
wilchen, werben baber beträchtlich verringert werben. 

„Der Einfluß bev Deaf- Partei, bas heißt der minijterlellen Partei, auf 
ben Gang ber Ereignifie, fohien vor und unmittelbar nad der Krönung 
einiger Maßen geihwäct zu fein. Man bat einen Augenblid gefürchtet, 
daß mehrere Mitglieder, getäufcht in ihrer perjönlichen Ehrbegierde, beren 
Befriedigung fie ibr Botum untergeorbnet hatten, eine Schwenfung zur Linten 
madhen würden; allein die Spende der 100,000 Ducaten, welche der König 
am Krönungstage ben überlebenden Armen ber revolutionären Armee von 
1848 machte, unb bie vollitändige Amneftie haben im ganzen Lande einen 
jo tiefen Eindrud gemacht, daß, wie man mir verſichert, ſogar bie Mitglieder 
ber äußerſten Linken gejtehen mußten, baß ihr Tag noch nicht gefommen fei, 
und daß fie die VBerwirflihung ihrer Hoffnungen einer fpäteren Zeit über: 
laſſen, ober ber Gunſt noch nicht erfenubarer Gventualitäten unterorbnen 
müflen. Die vom Grafen Andraſſy vorgefchlagenen Maßregein wurden vom 
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Könige ohne ben mindeften Einwurf angenommen, ja vielleicht ohne daß er 
ihre volle Tragweite ahnte. Sie haben die Defertion in dieſer minifteriellen 
Partei aufgehalten, und den Gindrud des Koſſuth'ſchen Rundſchreibens ver: 
wiicht, von dem ih Sie in anderen Berichten unterbielt, 

„Man kann überhaupt nicht in Abrede ftellen, dan in dev Bewegung ber 
innern Rolitif in Ungarn Feine außerordentlich liberale Strömung obwaltet, 
welde die Krone in ihrer Abhängigkeit erhalten könnte. Die Krait, welde 
das öfterreichiiche Kaiferhaus bei diefem Zuftande ber Dinge in dieſem Augen 
blicke ſchöpft, ift den wechfelnden Verhältniffen der Zufunft und der jeweiligen 
Meinung der Nation unterworfen, fo baß man in beftinnmter Weije nur von 
ber Gegenwart jprechen kann; es iſt jedoch wahrſcheinlich, daß bie weitere 
Entwidlung des Dualtsmus eber eine Abſchwächung ber öſterreichiſch-deutſchen 
Strebungen zur Folge haben werbe. 

„Der Empfang, ber mir und ben Mitgliedern ber Gefandtichaft in Peſth 
zu Theil wurbe, war fehr zuvorfommend und fliht von demjenigen ab, ber 
uns bier in der fogenannten Geſellſchaft widerfährt. Die Mittheilungen, 
welche ich über die Meinung im Innern Ungarns erhielt, haben mid über» 
zeugt, bag man in allen Schichten ber Gejellichait viel Sympathie und Dank: 
barkeit für Preußen hegt. Die Reicharath8-Deputation wurbe zwar mit vielen 
äußeren Kundgebungen empfangen, aber der beutjche Defterreicher wird von 
den Ungarn nicht geliebt, die für bie Zukunft in uns Preußen ihre mittel⸗ 
baren Beſchützer gegen bie Wiener herrſchſüchtigen Tendenzen erbliden,“ 


Die zuerft von der Gaz. de France mit dem Bemerken, fie fei 
‚vom Grafen Bismard fämmtlihen preuß. Legationen mitgetheilt 
worden, veröffentlichte Depejche erregt in Defterreih großes Auffehen 
und vielfache Erbitterung. Der preuß. Staatsanz. erklärt (12. Juli) 
officiell, daß die Depeche „nicht eriftire*, Die öffentlihe Meinung 
in Defterreich hält fie jedoch troßdem für echt und bie öſterreichiſchen 
Blätter behaupten, daß bie öſterreichiſche Regierung die Beweiſe 
dafür in Händen habe. 


18. Juni. (Preußen: Frankfurt). Senat und fländige VBürger-Reprä- 
fentation verwerfen beide einftimmig definitiv ben Borjchlag der Regierung 
bezüglich Vermögens: Ausjcheidung zwiſchen Staats: und GStabtgut. 


18,— 21. Juni. (Waldeck). Der Landtag Ichnt in wieberholter Abftimmung, 
zuerft einftimmig, dann gegen 1 Stimme, bie unbedingte Zuftimmung 
zur Verfaſſung des norbbeutichen Bundes ab und beſchließt: 


„In Erwägung, baß die Finanzlage ber Fürftenthiimer Waldeck und 
Pyrmont, welde — bisher ed kaum geſtattete, die dringendſten Staats- 
bedürfnifie zu beden, es als eine reine Unmöglichkeit erjcheinen läßt, ben 
durch die Verfaffung des norbdeutfhen Bundes erwachjenden Mehraufwand 
durch neue Steuern aufzubringen, und daß deßhalb die Hoffnung unferer 
Landesangehörigen lebiglih auf ben preußiihen Staat gerichtet ift, — bie 
Zuftimmung nur unter der Bedingung zu erflären: daß binnen Jahresfriſt 
zwiichen ber Krone Preußen und Sr. Durchl. bem Fürften von Walde und 
Pyrmont, unter Zuftimmung ber beiberjeitigen Ständeverfammlungen, ein 
Bertrag zum Abſchluſſe gelange, welder entweder eine vollitänbige Ber: 
ſchmelzung der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont mit dem preußiichen 
Staate bewirfe, ober, wenn bies nicht thunlich fein follte, anderweite, zur 
Abwendung der Ueberbürbung biesfeitiger Staatsangehörigen dienende Eins 


richtungen fchaffe.“ 
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Anm. Die Motive find rein finanzieller Natur. Der Ausgabe-Etat bes 
Ländchens betrug nämlich bisher ca. 270,000 Thlr. jührlih, darunter nad 
ber Convention mit Preußen 45,000 Thlr. Militärausgaben; nah Annahme 
ber Bundesverfajjung würden letztere aber bei 59,143 Einwohnern 132,975 
Thlr. betragen, alfo ein Deficit von 87,975 Thlr. auszugleichen bleiben. 
Died nun ſei unmöglid, da bie Steuern Schon übermäßig hoch, 3. B. bei 
ben ländlichen Grundbefigern einfchlieglid Gemeinde» und Kreisfteuern ca. 
30 pGt. bes Einfommens betrügen. 

Die Verfaflung des norbdeutihen Bundes wird vom Fürſten 


troßdem verfündet und in Kraft erflärt. 


21. Juni. (Preußen). Der Magijtrat von Berlin lehnt es ab, bem 


22. 


24. 


Grafen Bismard das Ehrenbürgerreht der Stadt zu verleiben. 
v„ (Breußen: Hannover). Den Tandesflüchtigen Hannoveranern, 
die vom SHießinger Hofe als eine Art hannover'ſcher Legion für 
mögliche Eventualitäten in Holland, namentlich in Arnheim, unter: 
halten werben, wird auf Befehl des holländiſchen Juſtizminiſters 
polizeilih angezeigt, daß fie binnen drei Wochen das Gebiet der 
Niederlande zu verlaffen haben. Diejelben wenden fih nunmehr 
nady der Schweiz. 
„ (Lippe-Büdeburg). Die nah 18jähriger Ruhe zu Verein— 
barung einer Berfaflung einberufene Landesverfammlung genehmigt 
den Beitritt des Ländchens zum norbbeutfhen Bunde und die Ber: 
fafjung besjelben. Der ihr vorgelegte Verfaflungs-Entwurf enthält 
vorforgli einen Artikel, wonach 

„Wir die aus Unferem altväterlihen Hausgute dem Lande zugeficherten 
Zumendungen nur jo lange zu leiften gehalten jein wollen, als bie Regierung 
Unferes Fürftentbums Unjerem fürſtlichen Haufe zuftcht.“ 
» CPBreußen). Das Herrenhaus gibt der neuen Verfaſſung bes 
norbbeutfhen Bundes auch in zweiter Lejung mit 119 Stimmen 
einftimmig feine verfaffungsmäßige Zuftimmung und fchließt bie 
Seſſion, ohne es in ber Debatte über Aufhebung des gejeglichen 
Zinsfußes bei Verpfändung von unbeweglichen Eigenthum zu einem 
Refultat zu bringen. (Die Commiffton, Berichterjtatter Profefjor 
v. Daniels, hatte mit 8 gegen 2 Stimmen ben Antrag beichloffen, 
dem Beichluffe des Abg.Hauſes nicht beizutreten.) 

Schluß bes Landtages. Schlußrebe des Finanzminifters im Auf: 


trage bes Königs: 

. Die Regierung Sr. Majeſtät erkennt es mit lebhaftem Dante 
an, daß das Herrenhaus mit Einftinnmigkeit, das Abgeordnetenhaus mit weit 
überwiegenber Mehrheit die Zuſtimmung zu ber Verfaſſung bes norbbeutichen 
Bundes ertheilt haben. In der Bereitwilligfeit, mit der bie beiden Häufer 
dabei unter Ueberwindung entgegenftehender Bedenken auf einen Theil ihrer 
bisherigen Rechte verzichtet haben, ehrt bie Regierung Sr. Majeftät eine 
neue Bewährung bes deutichen Einnes und ber patriotifchen Hingebung, 
welche das Erbtheil des preußiſchen Volkes find, und auf welchen Preußens 
Beruf für Deutfchland begründet if. Durch die Zuſtimmung ber preußijchen 
Landesvertretung zur Errichtung des norbdeutihen Bundes find nunmehr alle 
Vorbedingungen für die Geltung der Verfafjung desſelben in Preußen erfüllt. 
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Die Berfündigung dev Bundesverfajjung wird unverweilt 'unb gleichzeitig in 
allen verbündeten Staaten erfolgen. Somit wird ber nationalen Entwidelung 
Deutichlanbs der neue Boden bereitet jein, ben fruchtbringend zu machen ſich 
alle patriotiihen Kräfte vereinigen werden. Das preußiiche Volk aber wird 
auf bie Neugeftaltung Deutihland um jo mehr mit Genugthuung bliden 
können, als biejelbe ben Keimen entiprofjen ift, welche in Preußen in Ges 
meinſchaft zwiſchen Fürft und Volk fort und fort gepflegt worben find. 
Während Norbdeutichland munmehr einen eng verjchmolzenen Staatenverein 
bilben wird, ſoll bie nationale Gemeinihaft, welche zum Schutze beutichen 
Gebietes bereits gefichert war, auch auf das wirthichaftliche Leben bes deutſchen 
Volkes ausgedehnt, und der Zollverein, deſſen Gründung einft ben Beginn 
ber einheitlihen Entwidelung Deutichlands bezeichnete, mit ben Lebens: 
bedingungen des norbbeutichen Bundes in Einklang gelegt werden. Dank 
ber Mäßigung und Friedensliebe aller Mächte iſt e8 gelungen, bie friedliche 
Entwidelung ber europäifhen Berbältnifje vor Störungen zu bewahren; 
bie freundichaftligen und vertrauensvollen Beziehungen zwiſchen Sr. Majeftät 
ben Könige und ben Monarchen mächtiger Nacbarjtaaten gewähren ber alls 
feitigen Zuverfiht auf die Dauer eines fegenbringenden Friedens ein gewich— 
tiges Unterpfand. Der Wunſch und das Streben ber Regierung Sr. Maj. 
wird fort und fort darauf gerichtet fein, bie Bedeutung und bie Macht bes 
neu gefräftigten Staatswelens vornehmlich in der Sicherung der Segnungen 
bes Friedens zu bewähren.“ | 


25. Juni. (Preußen). Eine gl. Verorbnung befiehlt die Einführung 


26. 


27. 


28. 


30. 


bes preuß. Strafrehts und bed preuß. Strafverfahrens in ben neu 
erworbenen Lanbestheilen. 


„ (Zollverein). Zujammentritt ber Zollconferenz von Bevoll⸗ 
mädhtigten fämmtliher Staaten des Zollvereins in Berlin, um auf 
Grundlage des Präliminarvertrages vom 4. Juni ben Zollverein 
definitiv wieber herzuftellen. 


„ (Preußen). Der erfte Criminal-Senat des Obertribunale 
erkennt in Folge Berufung der Oberftaatsanwaltihaft gegen bie 
freifprechenden Urtheile der beiden erften Inſtanzen in den Prozefien 
gegen die Abg. Frengel (KRammerrebe gegen ben Polizei-Präfidenten 
v. Maurach) und Tweſten (Kammerrebe gegen den Obertribunals: 
Beihluß vom 29. Januar 1866) auf Vernichtung beider Erkennt: 
niffe und Zurüdweifung an bie Gerichte erfter Inſtanz zu noch— 
maliger Verhandlung. 


» (Breußen). Eine k. Berorbnung ſetzt für bie nen erworbenen 
Zandestheile in Berlin ein Oberappellationsgericht ein, deſſen jpätere 
Vereinigung mit dem Obertribunal einem bejonberen Geſetze vor: 
behalten wird. Das bisherige hannovber'ſche Dberappellationsgericht 
zu Celle wird baburd zum Appellationsgericht herabgejeßt. 
„ (Schwarzburg:Ruboljtadt). Fürft Friedrich Günther +. 
Sein Bruder Albert (geb. 1798) folgt ihm. 
» Breußen: Schleswig-Holſtein). Die harten Maßregeln vom 
29. Mai gegen bie Familien der nad Dänemark geflüchteten Militär 
pflihtigen in Nordſchleswig werben filtirt. 
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— uni, (Preußen und Weimar). Für die Ausführung der mit 
dem 4. Det. in Kraft tretenden Militäreonvention zwifchen beiden 
Staaten wird in Berlin eine Reihe von Vereinbarungen getroffen, 
denen auch die anderen ſächſiſchen Herzogthümer fo wie die Fürften: 
thümer Schwarzburg-Rubolftadt und Reuß j. u. ält. Linie beitreten, 
Danach werden unter einftweiligem Verzicht auf Bildung der entiprechenden 
thüringiſchen Gavallerieregimenter bie bisherigen Contingente diefer Staaten 
in brei. „thüringifche Infanterieregimenter“ umgebildet und zwar fo, baf 
Weimar ein, Coburg-Gotha und Meiningen ein, Altenburg und die Fürjtens 
thümer zuſammen ein Regiment bilden, welche die fortlaufende Nummer ber 
norddeutſchen Bunbesarmee erhalten. Das Dislocationsrecht fteht Dem Bundes- 
feldheren zu, ber bafjelbe jedody nur im Kal zwingender Umftände ausüben 
will. Die zur Eavallerie ausgehobenen Wehrpflichtigen dienen einjtweilen, 
wenn ber Bebarf es fordert, in mächitgelegenen preußifchen Truppentheilen, 
ebenfo dauernd bie für die Jäger, Artillerie, Pioniere und Train Ausgehobenen. 
Preußen bildet die Landwehr: und NAushebungsbezirfe und beſorgt bas 
Aushebungsgeihäft in Verbindung mit ben Landesbehörden. Die ausge: 
bobenen Wehrpflichtigen, auch wenn fie in preuß. Negimentern dienen, leiſten 
ihrem Landesherrn den Eid und verpflichten fich zum Gehorjan gegen den 
Bunbesfeldheren. Die Uniforin und bie Ausrüftung find die preußiſche. Die 
Stellung. ber Landesfürften zu ben in ihrem Gebiet dislocirten Truppen ift 
die eines commanbdirenden Generals; dein König von Preußen fteht das Be— 
gnadigungsredht zu. Die preuficher Seits geeignet befundenen Dffiziere 
treten, wenn jie e8 wünfchen, in bie preußifche Armee unter Belaffung ihrer 
Charge, und damit in ben preuß. Unterthanenverband, Sie Jeiften dem 
König ben Fahneneid und verpflichten ſich mittelft Handgelöbnifjes das Wohl 
unb Beſte bes betrefienden Lanbesherın zu fördern, Schaben und Nachtheil 
aber von bemjelben und bem Land abzuwenden. Die Ernenmung und Ver: 
feßung der Offiziere fteht dem König von Preußen zu. Jeder Thüringer 
kann in jedem beliebigen preuß. Truppentheil und ebenfo jeder Preuße in 
ben thüringiichen Contingenten feine Militärpflicht erfüllen, wie auch bei den 
Offizieren beliebige Verfegungen ftatt finden. 
„ (Eoburg: Gotha). Zwei Flugihriften: „Was foll aus bem 
Herzogtbum Coburg werden? Ein Beitrag zur Beleuchtung Flein- 
ftaatliher Verhältniffe”, und das Gegenftüd dazu: „Was fol aus 
Gotha werden? Auch ein Beitrag zur Beleuchtung Keinjtaatlicher 
Berhältniffe” gelangen beide, wenn auch auf theilweis abweichenden 
Wegen ber Entwidlung, zu dem Schluß: beiden Ländern jei bei 
ben neuerdings ihrer barrenden, ſchier unerfchwinglichen Kriegslaften 
nur durch einen raſchen Anſchluß an Preußen zu helfen. Die 
Coburger Schrift proteftirt außerdem noch lebhaft gegen den Ge— 
banfen einer vollftändigen flaatlihen und abminiftrativen Vereinigung 
Coburgs mit Gotha, welde doch nur eine überflüffige, kurze Durch: 
gangsftufe zur Einverleibung in das Königreih Preußen, die un: 
ausbleiblich, bilden würde. 


41. Juli. Morddeutſcher Bund). Mit Ausnahme einiger meniger 
ber Kleinftaaten, in benen die landſtändiſche Zuſtimmung noch aus: 
ftebt, tritt die Bundesverfaffung im ganzen Umfange bes Bundes in 
Kraft. 
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1. Juli. (Preußen: Schleswig-Holſtein). Die Regierung orbnet eine neue 
Umgrenzung ber Wahlkreife für die Reichstagswahlen in Nord 
ſchleswig an, wodurch dem däniſchen Clement, das bei ben erften 
Wahlen zwei Vertreter burchjegte, einer berjelben entriffen werben fol. 

—  „ (Breußen). Für den Kaiſer Mar von Merico wird wie ſ. 3. 
für ben Kaifer Nikolaus von Rußland eine vierwöchige Hoftrauer 
angeordnet ftatt der font üblichen dreiwöchigen. 

»  » (Hamburg) Fauft von Lübeck jeinen Antheil an ben fog. Bier: 
landen um 400,000 M. B. (160,000 Thlr.). 


3. u (Preußen). Feierlihe Fahnen: und Standarten-Weihe in Pots- 
bam für bie brei neugebilbeten Armeecorps nach bemjelben Gere: 
moniell wie am 18. Januar 1861 bei Gelegenheit ber neuen 
Armeegrganifation. 

„ o (Breußen). Der Disciplinargerihtshof des Berliner Kammer: 
gerichts verurtheilt die Abgg. Tweſten und Lasker zu 100 Thlrn. 
Strafe und zu einem ernjten Verweis, weil ein öffentliches oppo- 
fitionelle8 Auftreten von Richtern gegen Perfonen und gegen bie 
Bolitit des Minifteriums die Treue gegen ben König und bie 
Pflihten eines Beamten verleße, erfennt dagegen faſt einjtimmig 
neuerbings an, daß Art. 84 der Verfaffung ben Abgeordneten wegen 
feiner Thätigfeit als ſolcher vor Verfolgungen ſchütze. 

„ n» (Breußen und Bremen). Abſchluß einer Militärconvention. 

4.—5. Juli. (Preußen). Eine Reihe von F. Berorbnungen, burd 
welche bie Stempeljteuer von Spielfarten, von Wechfeln, von Zeitungen 
und Kalendern in ben neuen Lanbestheilen eingeführt und bie bisher 
beftandenen Xotterien in Hannover, Dsnabrüd und Frankfurt auf: 
gehoben, enblih bie Verwaltung der in ben neuen Landestheilen 
vorhandenen Staatscapitalien ohne Ausnahme der Generalitaatstafle 
in Berlin übertragen werben, erregen in ben neuen Landestheilen, 
namentlich) aber in Kurheſſen, eine tiefe und allgemeine Mißjtimmung. 
Die letztere Verordnung lautet: 

F 1. Die Verwaltung der in den neu erworbenen Lanbestheilen vorban- 
benen, zum Staatseigentbum gehörigen Xctivcapitalienfonds, foweit fie nicht 
für jpezielle Verwaltungszwede befimmt find, geht an bie Generalftaatskafje 
in Berlin über. $ 2. Für die Verwaltung und Verwendung ber Beftände 
und der Auffünfte dieſer Fonds gelten fortan lediglich diejenigen allgemeinen 
Beflimmungen und Grundfäge, welche überhaupt für die Verwaltung und 
Verwendung von Staatsgeldbern maßgebend find, $ 3. Die in Gefegen und 
Verordnungen ber neu erworbenen Landestheile vorhandenen Befimmungen, 
welche biefer Verordnung zumwiberlaufen, werben biemit aufgehoben. $ 4, 
Der Finanzminifter ift mit ber Ausführung biefer Verordnung beauftragt, 
und betrifft hauptſächlich: in Hannover den Domanial-, Ablöfungs- 
und Beräußerungsfonds, in Kurheffen den Staatsſchatz und ben 
Laudemialfonds, in Schleswig-Holjtein Capitalbeftände, welche aus 
Berwaltungsüberfhüffen der Testen Jahre angefammelt wurden, in 
Naſſau Capitalbeftände bei der Domänenverwaltung. 
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. Juli. (Lübeck) fließt mit Preußen ein ähnliche Militärconvention 
ab wie Bremen. 


8. „ (Zollverein). Schluß der Zolleonferenzen in Berlin. Unter: 
zeichnung ber neuen Zollvereinsverträge (ſ. Süddeutſchland). 


9. „ (Preußen: Hannover). Die Regierung beruft 24 Bertrauens- 
männer, von benen 10 der früheren erften unb 14 ber früheren 
zweiten Kammer angehörten, und die Ende Juli unter dem Vorſitze 
des Minifters des Innern in Berlin zufaınmentreten jollen. Unter 
ben Berufenen befinden fi die Koryphäen der nationalliberalen 
und ber Abelspartei; dagegen find bie ftrengen Barticularijten völlig 
übergangen. 


41. „ (Preußen) beruft feinen Vertreter in Merico ab. 
„rn (Reuß j. 2%) Fürft Heinrid LVIL 7. Sein Sohn Heinri XIV. 
folgt ihm. 
12. „ Preußen). Der Erzbifhof von Poſen Ledochowski verbietet 
feinem Clerus neuerdings alles Politiſiren. 


14, „ Morddeutſcher Bund). Graf Bismard wird zum Bundes- 
fanzler ernannt, 


15. „ (Preußen). Der offizielle „Staatsanz.* vertheibigt die Maß- 
regeln vom 4.—5. Juli, befonders die Einziehung bes bisherigen 
Staatsvermögens der neu erworbenen Landestheile, indem er ſich 
entichieden gegen die Meberlafjung von Provinzialfonds an bieje 
neuen Provinzen dusſpricht: 

. .. Aus den neuen Provinzen waren bie und da Wünſche laut ge= 
worden, baß biejer ober jener Fonds ben betreffenden Landestheilen als Pros 
vinzialfonds belajjen werben möge. Der Erlaß der Berorbnung zeigt, daß 
üserwiegende Gründe es der Staatsregierung nicht haben flatthaft erjcheinen 
laffen, diefen Wünſchen zu entiprehen. Es mag dieß von benen bedauert 
werden, weldhe derartige Wünjche Fundgegeben haben. Aber fie werben ber 
Maßregel Gerechtigkeit widerfahren lafjen, wen fie in Betracht ziehen, welche 
Stellung bie Staatsregierung im Hinblid auf das Staatsganze in dieſer 
Frage nothwenbdig einnehmen muß. Der Staatsregierung iſt durch bie Er— 
‚eiguiffe des vergangenen Jahrs bie Aufgabe geworden, bie altpreußijchen 
Lanbestheile und bie neu erworbenen Gebiete zu einem einheitlichen Staates 
weſen zu verfchmelzen. Den neuen Provinzen ift Schonung berechtigter 
Eigenthümlichfeiten zugefagt worden, und es wird ſolche ficherlich gewährt 
werben. Aber bie Grenze für ben Bereich, in welchem bie Fortdauer be— 
ftebender Beſonderheiten möglich ift, ergibt fi durch das unerläßliche Er— 
forderniß der Staatéeinheit. Das kirchliche, das communale Leben, das 
Privatrecht, bie Organifation der Verwaltung in ben Localinftanzen zeigt 
auch in den alten Provinzen nad Land und Leuten eine reichhaltige Mannich— 
faltigfeit. Den neuen Lanbestheilen werben ihre Befonderheiten auf biejen 
Gebieten thunlichft gewahrt bleiben. Aber es gibt ein Gebiet, auf welchem 
jebe Bejonderheit zu einer Bevorzugung oder Benadtheiligung ‚gegen bie 
übrigen Staatsangehörigen wird; bas ift das Gebiet, auf welchem es ſich 
um die Betbeiligung an ben Staatslaften und um bie Nutzung bes Staatss 
vermögens handelt. Hier muß Gemeinfchaftlihfeit und Gleichheit durch alle 
Theile des Staatsgebiet walten. Diejes Princip bat bazu beflimmt, bie 
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neuen Landestheile in Bezug auf bie Befteuerung mit ben alten Provinzen 
auf gleichen Fuß zu fegen. Bon demſelben Grundfaß aus iſt in Ausficht 
genommen, bie Staatoſchulden ber neu erworbenen Gebiete mit ber preußiichen 
Staatsjchuld ber Art zu verfchmelzen, bag es fortan nur eine preußifche 
Staatsihuld gibt, von welcher alle Staatsangehörigen in gleicher Weile be- 
lajtet werden. Es ift nur bie andere Seite desjelben allgemeinen Principe, 
daß auch das im ben neuen Lanbestheilen vorhandene Staatsvermögen mit 
bem übrigen preußiſchen Staatsvermögen unterſchiedslos verfchmolzen unb 
zugleich mit dieſem fünftig für allgemeine Staatszwede in einer allen 
Staatsangehörigen in gleihem Mafe zu gute kommenden Meife genutt und 
verwendet wird. Es würde gerabezu gegen bie Gerechtigkeit verjtoßen, wenn 
das in ben neuen Provinzen vorhandene Staatsvermögen ober Theile des— 
jelben diejen Provinzen als Sondervermögen ausgefeßt werben follten, während 
an dem in dem älteren Staatsgebiet vorhandenen Vermögen fortan, wie alle 
Stantsangehörigen, fo auch diejenigen in ben neuen Provinzen Theil haben 
werden. Oder wollte man etwa ben Anfpruch zulajjen, dag auch Beſtand— 
theile des bisherigen preußiihen Staatsvermögens, etwa der Staatsihag, 
unter Ausichließung ber neuen Lanbestbeile, als ein gemeinjchaftlicher Pro: 
vinzialfonds für die acht alten Provinzen bes Landes ausgefeßt werben ? 
Für die neuen Provinzen werden fortan, wo es bie Aufwendung öffentlicher 
Mittel zur Förderung ber Wohlfahrt gilt, die Gefammtmittel des Staates 
eintreten, und dieſe geftatten wirffamere Verwendungen, als fie aus Pro: 
vinzialfonds von immerhin befchränften Umfang gegenüber größeren Auf- 
gaben möglih find. Wir glauben, bie neuen Provinzen werben fo fich 
befjer geftellt finden, und fie werben nunmehr, wenn fie Bebürfniffe zur 
Sprache bringen, nicht zu erwarten haben, fi auf ein aus bem Staatsgut 
für fie ausgejchiebenes Sondervermögen verwielen zu fehen.“ 


Juli. (Preußen). Der Borftand bes Mahlvereins der Fort: 


ſchrittspartei erläßt ein Circulär, in bem er ſich über bie Stellung 
ber Partei zur Verfaffung bes norddeutſchen Bundes dahin ausfpricht: 
„Nachdem bie PVerfafjung Geſetz geworben ift, ftellt ſich die Fortſchritts— 
Partei auf den Boben dieſer Verfafjung, jo mangelhaft und fo beichränft er 
auch fein möge Eben fo eifrig, wie ihre Vertreter im Reichstage und im 
Abgeorönetenhaufe die Mängel ber Verfaſſung bekämpft haben, fo lange fie 
nicht Geſetz war, eben fo eifrig werben fie auch jetzt bafür forgen müffen, 
baß biefe Mängel nur auf bem verfafjungsmäßigen Wege ber Reform ver: 
befjert werben. Die Aufgabe, bie der Partei dabei geftellt wird, tft eine ſehr 
fchwere, aber die Dinge werben dadurch nicht befjer gemacht, daß man vor 
ben Schwierigkeiten zurüdtritt.” 
„ (Breußen). Ein Rundforeiben des Bilhofs von Kulm, 
v. d. Marwitz, an feinen Elerus ſpricht ſich wie ber Erzbifchof von 
Pojen gegen das Politifiren befjelben aus. 
(Preußen u. Didenburg). Abſchluß einer Milttärconvention, 
»„ (Breußen u. Hamburg). Abſchluß einer Militärconvention. 


» (Preußen u. Walded). Preußen fließt mit Walde einen 
ſog. Acceſſions- (Annerions:) Vertrag auf die Dauer von 10 Jahren 
ab, durch welchen jenes die gejammte Regierung und Verwaltung 
des Ländchens übernimmt, ber Fürſt v. Walde bagegen bie ge 
fammten Domänen als Privatvermögen behält ober erhält: 

„Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Durchlaucht ber Fürft 
von Walde und Pyrmont, von bem Wunſche geleitet, ben Uebergang ber 
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Fürſtenthümer Walbed und Pyrmont in ben norbbeutichen Bund erleichtert 
zu ſehen, haben befchloffen, zu dieſem Behufe einen Vertrag abzufchließen 
und bemgemäß bevollmädtigt: Se. Majeflät ber König von Preußen Aller: 
böhft Ihren Geheimen Legationsrath Bernhard König, Se. Durdlaudt ber 
Fürft von Walded und Pyrmont Höhft Ihren Geheimen Rath Karl Wilhelm 
v. Stodhaujen und Höchſt Ihren Geheimen Regierungsratb Ludwig Klapp, 
welche nad Austauſch ihrer gut und richtig befundenen Vollmachten fich über 
nachſtehende Artifel geeinigt haben. | 
Art. 1. Preußen übernimmt die innere Verwaltung ber Fürſtenthümer 
Walded und Pyrmont. Ausgefchloffen und fomit Sr. Durchlaucht dem 
Fürften vorbehalten bleibt nur diejenige Verwaltung, welche dem Fürſtlichen 
Gonfiftorium in feiner Eigenſchaft als Ober: Kirchenbehörbe zufteht, fo wie 
bie Verwaltung des Stiftes Schaafen,. Art. 2. Die Verwaltung wird Namens 
St. Durchlaucht des Fürſten in Uebereinſtimmung mit ber Verfaſſung und 
ben Gefegen ber Fürftenthilmer geführt. Art. 3. Preußen bezieht bie ge: 
fammten Landes-Einnahmen der Fürftenthümer und beftreitet die fämmtlichen 
Landes-Ausgaben mit Ausichluß der Ausgaben für das Konfiftorium in feiner 
Eigenfchaft als Ober-Kirchenbehörde. Art. 4. Se. Majeſtät ber König von 
Preußen übt bezügli ber inneren Verwaltung ber Yürftenthümer die volle 
Staatsgewalt, wie fie Sr. Durdlaucht dem Fürften verfafjungsmäßig zuftebt. 
Letzterem bleibt jedoch das Begnadigungsrecht in ben verfaffungsmäßigen 
und gefeßmäßigen Grenzen, fo wie bad Recht ber Zuſtimmung zu Ber: 
faffungs:Aenderungen und Gefeten, in fo weit fie nicht die Organifation ber’ 
zufig: und Berwaltungs-Behörben (Art. 6) betrefjen, vorbehalten. Art. 5, 
An die Spike ber Verwaltung ber Fürftenthümer tritt ein von Sr. Majeltät 
bem Könige zu ernennender Landes:Director, welcher die verfafjungsmäßig 
bev Landes-Regierung obliegende Berantwertlichfeit übernimmt. Art. 6, 
Preußen ift berechtigt, die Juſtiz- und Bermaltungs:Behörden nach eigenem 
Ermefjen anderweitig zu organifiren. Die Befugniffe ber Behörden höherer 
Inſtanzen können preußiihen Behörden übertragen werben. Art. 7. Die 
ſfämmtlichen Staatsdiener werben von Preußen ernannt, fie ſind preußiiche 
Unterthanen und leifien Sr. Majeftät bein Könige den Dienjteid. Dielelben, 
einſchließlich des Landes-Directors, haben die Verfajjung ber Fürſtenthümer 
gewifjenhaft zu beobachten und deren genane Einhaltung ausbrüdlich zu ges 
loben. In den Dienfteid des Lanbes:Directors wird das Gelöbniß auige- 
nommen, in Bezug auf die Sr. Durdlaudt dem Fürften in ben Art, 4 
und 9 biefes Vertrages vorbehaltenen Rechte Höchfidemfelben treu und ge: 
borfanı zu fein. Art. 8. Die gegenwärtig in Function flehenden fürftlichen 
Staatsdiener werben, jo weit ihre Dienfte in ben Fürſtenthümern im Folge 
ber neuen Drganifation entbehrlich werben, oder jo weit fie micht bei ber 
fürftlihen Domanial:Berwaltung (Art. 10) Anftelung finden, unter Beis 
behaltung ihres Ranges und Einfommens und unter Berüdfichtigung ihres 
Dienftalters in Preußen angeftellt. Diejenigen, welche ſich nicht in dieſer 
Weiſe verwenden laſſen wollen oder joldyergeftalt nicht verwendet werben 
fönnen, werben in Gemäßheit des Waldeck'ſchen Staatsdienſt-Geſetzes pen— 
fionirt, beziehungsweife auf Wartegeld geſetzt. Bei Anftelung und Pen— 
fionirung x. dieſer Staatsdiener wird Preußen auf bie beftehenben Ders 
hältniffe möglihft Rüdficht nehmen. Art. 9. Se. Durdlaudt der Fürſt 
übt die Ihm verbleibende Vertretung bes Staates nad) außen durch den 
Lanbes:Director und unter defien Berantwortlichfeit. Die entftehenden Koften 
werben, wie bisher, aus ber Landeskaſſe befiritten. Art, 10. Die Berwaltung 
bes in bem Receſſe vom 16. Juli 1853 ꝛc. bezeichneten DomanialsBermögens 
wirb durch ben gegemwärtigen Bertrag nicht berührt und verbleibt Sr. Durch: 
laudt dem —A Es findet eben fo wenig einerſeits ein Geldbeitrag des 
Domaniums zu den Landes:Ausgaben, wie anbererjeit® eine Mitbenukung 
ber Lanbesdienfi-:Stellen durch die Domanial:VBerwaltung Statt. Art. 11. 
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Gegenmärtige Webereinfunft tritt vom 1. Januar 1868 ab auf bie Dauer 
von zehn Jahren in Kraft und wird nach Ablauf diefer Friſt auf andermeite 
zehn Jahre verlängert angeſehen, wenn nicht mindeftens Gin Jahr vorher 
von bem einen ober bem amberen Theile eine Kündigung erfolgt. Art. 12. 
Gegenwärtige Webereinfunft ſoll ratificirt und der Austaufch ber Ratifications- 
Urkunden innerhalb vier Wochen in Berlin bewirkt werben, vorbehaltlich ber 
Zuſtimmung ber beiberfeitigen Lanbesvertretungen, 

Ein Shluß:ProtofolT von demfelben Tage enthält unter Anderem 
noch folgende Bemerkungen, Erflärungen und PVerabredbungen: 

2. Se. Durdlaucht der Fürft wird von dem Ihm im Art. 4 des Haupt: 
vertrages vorbehaltenen Zuftimmungsredhte zu ben Geſetzen feinen ber preu— 
ßiſchen Berwaltung binderlien Gebrauh machen. Die Perſon bes anzu: 
ftellenden Landes-Directors wird vor deſſen Berufung Sr. Durdlaudt bem 
Fürften nambaft gemacht werden. Wird die Anftellung beanftandet, jo werben 
zwei andere Individuen namentlich bezeichnet werben, zwijchen benen Ge. 
Durdlaucht ber Fürſt binnen Monatsfrift eine Wahl treffen wird, 

6. Zn Bezug auf bie Militär-Convention und Militär-Verhältniſſe 
bleiben weitere Berabrebungen vorbehalten. 

7. Die Landes:Berwaltung wird dem fürftlihen Gonfiftorium Behufs 
een feiner Anordnungen, wie bisher, ben erforderlichen Beiftand 
feiften. 


19. Juli. (Preußen und Heffen). Nach langwierigen Unterhandlun: 


[4 


20. 


gen (jeit dem März) kommt endlich ein Poftvertrag zu Stande, 
durch welchen Heflen fein Poſtweſen an Preußen abtritt, fat in allen 
Punkten gleichlautend mit den übrigen Verträgen, welche Preußen 
mit den Staaten des ehemaligen Tarisihen Poſtgebietes abgejchloffen 
hat, fo daß er alle erforderlichen Elemente zur Unification des Boft: 
wejens innerhalb des norddeutſchen Bundes barbietet. 


„» Breußen: Kurdefin). Der „Wolkenbruch“ von Unifications- 
maßregeln, namentlid feit Anfang biefes Monats, bat in ben neu 
erworbenen Landestheilen nicht nur einen großen und allgemeinen 
Widerwillen hervorgerufen, jondern namentlih in Kurheſſen einen 
völligen Umſchwung der Stimmung, bie bisher der Annerion ar 
Preußen durchaus günftig war, hervorgerufen. Die Heffiihe „Morg. 
Ztg.“, das Drgan der feit lange preußiſch gefinnten Partei erklärt 
geradezu: 

„Die Worte „Ichonende Hand,” „Milde," „berechtigte Eigenthümlichkeit“ ꝛc. 

find almählihd zum Gefpött geworben, und man begegnet häufig genug ber 
Frage: wie man denn härter gegen uns hätte verfahren Fünnen, wein wirfs 
lid) gegen das Volf Krieg geführt worben wäre, ober wenn nicht ber deutſche 
Bruderſtaat, fonbern eine nichtbeutjche Macht uns erobert und mit ſich ver» 
einigt hättel“ 
„ (Breußen) Der Staatsanz. veröffentlicht eine kgl. Derorb- 
nung, betreffend bie rechtliche Natur, die Verwaltung und bie Ber: 
äußerlichfeit der Domänen und Regalten in ben neu erworbenen 
Zandestheilen, welche im $ 1 die in Preußen geltenden Beftimmungen 
auf die neuen Provinzen ausbehnt. Der nichtamtlihe Theil des 
Staatsanz. bringt dazu einen Commentar, welcher u. U. bemerft: 

„In mehreren ber neu erworbenen Gebietstheile find bie dießfälligen 
Berhältnifje bie Urſache aufregender Eonflicte zwifchen dem Regentenhauſe 
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und bem Lanbe gewefen, welche, ohne überall in befriedigenber Weife zum 
Austrage gebracht worden zu fein, mit der Einverleibung jener Länder in ben 
preugifhen Staat fi) erledigt haben. Zur Durhführung eines einheitlichen 
Staatsrehts, fowie um dem dringenden praktiſchen Bedürfniſſe einer gleiche 
mäßigen und geficherten Verwaltung zu genügen, bat bie Verordnung bie 
gegenwärtig erlangten Domänen und Regalien den für die Monardie all: 
gemein giltigen Orunbjägen und Beflimmungen unterworien, Wenn es 
biernad) Auläffig ift, Domänen zu verfaufen, fo bat ſich die Frage, in welchen 
Fällen mit einem ſolchen Verfaufe vorzugehen fei, wie in den Älteren Pro— 
vinzen nad; den maßgebenben flaatswirtbichaftlihen Prinzipien zu richten.“ 


20. Juli. (Preußen). Die Staatsanwaltfhaft appellirt gegen has 


25. 


27. 


30. 


Erkenntniß des Kammergerichts als Disciplinarhofes gegen die Abgg. 
Tweſten und Lasker v. 3. d. M., weil es nit die Amtsentſetzung 
derſelben ausgeſprochen hat. 


„ (Medlenburg). Um den Anforderungen des norddeutſchen 
Bundes gerecht zu werben, erläßt ber Großherzog aus eigener Macht: 
vollfomnenheit ein neues Refrutirungsgejeb. 


» (Breußen: Schleswig-Holftein). Das Stabteollegium von Altona 
entjcheibet fiy mit einer Stimme Mehrheit für bie Freihafenftellung 
der Stabt. 

„ (Breußen: Hannover). Die Königin Marie verläßt endlich, dem 
Drude Preußens weichend, bie Marienburg, wo fie bisher ben Mittel: 
punft aller Umtriebe gegen bie neue Ordnung ber Dinge bildete, 
und gebt zu ihrem Gemahl nah Hietzing. 

„ Preußen). Im Abmejenheit des Botſchafters Tiest der franz. 
Gefhäftsträger dem preuß. Minifter eine Depefhe Mouftiers bez. 
Nordſchleswig vor. Preußen reclamirt lebhaft gegen bie Einmiſchung. 
Frankreich entihulbigt fi, daß es eine bloße Anftruction für feinen 
Vertreter zu feiner Darnachachtung, aber Feine zu birecter Mit: 
theilung bejtimmte Depeſche geweſen jei. 

„ MRordbeutfher Bund). Durch Publicandum aus Ems über: 
nimmt der König von Preußen „bie Uns durch die Verfaflung des 
nordd. Bundes übertragenen Rechte, Befugniffe und Pflihten für 
Uns und Unfere Nachfolger in ber Krone Preußen”. 


„ (Preußen: Hannover). ine Verſammlung von Delegirten in 
Hannover erklärt fi ſehr energifh gegen bie Einführung des In— 
ftitutS der preuß. Landräthe. 

»„ (Breußen: Kurbefien). Den 7 noch lebenden verfafjungstreuen 
Dffizieren von 1850—51 werden vom König Penſionen berilligt. 
„ (Breußen: Hannover). Zufammentritt der hannov. Vertrauens: 
männer unter dem Vorſitz bes Minifters des Innern zu Berlin. 

„ Preußen: Kurheſſen). Der König empfängt in Ems die Mit- 
glieder des früheren Ständeausſchuſſes, der jchon früher eine Im— 
mebiateingabe an den König zu Ounften ber Erhaltung des Staats: 
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ſchatzes für das Pand gemacht Hatte und jedt die Zuficherung bes 
Königs erhält, die Maßregel v. 5. d. M. fei fiftirt und eine neue 
Unterfuhung angeordnet, in welcher die Anſprüche des Landes bie 
vollſte Würdigung finden würden. 
Die Ymmebiateingabe bezwedte, den König um Erhaltung der bereötigten 
Eigenthümlichkeiten des Landes, wie biefelbe ſowohl bei der Beſetzung bes 
leßtern als ſpäter verfprochen worben, insbefondere I. um Herftellung einer 
PropinzialeSonbervertretung nach Analogie ber bisherigen Stünbeverfamms 
lung zu bitten. Für diefe wurde cin Schema der Gegenitände, auf welde 
ihre Zuſtändigeit ſich zu erftreden babe, in jieben Punkten aufgeftellt, von 
welchen ber jiebente die „Mitwirfung bei ber Verwaltung bes Haus: und 
Staatsſchatzes nah Maßgabe der bejtehenden Gefeße und Bereinbarungen 
aus dem Jahre 1831” betraf. An diefen Punkt anfnüpfend hieß es dann 
in ber Immediateingabe des bleibenden Ausjchuffes weiter: „Diefer legte Punkt 
it um fo wichtiger, als IT. die Ausfcheidung eines Sondervermögend uners 
läßlich ericheint, wenn eine gedeihliche provinzielle Selbftändigfeit und Selbſt— 
verwaltung ftattfinden, und zugleich das Furheifiiche Volk Hinfichtlich des bis— 
berigen Staatsvermögens mit Gerechtigkeit und Billigkeit behandelt werden 
jol. Es iſt Fürzlih angeordnet worden, daß bie ‚Turbefjiichen Lande ganz 
nach preußiicher Weife bejteuert werben; es find danach fünftig zufolge einer 
vorläufigen, gewiß aber viel zu geringen Annahme iiber 90,000 Thaler jähr— 
lih an bdirecten Steuern mehr aufzubringen, als bisher. Wir finden dieß 
begreiflih. Auch ift fehr natürlich, daß die bedeutenden Waldungen, bie zahl: 
reihen Domänengüter und fonjtigen Domanialien, jebodh mit Ausnahme ber 
aufgefpeicherten, in Preußen zu laufenden Ausgaben verwendeten Ablöſungs— 
Fapitalien (fogenannte Laudemialfonds) ohne Weiteres bem altpreußijchen 
Staatsvermögen zugerechnet werben. Anders verhält e# fi aber mit bem 
Staatsihape. Wir dürfen wohl baran erinnern, daß ber fogenannte Haus: 
und Staatsſchatz von den Geldern herrührt, welche nad; Ueberlafjung von 
Soldaten an bie britifhe Regierung im vorigen Jahrhundert gelöst wurben, 
Diefes fogenannte Blutgeld bildete lange Zeit einen Streitgegenftand zwiſchen 
ber Landesherrſchaft und den Landſtänden. Endlich, im Sabre 1831, fam 
ein Vergleih babin zu Stande, daß eine gefonderte fpeziel controlirte Ver: 
waltung eingefeßt, und eine Theilung der Kapitalien und bes Auffommens 
zur Hälfte für den Staat, zur Hälfte für das furfürftliche Haus verabredet 
wurde. Eine Verwendung ber Kapitalien, wie ſolche nah volkswirthſchaft⸗ 
lihen Grundfägen wohl geboten gewefen wäre, fand nicht fatt, weil ber 
Landesherr feine Einwilligung verfagte, wohl aber blieben die nothwendigſten 
Aufgaben unerledigt: fo 3. B. hat das Land troß breißigjährigen Mahnungen 
zur Stunde nod) feine rrenbeilanftalt; eben ſo wurde die Ausflattung ber 
Bolksfhulen, die Anlegung von Krankenhäuſern vielfach vernadhläffigt. Wollte 
man nun zu ben langjährigen Erduldbungen und Entbehrungen und zu ben 
Steuererhöhungen aud noch bie Entziehung des Staatsihages hinzufügen, 
ber doch nad den erwähnten Vereinbarungen und nad dem Gelege vom 
27. Februar 1831, die Bildung und Verwaltung bes Staatsſchatzes betreffend, 
für immer das unbezweifelte und ausschließliche Eigentbum des Pandes fein 
ſoll, fo wäre das ficher nicht nur unbillig, fondeın auch unpolitifch, unſer 
Sand würde baum, trog allen Zuficherungen und trotzdem, daß die Preußen 
nirgends freundjchaftliher aufgenommen morben find, als in Helen, härter 
betrofjen werben, al® irgend ein anderes, was body ficher ben gerechten und 
bohherzigen Intentionen Ew. Majeftät nicht entſpräche.“ Der Gingabe war 
= Denkſchrift über Gefhichte, rechtliche Verhältniſſe ꝛc. des Staatsſchatzes 
eigelegt. 
31. Juli. Schluß der Verhandlungen der Bundes-Liquidations-Commiſſion 
in Frankfurt: Vertheilung der Activen des ehemaligen deutichen Bunde. 
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3. Aug. (Preußen: Hannover), Schluß der Berfammlung hannover: 

ſcher Vertrauensmänner in Berlin. 

Da die Verhandlungen nicht öffentlich waren, fo gibt einer ber Vertrauens: 
männer, der Stabtiyndicus Albrecht, den ftäbtifchen Gollegien von Hannover 
in Öffentlicher Sigung Bericht über ihre Thätigkeit mit bem Beifügen, nad 
ben Aeußerungen des Minifters Eulenburg glaube er hoffen zu dürfen, daß 
Preußen feinen ber Wünſche und Vorfchläge der Vertrauensmänner unbe— 
achtet laſſen würde. Auf bie Ausiheidung eines Provinzialfonds für Hans 
nover gebe er inbeljen fehr wenig Ausfiht. Die Vertretung bes Landes auf 
ben Provinziale und Gommimnallandtagen fowie auf ben Sreistagen folle 
durchweg aus ritterfchaftlichen, jtädtiihen und ländlichen Abgeordneten be— 
ftehen, jedoch unter Bejeitigung des Adelserforbernifjes bei deu erfteren, und 
in gleicher Anzahl für jeden ber drei Stände. Daß biefes Syſtem ben Ber: 
trauensmännern allen erwünſcht fei, wolle er keineswegs behaupten; aber es 
fei nicht zu bejeitigen, jo lange die Reform in Preußen ſelbſt nicht durch— 
geführt jei, 

»„ Greußen). Die öſterr. Kaiſerfamilie bedankt fih in Berlin 

für bie fo thätige Verwendung bes preuß. Gefandten in Merico, 

Hrn. v. Magnus, zu Ounften des unglüdlihen Kaifers Mar. 

„ MRorddeutfher Bund). Beginn der Verhandlungen mit Ham: 

burg, Bremen und Lübeck und ben beiden Medlenburg über ihren 

Eintritt in den Zollverein oder die Feftftellung eines Averſums als 

Entihädigung ber Bundesfaffe. 

— „ (Breußen: Naſſau). Der ehemalige Herzog proteftirt umfonft 
bei allen Landesoberfchultheißereien gegen die Uebertragung ber Do- 
mänen auf den preußiichen Fiscus. | 

12, „ Morddeutſcher Bund). Durch Präfibialerlaß des Königs 
von Preußen wird ein Bundesfanzleramt errichtet „für bie dem 
Bunbesfanzler obliegenbe Verwaltung und Beauffichtigung der burd) 
die Verfaſſung des nordd. Bundes zu Gegenftänden der Bundes: 
verwaltung gewordenen, beziehungsweife unter bie Aufficht des Bundes: 
präfibiums geftellten Angelegenheiten, jo wie für bie dem Bundes— 
Fanzler zuitehende Bearbeitung der übrigen Bundesangelegenheiten“ 
und bas Präſidium diefer neuen Behörde dem Geh.Rath Delbrüd 
übertragen. 

14. „ (Preußen: Nafjau). Der König verläßt Ems, um mieber nad) 
Berlin zurüdzufehren, nachdem er durch öffentlichen Erlaß fi über 
jeine Aufnahme in Naffau fehr befriedigt ausgeiprocdhen hat. 

15. „ Morddeutiher Bund). Eröffnung des Bundesraths. Der 
Bundeskanzler macht demfelben Vorlagen bez. der neuen Zollvereind: 
verträge mit Süddeutſchland und bez. eines zu erlaffenden Poſt— 
gejehes, Heimathsgefeges und Conjulatsgefehes. 

„ » (Breußen: Frankfurt). Beſuch bes Königs in Frankfurt. Beim 
Empfang der Senatsbeputation erflärt er unumwunden, es feien 
Mißverftändniffe und Irrthümer in Beziehung auf Frankfurt vor: 
gefallen, er hoffe dieſelben von Berlin aus zu bejeitigen. 
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415.—17. Aug. (Preußen: Kurheſſen). Beſuch des Königs in Kaffel. 


Slänzender Empfang. Der König erflärt ſchon in feiner Antwort 
auf bie erfte Begrüßung „es müfle zugegeben werben, es feien in 
legter Zeit mandherlei Irrungen vorgefommen, die befeitigt werben 
fönnten und bejeitigt werden follten; er habe dieß ſchon in Ems 
gefagt und habe gerade deßhalb jett nad Kaſſel fommen wollen und 
fage es heute noch einmal.“ Vor feiner Abreife erklärt der König 
neun Mitgliedern der ehemal. kurheſſ. Ständeverfanmlung „er könne 
nur wieberholen, was er ſchon in Ems und bei feiner Ankunft in 
Kaffel gejagt Habe; namentli der Staatsſchatz werde jebenfalls den 
bejonderen Intereſſen Heffens dienftbar bleiben. Er ſpreche noch— 
mals feine Freude und feinen Dank für den ihm gewordenen wirk: 
lih überrafhenden Empfang aus; namentlih nad dem was in 
letter Zeit vorgefommen, fei ein fo herzlicher Empfang eine wahre 
und ſchöne Ueberrafhung für ihn geweſen.“ 


16. Aug. (NRorddeutfher Bund). Der Bundesrath nimmt vorläufig 


20. 


in 
iv 


bie ihm vom Bundeskanzler vorgelegte Geſchäftsordnung an, wählt 
ben preuß. Legationsrath Lothar Bucher zu feinem Protokollführer 
und befchließt, die allgemeinen Neichstagswahlen auf ben 31. Auguft 
anzulegen. — Der Bunbesrath wählt feine Ausfhüfle, der König 
von Preußen ernennt bie Mitglieder der von ihm zu beftellenben. 


„ (Preußen). Antwort auf die dänifche Depefche vom 20. Juli 
bez. der nordſchleswigſchen Frage. 


Graf Bismard jpricht ſich darin, gegenüber dem däniſchen Vorſchlag einer 
vertraulichen und birecten Berbandlung, zuftimmend aus, und nimmt auch 
mit Genugthuung davon Act, dab bie däniſche Regierung fich bereit erfläre, 
ben auf ben abzutretenden Theil Schleswigs treffenden Antheil an ber 
Staatsſchuld der Herzogthümer zu übernehmen. Was aber bie Garantiefrage 
anbelangt, fo erklärt er, daß ihm die däniſche Gefeggebung nicht die aus» 
reichende Bürgſchaft für ben Schuß der Nationalität ber ihr zu unterftellenden 
Deutihen zu gewähren ſcheine. SHinfichtlich der Auslegung bes Art. 5 bes 
Trager Friedens hält Graf Bismard jeine in ber Depefhe vom 18, Juni 
niebergelegte Anichauung aufrecht und ijt ber Anficht, daß die Abftimmung 
erit zu erfolgen babe, nachdem eine Verftändigung über die Demarcationss 
linie erzielt fei. 


„ (Preußen: Hannover). Der König octroyirt der Provinz kraft 
der ihm vom Landtage bis zum 1. Det. ertheilten Machtvollkommen⸗ 
heit eine provinzialitändifche Verfaffung. 

Provinzialſtändiſche Verfſaſſung Hannovers: $ 1. Das 
Gebiet des vormaligen Kar. Hannover bildet einen provinzialfändifchen Vers 
band. Der Verband hat die Rechte einer Corporation, Derfelbe wirb durch 
Provinzialftände vertreten, welche fi auf dem Provinzial:Landtage verfam: 
meln. $ 2. Dem Provinzial:Canbtage fteht unter ber Mitwirkung und Auf: 
fiht der Staatsregierung die Beihlußnahme über die Gommunal:Angelegens 
heiten ber Provinz, die Verwaltung unb Vertretung ber provinzialftändifchen 
Inftitute und Vermögensrechte zu. Er ift befugt, im Intereſſe ber Provinz 
Ausgaben und Leiftungen zu übernehmen und bie Art und Weife ber Ayfs 
bringung berjelben zu beſchließen. Er bat außerbem bie Rechte und Pflichten 
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ber in ben Älteren Landestheilen des preuß. Staates bejlehenden Provinzial: 
ftände. $ 3. Der Provinzial= Landtag befteht aus 6 Virilſtimmen und 25 
gewählten Abgeorbneten aus bem Stande ber größeren Grunbdbefiter, 25 
Abgeordneten aus dem Stande der Städte und 25 aus bem Ötanbe ber 
Landgemeinden. $ 5, Die Abgeorbneten ber größeren Grundbefiger werben 
bis auf Weiteres gewählt von ben Ritterfchajten ber einzelnen Bezirke und 
find aus denfelben zu wählen. Bas bisher bejtandene Erforderniß des ade— 
ligen Standes für die Aufnahme in einige Ritterfchaften wird biemit auf: 
gehoben. $ 6. Die Abgeordneten der Stäbte werben von ben Magijtraten 
und Bürgervorftehern aus beren Mitte gewählt. $7. Im Stande der Land: 
gemeinden erfolgt die Wahl durch die zeitigen Mlitglieder der dritten Curie 
ber betreffenden Landichaft. Zu Abgeordneten fünnen nur Grundbefißer bes 
Bezirks gewählt werben, deren Grundbefig mit einem Wohnhauſe verjehen 
zu mindeftens 150-300 Thir. Reinertrag nah der Grundjteuerihäßung 
veranjchlagt und entweder ererbt ober wenigitens ein Jahr vor ber Wahl 
erworben iſt. $ 8. Die Wahlen gejchehen auf 6 Jahre bergejtalt, daß alle 
3 Sabre die Hälfte der Abgeordneten jedes Standes ausicheidet. Für jeden 
Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. $ 10. Der Lande 
tage: Marihall wird vom König ernannt. F 11. Zum fol. Commifjär beim 
Lanbtage wird ber Ober-Präſident beftimmt. $ 13. Der Provinzial-Landtag 
wird, jo oft es das Bedürfniß erfordert, vom Könige berufen. F 14. Zur 
Beſchlußfaſſung ift die Anmwefenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder 
erjorberlih. Die Beichlüffe werden durch einfache Stimmenmehrheit der An: 
wejenden gefaßt, doch find für gewilje Beſchlüſſe zwei Drittheile und unter 
Umftinden felbft die Abftimmung nad Ständen erforderlich. $ 17. Die 
Beichlüffe unterliegen theils der Genehmigung des Königs, theils derjenigen 
ber Rejjort-Minifter. F 20. Die Geihältsordnung ift vom Landtage unter 
Deflätigung des Ober = Präfidenten aufzuftellen. $ 21. Die gewählten Mit— 
glieder des Provinzial-Landtags erhalten Diäten und Reijefoflen. Der Betrag 
berjeiben fowie bie Art und Weife ber Aufbringung iſt durch Beſchluß des 
Provinzialstandtags mit Genehmigung bes Ober-Präfidenten zu beftimmen. 


24. Aug. (Preußen) Eine k. Verordnung regelt das Münzmwefen in 


26. 


26.— 


ben neu erworbenen Landestheilen. 


» (Breußen: Kurheſſen). Kurheſſiſche Bertrauensmänner treten 
unter dem Vorfige des Minifters Eulenburg in Berlin zujammen. 


29. Aug. Berfammlung des volkswirthſchaftlichen Congreſſes in 
Hamburg. Lebhafte Debatten über die Wünſchbarkeit und Roth: 
wenbigfeit einer DVereinfahung des Zolltarifs und über die Trage, 
welcher Erjag für den daraus entftchenden Ausfall in den Staats: 
einnahmen zu jchaffen ſei. Neben der beiden Referenten Michaelis 
(Berlin) und Wolff (Stettin) für die inbirecten Steuern und bie 
regierungsjeitige Erhöhung einzelner Confumtionsfteuern und bagegen 
der Herren Böhmer: (Züri) und Emminghaus (Karlsruhe) für 
bie directe Befteuerung, namentlih Vermögens: und Eintommens: 
jteuer als die rationellfte und am wenigſten drückende. Schließlich 
werben folgende Reſolutionen als Ausdrud der Anfhauungen des 
Eongrefjes beihloffen: 

4) Aufgabe der Tarifreform im Zollverein ift gegenwärtig a) bie con 
jequente Bejeitigung des Schußiyftens, b) die Zurüdführung des Tariſs auf 
wenige nad finanziellen Nüdfichten ausgewählte Poſitionen, c) bie durch— 
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greifenbe Reviſion der Zollgefeßgebung und Verwaltung, in Uebereinfimmung 
mit ben berechtigten Anforberungen bes beſchleunigten und gefteigerten Verkehrs. 
2) Tie Dedung bes dadurch entftehenden Einnahme -Ausfalles iſt auf bie 
Dauer zu erwarten theils von ber durch bie bezeichnete Tarifreforn im 
Allgemeinen zu bewirfenden Steigerung der Production und des VBerbrauds, 
theils von einer rationelleren Anordnung und Grmäßigung ber Zoll- reſp. 
Steuerfäge für AZuder, durdy welche diefer in allen Formen im Maſſen— 
verbraud zugänglich gemacht wird. 3) Zur Dedung bes vorübergehenden 
Ausfalls find zeitweile mäßige Zuſchläge zu einzelnen Conſumtionsſteuern 
zulälig, unter Ausichluß derjenigen Abgaben, welche nothwendige Lebens: 
bebürinifje treffen. 4) Soweit etwa aus biefer Rüdficht ein Zuichlag zur 
Tabafsbeiteuerung in Frage fommen follte, ift auch bei diefer daran feftzu: 
balten, daß a) das im Zollverein hergebrachte Princip einer mäßigen Bes 
fteuerung bes Verbrauchs gewahrt, b) der bisherige Beſteuerungsmodus im 
MWeientlichen beibehalten, jeboch bie Uebergangsſteuer für. den nad Nord— 
beutichland gehenden ſüddeutſchen Tabaf befeitigt und dafür die in Preußen 
beftehende innere Verbrauchsfteuer auf die jübbeutichen Staaten ausgedehnt 
werde, und ec) jebe veratorijhe Gontrole der Production und bed Vertriebs 
ausgefchlofien bleibe. 


30. Aug. (Preußen). General Rieben, der bisherige Director im 


31. 


Marine: Minifterium, erhält die nachgeſuchte Entlaffung und wird 
nunmehr wenigſtens proviſoriſch duch einen wirklichen Fachmann, 
den Vice-Admiral Jachmann, erſetzt. 


„Morddeutſcher Bund). Allgemeine Reihstagswahlen. 


Refultate: Hannover 12 National Liberale gegen 7 PBerticulariften 
(bei ber früheren Wahl 9 gegen 10); Kurheflen 6 National:Liberale, 1 Alt: 
liberafer und 1 Glerifaler (der Candidat ber demokratiſchen Partei unterliegt 
in 3 Wahlbezirfen, wo er als Gegencandidat des nationalsliberalen Candidaten 
aufgeftellt wurde); in Pofen fiegt dießmal ber deutihe Candidat in der 
Stadt Pofen über ben polnifhen, bo nur mit 40 Stimmen; Sachſen 7 
Gonfervative, 6 Demokraten, 5 Nationalsfiberale, in 5 Wahlbezirken ijt eine 
zweite Wahl nothwendig; Medienburg: Schwerin 5 Nationalstiberale (160,000 
liberale gegen 32,000 feubale Stimmen); Strelig 1 Liberaler (6000 gegen 
2000), 1 Gonjervativer; Schleswig = Holitein: für Schleswig 3 Deutiche, 1 
Düne (früher 2 Deutihe, 2 Dänen, indem in Folge ber veränderten Ein: 
theilung der beiden Wahlfreije in Norbfchleswig in Flensburg bie Deutſchen 
mit 8375 Stimmen fiegen gegen 7618.) Merkwürdiger Weile gaben im 
ganzen Herzogthum Schleswig in allen 4 MWahlfreifen die Dänen 25,598, 
die Deutihen nur 24,663 Stimmen ab, was bei dem unzweifelhaiten Ver: 
bältnig der Nationalitäten in ber Geſammtbevölkerung freilich nur daher 
rühren Fan, baß bie Dänen fi) an den Wahlen zahlreicher betheiligten als 
bie Deutjchen. | 
„ Rorbdeutfher Bund). Don Preußen find bie jegt Militär: 
Eonventionen mit folgenden norbdeutihen Staaten abgeſchloſſen 
worden: Weimar, Meiningen, Coburg, Altenburg, Echwarzburg: 
Aubolftadt, beide Reuß, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg-Sonders⸗ 
haufen, beide Lippe, Lübel, Bremen und Hamburg. Mit Walded 
fteht. der Abſchluß einer Convention noch bevor. Es bleiben beim: 
zufolge nur noch Braunfchweig und bie beiden Medlenburg, melde 
leßteren bie neue Organifation ihrer Streitkräfte definitiv in bie 
eigene Hand genommen Haben. Enblih iſt auch noch, aber auf 
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anderer Grundlage als mit den angeführten Staaten, eine Militär- 
Convention mit Darmſtadt abgefehloffen worden. 


Die Conventionen zerfallen in ſolche, bei welchen die betreffenden Staaten 
von ber Stellung eines eigenen Gontingents ganz abfehen und ihre militärijche 
Leiftung einfah an Breußen übertragen, und in folde, bei welchen bie be: 
treffenden Staaten bie eigene Contingentsftellung als Beftandtheil bes norb- 
deutſchen Bundesheeres aufrecht erhalten. Zu bielen legteren Staaten gehören 
bie fieben thüringiſchen: Sachſen-Weimar, Meiningen, Coburg = Gotha und 
Altenburg, Schwarzburg -Rubdoljtadt und die beiden Reuß, welche zujammen 
3 Infanterie-Regimenter aufbringen, wie Anhalt, deſſen Militär-Eontingent 
auf 1 InfanteriesRegiment bemejjen if. Jene anderen Staaten dagegen find: 
Oldenburg, Lippe-Deimold, Schaumburg:fippe, Schwarzburg-Sonbershaujen, 
Bremen, Lübel und Hamburg, wozu Walde mit Abſchluß feiner Conven— 
tion binzuireten wird. Bon ben Truppen biefer Gontingente treten das 
Infanteries und das Dragoner:Regiment Oldenburg nebft den beiden olden= 
burgifchen Batterien in bie preußilche Armee über, unb bie vier Bataillone 
und zwei Escadrons der Hanfeftädte find aufgelöst worden, um durch neue 
preußifche Truppenbildungen erjegt zu werden. Die beiden ehemals bamburs 
giihen Escadrons werben zu dieſem Behuf mit bem nur brei Escadrons 
ftarfen olbenburgiichen Dragoner eItegiment vereinigt werben, bie Infanterie 
ber Hanfeftäbte bildet dagegen ein neues, nunmehr preußiiches Infanterie— 
Regiment. Ebenjo werden bie Gontingente ber vorgenannten Fleinen Staaten 
zufammen ein neues Infanteries Regiment formiren. Die brei reip. vier 
Regimenter treten in allen Einzelnheiten auf preußifchen Fuß, bie Infanterie 
per Regiment & 3 Bataillone zu je 4 Compagnien, das Gavallerie-Regiment 
& 5 Escadrons. Dasjelbe gilt auch von ben 3 thüringiihen NRegimentern 
und dem anhaltiſchen Regiment, Die Uniform bei allen biefen Truppen ift 
genau ber preußifchen nachgebildet, bagegen verbleiben ihnen bie bisher ge— 
führten Fahnen, wofern bie einzelnen Gontingente nicht ala ſolche in ber 
neuen Drganijation überhaupt zu eriftiren aufhören. Als fonftige Unter: 
Iheidungszeichen führen das 1. thüringiihe Infanterie: Regiment (Weimar) 
und bas anhaltiiche Regiment, wie bie ehemals oldenburgiſchen Truppentbeile, 
den Anfangsbuchitaben ihres Lanbesheren auf ben Achſelklappen und das 
Mappen ihres Landes ala Helmzierde. Die Difiziere tragen am Helme neben 
ber Sandes= bie preußiſche Cocarde, ebenfo leiften fie dem Könige von Preußen 
ben Fahneneid. Die filberne Schärpe und das jilberne Portepee enthalten 
die norddeutſchen ftatt der preufiichen Farben (die erfte Anwendung ber 
norbbeutihen Farben auf bas preußiſch-norddeutſche Militärweſen). Den 
Angehörigen aller diefer Staaten fteht es frei, bei ihren reſp. Gontingenten 
oder auch bei preußiihen Truppen ihrer Dienftpflit zu genügen. Die 
Gonventionen gelten zugleich in allen babei in Betracht Fommenden Punkten 
jür die Reſerven und Landwehren dieſer Gontingente. Die Aushebung wird 
überall von Preußen übernommen, und bie zum Dienft bei den Special- 
waffen tauglich befundenen Mannjhaften werben vorläufig bei preußijchen 
Truppentheilen eingeftelt. Für fpäter bleibt die Errichtung von zwei thüs 
ringifhen und einem im Anhaltiſchen garnifonirenden Gavallerie - Regiment 
vorbehalten, wie wahridheinlid auch die von beſonderen Specialwaffen. Vor: 
läufig find alle dieſe Eonventionen, mit Ausnahme berer mit den Hanſe— 
ftädten, welche Feine genaue Zeitbeftimmung enthalten, auf fieben Jahre ab: 
geſchloſſen. Vertragsmäßig müfjen nah Hamburg zwei preußiiche Bataillone, 
nad Büdeburg ein Qäger- Bataillon und nad Detmold, Sondershauien, 
Bremen und Lübeck je ein Infanterie-Bataillon in Garniſon gelegt werben. 
Die Verlegung ber Contingents-Truppen nach beliebigen Garnijonen, in wie 
außer ben Grenzen bes Gebietes ihres Landesherrn, bleibt übrigens allein 
ber Eniſchließung bes oberfien Kriegsherrn, des Königs von Preußen, vor: 
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bebalten. Späteftens bis zum 1. October db. J. müſſen alle diefe Neu— 
formationen und Neuorganijationen zu Enbe geführt werben. Die Eontingent: 
fielung für bie beiben Medtenburg und Braunfchweig ift officiell noch nicht 
befannt, fol jedoch nach Zeitungsangaben für die erften beiden Staaten 2 
Infanterie Regimenter & 3 Bataillone, 2 Dragoner-Regimenter & 5 Escadrons 
und 4 Batterien, für Braunichweig 1 Infanterie, 1 Hufaren:Regiment und 
2 Batterien betranen. Diefe Truppen mit den 7 Anfanterie« Regimentern, 
1 DragonersRegiment und 2 Batterien ber Gontingents:Truppen zuſammen— 
gefaßt wird fih demnach bie Gefammttruppen = Aufftelung ber norbdeutichen 
Kleinitaaten auf 30 Bataillone, 20 Esfadrons und 8 Batterien, ftatt bisher 
33 Bataillone, 13 Gsfadrons und 6% Batterien berechnen, wozu dann an 
außerpreufifhen Truppen in der Armee des norbbeutichen Bundes noch bie 
von Sachſen und Hellen-Darmijtadt Binzutreten. 

Wie das Militärweien fo ift aud das Poſtweſen durd Verträge 
Preußens mit ben verjchiedenen Staaten in Folge des Vertrages mit 
dem Haufe Taris im MWefentlichen geregelt: 

Un Geldentihäbigung für die Ausübung. des Poſtrechts erhalten jährlich ; 
Heffen-Darmftadt 40,000 fl., Sachſen-Weimar 10,277 Thle. 23 Sgr. 6 Pi., 
Sachfen: Meiningen 9275 fl., Sachſen-Coburg-Gotha 6250 Thlr., Reuß j. 2. 
3000 Thlr., Lippes Detmold 2000 Thlr. und Schwarzburg: Sonbershaufen 
1305 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. Selbſtſtändige Poftverwaltung behalten Braun: 
ſchweig, die beiden Medienburg und das Königreih Sacjen. 


— Aug (Medlenburg). Um den Anforderungen der Zeit boch all: 


mälig zu entjpredhen, befiehlt der Großherzog die Anlegung Kleiner 
Häuslereien auf ben großen zivei Fünftel ber Landesflähe umfafjen- 
den Staatsbomänen möglichſt zu begünftigen. 


— Sept. (Preußen: Hannover). Preußen ftellt dem ehemal. König von 


Hannover eine Art Ultimatum bez. eines Abkommens über feine 
Vermögensverhältniffe, indem es ihm erklärt, daß die Madtvoll- 
fommenheit des Königs bez. Hannover mit dem 1. Det. zu Enbe 
gehe und bie Angelegenheit nachher nur im Einverjtändnig mit dem 
preuß. Landtag geregelt werden könnte, wodurch die Ausfichten bes 
Königs Georg Faum günftigere würden. 


„ (Preußen: Kurheſſen). Schluß der Berhandlungen der in 
Berlin verjammelten kurheſſiſchen Bertrauensmänner. Diefelben 
übergeben dem Minifter des Innern ſämmtlich mit Ausnahme ber 
vier ritterſchaftlichen Mitglieder folgende Erkärung: 

„Wir haben uns bei unferen Anträgen auf foldye allgemeine Landes— 
anliegen beſchränkt, Hinfichtlich deren nach Page ber Dinge eine anderweite 
Entjheibung noch möglich und erforderlich erſchien, es dagegen nicht für unfere 
Aufgabe gehalten, Wünſche zu verfolgen, die, wie bereihtigt fie auch find, 
entweder mehr auf einem örtlichen Intereſſe berufen ober aber vollendeten 
Thatſachen gegenüberfichen. Aus ber Einberufung von Vertrauensmännern 
und aus dem Umſtande, daß benjelben weitere Borlagen nicht gemacht wurben, 
Ihöpfen wir übrigens die Hoffnung, daß bie zum 1. October, wo bie preu— 
Bilche Verfaſſung auch bei uns eintritt, weitere, in das Gebiet ber Gejek- 
gebung einſchlagende Anordnungen nicht ohne Beirath von DBeriretern des 
Landes getroffen werben, und erlauben und, dies als Wunſch auszuſprechen.“ 


„ (übel) Die Bürgerfchaft bevollmädtigt mit 21 gegen 5 
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Stimmen ben Senat zu Unterhanblungen mit Preußen behufs Ein: 
tritt in den Zollverein. 


4. Sept. (Hamburg). Der Senat weigert ſich entſchieden, auf dag von 
ber bemofratifchen Linken der Bürgerfchaft betriebene Begehren einer 
Revifion der Verfaſſung, um biejelbe in Folge des norbdeutichen 
Bundes auf eine einfache. Stabtverfaffung herabzuſetzen, einzugehen. 

7. , Morddeutſcher Bund). Circulardepeſche des Grafen Bis: 
marck über die Politik Preußens und die Haltung des norddeutſchen 
Bundes gegenüber Süddeutſchland: 

„Euer ꝛc. habe ich bereits die Aeußerungen mitgetheilt, welche uns ſowohl 
von kaiſerlich öſterreichiſcher, wie von kaiſerlich franzöfifcher Seite über bie 
Bedeutung und ben Charakter der Salzburger Zuſammenkunft zugefommen 
find, und ivelde wir nur mit Befriedigung haben entgegennehmen fönnen. 
Es war voraus zu fehen, daß es ſehr ſchwer fein würbe, bie öffentliche 
Meinung zu überzeugen, baß eine Thatſache, wie bie Aufammenfunft der 
beiden mächtigen Monarchen Angejihts ber gegenwärtigen Lage ber euro: 
päifchen Polttif, nicht eine tiefer Tiegende Bedeutung und weiter gehende 
Folgen habe, und bie Anfangs mit einer gewiſſen Befliffenheit und bem 
Anſcheine ber Authenticität verbreiteten Nachrichten über beabfihtigte ober 
gefaßte Entichließungen auf dem politijchen Gebiete waren nicht geeignet, bie 
Zweifel über ben Zwed ber Zufammenfunft zu heben. Es gereiht uns um 
jo mehr zur Genugthuung, aus den öÖfterreichifchen und franzöfiichen Erklär— 
ungen die Verfiherung zu entnehmen, daß ber Beſuch bes Kaijers Napoleons 
lediglich aus einem Gefühle hervorgegangen iſt, weldes wir ehren und mit 
bem wir jompathifiren, und daß der Zufammenfunft beiber Herrfcher ber 
Charakter diefes Motivs gewahrt geblieben if. Danach find innere Angelegen: 
heiten Deutichlands nicht in der Weile, wie die erfien Nachrichten e8 vorauss 
feßen ließen, Gegenitand ber Beiprehungen in Salzburg geweſen. Es ift 
dies um fo erfreulicher, ba die Aufnahme, welche jene Nachrichten und Bor: 
ausjegungen in ganz Deutichland fanden, von Neuem gezeigt hat, wie wenig 
das deutſche Nationalgefühl ben Gebanfen erträgt, die Entwidlung ber Ans 
gelegenheiten ber deutichen Nation unter die Vormundſchaft fremder Einmiſchung 
geftellt, oder nach anderen Rücdfichten geleitet zu fehen, als nad ben durch 
die nationalen Intereſſen Deutichlands gebotenen. Wir Haben e8 uns von 
Anfang an zur Aufgabe gemadt, den Strom ber nationalen Entwidlung 
Deutichlands in ein Bett zu leiten, in welchem er nicht zeritörend, fondern 
befruchtend wirfe, Wir haben Alles vermieden, was die nationale Bewegung 
überjlürzen Fönnte, und haben nicht aufzuregen, ſondern zu beruhigen gejudht. 
Diefes Beitreben wird ung, wie wir hoffen dürfen, gelingen, wenn auch von 
auswärtigen Mächten mit gleicher Sorgfalt Alles vermieden wird, was bei 
dem beutichen Wolfe eine Beunruhigung binfichtlih fremder Plane, beren 
Gegenftand es fein könnte, und in Folge befien eine gerechte Erregung bes 
Gefühls nationaler Würde und Unabhängigkeit hervorrufen könnte. Wir 
begrüßen daher die beftimmte Verneinung jeder auf eine Einmifhung in 
innere Angelegenheiten Deutihlands gerichteten Abfiht im Intereſſe ker 
ruhigen Entwicdlung unferer eigenen Angelegenheiten mit Iebhafter Genug: 
tbuung. Die fübdeutichen Regierungen felbjt werben uns bezeugen, daß wir 
uns jedes Werfuches enthalten haben, einen moralifhen Drud auf ihre Ent: 
fhließungen zu üben, und daß wir vielmehr auf die Handhabe, welche ſich 
uns zu dieſem Zwede in ber Lage bes Zollvereins bieten Fonnte, durch ben 
Bertrag vom 8. Juli biefes Jahres rüdhaltlos verzichtet haben. Wir werben 
biefer Haltung auch ferner trem bleiben. Der norbdeutiche Bund wird jedım 
Bebürfniffe der fübbentjchen Regierungen nach Erweiterung und Befeftigung 
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ber nationalen Beziehungen zwiſchen dem Süben und bem Norben Deutidh- 
lands aud in Zufunit bereitwillig entgegenfommen, aber wir werden bie 
Beftimmung des Maßes, weldes bie gegenjeitige Annäherung inne zu 
balten Hat, jeder Zeit ber freien Entſchließung unferer jübbentihen Ver: 
bünbeten überlafjen, Diejen Standpunkt glauben wir um fo ruhiger fefl- 
halten zu dürfen, ald wir in ben — beſtehenden vertragsmäßigen 
Beziehungen zwiſchen dem Norden und dem Süben Deutſchlands, wie fie in 
ben abgeichlofjenen Bündniffen und in der Vervollſtändigung des Zollvereines 
fi barfiellen, eine rechtlich und thatfählih gefiherte Grundlage für 
bie ſelbſtſtändige Entwidlung ber nationalen Intereſſen bes deutſchen Volkes 
erbliden. Euer 2c. erfuche ih, Sich in biefem Sinne gegen bie bortige Regierung 
auszuſprechen, und ermächtige Sie auch zur Borlefung biejes Erlafjes.“ 


9. Sept. (Waldeck). Wiederzufammentritt bes Landtags. Eröffnungs: 


10. 


rede des Minifters: 


Nachdem von ben Herren Ständen die Zufimmung zur Annahme ber 
Berfaffung bes morbbeutichen Bundes in ber Sitzung vom 22, Juni d. J. 
umter der Bedingung erklärt war, baß zwiſchen der Föniglich preußifchen und 
ber biefigen Staats-Regierung ein Vertrag zu Stanbe fomme, woburd, bie bies- 
feitigen Staatsangehörigen vor Ueberbürbung bewahrt würben, unb nachdem 
der ſtändiſche Beſchluß, in das Sigungs: Protofoll eine Bemerkung aufzu: 
nehmen, durch melde bie geftellte Bedingung als eine fuspenfive bezeichnet 
werbe, in Folge der regierungsfeitig abgegebenen Erflärung, baß bie Publi- 
cation ber Bundesverfafjung bei ben vorliegenden Umftänden alsbald bewirkt 
werben müſſe, burd weiteren ſtändiſchen Beſchluß zurüdgenommen war, 
haben Se. Durhlaudt der Fürft, in ber begründeten Weberzeugung, baß ein 
ber ftänbifchen Intention entipreddenber Bertrag ohne allen Zweifel zu Stande 
fommen werbe, bie Berfaffung bes ir Aa Bunbes publiciten laffen. 
... Hiernächſt ift fobann wegen Uebertragung ber Verwaltung ber Yürften- 
thümer Walde und Pyrmont an bie Krone Preußen zwiſchen ben von 
Sr. Majeftät bem Könige von Preußen und Sr. Durdlaudt bem Fürften 
bazu ernannten Sommiflarien auch ein Vertrag, ber bie von ben Herren 
Ständen geftellte Bedingung erfüllt, abgeſchloſſen und von den gebadhten 
Souverainen ratificirt worben.” 


„ (Zuremburg). Die Räumung ber Feftung ift vollzogen, bie 
legten Preußen ziehen ab. 


Morddeutſcher Bunb). Eröffnung bes Reichstags. Thron: 
rebe des Königs von Preußen: 


„Bei dem Schluffe bes erſten Reichstages bes norddeutſchen Bundes konnte 
Ich bie Zuverſicht ausſprechen, daß bie Volkevertretungen ber einzelnen 
Bunbesjtaaten dem, was ber Reichstag in Gemeinſchaft mit ben Regierungen 
eſchaffen Hatte, ihre verfaffungsmäßige Anerkennung nicht verfagen würden. 
66 gereicht Mir zu großer Genugthuung, Mid in biefer Zuverfiht nicht 
getäufcht zu haben. In allen Bunbesftaaten ift bie Verfafjung des norb= 
beutihen Bundes auf verfafiungsmäßigem Wege Gele gemorben. Der 
Bunbesrath hat feine Thätigkeit begonnen und fomit kann Ich heute in 
Meinem und Meiner hoben Berbündeten Namen mit freubiger Aunerficht 
ben erften, auf Grund ber Bunbesverfafjung verfammelten Reichstag will- 
fommen beißen, Für bie Orbnung ber nationalen Beziehungen des Bundes 
zu ben ſüddeutſchen Staaten ift ummittelbar nach Berfünbung ber Bunbes= 
verfaffung ein wichtiger Schritt geſchehen. Die deutſche Gefinnung ber ver- 
bündeten Regierungen bat für ben Zollverein eine neue, ben veränderten 
Berhältniffen entſprechende Grundlage geichaffen und beffen Fortdauer gefichert. 
Der deßhalb abgejhloffene, von dem Bundesrathe genehmigte Vertrag wird 
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Ahnen vorgelegt werben. Der Haushalts:Etat des Bundes wird einen her» 
vorragenben. Gegenftand Ihrer Berathungen bilden. Die forgfältige Ber 
fhränfung ber Ausgaben auf ben nothiwendigen Bedarf wird es geitaiten, 
beinahe drei Biertheile berfelden burch ‚die eigenen Ginnahmen des Bundes 
zu beftreiten, und bie vorſichtige Veranfchlagung biefer Einnahmen leiftet 
dafür Gewähr, daß bie im Etat vorgejehenen Beiträge der einzelnen Bundes: 
flaaten zur Dedung ber Geſammt-Ausgabe volftändig genügen werden. Dem 
Bundesrathe find Gejeg:Entwürfe vorgelegt und verheißen, welche den Zweck 
haben, auf ben verjchiedenen Gebieten ber Bunbdesgefeßgebung das zu ordnen, 
deſſen Ordnung ber Augenblid erfordert und bie Zeit geftattet. in Geſetz 
über bie Freizuͤgigkeit fol die weitere Entwidelung bes burch bie Berfafjung 
begründeten .gemeinfamen Indigenats anbahnen. Ein Gefeß über die Ber: 
pflihtung zum Kriegsdienfte ſoll dieſes gemeinſame Indigenat für das Heer 
zur Geltung bringen und zugleich die Beitimmungen überfichtlich zufammen: 
fafien, welche in ber Verfaſſung theils felbftftänbig, , theils durch Hinweifung 
auf bie Gefeßgebung Preußens übers die Dienftpflicht getroffen find. Ein 
Geſetz über das Paßweſen ift dazu beftimmt, veraltete Beſchränkungen des 
Berfehrs aus dem Wege zu räumen und bie Grundlage zu einer, dem nas 
tionalen Intereſſe entſprechenden Vereinbarung zwifchen dem Bunde und ben 
fübbeutihen Staaten zu bilden. Eine Maß: und Gewichts-Ordnung hat bie 
Aufgabe, das Maß: und Gemwichtsweien bes Bundes übereinftiimmend und in 
einer für den internationalen Verkehr förberlichen Weife zu regeln. Die 
Eigenichaft der Poft, als eines Bundes-Inſtituts, macht geſetzliche Anord⸗ 
nungen über bas Poftwejen und ben Porto⸗-Tarif nothwendig. Die Er— 
tihtung von Bundes-Conſulaten erfordert bie geſetzliche Feſtſtellung der mit 
Ausübung diefes Amtes verbundenen Rechte und Pflichten. Die Einheit ber 
Hanbelsmarine bedarf einer Grunblage durch ein Geſetz Über bie Nationalität 
ber Kauffahrteiſchiffe. Ich Hoffe, daß dieſe Geſetze, welche einen erften aber 
entichiedenen Schritt zum Ausbau ber Yundesverfailung bezeichnen, Ihre 
und bes Bumbesrathes Zuftimmung finden werden. Die Ueberzeugung, baf 
bie große Aufgabe des Bundes nur zu löſen ift, wenn durch allfeitiges Ent: 
gegenfommen bie bejonderen mit dem allgemeinen und nationalen Anterefje 
vermittelt werben, hat bie Berathungen geleitet, aus welchen bie Bunbes- 
verfafjung hervorgegangen if. Sie bat in ben Verhandlungen des Bundes: 
rathes von Neuem ihren Ausbrud gefunden, und fie wird, wie Ich zuver: 
fihtlih erwarte, auch die Grundlage Ihrer Berathungen bilden. In dieſem 
Sinne, geehrte Herren, legen Sie Hand an ben Ausbau bes durch bie 
Bunbesverfaffung begründeten Werfes. Es ift eine Arbeit bes Friedens, zu 
welher Sie berufen find, und Ich vertraue, daß, unter Gottes Gegen, bas 
Vaterland fi ber Früchte Ihrer Arbeit in Frieden erfreuen werde.“ 


11, Sept. (Hamburg). Differenzen zwiſchen Senat und Bürgerfchaft 


12, 


über die Neuwahl eines Senators und bie Revifion der Verfaflung. 


» Preußen: Hannover). Eine kgl. Verordnung octroyirt der Pro: 
vinz eine Amts: und Kreisverfaflung : 

I. Aemter. $ 1. Die Eintheilung der Provinz Hannover in Amto— 
bezirke bleibt beſtehen. $ 2. An ber Spike bed Amtsbezirks ſteht ein 
von Uns ernannter Amtshbauptmanı $ 3. Dem Amtshauptmanne 
können burch den Minifter des Innern Hülfsbeamte beigeorbnet werben. 

II. Amtövertretung. $ 4. Die duch bas Gejek vom 28. April 1859 
angeorbnieten Amtsvertretungen bleiben beftehen. 

III. Kreiſe. $ 5. Für weitere Verwaltungsziwede werben dur Zus 
fammenlegung von Amtsbezirten und felbftändigen Städten Kreife gebildet. 
Es follen in ber Provinz Hannover bie in ber Anlage A verzeichneten 37 
Kreije befichen. Wir behalten Uns vot, nah Umfländen Aenderungen im 
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ber Abgrenzung biejer Kreife zu treffen. Bor Anorbnung einer folchen 
Nenderung follen bie betreffenden Kreistage und nad Befinden ber Pros 
vinzial-Landtag gutachtlih gehört werben. $ 6. Bis dahin, daß bas Be: 
bürfniß berportritt, an die Spike eines Kreifes einen bejonderen Beamten 
zu ftellen, deſſen Ernennung in ſolchem Falle Wir Uns vorbehalten, bat ber 
Diinifter des Innern mit Unferer Genehmigung einen Amtshauptmann bes 
Kreifes mit ber Wahrnehmung der den ganzen Kreis umfafjenben Gejchäfte 
zu beauftragen. Während ber Dauer bes Auftrages führt biefer Beamte ben 
Titel Kreishauptmann. $ 7. Ueberall, wo in ben in ber Provinz 
Hannover publicirten, die Militärs und bie Steuerverfaffung betreffenden 
Geſetzen, Berorbnungen und Inftructionen ber Landrath genannt wird, tritt 
ber Kreishauptmann an deſſen Stelle. Am Uebrigen, und fo weit fünftige 
Geſetze und Verordnungen nicht ausbrüdlich etwas Anderes beftimmen, übt 
im Bereiche der Provinz Hannover ber Amtshauptmann bie FZunctionen des 
Landrathes aus, 

IV. SKreisvertretung. $ 8. Seber Kreis bildet einen Freisftänbifchen 
Verband. Diejer Verband hat die Rechte einer Corporation, deren Organ 
bie Kreisftände find. $ 9. Die Kreisftände verfammeln fih auf Kreistagen. 
Ihre Berfafjung wirb durch die gegenwärtige Verordnung beftimmt. $ 10. 
Es fann für jeden Kreis durch Beſchluß ber Kreisftände und nad) Anhörung 
des Provinzialsfandtages unter Unſerer Genehmigung ein Kreisftatut er- 
richtet werben. Dasjelbe bat den Zwed, diejenigen, bie Kreisverfaffung bes 
treffenden Gegenflände näher zu ordnen, in Bezug auf beren Regelung in 
biefer Verordnung ausbrüdlih auf das Kreisftatut verwielen if. Außerdem 
können barin Anorbnnungen über bejondere, in ben eigenthümlichen Verhält: 
niſſen bes Kreifes begründete Einrichtungen getroffen werben. Derartige An 
orduungen bürjen jedoch in feinem Falle ausbrüdlichen Beſtimmungen ber 
Geſetze zumiberlaufen. $ 11. Die Kreisftände find berufen: 1) die Kreis: 
Gorporation zu vertreten und bie Kreis:Gommunal:Angelegenheiten unter 
Leitung bes Kreishauptmannes zu verwalten; 2) die Berwaltung bes Kreis: 
bauptmannes in denjenigen Fällen zu unterflüßen, in welchen bie Gefeße 
ihnen eine Theilnahme oder Mitwirkung babei zumeifen; 3) über diejenigen 
Segenjtände zu berathen ober Beſchluß zu fallen, welche ihnen font nod zu 
biefem Behufe durch Gefeße ober Verorbnungen oder burdy übereinſtimmende 
Beihlüffe der Amtsverfammlungen und ber Vertretungen ber felbitändigen 
Stäube bes Kreiſes ausbrüdlich Üüberwiejen werden. $ 12. Innerhalb ber 
im $ 11 beftimmten Grenzen fteht ihnen — unter ber Mitwirkung und 
Auffiht der Staatsbehörden — namentlich zu: 1) die Verwaltung ber bem 
Kreife zugehörigen Fonds mit ber Befugniß, Ausgaben daraus zu befchließen ; 
2) die Verwaltung ber bem Kreiſe zugehörigen Anftalten; 3) bas Recht, zu 
gemeinnüßigen Zwecken, bei welchen ein Intereſſe bes Freies obwaltet, ober 
zur Abwehr eines Nothitandes, bie — —— mit Beiträgen zu be⸗ 
laſten; 4) die Wahl und Beſtellung der fuͤr die Verwaltung der Kreis— 
Kommunal⸗Angelegenheiten etwa erforderlichen beſonderen Beamten. $ 13. 
In Beziehung a bie Mitwirfung an ber Kreisverwaltung haben fie nas 
mentlich Staatspräftationen, welche kreisweiſe aufzubringen find unb beren 
Aufbringung durch Geſetz nicht-bereits näher beftimmt iſt, zu repartiren und 
die zur Teilnahme an der Verwaltung geſetzlich erforderlichen Commiſſionen 
zu mählen. Insbeſondere find fie befugt, die Aufbringung ber durch bie 
Militärs Berfaffung bedingten Laften bes Kreiſes durch Geldbeiträge oder Aus: 
. zu beſchließen und bie Kreiseingefeffenen zu dieſem Zwecke mit Ab- 
gaben zu belaften. $ 14. Die Kreisverfammlung wird gebildet: 1) aus 
ben in ben Amtösverfammlungen bes Kreifes zu Virilſtimmen berechtigten 
Grundbefigern (Gefeß vom 238. April 1859); 2) aus Abgeordneten ber 
Städte; 3) aus Abgeorbnetien ber Landgemeinden. $ 15. Befinden fi in 
ben Felbmarken ber im Kreife belegenen, jeboch in ben Amtsverfammlungen 
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nicht vertretenen Städte größere Güter, welche nah ben Grunbfägen des 
Gefepes über die Amtsvertretung Birilftiimmen führen würben, fo find bie 
Eigenthümer in gleihem Maße auf ben Kreistagen flimmberechtigt. Das: 
jelbe gilt von benjenigen Gütern und Höfen in den bremen’shen Marfchen, 
welche zu minbeitens 120 Thlen. jährlicher Grundfteuer, nad Nbzug ber 
Wafjerbau-Koftenvergütung, bejchrieben find. $ 21. Die ftäbtiihen Ab: 
geordneten find von dem Magiſtrate und fümmtlihen Bürger-Vorſtehern 
(GemeinbesBorftand und Gemeinde:-Ausihuß) aus ber Zahl der Mitglieder 
biefer Gollegien zu erwählen. $ 22, Die Abgeorbneten ber Landgemeinden 
werben von ben Bertretern berjelben in ben Amtsverfammlungen aus ihrer 
Mitte gewählt. Für jeden Amtsbezirk find im der Regel vier Abgeorbnete 
zu wählen. $ 23. Die Wahlen ber Abgeordneten für bie Städte und für 
bie Landgemeinden gejchehen auf fehs Sabre. $ 27. Der Kreishauptmann 
beruft ben Kreistag, führt auf bemfelben ben Borfig, leitet die Verhandlungen 
unb bat bie Ordnung in den Berathungen zu erhalten. Er ift befugt, mit 
Zuftimmung bes Kreistages orbnungsftörende Mitglieder nad fruchtlofer 
Erinnerung für die Dauer der Sigung von ber Berfammlung auszuſchließen. 
$ 29. Die Beichlüffe des Kreistages werben nad) einfacher Stimmenmehr: 
beit gefaßt. Zu einem Beichluffe, durch welchen eine neue Belaftung des 
Kreifes mit Ausgaben ober Leiftungen ohne bereits beftehende Verpflichtung 
bewirkt werben ſoll (insbejondere 12, Nr. 3), iſt jeboch eine Stimmen= 
mebrheit von mindeftens zwei Dritteln ber Abftimmenden erforberlih. In 
foldem Falle muß außerbem, fobald zwei Drittel der anmwejenden Mitglieder 
eines Standes es verlangen, eine Abftimmung nad Ständen eintreten, und 
e8 gilt die Bewilligung als abgelehnt, wenn zwei Stände fidh dagegen er- 
flären, $ 30. Sindet ein ganzer Stand fich durch einen Kreistagsbefchluß 
in feinen Intereſſen verlegt, % ſteht ihm frei, mittels Einreihung eines Se— 
paratvotums bie Provinzial-⸗Behörde und in ben Fällen bes $ 38 Nr. 1 die 
Minifter des Innern und ber Finanzen anzurufen. Diefe Anrufung muß 
noch vor bem Schluſſe des Kreistages beim SKreishauptmann angemeldet 
und das Separatvotum binnen einer von biefem zu beftimmenden Frift ein 
gereicht werben, Bis zur ergangenen Entſcheidung bleibt die Ausführung 
des Kreistagsbeichluffes en F 32. Die Genehmigung ber Staate- 
Regierung ift erforderlich zu folchen Beichlüffen bes Kreistages, burch welche 
1) Ausgaben und Leiftungen für ben Kreis ohne beftehende Verpflichtung 
neu übernommen werben; 2) ber Beitragsfuß für Aufbringung ber Kreis: 
laften aufgeftellt ober ber beitehenbe abgeändert wird; 3) VBeräußerungen 
vom Grund: oder vom apitalbeftande des Kreisvermögens, jo weit letzterer 
nicht etwa nur aus erfparten Einfünften ber letzten fünf Jahre — 
vorgenommen werben. F 37. Ueber die Gewährung von Diäten und Reiſe— 
foften an die Vertreter ber Gemeinden auf dem Kreistage zu beitimmen, 
— a Kreisverfammlung mit Genehmigung ber ProvinzialeBehörde 
überlaſſen. 


12.-19. Sept. (Preußen: Schleswig-Holſtein). Berathungen ber ſchles⸗ 


wig⸗holſteinſchen Vertrauensmänner unter dem Vorſitze des Miniſters 
des Innern. 


14. Sept. (Preußen: Hannover). Graf Otto dv. Stolberg-Wernigerode 


15. 


wird zum Öberpräfidenten ber Provinz ernannt unb der Pro— 
vinziallandtag auf den 241. Sept. einberufen. Zum SLanbtage- 
marſchall wird Graf Münfter, zum Vicemarſchall (eine neu creirte 
Würde) Hr. v. Bennigjen ernannt. 

v» (Preußen: Schleswig-Holſtein). Das Zollgeſetz, die Zollorbnung 
und das Zollſtrafgeſetz bes Zollvereins treten mit biefem Tage in 
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Kraft; der Eintritt der Provinz in ben Zollverein felbft bleibt indeß 
noch ausgejeht. 


16. Sept. (Preußen: Kurheſſen). Ein kgl. Erlaß überweist ben ehemals 


17. 


18. 


20. 


kurheſſiſchen Staatsſchatz an den communalftändifhen Verband bes 
nunmehrigen Regierungsbezirts Kaflel. 

„Mit Bezug auf bie Verordnung vom 5. Juli d. J., betreffend bie im 
ben neu erworbenen Lanbesthellen vorhandenen, zum Staats-Eigenthum ge: 
hörigen Activcapitaliens Fonds, beſtimme ich, daß die bisher bei bem kur⸗ 
heſſiſchen Staatsfhage verwalteten Gapitalien zur Verwendung für folgende 
Zwecke: 1) Unterftügung bes Chaufjee- und Landwegebaues, 2) Unterhaltung 
ber Land:Krankenanftalten und Landeshofpitäler, Anlegung und Unterhaltung 
einer Srrenbeilanftalt, 3) Anlegung und Unterhaltung eimer Nrxbeitsanftalt 
zur Verbüßung ber von ben Polizeibehörben verfügten Haft von Lanb« 
ſtreichern, Bettlern und Arbeitsicheuen, 4) Betreitung ber Koften ber Lande 
Armenpflege, einjhließlih ber NAnlegung und Unterhaltung eines Land: 
Armenhaufes, 5) Unterhaltung und Ergänzung ber Lanbesbibliothefen, fo 
wie für äbnlihe im Wege ber Gefeßgebung feftzuftellende Zwecke bem com⸗ 
munalftänbifhen Verbande bes Megierungsbezirts Kaſſel als ein demſelben 
gehöriges und von ihm zu verwaltendes Vermögen überwiefen werben foll.“ 


„ (übel). Senat und Bürgerſchaft erklären jih für ben Ein- . 


tritt in ben Zollverein. 

„ Morddeutfher Bund). Reichstag: Beftelung bes Büreau. 
Eimjon wirb wieber zum Präfibenten gewählt mit 132 gegen 55 Stim- 
men, ber Herzog von Ujeft mit 158 gegen 31 (Löwe 27), v. Bennigfen 
mit 99 gegen 79 (Löwe 29, v. Arnim-Heinrichsdorf 44) Stimmen 
zu BVicepräfidenten. Wahl ber Schriftführer: 3 Frei:&onfervative, 
41 Conſervativer, 2 Nationalliberale, 1 Linke, 1 Barticularift. 


» (Breußen). Der König geht nah Frankfurt und Süddeutſch⸗ 


land ab. 


„ @Preupen: Lauenburg). Der Landtag lehnt mit 10 gegen 7 


Stimmen einen Antrag auf Realunion mit Preußen ab. 

„ (WBalded). Der Landtag ſucht einem Beſchluſſe über ben Ac⸗ 
ceffionsantrag mit Preußen auszumweichen und vertagt fih. Der 
Fürft geht, ohne einen Entſcheid abzuwarten, mit feiner Familie nad 
Stalien. 

„ MRordbeutfher Bund). Reichstag: Miquel und 56 Na- 
tionalliberale bringen den Entwurf einer Antwortsadreffe an das 
Bunbespräfibium ein. Der Präſident bezeichnet als Referenten ba- 
für den Abg. Pland, als Eorreferenten den Gr. v. Stolberg: 
Wernigerobe, 

„ Breußen). Der König empfängt in Frankfurt ben Beſuch bes 
Großherzogs von Heffen und geht mit ihm zum Diner nad Darmftabt. 
»„ (Norddeutfher Bund). Reichstag: Der Referent über bie 
Adrekfrage trägt auf Anmahme bes beantragten Adreßentwurfes ber 
Nationalliberalen an, ber Correferent bagegen bringt einen Gegen= 
entwurf ein, ber von ber conjerbativen Fraction Punkt für Punkt 
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durchberathen und befchloffen worden, im Wejentlichen aber doch 
nur eine Paraphrafe des nationalliberalen Entwurfes ift. Die Frei: 
conjervativen juchen zu vermitteln unb alle brei Fractionen unter: 


handeln durch Aborbnungen über einen gemeinfamen Aoreßentwurf, 


der bis zum 23. Sept, zu Stande fommt. 


24, Sept. (Preußen). Beſuch des Könige in Karlsruhe. Der Groß⸗ 


" 


22, 


berzog von Baden führt bem Könige bei biefer Gelegenheit in de— 
monftrativer Weife fo ziemlich fein ganzes Armeecorps vor. 

v» Preußen: Hannover). Feierlihe Eröffnung des Provinzialland- 
tage. Der Landmarfhall Graf Münfter fpridht den Dank für bie 
fol. Huld aus, wird aber vom Ob.App.⸗Ger.Rath a. D. v. Lenthe 
unterbrochen, der Landmarſchall fei dazu nicht befugt. Diefer ruft 
ihn zur Orbnung und fordert die Verfammlung auf, ihre Billigung 
des Ordnungsrufs auszufprechen, was einftimmig geſchieht. 


»„ (Preußen) Ein gl. Decret ſpricht mit Rückſicht auf ben 
bevorftehenden Eintritt von Nbgeorbneten auch ber neuen Lanbes- 
theile in ben Landtag die Auflöjung des Abg.Hauſes aus und ordnet 
Neuwahlen an. 

»„ (Breußen) fließt mit dem ehemaligen Herzog von Naſſau 
einen Abfindungsvertrag. Der Herzog erhält durch benfelben feine 
Domänen, dagegen außer mehreren Schlöffern eine Abfindungsfumme 
von ca. 15 Mil. Gulden, woburh ihm eine Revenüe gefidhert 
bleibt, die feine früheren Einkünfte als Landesherr entſchieden über- 


fteigt. 


23,—24. Sept. (Preußen). Kol. Verordnungen befehlen die Errichtung 


von Confiftorien für Naflan und Schleswig-Holſtein mit der Be: 
ftimmung, daß biefelben, fo wie die ſchon beſtehenden Conſiſtorien 
für Hannover und Kurheffen dem evangelifhen Ober-Kirchenrath der 
übrigen Monardie nicht unterftellt fein ſollen. 


24. Sept. (Norddeutſcher Bund). Reichstag: Der vereinbarte Abreß- 


entwurf wirb eingebradt: 

„Ew. k. Maj. und Allerböchftdero erhabenen Bunbesgenoffen bezeugt ber 
erfie Reichstag des nunmehr verfaffungsmäßig conftituirten norbbeutfchen 
Bundes ben Dank und bie Befriedigung ber Nation über bie bisher errun— 
genen Erfolge einer wahrhaft deutichen Politit. Das öffentliche Leben Deutichs 
lands hat nad Jahrhunderten fchwerer Prüfung endlich die ſichere Grunbs 
lage gewonnen. Diele Grunblage einer großen nationalen Zufunft zu ber 
feftigen und im Sinne bürgerlicher Freiheit und volfswirthichaftlicher Wohl: 
fahrt auszubauen, wird fortan das Ziel aller Beftrebungen bes Reichstags 
fein. Seit ber flaatlihen Einigung Norbbeutichlands find wir une im ers 
höhten Maße ber Pflicht bewußt, jedem Wunſch und Bebürfniß ber füb« 
beutfchen Staaten nad Herbeiführung der ben Süben und Norben umfaflens 
ben nationalen Verbindung entgegenzufommen. Wir unfererjeits bürfen bas 
große Werk erſt dann für vollendet erachten, wenn ber Eintritt ber fübe 
beutichen Staaten in ben Bund auf Grund des Art. 79 ber Verfaſſung bes 
norbbeutfhen Bundes erfolgt fein wird, Mit Freuden begrüßen wir deßhalb 
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jebe Maßtegel Ew. Majeftät, welche, wie bie Vorlage megen ber Mieber: 
berftellung des Zollvereins, uns dieſem erfehnten Ziel im freier Vereinbarung 
aller Theile näher führt. Die unwiderftehlihe Macht nationaler Zujammen: 
gebörigfeit und die Harmonie aller materiellen und geifligen Intereſſen 
ichließt jeden Rückſchrilt auf dem betretenen Weg aus. Wir find überzeugt, 
bat bie Hohen verbünbeten Regierungen, ihres Wege und Ziels unbeirrt 
gewiß, nicht befürchten, daß andere Nationen uns das Recht auf nationale 
Eriftenz mit Erfolg ftreitig machen fünnten. Das beutiche Volk, von bem 
Wunſche befeelt mit allen Bölfern in Trieben zu leben, bat nur bas Ver— 
langen, feine eigenen Angelegenheiten in voller Unabhängigkeit zu ordnen. 
Entſchloſſen jeden Verſuch fremder Einmiihung in rubigem Gelbftvertrauen 
zurüdzuweifen, wirb Deutichland dieſes unbeftreitbare Recht unter allen Um: 
ftänden zur thatfächlichen Geltung bringen. So gehen wir in frober Zuper: 
fiht an das Werk bes Friedens, welches jetzt und Fünftig bem Meichstag ob⸗ 
liegt, Durch forgfältige Pflege ber geijtigen und ſittlichen Güter des Volks, 
buch weile Sparfamfeit in ben Ausgaben und gerechte Bertheilung ber 
Yaiten, buch gleiches Recht für alle und gleiche Pflicht eines jeben, durch 
treue Hingabe an das Vaterland wird bad von ber Nation unter ber glors 
reihen Führung bes königl. Haufes der Hohenzollern begründete Gemein: 
weſen unerfchütterlich fein.“ 


Adreßdebatte: Die bundesſtaatlich-conſtitutionelle Fraction trägt 
auf motivirte Tagesordnung an, indem bie nationale Einigung bes 
Südens mit dem Norden ein von allen Seiten anerkanntes, vom 
Auslande nit zu Hinderndes Bedürfniß ſei, und eine Erörterung 
barüber nur das Dertrauen in bie nationale Kraft ſchwächen und 
bas Verkehrsleben beunruhigen würde. Bei ber Abitimmung wird 
der Entwurf mit 157 gegen 58 Stinmen (27 der Linken, 4 So— 
cialdempkraten, 13 Bunbesftaatlih:Gonftitutionelle, 3 ſächſiſche Con: 
fervative, 3 Elericale, 8 Bolen) angenommen. 


Biomarck ergreift wieberholt bas Wort, um die Stellung ber Res 
gierung nad verfhiedenen Seiten zu klären. Bezüglih Luremburg bes 
ftreitet er, daß baffelbe heute anders ſtehe, ale vor bem Trieben; es habe 
biefelbe Dynaftie, biefelbe Berfaffung wie bamals; daß Preußen wegen 
Luremburg Krieg babe führen follen, fei eine völlig ifolirte Forderung; «6 
babe ſich um ein zweifelhaftes Garniſonerecht gehandelt; wäre baffelbe ein uns 
beftrittenes gewefen, fo hätte man wenigſtens noch für ein Recht Krieg führen 
können; bie Neutralifirung Luremburgs mit europäfcher Garantie babe ges 
nügenden Erfag gegeben troß aller Deuteleien, Bezüglid ber Behauptung 
bes heſſiſchen Minifters v. Dalwigf, baf man Preußen durch das 
Verlangen eines Eintrittes in ben norbd, Bund nur Berlegenheiten bereiten 
würde, erflärt ex, die Aeußerung fei ihm bamals entgangen, fonft würde er 
die Anfiht auf biplomatiihem Wege berichtigt Haben: Die Behauptung be 
befiifchen Minifters könne als eine begründete, als eine zutreffende nicht ans 
geiehen werben, Weber bas Verhältniß zu Sübbeutfhlanb meint er: 
„Wir haben uns durch bie Eircularbep, vom 7. Sept. dahin ausgeiprocen, 
daß wir unfererfeits jeden Drud, jebes Drängen vermeiden, daß aber, wein 
die deutſche Nation in ihrer Gefammthelt, der Süben und ber Norden, bie 
Einheit wollten, dann, ‚meiner Ueberzeugung nad, auch feine Regierung und 
fein preußifcher Staatsmann ſtark genug ift, es zu hindern, feiner, will 
ih fagen, mutbig ober fleinmütbig genug, es binbern zu 
wollen. Dagegen wirb bie Adreſſe felbft nicht wollen, baß wir die rejer: 
virte Haltung, die wir bem Süden gegenüber bisher bewahrt haben, ver: 
lofien und in irgend einer Welfe verjuchen möchten, einen Druck auf bie 
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jenigen Factoren im Süden, welche eine gewiffe Spröbigfeit gegen bie An— 
näberung zeigen, zu üben, einen Drud, ber meines Erachtens nur bas Gegen 
theil feiner Abficht erreichen würde.“ 

24. Sept. (Preußen: Kurheffen und Naffau). Eine Bekanntmachung bes 
Dberpräfidenten verfünbet, dag mit dem 1, Det. bie durch Der: 
orbnung vom 22. Febr. conftituirten Regierungen von Kaffel und 
Wiesbaden in Wirkfamkeit treten und eine Reihe von bisherigen 
Behörben mit biefem Tage eingehen, 


25. „ Breußen: Hannover). Der Provinzial-Lanbtag beichließt auf 
ben Antrag v. Bennigfens einftimmig, an bie Staatsregierung bas 
Anſuchen zu ftellen, 

„baß dem Lande ein erheblicher Fonds aus ben Domanial: Ablöfungs- 
geldern zum Eigenthum und zu eigener Verwaltung unb zu bem Zwecke 
übermwiefen werde, davon die Koften des Landtags und ber Landſchaften, bie 
Erhaltung und Ergänzung ber Lanbesbibliothefen, ber Heil⸗, Pfleges und 
fonftigen wohlthätigen Anftalten, das jüdiihe Schulweſen, den Ehaujjees unb 
Zandftraßenbau und fonftige allgemeine Landesmeliorationen zu bejtreiten.* 

Der Oberpräfident erflärt, daß bie Regierung noch feinen Be: 
ſchluß gefaßt habe, ba fle bie Zwecke nicht gekannt, zu denen bie 
Summe bienen folle, er nehme jedoch feinen Anftand zu fagen, baf 
ber Antrag feine Sympathien für ſich habe. 


» Breußen: Kurheſſen). Königl. Erlaß über bie Revenüen bes 
kurheſſiſchen Hausſchatzes: 

„Nachdem durch den Vertrag vom 17. September 1866 das lebensläng⸗ 
liche Recht Sr. fönigl. Hoheit des Kurfürften Friedrich Wilhelm auf bie 
Nupnießung des Furfürftl. heſſiſchen Familienfideicommifjes anerkannt worben 
ift, will Ich über den Bezug der Einfünfte diefes Fibeicommiffes nach dem 
Ableben Sr. königl. Hoheit die Beſchlußnahme Mir bis auf Weiteres vor: 
behalten. Ich bejtimme jedoch, daß bie jährlichen Mevemüen bes zur Suc: 
ceſſion in das Furbeffiiche Familienfidveicommiß berufenen Familiengliedes bis 
auf bie Höhe von 250,000 Thalern aus dem Hausichage ergänzt werben 
jollen, fo weit bie Erträge bes letzteren dazu ausreichen.“ 

»_  » Breußen: Frankfurt). Ein kgl. Erlaß anerkennt bie bei ber 
Bank gemachte Anleihe der Stadt von 5,745,000 Gulden unb bie 
fchwebende Anleihe von 1,200,000 Gulden (Kriegscontributionen 
von 1866) als Schuld des Staates Frankfurt und übernimmt fie 
bemgemäß auf den Staat Preußen. An bemfelben Tage tritt die 
Stabtverorbneten-Berfammlung zum erften Mal zufammen und con: 
ftituirt ſich. 

v„  n Walded) Ein preuß. Bataillon rüdt in Arolſen ein — 
factifche Einverleibung. 

26. „ (Breußen) Eine k. Verordnung dehnt bie preuß. Disciplinar: 
gejeße auch auf bie Beamten ber neuen Lanbestheile aus und regelt 
die Verhältniffe ver Staatsdiener in benfelben. 

27.—28. Sept. Mord deutſcher Bund). Reichstag: Beginn ber Bubget: 
bebatte und zunächſt allgemeine Verhandlungen, um in bie gegen: 
feitige Stellung der Bundesbehörden zum Meichetag, zu einander 
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und zu ben Miniftern des preuß. Staats etwas mehr Licht zu bringen. 
Auf Anfragen von Seite der National= Liberalen an das Bundes: 
Fanzleramt über mehrere Punkte, erfolgt die Antwort: 

1. Die Errichtung eines Rechnungshofes werde beabfichtigt, ba aber bie 
Revifion der Rechnungen ber Hauptfache nad) erft im Jahre 1869 beginnen 
fönne, fei eine bahin zielende Geſetzesvorlage erji für das Jahr 1868 in 
Ausfiht genommen. 2, Die Nothiwendigkeit der Berufung bes Reichstages 
zu einem Termin, welcher es erlaube, daß ſowohl ber Reichstag als bie 
Landtage der Einzelftaaten die Etatsgefeke rechtzeitig beichließen könnten, 
werbe anerkannt, und werde befonders barauf Bedacht genommen werben, 
baß ber erg zu einer anderen Zeit des Jahres, al8 der gegenwärtigen, 
aufammentrete. 3. Daß für das Jahr 1868, wenn es fich in ber Berathung 
als wünſchenswerth herausftellen ſollte, nicht nur bie Titel des KHauptetats, 
fondern auch die Specialetat® bezüglich der Rechnungslegung und verfaſſungs— 
mäßigen Entlaftung als maßgebend angefehen werben follten. 4. Daß eine 
nähere fchriitliche Motivirung einzelner Pofitionen in den Etats ber Poſt⸗ 
und Telegraphen » Verwaltung — joweit foldhe unter ben obwaltenden Vers 
bältniffen überhaupt gegeben werden könne — erfolgen werde. Eben jo 
werde eine nähere Grläuterung ber Dispofitionsfonds zur Errichtung neuer 
Conſulate und der Marine mitgetheilt werben. 

Um dieſe Zufiherungen genauer feftzuftelen und die Regierung 
zu binden, ftellen die National: Liberalen vier NRefolutionsanträge: 

1. Der — — iſt regelmäßig dem Reichstage fpäteftens ſechs 
Monate vor Beginn des Etatsjahres zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung 
. vorzulegen, bamit die Feſtſtellung des Bundes» Haushaltsetats geſetzmäßig 
erfolgen kann und ben einzelnen Staaten bie erforderliche Zeit zur Feſtſtellung 
ihrer Budgets verbleibt. 2. Etats=Ueberfchreitungen und auperetatsmäßige 
Ausgaben find im Laufe des Jahres nach dem Etatsjahre, in weldhem fie 
erfolgt, mit einer Ueberſicht der wirflihen Ginnahmen und Ausgaben bem 
Reihstage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 3. Mit Rüdfiht auf Art. 70 
ber Bunbesverfajjung find bie Ginnahmes und Ausgaberefte eines jeden 
Statsjahres in dem erjten auf den Kaſſenabſchluß für basfelbe folgenden 
Etatsentwurf als Einnahme und Ausgabe vorzutragen. 4. Die Errichtung 
neuer Behörden oder Beamtenftellen, fo wie bie Erhöhung von Beamten⸗ 
gehältern barf nicht ohne vorgängige Bewilligung bes Reichstages durch den 
Haushaltsetat oder durch ein beſonderes Erebitgejeg erfolgen. 


Die erfte diefer Refolutionen fällt mit 99 gegen 99 Stimmen, 
die zweite gleichfalls, die dritte wird zurüdgezogen und nur bie 
vierte angenommen, Crflärungen Bismards und des Präfidenten 
des Bunbdesfanzleramtes Delbrüd. 


Erffärung Bismards: „Zweifellos ift ber Bundeskanzler ber einzige 
Beamte, welder für die Bundesverwaltung verantwortlid if. Wie er fi 
mit feinen Collegen im preußifchen Minifterium abfindet, ift allerdings eine 
fhwierige Frage, und ich weiß nicht, warum der Herr Vorrebner, und 
welches Antereffe er babei haben kann, bie Echwierigfeiten dadurch zu ers 
höhen fucht, daß er mid) nötbigen will, über die Modalitäten mich öfſentlich 
auszufprechen. Die Verwaltung für Poſt- und Telegraphenwefen wird in 
nächfter Zeit von bem Hanbelsminifterium getrennt werben und — infoweit 
fie Bundesſache iſt — an ben Rundesfanzler übergehen. Um bie Einheit 
ber preußifchen Verwaltung nicht zu zerreißen, wird es bann nothwenbig 
werben, denjenigen Theil der Telegraphen= und Voftverwaltung, welder nad 
ber Berfaflung preußifch bleiben fol, demſelben preußiihen Beamten zu 
unterftellen, welcher das Bundeskanzleramt verwaltet, nämlich bem Minifter: 
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Präſibenten. Ich kann ben Herrn Vorrebner verfihern, baf das große Maf 
von gegenfeitigem collegialifchem Bertrauen, welches bie Mitglieder. im gegen« 
mwärtigen Minifterium bejeelt, allerdings ein ganz wefentliher und uments 
behrliher Factor zur Fortführung ber Gefchäfte in biefer Form if." — 
Erflärung Delbrüds: „Die neue Behörde joll diejenigen Zweige ber Vers 
waltung zufammenfaffen, welde durch bie Bunbesverfafiung dem Bundess 
präfibtum überwiefen find. Dahin gehört zuerft die Poft: und Telegraphens 
verwaltung. Diefe beiben Berwaltungen werben Abtheilungen bes Bundess 
fanzleramtes bilden. Sodann wird biefer Pehörde bie Bundesconfulatss 
Verwaltung zufallen, je nachdem die Landesconſulate in Bunbdesconfulate 
übergeführt werben. Dann fallen ihr diejenigen Funktionen zu, welche ber 
Bund in Beziehung auf die Zoll» und Steuerverwaltung ausübt. Es ift 
dieß Tediglich eine Aufſicht, denn bie eigentliche Verwaltung verbleibt ben 
Einzelfiaaten. Das Bunbdesfanzleranıt hat ferner die Aufgabe, die legis— 
lativen Angelegenheiten des Bundes ſowohl in lebendiger Mechfelwirfung 
mit bem preußiichen Minifterium, als auch mit ben übrigen Bundesftaater 
vorzubereiten. Es wird ihm mit ber weiteren Entwidlung diefer Verbäftniffe 
ein mehr oder weniger erheblicher Theil der hanbelspolitiichen Angelegenheiten 
zufallen. Beftimmtes läßt fih darüber noch nicht fagen.” 


27. Sept. (Preußen). Der König geht von Baden-Baden nad ber 


28, 


29, 


30. 


Inſel Mainau zum Beſuch des Großherzogs von Baden. 

„» (Breußen). Ein f. Erlaß von biefem Tage verfügt, baß bie 
Verwaltung des Poft: und Telegraphenmwejens vom 15. Dct. d. J. 
ab von dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
mit ben von bemfelben als Chef des Poft: und Telegraphenweiens 
bisher geübten Befugniffen auf ben Präfidenten des Staatsminifteri- 
ums übergebe und unter deſſen PVerantwortlihleit im Zuſammen⸗ 
bange mit ber vom 1. Januar künftigen Jahres ab dem Bunbes: 
fanzler zuftehenden Verwaltung des Bolt: und Telegraphenweſens 
bes norbbeutihen Bundes bearbeitet werbe. 


» (Breußen). Durch ben gewefenen hannov. Minifter Windhorft 
wird endlich noch ein Ablommen mit dem König Georg abgefhloffen. 
Der König Georg erhält daburch fein Privateigentfum (Silberfammer, 
Münzianımlung 2.) zurüd und den Genuß der Zinfen eines Kapitals von 
16 Mill, Thlen,, Über beren Verwaltung eine Einigung nech nicht flattges 
funden bat, jo wie einige Befitungen in Hannover, bie legteren jedoch erft, 
wenn er auf feine Kronanfprüche verzichtet, was durch ben Vertrag noch 
feineswegs ber Fall ift. 
» (Breußen: Naffau). Eine kgl. Verorbnung octroyirt auch dem 
Regierungsbezirk Wiesbaden eine Kreisverfaffung und eine communal: 
jtändifche Verfaffung ähnlih wie in der Provinz Hannover. 
„ Der in Berlin verfammelte Ausſchuß des Nat.»Vereind befchliet, 
ber Generalverfammlung die Auflöfung bes Vereins vorzuſchlagen. 
„ MRorddeutfher Bund). Der Reichstag nimmt ein Bundes— 
paßgeſetz, durch welches der Paßzwang, und ein Salzabgabengeſetz, 
durch welches das Salzmonopol abgeichafft wird, an, letzteres mit 
dem Zuſatze, der Bunbesfanzler möge auf ſchleunige Herabſetzung 
ber Salzfracht auf den Eifenbahnen und auf allmälige Herabſetzung 
der Salzfteuer Bebacht nehmen. 
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30, Sept. (Preußen: Hannover). Schluß ber Gefflon des Provinzial 
Landtags. Aus der Erklärung des DOberpräfidenten geht hervor, 
daß bie Staatsregierung zwar ber Umwandlung des Domanials 
Ablöfungsfonds in einen Provinzialfonds geneigt ift, aber die vor: 
berige Zuftimmung des preuß. Landtags für erforderlich erachtet. 

”"»_ » (Hamburg und Bremen). NAufldfung ber bisherigen Militärs 
eontingente. Am folgenden Tage rüden bie preuß. Garnifonen ein. 


— Det. (Preußen). Eine Mmftruction bes Grafen Vismard an ben 
preuß. Geſandten in Florenz, Hrn. v. Ufebom, bezeichnet die Stell: 
ung Preußens zu Stalien und ben bort im Gange befindlichen 
Ereigniffen: 

„Ew. Berichte vom... . jind richtig eingegangen. In Beantwortung 
berfelben erlaube ih mir, Ew. folgende Erwägungen mitzutbeilen, durch 
welche bie Negierung Sr. Majeftät des Königs in ihren Entichließungen ſich 
leiten Taffen muß. Em. erinnern fi ber umerwarteten Entlaffung bes 
Baron Ricafoli, welchen wir als einen Träger nationaler — unb 
als ben Vertreter einer im Bunde mit Deutichland wirkenden italienifchen 
Politik anzufehen gewohnt waren. Es war biefer Minifter, ber Im Fritiichen 
Momenten, wie fie bie Erelgniffe des vergangenen Jahres mit fih braten, 
an bem Ruder ber italienischen Politik ftand und beffen Antecebentien uns 
volles Vertrauen in bie letztere einflößen mußten. Seine Entlaffung war 
unerwartet und wir find genöthigt, bie Berveggrünbe bderfelben auf einem 
Telde zu fuchen, welches fich unſerer Beobachtung entzieht, Die europäifche 
Prefie bezeichnete damals ben Wechlel, welcher, Matazzi an die Stelle Rica: 
ſolis treten ließ, ald ben Beginn einer neuen Aera ber italienifchen Politik, 
welche bas franzafifch = öſterreichiſche Bündniß gegen Preußen zur Baſis, bie 
Undankbarkeit des Schwarzenbergiichen Defterreih gegen Rußland zum Vor: 
bilde in Bezug auf Preußen gewählt habe. Em. werden bie Gerüchte in 
Grinnerung fein bezüglich von Allianzen gegen Preußen, mit melden bie 
Zeitungen in Betreff Frankreichs, Italieno, Defterreichs, felbft unter Er. 
iehung Englands, fi fo lange trugen, bis in Frankreich bie weile und 
Friebfiche Politik, welche der Kaifer perſönlich nie verleugnet hatte, die Obers 
band behielt. Es ift in jener Zeit nicht zu unferer Kenntnig gekommen, 
bat auf Seiten Italiens biefe Beftrebungen, foweit biefelben ſich in bas 
Praktiſche übertragen haben, einem entichiebenen Miderftande begegnet feien. 
Erft feit die Salzburger Zuſammenkunft die beftimmte Weigerung Defters 
reiche, auf ſolche Bündniffe einzugehen, zur Evidenz gebracht hatte, find auch 
bie officiöfen und fonftigen Gerichte über bie Wereitwilligfeit zu einem 
Blindniffe gegen Preußen, ohne in ber officiöfen Preſſe Italiens bementirt 
worben zu fein, bem Schweigen verfallen. Ginige Wochen darauf und kaum 
einen Monat rüdmwärts von heut war es, wie Ew. befannt, baß wir zuerft 
Nachricht von Verhandlungen erhielten, welche zwifchen Frankreich und Stalien 
behufs einer Mobiftcation der September » Convention im ihrer Anwendung 
auf die päpftlichen Beſitzungen fchweben follten; Gerüchte, welche won meh», 
reren Seiten Beftätigung fanden, aber erft nach ber Verhaftung Garibalbig 
offener an's Tageslicht traten. Ew. find am beiten in ber Lage zu willen, 
baß, wenn ſolche Verhandlungen wirklich eriftirten, diefelben jedenfalls Ihnen 
gegenüber von Seiten Italiens geheim gehalten mworben find. Diefe Vor: 
gänge, unterftüßt durch andere Wahrnehmungen, welde wir Ew. Berichten 
entnehmen fonnten, verbinberten bier bisher bas Aufkommen en eines 
Aweifels an dem foridauernden vollen Einverftändniß ber itallenifgen und 
ber kaiſeclich franzöfifchen Regierung. Wir Hatten einigen Brunb zu vers 
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mutben, baß bie italienifche Regierung bis zu einer gewifjen Linie hinfichtlich 
bes römiſchen Territoriums zwar nicht auf Zuſtimmung, aber doch auf Ent: 
altung ranfreihs glaube rechnen zu dürfen. Wir würben geglaubt haben, 
inbiscret zu fein, wenn wir nicht bie Snitiative ber italienischen Regierung 
zu einer Eröffnung, bie fie uns zu machen geneigt fein konnte, abgewartel 
hätten, Wir haben weber nach Florenz noch nad Paris Fragen über bie 
Natur ber Verhandlungen beider Cabineite gerichtet, Ich babe Em. feiner 
Zeit benachrichtigt, daß ich durch Privatperfonen in fehr vertrauficher Weife 
über die Anficht Preußens bezüglich eines Unternehmens auf Rom fonbirt 
worden bin, und baß ich benfelben erwibert habe, wie für ung fein Grund 
vorliege, die gegenwärtige italieniihe Regierung nicht als eine befreundete zu 
betrachten, und daß ich deßhalb über italtenifche Angelegenheiten ohne Wiſſen 
berjelben nicht unterhandeln Fünne, Gm. werben daraus erfehen haben, daß 
bie Unflarheit über unfere Beziehungen zu Stalien, in melde bie Erjeßung 
Ricafolie durch Ratazzi und die ihm folgende Phaſe der italienischen Politik 
uns verjegt hatte, bie Regierung bes Königs nicht bewogen hat, ihrerfeits 
bie vollfommen loyale Haltung aufzugeben, welche uns durch unfere Tradition 
befreundeten Regierungen gegenüber vorgeichrieben if. Ebenfowenig aber 
fönnen wir uns von ber Pflicht der Vorficht entbinden, welche der Regierung 
bes Königs buch ihre Stellung an ber Spike eines großen Bundes auf: 
erlegt ift. Der Umſchlag von dem innigften Ginverftändniß zwiſchen Stalien 
und Frankreich, an welches wir bisher zu glauben veranlaßt waren, zu einer 
Spannung zwifchen beiden Mächten, weldye es möglih machte, einen Bruch 
zwiſchen ihnen als wahrjcheinlich anzufehen, war ein zu plögliher, als daß 
wir berechtigt gemwelen wären, bie durch ihn geichaffene Situation als eine 
zweifellofe und befinitive zu betrachten, Ich habe feinen Augenblid an bie 
Verleumbung geglaubt, daß das Einverſtändniß zwiichen Ratazzi und bem 
Gabinet ber Tuilerien noch bis heute niemals aufgehört babe, daß bie Ent- 
widelung des Dramas bis zur Schlußfcene beiderſeits vorhergefehen fei, und 
baß es fi auch heute noch troß ber brohenden Haltung auf beiden Seiten 
nur darum banble, zu conftatiren, ob es möglich jein werbe, ber öffentlichen 
Meinung beider Länder eine Theilung bes römiſchen Gebietes nach Stabt 
und Land annehmbar zu machen. Ich glaube gern, daß die Zurückhaltun 

welche das Minifterium Ratazzi uns gegenüber feithber beobachtet hat, ein 
natürliches Ergebniß feiner Lage ift, und ziehe daraus nicht den Schluß, 
baß bie Beziehungen diefes Cabinets zu ben anderen Mächten von einem für 
Preußen bebenflihen Charakter fein müßten. Aber eine Macht wie Preußen 
fann in ihrer gegenwärtigen Stellung nur mit vollfommen ficheren Unter: 
lagen, mit Flurer Weberfiht über ben Stand des Schachbrettes Stellung 
nehmer; und biefen Grab von Sicherheit muß ih Ew. offen geftehen, babe 
ich nicht in dem Maße, wie Sie ihn aus Ihren perfönlichen Eindrüden nad 
Ihrer individuellen Auffaffung gejhöpft zu haben feinen. Ich bin nicht 
ganz frei von der Befürdtung, daß Preußen bei einer Einmifhung in bie 
Streitigfeiten zwiſchen dem Gabinet Ratazzi und befien früheren Freunden 
in Paris die Rolle bes Unberufenen fpielen wiürbe, beffen Einmifchung in 
häusliche Streitigkeiten ihm bem Unwillen beider Theile zuzieht. Die Er: 
wägung, baß bie Neigung des Königs Viktor Emanuel, und ber feinem 
Herzen näher flehenden Bolitifer bei Schwanfungen ber italienifhen Waage 
zwiichen Frankreich und Deutichland, aud gegen ben Willen ber Minifter, 
leicht den Ausſchlag für Aranfreich geben Tönnte, wirb in Florenz jo gut wie 
bier gewürdigt werden. Die föniglihe Prärogative könnte jchlieflih au 
dann, wenn Ratazzi ernſtlich entichloffen wäre, Stalien vom frangöfischen 
Einflufje unabhängig zu machen, eine unerwaricte MWenbung geben unb Mir 
nifter von zmeifellofer Anbänglichfeit an Sranfreih an Stelle Ratazzie ber 
rufen. Ew. fünnen von feinen aufrichtigeren Sympaibien für das Gebcihen 
bes Königreichs Italien befeelt fein, als diejenigen find, welche ich feldft im 
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Laufe meiner amtlichen Function bethätigt Habe; aber befjen ungeachtet be= 
bürfen wir, ehe wir unjere Entſchließung Hiien, ber Gewißheit, daß wir nicht 
durch das Einverſtändniß zweier, anfcheinend jireitender Parteien in eine 
Bahn geleitet werben, der zu folgen ber Politif bes eigenen Landes nicht 
nüglig fein würbe. Es liegt auf der Hand, daß für Sranfreih, wenn man 
bemjelben bie Friegeriihen Tendenzen gegen Deutihland zumuthet, an bemen 
ih bisher zweifle, der Vorwand zu einem Kriege ein viel günjtigerer jein 
würbe, wenn Deutſchland genöthigt werden könnte, gegen das ben Papſt 
ſchützende Frankreich mit einem Angrifiskriege zu Gunften ber Unabhängigkeit 
Staliens zu interveniren. Die Kriegspariei in Frankreich würde dadurch ber 
Unannehmlidyfeit überhoben, einzugeftehen, daß e8 die nationalen Beftrebungen 
Deutihlands find, welchen man ben Krieg erflärt. Diefe Seite der Frage 
berührt ein Gebiet, welches ebenfalls bei Erwägung unferer Stellung zur — 
Sache einer Flareren Beleuchtung bedarf. Die katholiſche Bevölkerung Deutſch— 
lands bat benfelben Anfpruch, wie bie evangeliihe auf Berüdfichtigung ihrer 
religiöfen Ueberzeugungen. Dieſe Rüdficht verbietet einem Staate mit ges 
miſchter Bevölkerung, gegen bas Oberhaupt ber Fatholiihen Kirche in einer 
Weiſe vorzugehen, weldye die Herzen ber gläubigen Katholiken verlegen würbe, 
Eine ber Borbedingungen, um uns zum Einnehmen einer feiten Stellung 
zur Sache zu befähigen, würbe baber die Vergewifjerung über bie Frage fein, 
ob dem Papſtthum, nad ber italienischen oder der ſranzöſiſchen oder ber 
beiden Regierungen gemeinfamen Auffafjung feiner Zukunft, eine Stellung 
bleibt, welche auch von ben Katholiken beutfiger Nationalität in ihrer Mehr: 
beit als eine würbige anerfannt werden würde. In dieſer Richtung fcheint 
man fi auf Feiner ber betheiligten Seiten bisher ein beutliches Bild ber 
Zukunft vorgezeichnet zu haben. Die Sachlage ift hiernach, wie Ew. ſelbſt 
es vorausgefehen haben, noch nicht dazu angethan, Sie mit Inftructionen zu 
verſehen, durch welche bie Regierung bes Königs ihre Entſchließungen defi— 
nitiv regeln würde. Wir müfjen abwarten, daß die anſcheinend miteinander 
im Streit begriffenen Kräfte mit mehr Entihiedenheit ihre Stellung nehmen 
und ber bisherige Wechſel zwilchen beiberjeitigen Drodungen und Nacgiebig- 
feiten zu einer Frag Situation übergeht. Bisher fenne ich die Tragweite 
der Gegenfäge nicht, welde das Minifterium Ratazzi und das Cabinet ber 
Tuilerien trennen könnten. Ew. werben mit mir barin einverftanden fein, 
baß das italienische Cabinet, wenn es ibm um eine ernjte Einwirfung auf 
bas biefige zu thun wäre, bamit beginnen würde, ſich hier durd feinen Ge— 
fandten vertreten unb uns durch benfelben beſtimmte Eröfſnungen über feine 
Politik mahen zu laffen, nachdem, wie Ew. befannt, Graf Yaunay Berlin 
verlaffen hat und mir feitdem amtliche Mittheilungen ber italienischen Geſandt— 
haft nicht zugegangen find. Die Natur diefes Erlafjes bringt es mit fich, 
daß berjelbe lediglich beſtimmt ift, Ew. behufs der von Ihnen zu beobadtens 
ben Haltung zu orientiren und Ihre Sprache zu regeln, ohne daß Sie aus 
bemfelben zu einer amtlichen ober vertraulichen Mittheilung Anlaß zu nehmen 
hätten. Ihrer weiteren Berichterflattung, wie eine rein beobadhtende Haltung 
fie Ihnen eingeben wird, jehe ich mit Intereſſe entgegen.“ 

(Die Depefche wird von ben offic, Blättern im Wejentlihen als 
echt anerkannt, mern aud in ben Ausbrüden nicht genau.) 

1. Did. Morddeutſcher Bund). Inpflichtnahme, beziehungsmeife 
Vereidigung der Truppen der norbbeutihen ontingente für ben 
König von Preußen. Die preuß. Marine ftreicht ihre bisherige 
Flagge und zieht unter Salut die Bundesflagge auf. 


Eintheilung ber Armee bes norbbeutihen Bundes: Diefelbe 
zeigt, daß bas norddeutſche Bundesheer ganz nad ben bisherigen preußijchen 
Normen jormirt if, und daß zu ber preußifchen Armee, außer ben einzelnen 
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Berhärkungen in ben älteren Armeecorps, noch ein. vollftänbiges 12. Armee: 
corps (das königlich ſächſiſche) fo wie eine, bem 11. Armeecorps überwieſene 
ganze Divifion (die großherzoglich heſſiſche) Hinzugetreten find. Das nord: 
beutiche Bundesheer umfaßt mithin das Garbecorps und 12 Armeecorps, 
von welchen Tegteren je 2 und 2, nad ihrer nummeriichen Reihefolge, eine 
Armeeabtheilung bilden, jo daß beren 6 vorhanden find. Das 11. Armee: 
corpe hat 3 alle übrigen Armeecorps haben ein jedes inur 2 Divifionen. 
Die Garde⸗-Cavallerie und die königlich ſächſiſche Reiterei des 12. Armeecorps 
bilden jede eine beiondere Gavallerie- Divifion, Das Garbecorps mit ein: 
gerechnet, zählen dieſe 13. Armeecorps zufammen 27 Divifionen, 54 Snfans 
terles uud 28 Gavallerie-Brigaben. 

Die Infanterie-Brigaden haben 2 InfanteriesRegimenter, nur bie 2. Garbe: 
Infanterie = Brigade, bie 12., 14., 16. und 34. Infanterie » Brigade beren 3. 
Außerhalb diefes Brigade sBerbanbdes bilden 4 Infanterie: Regimenter, zum 
8. AUrmeecorps gehörend, bie Imfpection ber Befakung von Mainz. Die 
Füfilter » Regimenter find dergeftalt vertheilt, daß fich beim 8. Armieecorps 2, 
beim 1., 2., 6. und 10. feines, bei den übrigen Armeecorps je 1 befindet, 
und zwar innerhalb des Brigade: Verbandes; nur beim 12. Armeecorpo ift 
das (königlich ſächſiſche) Schügen:(Füfllier-) Regiment außerhalb besjelben 
aufgeführt. An Züger» Bataillonen haben 9 Armeecorps je 1, das Garbe: 
corps, bas 9. und das 12. Armeecorps je 2, bas 11. Armeecorps beren 3. 
Nur beim Garbecorps und bei ber großberzoglich heſſiſchen (25.) Divifion 
und bei ber 34. (medienburgifhen) Infanterie» Brigade find bie Jäger: 
Bataillone in ben Brigabe-Berband mit aufgenommen. 

An Gavallerie: Regimentern bat bie 5., 7. und 20. Cavallerie » Brigade 
jede 4, bie 2. und 3. Garbe:Eavallerie=Brigabe, bie 1., 3.,-4., 6., 9., 10, 
11:, 12., 17., 19., 23., 24. Gavallerie-Brigade, eine jebe 3, die übrigen Gas 
vallerie:Brigaden je 2. (Bei biefer Berechnung find die beiben vom 1. und 
7. Armeecorps, rejp. zum 3. und: 4. Armeecorps abeommanbdirten Gavalleries 
Regimenter ben letzteren beiben Armeecorps beigezäbli). 

An Artillerie ift dem Gardecorps und ben erflen 3 Armeecorps einem 
jeden eine vollſtändige Artillerie-Brigade (1 Feld: und 1 Feitungs:Artilleries 
Negiment) zugetheilt; eben fo bat das 12. Armeecorps 1 Feld- und 1 
TeitungssArtillerie-Negiment, das 9, Armeecorps dagegen nur 1 eld-Artilleries 
Regiment und 1 Feitungs:Artillerie-Abtheilung, das 10, und 11. Armeecorps 
nur 1 jelb»Artilleries Regiment, das Iegtere außerdem noch 4 (großherzoglid 
heſſiſche) Artillerie-Abtheilung. 

Jedem Armeecorps ift ein Pionier- und 1 Train-Bataillon zugetheilt, 
bem 11, Armeecorps außerdem noch 1 Pionier Compagnie und 1 Train: 
Abtheilung der großherzoglich heſſiſchen Diviſion. 

Stärke ber Truppen ber verſchiedenen Staaten des nord— 
deutſchen Bundes und ihre Vertheilung in dem Bundes heere. 

1) Die preußiſche Amee: 

A. Bisherige Stärke. 97 Infanterie-Regimenter (incl. 9 ee 5 
menter), 13 Jäger Bataillone (incl. des Garde: Schüßen » Bataillons), 
Savallerie-egimenter, 12 Feld⸗Artillerie-Regimenter, 9 Feſtungs⸗Artillerie⸗ 
Regimenter und 1 FeitungssArtillerie-Abtheilung, 12 Pionter-Batatllone und 
42 Train-Bataillone, | 

B. Truppen der nordbeutichen Bunbdesftaaten, welche in Kolge ber Miltkär: 
Gonvention vom 1, Oct. d. J. an ald integrirende. Theile zur preußiſchen 
Armee gehören: u 25 dr: 

Die bes Großherzogthums Oldenburg: Das olbenburgiiche Infanterie: 
Regiment Nr. 91, der 37. Infanterie-Brigade, und das oldenburgiſche Dra- 
goner «Regiment Nr, 19, der 49. Gavalleries Brigade der 1% Diviſion bes 
40. Armeecorps, 1 Gpfbge. und 1 Apfpge. oldenburgliche Batterie, ;ber 1. Fuß⸗ 
abtheilung bes Feld: Artilleries Regiments Nr. 10 deeſelben Armeecorps ũberwieſen. 


Srengen nnd der norddeuifhe Bund. 159 


2) Truppen, welde außerbem in Folge ber abgeſchloſſenen Cotwention 
in eine engere Berbindung mit ber preußilchen Armee treten: 

41. Die ber thäringiſchen Staaten. Das 5. thüringiiche Infanteries 
Regiment (Großherzog von Sachſen) Nr. 94, formirt aus dem Gontingente 
bes Großherzogthums Sachſen-Weimar-Eiſenach, der 44. Anfanterie-Brigade, 
das 6. thüringiſche Infanterie s Regiment Nr. 95, formirt aus ben Gontins 
genten ber Herzogthümer Sachen» Coburg : Gotha und Sachen » Meiningen, 
der 43. InfgnteriesBrigabde, beide zur 22. Divifio., 11. Armeecorps gehörend, 
dae 7. thüringifche Infanterie: Regiment Nr. 96, formirt aus ben Gontins 
genten von Sachſen-Altenburg, Schwarzburg:Rudolftadt, Neuß jüngere und 
öftere Linie, ber 8, Divifion 4. Armeecorps überwiejen. | 

2. Die bes Herzogtbums Anhalt. Das anhaltiiche Infanteries-Regiment 
Nr. 93, der 14, Brigade der 7. Divifion des 4. Armeecorps übermwiefen, 

Hiedurch gelangt die preußifche Armee mit den im engere Verbindung zu 
derſelben tretenden er en auf die Stärke von 102 Infanterie 
Regimentern (incl. 9 FüfiliersRegimenter), 13 Jäger:Bataillonen (incl. bes 
Garbe-Schügen-Bataillons), 65 Eavallerie-Regimentern, 12 Feld⸗-Artillerie⸗ 
Negimentern, 9 Feltungs:Artilleries-Regimentern, und 1 Feftungs-Artillerie 
Abtheilung, 12 Pionier» Bataillonen und 12 Train-Bataillonen, und bildet 
biejelbe das Garbecorps und die erften 11 Armeecorps, von welchen leßteren 
das 9. und 10. Armeecorps durch bie medlenburgifchen und braunfcweigifchen 
Truppen verflärft worden find. 

3 Nordbeutjche Bundestruppen, welde mit ber preußifchen Arntee 
das Heer des norddeutſchen Bundes bilden: 

A. Königreich Sadien. 2 Grenabier-Regimenter Nr. 100 und 101, 
6 InfanteriesRegimenter Nr. 102 bis 107, 4 Schützen⸗(Füſilier⸗Regiment 
Nr. 108, 2 Jägers Bataillone Nr. 12 und 13, 1 Garbes Reiter Regiment, 
3 Neiter-Regimenter, 2 Uhlanen-Regimenter Nr. 17 und 18, 1 Feld⸗-Arlillerie⸗ 
Regiment Nr. 12, 1 Feſtungs⸗-Artillerie-Regiment Nr. 12, 1 Pionier:Bataillon 
Nr. 12 und. 1 Train Bataillon Nr, 12 bilden das 12. Armeecorps mit 2 
SinjanteriesDivifionen und 1 Gavallerie-Divifion, 

B. Großherzogthum Medlenburg. Medlenburgiiches Grenadier⸗ 
Regiment Nr. 89, medlenburgifches Füfilier-Regiment Nr. 90, medIenburgiiches 
Jüger-Bataillon Ar. 14 bilden bie 34. Infanterie-Brigade ber 17. Divifton 
vom 9, Armeecorpe. — 1. und 2. medienburgifches Dragoner:Regiment Nr. 
47 und 18 find der 17. Gavallerie-Brigabe, derfelben Divifion und besfelben 
Armeecorps, 1 bpfoge. und 2 Apfdge. (mecklenburg⸗-ſchwerin'ſche) Batterien, 
fo wie 1 6pfdge. (medlenburgsftrelig’fche) Batterie find der 3. Fußabtheilung 
bes en Nr. 9 des 9, Armeecorps, zugetbeilt. 

. Herzogthbum Braunfhweig. Das braunfchiweigiiche Infanterie: 
Regiment Nr. 92 iſt der 40. Infanterie-Brigade, das braunſchweigiſche Huſaren⸗ 
Regiment Nr. 17 der 20. Eavallerier Brigade, beide zur 20. Divifion 10. 
Armeecorps gehörend, 1 bpfdge. braunſchweigiſche Batterie der 3. Fußabtheilung 
bes Felb-Artilleries- Regiments Nr. 10 zugetheilt. 

4, Außerdem treten in folge einer beionderen Milttär-Convention zu ber 
norbbeutichen Bunbesarmee no die großherzoglich heſſiſchen Truppen: 
4 Infanterie-Regimenter (& 2 Bataillone), 2 Jäger: Bataillone, 2 Reiters 
Regimenter, 1 Artillerie Abtheilung (1 rveitende, 2 6pfbge. und 3 Apfbge. 
Fuß» Batterien), 1 Pionier s Compagnie und 1 Train Abtheilung, und zwar 
als großherzoglich beifiihe (25.) Divifion des 11. Armeecorpo. 

Die gelammte norddeutſche Bundesarmee zählt daher: 118 Infanterie: 
Negimenter, 18 Fäger « Bataillone, 76 Cavallerie: Regimenter, und zwar: 10 
Kuiraffiere, 21 Dragonerz, 18 Hufarens, 21 Uhlanen und 6 Reiter-Regimenter, 
13 Feld-Artillerie-Regimenter und 1 Felb-ArtilleriesAbtheilung, 10 Feſtungs⸗ 
Artillerie-Regimenter und 1 Feitungs-Artillerie-Abtheilung, 13 Pionier-Batails 
fone und 1 Pionier-Compagnie, 13 TraineBataillone und 1 Train-Abtheilung, 
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1. Det. (Preußen). Mit diefem Tage erlifcht bie vom Landtage ber 


u 


d 


Krone mit Bezug auf die neuen Landestheile überlaſſene Machtvoll— 
fommenbeit und tritt bie preuß. Verfaſſung in benfelben in Kraft. 


„ (Preußen). Der König empfängt auf der Inſel Mainau ben 
Beſuch des mwürttembergifchen Königspaars. 


„ MRordbeutfher Bund). Zahlreihe Berfegungen von Offi: 
zieren ber kleinſtaatlichen Gontingente ins preuß. Heer und umge: 
fehrt und Beſetzung ber Offiziersitellen in den neu errichteten Re: 
gimentern. 


»„ GBreußen). Der König erwiebert auf dem Wege von ber Inſel 
Mainau nah ber Burg Hohenzollern in Friebrihshafen den Beſuch 
des mwürttemb. Königspaars. 


„ Rorddeutfher Bund). Der Präftdent Simjon überreicht 
dem König von Preußen auf ber Burg Hohenzollern bie Adreſſe bes 
Reichstags „der Vertretung eined Volks, meldes das Bewußtjein 
bat, das Maß und Gefeß feiner Bewegung, Fortbildung und Er- 
weiterung ausſchließlich in fi felber zu tragen“. Der König er: 
wiebert: „Es find darin Gefinnungen und Hoffnungen ausgeſprochen, 
welche die Meinigen find und bie einft ihrer Erfüllung entgegen: 
reifen können.“ 

„ Mordbeutider Bund). Reichstag: Bubget für 1868. De: 
batte über die Matricnlarumlage mit Rüdfiht auf die von Preußen 
mit den meiſten SKleinjtaaten abgeſchloſſenen Militärconventionen 
unter Nachlaß eines Theils der Militärkoften. Waldeck trägt barauf 
an, die Matricularumlage ohne Präjubiz für die Genehmigung ber 
Militärconventionen, Bennigjen, fie unter gleichzeitiger Genehmigung 
ber Militärconventionen zu bewilligen. Der Antrag Waldecks fiegt 
in namentliher Abjtimmung mit 113 gegen 110 Stimmen, inbem 
die Nationalliberalen ſich fpalten. 


» Breußen). Der König wird auf ber Durdreife von Hohen: 
zollern nady Berlin in Augsburg vom Könige von Bayern begrüßt 
und geht von da nad Nürnberg, wo während feines Aufenthalts 
die hohenzollernſche Fahne neben ber bayerifchen auf der Burg weht. 
„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Budgetberathung. Der 
gefammte Militäretat wird angenommen und nad; längerer Debatte 
bie Anträge von Göh und Dehmichen auf Verringerung ber Militär: 
laſten durch ausgedehnte Beurlaubungen verworfen. 
„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Bubgetberathfung. Der 
von ber bunbesftoatlisconjtitutionellen Fraction eingebradhie Antrag, 
welcher bie civilrehtlihe Haftung bes Bunbesfanzlers für Die ent: 
ſprechende Verwendung der Einnahme ſichern fol, wirb abgelehnt 
und das Bubget als Ganzes mit großer Mehrheit genehmigt. 

Die ſämmilichen Aenderungen beſchränken fi auf das dem Reichstag vor: 


o 


10, 


14. 


15. 


18. 
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bebaltene Recht der Bewilligung von Gehbalten und Beloldungserhöhungen, 
ben Wunſch, für bie archivariihen Schäge Deutſchlands Sorge zu tragen, 
bas Berlangen eines ſpezialiſirten Bundesconjulat:Etat# für ſpätere Jahre 
und eines Geſetzes über das Militärſervisweſen, den Wunſch ber Berüd: 
fihtigung ber heimiſchen Marine-Indbuftrie unb ber bejjeren Dotirung ber 
Marinefchule. 


Oct. (Norddeutfher Bund). Die Bunbesflagge ift bereits von 


England, Franfreih, Schweden und Norwegen, Stalien, Defterreich 
und Epanien anerkannt. 


» (Preußen). Lothar Bucher wirb zum Regierungseommifjfär für 
die Unterhandlungen mit Dänemark über Nordfchleswig ernannt. 


„ Medlenburg). Auf großh. Befehl wird die Spielbanf in 


Dobberan aufgehoben. 


„ MNorddeutfher Bund). Reichstag: Debatte über den An- 
trag Lasker's auf Aufhebung aller Zinsbeichräntung bei Darlehen 
innerhalb des ganzen Umfangs bed Bundes. Bismard erklärt ſich 
principiell dafür, aber auch, anfcheinend mit einem Hieb auf den 
preuß. AJuftizminifter Grafen zur Lippe, für eine Reform ber Hy: 
pothefengejeßgebung. Der Sozialdemokrat v. Schweiter erklärt gleich: 
falls für den Antrag ſtimmen zu wollen, „aus Bosheit“. Der An: 
trag wird [chließlih mit unmefentlihen Aenderungen angenommen, 


» (Preußen: Hannover). Die particulariftiihen Parteien bejchließen 


in einer Verjammlung, fih an ben Wahlen zum preuß. Landtage 
nicht zu betheiligen. 

„Morddeutſcher Bund), Der Reichstag genehmigt ben Ge: 
ſetzesentwurf betr. die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre 
Befugnig zur Führung ber Bundesflagge. Der Bunbesfanzler legt 
bie Militärconventionen zur verfafjungsmäßigen Genehmigung vor. 


„ (Rorbdbeutfher Bund) Reichstag: Debatte über den An- 
trag Schulge-Deligih auf Befeitigung aller Arbeiter:Coalitions-Be- 
ſchränkungen. Delbrüd erflärt, daß er, obwohl principiell gegen bie 
Beſchränkungen, den Gegenftand noch nicht reif für die Bundes: 
gefeßgebung Halte, da bie Gewerbegejeßgebung ber einzelnen Bundes: 
ftaaten zu verſchiedenartig ſei. Der Antrag wird trogdem mit 136 
gegen 70 Stimmen angenommen, 


» (Breußen: Frankfurt). In Folge einer Aufforderung der Re 
gierung ſenden Senat und Stadtverordnete eine gemeinfame Der 
putation nah Berlin ab behufs Ausſcheidung des Staats: und 
Stiabdtvermögens, 


„ Rorddeutfher Bund). Reichstag: Debatte über das von 

ber Regierung. eingebradyte Gefeß über bie Verpflichtung zum Kriege: 

bienft. Der Hauptlampf dreht fih um $ 6, der bem Bundes: 
41 
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felbberrn die Befugniß ertheilt, im Falle des DBebürfniffes aus ben 
Rejervemannfchaften „nothwendige Verſtärkungen“ zu ben Fahnen 
heranzuziehen. Die Linfe (Amendement Hoverbed) will bieje Be: 
fugnig auf den Tal der verfügten „Mobilmahung“ beſchränken; 
aus den mittleren Fractionen werben mildere Beſchränkungen als 
„Kriegsbereitichaft”" oder „entjtehender Krieg“ ober „außerordentliche 
Umftände* verſucht. Graf Bismard und bie Generale Moltke und 
Roon bekämpfen bie Vorſchläge als Ausflüffe unbegründeten Miß— 
trauens. Schlieflih wird über den Antrag Hoverbeck namentliche 
Abftimmung verlangt und derfelbe mit 165 gegen 81 Stimmen ab: 
gelehnt, ebenjo alle anderen Amendements, 


18, Det. (Preußen). Der geihäftsführende Ausſchuß der nat.liberalen 


19, 


Partei erläßt ein Programm als Wahlaufruf für bie bevorſtehenden 


Landtagswahlen: 

„. .. Bon den jeßt bevorſtehenden Wahlen wird es abhängen, ob bas 
Werk der Alfimilirung zwiſchen ben alten und neuen Provinzen zur Ehre 
Deutichlands gelingen oder zum Frohlocken ber Reaction mißlingen wirb; 
ob wir freifinnige Einrichtungen aus den neuen Provinzen berübernehmen 
ober fie durch die Reſte des altpreußifchen Feudalismus und Bureaufratis: 
mus uns entirembden werben. Auch für die richtige Auseinanderfegung zwiſchen 
Bundes: und Landes-Geſetzgebung, für bie Förderung bed Reichstages als 
Drgans ber beutjhen Einheit ift ber Fünftige Landtag von enticheibenbem 
Gewichte. Darıım ift es nothwendig, benfelben Männern, welche die Bunbes: 
verfafjung zur Lebens: und Entwidlungsfähigfeit und ſogar ſchon zu weit 
über die Grenzen reichender Popularität ausgebildet haben, auch bie damit 
zufammenbangende Regelung ber preußifchen Berfafjungs-Berhältniffe anzu— 
vertrauen; font fönnte leicht durch übel angebrachte Gompetenz:Streitigfeiten 
das ganze Werk ber legten beiden Jahre wieder im Frage geftellt werben. 
Die Zukunft des Bundesſtaates muß nach allen Seiten gefichert fein; bazu 
ift aber auch erforderlich, daß Deutjchland von Preußen bie inneren Reformen, 
welche ben übrigen Stanten zum Mufter dienen, erwarten fönne, Denn 
Preußens Geſchicke find enger ald jemals mit ben Lebensbebingungen des 
deutſchen Volksgeiſtes verfnüpit; fie werben fih um jo fchleuniger und glors 
reicher erfüllen, je weiter und breiter bie Betheiligung aller Klafien beranz 
gezogen wird. Das beichränfte Klaſſen-Wahlſyſtem bat ſich überlebt, und 
der nächfte Landtag wird zu prüfen haben, in welcher Weife und unter was 
für Vorausfegungen der Uebergang zum allgemeinen Stimmredte zu bereiten 
it. Allein das allgemeine Stimmredt fann feine vereinzelte Einrichtung 
bleiben: es bedarf einer Reihe auf Selbftverwaltung und Bolfsbildung ge: 
richteter Gefege, ohne welche ber Staat, ber fi) auf das allgemeine Stimm: 
recht ftüßt, den gefährlihften Schiwanfungen Preis gegeben würde. Hieher 
rechnen wir vor allen Dingen die Reform unferer völlig veralteten Kreie— 
ordnung und ber ländlichen Polizeiverwaltung, bie gründliche Verbefjerung 
ber Gemeindeordnung und bes Volksſchulweſens ...“ 


„ (Preußen). König Georg ratifizirt den mit Preußen abge 
ſchloſſenen Abfindungsvertrag vom 29. Sept. 

„ Rorddeutiher Bund). Reichstag: Berathung eines Poſt—⸗ 
gefebes. Zu einer lebhaften Controverſe zwifhen den Bunbescom: 
mifjären und ber liberalen Oppofition gibt ein Zuſahantrag von 
Beder und Wiggers zu $ 575 Anlaß: 
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„Das Briefgeheimniß ift unverleglih. Die bei ftrafgerichtlichen Unter⸗ 
fuhungen und in concurs⸗ und civilprocefjualiihen Fällen. nothwendigen 
Yusnahmen find dur ein Bundesgeſetz feſtzuſtellen.“ 

Der preuß. Bunbescommiflär erflärt, die Annahme bes Antrags 
könne das Zuſtandekommen bes ganzen Geſetzes in hohem Grade 
gefährden, worauf Lasker unter dem Beifall aller Liberalen Parteien 
bedauert, daß bei den gleichgültigften Dingen immer auf ſolche Weife 
gedroht werbe und der Antrag in namentliher Abftimmung mit 
135 gegen 93 Stimmen angenommen wirb, 


19.— 22, Det. (Walde). Landtag: Der Accejfionsvertrag mit Preußen 


wird in erfter Abftimmung mit 13 gegen 1 Stimme, in zweiter 
Abftimmung mit 12 gegen 3 Stimmen angenommen unb ebenfo en 
bloc die Militärconvention mit Preußen. | 


21. De. (Morddeutfher Bund). Der Reihetag nimmt das Poft: 


22. 


gefeb als Ganzes an. Der Vicepräfident des Bundesraths erklärt, 
daß berfelbe ſich entjhloffen habe, den Zuſatz bez. Unverletzlichkeit 
des Briefgeheimnifjes nun dod anzunehmen. — Beginn der Debatte 
über das Freizügigkeitsgeſetz. Delbrüd erflärt die Uebereinjtimmung 
des Bundesraths mit den meiften Abänderungsvorſchlägen der Com: 
miffion und conftatirt die DBereitwilligfeit bes Bundespräſidiums, 
dem Bundesrathe und dem nächſten Reichstage eine auf ber Baſis 
ber Gewerbefreiheit ruhende Gewerbeordnung für den Bund vorzulegen. 


Morddeutſcher Bund). Der Reichstag beendigt das Freis 
zügigkeitögefeg und ertheilt den Militärconventionen feine Genehmi- 
gung. Debatte über ben Gefeßesentwurf betr. einen außerorbentl. 
Gelbbebarf zum Zwecke ber Erweiterung ber Bundeskriegsmarine 
und der Herſtellung der Küftenvertheidigung. 

Der Gejeßesentwurf fordert für biefen Zwed bie Bewilligung einer An- 
leihe bis zur Höhe von 10 Mill. Thlen. Die Motive "bilden eine ſehr um: 
fängliche Denkſchrift, die im weientligen bahin geht: Die Bundesverfaſſung 
nehme das Borhandenjein, bez. bie Gründung einer Bundesmarine an. Bei 
bem burcdhgreifenden Einfluß, welchen ber Seehandel auf bas Leben ber 
Bölter ausübe, bebürfe es feiner weiteren Darlegung, baß bem Seehandel 
und ber Küfte ber nothwendige Schuß gewährt werben müſſe. Der Bunb 
bürfe aber auch aus einem anderen zwingenden Grunde nicht länger zögern, 
in die Reihe der größeren Seemächte einzutreten, bamit er nämlich für alle 
Zukunft feinen Einfluß in europäiſchen Angelegenheiten wahren könne, zumal 
wenn bieje nur zur See erreichbare Länder betreffen, Die maritime Bevöl⸗ 
ferung bed Bundes wird für vollfommen ausreichend erachtet. Um moglichſt 
raſch über ein Stadium hinwegzukommen, in welchem die Flotte kriegeriſchen 
Eentualitäten, ſelbſt den kleinern Seemächten gegenüber, nicht gewachſen iſt, 
müſſen bie finanziellen und materiellen Kräfte des Bunbes für bie nächſte 
Zeit höher angelpannt werben. Die Aufgaben ber Marine werben dahin zus 
jammengefaßt: 1) Schug und Vertretung bes Seehandels Norbbeutihlands 
auf allen Meeren und Erweiterung jeiner Rechte und Beziehungen ; 2) Vers 
tbeidigung ber vaterländifhen Küften und Häfen an ber Nord⸗ und Oſtſee; 
3) Entwidlung bes eigenen Offenſiv⸗Vermögens, nicht bloß zur Störung bes 
feindlihen Seebandels, fondern auch zum Angriff auf feinblihe Flotten, 
Käften und Häfen. Um biejer Aufgabe zu ——— muß die Flotte im 

11* 
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wejentliden aus drei Hauptflafjen zujammengefegt fein: 1) aus Schiffen, 
welche beftimmt find, gegen ben Feind bie hohe See zu behaupten und ihn 
dort mit Erfolg anzugreifen, alio Panzerfregatten; 2) aus Fahrzeugen be: 
ftimmt und geeignet ſowohl zur Vertheidigung ber eigenen Häfen und Küften, 
als auch im Verein mit ber erften Klaffe zum Angriff auf feindliche Küften: 
befeftigungen, ſchwimmende Panzerbatterien und kleinere gepartzerte Fahrzeuge; 
3) aus Schiffen beftimmt zum Schuße bes Handels auf offener See, zur 
Aufbringung von feindlichen Kreuzern und Kauffahrern, zur Bebedung von 
Handelsflottillen und zu handelspolitiſchen Miffionen. Diefe jest noch hölzernen, 
unter Umſtänden theilweile mit Panzern verjehenen Schiffe, Fregatten und 
Gorvetten find wegen ihrer Behendigkeit und jonftigen guten Eigenſchaften 
geeignet, die Schiffe der erjten Klaſſe in ber Seeſchlacht unterftügen zu 
fönnen, Dazu kommen bie Aviſos, hauptſächlich der Schladtflotte beigegeben 
zum Depeichenbienft, zur Beobachtung bes Feindes ꝛc. Angefichts ber raftlos 
fortjchreitenben Technik bes Schiffsbaues und der Artillerie kann für eine 
Reihe von Jahren im voraus in Bezug auf bie fpeciclle Stärke, das Syſtem, 
bie Armirung eine beftimmte Angabe nicht gemacht, vielmehr wird nach 
Maßgabe ber vorhandenen Gelbmittel und in Rückſicht auf das im activen 
und beurlaubten Berhältniß jeweilig ausgebildete Perſonal ein unausgejegtes 
Fortichreiten in allen Scifisklafjen angeftrebt werden. Dennoch ift eine plan— 
mäßige Entwidlung ber Marine nicht nur möglich, ſondern fogar ganz uns 
entbehrlih. Die Grundlage bafür wird in einem für den nächſten Zeits 
abichnitt im voraus feitzuftellenben Ueberichlag bes Friedensefats zu finden 
fein. Die Flotte fol während ber erften Periode auf einen Beſtand von 
16 Panzerſchiffen und Fahrzeugen, 20 Gorvetten, 8 Aviſos, 3 Transport: 
ſchifſen, 22 Dampffanonenbooten, 2 Artilleriefchiffen und 5 Uebungsſchiffen 
für Cadetten und Sciffsiungen gebracht werben. Nah Vollendung ber 
Hafenbauten joll das ſchwimmende Dexierial rajcher vermehrt werden. Zur 
Dedung ber für das Jahr 1868 erforderlichen Mittel find etwa 3 Mill. 
Thlr. nothwendig. Aehnlih find die Verhältniife für die folgenden Sabre. 
Die Küftenbefeftigung fol fich neben ber Fortführung ber Bauten bei Memel 
und Pillau in erfter Linie auf die Sicherftellung ber Mündungen ber Elbe 
und Weſer, in zweiter Linie auf bie ber Ems und Trave, fowie ben Schuß 
ber medlenburgifchen Küften erfireden. Die Höhe ber biefür erforderlichen 
Geldmittel läßt fih zur Zeit nur darum annäberungsweife beftimmen 
(34 Mill. Thlr.), weil nad) den Erfahrungen bes amerikanischen Kriegs gegen 
bie ſehr verbejjerten marttimen Angriffsmittel der Gegenwart Bertheidigungs: 
einrichtungen erforberlich werben, welde vor ihrer Anwendung noch im Laufe 
biejes Jahrs praftifchen Verſuchen unterworfen werben ſollen. Für das nächite 
Jahr find zu biefem Zweck 500,000 Thlr. angelegt. Die jet noch aufzus 
wenbenden Koften für ben Jahdehafen, der 1870 hergeftellt fein ſoll, find 
auf 4 Mill. veranfchlagt worden, bie ber Jahdebefeſtigung auf 3 Mill., 
welche ſich auf bie nächften fieben Jahre vertheilen, bie für den Kieler Hafen, 
auf die nächſten zehn Jahre fich vertheilend, auf 8 Mill, bie ber Kieler 
Befeftigung, bis 1874 reihend, auf 2,400,000 Thlr. 

Die Anleihe wird bewilligt, do mit dem von Tweſten bean: 
tragten Zufaße: 

„Die auf Grund biefes Geſetzes zu erbebenden Anleihequoten. und bie 
aus ber Anleihe zu verwendenden Summen find alljährlich durch ben Bundes: 
haushaltsetat oder durch ein beſonderes Geſetz feftzuftellen”, 
worauf der Bundescommiſſär Viceadmiral Jachmann conſtatirt, daß 
mit der Annahme dieſes Amendements der Regierung ein Extra⸗ 
ordinarium von 5,750,000 Thlrn. für 1868 bewilligt ſei. 


28. Oct. Morddeutſcher Bund). Der Reichétag genehmigt ohne 
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Debatte den Gefeßentwurf betr. den Yundeshaushaltsetat für 1867 
mit einer Ausgabe von 89,763 Thlr., welche lediglich das Bundes: 
tanzleramt, den Bundesrath, Reichstag zc. berührt, da das Poft- und 
Zelegraphenwefen und andere Berwaltungszweige erft am 1. Januar 
1868 an ben Bund übergehen und die Kojten für bie Marine bie 
bahin noch von Preußen getragen werben. Anläßlic einer Petition 
ber medlenburgifhen Judengemeinden wirb beichloflen, ben Bundes: 
fanzler zu erſuchen, in der nächſten Seſſion ein Geſetz vorzulegen, 
betr. die Aufhebung aller Beichränfungen der bürgerlichen Rechte 
durch bie Confeffionen. Dagegen wirb ber Antrag ber Commijfion 
bez. zahlreiher anderer Petitionen aus Medlenburg, in benen ber 
Reichstag gebeten wird, feine gewichtige Fürſprache dahin eintreten 
zu laſſen, daß Medlenburg eine conftitutionelle Landesverfaſſung mit 
freigewählten Bertretern, beren Zuftimmung bei jedem Landesgeſetz 
und bei ber Feititellung bes Haushaltsetats erforderlich fei, ſchleunig 
wieber erhalte — dieſe Petitionen an ben Bundeskanzler zu über: 
weilen mit der Aufforderung, die geeigneten Schritte im Sinne ber 
Petenten baldmöglichſt einleiten zu wollen, mit 106 gegen 102 
Stimmen abgelehnt. 


24. Oct. (Medlenburg) Der fog. Comitial-Convent lehnt ben An: 


25. 


trag bes Nittergutsbefigers Bade auf Herftellung ber conftitutionellen 
Verfaflung als ungeeignet für den Landtag ab. 


» Rorddeutfher Bund). Der Reichstag genehmigt ein Gefek 
betr. die Organijation ber Bunbesconfulate, fowie bie Amtsrechte 
und Pflichten der Bundesconfuln. Debatte über den Gefeßentwurf 
betr, das Bundesſchuldenweſen. Auf den Antrag v. Bethmann— 
Hollweg wird beſchloſſen, die Eonvertirung der Schuldverſchreibungen 
der Verwaltung zu entziehen und von einer gefeglihen Zuftimmung 
bes Reichstags abhängig zu machen unb ferner entgegen dem ent: 
ſchiedenſten Wiberjprud bes Bundeskanzlers ein Zuſatz zu $ 18 
genehmigt: _ 

„Ergeben fich gegen bie Dechargirung Anſtände, ober finden fi ſonſt 
Mängel in ber Verwaltung bes Bundesjchuldenweiens, fo Fünnen bie daraus 
hergeleiteten Anſprüche fowohl vom Reichstag als dem Bundesrath jelbft: 
ftändig gegen die nach $ 7 dieſes Gefeßes verantwortlichen Beamten verfolgt 
werben. Der Reihstag kann nöthigenfalls mit der gerichtlihen Geltend— 
madhung berjelben bie von ihm gewählten Mitglieder ber Bunbesihulden- 
Eommilfion beauftragen.” 

» (Preußen). Programm ber confervativen (feubalen) Partei. 
Dasfelbe trägt 32 Unterfchriften, unter denen indeß biejenige Wa— 
gener’s fehlt. 

Das Programm führt aus, bie conjervative Partei bürfe fi) mit Recht 
vor allen anderen „national” nennen, ſowohl in bem, was für bie Neu— 
geftaltung Deutihlands erreicht ift, wie in bem, was noch zu erreichen übrig 
bleibt. Sie ift national in Unterftügung derjenigen Politif, welche Deutſch— 
Iand fein erites Grundrecht wiebergab: zu erijtiven und feine Angelegenheiten 
nach eigenem Ermeſſen zu orbnen, Die Kraft ber Regierung babe fih nad 
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. Schuldhaft; fie werden demnächſt auch die Gewerbeordnung unter Au 
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Außen und nah Innen bewährt. Die Regierung habe ben. Stanbpunft 
Friedrichs bes Großen wieber aufgenommen, welder das Regiment fortichrei: 
tend, bie Völker aber confervativ wollte. In biefem Sinne wirb bie Partei 
bezüglih der Wahlen wirken. Sie wirb BVerbefferung ber Provinzial Ber: 
tretung ber alten Lanbestheile durch Erweiterung ber Selbfiverwaltung an: 
fireben. Die Partei erkennt berechtigte Eigenthümlichkeiten ber neuen Landes: 
teile an, jo weit biefelben fig ohne Zwang und Nachtheil in preußiſche 
Staatseinheit einfügen laſſen. Daſelbſt als befjer bewährte Ginrichtungen 
follen auf die alten Landestheife übertragen, beftehende kirchliche Verfaffungen 
rüdfichtsvoN gepflegt werben. Das Programm weist bin auf die Reichstags: 
Wirkſamkeit der Conſervativen für Hupothefenbanfen, für lg ber 

echt⸗ 
haltung der Meiſterprüfungen unterſtützen. Die Partei hält feſt an dem 
Königswort: was Preußen erwerbe, müſſe für Deutſchland gewonnen ſein. 


26. Det (Norbdbeutfher Bund). Reichstag: Schlußberathung über bie 


28. 


neuen Zollvereinsverträge. Auf den von 125 Mitgliebern unterftüßten 
Antrag Kon Braun wird mit 177 gegen 26 Stimmen bie ber: 
faffungsmäßige Genehmigung zwar ausgefprodden, aber 

) in Beziehung auf jeden einzelnen ber brei erften Staaten nur unter 
ber Behingung, daß die rechtliche Verbinblichfeit des mit einem jeben bers 
felben durch Preußen abgeſchloſſenen Bündnifvertrages von ihm nicht in 
Trage geitellt werbe, unb 2) mit ber ang für bas Bundes Brä- 
fibium in dem Fall, baß ber Bertrag vom 8. Juli 1867 nicht mit allen, 
fonbern nur mit einem ober einzelnen ber fübbdeutichen Staaten zur Aus: 
führung kommen follte, die fi hieraus ergebenden Aenderungen in bem Art. 
8 5 1 bes Vertrages feitzuftellen, vorbehaltlich der in ber nächſten Sitzungs⸗ 
periode einzubolenden Genehmigung bes Reichstages.“ 


Schluß bes Reichstags. Thronrede des Königs von Preußen: 


. .... In ber Thatſache, daß alle dieſe wichtigen Gelege, wenn aud 
einzelne ihrer Beflimmungen einen lebhaften Kampf ber Meinungen hervor: 
riefen, bo im Ganzen ftets bie große Mehrheit Ihrer Stimmen vereinigten, 
erblide Ich mit Tebhafter Befriebigung einen Beweis bed geyenjeitigen Pers 
ftändniffes, in welchem bie Vollsvertretung Hand in Hand mit ben verbüns 
beten Regierungen ihre gemeinjamen Ziele erfirebt. Der von Ihnen geneh— 
migte Vertrag über bie ——— bes Zollvereins ift im Verhältniß zu allen 
füddeutfhen Staaten noch nicht geſichert. Die verbündeten Regierungen 
würden es mit Ihnen beflagen, wenn eine Einrichtung, beren fjegensreiche 
Wirkungen allen bazu gehörenden Ländern zu Gute gefommen find, fi 
fortan nicht mehr auf alle diefe Länder erftreden ſollte. Sie find ſich aber 
mit Ihnen bewußt, daß die umentbehrlihen Reformen ber Berfaffung bes 
Zofivereines vorübergehenden Schwierigfeiten nicht geopfert werden bürfen, 
und daß die Gemeinſchaft ber mirtbichaitlichen Intereſſen bie nationale Ver: 
pflihtung zum gemeinfamen Schuge berielben zur vertragsmähigen Voraus: 
fegung hat. Der Scifffahrts+ Vertrag mit Italien, welchem Sie Ihre Ge: 
nehmigung ertheilt haben, wird bazu beitragen, bie Beziehungen zu einem 
er zu befeftigen, mit weldem uns große, gemeinfame Intereſſen ver: 
nen, . . +" 


„ Preußen). Der König empfängt ben bayr. Minifterpräftbenten 
Fürſt Hohenlohe und den bayr. Reichsrath Frhrn. v. Thüngen und 
Vehnt das Geſuch des Iektern bez. Erhaltung bes Veto ber ſüd— 
deutſchen Zollvereinsftaaten mit Bezugnahme auf ben Beichluß des 
Reichstags vom 26. d. M. entſchieden ab. 
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-31. Oct. Conferenz von Geiftlichen der verſchiedenen Iutherifchen Landes: 


—— 


firhen Deutſchlande zu Hannover gegen bie Union, 
„Morddeutſcher Bund). Der Bundesrat lehnt bas vom 
Reichstag aus eigener Initiative befchloffene Geſetz zu Aufhebung 
ber Arbeiter-Coalitions-Beſchränkungen ab; über das vom Reichstag 
gegen den MWiberftand des Bundeskanzlers mobificirte Bunbesfchulden: 
geſetz wird vorerft ein Beſchluß noch ausgeſetzt. 
» Preußen) Auch die frei-conſervative Partei erläßt ein 
Programm: 

.... Bir fegen bas Baterland über bie Partei, bie Nationalintereffen 
über Alles... .* 


41. Nov. (Sachſſen). Eine von allen liberalen Parteiſchattirungen ſtark 


beſuchte Volksverfammlung in Dresden erklärt das allgemeine und 
birecte Wahlrecht als allein zeitgemäß und allein gemeingültig, ver: 
wirft das gegenwärtige Ständeweſen, als noch bazu, in Folge bes 
Verfaſſungsbruchs vom 3. Juni 1850, nur rechtswidrig bejtehend, 


“stellt jebe DVerunftaltung bes allgemeinen und birecten Wahlrechts 


durch Verfagung von Diäten ald das Wahlrecht beeinträchtigenb bar 
und verlangt eine nad ber muftergültigen Reichsverfaſſung vom 
Jahr 1848 geftaltete Verfaffung für das Königreih Sadfen mit 
einer Kammer. 

„ (Medlenburg). Die Regierung erläßt ein Geſetz über Militär: 
ſervis und Einquartierungslaft troß dem MWiberftande bes fog. 
Eomitial:Convents. 

v» (Breußen) Ein tal. Erlaß an den Ober:flirdhenrath erflärt 
mit Rüdficht auf die Erlafle vom 22.— 24. Sept., burdy melde bie 
GSonfiftorien in den neu erworbenen Landestheilen dem Ober-Kirchen⸗ 


rath nicht unterftellt wurben, zu Vermeidung von Mißdeutungen, 
„daß eine Beſorgniß wegen etwaiger Schäbiaung ber Union unb ber 
Landeskirche in ben alten Provinzen, ſowohl in ihrer Einheit als auch in 
ihrer Selbftftändigfeit, aus biefen Meinen Anordnungen in feiner Weife 
bergeleitet werben barf, und daß ed Mein beftimmter Wille ift, eine Rüd: 
wirfung daraus auf bie kirchlichen Verhältniſſe ber alten Provinzen nicht 
eintreten zu laſſen. Sch gebe Mich vielmehr ber Hoffnung bin, daß bie 
Vereinigung ber evangelifhen Kirche unter ihrer eigenen Mitwirkung und 
freien Zuflimmung, aus ber allein bie wahre Union hervorgehen kann, 
immer mehr und mehr erſtarken wird, und bie um fo jicherer, je mehr Ich 
Mich auf die vertrauende treue Hingebung aller babei Betheiligten und bazu 
Berufenen verlaffen kann.“ 
» (Sadfen). I. Kammer: Bürgermeifter Koch (Leipzig) beantragt 
im.Sinne ber weit überwiegenden Mehrheit ber öffentlihen Meinung: 
1) Beſchränkung ber gejeßgeberiichen Thätigkeit gegemmärtiger Sejjion auf 
bie Ausarbeitung eines neuen Wahlgejeges und eines Geſetzes über bie pro— 
viforifhe Steuererhebung für 18635 2) nach Erledigung obiger Gegenftände 
Auflöfung ber dermaligen Ständeverfammlung und Einberufung einer neuen 
Landesvertretung; 3) ber Regierung bie Ermächtigung zu ertheilen, im Ver— 
ordnungswege diejenigen ei A zu treffen, welche in Gemäßheit ber 
norddeutſchen Bundesgefeßgebung nothwendig find. 
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7. Nov. (Preußen). Allgemeine. Landtagswahlen. In ben öftlichen 


10. 


11, 


Provinzen erringen bie Conjervativen, in den weitlihen und ben 
neuen Lanbestheilen bie National-Liberalen die Oberhand, in Berlin, 
Breslau, Königsberg fiegen bie Demokraten, ebenjo in Frankfurt. 
In Hannover find von 36 Abg. alle bis auf 3 nationalz=Tiberal, 
bie Polen verlieren wieder mehrere Wahlfreife, in Schleswig ge: 
hören bie Gemwählten bis auf 3 (Scheel-Pleſſen und 2 Dänen) zur 
bunbesjtaatlidysconftitutionellen Partei. 

» (Sadfen). I. Kammer: Die Regierung wirb über bie Erle: 
bigung der Wahlgejeßfrage interpellitt. Der Staatsminifter v. Noftit: 
Wallwitz antwortet: 

„daß eine Verzögerung ber Vorlage nit im ber Abjiht ber Regierung 
liege, daß aber biejelbe ebenfo wenig biejenige Auffaflung, die in dem in ber 
jenfeitigen Kammer gejtellten Antrag Ausdrud gefunden, ſich anzueignen 
vernöge. Die Regierung verfenne nicht, baß die veränderten Verhältnijie 
veränderte Beftimmungen über die Landesvertretung räthlich machten, und fie 
werbe bierzu bie loyale Mitwirkung ber Kammern in Anſpruch nehmen. 
Sie könne aber die Nothwendigkeit, deßhalb das Staatoſchiff in ungeregelte 
Bahnen zu lenken und (um einen procefiualifhen Ausbrud zu gebrauchen) 
ein tumultuariſches Verfahren einzufhlagen, nit anerkennen.” 

» (Preußen). Der Abfindungsvertrag mit bem gew. Herzog 
bon Nafjau wirb von Preußen ausgeführt, nachdem ber Herzog feine 
bisher noch immer unterhaltenen Gejandten in Wien und im Haag 
abberufen bat. 

» (Preußen). Durch minifteriellen Beſcheid wird die Könige- 
berger Univerfitätsfrage endlich wenigſtens dahin erledigt, daß „un: 
beſchadet ihres proteftantifchen Charakters" auch Nichtproteitanten als 
Privatdocenten zugelafien und im Falle des concreten Bebürfniffes 
„ausnahmsweiſe“ als Lehrer angeftellt werben dürfen. 

« (Preußen). Das Berliner Stabtgeriht, [an welches ber 
Prozeß gegen den Abg. Tweſten wegen feiner Rebe im Abg.-Haufe 
vom 20, Mai 1865 über bie Juſtizverwaltung durch Erkenntniß 
bes Obertribunals vom 26. Juni d. J. zurüdgemwiejen worden war, 
unter Vernichtung ber auf Grund des Art. 84 ber Verfaſſung 
(Redefreiheit) freifprehenden Urtheile beider Inſtanzen] verurtheilt 
Tweften zu ber höchſten zuläffigen Strafe von 2 Jahren Gefängniß, 
indem es annimmt, baß der Angeklagte in ber gedachten Rebe in 
vier Fällen ber Beleidigung und Verleumdung gegen den Juſtiz— 
minifter, in einem Falle gegen das Staatsminifterium, im zwei 
Vällen gegen bas Obertribunal, in zwei Fällen gegen bie preußijchen 
Gerichtshöfe überhaupt, in einem Falle gegen bie Staatsanwaltichaft 
und eben jo gegen ben Disciplinarjenat des Obertribunal® und ben 
Staatsgerichtshof in je einem alle ſich jchulbig gemacht habe, 

In Bezug auf bie Schuldfrage war die Norm ber Entſcheidung bereits 
buch das Erfenntniß bes Obertribunals vom 26. uni d. J. gegeken und 
dem Stabtgerichte nur noch bie Beſtimmung bes Strafmaßes überlaffen. 
In biefem Betreff fpricht fih nun bas Erkenntiniß des Stadtgerichts wie folgt 
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aus: „Was das Strafmaß anlangt, fo lagen feine Umftände vor, welche bas 
Vergehen in.einem milden Lichte erfcheinen lafjen, vielmchr boten ‚eine Anz 
zahl Erwägungen die Veranlafjung, die höchite Strafe des $ 102 al. 2 loc. 
oit. auezuſprechen. Zuvörderſt ift zu erwägen, baß die gewählten Ausdrücke, 


‚Redewendungen und Bilder ſehr beißend und verlekend find, und daß bie 


Tragweite und Bedeutung der Worte einem Beamten und namentlih einem 
Auriften ganz bejonders bewußt und gegenwärtig fein mußte Es fällt hie: 
bei feineswegs milbernd, ſondern vielmehr erjchwerend in’s Gewicht, daß 
Angeflagter die wörtlihen Verlegungen unter dem vermeintlihen Schuße bes 
Nrtifels 84 der Verfaſſungs-Urkunde zur Dcfjentlidyfeit gebracht hat und 
zwar an einem Orte, ber nicht öffentlicher gedacht werden fanı. Es ift 
ferner in Betracht zu ziehen, baß bie incriminirte Rede bei der Berathung 
bes Juſtizetats gehalten worden ift, bie einzelnen Auslälle gegen bie ges 
nannten Beamten und Behörden aber mit bem Etat in gar feinem birecten 
und unmittelbaren Zuſammenhange ftehen, aud von Seiten des Redners 
bes Etats weder erwähnt worben iſt, noch mit Bezug auf benjelben und im 
Anſchluß an die Rede Anträge, Amendements ꝛc. geftellt worden jind. 
Endlich aber gebt, was ebenfalls nicht zu überjeben ift, aus ber Mede und 
beren vielfahen Gitaten und Gpecialitäten zur Genüge hervor, baß nicht 
augenblidfihe Eingebung und Grregung die Worte hervorgerufen haben, 
jondern baß ber Angriff gegen bie erwähnten Beamten und Behörben ein 
wohl überlegter und wohl vorbereiteter gewejen iſt.“ 


11. Nov. (Preußen: Lauenburg). Der Landtag lehnt den Antrag auf 


13. 


Realunion mit Preußen neuerdings ab. 

» Die Generalverfammlung des Nationalvereins befchließt in Kafjel 
bie Auflöjung des Vereins und disponirt über die noch in feinen 
Händen befindlichen Fonds. 

» (Sadjen). I. Kammer: Der Antrag Koh vom 4. Nov. wirb 
mit allen gegen 2 Stimmen abgelehnt. Der Kammerherr v. Zehmen 
ruft dem Leipziger Bürgermeifter dabei zu: Quousque tandem Cati- 
lina abutere patientia nostra! 

» (Breußen: Hammer). In Folge der Abmahung mit König 
Georg vom 29. Sept. find die im Jahre 1866 nad London ge: 
flüchteten 22 Mil. Thlr. jetzt zurüdgeftellt und in ben Händen ber 
preuß. Regierung. 


„—17. Now (Hamburg) Die Mehrheit der Bürgerfhaft beharrt 


gegenüber dem Senat auf ihrem Begehren einer Verfaflungsrevifion 
vor 1870. 


14. Nov. (Preußen). In Folge des Urtheils vom 11. d. M. wird 


15. 


ber Abg. Stabtgerichtsrath Tweſten feines Amtes fufpenbirt. 
„ (Preußen). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Königs: 


„Zum erften Mal begrüße Ich Heut an biefer Stelle bie Vertreter ber 
neuen Landestheile, welche durch die Ereigniffe einer großen Zeit mit Meinem 
Staate vereinigt worden find. Mit AZuverficht erneuere Ich den Ausdrud 
des Vertrauens, baß bie Bewohner diefer Lanbestheile, fo wie Ich biefelben 
von ganzem Herzen zu Meinem Volt aufgenommen babe, Mir und bem 
erweiterten Baterlanb auch ihrerfeits redlihe Treue wibmen werden. Die 
Vollmacht, welche die Landesvertretung Meiner Regierung ertheilt hatte, um 
ben Eintritt der neuen Provinzen in die ‚verfaffungsmäßigen Zuſtände Preu⸗ 
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Bens vorzubereiten, ift in ber Richtung benutzt worden, um eine vorläufige 
Ausgleihung auf benjenigen Gebieten berzuftellen, auf welden eine folde 
durch das gemeinfame Staatsinterefje unbedingt geboten erſchien. Im mög: 
Th engen Anſchluß an bie vorgefundenen, den Bevölferungen lieb gewor: 
benen Einrichtungen find in ben neuen Lanbestheilen nah Anhörung von 
Bertrauensmännern Kreis: und Provinzialverfafjungen in’s Leben gerufen 
worden, deren Ausführung und weitere Entwidlung geeignet fein wirb, bie 
Theilnahme ber Eingeleffenen an ber Regelung ihrer wirtbichaftlichen Inter: 
efjen zu beleben und bie wünichenswerthe Selbftverwallung aud der größeren 
communalen Körperihaften anzubahnen. Während bie Heereseinrichtungen 
bes norbbeutichen Bundes durch bie Nerfaffung besjelben und durch das Gelek 
über bie Wehrpflicht auf, den bewährten Grundlagen ber preußifhen Ein: 
richtung feftgeftellt worden find, ift die Organifation ber Wehrkräfte des 
geſammten Baterlands in ben Grunbzügen vollendet worden. Nachdem jo 
ber Boden für eine gemeinfame Thätigkeit der Vertretung Meiner gefammten 
Monarchie bereitet ift, wirb es unferer vereinten und, wie Ich zu Gott hoffe, 
nefegneten Thätigfeit gelingen biejen Boden fruchtbringend zu machen. Der 
Entwurf zu dem Staatshaushaltsetat für das Jahr 1868, welcher Ihnen 
unverzüglich yorgelegt werben wird, unterfcheibet ſich mwefentlich von ben frü— 
beren Gtate. Während berfelbe einerfeit3 die ber Monarchie neu Binzus 
getretenen Landestheile mit umfaßt, find anbdrerfeits wichtige Kategorien von 
Einnahmen und Ausgaben ausgeichieden und auf den Etat des norbbeutichen 
Bundes übergegangen. Aus ben Vorlagen über den Staatshausbalt werben 
Sie erfehen, daß bie mit Vorſicht veranfhlagten Einnahmen nicht nur bie 
Mittel barbieten, um bie laufenden Bebürfniffe der Verwaltung zu beden, 
fondern daß es auch möglich gewelen ift, neuen unb gefleigerten Anforder: 
ungen ber Staatöverwaltung Genüge zu leiflen. Indem. Ich vorausjege, 
baß bie Lage bes Staatshaushalts Ahnen zur Genugthuung gereichen wird, 
vertraue Ich zugleich auf Ihre bereitwillige Zuftimmung zu dem Mebrauf: 
wand, welhen Ich zur Aufrechthaltung der Würde ber Krone unter ben 
jegigen Berbältniffen für geboten erachte. Es werben Ahnen verjchiebene 
Geſetzesvorlagen zugehen, welche beftimmt find das Etaatsihuldenmweien ber 
neu erworbenen Lande zu regeln; ferner die für dieſelben feitgeftellten 
Finanzetats für das Jahr 1867, um biefelben durch bie für das 4. Quartal 
vorbehaltene nachträglihe Zuftimmung zu ergänzen und für die Behandlung 
ber danach zu legenden Rehnungen Normen zu geben, Nachdem als oberfter 
Gerichtshof für die neuen Lanbestheile das Oberappellationsgericht errichtet 
worden ift, wird Ihnen ein Gefeßentwurf vorgelegt werben, um bie Ber: 
einigung biejes Gerichtshofs mit dem Obertribumal herbeizuführen. Meine 
Regierung wendet ber Fortbildung der Kreis: und Provinzialverfaffung ihre 
fortdauernde Fürforge zu, und wird, fobald die erforderlichen Vorbereitungen 
beendet find, Ihnen darauf bezüglihe Geſetzentwürſe zugehen laflen. .... 
Das Werk nationaler Ginigung, weldem bie preußifche Landesvertretung 
durch ihre Zuftimmung den Abſchluß zu geben berufen war, ift feitdbem in's 
Leben getreten. Wenn Sie eingewilligt haben, einen Theil ihrer Beiugniffe 
auf den norbdeutichen Reichstag zu übertragen, fo verkündet ſchon jekt bas 
Zeugniß der Gefchichte, daß Sie damit das Rechte zur rechten Zeit gethan 
haben. Das preußifche Volf Hat in der Geftaltung bes norddeutſchen Bundes 
vermiehrte Bürgichaften ber Sicherheit und ein erweitertes Feld organiſcher 
Entwidlung gewonnen; gleichzeitig ift mit ben fübbeutichen Stammgenofjen 
die Gemeinſchaft der wirthfchaftlihen Intereffen und ber thatfräftigen Ber: 
theibigung ber allerhöchften Güter bes nationalen Lebens geſichert. Die Ber: 
träge, auf welchen biefe Gemeinfchaft beruht, haben in jüngfter Zeit eine er: 
höhte Bedeutung dadurch gewonnen, daß auch bei ihrer Berathung in ben 
Voltsvertretungen das nationale Bewußtſein ſich fiegreich bewährt bat. Die 
Beziehungen Meiner Regierung zu ben auswärtigen Mächten find durch bie 
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neuen Verhältniſſe, in welche Preußen inmitten des: norbddeutſchen Bundes 
geſtellt iſt, nicht verändert worden. Mit dem freundſchaftlichen Charakter 
berfelben find die perſönlichen Begegnungen mit der Mehrzahl der Souveräne 
Dentſchlands und bes Auslands, zu welchen Mir im vergangenen Sommer 
Gelegenheit gegeben war, im vollen Ginflang. Das friedliche Endziel ber 
beutichen Bewegung wird von allen Mächten Europa’s anerkannt und ges 
würdigt, und bie Friedensbeſtrebungen ber Fürſten werben getragen von bem 
Mimfchen der Völker, welchen bie wachſende Entwidlung und Verfchmelzung 
ber geiftigen und materiellen Intereſſen den Frieden zum Bedürfniß macht. 
Die jüngjte Beforgniß wegen einer Störung bes Friedens in einem Theil 
Guropa’s, wo zwei große Nationen, beide uns eng beireundet, von einer 
ernflern Verwicklung bedroht erſchienen, darf Ich als befeitigt anſehen. Den 
fhwierigen Fragen gegenüber, welche bort noch einer Löſung harren, wird 
das Beltreben Meiner Regierung dahin gerichtet fein einerleits dem Anfpruch 
Meiner Fatholifhen Unterthanen auf Meine Fürforge für die Würde und Uns 
abhängigfeit des Dberbauptes ihrer Kirche gerecht zu werben, unb anderer: 
feits ben Pflichten zu genügen, welche für Preußen aus ben politischen Inter— 
effen und ben internationalen Beziehungen Deutſchlands erwachſen. In beiden 
Richtungen ſehe Ich, In Erfüllung der Aufgaben, welde Meiner Regierung 
geftellt find, Feine Gefährdung bes Friedens. So laſſen Sie ung um fo zus 
verfichtliher an bie Löfung ber Aufgaben innerer Entwidlung gehen. Mögen 
Ihre Arbeiten für das Mohl bes Staats reich gefegnet fein!” 


15, Nov. (Breußen: Frankfurt). Die Unterhandlungen zwiſchen ber 


” 


16. 


Grankfurter Deputation und ber Staatsregierung über Ausſcheidung 
von Staates und Stabtgut werden ohne Refultat abgebroden, ba 
die Regierung auf die Forderungen der Deputation nicht einging. 
„» (Sadjen) lehnt feinerfeits die franzöſiſche Einladung zu einer 
europäilchen Konferenz über bie römiſche Frage als Glieb bes nord: 
deutſchen Bundes taktvoll ab. 


„ (Sadfen). Die Stabiverorbneten von Leipzig geben ihrer Ent: 
rüftung über die Beleidigung ihres Bürgermeifters in der erften 
Kammer dur einen Beſchluß, die Profefjoren der Univerfität durch 
eine Zufärift an ihren Vertreter, die Bürgerfchaft dur eine Adreſſe 
an Koch Ausbrud. 


„ (Preußen) Der König ernennt 18 neue Mitgliever bes 
Herrenhaufes (5 erbliche, worunter 3 ehemals Reichsunmittelbare 
und 13 Iebenslängliche) und verleiht den Städten Hannover, Kaffel, 
Frankfurt a. M., Altona und Flensburg, jo wie den Univerfitäten 
Göttingen, Marburg und Kiel das Net, dem König einen Ber: 
treter zur Berufung vorzufhlagen. Bon einer Bertretung des Kleinen 
Adels als Bertretern bes alten und gefeftigten Grundbeſitzes mie 
aus ben alten Provinzen ift feine Rede. Dagegen findet fi unter 
ben Ernannten als erftes jübifches Mitglied des Herrenhauſes ber 
Frankfurter Rothſchild. 

» (Preußen: Hannover), Im Gegenſatz gegen bie Aufhebung vom 
5. Juli werben zunächſt wenigſtens proviſoriſch bie hannover'ſche 
und bie osnabrückſche Lotterie wieder geftattet. 


„ (Medlenburg) Die Regierung erläßt, unter Vorbehalt ber 
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Zuſtimmung des Landtags, ein Zollgeſetz, das fhon am 18. b. M. 
in Kraft treten fol, um die nothwendigen Einnahmen für das neue 
Militärweſen zu erzielen, ohne etwa vom Landtag zur Aufftellung 
eines Budgets und Ausfheidung des Domanialvermögens gezwungen 
zu werben. 


16. Nob. (Medlenburg). Der Großherzog erläßt ein Nefcript bez. Ver: 


„ 


18, 


20. 


erbpachtung der berriaftlihen Bauernhöfe im Domanium, um einen 
unabhängigen Bauernftand zu Schaffen. 


»„ Zufammentritt der Gonferenz des deutſch-öſterr. Poſtvereins in 


Berlin. 


„ Breußen: Hannover). Die Bürgervorftehermahlen in der Stabt 
Hannover ergeben 5 Liberale und 4 Particularijten. 


» (Preußen) Abg.-Haus: Beftellung bes Büreau. Es werben 
Forkenbeck zum Präfidenten, v. Kölle (conferv.) und v. Bennigfen 
(nat.liberal) zu BVicepräf, gewählt. Der Abg. Lasker jtellt fofort 
einen Doppelantrag mit Bezug auf bie Verurtheilung Tiveftens 
vom 11. Nov. troß des Art. 84 ber Berfaffung zum Schuß ber 
Mebefreiheit im Landtag. | 


„ (Sadfen). Landtag: Die Regierung legt endlih den Entwurf 
eines neuen Wahlgeſetzes für den Landtag mit Aufhebung des ftän- 
diſchen Principe vor. 

Die Hauptbeflimmungen des Entwurfs find folgende: Das Zweifammer: 
ſyſtem befteht fort. Die erſte Kammer bleibt wefentfid unverändert, nur er: 
nennt ber König fortan zehn Mitglieder auf’ Lebenszeit, von denen fünf 
ftets Rittergutebefiger fein müffen und zwar Eigenthümer eines Rittergutes, 
das mit wenigftens 4000 Steuereinheiten belegt ift (ftatt bes jetzigen Nein: 
Ertrags von 4000 Thlen.). Die zweite Kammer befteht aus 35 ſtädiiſchen 
unb 45 ländlihen Abgeordneten. Bon ben Städten erhält Dresben 5, Leip: 
ig 3, Chemnitz 2, Zwidau 1 Vertreter. Die übrigen Stäbte werben in 24, 
das Land wird in 45 möglichft gleiche Wahlkreife gerheilt. Wahlberechtigt 
it jeder jächliihe Staatsangehörige mit 25 Jahren, wählbar erft mit 30 Jah— 
ven. Die Annahme ber Wahl hängt von feinem freien Willen ab. Das 
Stimmredt fteht allen mit Wohnſitz verjehenen Grundbeſitzern im Orte und 
Denjenigen zu, welche zwei Thaler, fei es an Grumbdfteuer oder an bireften 
PerjonalsLandes: Abgaben oder an beiden zufammen jährlid entrichten. Die 
MWählbarfeit witd durch einen Zenfus von zehn Thaler bedingt. Bei bem 
Zenius wird jede Steuereinheit zu 9 Pfennigem berechnet. Die Wahlen find 
direft und mit Diäten. Bezirkszwang und Stellvertretung fallen weg. Weg: 
gefallen ift auch die befondere Vertretung der NRittergutsbefiger und bes Yabrik- 
und SHanbelsjtandee. 


»„. (Medlenburg). Landtag: Die Regierung verlangt von dem— 
felben einen Zufhuß zu den vermehrten Militärkoften: 

„In Folge der Errihtung des norbbeutichen Bundes hätten die Militär: 
foften eine die Kräfte der landesherrlichen Kaffen überfteigende Höhe erreidt. 
Sm Ganzen jtelle fih ein Mehrbebürfnig von 900,000 bis 1 Million Thaler 
heraus. Hierzu fei ein Zuſchuß aus Landesmitteln erforberlih. Letzterer 
werde zwar mit dem Eintritt in den Zollverein wahrfcheinlih wegfallen, ba 
inbefjen ber Zeitpunft hierfür, wenn auch nicht fern, fo doch unbeſtimmt fei, 
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fo ſei ein befinitivee Arrangement nicht rathſam, vielmehr ſolle der größte 
Theil auf lanbesherrliche Koſten vorjchußweile übernommen werden. Bon ben 
Ständen werde nur ein Beitrag von 220,000 Thalern gefordert, welche 
Summe nidt nah dem Modus der außerordentlichen Contribution aufzu⸗ 
zubringen ſei, vielmehr möge eine Erhöhung bes Grenzzolls in Betracht ge⸗ 
zogen werden.“ 


21. Nov. (Preußen). Landtag: Die Regierung legt demjelben das Bub: 
get für 1868 und eine Denkſchrift über die Ausführung bes 
(60 Mill.) Gefeges vom 28. Sept. 1866, betr. außerorbentl, Geld: 
bebarf der Militär: und Marine-Berwaltung und bie Füllung bes 
Staatsſchatzes, vor. 


Sn ber legteren Spricht fi) die Negierung über bie Abfindungen ber bes 
poffedirten Fürften von Hannover und Nafjau dahin aus: „Bei ben Ber: 
bandlungen über bie Bermögensverhältniffe des Königs Georg und bes Herzogs 
Adolph von Naſſau ift die politiiche Auffafjung maßgebend geweſen, daß 
Preußen ben bepoffedirten Fürſten nicht mehr Nachtheile zufügen dürfe, als 
die Sicherſtellung der nationalen Geſammt-Politik bedingte. . . . Dieſer 
Standpunft mußte ber öffentlihen Meinung in Europa, namentlih aber in 
ben Preußen einverleibten Ländern, ald maßgebend erkennbar werden. Dies 
war im vollen Umfange nur dann möglich, wenn bie. bepoffebirten Souveräne 
durch ein freiwillig umterzeichnetes Abfommen an ben Zag legten, baß jie 
bie ihnen gemorbene Abfindung als ein angemeffenes Aequivalent für ihr 
früheres Einfommen anfahen. Eine vertragsmäßige Einigung mit ben be: 
pofjedirten Fürften, namentlid mit dem König Georg, war vom. politifchen 
Standpunfte aus’ höher. anzufchlaßen, als die Geldfummen, um welche das 
Abfindungssfapital etwa hätte vermindert werden können, wenn ein Werlrag 
nicht zu Stande gefommen wäre. NIS Objekt ber ben depoffedirten Fürſten 
zu gewährenden Entihäblgung wurde fowohl von hannover'ſcher als naſſauiſcher 
Seite das Domanial: Vermögen in beiden Landestheilen in Anſpruch ges 
nommen. Cine Abfindung der früheren Sandesherren in Domanialgütern 
würde mit wichtigen Staats:nterefjen in Widerſpruch getreten fein. Preußi— 
ſcherſeits wurde deßhalb als Grundlage ber Verhandlungen die Abfindung 
in Kapital aufgeftellt und beharrlich feitgehalten. Ueberhaupt fchien es polis 
tifch richtig, die Geldentfhädigung nad einem freigebigen Maßſtabe zu bes 
rechnen. Wenn es auch nicht darauf abgefehen fein konnte, baß ein Theil 
ber Abfindungsfumme eine Entſchädigung für bie verlorenen Souveränetäts: 
rechte barftellen follte, jo mußte Doch barauf Bebacht genommten werben, baß 
ben bepofjebirten Fürften eine an ihre früheren Berhältniffe anfnüpfenbe ber: 
vorragende Stellung gefichert bleibe. Nur fo war e8 möglich, die Anhänger 
biefer Fürſten in ben jegt preußiſchen Lanbestheilen mit dem Schickſale ihrer 
früheren Herrſcher auszuſöhnen. Dem Könige Georg und dem Herzoge 
Adolph burfte nicht eine Lage geichaffen werben, welche Angefichts bes Ver: 
luftes, ben fie im ihrer althergebrachten Stellung erleiden, das Mitgefühl 
bervorzurufen geeignet fein konnte. Die jegige und bie frühere Stellung 
von Fürftenhäujern, beren ebrenvolle Vergangenheit von dem von ber Vor: 
geichichte ihrer früheren Länder getragenen Selbitgefühle der Bewohner ber: 
felben unzertrennlich bleibt, durfte nicht zu peinlichen PVergleihen Anlaß 
geben. Der Gewinn, welcher durch cine von ben bepoffebirten Fürſten vers 
tragsmäßig angenommene Abfindung nad diefer Seite hin erreicht wirb, 
wie auch nad ber bes europäilchen Gejammteindruds und in Betreff ber 
Würdigung, welche die Neugeltaltung ber Dinge bei verwandten und mächtigen 
Höfen findet, entzieht fi) dem Anſchlage nad einem beftiimmten Geldwertbe. 
Aber er wird innerhalb gewiſſer, nicht zu überſchteitender Grenzen In um fo 
höherem Maße erreicht, ald die gebotene Abfindung eine glänzende iſt. Dies 
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find bie Erwägungen, welche bazu geführt haben, für ben König Georg eine 
Ausgleihsjumme von 16 Millionen, für ben Herzog Adolph von Nafjau eine 
foldhe von etwa 84 Million Thlr. feſtzuſetzen.“ 


23. Nov. (Preußen) Das Abg.Haus beſchließt, um Zeit zu erfpuren, 
bie Berathung des Budgets im Plenum vorzunehmen mit Ernennung 
von Commiſſarien für die einzelnen Ctatsgruppen. 


"» » Säluß der Berliner Conferenzen bes deutſch-öſterr. Poſtvereins. 
Unterzeichnung ber neuen DBerträge, 

Es jind 3 Verträge: 1) zwiſchen dem norbbeutfchen Bunde und Lurems 
burg; 2) zwiſchen dem norddeutſchen Bunde einer: und Bayern, Würtemberg 
und Baden andrerfeits; 3) zwiichen diefen Vier einer: und Defterreich anbrers 
feits. Der (deutſch-öſterreichiſche) Poftvertrag vom 18. Auguft 1860 tritt 
mit Ablauf biefes Jahres außer Wirkjamfeit. Zu bderjelben Zeit kommen 
die SeparatsBoftverträge zwiſchen ben einzelnen Theilnehmern bes gegens 
wärtigen Vertrags injoweit in Wegfall, als bie Beſtimmungen berjelben mit 
bem gegenwärtigen Vertrage fowie ben barauf bezüglichen Neglements und 
ber AusführungssInftruftionen nicht vereinbar find. Dieſe Feſtſtellung findet 
auch Anwendung auf Bie Separat:Poftverträge, bie bisher zwiſchen dem zu 
bem norbbeutichen Bunde gehörigen — — Poſtgebiete und den ſüud⸗ 
deutſchen Staaten beſtanden haben. 


24. „ Morddeutſcher Bund). Eine Depeſche Bismarcks an ben 
preuß. Gefandten in Darmjtabt weist Helfen, das bie franz. Eins 
ladung zu einer europäifhen Conferenz über bie römiſche Frage an: 
geblih mit Rückſicht auf feine kath. Bevölkerung mit Haft angenom: 
men, in feine Schranken zurüd: 

„+ Jh muß gefteben, baß biefe Schnelligkeit der Entſchließung mid 
einigermaßen überrafht bat. Der Föniglichen Regierung wenigjtens bat es 
bie in ber Behandlung europäifcher Angelegenheiten gewonnene Erfahrung 
sticht räthlich ericheinen laſſen, auf die ihr gleichfalls zugegangene Einladung 
einen befinitiven Entihluß zu fallen, bevor jie über ben Charakter der beab: 
fitigten Berhandlungen und über bie Betheiligung anderer europäijcher 
Mächte an denſelben nähere Aufklärung gefucht hatte. Wir würden voraus 
zufegen gemeigt jein, daß die großberzogliche Regierung, zur Betbeiligung an 
ber Gntfcheidbung über eine enropäifche Frage berufen, basjelbe Bedürfniß 
empfinden würbe, glauben aber in bem vorliegenden Falle an biefer Voraus: 
fegung nicht feithalten zu dürfen. Denn es ift uns nicht wahricheinlich, daß 
die großberzoglihe Regierung fih über bie Auffaffungen fremder, außer: 
beutjcher Mächte vergewifjert Haben follte, wenn ſie dies gegenüber bem be— 
nachbarten und verbündeten Preußen nicht gethan, wenn bie Regierung eines 
Fürften, welcher Mitglied bes norddeutſchen Bundes if, über die Stellung 
dieſes Bundes zur ſchwebenden trage feine Erfundigung eingezogen hat. Die 
Theilnahme an ber Berathung einer europäifchen Frage verpflichtet allerdings 
noch nicht zum Abſchluß europäiſcher Verträge; aber wir erlauben uns bie 
Frage an bie großherzogliche Regierung, ob fie, gelegt, baß fie allein unter 
ben deutſchen Staaten die Einladung ohne Referve annimmt und in Folge 
befien zu Gonferenz: Verhandlungen mit außerbeutfhen Mächten eintritt, ein 
ſolches Verhältniß ganz frei von der Gefahr glauben würde, durch basfelbe 
in Wege geleitet zu werden, welche ihre Politik von ber ihrer beutjchen 
Bunbdesgenoffen trennen Fönnten. Wir vermögen uns bes Einbrudes nicht 
zu erwehren, daß, wenn bie großherzogliche Regierung zu Ichwierigen und 
noch vor Kurzem an ber Schwelle erniter VBerwidlungen behandelten euros 
päilhen ragen ihre Stellung nimmt, ohne den Verſuch einer Berfländigung 
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mit ihren beutichen Verbünbeten und bem norbdeutichen Bunde, bem Se. Ef, 
Hoheit beigetreten ift, fie. fih mit dem Geifte des Bundesvertrages nicht in 
Ginflang befinde, wobei wir dahin geftellt fein laſſen, ob dieſes Berfahren 
und bie Gonfequenzen besjelben fi mit dem Wortlaute ber Bunbesverfaffung 
in Einklang bringen laſſen.“ 


25. „ (Eoburg:Gotha). Eröffnung des gemeinjamen Landtags. Die 
Regierung macht demſelben eine Vorlage für volljtändige Vereinigung 
der beiden Herzogthümer, bie u. a. bamit motivirt wirb, 

„bag Mißverhältniß, in weldhem bie breifache Glieberung ber Lanbess 
vertretung zu ber Größe bed Lanbes fiehe, drohe gegenüber dem Neichstag 
bes morbbeutichen Bundes mit feinen in die Gomipetenzen des gemeinſchaft⸗ 
lichen wie ber Spezial-Landtage tief eingreifenden Bejugnifjen unferen Vers 
fafjungszuftänden den Stempel ber Lächerlichkeit aufzudrüden.“ 

26.—27. Nov. (Preußen). Abg.-Haus: Debatten über den Declarations: 
Antrag Lasker betr. den Fall Tweſten: 


Antrag Pasfers: „Gefek, betreffend die Declaration des F 84 ber 
Berfaffungssiirfunde vom 31. Januar 1850. Wir Wilhelm 2c.: In Gemäß: 
beit bes Art. 84 der Berfaffungs:Urfunde vom 31. Januar 1850 darf kein 
Mitglied des Landtages wegen feiner Abjlimmung oder wegen ber in Aus— 
übung jeines Berufs gethanen Aeußerungen gerichtlich oder bisciplinarifch 
verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung besjenigen Haufes, zu welchem 
bas Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werben, 

Antrag ber Fortfhrittspartei auf Tagesordnung: „Sn Gr: 
mwägung: baß der Art. 84 ber Verfaſſung einer Declaration nicht bedarf, bers 
felbe vielmehr die Competenz ber Staatsanwaltichaft und ber Gerichte in Ans 
fehung der Reden im Lanbtage völlig ausſchließt, daß das Haus ber Abges 
orbnieten eine Verwahrung jeines verfafjungsmäßigen Rechtes bereits am 
10. Februar 1866 eingelegt hat, daß das Haus ber Abgeorbneten felbft 
diefes Recht in Zweifel ftellt, wenn es bie Jnitiative ergreift, um bie in dem 
Strafienate bes höchſten Gerichtshofes angenommene Auslegung bes Art. 84 
durch ein Geſetz auszujchließen, dieſe Initiative vielmehr der Staatsregierung 
zu überlafjen ift, geht bas Haus über ben Antrag bes Abg. Lasker zur 
Tagesordnung über.” 

Antrag Guerard (Freiconfervativ): Aenderung — nicht bloß Declas 
ration des Art. 84 der preuß. Verfafjung — im Sinne des Art. 30 ber 
Bunbesverfafjung. 


Rede Bismards gegen ben Antrag Lasker. Dei der Abſtimmung 
wird ber Antrag Guerards gegen die Stimmen ber meiſten fFreis 
confervativen und eines Theils der Altliberalen, derjenige der Fort: 
fhrittspartei gegen 31 Stimmen abgelehnt und ber Antrag Laster 
mit 181 gegen 160 Stimmen angenommen. 


27. Nov. (Norddeutfher Bund). Der Bunbesrath beruft auf ben 
3. Januar eine Commiſſion zu Ausarbeitung einer Civilproceßorbs 
nung für den gefammten Bund nad Berlin ein. 


» » (Sadfen). Landtag: Beide Kammern verfagen ber Regierung 
vorerft Steuererhöhungen, bevor fi die neuen Verhältniſſe voll- 
ftändiger überfehen ließen. 

28, u (Breußen) Abg.Haus: Eine Borlage ber Regierung ver: 
langt bie Erhöhung ber Kronbotation von 3 auf 4 Mill. Thlr. 
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Die Eomjervativen beantragen für bie Vorlage fofortige Schluf- 
beratfung. Diejelbe wird jedod mit 157 gegen 140 Stimmen an 
eine Commilfion gewieſen. 


28. Nov. Der bleibende Ausſchuß des deutſchen Handelstages befchliekt, 
dem Plenum bes nächſten Hanbelstages bie Beſchränkung berjelben 
auf die Intereſſen des Zollvereins vorzufhlagen, woraus bie Aus: 
Iheidung ber djterr. Mitglieder — unter 170 Mitgliedern zählt 
berjelbe do nur noch 6 Dejterreiher — von felbft folgen würde. 
Den öfterr, Mitglievern wird von biefer Abficht Kenntniß gegeben: 

Der Ausfhuß geht darin von ber Erwägung aus, daß, „unbefchabet ber 
Rückſichtnahme auf bie dem Zollverein und Defterreich gemeinfamen inter: 
effen, der Schwerpunft ber Beitrebungen bes deutſchen Handelstags boch uns 
zreifelhaft von jeher in ber Verfolgung der Intereſſen des Zollvereins ge: 
legen bat,“ und daß, „nachdem aus ben Greignijjen des letzten Jahrs aud 
für ben Zollverein ein einheitlich ſtaatlich-organiſches Gebilde hervorgegangen, 
die directen Anterefjen einer unverhältnigmäßig groß gewordenen Majorität 
der Mitglieder des Handelstags im Bereich der Staaten bes beutfchen Zoll: 
parlaments liegen;“ ev hat ſich demnach zu dem Entjchluß geeinigt, bem Plenum 
des nächften Handeldtags die Frage zu unterbreiten: „ob berfelbe es nicht für 
gerathen erachte zur größeren Sicherung einer auf praftiiche Ziele gerichteten 
und concentrirten Thätigfeit jeine Gompetenz bis auf weiteres auf bie zur 
Zuftändigkeit bes deutſchen Zollparlaments gehörigen Verkehrsangelegenheiten 
zu beichränfen,“ und werben demnach bie öfterreihifhen Mitglieder „ſchon 
jegt Zeit haben, in objectiver Erwägung barüber bei fich felbft zur Ent» 
ſcheidung zu kommen, ob es, falls das Plenum fich feiner (bes Ausjchuffes) 
Anfiht anjchließt, no von unmittelbarem Intereſſe für fie fein könne, in 
bem bisherigen. Verbande zu verharren.“ Schließlich wurbe immerhin ber 
Hoffnung Ausdrud gegeben, daß es jedenfalls „werde möglich werben, für 
alle gemeinfamen Jnterefjen eine birecte Verbindung zwiſchen dem Hanbels- 
tag und ben Öflerreichiichen Handelsgremien aufrecht und lebendig zu erhalten.“ 


„ —29. Nov. (Preußen). Budgetcommiffion des Abg.-Haufes: Tweſten 
verlangt als Bräjubicialantrag die Vorlage der DVerträge mit ben 
Depofjedirten an den Landtag zur Genehmigung und erflärt bie 
Verwendung des 60 Mill.Credits auch zu diefem Zwecke für un: 
ftatthaft und für einen Bruch des vom Abg.-Hauſe damals der Re: 
gierung botirten Vertrauens, Bismard findet darin eine Beleidigung 
und in der Maßregel jelbit höchſtens einen Formfehler und verläßt 
die Sigung. Die Commijfion nimmt den Präjubicialantrag Tweſtens 
an und ernennt benjelben zum Berichterjtatter. Schreiben Bismarde 
an die Commiſſion und Erklärung, in ber Commilfion nicht meiter 
ericheinen zu können. Dieſe beichließt nun mit 21 gegen 2 GStim: 
men, daß fie dur die Wahl Tweſtens ben von ihm gebrauchten 
Ausdruck ‚Vertrauensbruch“ fih nit habe aneignen wollen, womit 
ber Conflict wieder Bejeitigt wird, 


41. Dec. (Coburg: Gotha). Gemeinfamer Landtag: Die Gothaifchen 
Mitglieder der Gommiffion zeigen wenig Neigung zu ber vorge: 
Ihlagenen Berichmelzung beider Herzogthümer und ftelleir enblid 


* 
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einen Austunftsantrag, der auch bie Eventualität einer Einverleibung 
in Preußen ins Auge faßt. 


Dec, (Luremburg). Entlafjung des Minifteriums Tornaco. Der 


Vicepräf. des Ob.Ger.Hofes Servais (franzöſiſch gefinnt) bildet 
ein neues Minifterium. 
» Breußen). Abg.Haus: Zweite Behandlung bes Lasker'ſchen 
Declarationsantrags bez. den Art. 84 der Verfafjung, nachdem derſelbe 
feinen zweiten Antrag auf Niederſchlagung ber ſchwebenden Unter: 
fuchungen zurüdgezogen. Der Antrag wird mit 188 gegen 174 
Stimmen in namentliher Abjtimmung angenommen. Die öffentliche 
Meinung ift in Folge der Verhandlungen über den Laskerichen An- 
trag ber Anficht, daß die Stellung des Yuftizminifters nun doch ganz 
und gar unhaltbar geworben ei. 
» (Preußen). Abg.:Haus: Die Gemeindecommiffion behandelt eine 
Anzahl Betitionen für innere Reformen. Der Regierungscommiflär 
erklärt 

an eine Aufbebung der gutsherrlichen Polizei, überhaupt an eine Reform 
ber ländlichen Gemeinde- oder Polizeiverwaltung benfe die Regierung nicht. 
Eine neue Kreisorbnung werde vorbereitet, aber nach den Grundſätzen ber 
in ben neuen Landestheilen eingeführten Kreisorbnungen, d. h. mit Kreis: 
tagen, gebilbet nach bem Rändifchen Prinzip. (Der einzige Vorzug biefer 
Kreistage vor ben altländifchen liegt darin, daß ben Rittergutsbefigern zu: 
fammen nicht mehr als ein Drittel ber Stimmen gegeben wird, an Stelle 
ihres Virilſtimmrechts alfo unter Umftänben eine Collectivvertretung treten 
muß.) Aber auch diefe Reform ftehe für die gegenwärtige Seffion nicht mit 
Beſtimmtheit zu erwarten, 
» &Breußen). Entlafjung des Juſtizminiſters Grafen zur Lippe 
und Ernennung bes (ehemaligen hannoverſchen Minifters, nun: 
mehrigen) Ob.-App.-Ger.:Präf. Leonhardt zum Juftizminifter. 
„» (Breußen) Abg.Haus: Die Regierung legt die Berträge 
mit ben Depofjebirten vor. Budgetdebatte: Die Anſätze für bie 
Lotterien in Hannover und Dsnabrüd werben geftrihen und bie 
Bitte um Aufhebung aller Klaffenlotterien beichloifen. 
„ (Breußen) Abg.Haus: Da bie beiden dänifhen Abgeorbneten 
bebarrlich den Eid verweigern, wirb die Anordnung von Neumahlen 
beſchloſſen. Budgetdebatte: Auswärtiges: Bennigfen beantragt bie 
Uebernahme bed ausw, Minifteriums auf den Bunbesetat und bie 
Aufhebung der preuß. Gefandtihaften bei den Staaten bes norbb. 
Bundes; Löwe bringt die Behandlung ber deutſchen Oſtſeeprovinzen 
in Rußland zur Sprade. Bismard ift mit bem erften Theil bes 
Antrags Bennigfen einverftanden, befämpft dagegen ben zweiten und 
weist den Vorwurf einer Satellitenpolitit gegenüber Rußland zurüd. 
Die früher betriebene Idee des Schleswig-Holſtein-Kanals hat bie 
Negierung ber großen Soften wegen aufgegeben. 
„ (Hamburg). Wahl eines Senators; Niederlage ber bemp: 
fratiichen Partei. 
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Dee. (Morddeutſcher Bund). Der Bundesrath genehmigt die Er: 


richtung einer Anzahl von Bundesconfulaten und die Einziehung ber 
bisherigen preuß. Eonfulate an ben betreffenden Handelspläßen. 

» (Breußen: Hannover). Der bisherige Beſchlag auf das Privat: 
vermögen bes Königs Georg wird aufgehoben. König Georg beeilt 
fih, die werthvolle Silberfammer und die Münzfamımlung (27. Dec.) 
nah Hießing zu ziehen. 

» (Preußen). Abg.Haus: Debatte über den Xcceifionsvertrag 
mit Waldeck. Rede Bismards. Der Bertrag wird genehmigt und 
eine Rejolution für Cinverleibung abgelehnt. Debatte über Peti- 
tionen für Reform der Kreis: und Gemeindeordnung: Der Minijter 
des Innern bejtätigt die Heußerungen bes Regierungscommifjärs vom 
3. Dec. Selbſt die freiconjerv. Partei hält weitere Reformen für 
nothwendig und jpricht fih für die Aufhebung der am .privatrecht: 
lihen Befit eines Gutes klebenden Polizeigewalt und für Bildung 
größerer Polizeibezirke aus. 


v„ DRorddeutfher Bund). Der preuß. Gefandte in Dresben 
überreicht dem Könige von Sachſen an dieſem Tage, als feinem Ge: 
burtstage, eine Cabinetsorbre des Königs von Preußen, nad, weldyer 
bie legten noch von Preußen bejegten Punkte Sachſens am 18. d. M. 
(nad) ſpäterer Berftändigung am 27. Dec.) von denſelben geräumt 
werben follen. 


„ (Breußen) Abg.Haus: Eiſenbahnvorlage der Regierung im 
Betrage von 40 Mill. (15% Mil. für die neuen, 24% Mill. für 
die alten Provinzen). Bubdgetdebaite: Die geforberten- Gehaltser: 
böhungen der Minifter ꝛc. werden nur mit 230 gegen 152 Stimmen 
bewilligt, andere Gehaltserhöhungen, des Dbertribunalspräf. zc. werben 
abgelehnt. Die Erhöhung der Krondotation wird ohne Debatte 
genehmigt. 

„ (Eoburg-Öotha). Genteinfamer Landtag: Die Regierung 
zieht das Unionsproject „für jet” zurüd, nachdem ein finanzielles 
Provtforium bez. der Tragung der gemeinfamen Laften zur Bunbes: 
faffe zu Stande gekommen iſt. 

„ (Breußen). Abg.Haus: Budget. Rede Tweſtens über die 
Verwaltungsorganiſation in den neuen Provinzen. Der Miniſter 
Eulenburg bezeichnet dieſe Organiſation als eine offene Frage, über 
die er gern mit dem Landtag verhandeln wolle und erklärt auch die 
Verwaltungsorganiſation der alten Provinzen für discutirbar. Francke 
und Gen. beantragen die Ueberiveifung von Provinzialfonds auch an 
Schleswig-Holſtein und Naffau. 

„ (Medlenburg) Landiag: Die Regterung verlangt von dem— 
felben bie bebingungsloje Bewilligung der Koſten des nordd. Bundes. 
Die Nitterfchaft ertheilt fie, die Landichaft äußert Bedenken, 
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— Dec. (Breußen) Faſt aus: allen größeren und: mittleren Städten 


16. 


17. 


20. 


21. 


der kath. Rheinprovinzen werben Abrefien an den König zu Gunſten 
der weltlichen Herricaft bes Papftes gerichtet. 


„ Breußen). Abg.-Haus: Budget. Neue Debatte über bie Re: 
organifation ber Provinzialverwaltungen im Sinne größerer Gelbft: 
regierung: der Minifter des Innern fucht fein Zugefländniß vom 
14. d. M. wieber abzujhwäden.. Die Anfüge für Schleswig: 
Holftein werden nur als Paufchquantum bewilligt, um bie frage 
offen zu halten und die Herſtellung einer gemeinfchaftlihen Regierung 
für beide Elbherzogthümer befchloffen. 

Herrenhaus: Die Regierung legt ein Geſetz bez. Erhöhung ber 
Scäullehrergehalte vor. Die öffentliche Meinung erklärt es ziemlich 
einftimmig für völlig ungenügend. 


v» GDreußen). Abg.Haus: Budget. Auch die Anſätze für Hans 
nover werden nur als Pauſchquantum bemillig.. Der fog. Die: 
pofitionsfonde (geh. Fonds) von 400,000 Thlr, wirb mit 221 gegen 
152 Stimmen bewilligt. 


ve (Sadfen) Landtag: Die Regierung bringt eine Borlage 
für Einführung des in Deutichland von ihr allein noch beharrlich 
verfagten Inftituts der Geſchworenen ein, 


» (Breußen). Das Herrenhaus lehnt den Gefeßesentwurf bez. 
Bereinigung bes Obertribunal® und des neuen Ob.App.Gerichtes 
mit 42 gegen 33 Stimmen ab, 


v„ Medlenburg) Landtag: Auh die Landſchaft ſpricht nun= 
mehr die bebingungslofe Bewilligung der Koften des nordd. Bundes 
aus. — Die Forderung ber Regierung bez. Erleichterung ber Ehe: 
ſchließung wird abgelehnt. 


„» (Breußen). Abg.-Haus: Die Budgetcommiffion befchließt mit 
16 gegen 12 Stimmen auf ©enehmigung ber Negierungsporlage 
auf Ausſcheidung eines Propinzialfondse für Hannover anzutragen, 
aber in Form einer jährliden Summe von 500,000 Thlr. ftatt 
des Kapitals; der Antrag Frande auf eine ähnliche Ausjcheidung 
für Schleswig-Holftein und für Naffau wird dagegen mit 14 gegen 
14 Stimmen abgelehnt. 


»„ (Breußen). Das Abg.-Haus nimmt das Geſetz bez. Weber: 
nahme ber Schulden von Schleswig-holftein an, mit einem Amen 
bement Lasfers, wonach die Regierung berechtigt fein fol, auch 
Lauenburg für eine Quote beizuziehen, obgleih fih "er Miniſter— 
präfident dagegen erklärt hatte. Das Haus vertagt ſich über Weib: 
nadten, ohne das Budget erledigt zu haben: Bismard erflärt, bie 
Regierung werde ſ. 3. für die Ausgaben ber erjten Monate bes 
J. 1868 Indemnität nachſuchen. 
32° 
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22, Dee. (Medlenburg). Landtag: Die Forderungen der Regierung 
bez. Hebung des Schulwejens werben möglichſt beſchnitten. 

27. „ (Sadhfen). Die Preußen räumen Leipzig und Bautzen unb 
halten nur noch den Königftein befekt. 

29. „ Rorddeutfher Bund). Eine Verorbnung des Königs von 
Preußen verfügt bie Einführung bes gefammten preuß. Militär: 
ftrafrehts im ganzen Umfange des Bunbes, 


2. Bie ſuddeutſchen Btanten, 


3. San. (Baden). Eine groß. Entſchließung erklärt ben Landtag für 


bie Periode von 1866/67 als geſchloſſen. Die für die abgelaufene 
Seffion zurüdgezogenen oder vorenthaltenen Vorlagen follen ber 
nächſten in umfaffender Weife gemadjt werben. 

„ (Heilen). Die Regierung orbnet für Oberheſſen bie Wahlen 
zum Reichstage bes norbbeutihen Bundes an und zieht dazu auch 
bie Orte Gaftel und Kojtheim bei, bie fie bisher dem norbbeutfchen 
Bunde zu entziehen gejucht Hatte, | 

„ MWürttemberg). Eine Landesverfammlung ber Volkspartei 
(demokratiſchen Partei) in Stuttgart beichließt eine Anfprahe an 
bas württ. Volk, in der fie ſich gegen bie Politik Preußens, für ein 
engeres Bündniß der fübbeutihen Stanten mit einem gemeinfamen 
Parlament, für eine Reviſion der Landesverfaffung auf durchaus 
demofratifher Grundlage und fchliehlih für eine neue Militär: 
organifation im Sinne bes ſchweizeriſchen Milizſyſtems ausfpricht. 
v» (Bayern). MWiederzufammentritt des Landtags. Die Regierung 
legt bemfelben die Entwürfe für die gefammte fog. Sozialgefeß- 
gebung vor. 

» (Bayern). Eine Depeſche bes Fürften Hohenlohe ladet Württem: 
berg, Baben und Heſſen cin, fih auf einer Conferenz über gemein- 
fame Grundzüge einer neuen SKriegsverfaffung zu verftändigen. 
Der Vorfchlag wirb angenommen unb bie Conferenz auf ben 3. 
Gebr. angefeßt, worauf Bayern die Berathungsgegenftände näher 
bezeichnet. 

Depefhe Hohenlohe’: „Die Grundverträge bes beutichen Bundes 
find thatfähli durch bie Ereigniſſe bes letzten Jahres aufgehoben, und 
während Norbbeutichland unter Preußens Führung fih als Bund neu con= 
flituirt, ift ein gleicher Verſuch Seitens ber füddeutfchen Regierungen bis 
jegt nicht gemacht worben. Der König, mein erhabener Herr, erfennt die 


Schwierigkeiten, welde ber Gonftitwirung einer neuen Bunbesverfaffung 
zwilhen Bayern und ben übrigen beutfhen Staaten, und namentlid) der 
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Negierung, bei welcher Euer ꝛc. ac. beglaubigt zur fein bie Ehre haben, zu 
fehr, um im gegenwärtigen Augenblid aus ber bisherigen zumartenben 
Stellung heraustreten und bie Berathung ber Grundzüge einer neuen Bundes: 
verfafjung anbahnen zu wollen. Nur in einer Richtung erachtet es bie 
f. Regierung durch bie Pflicht der Seldfterhaltung dringend geboten, fofort 
babin zu wirken, baß an die Stelle ber durch die Gewalt ber Umftände auf: 
gehobenen Grundbefimmungen andere, und wo möglich beijere, gefeßt werben. 
Die Bundesfriegsverfaffung befteht nicht mehr. Es ift hohe Zeit zum Schuße 
Bayerns und ber Übrigen fübweftbeutihen Staaten, nämlich dee Königreichs 
Mürttemberg, bes Großherzogthbums Baden und bes Großherzogthums Helfen, 
fomweit leßteres nicht bem nordbeutichen Bund angehört, gegen äußere und 
mnere Gefahren eine andere Kriegsverfaliung an die Stelle ber bisherigen 
zu ſetzen, und bei beren Feſtſtellung bie qewichtigen Lehren bes letzten Jahres 
zu, benügen. Gine Berathung und Vereinbarung der genannten vier Länder 
über bie Nothwendigkeit und über bie Grundzüge einer ſolchen Kriegsver- 
faſſung erfcheint um Jo dringenber, als bie. öffentliche Meinung — und mit 
vollem Recht — in allen dieſen Lärfdern eine Umgeftaltung ber Heeree— 
organifation fordert, eben deßhalb auch die Nothwendigfeit der Reviſion der 
Geſetze über Bildung bes Heeres von ber f. bayeriſchen ſowohl als von den 
übrigen Regierungen anerkannt und ſolche Reviſion felbft in Ausficht geftellt 
if. Es beſteht num die dringende Gefahr, daß in den genannten ‚Rändern 
biefe Revifion im verfchlebener eine einheitliche Militärverfaſſung derſelben 
für alle Zufunft bindernder Weije erfolge. Diele Gefahr bejteht namentlich 
in Bayern, wo ein vollftändiger Entwurf ber Militärverfafjung bereits aus: 
gearbeitet it, und dem Minifterrath zur Berathung vorliegt. Als den Meg 
biefe Gefahr zu befeitigen erachtet nun bie k. Regierung ben Abſchluß einer 
bie’ Grundzüge einer gemeinfamen ober doch gleihartigen Wehr: 
verfaifung ber genannten vier Staaten, vorbehaltlich der Genehmigung 
ber Stände, feitftellenden Webereinfunft. Als das Mittel, am raſcheſten und 
fiherften über die Schwierigfeit der Ausführung hinwegzukommen, erfcheint 
ber f. Regierung eine ——— der Miniſter des Aeußern und des Kriegs 
der genannten vier Staaten. Euer ꝛc. erhalten den Auftrag, die Titl. Re— 
ierung zur Theilnahme an ſolcher Conferenz, bie ſich zugleich über Die Bere 
m bezüglich der bisherigen Bunbesfeftungen Ulm und Raftatt fhlüffig 
zu maden hätte, einzuladen. Als Ort der Conferenz wird Stuttgart, als 
Zeit bei der Dringlichfeit der Umfjtände, Ende Januar 1867 vorgeichlagen.” 

Berathbungsgegenftände: I. Die VBerfammelten erkennen es als ein 
Bebürfniß ber Zeit, bie MWehrfräfte ihrer Länder zu erhöhen und fo zu or: 
ganifiren, daß fie zu Achtung gebietender gemeinfamer Action befähigt werben. 
II. Sie einigen ſich deßhalb, vorbehaltlich verfaffungsmäßiger Mitwirkung 
ihrer Stände, zu möglichfter Erhöhung ihrer Wehrkräfte unter einer ben 
Principien der preußifchen nachgebilbeten. Webhrverfafjung, III. Als die 
Principien diefes Wehrfyftems, welche hen vier Staaten gemeinjchaftlich fein 
follen, werben bejeichnet: 1) Eintritt in’ bie Armee nach den Grundſätzen ber 
allgemeinen Wehrpflicht mit Aufhebung des Yofens, Taufchens und ber Stell: 
vertretung, unb mit ber zu vollgenügenber — Ausbildung nöthigen 
Präſenzzeit. 2) Uebertritt der ausgebienten Mannſchaft in bie Kriegsreſerve 
ihrer Abtheilung mit breimonatlicher Uebung mährend der Zeit det Dienfl: 
pflicht und Verwendung im Kriege gleich der Linie. 3) Hienach Eintritt in 
die nach Berwaltungsbezirfen zu bildenden Refervebataillone mit kurzen Kabres: 
übungen im Frieden;: von welchen. Dispens ertheilt werben fann, und mit 
Verwendung neben. ber. Linie im Krieg. 4) Berwenbung bes Reſtes ber 
waffenfähigen Mannſchaft als Landwehr zum innerm und örtlichen Dienft in 


zwei Abtheilungen, von denen bie jüngere im Kriegefall innerhalb der Landes— 


grenze, die Ältere nur im Wohnort verwendbar iſt. Zum Landwehrdienſt 
find auch bie Verheiratgeten beizuzichen, Während ber regelmäßigen Bräfenzzeit 
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in ber Linie (fiehe oben Ziff. 1) ift Verheirathung und Auswanderung un: 
ſtatthaft. Geſetzliche Obſorge für Erhaltung tüchtiger Unteroffiziere wirb 
zugejidert. .IV. Die Eonfereng wirb die Minima, unter welde in den Einzel: 
gefeßgebungen nicht herabzugehen ift, bezüglich des zu ben Kategorien 1—3 
bes $ III beizuziehenden Procentſatzes der Bevölferung feitzuftellen haben. 
V. Die Verfammelten befennen jich, bezüglich der Orgyanifation ihrer Armeen, 
zu dem Princip, daß die Armeen fo gleichartig eingetheilt und ausgerüftet 
werben, als zu gemeinichaftliher Action nöthig iſt. VI. Sie werben fi 
über die Anftruction einer ad hoc unter dem Vorſitz Bayerns baldmöglihft 
zu berufenden Meilitärcommiljion zu einigen haben. VII. Bezüglich ber 
Feftungen Ulm und Raftatt wird ein Entihluß bis nad Beendigung der 
möglichft zu befchleunigenden Liquidations = Verhandlungen aufzuſchieben fein. 


14. Jan. (Bayern). I. Kammer: Der (ultramontane) Abg. Ruland 
interpellirt die Regierung bez. ber Nechte der an Preußen abgetre- 
tenen fränfifhen Landftrihe an gewiffe Stiftungen, mit ber Ber 
merfung, „biefe unverſchuldeter Weije in preuß. Unterthanen vers 
wandelten Franken “hielten feit an ihrem Heimatlande und würben 
in ihrem Herzen nie einen anderen König anerkennen, wie auch bie 
ebeln Hannoveraner ihre Treue dem alten Welfenhaufe bewahren.“ 
Fürſt Hohenlohe beruhigt den nterpellanten bez. der Stiftungen, 
erklärt aber Namens der Staatsregierung, daß fie „jede Zumuthung, 
die mit der Aufrehthaltung bes Triebensvertrags im Widerſpruch 
ſtehen fönnte, zurüdweilen müßte“ Die Linke (Fortſchrittspartei) 
trägt auf eine Adreſſe an die. Krone bez. bes Berhältnifjes zu Norb: 
beutichland an: 


Antrag und Motivirung ber Linfen: „Ein unter Parlament 
und eindeitliher Gentralgewalt geeinigtes Vaterland mit Autonomie feiner 
Glieder in ihren befondern Angelegenheiten und mit geficherten Freiheiten des 
Volks ift unfer Ziel. Damit biejes Ziel erreicht werbe, muß ber norbbeutfche 
Bund, ben die Ereigniſſe des vermwichenen Jahres hervorgerufen haben, zu 
einer wirflihen nationalen Verbindung fich erweitern und ift es wünſchens—⸗ 
werth, baß ber Beitritt ber fübmweftdeutihen Staaten erfolge, noch ehe die 
Berfaffung des Bundes endgültig feflgeftellt if, da mit Regierungen uns 
Bolf der Sübftaaten auf dieſe Feſiſtellung nicht ohne Ginfluß bleiben. Unter 
ben Gründen, welde im Norden gegen jene Erweiterung geltenb gemacht 
werben, verlautet jeßt auch der, daß im Sübbdeuifchland ſelbſt Feine Neigung 
zum Beitritt beftehe. Deßhalb ift es Pflicht ber Volksvertretungen im Süben 
geworben, mwenigftens biefen Vorwand für feine zeitweife Ausſchließung von 
dem Neubau des VBaterlandes durch unzweibeutige Erklärungen zu befeitigen, 
An ihrer Sikung vom 30. Auguft v. J. bat ſich bie bayerifhe Kammer ber 
Abgeordneten für engen Anſchluß an Preußen erklärt. Diefer Anſchluß bildet 
auch Heute noch, und fo lange die organiiche Verbindung nicht etreicht iſt, 
ein nothwendiges Poftulat. Seine Modalitäten zu präcifiren, fehlte damals 
bie Zeit. Dieje Präcifirung muß jeßt nachgeholt werden, damit fein Aweifel 
barüber bleibe, wie dieſes hohe Haus zu der wichtigiten Frage der Gegen⸗ 
wart fih verhäft. Allianz mit Preußen, als bem Führer des Nordens, aur 
ungejchmälerten Erhaltung bes beutichen Gebiets, Anſchluß Bayerns an bie 
norddeutſche Kriegemacht behufs gemeinfcafflicher Vertheidigung unter preu— 
Bilher Führung im Kriegsfalle und eine Einrichtung des bayeriſchen Heeres, 
welhe im angeregten Falle bie fofortige Cooperation fihert, fallen in bem 
verlangten Anſchluß. Der Anſchluß Tern wird eine Reotgänifation bes 

Zollvereins begünftigen, die uns ber fortwährenden Gefahr der Kündigung 
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auf Furze Zeit entzieht, und wenigftens für Zoll: und Hanbelsfragen , fowie 
für bie bamit verwanbten Gegenflände eine Mitwirkung ber Sübdftaaten im 
Bunbesrathe und im Parlamente gewähren. Auch bierüber iſt dieſes hohe 
Haus fih auszufprehen veranlaßt. Ueber alles biejes feine betafllirten Ans 
Ihauungen vor ben Thron zu bringen, bietet ſich dem hoben Haufe ber Weg 
der Adreſſe bar, ber umfomehr zu betreten fein wird, als fein anderer in 
gleich ausreichender Weife fich wirffam zeigen dürfte. Sollte, wie wir hoffen, 
bie F. Staatsregierung bie Anjhauungen, welche wir bei bem hoben Hauſe 
vorausfegen, tbeilen, jo wird bie Adreſſe dazu bienen, ben biplomatifchen 
Verhandlungen Nahdrud zu verleihen, und daher aud in biefem Falle an— 
gezeigt fein. Aus allen biefen Gründen ftellen wir ben Antrag: Hohe 
Kammer wolle in Betreff des in ber Sitzung vom 30. Anguft v. $. im 
Princip bereits als nothwendig erfannten engen Anſchluſſes an Preußen, 
dann in Betreff ber Reorganifation bes Zollvereins die Erlaſſung einer Abreffe 
an Se. Maj. ben König beihließen und zur Entwerfung ber Abrefje einen 
befondern Ausfhuß von 15 Mitgliedern beftellen.“ 


— an. (Baden). Die Regierung erflärt fich bereit, das im worber: 


18. 


19. 


gehenden Jahre 1866 gemachte Zwangsanlehen ſchon auf ben 1. 
März I. J. wieder zurüdzubezahlen. 
„ (Helfen). Das definitive Refultat ber Landtagswahlen ergibt: 


Rechte 21, Centrum 11, Fortirittspartei 13, Demofraten 3 Mit: 
glieber. 

» (Bayern). I. Kammer: Debatte über ben Antrag ber Linken 
auf eine Adreſſe an die Krone. Erklärung bes Fürften Hohenlohe 
im Namen des Geſammtminiſteriums: 

„Der Ahnen vorliegende Antrag gibt mir bie erwünſchte Gelegenheit, 
bie Stellung zu bezeichnen, welche die Staatsregierung der beutfchen Frage 
gegenüber einzunehmen beabfichtigt. Ich werde verfuchen, biefes mit mög— 
lichſter Beftimmtheit zu thun. Nach der Auflöſung des beutichen Bundes 
und mit bem Austritt Defterreihs aus Deutfchland ift die Stellung der 
beutjchen Mittelftaaten vollfommen verändert und unleugbar gefährdet. Ach 
unterlaffe ee, einen Rüdblid auf bie bayeriſche Politik der fetten Jahre zu 
werfen und zu unterfuchen, ob Bayern Mittel und Gelegenheit geboten waren, 
biefer gefahrvollen Wendung vorzubeugen. Die praftiihe Politik ift ange— 
wiejen auf bie Thatlahen ber Gegenwart; die Vergangenheit kann fie ber 
Beurtbeilung der Gefchichte überlaffen. Meine Herren! Ich babe zu ver- 
Ihiebenen Zeiten bie Gelegenheit gehabt, mich über das Verhältnig Bayerns 
zu Deutfchland auszufpredhen und habe dies ſtets mit größter Offenheit 
gethan. Ich bezeichne auch heute noch als ben Zielpunft ber bayerifchen 
Politik: Die Erhaltung Deutihlands, Einigung ber Gefammtzahl der deut— 
Then Stämme und, joweit dieß nicht möglich ift, der größeren Zahl berfelben 
zu einem Bunbe, geihügt nah Außen burch eine Fräftige Gentralgewalt und 
im Innern durch eine parlamentarische Nerfafjung, unter gleichzeitiger Wahr: 
ung ber Integrität bed Staates und ber Krone Bayern. Menn ich nun, 
meine Herren, biefen Bund als ben Zielpunft der bayerifchen Politik aner: 
fenne, jo barf ih mich doch der Mahrnehmung nicht verfchließen, daß ein 
folches Ziel jett und unmittelbar nicht zu erreichen ift. Preußen war beint 
Abichluffe des Prager Friedens veranlaßt, fi auf die Bildung eines engern 
Bundesverhältniffes nördlih von ber Linie des Maines zu beſchränken und 
bat biefe Beſchränkung durch Unterzeichnung des Friebensvertrages als für 
fi bindend anerfannt. Sie können biefe Thatjache beflagen, Sie 
werben aber bie Folgen nicht beftreiten können, welche fich daran knüpfen. 
Es folgt daraus, das Preußen jeden Verſuch der jübdeutihen Staaten, ber 
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auf ben Eintritt in den norbbeutichen Bund gerichtet wäre, zurückweiſen muß. 
Es folgt daraus ferner, daß die Staatsregierung nicht verjuchen kann, über 
bie Bereinigung Bayerns mit dem norbbeutihen Bund in Unterhandlungen 
zu treten. Ich muß überdies eben fo ofjen ausiprechen, bad bie Entwicklung 
ber norbbeutichen Bunbesverhältniffe, wie fie ſich jetzt geftaltet, eine fo ent— 
fhiedene Hinneigung zum Einheitoſtaate befundbet, baß ich es mit 
ber Würde bes Landes und ben Pflichten der Staatsregierung nicht vereinbar 
halte, ben bedingungslofen Eintritt in diefen norddeutſchen Bund anzuftteben. 
Ich wenigftens würde einem ſolchen bebingungslofen Gintritt meine Stimme 
nicht geben und bie Verantwortung besfelben nicht Übernehmen. Auch glaube 
ih nit, daß man fich bei der Bildung des norbbeutfchen Bundes burd) bie 
Rüdfiht auf den Süden von Deutſchland aufhalten lafjen wird. Eben fo 
wenig wirb man im gegenwärtigen Augenblid zu Guniten bes Eintrittes 
ber füdbeutfchen Staaten Mobificationen in ber Geftaltung bes norbdeutichen 
Bundes vornehmen. Wir dürfen uns nicht täufchen, die Entwiclung Deutlich: 
lands auf bem Wege ber Einigung fchreitet nur lLangſam vorwärts. Wen 
ih nun die Schwierigfeiten anerfenne, die der organiichen Wiebervereinigung 
der deutſchen Stämme in ben Meg treten, jo bim ich doch andererſeits feſt 
entfchlojjen, mich jedem Schritt entgegen zu ftellen, ber die Erreihung bes 
von mir bezeichneten Zieles verhindern könnte. Meine Herren! Die Staats- 
vegierung wird feinen fjübweftbeutihen Bund unter dem Trotectorate einer 
nichtbeutichen Macht fließen. in ſolches Bündniß ift in der zweiten Hälfte 
bes neunzehnten Jahrhunderts einfach eine Unmöglichkeit. Ebenfo ift Bayern 
nicht in ber Lage, ein Berfaflungsbünduiß fübdeutfher Staaten unter ber 
Führung Oeſterreichs abzufchliefen. Wenn id) ben Gang ber Entwidlung 
ber innern Zuſtände Defterreich® richtig beurtheile, fo fcheint mir das beutiche 
Element mehr in ben Hintergrund zu treten und die Negierung mehr ihre 
Stütze in den außerdeutſchen Glementen der Monarchie zu ſuchen. Gin Ber: 
faffungebünbniß mit einem fo gejtalteten Defterreich erfcheint weder wünfchens- 
wertb noch ausführbar. Wohl aber werde ich es mit Freuden begrüßen, 
wenn bie öfterreihifche Monarchie aus ben innern Kämpfen, in welden fie 
begriffen ift, gefräftigt und geftärft hervorgeht, damit fie ihre eivilifatorifche 
Miſſion als öſtliche Grenzmacht erfüllen fünne. Ich werde mich bemühen, 
darauf hinzuwirken, baß die freundfchaftlihen Beziehungen Bayerns zu Defter: 
reich erhalten und gefördert werben. Meine Herren! Die Staatsregierung 
wirb auch nicht die Hand bieten zur Bildung eines in fich abgefchloffenen 
fübmweftbeutfhen Bundesstaates, weil unzweifelhaft eine Ueberein— 
fimmung der Regierungen und Bevölferungen in diefer Beziehung nicht zu 
erreichen ift, und meil ein folder Bundesflaat bie Kluft zwifchen dem Süben 
und Norden von Deutichland noch erweitern würde Wenn ich aber er- 
Härt babe, daß bie Staatsregierung feinen Schritt zu thun gebenft, ber ung 
vom Ziele ber beutfchen Gefammtpolitif entfernt, fo darf ih mich auf biefen 
negativen Stanbpunft nicht beichränten. Es würde dies bie Proclamirung 
ber Solirungepofitif fein. Bayern als Staat zweiten Ranges kann nicht 
ohne Allianz mit einer europäifchen Großmacht beftehen. Es bebarf einer 
ſolchen Stühe namentlid, im gegenwärtigen Augenblid, in welchem bie Ber: 
faffung bes deutſchen Bundes zerriffen iſt und bie Möglichfeit europäifcher 
Conflikte nicht beftriiten werben kann. Der Großftaat aber, an welchen ſich 
Bayern anzuſchließen und als deſſen Bundesgenofie es im alle eines Krieges 
gegen bas Ausland fich offen zu erflüren hat, iſt Preußen. Diefe Bundes: 
genofienfhaft, bie in ber Aufgabe ber bayerifchen Regierung Yiegt, bringt es 
mit fih, daß Bayern gegen beftimmte Garantie ber Souveränetät bes Kö— 
nigs fih im Falle eines Krieges gegen bas Ausland ber Führung Preußens 
unterftelle; fie bringt es mit ſich, daß bas bayerifche Heer in einer Art und 
Weife organijirt wird, bie eine gemeinfchaftliche Krieglührung ermöglicht. 
Diefe Bundesgenoffenihaft wird am Werth gewinnen, wenn es gelingt, nicht 
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nur bie Mehrfraft Bayerns zu erhöhen, fondern auch bie übrigen fübweft: 
beufjchen Staaten zur Einrichtung einer gleichmäßigen und Träftigen Heeres 
organifation zu beflimmen. Die Staatsregierung ift beſtrebt, biefe Weber: 
einftimmung ' herbeizuführen und bamit bie Annäherung des GSübens von 
Deutihland an ben Norden zu fördern, zugleich aber auch bie eigene Unab- 
hängigfeit, fo weit bieß an uns liegt, vor Annerionsgelüflen, vor welcher 
Seite fie au fommen mögen, zu wahren. Erlauben Sie mir nun, meine 
Herren, zum Scluffe noch einmal bie Aufgabe der bayerifhen Politik in 
wenigen Morten zulammen zu faffen. Cs ift die Anbahnung eines Ver: 
faffungsbündniffes mit den übrigen Staaten Deütſchlands, 
jo bald und fo weit bieß unter Wahrung der bayeriichen Soweränetäts— 
rechte und der Unabhängigfeit des Landes möglich iſt; — bis zur Erreihung 
biejes Zieles bie Saaftung einer achtunggebietenden Macht, nicht durch bie 
Drganijation des Heeres allein, fondern auch durch den Nusbau unferer 
inneren Staatseinridtungen auf freilinniger Grundlage, 
durch Hebung bes Selbftbewußtfeins und des Vertrauens im unfere eigene 
ftaatlihe Exiſtenz. Wenn uns bieß gelingt, jo wird man unſer Bündniß 
ſuchen und wir werden nicht nöthig haben, uns ängſtlich nad einem ſchir— 
meriden Dad umzufehen; dann wird es auch gelingen, für bie wichtige Frage 
über die Reorganifation des Zollvereins eine würdige und ben Intereſſen 
bes Landes entiprechende Lölung zu erzielen. OB eine folde Löſung durch 
Beiprehung dieſer Frage im diefem hohen Hauſe gefördert wird, gebe ich 
Ihrer patriotifhen Würdigung anheim.“ 

23. Ian. (Bayern). II Kammer: Schluß der Adreßdebatte. Rede 
des Abg. Umbfceiden (für einen Anſchluß der fübd. Staaten an 
Preußen, aber im inne der Triasidee als jelbjtändiges Mittelglied 
zwiſchen Norddeutichland und Defterreih). Neue Erklärung Hohenlohe's: 

„Die chen gehörte Nebe, in welcher ich dankbar den Ausbrud des Ver— 
frauens zu bem Programm ber Staatsregierung erfenne, veranlaßt mid), bas 
Mort zu ergreifen, um vor Ihrer Discuffion einige Gefihtspunfte hervorzu—⸗ 
heben. Der Herr Vorrebnier hat es conftatirt, daß eine auf Vertrag berubenbe 
Verpflichtiing vorliegt, welche einem Berfaffungsbündnig ſämmtlicher deutjcher 
Staaten eittgegenfteht. Ach bin nicht in der Lage, mid über den vom Herrn 
Redner 'angebeuteteit glänzenden Meg zur Hebung dieſer Schwierigkeiten zu 
Außern, und bejchränfe mich darauf, nochmals zu erflären, daß die Verwirk— 
lihung des nationalen Gedankens nad; wie vor Aufgabe jeder deutfchen, alfo 
auch der bayeriſchen Negierung if. Die Staatsregierung wirb bie entgegen 
ftehenben Ben zu beben fuchen und fich bemühen, duch vertrag s— 
mäßige Vereinbarung einen Zuſammenſchluß Deutihlands zu ermög— 
lichen auf Grundlagen, die mit ber Integrität des Staates und ber Krone 
vereinbar find. Die Staatsregierung ift fi babei bewußt, daß fein 
Bundesverhältniß dem nationalen Bebürfniffe entjpricht, wenn nit von ben 
einzelnen Gontrabenten die entfprehenden Opfer zum Gebeihen des Ganzen 
gebracht werden. Bis zur Erreihung bes nationalen Zieles jucht Bayern bie 
Allianz einer Großmacht und kann als beuticher Staat über bie Wahl feinen 
Augenblid im Zweifel fein. Wenn ich gefagt Habe, daß Bayern im Falle 
eines Krieges wider das Ausland gegen Garantie feiner Souveräneiät jein 
Heer unter bie Führung biefer Großmacht zır ftellen hereit fei, fo find damit 
felbftverftändlich; jene etwaigen Kriege gemeint, burd welche bie Integrität 
Deutichlande in feinem jetzigen Beſtande von welcher Seite- iinmer 
bedroht würde. Die von ber Staatsregierung amgebahnte Einigung ber ſüd— 
wetbeutfchen Staaten zu gleichem Zwed und zum Zwed entiprechender Wehr: 
verfaffung und Heeresorganilation wirb die Anmahme folher Allianz jichern, 
die nicht ohne Gewicht in der Wagſchale bes Friedens fein dürfte Meine 
Herren! Die Staatsregierung hält es für ihre dringende Pflicht, Alles aufs 
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zubieten, um bie Neorganifation bes. Zollvereins in einer Art und Weiſe zu 
erzielen, welche bie mirtbichaftlichen Intereſſen aller Betbeiligten ſichert. Ich 
babe bereits im ber legten Sitzung angedentet, bay die gebeiblihe Löſung 
biefer Frage durch eine Discujlion in dieſem hohen Haufe beeinträchtigt 
werben könnte. Ach kaun es nicht unterlafjen, diefe Beſorgniß heute zu 
wreberholen. Ach glaube, daß auch die Negelung des künſtigen beutfchen 
Verfaſſungsverhältniſſes dadurch nicht geförbert werben dürfte, daß bie Mo: 
balitäten berfelben jekt jchon einer eingehenden Grörterung unterjtellt werben, 
nachdem bie Staatsregierung es als ihre Aufgabe erklärt hat, auf dem MWege 
der Verhandlung und des Vertrages bie Reconftituirung Deutichlands anzu: 
fireben.. Möge Ahr PVerirauen, möge das Vertrauen bes Landes mich auf 
diefem Wege, deffen innere und Außere Schwierigkeiten ich mir nie verhehlt 
Babe; geleiten und ſchützen.“ 


Der Führer der Linken, M. Barth, erflärt bierauf, daß bie 
Unterzeichner des Adreßantrags „bei dem PVertrauen, bas fie zu ber 
Erklärung des Minifters hegen,“ in der Lage feien, denſelben zurüd: 
zuzichen, Nach kurzer Debatte darüber wird die Zurüdziehung bes 
Antrags. einftimmig genehmigt. 


Die beiden Fractionen bed Gentrum und ber Rechten hatten motivirte 
Tagesorbnungen vorbereitet, bie fie jet fallen laffen. Diejenige ber Gen: 
trumspartei ging dahin: „1) Die Einigung der Gefammtzahl der deutichen 
Stämme und, foweit dieß nicht mögfich, der größerer Zahl derſelben unter 
einer farfen Gentralgewalt nit Wahrung der Autonomie ber einzelnen 
Stämme in ihren belonderen Angelegenheiten und unter Sicherung ber Frei— 
beit bes Volkes durch eine ausreichende parlamentarifhe Verfafjung ericheint 
auch uns als ber anzuftrebende Zielpunft der bayerifchen Politif; bie zur 
Erreichung biefes Zieles nothwendigen Opfer zu bringen, wirb bas bayeriſche 
Volk nicht anftehen. 2) Ein Ginieitt in den norbbeutihen Bunb erjcheint 
zur Zeit und bei deffen jegiger Geftaltung weber möglich, noch zweck— 
mäßig. 3) Wir find mit ber Staatsregierung vollfonmen dahin einver: 
ftanben, daß fein Schritt geichehe, ber ber fehlieklichen Einigung Deutfch: 
land's jtörendb ober gar hindernd in den Weg treten Fünnte. 4) Inzwiſchen 
ift eine Allianz mit Preußen zum Schutze deutſchen Gebietes und beuticher- 
Intereſſen durch die jetzige Lage der Dinge dringend geboten. Sie iſt aud 
nicht minder wichtig für unfere eigenen ftantlichen wie wirthſchaftlichen Aus 
fände. Die hiedurch gebotene Erhöhung unferer Wehrkraft unter Zugrundes 
legung ber allgemeinen Wehrpflicht halten auch wir für nothwendig, wollen 
aber dabei auf bie Schonung ber wirtbichaftlihen und finanzielien Kräfte 
bes Landes jeben mit ber Erreichung bes Zweckes vereinbarten Bebacht ges 
nommen wiffen. Im Falle eines Krieges für beutiche Antereffen wirb bie 
Stellung ber Bayer. Heeresmacht unter Preußens Führung nur vollftindig 

erechtfertigt fein. Da mit biefen unferen Anfchauungen bie erwähnte mini» 
Herielfe Erklärung im MWefentlichen itbereinitimmt, fohin ein Grund zur Er: 
laſſung einer Adreſſe an bie Krone nicht vorliegt, fo 2c,* Die Erflärung 
ber Rechten (ber fi indeß die ausgeſprochen ultramoıttanen Mitglieder 
nicht angefchlofien hatten) beiogte: „Die Unterzeichneten find einverftanden 
mit bem Hauptzielpunfte, melden bie Fünigl. Staatsregierung als ben von 
ihr in ber beutichen Frage angefirebten bezeichnet bat; fie find einver— 
ftanden mit ber Zurückweiſung bes in ber Motivirung bes Antrages auf 
eine Adreſſe in Ausficht genommenen Einbeitsftantes und des eben bort ges 
forderten Giniritt$ in den norbbeutichen Bund, als nad ben gegebenen Per: 
bältnifjen unmöglich und nach beifen derzeitiger Geftallung nicht wiinichene- 
wertb; fie ſtimmen überein mit ber Abweilung jeder Erneuerung bes Rheins 
bundes und mit ber Anfidst, daß bie Bildung eines —— Bundes 
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weber als felbftindig abgejchlojjener Bunbesftant noch unter ber Führung 
Defterreihs thunlich erſcheint. Sie find endlich einverflanden bamit, daß 
Bayern zunächft feine Kräftigung und bie Hebung feines Selbjtbewußtfeins 
in bem Ausbaue feiner inneren Staatseinrihtungen auf freifinniger Grund 
lage ſuchen müffe. Dagegen vermöchten bie Unterzeichneten benjenigen Stellen 
ber minifteriellen Erflärung, welde von Bayerns Allianz:Bebürfnig mit 
Preußen unb ber Unterftellung feines Heeres unter das leßtere handeln, nur 
unter ber VBorausfegung zuzuftimmen, daß benfelben eine Deutung 
gegeben werben darf, wie folgt; Es ſolle unb werde Bayern, wenn e8 ben 
Tal als eingetreten erkennt, daß deutſches Gebiet und beutfche Intereſſen 
durch einen Angriff von Seite des Auslandes bedroht erfcheinen, zur Abwehr 
foldhen Angriffs als Bundesgenofje zu Preußen jtehen. Zu dieſem Zwecke 
folle Bayern fein Heer, fo weit bieß mit ber Souperänetät jeines Herrſchers, 
ber Leiftungsfähigfeit bes Landes und ber Ordnung feiner finanzen vereinbar 
ericheint, im einer Weiſe organifiren, bie eine gemeinfchaftliche SKriegführung 
erleichtert.“ 

Der Abg. Hohenadel, Führer der Gentrumspartei, interpellirt bie 
Regierung, ob fie „gewillt jei, dem nächſten Landtage ein Schul: 
gejeb vorzulegen, welches, bei einer angenefjenen Stellung der Lehrer, 
den Schulen eine freie geiftige ntwidelung, fern von allen be- 
ſchränkenden inflüffen, namentlih auch clericalen, ſichern könne.“ 
Der Cultusminiſter ſtellt eine Vorlage in Ausſicht. 

23. Jan. (Heſſen). Die II. Kammer genehmigt das Wahlgeſetz für 
ben nordd. Bund. Abg. Dumont (demofrat.) proteftirt gegen bie 
Einbeziehung Caſtels und Koftheims in ben nordd. Bund. Abg. 
Gagern jtelt den Bermittlungsantrag, gegen bie von Preußen be= 
liebte Auslegung des Friedensvertrages ſich zu erklären, gleichwohl 
aber, um ber Pegierung feine Berlegenheiten zu bereiten, der Bor: 
lage die Zuftimmung zu ertheilen, was mit 22 gegen 21 Stimmen 
beichlofjen wird. 

24. „ (Helfen). II Kammer: Debatte über den riebensvertrag mit 
Preußen. 

Die Commiffion beantragt einfahe Genehmigung. George (Kortichr.) 
ftelt ein Amendement auf Anjtreben des Eintritts des ganzen Großherzog 
tbums in ben norbb. Bund mit allen Mitteln. Minifter Dalwigf erklärt, 
„es könne ihm gleihgültig fein, ob diejer Antrag angenommen werde oder 
nicht, weil die Regierung von Anfang an diejelbe Stellung eingenommen und 
bie Aufnahme des ganzen Großherzogthums in ben nordd. Bund ſtets ans 
geſtrebt babe,“ gibt aber zu bedenken, ob es nicht Befjer fei mit den Amens 
bement zu warten, bi8 man genauere Kenntniß von dem Entwurf ber 
nordd. Bunbesverfaffung habe. Dumont (demofr.) jtellt darauf ben An— 
trag, einen Beſchluß über Anſchluß fo Lange auszujchen, bis die Regierung 
in der Lage fei, eine betreffende Vorlage zu machen. 

Der Antrag Dumont wird mit 24 gegen 21 Stimmen bejaht 
und der Friebensvertrag mit Preußen einftimmig genehmigt. 


3.—5. Gebr. Militärconferenz ber vier ſüddeutſchen Staaten in Stutt— 
gart. Dieſelbe beſchließt: 

„Die Regierungen von Bayern, Würtemberg, Baden und Heſſen haben 

ſich über folgende PBunfte geeinigt: I. Die Berfammelien erkennen es als ein 
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nationales Bedürfniß, die Wehrfräfte ihrer Länder fo zu organifiren, baß fie 
zu Achtung gebietender gemeinfamer Action befähigt werben. II. Sie einigen 
fi) deßhalb vorbehaltlich verfafjungsmäßiger Mitwirkung ihrer Stände zu 
möglichiter Erhöhung ihrer Milttärkräfte unter einer den Prinzipien ber 
preußiſchen nachgebildeten Wehrverfaffung, welche fie zur Wahrung ber nas 
tionalen Integrität in Gemeinihaft mit dem Übrigen Deutjchland geeignet 
madt. III. Als bie Prinzipien biefer Wehrverfajjung, welde den vier 
Staaten gemeinjhaftlih fein jollen, werben bezeichnet: 1) Das Prinzip der 
allgemeinen Wehrpflicht, nach welchem bie ganze bienfttaugliche Mannſchaft 
unter Aufhebung der GStellvertretung zum Dienfte berufen if, wird zu 
Grunde gelegt. 2) Die Dienftpflit beginnt, vorbehaltlich früheren freis 
willigen Zuganges mit bem vollendeten 20,, in feinem Falle aber jpäter als 
mit dem vollendeten 24. Lebensjahre. 3) Nah Umfluß ber breijährigen 
Präfenzpfliht tritt die Mannfhaft in die Kriegsrejerve ihrer Abtheilung 
unter Verwendung in ber Linie im Kriege. 4) Dem Prinzipe ber preußiihen 
MWehrverfaffung entfpricht ein Yormationsftand, weiche im ſtehenden Heere 
(Linie und Kriegsrejerve) ca. 2 Proz. ber Bevölkerung beträgt, wovon durch— 
Ichnittlih die Hälfte mit ca, 1 Proz. ben wirklichen Präfenz:Stand bildet. 
Diefe Prozentfäge werben von ben vier Regierungen nad Kräften angeftvebt, 
feinesfalls aber fol in ein Herabgehen unter ein Minimum von 1% Proz. 
für ben Formationsſtand bes jtehenden Heeres und von X Proz. für bie 
wirflihe Präfenz eingegangen werden. 5) Nah Umfluß ber Dienftpflicht 
im ſtehenden Heere erfolgt ber Eintritt in bie nach Berwaltungss (Lanbmwehr:) 
Bezirken zu bildenden Neferve-Bataillone (Landwehr erften Aufgebotes) mit 
furzen Uebungen im Frieden unb mit Verwendung gleich ber Linie im 
Kriege. 6) Die Dienfipfliht im fiehenden Heere und in ben Referve-Bas 
taillonen (Landwehr erften Aufgebots) endet |päteftens mit vollendetem 32. 
Lebensjahre. 7) Die Beitimmungen über meitere Dienfipflit in der Lanbs 
wehr zweiten Aufgebot und über Landfturm werben nicht in ben Bereich ber 
GonferenzeBerathungen gezogen. 8) Während ber breijährigen Präfenzpflicht 
ift Verbeirathung und Auswanderung unflatthaft. 9) Für Erhaltung tüchtiger 
Unteroffiziere wird gefegliche Obforge getroffen werben. IV. Die Verfammelten 
befennen ſich, bezüglich ber Organifation ihrer Armeen, zu dem Prinzip, 
daß die Armeen jo gleichartig eingetheilt und ausgerüfter werden, al® zu beren 
gemeinfhaftliher Action unter fih und mit dem übrigen Deutihland noths 
wenbig if. V. Um bie einzelnen Gontingente zu biejer gemeinjamen Action 
zu befähigen, einigen fi bie VBerfammelten über folgende Grundlagen: 
4. Gleiche taktiiche Einheiten. In biefer Beziehung wird die Formation ber 
Infanterie in Bataillone zu 1000 Mann, eingetheilt in 4 Gompagnien, bie 
ber Gavallerie in Regimenter zu 5 Schwabronen, biejenige ber Artillerie in 
Batterien zu je 6 Geſchützen als vollfommen zwedmäßig anerkannt, und fol 
biefe Formation in ben vier Staaten durchgeführt werden. Die Formation 
der höheren taktiſchen Einheiten, wie Brigaben, Divifionen u. f. w. iſt zu 
ſehr von dem Gefammtftande der einzelnen Contingente abhängig, als baß 
biefür gemeinfam gültige Beftimmungen feitgefebt werben Fännten; doch foll 
auch in biefer Beziehung bie Formation von Armeecorps von 30,000 bis 
45,00 Mann geſchehen, und biebei auf ein Bataillon Infanterie, wenn nur 
immer thunlich, eine Schwadron Gavallerie, und auf je 1000 Mann Ins 
fanterie und Cavallerie drei Gefüge gerechnet werben. 2. Möglichite Ueber: 
einfimmung ber Neglements. Sind die taftijchen Einheiten gleichmäßig ges 
bildet, fo fünnen bei den Ererzivvorfchriften im Allgemeinen Feine jo weſent⸗ 
lichen Verſchiedenheiten beftehen, daß hiedurch eine gemeinfame Action erfchwert 
wird, Als unabweisbares Bebürfniß in biejer Richtung wird dagegen ans 
erfannt: a) Gleichheit ber Signale und b) ber formellen Beftimmungen bes 

elbdienftes. 3) Möglichfte Vebereinfiimmung der Feuerwaffen und Munition. 
gr bie Infanterie⸗Feuerwaffe werden zur Zeit noch allentbalben Verbefferungen 
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angefirebt, und kann baber bieje Frage. noch nicht für jo gereift erachtet 
werden; daß eine Uebereinitimmmung hierüber ſchon jegt erzielt werden könnte. 
In Betreff der Feldgeſchütze beſteht bereit Uchereinftimmung ber vier Staaten 
unter ich, jomie mit den übrigen deutjchen Staaten, und es wirb folche 
biemit fejtgehalten. 4) Gemeinjchaftlihe größere Uebunges Die Zweck— 
mäßigkeit und Nothwendigfeit folder Uebungen wird anerkannt; body fol 
es den jeweiligen WBereinbarungen der einzelnen Staaten überlafjen bleiben, 
in .diefer Beziehung das Nöthige feſtzuſetzen. 5) Gleihmäßige Ausbildung 
ber Difiziere. Wenn jchon das Maß jener Kenntniffe, welche alkein zum 
Eintritt in ben Offizierftand befähigen, im Allgemeinen das gleiche fein fol, 
fo ſchließt dieß doch nicht aus, ben Eigenthümlichfeiten ber verſchiedenen 
xandesichulen und Bildungsanftalten die nöthige Rechnung zu tragen. Den 
Vereinbarungen der einzelnen Megierungen wäre e8 daher vorzubehalten, 
für gemeinfame höhere Ausbildung ihrer Offiziere in SKriegsafademien, 
Generaljtabs:, Artillerie und Geniejchulen, Cquitationen, Schießkurſen zc. 
Borforge zu treffen. 6) Auf diejen Grundlagen ſoll jpätejtens bis 1. Oc— 
tober 18367 eine Militärconferen; von Bevollmächtigten der vier Staaten in 
Münden zufammentreten. VI. Bezüglidy der Fellungen Ulm unb Raftatt 
wird ein Entſchluß bis nah Beendigung ber möglichft zu bejchleunigenden 
Liquidationsverhandlungen aufgeſchoben.“ 


6. Sehr. (Heffen) gibt feine bisherige Beſatzung in ber Feftung Mainz 


12, 


13. 


” 


definitiv auf und ftellt das ganze Inventar der großh. Caſerne zu 
Verfteigerung. 
» Bayern) IL Kammer: Die Regierung legt derfelhen ben 
Entwurf einer neuen MWehrverfaffung in Uebereinftimmung mit ben 
Stuttgarter Conferenzbeſchlüſſen nebjt eingehender Motivirung vor. 
»„ (Bayern). II. Kammer; Die Linke jtellt den förmlichen An- 
trag auf Vorlage eines Schulgefeges, mit dem Beifügen, 

daß „die Antragiteller fich verpflichtet fühlen, der F. Staatsregierung gegen= 
über fich offen auszuſprechen, in welcher Richtung ber bejagte Gejegesentwurf 
ausgearbeitet werden muß,“ zu weldem Gnde eine Reihe principieller 
Gefichtspunfte als wmaßgebend- aufgeftellt und wenigſtens beifpielweile auf 
einige ‚concrete Verhältniſſe bingedeutet wird, wie auf die prinzipielle Aufs 
bebung des geijtlichen Schulinfpecionsrechts, auf Aufhebung ber unnützen 
Sonntagsfchulen und Erſatz berjelben durch geeignete Fortbildungsanſtalten, 
auf Wiederaufhebung der Präparandenſchulen, auf Ausſcheidung bes nieberen 
Kirchendienfieg vom Schuldienfie, auf.das Tünftige Verhältniß des Religione- 
unterrichtes zum Schulunterricte u. U. ur. 
„ Baden) aboptirt das preuß. Zündnadelgewehr für feine 
Truppen ohne Rückſicht auf die Stuttgarter Vereinbarungen v. 5. Febr. 
» (Beyern) I. Kammer: Die Abgg. Ebel und Völk ſtellen 
den Antrag auf Errichtung eines oberjien Verwaltungsgerichtshofes, 
ber Abg. Frhr. v. Stauffenberg auf Abſchaffung der Todesftrafe mit 
einem jcharfen Ausfalle gegen den Juſtizminiſter v. Bomhard und 
die Art und Weiſe, wie 3. 3. bie Frage bon Begnabigungen im 
Juſtizminiſterium zum Entſcheid dev Krone borbereitet werde. 
„ &apyern). Die I. Kammer Iehnt den Geſetzesentwurf bez. 
Behandlung der Wehrvperfaſſungsdvorlage, der die Dertagung ber 
Kammer ermöglichen follte, ab, mdem fi nur 87 gegen 53 Summen, 
fomit nicht die bemötbigte 5 Majoritat, bafür ergeben. 
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16. März. (Bayern). Die UI, Kammer lehnt eine Petition deu Ar—⸗ 


19. 


22. 


heiter von Nürnberg und Augsburg auf Erlaffung eines Landtags: 
Wahlgefeßes mit bdirecten Wahlen und geheimer Abjtimmung mit 
großer Majorität ab, nachdem fi) aud die Regierung dagegen aus: 
geſprochen hatte. 
„ (Bayern). II Kammer: Der Minifterial-Commifjär Graf 
Zaufffirhen macht dem Militärausfhufle der Kammer die Eröffnung, 
daß ein bis jeßt gemein gehaltenes Schuß: und Trutzbündniß mit 
Preußen zur Wahrung der Integrität der beiberjeitigen Gebiete und 
mit dem Dberbefehle Preußens im Kriege beſtehe und heute zur 
Beröffentlihung komme. Der Ausihuß beichließt hierauf einjtimmig: 
„Es jei an bie f. Staatsregierung die Bitte zu ftellen, bdiejelbe wolle 
Aufichiebung der Berathung und Beichlußiaffung über bas Militärverfaffungs: 
geſetz bis zur Vorlage eines die ganze Materie einfchließenden und regelnden 
Entwurfs geftatten“ unter ber weiteren Motivirung: „A) daß zwar das 
Feſthalten an der Stuttgarter Vereinbarung und die Organijation ber baye- 
rischen Armee auf ber Grundlage diefer Vereinbarung im beutfchen Intereſſe 
als eine politiihe Nothiwendigkeit anerfannt wird, daß es aber im Hinblid 
auf die angejonnene bedeutende Erhöhung des Militäretats auf 17% (mit 
Sendarmerie 19) Mill. Gulden und die überbieg noch für die erfte Ein: 
richtung . geforderte Sumune von 12% Mill. Gulden wohl überhaupt zweck— 
mäßiger eriheinen ‚dürfte, wenn die Berathung und Beſchlußfaſſung über 
bas Militärverfafjungsgefeß mit der Bubgetberathung verbunden würde, ins 
dem die Geftaltung ber finanziellen Berhältniffe des Landes bei letzterer Be— 
rathung auf die Beichlüjje über ben genannten Gefegentwurf von weſentlichem 
Einfluk werden muß.” 
„ (Bayern). Li. Kammer: Debatte über den Antrag des Ag. 
Treibern v. Stauffenberg auf Aufhebung der Todesſtrafe. Rede 
Stauffenbergs; Rebe des Auftizminifters gegen den Antrag. Der: 
felbe wird. mit 87 gegen 44 Stimmen angenommen. 


»„ (Bayern). II Kammer: Ein von nicht weniger als hundert 
Abgg. (% der Kammer) unterzeichneter Antrag verlangt „an ben 
König die Bitte zu richten, dem Landtag einen Oefebentwurf vor: 
legen zu laſſen, durch welchem das Gefe vom 4. Juni 1848, bie 
Verantwortlichkeit dev Minifter betreffend, dahin umgebildet werde, 
daß fünftig ein wirkliches Sefammtftaatsminijteriun mit voller So— 
lidarität für alle Fragen von allgeueiner Bedeutung in Wahrheit 
beitehe.* Der Antrag wird vom Führer der Linken, Abg. Barth, 
furz begründet und an den Ausſchuß gemwiejen (wo er indeß bie 
(Ende des Jahres Liegen bleibt). Durch k. Nefcript wird ber Landtag 
bis auf weiteres bertayi. 


(Württemberg), Der mwürtt, Staatsauzg. veräffentlicht das 
Schub: und Trugbündniß mit Preußen, das gleichzeitig von ber 
Regierung bem fändijchen Ausichuffe mitgetheilt wird, Dieſer er: 
widert die Mittheilung babin, daß er die Vorlage bed Bündniſſes 
an den Landtag zur verfafjungsmäßigen Genehintgung erwarte, 
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— April, (Baden). Zahlreihe Verfammlungen und Adreffen in ben 
verſchiedenen Landestheilen ſprechen fi gegen bie franz. Gelüfte auf 
Luremburg aus. 

Eine biefer Adrejien, von dem früheren Minifter des Annern Staatsrath 
Lamey verfaßt, gibt in würdiger und maßvoller Weife bie allgemeine Stim— 
mung wieder: „Es ift nicht nöthig zu jagen, wie jehr wir wünſchen mit 
unjern großen und geachteren Nachbarvolk in Frieden und Eintradyt zu leben; 
wir halten beide Nationen, die franzöſiſche wie die beutfche, für berufen und 
reich ausgejtattet, um im friedlichen Wetteifer Wiſſenſchaft, Kunft und Ges 
werbe zu fördern, und den Fortſchritt und bie freie Entwidlung ber Völker 
Europas zu verbürgen: — aber unfere erfte Piliht — und barin ftehen 
alle Parteien fett und einig zufammen — gilt der Ehre und Unverſehrtheit 
unferes beutichen WVaterlande." Die Adreſſe führt dann weiter aus, daß bie 
Auflöfung des beutichen Bundes nicht auch die Auflöfung Deutihlands und 
bes deutſchen Volta bedeute; vielmehr fei über alle Stämme beutfcher Nation 
das beutfche Vaterland der höchſte Souverain geblieben. Diefem Souverain 
gehöre jegt und immer, auch wenn fein organijches Band bie beutihen Ges 
fammtländer zur Zeit vereinige, die alte deutſche Grenzmarke Luremburg 
zweifellos; das deutſche Volf aber fei empört barüber, daß ein Fürft aus 
beutihem Stamm ein ihm anvertrautes beutiches Grenzland durch ſchnöden 
Verkauf dem Ausland überliefern wolle, 

T » CHefien) fließt mit Preußen eine Militärconvention ab, welche 
die Drganifation des heſſiſchen Militärweſens berjenigen Preußene 
und des nordd. Bundes volftändig gleichftelt und bie heſſiſche Di: 
pifion zu einem Theil des nordd. Bundesheeres macht. 

Art. 1. Die gefammten großh. heſſiſchen Truppen treten für Krieg und 
Frieden ale eine geichloffene Divifion in ben Verband eines ber Armeecorps 
bes k. preußilchen Heeres, und damit unter ben Oberbefehl Sr. Maj. bes 
Königs von Preußen. Art. 2. Zu biefem Zwecke findet eine entiprechenbe 
Umfermation ber großh. heſſiſchen Divifion nad preußiihem Organtfationss 
modus für Krieg und Frieden flatt (conf. Anlage), welde in ben Haupt: 
punften mit dem 1. Dct. d. X. vollendet fein wird, Es fommt für das 
Großherzogthum Hefjen diejenige Wehrverfafjung zur Einführung, welde für 
bie E. preußilche Armee burh die Art. 53, 55 und 56 bes Entwurfs ber 
Berfaffung des norddeutſchen Bunbes fejtgefegt ift, veip. burch jpätere Bundes⸗ 
gefege jejtgefegt werben wird, Art. 3. Um jeboch ben Uebergang in bie neue 
Heeresverfafjung zu erleichtern, wird ausnahmsweiſe und unbeſchabet der im 
Nrt. 53 der Berfafjung des norddeutſchen Bundes beſtimmten Wehrpflichtig- 
feit, für die nähften 5 Jahre noch eine Gtellvertretung von Dienfipflichtigen 
durch ausgebiente Unteroffiziere und Spielleute und ein Tauſch Dienftpflich- 
tiger mit freigeloosten nicht Dienftpflichtigen unter Gontrole bes Staats ge= 
flattet. Art. 4. Großh. Unterthanen, denen die Beredhtigung zum einjährigen 
freiwilligen Dienft zufteht, können dieſer Dienjtpflicht unter gleichen Bebing- 
ungen, wie jeder Preuße, auch in ber fgl. Armee genügen; bdasjelbe findet 
vice verss ftatt. Art. 5. In dem Großherzogthum Heflen ift, mit Aus— 
ſchluß der Militärkirchenordnung, bie gefammte preußiſche Militärgejeßgebung 
bis zum 1. Oct. d. J. einzuführen, und zwar fowohl bie Geſetze jelbft als 
bie zu ihrer Ausführung, Erläuterung ober Ergänzung erlaffenen Reglements, 
Inſtructionen und Mefcripte, namentlich aljo das Militärftrafgefegbug vom 
3. April 1845, die Militärftrafgerihtsordnung vom gleichen Tage, bie Ver— 
ordnung über bie Chrengerihte vom 20. Juli 1843, bie für Krieg und 
Frieden ergangenen Beflimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis: und 
Verpflegungeweſen, Ginquartierung, Erſatz von ge über 
Mobilmachung ꝛc., fowie auch über Organijation, Gliederung, Ausbilbung, 
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über ben Erſatz des Offiziercorps und über das Militärerziehungs: und 
Bildungsweſen. Sämmtlihe nah ben preußifchen Militäritrafbeftimmungen 
über die Gompetenz ber Divifionscommandeure hinausgehenden gerichtsherr- 
lichen Befugniſſe, ſowie das Beftätigungs: und Begnadigungsrecht bei Erkennt: 
niſſen gegen Angehörige der großh. Divijion werben für Friedenszeiten von 
Sr. f. Hobeit dem Großherzog, bezichungsweile von den großh. Militär: 
behörben, ausgeübt. Die durch bie vorfiehenben Berabredungen bedingte Um: 
formung ber großh. Militärabminiftration wird, foweit irgend möglid), bie 
1. Oct. d. %. durchgeführt fein; wo bie Innehaltung dieſes Termins in 
einzelnen Zweigen ber Verwaltung nicht angängig geweien ift, wird großh. 
beffiicherfeits die Außerfte Beichleunigung zugefihert. Auch die in Zukunft 
ergebenden Mobificationen und Abänderungen vorftehender Beſtimmungen, 
ſowie neue hierauf bezügliche Gejege und Verordnungen werden für bie großh. 
Divifion zur Einführung gebradt. Art. 6. Zum Behufe der Einführung im 
Großherzogthum wird Se. Maj. ber König von Preußen Allerhöcpitfelbit bie 
zur Zeit gültigen, fowie alle noch jpäter zu treffenden derartigen Feſtſetzun— 
gen ıc., Sr. E. Hoheit dem Großherzog ummittelbar zugehen laſſen. In 
gleicher Weife wird Se. k. Hoheit der Großherzog, gleichzeitig mit bem Erlaß 
an die großh. Divifion, ein Eremplar aller diejelbe betreffenden organifatoris 
fen Beltimmungen Sr. Maj. dem Könige mittheilen. Zur Vermittlung 
ber Laufenden bienftlichen Beziehungen findet ein directer Schriftwechfel zwi— 
jchen bem k. preußiichen Kriegaminifterium -fowie bem Generalcommando bes 
in Art. 1 anfgeführten Armeecorps einerfeits und dem großh. heffiichen 
Kriegsminifterium, bezicehungsweije bem großh. Divifionscommando, anbdrer: 
ſeits flatt. Art. 7. Wiewohl Sr. Maj. dem Könige ald Bundesieldherrn 
nad Art. 59 der Bundesverfaflung) das Recht zufteht, die Dislocation aller 

heile des Bunbesheeres und die Stärfeverhältnifje in den einzelnen Gon« 
tingenten im Stiege und im trieben anguorbnen, fo will Allerhöchftberfeibe 
doch für die Dauer friedlicher Verhältniſſe bezüglich ber zum norbdeutichen 
Bundesheere gehörigen Duote ber großh. Divifion von biefer Berechtigung 
nur Gebrauch machen, wenn Se. Maj. fi) im Intereffe des Bundesdienftes 
zu einer ſolchen Maßregel bewogen finden. . Se. Maj. der König von Preußen 
wollen in ſolchen Fällen ſich vorher mit Sr. f. Hoheit dem Großherzog in 
Bernehmen fegen, Art, 8. Die Benugung großh. Gebiets in der Umgegend 
von Mainz zu militäriſchen Uebungen fteht der k. preußifchen Garnijon in 
berfelben Weile und eventucl gegen dieſelben Entjhädigungen zu, wie ben 
Truppen ber großh. Divifion. Machen Friegerifche Verhältniffe eine die Be: 
legungsiähigfeit der Mainzer Kafernen und Baracken überfteigende Verſtärkung 
ber dortigen Garnifon oder eine Zufammenziehung von norbbeutfchen Bundes: 
iruppen bei Mainz noihwendig, fo werden bie Truppen nach vorgängigem 
Einvernehmen mit der großh. Regierung in ben Mainz nächſt gelegenen 
großh. Ortſchaften vorübergehend ebenfo untergebracht, wie die mit großb. 
Zruppen geihehen würde. Bon Anordnungen, wie folhe im gegenwärtigen 
Artikel in Ausficht genommen find, machen die betreffenden Fol. preufiichen 
Gommanbobehörben dem großh. Terzitorial:Commiffär zu Mainz Mittheilung, 
und berathen mit bemjelben die Mittel und Wege, wie bie militärifchen 
Awede mit möglichiter Berüdjichtigung ber Sntereifen des Landes und ber 
Einwohner zu erreihen find. Bis zur vollftändigen Einführung ber im Ar: 
titel 5 fpecificirten Beſtimmungen über Uebungen, Einquartierung, Flurent- 
ſchädigung ꝛc. behält es im biefer Hinficht bei dem bisher in Bezug auf bie 
Felbdienftübungen ꝛc. ber Mainzer Garnifon üblichen Verfahren fein Bewenden. 
Art. 9. Se. Maj. ber König von Preußen wird die großh. Divifion all: 
jährlih mindeſtens einmal entweder Allerhöchitjelbft infpiciren oder: durch zu 
ernennende Inſpecteure, deren Perfonen vorher Sr. k. Hobeit dem Grop- 
herzog bezeichnet werben jollen, in den Garnifonen ober bei den Uebungen, 
zu welchen bie großh. Truppen auf dießfällige Anordnung aud außerhalb 
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bes Großherzogthums herangezogen werben fünnen, infpiciren laffen. Die in 
Folge folder Inſpicirungen bemerften fachlichen oder perfönlichen Mißſtände 
wird Se. Maj. der König Sr. k. Hoheit dem Großherzog mittheilen, welcher 
jeinerjeits biejelben abzuſtellen fich verpflichtet, und von dem Gefchehenen dann 
Sr. Maj. dem Könige Anzeige maden läßt. Art. 10. Zur Beförderung ber 
Seihmäßigfeit in der Ausbildung ber DOffiziercorps participiren die großh. 
beifiichen Offiziere und Offizier-Adſpiranten an ben betreffenden Einrichtungen 
bes preußifchen Heeres, als da find: bie höheren Militär» Bildungsanftalten, 
incl. ber Kriegsjchulen, die Graminations= Gommiffionen, bie milttär = wiifen= 
Ihaftliden und technifchen Snftitute, ferner das Pehr» Bataillon, die Militär 
Reitſchule, Militär-Schießſchule, die Gentral-Turnanftalt, ber große Generals 
ftab x. Um dieſelbe Gleihmäßigfeit auch binfichtlih ber Ausbildung und 
bes inneren Dienftes ber Truppen zu fördern, fünnen nad gegenfeitiger Ver— 
abredung einige großh. heſſiſche Difiziere auf ein bis zwei Jahre in bie Fl. 
preußijche, und kgl. preußiiche Offiziere für einen gleichen Zeitraum in die 
großh. heifiihe Armee zur Dienftleiftung commanbirt werden. Art. 11. Die 
Ernennung des Höhftcommanbirenden in dev großh. Divifion wollen Se. k. 
Hoheit der Großherzog in der Weife vollziehen, daß Allerhöchftderjelbe bie 
Ernennung von dem &inverftändniß St. Moj. des Königs von Preußen ab- 
bängig madt. In Gemäßheit des Art. 60 des Bunbdesverfaffungsentwurfs 
bleibt Sr. Maj. dem König von Preußen das Recht vorbehalten, aus ber 
Zahl der großh. heſſiſchen Offiziere denjenigen höheren Offizier zu ernennen, 
welcher ale Höchftcommanbirender der zum norbdeutichen Bunde gehörigen 
Quote ber großh. beifiichen Divifion zu betrachten if. Um ber Beurtheilung 
biefer Ernennungen eine Grundlage zu gewähren, werben über Offiziere ber 
großb. Divifion, von Stabsoffizier an aufwärts, jährlih Perfonal- und 
Qualificationsberichte, nad) preußiſchem Schema, von dem Diviſions-Comman⸗ 
beur aufgeftellt, an Se. Maj. ben König von Preußen eingefendet. Hin— 
fihtlich etwa wünſchenswerther Verjegung einzelner Difiziere aus großh. heſ— 
ſiſchen Dienften in bie k. preußijche Armee oder umgefehrt, haben in jedem 
Specialfall befondere Berabredungen ftattzufinden. Art. 12, Die Unterftellung 
ber großh. Divifion unter den Oberbefehl Sr. Maj. des Königs von Preußen 
und bie Ausübung ber dem letzteren zuftehenden Rechte beginnt mit dem 
1. Dct. d. J. Zu biefen Termin wird auch bie Berpflidtung der großh. 
Truppen zum Gehorfam gegen Se. Maj. den König von Preußen, unter 
befien Befehl die großh. Divifion geftellt ift, in geeigneter Weiſe durch bie 
Ginihaltung einer entjprechenden Formel in ben Fahneneid ftattfinden. 
Art. 13. Durch militärifche oder politiiche Verhältniſſe gebotene Verſtärkungen 
ber großh. Truppen, durch Einziehung ber Beurlaubten, ſowie bie Kriege- 
formation berfelben, und endlich deren Mobilmahung hängen von ben Ans 
ordnungen Sr. Maj. des Königs von Preußen ab, und wird ben biekfälligen 
Beltimmungen jederzeit im ganzen Umfang Folge gegeben werben. Die 
Koften berjelben, foweit fie nicht nah Art. 14 als der Provinz Oberheſſen 
zufallend vom norbdeutihen Bund gemeinfchaftlich getragen werben, fallen 
der groß. Regierung zur Laſt. Art. 14. Der Aufwand für die Unterhaltung 
ber großh. Truppen wird in felbftjtändiger Verwaltung von der großh. Re— 
gierung beftritten, jedoch ift diefelbe verpflichtet, al8 Beitrag zul den Generals 
often (Gentral:Adminiftration, Feftungen, Unterhaltung der Art. 10 gerannten 
Inſtitute 20.) denjenigen Geldbetrag pro Kopf ber Friedenspräſenzſtärke in 
bie Kafje des norbbeutichen Bundes zu zahlen, welcher in ber Gejammtfumme 
von je 225 Thalern pro Kopf für derartige Ausgabepofitionen enthalten ift. 
Der betreffenden fpeciellen Berechnung dieſer Quote wird das preußiiche 
Militärbudget zum Grunde gelegt. Ron den an dem Ausgabeetat ber großb. 
heſſiſchen Divifion gemachten jährlichen Erfparnifjen wird derjenige Theil an 
die Bunbesfaffe abgeführt, welcher einem Procent ber Bevölkerung ber Pros 
vinz Oberheſſen pro 1867 entfpridt. In demfelben Verhältniß participirt 
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auch bie großh. Regierung an ben Watrienlarumlagen, melde zu ertra= 
orbinären Militärbebürfniffen, Mobilifirungen, Neubauten ꝛc. auf bie ein- 
zelnen verbündeten Staaten jollten ausgeichrieben werben. Die für bie 
großh. heſſiſchen Truppen etwa nothwenbig mwerbenden Waffen, Munition, 
Ausrüftungsftüde ꝛc. ijt die Fol. preußifhe Regierung gegen bejondere Abs 
rehnung auf Wunſch zu liefern erbötig. Die nad vorftchendem einzue« 
gehenden Verpflichtungen beiberjeit8 beginnen mit dem 1. Oct. d. %. 
Art. 15. Borftehende großb. heififcherieitd unter ausbrüdlihem Vorbehalt 
ber einzubolenden Zuftimmung ber bortigen Landesvertretung abgefchloffene 
Uebereinfunft jol ratificirt, und die Ratification in vierzehn Tagen zu Berlin 
ausgewechfelt werden. Zu Urfund dejjen Haben bie Bevollmädtigten bie 
gegenwärtige Convention in zwei Gremplaren unterzeichnet und bejiegelt. 


Anlage Friedensformation ber großh. Divifion: 1 Divijions- 
commando, 2 niauteriebrigabecommandos, 1 Gavalleriebrigadbecommando, 
4 Infanterieregimenter & 2 Bataillone, 2 ügerbataillone, 2 Gavalleries 
regimenter & 5 Escadrons, 1 Artillerie-Abtheilung mit 1 reitenden 4pfündigen 
Batterie & 4 beipannten Geihüßen, 2—6pfündigen Fußbatterien & 4 bes 
fpannten Gejhüßen, 3—Apfünbigen Fußbatterien & A bejpannten Geſchützen, 
1 Bioniercompagnie, 1 Trainabtheilung. Kriegsformation: 1) Feld: 
truppen: Stäbe wie vorjtehend. Infanterie wie vorfiehend, Jäger wie 
vorjtehend, Gavallerie, die 2 Negimenter à 4 Escadbrons, Artillerie, die Bat: 
terien à 6 Geſchützen, dazu 3 Munitionscolonnen, 1 leichter Felbbrücken⸗ 
Train, 1 Proviantamt, 1 Feldbäckerei, 1 Proviantcolonne, 2 Feldlazarethe, 
1 Feldpoft, 1 Pferbedepot. 2) Erjagtruppen: 1 Infanteriedepotregiment 
a 4 PBataillone, 2 Jügerbepotcompagnien, 2. Erſatzescadrons, 2 Erſatz⸗ 
batterien, 1 Pionier: und 1 ZTrainbepotabtheilung. Sämmtlide Truppen in 
Kriege: und Friedensformation nach königlich preußiſchen Etatsſtärken. 


411. April. (Hefjen) fließt auf Grund der Militärconvention vom 
7. d. M. mit Preußen nunmehr aud ein Schub: und Trutzbündniß 
ab, wie das bie übrigen ſüddeutſchen Staaten ſchon im vorigen 
Jahre zugleid mit ben Friedensverträgen gethan hatten: 

„Art. 1. Unbefchadet bes Bunbesverhältnifjes, welches zwiſchen Str. Maj. 
bem König von Preußen und Sr. k. Hob. bem Großherzog von Hefjen in 
Beziehung auf die dem norddeutſchen Bund angebörigen Theile des Groß: 
berzogthbums Heſſen bereits befteht, wird zwifchen Sr. Maj. bem König von 
Preußen und Sr. k. Hoh. bem Großherzog von Helfen hiermit ein Schutz⸗ 
und Trutzbündniß geihloffen. Es garantiren fid die hohen Gontrahenten 
gegenjeitig bie Integrität bes Gebiets ihrer bezüglichen Länder und ver: 
pflichten fih im Fall eines Kriegs ihre volle Kriegsmacht zu biefem Zweck 
einander zur Verfügung zu fielen. Art. 2. Im Beziehung auf ben Öbers 
beiehl St. Maj. des Königs von Preußen über bie großh. heſſiſchen Truppen 
bewenbdet es bei den Beitimmungen bes Entwurfs ber Berfafjung bes norbs 
beutihen Bunbes und der am 7, db. M. abgeſchloſſenen Militär-Gonvention. 
Art. 3. Die Ratification des vorjtehenden Vertrags erfolgt gleichzeitig mit 
ber Ratification ber im Art. 2 erwähnten Militär-Convention, alfo jpäteftens 
bis zum 21. April db. J. Zu Urkund befien haben bie beiberfeitigen Bevoll- 
vollmächtigten biejen Vertrag in boppelten Eremplaren unterzeichnet und ihre 
Siegel beigedrückt.“ 


42. „ (Bayern). 119 Mitglieder ber IL, Kammer richten durch ben 
Kammerpräfidenten Pözl eine Erflärung an den Minifterpräfidenten 
Fürften Hohenlohe, um von Seite ber bayr. Volfsvertretung feinen 


Zweifel darüber zu laſſen, daß auch fie in der Ruremburger Frage 
43% 
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die Ehre und die Integrität Deutichlands energiich gewahrt wiſſen 
wolle: 

„Nachdem ein blutiger Bürgerfrieg bie Integrität beutichen Gebietes un: 
verfehrt gelajien hat, nachdem die Allianzverträge Preußen’s mit den füdweſt— 
beutichen Staaten biefe Integrität auf's Neue zu verbürgen fchienen, ift jekt 
Deutihland durch die Verhandlungen bes Königs von Holland mit Franke: 
reich plöglich mit den: Verlufte eines alten deutſchen Landes bedroht. Diejer 
Berluft wäre größer, als der der wenigen Quadratmeilen und ber wenigen 
Taufend Seelen, welde das Großherzogtum Luremburg umfaßt, es wäre 
ein Berluft an Deutichland’s Ehre, wenn bad Schidfal einer deutihen Be: 
völferung buch Berfauf an das Ausland entichieden werben ſollte. Das 
beutihe Bolt bat ein Redyt, von feinen Regierungen zu verlangen, daß 
Deutiche gefhügt werben, wo immer eine Gefahr droht. Iſt auch in bieler 
Frage Preußen in erfter Reihe berufen, bie ihm vertragsmäßig zuftehenden 
Rechte auf Luxemburg zn wahren, fo bat doch auch Bayern Pflichten gegen 
Deutichland zu erfüllen und wir werben es als eine erfte Frucht des Allianz: 
vertragnes vom 22. Auguft 1866 freudig begrüßen, wenn Bayern feinen 
Zweifel darüber beftehen läßt, daß es mit allen feinen Kräften für bas be: 
drohte deutiche Land einfiehen wird. Dies, Euere Durchlaucht, in tieffter 
Verehrung auszufprechen, wollten die Unterzeichneten um jo weniger unter- 
laffen, als fie biemit bie Berficherung verbinden können, baß fie in ber 
bayerischen Wolfövertretung jede Anforderung Fräftig unterſtühen werden, 
welche eine energiſche Politif zum Schuge Deutichland’s erheijchen wird.“ 

30 Mitglieder der Kammer haben ben Beitritt zu ber an ſämmt— 
liche Mitglieder verfandten Erklärung abgelehnt, einzelne davon unter 
Öffentlicher Darlegung ihrer Gründe. 


12. April. (Bayern). Angefihts der drohenden europ. Rage in Folge 


29. 


ber Luremburger Frage und bei ber Ungewißheit, weldhe Haltung 
Defterreihs gegenüber einem preuß.sfrang. Kriege einhalten werde, 
wird der Minifterialratö Graf Taufftirhen nad) Berlin gejandt, um 
fi mit Preußen über die Möglichkeiten der Zukunft ins Benehmen 
zu feßen und geht von dort mit Aufträgen des Grafen Bismard 
bez. einer Allianz zwiſchen Defterreih und Preußen nad) Wien, von 
wo er unverrichteter Dinge nad) Münden zurückkehrt. Defterreich 
lehnt die Allianz mit Preußen auf den angebotenen Grundlagen ab 
und ſucht vielmehr eine vermittelnde Stellung behufs Erhaltung bes 
Friedens einzunehmen. (vgl. Oeſterreich.) 

„» (Baden). Der größere Theil der badiſchen Truppen wirb nach 
Raftatt verlegt. 


» Bayern) Der AYuftizminifter v. Bomhard, defjen Stellung 
der Öffentlichen Meinung gegenüber Yängft unhaltbar geworben, wirb 
endlich entlaflen, inzwifchen aber zum Staatsrath und Reihsrath er: 
nannt. Langes Interimiiticum des Yuftizminifteriums. 


„ (Württemberg). Mobification des Minifteriums: bie (anti: 


preußiſch gefinnten) Minijter v. Neurath und v. Hardegg werben 
entlafjen und burd ben Abg. Mittnacht und den Oberfien Wagner 
erſetzt. 

» (Heffen). HI. Kammer: Die Regierung legt die Militär: 
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eonvention mit Preußen vor. Die (conferv.) Abgg. Goldmann, 
Hallwachs ꝛc. jtellen fofort den Antrag auf Eintritt des gefammten 
Großherzogthums in den nordd. Bund: 

„Die Kammer wolle, in Erwägung 1) baß durd bie nunmehr von dem 
Reichstag des norddeutſchen Bundes beichlojjene und won den verbünbeten 
Negierungen angenommene Bunbesverfaflung, welche wegen der zum Bunde 
gehörigen Provinz Oberheffen den Ständen des Großherzogthums zur ver- 
faffungsmäßigen Auftimmung vorgelegt werden muß, bei einem bauernbden 
Ausichluß der füblih des Mains gelegenen beiden Provinzen bon bem norbs 
beutichen Runde das Großherzogtum in allen feinen Theilen von mannidhe 
fachen politifchen wie volkswirthſchaftlichen Nachtheilen bedroht, ja im feiner 
ftaatsrechtlihen Ginheit geführdet würde; 2) daß bezüglich des Poft: und 
Telegraphenweſens durch ben riebensvertrag, und bezüglich ber finanziell und 
national-ökonomiſch wichtigſten Frage, nämlich des Militärweſens, durch die 
ben Ständen vorzulegende Militärconvention ber vollſtändige Anſchluß vor—⸗ 
bereitet iſt, und ſolche Einrichtungen geſchaffen ſind, welche in ihren weſent⸗ 
lichſten Punkten bei einem Eintritt des ganzen Großherzogthums in ben 
norddeutſchen Bund, wie wir zuverfichtlih erwarten, Feine für das Lanb bes 
ſonders läftigen Aenderungen erleiden werden, ſonach beſondere Nachtheile 
von dem Eintritt nicht zu fürchten ſind; 3) daß nach amtlicher Erklärung 
des kgl. preußiſchen Miniſterpräſidenten von Seiten der preußiſchen Regierung 
dieſem Eintritt, welcher nach der Eröffnungsrede vom 22. Dec. v. J. auch 
in den Wünſchen der großherzoglichen Regierung liegt, nichts entgegenſteht; 
4) daß endlich das nalionale Intereſſe, insbeſondere aber im gegenwärtigen 
Augenblid die bedrohte Lage bes deutſchen Vaterlande, ben Eintritt ber ſüd— 
beutihen Staaten in ben norddeutſchen Bund gebieterifch forbert, um entweder 
durch einmüthiges Aufammenhalten den Frieden zu wahren ober mit vers 
einter Kraft bie Angriffe auf Deutichlands Ehre und Recht abzuwehren — 
bie großherzogliche Negierung eriuchen wegen Ausbehnung bes norbbeutichen 
Bundes auf alle füddeutſchen Staaten, jedenfalls aber wegen Gintritts bes 
ganzen Großherzogthums in den norbbeutihen Bund mit der fol. preußifchen 
Regierung jofort in Verhandlung zu treten.” 


— April. (Baden). Vielfache Erneuerungsmwahlen der Rocaljhulbehörben 
zeigen infofern eine entichievene Umftimmung des Landes. Diefelben 
gehen nunmehr ohne Schwierigkeiten vor fi, auch in foldhen Ge: 
meinben, wo fie früher durch bie clericale Partei verhindert worden 
maren unb von den Staatsbehörden hatten ernannt werben müſſen. 


— u. Mai. (Bayern). Unterhandlungen zunächſt zwiſchen Bayern 


"und Württemberg, dann auch mit Baden über die Möglichkeit und 
die Mobalität eines engern Anfchluffes der ſüdd. Staaten an ben 


nordd. Bund (ſ. unter d. 8 u. 14, Oct.). 


— Mai. (Baden). Eine vom Landtagsausichufle vorbereitete und fat 
von allen Landtagsabgeorbneten unterzeichnete Erklärung fpricht fich 
für ben unverzüglichen Eintritt Babens in den norbd. Bunb aus: 

„Die unterzeichneten Mitglieder ber beiden badiſchen Ständefammern fehen 
fih durd die gegenwärtige Fritiiche Lage bes Baterlandes veranlaßt, ihre Ans 
fihten und Wünſche in folgenden Sätzen auszuſprechen. Da es auch der 
großh. Staatsregierung nicht unerwünſcht ſein kann, in zuverläſſiger Weiſe 
von der Geſinnung der Männer Kenntniß zu erhalten, welche berufen werden, 
bei der endlichen Erledigung der ſchwebenden Frage mitzuwirken, ſo erlauben 
wir uns zugleich, dieſe Erflärung ber großherzoglichen Staatsregierung mit— 
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zutbeilen. Durch bie Verfaſſung des norddentſchen Bundes, wie fie in Folge 
ber Uebereinftimmung ſowohl ber Krone Preußen und ber norbbeutichen Re: 
gierungen als dee norddeutſchen Neichstages bereits als feitgeftellt zu be: 
traten ift, wird ber Gintritt ber ſüddeutſchen Staaten insgefammt ober 


‚einzeln Tediglih von dem freien Willen diefer Staaten und ber Grlaffung 


eines Bundesgeießes auf den Vorſchlag des Bundespräfidbiums abhängig ge: 
macht (Art, 79). Es tritt daher jetzt an jeben der fübdeutihen Staaten bie 
ernfte Frage beran, ob er Willens jei, in’ biefen norbbeutichen Bund einzu: 
treten. Wenn auch dieſe Berfafjung, ſowohl in ihrer allgemeinen Anlage, als 
in manchen ihrer einzelnen Beitimmungen, feine volle Befriedigung gewährt, 
fo läßt fi doch der große praftiihe Borzug derjelben nicht verfennen, daß 
fie alle zur Zeit in Deutichland wirkſamen politiihen Mächte und Kräfte in 
ihrer thatfächlihen Bedeutung anerkennt und zu nationalem Aufammenwirfen 
einigt. Niemand wird biejelbe als ein volllommenes Werk anfehen, aber 
Sebermann wird zugeftehen müflen, daß fie entwidlungsfähig fei. Sie er: 
füllt nicht bie idealen Wünſche ber Nation, aber fie gewährt dem beutfchen 
Volke, was es feit Jahrhunderten zu feinem Unbeil entbehrt bat, politifche 
Einheit und Stärfe; fie forgt beffer als der bisherige Zollverein für die ge: 
meinlamen wirthichaftlichen Snterefjen ber Nation, fie gewährt bem Hanbel 
und der Schifffahrt erhöhte Sicherheit und Freiheit, fie fördert das Eiſen— 
bahn-, Poft: und Telegraphenweſen; zum eriten Mal entfaltet fie eine ge— 
meinfame beutiche Flagge auf ben Meeren, fie breitet ein einheitliches Con— 
ſulatſyſtem zum Schuß bes beutichen Verkehrs über alle Melttbeile aus und 
eröffnet die Ausficht auf eine fruchtbare deutliche Golonifation. Indem bie 
Kriegsverfaffung be8 Bundes bie Wehrpflicht über alle Klaffen ber Bes 
völferung gleihmäßig ausbreitet, übt fie die ganze männlihe Jugend in 
patriotifher Pflihterfüllung und männliher Tugend, bewahrt fie den Staat 
vor verberblihen Groberungsfriegen unb abenteuerlichen Unternehmungen, 
madt fie die Vertheidbigung bes Vaterlandes unüberwindlich und fichert fie 
die Segnungen bes Friedens. Tie Ehre des deutſchen Namens, bie beutfchen 
Intereſſen und bie Sicherheit Deutſchland's haben baher weit ftärfere und 
wirfjamere Bürgſchaften erhalten, als in ben legten Kabrhunderten. Das 
beutiche Volk erhält neue lebensfriſche Organe feines Willend und feiner 
Macht und kann, befreit von ben Hemmniffen bes alten Awieipalte, mit 
mutbiger Zuverſicht vorwärts fchreiten in der Entwidlung feiner reihbegabten 
Naturanlage und feiner ſchlummeruden Kräfte. In die inneren Verhältniſſe 
ber einzelnen Staaten greift die Bundesverfaffung nicht hemmend ein. Die 
uns liebgeworbenen Einrichtungen unferer Berwaltung, Nechtspflege und 
Gultur bleiben, auch wenn wir in ben Bünb eintreten, unverfebhrt und beren 
Fortbildung ber verfaflungsmäßigen Selbftbeftiimmung unferes Fürjten und 
unferer Bolfsvertretung überlaffen. Unſere Freiheiten werben durch dieſelbe 
nicht bedroht, fonbern erft durch die Einigung Deutſchland's nachhaltig ge— 


ſchützt. Freilich macht die Bunbesverfafjung Harfe Anforderungen an bie 


Bevölkerung in militärifher und ökonomiſcher Hinfiht. Wir verbergen uns 
nicht, daß auch für unfer Sand neue, zum Theil ungewohnte Pflichten über: 
nommen werben ntilffen. Aber wir find zugleich ber Meinung, daß wir Süd— 
beutfche nicht minder fähig find, als unfere norddeutſchen Brüber, bie Opfer 
zu leiften, melde das Schickſal Feiner Nation erfpart, die aus langer Fer: 
Müftung und Gebundenheit zur Einheit und zu einer würdigen Weltftellung 
fi) emporringt. Der größeren militärischen Anftrengung können wir uns 
überbieß unmöglich erwehren, auch wenn wir nidht in bem norbbeutjchen 
Bund eintreten, ba unfere ftaatliche Griftenz nur in Anlehnung an die große 
norbdeutiche Macht zu behaupten ift. Der gegenwärtige Moment fcheint ung 
aber gebieterifch eine Entſcheidung zu fordern. Die neuerliche Gefahr eines 
Krieges zwiſchen Deutjchland und Frankreich, weldye, Gott jei Danf, glücklich 
vorüberzugeben ſcheint, hat unfere Hilfebevürftigfeit allem Volk aufgebedt 
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und bic Bebenfen einer unflaren umfertigen Beziehung ber fübdbeutfchen 
Staaten zum Norden lebhaft aufgeregt. Denn Niemand kann ſich verbergen, 
daß ein Krieg mit Frankreich vorzugsweije das ſüddeutſche Gebiet, zumal 
auf bem linken Rheinufer, und unjere nationale Eriftenz und Freiheit bebrobt. 
Menn wir auch mit dem Königreih Preußen bereits dur ein Schuß: und 
Trugbünbniß verbunden find und ber vertragsmäßige Oberbefchl bes Königs 
auch über die jübdeutihen Truppen unfer Zufammenwirken mit dem Norden 
fihert, jo wirb die volle und freubige Auverficht doch erſt durch eine burdhs 
gebildete organiiche Ginigung mit ber nordbeutjchen Arnıce gewonnen werben. 
Sn dieſer militärifhen Einigung erkennen wir die ficherfte Garantie für bie 
Fortdauer bes Friedens. Das geeinigte Deutichland bedroht Niemanden und 
bat Niemanden zu fürdten. Die Ueberzeugung, baß von einem Kriege zwi: 
jhen ben beiben großen und gebildeten Völkern nur jchweres Unglüd für 
beide und für feines von beiden ein dauernder Gewinn zu erwarten ift, daß 
dagegen alle Kortichritte in Wohlitand und Gefittung durch ben Frieden bes 
bingt find, wird durch die vollendete Thatjache ber dbeutichen Einigung be: 
feftigt und am Beften vor allen gefährlihen Zweifeln bewahrt werden. Aus 
biefen Gründen halten wir den unverzüglichen Eintritt ber ſüddeutſchen 
Staaten und insbejondere bes Großherzogthums Baben in dem norbbeutjchen 
Bund für dringend geboten und hoffen, daß bie großherzogliche Regierung 
ihre ganze Thätigkeit zur Erreichung dieſes nationales Ziele® auch ferner 
anftrengen werde.“ 


— Mai. (Mürttemberg) emtichließt ſich wie Baben, einfach das preuß. 


10. 


14. 


Zündnadelgewehr einzuführen, das alfo unter den beutihen Staaten 
nur von Bayern nicht aboptirt ift, | 

„ (Württemberg) Die k. Familie empfängt in Stuttgart ben 
Beſuch des Großherzogs und ber Großherzogin von Baden. 

„ (Helen). Die II. Kammer beſchließt mit 34 gegen 8 Stim— 
men, bie Regierung zu erfuchen „noch auf biefem Lanbtage an bie 
Stände eine Vorlage wegen Revifion des Wahlgefebes gelangen zu 
lafjen* und verwirft dagegen mit 26 gegen 16 Stimmen ben Aus: 
fhußantrag auf nur „baldmöglichfte” Vorlage, ſowie mit 28 gegen 
14 Stimmen den Antrag Meb, fi für allgemeines directes Wahl: 
reht und Befeitigung jedes Pajlivcenfus auszufprechen. 

„ Sn Berlin wird zwifchen Preußen und ben fübbeutichen Staaten 
eine Vereinbarung über Abjchaffung des Salzmonopols und Erfegung 
besfelben durch eine Ealzfteuer abgeſchloſſen für den Fall einer be: 
finitiven Wiederherſtellung des Zollvereins, 

» (Heflen). Die OD. Kammer beichließt mit 27 gegen 18 
Stimmen, den Großherzog um Ermäßigung ber Eivillifte, jedenfalls 
im Betrag ber im Sabre 1855 erfolgten Erhöhung von 50,000 fl. 
zu bitten, 

„ (Hellen). IL Kammer: Budget — Auswärtiges. Die Re: 
gierung verlangt für Gefandtichaften 44,000 fl. und für Confulate 
2000 fl. Die Forderung wird mit 33 gegen 10 Stimmen abge: 
lehnt und mit 31 gegen 12 Stimmen werben nur bemilligt für 
Berlin 12,000 fl, und für nidtftändige Gefandte an den übrigen 
Höfen 20,000 fl. als Paujhquantum, enblih zwar die 2000 fl. 
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für Gonfulate, aber nur mit dem Erſuchen an die Regierung, eine 
gleichzeitige Vertretung der nicht zum norbd. Bunde gehörigen Theile 
des Großherzogthums durch die Bunbesconjulate, ſobald biejelben 
organifirt jein werden, anzubahnen. 


28, Mai. Preußen ladet die ſüdd. Staaten zu Verhandlungen in Berlin 


30. 


31, 


über die Reconftruction bes Zollvereins noch vor der Abreile bes 
Königs und Bismards nach Paris ein. 


„ Der bayr. Minijterpräfident Fürft Hohenlohe und der mürtt. 
Minifterpräfident Frhr. v. Varnbüler kommen in Nördlingen zufammen, 
um fi) über bie bevorftehenden Berhandlungen in Berlin bezüglich 
Mieberherftelung des Zollvereins zu verftändigen, 

„ (Helfen). I. Kammer: Die Regierung „feßt die Genehmi— 
gung der Militärconvention mit Preußen von Seite der Stände 
voraus" und macht der Kammer bloß die Anzeige, daß fie mit ber 
neuen Yormation der heſſiſchen Militärdivifion nad den Forderungen 
jener Convention fofort zu beginnen beichloffen habe, „um nicht 
durch Verzögerung ber Maßnahmen ein bem biejeitigen Intereſſe 
nachtheiliges Drängen und unmittelbare Cingreifen der preuß. Re— 
gierung bei ber Ausführung ber Militärconvention hervorzurufen.“ 
„ (Hefien). Dalwigk fragt in Wien an über die Auffaflung 
Defterreih8 gegenüber der Eventualität des Eintritts bed Groß- 
berzogthums in ben nordd. Bund. Defterreih antwortet mit dem 
Hinweis auf den Prager Frieden, der ganz unzmweibeutig bon brei 
Gruppen, einer norbbeutfchen, einer ſüddeutſchen und ber öſterreichi— 
ſchen ſpreche. 


1. Juni. (Württemberg). Um die von der öffentlichen Meinung 


3.— 


längſt geforderte Reform des Geheimen Rathes anzubahnen, werben 


vorerst „Beiräthe” zu den Verhandlungen derjelben zugezogen. 
4. Juni, Minifterial: Conferenz in Berlin bez. befinitiver Wieber- 
beritellung des Zollvereind. Es Haben fih dazu die Minijterpräj. 
aller vier ſüdd. Staaten, Hohenlohe, Varnbüber, Freyberg und Dal: 
wigk eingefunden. Vorſchläge Bismarcks. Es kommt ſchließlich ein 
Präliminarvertrag zu Stande, der nicht nur von Baden, ſondern 
auch von Württemberg ſofort bindend und von Heſſen unter dem 
7. Juni gleichfalls unterzeichnet wird, während Fürſt Hohenlohe er— 
Härt, daß „feine Regierung bisher feine Kenntni ber Grundlagen 
hatte, welche ber Berathung zur Baſis dienen follten“, daß er deß— 
balb die Uebereinfunft nur als einen preuß. Entwurf betrachte und 
die weitere Erflärung feiner Regierung vorbehalten müfle. 
Uebereinfunft, bie Yyortdbauer des Zoll: und Handels— 
verein betreifend. Preußen, in eigenem Namen und vorbehaltlich des 
Beitritts der übrigen Mitglieder des norddeutſchen Bundes einerfeits, und 
Bayern, Württemberg, Baden und Hefien für feine zu dem gedachten Bunde 
nicht gehörenden Landestheile anbererfeits, von der Abſicht geleitet, die Fort⸗ 
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dauer des beutichen Zoll- und Handeklsvereins ſicher zu ftellen und deſſen 
Ginrihtungen in einer den gegenwärtigen Bedürfniſſen entiprechenden Weile 
fortzubilden, jind über nachſtehende Beitimmungen übereingefonmen ,. welche 
einem zwiihen ihnen abzuichließenden Vertrage zu Grunde gelegt werben 
follen und nur mit UWebereinjtimmung fämmtlicher contrabirender Staaten 
abgeändert werden fönnen. $ 1. Der Zollvereinigungsvertrag vom 16. Mai 
1865 und bie mit ihm in Verbindung ftehbenden Bereinbarungen bleiben 
zwifchen den contrabirenden Theifen in Kraft, ſoweit fie micht durch die nach— 
folgenden Verabredungen abgeändert find ober auf bem im $ 2 bezeichneten 
Mege abgeändert werben. $ 2. Die Gejepgebung über das gelammte Zoll: 
weſen, über die Belteuerung bes einheimiſchen Zuders, Salzes und Tabaks 
und über die Mafregeln, welche in den Zollausſchüſſen zur Sicherung der 
gemeinſchaftlichen Zollgrenze erforberlidy find, wird durch ein gemeinfchaftliches 
Organ der contrabirenden Staaten und burd eine gemeinichaftlihe Wertrets 
ung ibrer Bevölferungen ausgeübt. Die Uebereinftimmung der Mebrheitss 

befchlüfie beider Factoren ift zu einem Vereinsgeſetze erforberlih und aus: 
reihend; auf andere als bie vorfichend bezeichneten Angelegenheiten erfiredt 
ſich die Auftänbigfeit berfelben nit. $ 3. Das gemeinichaftlihe Organ ber 
contrabirenden Staaten befteht aus Vertretern berfelben, unter welden bie 
Stimmführung fih nah Maßgabe der VBorichriften für das Plenum bes eher 
maligen beutfthen Bundes vertheiltl. Preußen beruft dasſelbe, führt das 
Präſidium und ift in bieler Eigenſchaft berechtigt, im Namen ber contra= 
birenden Staaten Handels- und Sciffahrtsverträge mit fremben Staaten 
einzugehen. $ 4. Die Beſchlußnahme der contrahirenden Staaten durch ihr 
gemeinfchaftlihes Organ unterliegen: 1) die ber Volfövertretung vorzulegen: 
ben oder von berjelben angenommenen, unter bie Beitimmungen des $ 2 
fallenden gefeglihen Anordnungen, einschließlich der Handels- und Schifffahrts— 
verträge; 2) die zur Ausführung ber gemeinfchaftlichen Geſetzgebung ($ 2) 
bienenden Berwaltungsvorfähriften und Einrichtungen; 3) Mängel, welche bei 
ber Ausführung der gemeinfchaftlichken Geſetzgebung ($ 2) hervortreten; 
4) die von ber einzurichtenden Rechnungsbehörde vorgelegte ſchließliche Felt: 
ftellung bes Grtrages ber Zölle und der in $ 2 bezeichneten Steuern. Jeder 
über die Gegenftände zu 1 bis 3 von einem ber contrahirenden Staaten ober 
über bie Gegenftände zu 3 von einem controlirenden Beamten ($ 7) geftellte 
Antrag unterliegt ber gemeinihaftlichen Beſchlußnahme. Am Falle der Mei: 
nungseverfchiedenheit gibt die Stimme des Präfidiums bei ber zu 1 und 2 
bezeichneten alabann den Ausſchlag, wenn fie fi für Aufrechthaltung ber 
beitehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausſpricht, in allen übrigen Fällen 
eriticheidet die Mehrheit ber Stimmen. $ 5, Die Vertretung ber Bevölkerung 
der contrabirenden Staaten bejteht aus ben Mitgliedern des Reichstages bes 
norddeutihen Bundes und aus Abgeordneten aus ben fübbentichen Staaten, 
Die Beftimmungen im V. Abſchnitte der VBerfaffung des norddeutichen Bundes 
finden auf diefe Abgeordneten, beziebungsweije auf die gemeinfchaitliche Volks— 
vertretung Anwendung. Die Berufung ber Bolfsvertretung erfolgt durch 
Preußen. Gie findet nicht im regelmäßig wiederkehrenden Zeitabichnitten, 
fondern dann ftatt, wenn das legislative Bebürfnig ben Aufammentritt er: 
forderlich macht, oder ein Drittheil ber Stimmen in dem gemeinichaftlichen 
Drgan ($ 3) denfelben verlangt. $ 6. Der Ertrag der Zölle und der Steuern 
vom einbeimiihen Zuder und Salz ift aemeinihaftlih und wird zwiſchen 
ben contrahirenden Staaten nah bem Verhältniß der Bevölkerung vertbeilt. 
Diejer Ertrag beſteht aus der geſammten Einnahme von jenen Abgaben nad 
Abzug: 1) der auf ben Gefegen oder allgemeinen Berwaltungs : Borfhriften 
beruhenden Steuervergütungen und Ermäßigungen; 2) ber Erbebunge- und 
Bermaltungskoften, und zwar: a) bei den Zöllen und der Steuer vom in- 
ländiſchen Zucker, foweit dieje Koſten nah ben im Zollverein befiehenden 
Verabredungen ber Gemeinfchaft auigerechnet werden fünnen; b} bei der 
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Steuer vom cinbeimifhen Salze mit dem Betrage ber auf ben Salzwerfen 
erivachienden Erhebungs- und Auffichtsfoften. Der Ertrag der Steuer vom 
inländifhen Zabaf wird gemeinihaftlih und nad dem Verhältniſſe der Be: 
völferung zwilchen den contrahivenden Staaten vertheilt werben, fobald ders 
jelbe einer gleihmäßigen Befteuerung unterworfen fein wird. $ 7. Die Er: 
bebung und Verwaltung ber Zölle und Verbrauchſteuern bleibt jebem ber 
contrabirenden Staaten, jo weit berjelbe fie bisher ausgeübt hat, innerhalb 
feines Gebietes überlafien. Für Einhaltung des gejeßlichen Verfahrens bei 
biejer Erhebung und Vermaltung bat das Präfibium nah Vernehmung mit 
ben contrabirenden Staaten in geeigneter Weife Sorge zu tragen. $ 8. 
Preußen wird den Beitritt der übrigen Mitglieder des norbbeutichen Bundes 
zu dieſer Webereinfunft vermitteln. Sobalb berjelbe erfolgt fein wird, jollen 
Bevollmäcdtiate ber betheiligten Staaten zufammentreten, um ben auf Grund: 
lage dieſer Uebereinkunft abzufchließenden Vertrag feftzuftellen. Sollte bicier 
Verirag bis zum 31. Oct. 1. J. nicht allfeitig zur Ratification gelangt fein, 
jo erlöihen alle Berbindlichfeiten aus ber gegenwärtigen Uebereinkunft im 
Verhältniffe zu denjenigen Staaten, welche bie Ratification nicht ertheilt 
haben. F 9. Gegenwärtige Uebereinfunft Toll ratificirt, und es follen bie 
Ratificationen fpätejteng am 25. Juni 1867 in Berlin ausgetaufcht werben. 

3.—4. Juni. (Hejfen). II. Kammer: Debatte über die Vorlage ber 
Regierung bez. Annahme der norbd. Bundesverfaffung für Ober: 
heſſen und den Antrag von Goldmann -Halwahs bez. Eintritt des 
ganzen Großherzogthums in ben nordd. Bund. Die Regierung läßt 
eine Erklärung gegen den Eintritt verlejen: 

„Es find für ben Eintritt des ganzen Großherzogtfums in den norbs 
beutichen Bund Gründe verjchiedener Art angeführte worden. Man bat bes 
bauptet, daß die Erhaltung der Einheit des Bundes einen folden Eintritt 
ganz unerläßlih made. Mean hat auf Gefahren bingebeutet, die Oberhefjen 
und jeinem Zufammenhange mit ben jübdfichen Provinzen drohen fünnten, 
wenn ein folcher Eintritt nicht bald erfolge. Diefes Motiv dürfte von allen 
das jchwächfte fein. Die großh. Negierung bat bereits gerade in den Punkten, 
auf die ed zur Erhaltung bes Jufammenhangs ber brei Provinzen wefentlich 
anfommt, mit Preußen Vereinbarungen getroffen oder wird ſolche Verträge 
in ber Kürze abſchließen. Eine Militär Convention und ein Schuß= und 
Trugbündniß mit Preußen fir das ganze Großherzogtum liegt vor. Die 
Berhandlungen über einen neuen Zollvereinsvertrag auf bauernder Grund: 
lage werden in ber Kürze beginnen. Das Poſt- und Telegraphenweſen ift 
in ben brei Provinzen des Landes gleihmäßig an Preußen abgetreten. 

„Es kann fih alfo nur noch von der Einführung von Werfen der Geſetz— 
gebung vder gemeinfamer Einrichtungen des norddeutſchen Bundes auch in 
ben Provinzen Starkenburg und Rheinheſſen handeln. Unb Hier muß man 
fragen, was uns abhalten Fann, ſolche Einrichtungen und Gefege auch füdlidh 
vom Maine felbfiftändig ober im Wege befonderer Vereinbarungen mit bem 
norbdeutihen Bunde einzuführen, wenn wir fie gut und nützlich finden, ober 
was uns beftimmen könnte, fie anzunehmen, wenn wir glauben, daß fie 
unjeren Intereſſen nicht zufagen? — Hat Rheinheſſen etwa weniger zum 
Großherzogthum gehört, weil feine Gefeke und Snftitutionen in vieler Bes 
ziehung von denen der rechtsrheiniichen Provinzen abweihen? Endlih fommt 
das Gonjulatsmwefen in Frage. Unfere Conſuln haben feither ben Erwart⸗ 
ungen der großh. Regierung vollftändig entfprohen. Ob unfere Intereſſen 
befjer werden gewahrt werben, wenn die preußifchen theilweife hoch bejoldeten 
Conſulate an beren Stelle treten, läßt fich bezweifeln. Die groß. Regierung 
kann wenigftens vorerft feinen Grund finden, ben füblihen Theilen bes 
Landes eine Ausgabe für eine Verivetung anzufinnen, bie bie dahin in be: 
friebigendfter Weiſe unenigeltlich geieiflet worden iſt. 
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„Gin anderer, viel gewichtigerer Grund für ben Gintritt des ganzen Groß⸗ 
berzogthums in ben norbbeutichen Bund ift ber Wunſch, die unterbrodene 
Einheit des deutichen Vaterlands wieder hergeftelit zu jehen. Es bebarf feiner 
Verfiherung, daß die großh. Regierung dieſem Wunfche feine volle Berechti— 
gung zugeiteht. — Aber würde denn durch einen Beichluß, wie ihn bie 
Antragfteller verlangen, biefer Wunſch feiner Erfüllung näher gebracht werben ? 
Eher das birecte Gegentheil. Gin heffiiches Mitglied des norddeutihen Pars 
laments bat uns die Pioniere genannt, die berufen feien, an ber Webers 
brüdung des Maine zu arbeiten. Es bat unfere bermalige politifche Stelr 
lung zur Grreihung dieſes großen Zwecks eine vorzugsweije günftige genannt. 
Dieje Worte find wahr und ftaatemännifch. 

„Zm Vereine mit unferen fübdeutfhen Stammesgenoljen einen möglichit 
engen Anfhluß an ben norddeutihen Bund anzubahnen, bas iſt unlere Aufs 
gabe, an ber wir mit redlihem Willen arbeiten wollen. Aber werden wir 
das auch dann noch fünnen, wenn wir durch unbedir gten Eintritt bes ganzen 
Landes in ben norddeutſchen Bund auf bie Freiheit unferer Action verzichtet, 
wenn wir das Recht zu jebem felbftftändigen Schritte in ber angebeuteten 
Richtung an den mädhtigften norbdeutfchen Bunbesftaat abgetreten haben? 
Dber glaubt man vielleicht, daß uns bann in Süddeutſchland unfere Bes 
mühungen anders, als etwa mit Hinweiſung auf bie Fabel vom gezähmten 
und vom wilden Pferd beantwortet werden würden? Es find das bie Er: 
wägungen, welche fi bie großh. Negierung bei Prüfung bes vorliegenden 
Antrags, neben ber ſehr wichtigen finanziellen Frage, zunächſt vorzulegen hatte. 
Ueber ben Geldpunft ift Ihrem Ausſchuſſe eine vorläufige Mittheilung gemacht 
worben, auf die man bier wiederholt verweist. 

„Aber wollten wir auch über dieſe Bedenken hinweggehen, wollten wir, 
um Deurichland einen glänzenden Beweis patriotifcher Opferwilligfeit zu geben, 
bie ficherlich nicht überall Nahahmung fände, einen für bie Forteriftenz bes 
Großherzogthums vielleicht verhängnißvollen Schritt thun, fo würden doch 
Hinderniffe viel erniterer Natur die großb. Regierung abhalten müfjen, bem 
Antrage, wenigſtens bermalen, zuzuſtimmen. Es bezieht ſich dieſe Bemers 
fung auf Artifel 4 des Prager Friedens. Der füniglih preußifhe Herr 
Minifierpräfident hat in feiner auf die Snterpellation des Herrn Grafen von 
Solms-Laubach und Genofjen im nordbeutichen Reichstage gegebene Antwort 
gefagt, wie er nicht glaube, daß Defterreich gegen ben Eintritt der füblich 
vom Maine gelegenen Theile bes Großherzogthums Einſprache erheben werbe. 
Er hat damit das Recht zu einer folhen Cinipradye implieite anerkannt. 
Nah den Morten des Prager Friedens Tann aud in ber That dieſes Recht 
nicht zweifelhaft fein. — 

„Die Vorausſetzung des Herrn Grafen Bismarck iſt indeſſen nicht ein— 
getroffen. Oeſterreich hat ſogar in weiterem Umfange als dem des vorlie— 
genden Antrags auf den Artikel 4 des Prager Friedens Bezug genommen. 
Die großh. Regierung aber kann, unterrichtet von der Auffaſſung wenigſtens 
einer der bei dem Prager Frieden betheiligten Mächte, unmöglich die königl. 
preußiſche Regierung erſuchen, über einen kaum abgeſchloſſenen Vertrag hin— 
wegzugehen, und fo das gute Einvernehmen mit befreundeten Nachbarſtaaten 
um einer relativ unbebeutenden Ausdehnung des norbbeutichen Bunbesgebiets 
willen zu trüben, Das bieße ber föniglich preußifchen Regierung, weldye fo: 
eben der Erhaltung bes europäiſchen Friedens Opfer gebracht bat, zu viel 
zumutben, unb unfere Einſicht ober umferen guten Willen einem wenig gün— 
ftigen öffentlichen Urtheile ausjegen. Hienach hält aljo die großh. Regierung 
ben gegenwärtigen Moment für ungeeignet, um ben fofortigen @intritt in 
ben norbbeutichen Bund in Erwägung zu ziehen.” 


v. Gagern (conjerv.) und Dumont (demofrat.) vereinigen ſich zu 
‚ben Antrage: 
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„Die Kammer wolle erklären, daß eine Umgeftaltung und Wiebervereini: 
aung des getrennten Deutfchlande mur-auf Grundlage bundesftaatlicher Eini— 
gung, mit Preußen an ber Spige, zu erftreben fei; ferner ihre Uebereins 
flimmung damit ausfprehen, wenn bie großh. Regierung es für ihre 
Aufgabe eradhte, im Vereine mit den füdbeutichen Staaten eine gemeinjchaft: 
lihe Grundlage zu Unterhandlungen mit ber Krone Preußen zu finden, bie 
bazu dienen fünne, bie Beziehungen ber füddeutichen Staaten zu bem nord— 
beutichen Bund fo zu regeln, daß aus der Vereinigung ber Theile ein ganz 
Deutihland umfaffender Bund erwächst, und endlich großh. Regierung er: 
ſuchen, ſich angelegen fein zu laſſen, baß, in fo lange dieſer ganz Deutſch— 
land umfaffende Bund nicht ermöglicht fein ſollte, zwiſchen den getrennten 
Theilen Deutſchlands neben gemeinihaftlicer militärischer Organifation das 
nationale Band für die Handels» und Verkehrs » Antereffen erhalten bleibe.” 


Dei der Abjtimmung wird die Vorlage der Regierung auf An: 
nahme der Verfaſſung für die Provinz Oberhefjen mit 44 gegen 3 
Etimmen angenommen, ber Antrag Dumont-Gagern mit großer 
Mehrheit verworfen und dagegen ber Antrag Goldmann-Hallwachs 
mit 32 gegen 15 Stimmen genehmigt. 


7. Suni. (Hefien). Die I. Kammer genehmigt die Militärconvention 


14, 


18, 


mit Preußen mit 31 gegen 9 und das Schuß: und Trußbündnif 
mit demjelben mit 36 gegen 4 Stimmen. 

„ (Bayern). Graf Taufffirhen geht in einer Miſſion nad 
Berlin, um wo möglich für Bayern befjere Bedingungen bei Wieder: 
berjtellung des Zollvereins als nad dem Präliminarvertrage vom 4. 
db. M. zu erzielen. 


» (Bapern). Zwiſchen dem Grafen Taufffirhen und Preußen 
wird ein Nachtragsprotofoll zum Präliminarvertrag über bie Wieber: 
berftellung des Zollvereins vereinbart, das Bayern im Zollbundes: 
rathbe 6 ftatt bloß 4 Stimmen concebirt und beftimmt, baß bie 
Bertretung der Bevölkerung des Zollvereinsgebietes ben Namen 
„Zollparlament” erhalten jslle: 


Nachdem bie Uchereinfunit, die Fortdauer bes Zon- und KHanbelsvereins 
betreffend, von den Unterzeichneten, nämlich k. bayeriicherjeits von dem Käms 
merer, aufßerorbentlihen Gelandten und bevollmädtigten Minifter Grafen 
v. Taufkirchen und k. preußiicherfeits von dem Präfidenten bes Staato— 
minifte ciums und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Grafen v. Bis: 
mard auf Grund der ihnen ertheilten allerhöchſten Vollmachten heute voll: 
zogen werben, find fie zur Grläuterung einzelner in biefer Webereinfunft 
enthaltener Beſtimmungen über Kolgendes übereingeflommen: 4) Der in bem 
Protokolle vom 4. d. M. ertheilten Zuſage gemäß wird die kgl. bayerijche 
Regierung in dem gemeinichaitlihen Organe der Vereinsſtaaten ($ 3 ber 
Nebereinfunit) jehs Stimmen führen. 2) Preußen wirb, unbeſchadet ber 
im $ 3 der Uebereinkunft vorbehaftenen ausſchließlichen Berechtigung, im 
Namen bes Vereins Handels: und Schifjiahrteverträge mit fremden Staaten 
einzugeben, bei Verträgen mit Deflerreich und ber Echmeiz die angrenzenden 
PBereinsftaaten zur Theilnahme an den dem Abfchluß vorangehenden Ber: 
bandlungen einladen. Im Falle eine Webereinftimmung nicht zu erzielen, 
wird es defjenungeachtet bei der Beltimmung bes angeführten $ 3 jein Be: 
wenden behalten. 3) Beide Regierungen werben bei den im $ 3 der Ueber: 
einfunit vorgefehenen Verhandlungen dahin wirfen, daß die Bertretung ber 
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Bevölferung bed Vereinsgebiets (K 5) den Namen Zollparlament erhält, 
und falten den 9 5 dahin auf, daß dieſes Parlament feinen Geſchäftégang 
und feine Tisciplin jelbftändig durch eine Gejhäftsordnung zu regeln und 
feinen Präfidenten, feine Bicepräjidenten und Schriftführer jelbitändig zu 
wäblen bat; jedoch follen bie Wahlpritfungen des norddeutſchen NReichstages, 
falls folde vor bem Zuſammentritt bes Zollparlaments ftattgefunden haben, 
auch für lepteres giltig fein. 4) Preußen wird zur Ausübung der ibm nad 
G 7 ber Uebereinkunft zuftehenden Controle Beamte der füdbeutjchen Vereins— 
ftaaten, unter Berüdfihtigung dev Wünſche dev betreffenden Regierungen, 
auch ferner verwenden. Der Anhalt des gegenwärtigen Brotofolles foll als 
durch die Ratification der Uebereinkunft jelbit vatificirt angejehen werden. 


22. Juni. (Hefien) Die I Kammer nimmt bie norbbeutihe Bundes: 


26. 


27. 


verfafjung für Oberheſſen einjtimmig an. 

Fürſt zu Sienburge Büdingen: Er werbe, wenn auch ſehr ungern 
und nur durch die Verhältniſſe gezwungen, für die Einführung ꝛc. ſtimmen, 
behalte fich jedoch vor, wenn wieder günjtigere Verhältnijje für Deutſchland 
und jomit aud für das Großherzogthum eingetreten ſeien, mit viel mehr 
Bergnügen für den Austritt oder für bie Aufflöäſung bes Bundes zu ftimmen. 
Der BPräfident der Kammer, Graf zu Erbach-Fürſtenau jpricht fein 
„volles Einverftändniß mit jedem diefer Worte aus.” Domcapitular Mou— 
fang (Berireter des Bifhois von Mainz) erflärt: Er halte bie Bundes: 
verfafjung, wie fie jeßt fich geftalte, für ein gänzliches Unglüd, deun jie be= 
ſchädige in ganz außerorbentlider Weile die ofjenbarfien nationalen Wünſche, 
fie erihöpfe die Kraft des Volks an Geld und Menfchen, fie verlehe die mas 
tionalen Freiheiten, denn fie jchaffe den Miilitärabfolutismus und. greife 
wefentlih in bie conflitutionellen VBolfsrechte ein; fie vernichte alle nationalen 
Hoffnungen und die Ausfichten, daß fich alle beutichen Länder. auch im 
Süden zujammenthun fünnten um, in vereinter Kraft von 70 Millionen, 
Deutſchland Frieden und Wohlſtand zu gewähren, und barum könne er nur 
fein verwerfendftes Urtheil über dieſe Verfaſſung ausſprechen! Auch mit 
diejer Erklärung gibt der Präfident feine Harmonie „aus bem innerften 
Grund feiner Seele“ zu erkennen, 


»  Zufammentritt von Bevollmächtigten ſämmtlicher Zollvereins: 
ftanten in Berlin behufs Abſchluß neuer definitiver Zollvereins— 
verträge auf Grund des Präliminarvertragse vom 4. Juni. 


„ (Heilen). Die I. Kammer lehnt den Beitritt zu dem Beſchluß 
der II. Kammer vom 4. Juni für Eintritt des ganzen Großherzog— 
thums in ben norbd. Bund fait einjtimmig ab. 

Der Berichterftatter Graf v. Görg ſchließt jich allein im wefentlichen an 
bie Auffafjung der Majorität ber II. Kammer an, Minifter v. Dalwigf: 
Wenn man fich einem großen Ganzen anſchließen wolle, fo müſſe man aud 
an den Koſten participiren und da frage es fi, ob man auch bie Mittel 
bejite, diefe Koiten zu erſchwingen, welche ji im einem Jahre möglicher 
Weile auf Millionen belaufen könnten. Hätte man fich auf ben rein deutſchen 
Standpunkt gefiellt, hätte man erflärt: bie großh. Regierung möge bahin 
wirken, auf jede Weije bie getrennten Theile des Vaterlandes wieder zu ver— 
einigen, hätte man erklärt, daß eine ſolche Anftrengung jedes Opfers werth 
fi — bann würde man der Auffaffung der Regierung näher gefommen 
fein. Graf zu Erbach-Erbach: Zu Gunften des beutjchen Baterlandes 
fei es Pflicht der Krone Heffen, fich jeden vorfchnellen Actes zu enthalten, 
Univerfitätsfanzlee Birnbaum: Deutſchland jei nie mehr zerriffen geweſen 
als heute, duch preußifhe Gewalt, Domcapitular Moufang: Preußen 
habe bie verwerflichſten Mittel angewandt zur Vernichtung dev „eriten deutſchen 
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Macht“ und zu Errichtung eines preuß. Einheitsſtaats; der großh. Regierung 
müſſe die Freiheit gewahrt bleiben zur Wicdervereinigung Deutſchlands dur 
diejenige Politik, die fie feit Jahren mit zu rühmender Beharrlichfeit ver: 
folgt babe. 


8. Juli. (Zollverein). Schluß der Berliner Zolleonferenz. Die 


Verträge bez. befinitiver Wiederherſtellung bes Zollvereing fn jeinem 
bisherigen Umfange (Luremburg inbegriffen) werden von ben Be 


vollmädtigten alljeitig unterzeichnet. 

Der Bertrag zwiſchen bem norbbeutihen Bunde, Bayern, Württemberz, 
Baden und Heilen, betreffend bie yortbauer bes Zoll: unb Handels: 
vereins, enthält im Ganzen 29 Artikel und entipricht im Wefentlichen bem 
Präliminarvertrage vom 4. Juni. Die hauptiädhlichiten Beſtimmungen bes 
Vertrags find: Art. 29 ſetzt bie Dauer feit; der Vertrag tritt mit bem 
1. Sanuar 1868 in Wirkſamkeit und fol, jofern er nit vor bem 
1. Sanuar 1876 von bem einen oder bem anderen ber vertragenben Theile 
aufgefündigt wird, auf weitere zwölf Jahre und jo fort von zwölf zu 
zwölf Jahren als verlängert angejehen werben. Als befonders wichtig tritt 
bie Beitimmung bes Art. 3, SS 3 und 4 hervor, nach welcher überein 
ftimmende Geſetze über bie Beiteuerung bes im Zollvereine gewonnenen 
Salzes erlaffen werden und ber im Umfange des Vereines gewonnene 
unb zubereittte Tabaf einer übereinftimmenben Befteuerung unterworfen 
werben fol. Die Gefeßgebung in ben gemeinfamen Angelegenheiten wird, 
burh Bundesrath und Zollparlament vermöge übereinjtimmender Mehrs 
beitsbejchlüffe ausgeübt. Die Zuftändigfeit ber gedachten Organe beichränft 
fih auf die gemeinfamen Angelegenheiten, und bie Verkündigung ber 
Vereinsgejeke erfolgt in ben Gebieten ber contrahirenden Theile unter 
Beobadhtung ber daſelbſt geltenden Tormen. Was fodann ben Bunbes: 
rath anlangt, jo ift bezüglich desjelben im Art. 9 Folgendes beftiimmt: 
$ 1. Der Bundesrath bejteht aus den Vertretern ber Mitglieder des nord— 
beutfhen Bundes und ber jübdentihen Staaten. In dem Bunbesrathe 
führen: Preußen 17, Bayern 6, Sadien 4, Württeniberg 4, Baden 3, 

jien 3, Medlenburg: Schwerin 2, Sahjen: Weimar 1, Medlenburg:Strelig 1, 

Idenburg 1, Braunjhmweig 2, Sachſen-Meiningen, Sachſen-Altenburg, 
Sadjen:Koburg: Gotha, Anhalt, Schwarzburg:Rudolftabt, Schwarzburg-Son= 
bershaufen, Walded, Reuß ältere Linie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg: 
Lippe, Lippe, Lübed, Bremen, Hamburg je eine Stimme, zujfammen 58 
Stimmen. $ 2 entipricht völlig dem Art. 7 Alinea 1 ber norddeutſchen 
Bunbdesverfaflung: Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Aus: 
ſchüſſe: 1) für Zoll- und Steuerwefen, 2) für Handel und Verkehr, 3) für 
Rechnungs Wefen. In jedem diefer Ausfchüffe werden außer dem Präſidium 
minbeftens vier Vereinsſtaaten vertreten jein und führt innerhalb derſelben 
jeder Staat nur cine Stimme. Die Mitglieder der Ausſchüſſe werden von 
dem Bunbesrathe gewählt. Die Zufammenjekung dieſer Ausihüffe ift für 
jede Seffion des Bundesrathes reipective mit jebem Jahre zu erneuern, wo— 
bei bie ausſcheidenden Mitglieder wieder wählbar find. Den Ausjchüfien 
werben bie zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Verfügung gejtellt. 
Die Beitimmungen über das Erſcheinen ber Bundesrathämitglieder im Zolls 
parlament unb den bdenjelben zu gewährenden Schuß find ben Artikeln 9 
und 10 ber Bunbesverfafjung entnommen. Das Präſidium fteht ber 
Krone Preußen zu, welde in Ausübung besielben beredtigt ift, im Namen 
ber contrahirenden Theile Handels: und Schifffahrts-Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen. Zum Abſchluſſe dieſer Verträge ift die Zuflimmung 
bes Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit bie Genehmigung bes Zoll— 
parlamentes erforderlich. Jedoch wird Preußen, unbejchabet dieſes ausichliep: 
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lichen Rechtes, bei Verträgen mit Dejterreih und ber Schweiz bie angren= 
zenden Staaten zur Theilnahme an den Verhandlungen einladen und in 
diejen Fällen nur im Falle des Nichtzuftandefommeng einer Uebereinflimmung 
von jenem ausſchließlichen Rechte Gebrauh machen. Dem Präſidium ftebt 
8 zu, ben Bundesrath zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu fchließen. 
Die Berufung des Bundesrathes findet alljährlih ftatt. Das Zollparlament 
fann nicht ohme den Bunbdesrath berufen werden. Die Berufung bes Bundes: 
rathes muß erfolgen, jobald fie von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt 
wird, Der Vorſitz im Bundesrathe und bie Leitung der Geſchäſte ftehen 
dem bazu befignirten Vertreter Preußens zu. Derjelbe Fann ji in Leitung 
ber Geſchäfte durch jedes andere Mitglied des Bundesrathes oder buch be> 
fonbere von Teßterem zu ernennende Kommifjarien vertreten laffen. Der Be: 
Ihlußnahme des Bundesrathes unterliegen: 1) die dem Zollparlamente vor— 

. zulegenden oder von benifelben angenommenen geieglichen Anordnungen, 
einjchließlich der Handels: und Scifffahrtäverträge; 2) die zur Ausführung 
ber gemeinichaftlihen Gejepgebung dienenden Verwaltungs:VBorjchriiten und 
Einrichtungen; 3) Mängel, welche bei der Ausführung ber gemeinihajtlichen 
Geſetzgebung hervortreten; 4) die von dem Ausſchuſſe für Rechnungsweſen 
vorgelegte jchliegliche Feſtſtellung des Ertrages der Zölle und ber bezeichneten 
Steuern. Jeder über die Gegenilände zu 1 bis 3 von einem ber Vereins: 
ftanten oder über die Gegenſtände zu. 3 von einem controlirenden Beamten 
geitellte Antrag unterliegt der gemeinichaftlichen Beichlußnahme Im Falle 
ber Meinungsverjchicdenheit gibt die Stimme bes Präfidviums bei den zu 1 
und 2 bezeichneten alsdann den Ausſchlag, wenn fie fih für Aufresthaltung 
ber bejlehenden Borjchriit oder Einrichtung ausſpricht; in allen übrigen Fällen 
enticheidet die Mehrheit ber Stimmen, bei Stimmengleichheit die Stimine 
bes Präſidiums. Was das Zollparlament betrilit, jo enthält Artikel 
40 hierüber folgende Beſtimmungen: Das Zollparlament befteht aus ben 
Mitgliedern des Reichstages des norddeutichen Bundes und aus Abgeorbneten 
aus ben füddeutichen Staaten, welche durh allgemeine und directe 
Wahl mit geheimer Abftimmung nah Maßgabe bes Geſetzes gewählt werben, 
auf Grund deſſen die Wahlen zum erjten Heichstage des norbbeutichen 
Bundes ftattgefunden haben. Es bleibt der Gefeßgebung der fübdeutichen 
Staaten vorbehalten, über die Staatsangehörigfeit Beſtimmung zu trefien, 
durch melche die Mäbhlbarfeit zum Abgeordneten für das BZollparlament be— 
dingt if. Das Zollparlament bat das Recht, innerhalb dcs Kreiſes ber in 
Art. 8 bezeichneten Angelegenheiten Geſetze vorzuihlagen und an basjelbe 
gerichtete Petitionen dem Bundesrathe, reſp. dem Vorſitzenden bes Bundes— 
rathes zu überweilen, Die Berufung, Gröffnung, Vertagung und Schliefung 
bes Zollparlaments erfolgt burh das Präfidium. Die Berufung findet nicht 
in regelmäßig wieberfehrenden Zeitabichnitten, jondern dann jtatt, wenn das 
legislative Bedürfniß ben Zufanımentritt erforderlich macht oder ein Dritttheil 
der Stimmen im Bundesrathe denjelben verlangt. Die Beftimmungen über 
Beamte, Beförderung ber Parlaments:Mitglieder, Defjentlichfeit des Parla— 
ments, Berichterftattung aus bemielben, Dauer ber Legislaturperiode, Vers 
tagung, Auflöfung, Disciplin, Beihlußfaffung, Redefreiheit, Schuß gegen 
Verhaftung und Diätenlofigkeit find der Bundesverfafjung entnommen; nur 
ift zu bemerfen, daß bie Auflöfung bes norddeutſchen Reichstages neue 
Wahlen in ben füddeutſchen Staaten nidyt erforberlih macht, und daß bie 
Segitimationsprüfung im Reichstage des norbbeutihen Bundes auch für bas 
Zoliparlament Geltung bat. 


8. Juli. (Württemberg) führt zunächſt für die Infanterie und dann 
auch für die Gavallerie die preußiſchen Erercierreglements ein. 


22, „ (Helfen). Die IL Kammer Täßt gegenüber dem Widerſpruch 


208 


Die ſuddeutſcheu Siaaten. 


ber I, Kammer ihren Beſchluß bez. Minderung der Civilliſte fallen, 
beharrt dagegen mit 26 gegen 13 Stimmen auf bemjenigen bez. 
Geſandtſchafts- und Conjulatswejen, dem die I. Kammer ebenfalls 
nicht beigetreten ift. 


27T. Zuli. (Heſſen). I. Kammer: Debatte über die Jeſuiten in Mainz. 


30, 


31. 


Die im Budget vorgejehene (vom Biſchof von Mainz ben Sejuiten 
zugemwenbete) Dotation für die Pfarrei St. Ehriftoph in Mainz wird 
trotz des Miderftands der Regierung mit 29 gegen 9 Stimmen 
geftrichen. | 

» (Bayern). Der Eultusminifter ridtet ein Schreiben an bie 
Biſchöfe bez. Verminderung der Feiertage, 

„ Schluß der Verhandlungen der Bundes-Liquidations-Commiſſion 
in Frankfurt: Vertheilung ber Activen bes ehemaligen deutſchen 
Bundes, 


— Aug, (Württemberg). Die Regierung läßt das Budget für 


18°%, an ben jtändifchen Ausſchuß gelangen nebft einem einläßlichen 
Bortrag bes Finanzınintjters, in dem „in Folge des namhaft ge: 
ftiegenen Staatsbebarfs, vor Allem für bie Berzinfung und Tilgung 
ber burh Anlehen für Kijenbahnbauten bebeutend angewadhjenen 
und in ber nächſten Zeit noch weiter anwachſenden Staatsſchuld und 
für den höheren Bedarf des Militärs" eine bedeutende Erhöhung 
ber Steuern, theilweile bis auf 50%, in Ausficht geftellt wird, 


„ Unter dem Borfige des bayr. Abg. M. Barth treten in Et 
gart 50 Mitglieder der Fortichrittspartei aus den verichiedenen ſüde. 
Staaten (18 Bayern, 19 Württemberger, 8 Badener und 5 Helfen) 
zufammen und erlaflen folgende Erklärung: 

„Die unterzeichneten Mitglieder der freifinnigen, die Einigung Deutich: 
lands erjtrebenden Partei in Süddeutſchland haben ſich bei ihrer heutigen 
Berfammlung zu Stuttgart über bie gegenwärtige Rage bes Vaterlandes be— 
rathen und fich über folgende Dariegung ihrer Leberzeugung verftändigt: 
1) Die Wiebervereinigung ber ſüddeutſchen Staaten mit Norbbeutichland ift 
bie unentbehrliche Lebensbebingung bes beutichen Volkes, Erjt wenn biefer 
Zuſammenſchluß vollzogen fein wird, Fann die deutſche Nation ihren Frieden 
wieder finden; erſt dann wird auch der Friede Europa’s gefichert fein. 2) So 
wenig bie deutſche Nation ein anderes Volk verhindert, fich nach feinem 
Willen einzurichten, fo entfchieden weist fie jebe fremde Ginmiihung in ihre 
Selbſtgeſtaltung zurüd. Jeder Verſuch eines ſolchen Eingriffe muß und wird 
Deutichland einig finden. 3) Die militäriichen Schuß: und Trutzbündniſſe 
der fübdeutichen Staaten ‚mit Preußen und dem norddeutſchen Bund find 
ein erſter Schritt, um die militäriſchen Kräfte zu Einem beutjchen, von beim 
Bunbesieldhern geführten Heereskörper zujammenzufaffen unb bie pofitifche 
Einheit gegen außen zu fihern. Die damit verbundenen Anftrengungen bes 
Volkes jind umerläglic zur Sicherung ber Umverjehribeit, Freiheit und Ehre 
bes Baterlandes. 4) Die Zolleinigung ift die nothivendige Reform der bis— 
berigen böchft unvollfonmenen Zollvereinsgefeßgebung. Das jogenannte Zoll: 
parlament if ein Mittel, dem bdeutichen Wolfe endlich die gebührende Mit: 
wirkung bei ber Ordnung jeiner wirthſchaſtlichen Angelegenheiten zu jichern 
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und bie freie Bewegung bed Ganzen nicht länger durch ben engherzigen 
Wiberſpruch einzelner Staaten hemmen zu laffen. 5) Bet biefen Anfängen 
nationaler Gemeinſchaft darf aber die Entwicklung nicht ſtehen bleiben. 
Indem bie Bevölkerung fi) den unvermeiblichen Laften der erhöhten Militär« 
und Steuerpflicht unterzieht, muß fie auch dringend verlangen, von ben 
Rechten, welde die nordbeutiche Bunbesverfaffung gewährt, ihren vollen 
Antheil zu erhalten. 6) Insbeſondere ift das Verlangen von Sübbeutfchland, 
gemeinfam mit dem Norden das beutfche Bürger -Nieberlaffungs » und Ge: 
werberecht zu ordnen und bie in Artikel IV der Bundesverfafjung näher bes 
zeichnete nationale Gejeggebung auszuüben, vollberedhtigt und unabweisbar. 
7) In biefem Geifte find bie ———— Wahlen zum Zollparlament zu 
vollziehen. Um jedoch das Ziel einer völligen Einigung ber ſüddeut— 
ihen Staaten mit Norbdeutichland zu erreichen, ift ber Eintritt in ben 
nordbeutihen Bund trog der Lüden und Mängel feiner Verfafjung und 
tro% ber beflagenswertben Mißgriffe der preußijchen Verwaltung ber einzig 
möglide Weg. Der Prager Frieden Tann Fein Hinberniß einer ſolchen 
Einigung fein. Wenn erft das beutiche Volk bie nothwenbigen Organe feines 
Willens und feiner Thatkraft erhalten bat, dann wird es auch für feine 
Sntereffen forgen, fein Bebürfniß nad freier Entwicklung befriedigen und 
feine Eulturbeftimmung für die Menſchheit erfüllen.” 


15. Aug. (Heſſen). I. Kammer: Der mit Preußen abgeſchloſſene Poft: 


47. 


20. 


vertrag wird genehmigt, weil, wie mehrere Mitglieder hervorheben, 
„eine Ablehnung doch fruchtlos fein würde.“ 

v» (Bayern). Die Regierung bat den Entwurf eines Schul: 
gefebes ausgearbeitet, der vorerft einer Commiſſion von Fachmännern 
zur Begutachtung vorgelegt wird. 

„ (Helfen). Die I Kammer flimmt dem Abftrih bes Staats: 
zufchuffes für die Sefuiten in Mainz burd bie II, Kammer bei, 
um das Zuſtandekommen des Budgets zu ermöglichen. 

„ (Württemberg). Der König begrüßt ben nah Salzburg 
durdhreifenden Kaifer ber Franzoſen von Friedrichshafen aus in Ulm, 
v» (Bayern). Der Kaifer Napoleon wird auf feiner Durchreiſe 
nah Salzburg zur Zufammenfunft mit dem Kaifer von Defterreich 
an ber Landesgrenze vom Oberceremonienmeijter und bem Regierungs: 
präfidenten von Schwaben begrüßt unb in Augsburg vom Könige 
felber empfangen. 

» (Helien). Die II Kammer genehmigt die neuen Zollvereins- 
verträge mit 31 gegen 5 Stimmen. 

» (Heflen). Die IL Kammer läßt, um das Zujtanbefommen bes 
Budgets zu ermöglichen, ihren Beichluß bez. des Geſandtſchaftweſens 
ſchließlich doch fallen, 


27. - 28. Aug. Deutſcher Juriſtentag in Münden. Es nehmen daran 


624 Mitglieder Theil, worunter 260 aus Bayern, 102 aus Oeſter⸗ 

reih, 82 aus Preußen. Die Verfammlung fpridt fi einftimmig 

für vollftändige Aufhebung aller und jeder Wuchergejee aus. 

» (Baden). Die partielle Erneuerung ber IL, Kammer ergibt 

feine Veränderung ber Parteiverhältniffe in berjelben. Die kath. 
14 
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Partei bleibt auf wenige Stimmen beichräntt, faſt überall werben 
bie Candidaten der national= liberalen Partei meift mit fehr großer 
Mehrheit gewählt. 


— Gert. (Bayern). Bon Paflau aus wird ein ultramontaner Adreſſen— 


fturm gegen die zweite Kammer, „in beren Majorität die Unter: 
zeichner die Vertreter des Landes nicht mehr erbliden“ und deren 
Auflöjfung noch vor ihrem Wieberzufammentritt vom Könige erbeten 
wird, organifirt. Die Zahl der Abrefjen jteigt allmälig über taufend 
(angeblid) von ebenfo viel Gemeinden). 

Zu berfelben Zeit bildet fi in Regensburg unter Leitung bes 
Dompfarrers Schödel ein Comite behufs Drganifirung einer Agita- 
tion des Clerus aller Diöcejen des Landes gegen bag von ber Re: 
gierung projectirte Schulgefeg, mit dem Plan, eine Generalverjamm: 
lung des gelammten Fath. Clerus Bayerns gegen diefes Project zu 
veranftalten, 


„ (Baden). Eröffnung des Landtags, Thronrede des Groß: 


herzogs: 

„Der deutſche Bund iſt durch ben Krieg bes vorigen Jahres zerfallen; 
die Präliminar: und Friebensverträge zwiichen Breußen einerfeits und Defter: 
reich und ben fübdeutichen Staaten anderfeits haben feine Auflöfung rechtlich 
beftätigt, Preußen an bie Spike des norddeutſchen Bundes gejtellt und den 
füddeutihen Staaten vorbehalten, eine nationale Einigung mit diefem Bunde 
einzugehen. Mein Entfhluß jtebt feft, dieſer nationalen Eini— 
gung unausgefegt nadhzuftreben, und gern werde ich, und wird 
mit mir mein getreues Volf die Dpfer bringen, bie mit bem Eintritte 
im dbiefelbe ungzertrennlidh verbunden find. Gie werden reichlich 
aufgewogen durch die volle Theilnabme an dem nationalen Leben und bie 
erhöhte Sicherheit für die freudig fortichreitende innere Staatsentwidlung, 
deren Gelbitjiändigfeit zu wahren ſtets Pflicht meiner Regierung fein wird. 
Iſt auch die Form der nationalen Einigung Sübbeutichlands mit dem nord— 
deutichen Bunde nod nicht gefunden, fo find doch ſchon bedeutungsvolle 
Schritte zu dieſem Ziele gethan. Schon im Nuguft vorigen Jahres wurde 
gleicggeitig mit dem von Ihnen bereits genehmigten Friedensvertrage ein 
Ahnen vorzufegendes Schutz- und Trupbündnig mit Preußen abgefchlofjen, 
welches beide Staaten zur gemeinjchaftlichen Abwehr eines Angriffes gegen 
deutiches Gebiet verpflichtet und für folhen Fall meine Truppen unter bie 
bewährte Führung des Königs von Preußen ſtellt. Dank diejer Uebereinkunft, 
die mit gleichem Inhalte auch zwiſchen ben anderen fübbeutfchen Staaten 
und Preußen befteht, ift die erite und dringemdfte nationale Forderung er— 
füllt: Abwehr jedes Angrifjs von Außen mit ben geeinigten Kräften Aller 
unter einheitlicher Zührung. Meine Regierung betradytet e8 als ernite Pflicht, 
durch Ginführung einer der nordbeutfchen analogen MWehrverfaffung und Heeres: 
einrichtung dem Bündniſſe mit Preußen jeine volle Kraft und Bebeutung zu 


geben. Dieje tief eingreifende Neuerung erlangt dadurch cine gefteigerte 


MWichtigfeit, daß es mir gelungen ift, in der Stuttgarter Conferenz mid mit 
ben Souveräinen der anderen SFübbeutihen Staaten über eine gleichmäßige 
Behandlung der Militärfrage zu veritändigen. Dur ben Berliner Vertrag 
vom 8. Auli d. 3. iſt ber Zollverein auf's Neue befeftigt, und mehr als 
dieß, er hat eine weſentlich verbefjerte Organifation erhalten, welche es er- 
möglicht, ohne gewaltjame Krifen ben rafch mechfelnden Bedüchnilien des 
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Verkehrolebens gerecht zu werben, und welde bie Keime weiterer Entwidlung 
in fi trägt. Ich begrüße in dem Bollparlamente, wenn auch feine Wirte 
famfeit eine beichränfte ift, doch freubig eine reguläre Vertretung bes ge- 
fammten deutjchen Volkes. Der Berliner Vertrag und die zur Ausführung 
desfelben erforderlichen Geſetze bedürfen verfafjungsmägig Ihrer Zuftimmung.“ 
Auf die innere Lage bes Landes übergehend, erwähnt ber Großherzog kurz 
die Nahwirfungen bes vorjährigen Krieges und führt dann fort: „Die polis 
tifhen Geſetze über Minifter »PVerantwortlichfeit, über die Preffe und das 
Bereinswejen, ebenjo die über ben Volfsunterricht werben Ihnen wieder vor— 
gelegt, und e8 wirb ein weiterer Gefeßesentwurf über den Schuß ber parlas 
mentarifchen Rebefreiheit und Befeitigung des paffiven Wahlcenſus Ihrer 
Auftiimmung unterbreitet werben. Daneben wird meine Regierung Ihre 
Mitwirfung bei einer Reihe von Gefekentwürfen in Anſpruch nehmen, welche 
die Befriedigung ummittelbar praktiſcher Bebürfniffe bezweden. Die Ein- 
führung der norddeutihen Wehrverfaffung, ber Bebarf der Amortifationgfaffe 
und die gefteigerten Anforderungen für den öffentlichen Unterricht im feinen 
verſchiedenen Zweigen erheiſchen eine flärfere Anſpannung ber finanziellen 
Kräfte bes Landes. Ach zweifle nicht, daß Sie bereitwillig bie Mittel be= 
willigen werben, melde meine Regierung für die höchſten Ziele bes Volkes 
fordert: für bie Wehrhaftmahung nah Außen, für bie Verbreitung wiürbiger 
Bildung im Innern, Meine Regierung wirb, bie Gchote weiſer Sparfamteit 
ftets im Auge bebaltend, über das Maß und bie Vertbeilung ber zu bem 
bisherigen Steuerfägen erforderlichen Zujchläge ſich mit Ihnen vereinbaren; 
fie wird es fih vor Allem angelegen fein laffen, dur Erleichterung und 
Beförderung bes Verkehrs ben Drud ber erhöhten Steuerlaft unter ber er: 
böhten Steuerfraft verſchwinden zu machen. Die Einbußen, welche bie Staate= 
kaſſe durch Aufhebung bes Galzmonopol® und ber legten bisher noch be— 
ftandenen Schifffahrts-Abgaben in Folge ber barüber abgeichlofjenen Verträge 
erleidet, werben ausgeglihen durch die Bortheile, welche durch dieſe Mafregeln 
dem Handel und Verkehr, ber gewerblichen und landwirthſchaftlichen Brobuction 
erwachſen. Der Bau ber Eifenbahnen joll mit ungeſchwächten Kräften fort: 
gelegt werben; ein Ihnen vorzulegendes Straßengejeg wirb ben Bau und bie 
Unterhaltung eines möglichſt vollftändigen Netzes von Landſtraßen erleichtern. 
Ich erwarte, daß eine gemeinſame deutſche Ordnung bes Poſt- und Telegras 
phen-, des Münz-, Maß- und Gewichtsweſens in nicht ferner Zukunft zu er: 
reichen ſein wird; das geſammte wirthſchaftliche Leben aller einzelnen deutſchen 
Staaten wird dadurch neue Impulſe empfangen.” 


6. Sept. (Baden). Eine landesherrliche Verordnung regelt im An— 


10. 


ſchluß an das Kirchengeſetz von 1860, das Prüfungsweſen zur Er— 
probung der wiſſenſchaftlichen Vorbildung der angehenden Geiſtlichen 
beider Confeſſionen. [Die Verordnung war am 12. April dem erz— 
biſchöfl. Orbinariate in Freiburg zur Aeußerung mitgetheilt und von 
diefem am 17. April mit einem feierligen Proteſt, dem am 25. 
Juli eine ausführliche Motivirung folgte, beantwortet worben]. 


„ (Baden). I. Kammer: Adreßdebatte. Mit allen gegen eine 
Stimme wird folgende Antivortsabrefje beſchloſſen: 


„Die erhebenben Begrüßungsmorte, welche Ew. königliche Hoheit bei ber 
Eröffnung des gegenwärtigen Landtages vom Throne geiproden haben, finden 
bei Ihren getreuejten Ständen bie vollfte Zuftinmung. Obwohl bie ent» 
ſcheibenden Greignijje bes vorigen Jahres auch unferem Lande ſchwere Prü— 
fungen und Opfer auferlegt haben und obwohl wir vorausfehen, daß bie 
Siherumg und die neue Geftaltung Deutſchlands große und ungewohnte An- 
ſtrengungen erfordern, jo betrachten body audy wir mit Muth und Bertrauen 
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ben Entwicklungsgang ber politischen Wiebergeburt bes beutfchen Vaterlandes. 
Der fefte Entſchluß Em. Föniglihen Hoheit; bie nationale Einigung unferes 
Landes mit dem norbbeutihen Bunde unausgefegt anzufireben, hat auf bie 
volle Unterflüßung auch ber Stände gerechten Anfprud. Die politifhen und 
bie wirtbichaftlichen Leiden ber Vergangenheit und bie tiefe Empfindung von 
bem unfertigen Zuftande ber Gegenwart mahnen uns, fo weit e8 bei uns 
liegt, auch die bafür nöthigen Opfer willig zu übernehmen, indem wir bem 
bochherzigen Borbilde nachſtreben, welches die opierbereite Erflärung Ew. 
föniglihen Hoheit dem Lande gegeben hat. 

„Ihre Ruhe und ihren inneren Frieden wird die bentiche Nation erfi dann 
wieder finden, wenn bie endlihe Form gefunden fein wird, um zwiſchen ber 
bereits erreichten Ginigung ber norddeutſchen Macht unb den fübbeutfchen 
Staaten bie nothwendige nationale Verbindung herzuftellen und vollfommener 
zu geftalten und bamit dem beutichen Bolfe bie Bebingungen feines Lebens 
und jeiner Wohlfahrt zu ſchaffen. Und Europa wird erft dann wieber zum 
Vollgefühl feines gefidherten Friedens gelangen, wenn bie Neugeftaltung 
Deutſchlands dies- und jenfeits bes Mains vollzogen jein wird, denn bie 
Einigung Deutſchlands bebeutet die Wahrung bes natürlichen Rechts, bie 
Achtung ber WVölferfreiheit, den friedlichen Fortſchritt der Eultur und bie 
nothiwendige Beihränfung aller Eroberungspolitif. 

„In dem Abjchluffe eines Schuß und Trubbündniffes der fübbdeutfchen 
Staaten mit Preußen erkennen wir einen folgenreichen erften Schritt, um 
das deutſche Volk und das beutiche Gebiet vor jedem feindlichen Angriffe und 
jeder fremden Einmiſchung ficher zu fielen. Mit ber Regierung Ew. könig— 
lien Hoheit beiradpten wir die Reiorm bes ſüddeutſchen Heerweſens auf 
Grundlage ber allgemeinen Mehrpflicht, im engften Anfchlufje an die nord: 
deutſche Kriegsverfafjung und die Unterordnung unter bie bewährte preußifche 
Führung für unerläßlih, um das gemeinſame Baterland jo wehrfräftig zu 
madhen, als e8 feine Lage in ber Mitte wohlgerüfteter Großmädte und feine 
politifchen Aufgaben in Europa erfordern. Allerdings werben in folge beffen _ 
an bie perjönlichen Leiftungen ber Bürger und an bie Steuerfraft bes Landes 
neue und große Anfprüce geftellt; aber bei jeber anderen Rolitif würden 
uns biefe Opfer doch nicht erfpart und müßten wir überdies beiorgen, daß 
biefelben nutz- und erfolglos gebradht würden. Das fittlihe Gefek der Welt: 
ordnung, daß bie flantliche Bervollfommnung ber Völker nicht ohne männliche 
Auftrengung ihrer Kräfte zu erreichen ift, gilt auch für uns In diefem 
Geifte werden wir bie Vorlagen über die militärifchen Verhältniffe in Er: 
wägung ziehen. 

„Indem jo für bie militärifche Einigung von Deutichland geforgt werben 
muß, welde freilich erft in ber politiihen Einigung ihre volle Begründung 
und Erfüllung finden kann, fo ift bie Umgeftaltung bes bisherigen Zollver: 
eins in eine beſſere Zolleinigung ein erheblicher, bereits geficherter Fortſchritt 
in dem wirthichaftlihen und Verkehrsleben ber Nation, dem wir gern zus 
ftimmen, wenngleich wir nicht verfennen, baß bie Gemeinjhaft des Zolljyftems 
allein nicht beſtehen kann ohne eine umfaſſendere Gemeinfdhaft der bürger: 
lihen und wirthſchaftlichen Gejeßgebung überhaupt. Wir zweifeln nicht, daß 
bie Nothwenbigkeit ber Logik und bes natürlichen Zufammenbanges allmählich 
zu ber unerläßliden Ergänzung führen werbe. 

„Iſt in den Dingen, in welchem das Recht, bie Würbe und bie Intereſſen 
des deutichen Volkes anderen Staaten und Bölfern gegenüber in Frage find, 
möglihfte Einheit und in ben Dingen ves nationalen Verkehrs möglichfte 
Gemeinihaft das Ziel, das wir anftreben müſſen, jo ift in ben Dingen ber 
inneren Verwaltung, der Eultur und Bildung möglidhfte Selbſtſtaändig— 
feit und Freiheit im Gegenjage zu einer unfruchtbaren und undeutichen Unifor: 
mität und einer überfpannten Gentralität das Hauptintereffe, welches zu 
wahren eine heilige Pflicht der Landesvertretung if. In biefen Dingen fühlt 
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Br unfer Volt und Land zufrieden und glüdlid und in manden Betrachte 

elbſt weiter forsgefchritten, ale andere beutjche Länder. Mit großer Befrie— 

bigung haben wir die ermuthigende und beruhigende Zuverſicht der Thronrede 
vernommen, baß bie barauf bezüglichen Arbeiten, bie nur eine ſehr kurze Zeit 
während der höchſten Ungewißheit und Spannung ber Berhältniffe zu einer 
beiljamen Ruhe vermwiefen waren, mit neuem @ifer aufgenommen werben 
follen. Wir werben gemwiffenhaft und jorgfältig auch bieje zahlreichen Geſetzes⸗ 
vorlagen prüfen unb nad unjeren Kräften an ber Bewahrung und Bereblung 
jener Güter mitarbeiten. 

„So fühlen wir uns benn in vollem Einflange mit ber Mahnung Ew. 
Töniglihen Hoheit und bitten Gott, daß jein Segen über Em. föniglichen 
Hoheit wie über bem engeren babijchen und bem großen beutjchen Vaterlande 
walten möge.“ 

16. Sept. (Württemberg). Die Regierung übermadht dem ftänbifchen 
Ausſchuſſe das Schub: und Trußbündnig mit Preußen, bie neuen 
Zollvereinsverträge und bie Militär-Uebereinfunft der ſüddeutſchen 
Staaten vom 5. Febr. Das erftere ift von einer Auseinanderſetzung 


Barnbülers begleitet: 

„ . . · Württemberg bat im Art. 9 des TFriebensvertrages, welcher Ihre 
verfaffungsmäßige Zujtimmung erhalten bat, ſich verpflichtet, die Beflimmungen 
jenes Präliminarvertrags und damit die Ausscheidung Oeſterreichs aus feinen 
früheren Berhältniffen zu Deutichlanb anzuerkennen und denfelben, foweit fie 
bie Zukunft Deutfchlands betreffen, beizutreten. Hieraus folgt für bie kgl. 
mwürttembergifche Regierung bie Alternative, entweder das beutjch« nationale 
Banb als gelöst zu betrachten und, frei von bemfelben, eine unabhängige 
europäiiche Stellung einzunehmen, oder fih mit biefer Stellung an das 
übrige Deutichland anzuſchließen. Indem ich von ber Frage abjehe, ob er- 
fteres nach ber damaligen, Ihnen wohlbelannten Lage für bie württembergifche 
Regierung zu erreichen gemwefen wäre, und Sie in biefer Beziehung auf 
unjere Nahbarftaaten und die von berjelben abgefchlofjenen Verträge binmeile, 
Ipreche ich Ihnen rückhaltslos aus: daß ich es für unvereinbar mit ben 
Antereffen MWürttembergs und deffen nationalen Pflichten und Gefühlen ge— 
halten Hätte, den erfieren Weg zu geben. Der Ahnen vorliegende Vertrag 
berührt bie Verhältniffe Württembergs im Frieden nicht, begründet aber im 
Kriegsfall die Verpflichtung der Contrahenten gegenfeitig für bie Integrität 
ihres Gebietes gegen jede Bebrohung von Außen einzuftehen. Nicht einer 
von Ihnen, hochzuverehrende Herren, wird bie Anficht vertreten, daß Württem⸗ 
berg für biefen Zwed ein Bünbniß mit einer andern europäifchen Großmacht 
hätte abfchließen follen, und es kann fih alfo nur fragen, ob basjelbe, wenn 
es ſich je ber Pflicht gegen Deutichland entſchlagen wollte, im Kriegsfall 
Achtung feiner Neutralität erwarten könnte. Ich muß biefe Frage unbedingt 
berneinen. Dafür ift es in feiner geographifchen Lage allein und in Ber: 
bindung mit feinen beiden Nachbarftaaten nicht mächtig genug. Daß im 
Bündnißfall bie Wehrkräfte Wiürttembergs unter ben Oberbeiehl bes Könige 
von Preußen geftellt werben, das liegt, wie fih die Verhältniſſe in Deutſch⸗ 
land geftaltet Ei fo ſehr in ber Natur ber thatfüchlichen Verhältniſſe, daß 
e8 ale ber ſelbſtverſtändliche Ausdrud, als die zum Vorteil bed Landes 
anticipirte Anerfennung einer Nothmenbigfeit erfcheint, welche eintretenden 
Falls auch ohne ausdrückliche Stipulation fih ganz von felbft und unab— 
mweisbar geltend gemacht haben würde. Soll ber durch die Allianzverträge 
ber fübbeutfchen Staaten mit Preußen begründete Schuß ber einzelnen Staats- 
gebiete wirflich eintreten unb wirffam werben, fo kann wohl fein ernfllicher 
Zweifel darüber obwalten, daß eine Ginigung der Streitfräfte unter einer 
einheitlichen oberften Leitung durchaus nothwendig ift, und daß biefe von bem 
mächtigften beutichen Staat auszugeben hat. ...“ 
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16. Sept. (Baden). II. Kammer: Adreßdebatte. Der (vom früheren 
Minifter Lamey ausgearbeitete) Entwurf wird mit allen gegen 5 
Stimmen genehmigt: 


„Mit innigem Danf Haben bie Abgeordneten bes Landes die Worte bes 
Willkommens, womit Ew. Lönigl. Hoheit bie Berathungen der Stände er: 
öffnet haben, vernommen. Unter ben gewaltigen Veränderungen, welche aus 
ben Greigniffen bes vorigen Jahres in ben Zuftänden bes beutichen Water: 
landes hervorgingen, ift Em. königl. Hoheit unmwanbelbar treu geblieben ber 
bewährten Liebe zum beutihen Volf, dem innigen Wunſch, es groß und 
glüdlih zu fehen, und dem feften Entichlufie, diefem Ziel ein jegliches Dpfer 
zu bringen. Dem leuchtenden Worbilde, welches ber erlauchte Fürſt gibt, 
wird das badiſche Volk freudig und vertrauensvoll nacheifern. Die Auflöfung 
bes beutichen Bundes bat Baden wie bie andern jüdbeutichen Staaten aus 
jeder flaatsrechtlihen Verbindung mit ben Stammeegenofjen jenfeits bes 
Maine für den Augenblid ausgeſchieben. Allein wir hegen bie zuverfichtliche 
Erwartung, baß die bauernbe crganifche Berbindung mit bem neugegrünbeten 
norddeutſchen Bund unter der führung des mächtigſten beutichen Staats bald 
gefunden und damit die Wiedergeburt Deutichlands in einer Weile vollzogen 
fein wird, welche unjerm Baterlande bie lange vermißte Machtitellung verleiht. 
Mit dem Rechte jedes freien Volfs, mit dem geichichtlihen Rechte Deutfch- 
lands insbefonbere ift die Kortdauer biejer Trennung unvereinbar. Die nas 
tionafe Ginigung Süddeutſchlands mit dem norbbeutichen Bund, unter fejten, 
die Mohlfahrt des Ganzen fichernden Formen, welche zugleid Raum fit 
ſelbſtſtändige Entwidlung ber Einzelftaaten läßt, fann deßhalb Feinerlei fremde 
Intereſſen verlegen, und’ wie fie ein unabweisbares Vebürfniß des beutfchen 
Volks ift, wirb fie auch die Opfer lohnen, weldye ihr gebracht werben müſſen. 
Wir beflagen e8 tief, daß fich der unmittelbaren Wiederberftellung eines 
großen beusichen Gemeinweſens auf den realen Grundlagen bes Geworbenen 
Hemmniſſe mannichfaher Art entgegenftellen, und hoffen mit Ew. königl. 
Hoheit, daß wachſende Einficht, daß feiter Muth und der nicht zu bewältigende 
Drang bes beutichen Volks nad einen geeinigten Vaterlande ben baldigen 
Sieg über bie innern und äußern Kräfte des Widerſtandes bavontragen wird. 
Bis dahin erfreuen wir ung wenigitens ber Thatfache, daß die fübbeutichen 
Staaten mit dem Norben fi einig wiſſen in der heiligen Pflicht eines 
emeinfamen Schußes beutichen Gebiets gegen einen Angriff von Außen. 
iv erbliden in ber Neubefeftigung bes Zollvereins und in jeiner organifchen 
Geftaltung, welde auf einem allerdings beichränften Gebiet ein beutiches 
Parlament beruft, mit großer Beiriediqung ben Beginn einer Gemeinfchaft, 
welche, wie wir hoffen, bei einſichtsvoller Pflege bald die Geſammtheit ber 
wirthſchaftlichen Intereſſen Deutichlands ergreifen und dadurch ein mächtiger 
Sporn für die That ber vollen Ginigung fein wird. Nicht minder bebeutfam 
ericheint ung bie erreichte Verftändigung unter ben füdbeutfchen Staaten über 
bie Organifation ber Wehrfraft bes Bolls. Die politifihe Lage Europas 
fordert von Deutichland als unabweisliche Pflicht gegen fich jelbft eine achtung— 
gebietende, jedem Angriff gewachfene militärifhe Stellung. Daß die füd- 
deutſchen Staaten in ihren Xeiftungen ſich babei als cbenbürtig mit ben 
Staaten bes norbdeutfchen Bundes erweilen, ift ebenfowohl ein Gebot ber - 
politiichen Notbwendigfeit als der eigenen Achtung. Die aud im Krieg be 
mwährten Einrichtungen u. und jegt bed ganzen norddeutfchen Bundes, 
welde ber Idee ber allgemeinen Wehrhaftmachung des Volks entiprungen 
find, werden mit Recht das Vorbild deffen fein, was bie füdbeutichen Staaten 
nachzuahmen haben. Die baldige Einführung einer Ähnlichen Wehrverfaſſung 
wird ben Bollzug ber nationalen Ginigung mit dem norddeutſchen Bund in 
jeber Hinficht erleichternb vorbereiten. Große Opfer müſſen dem Bolf auf: 
erlegt werben um biefer Anforderung nachzukommen, in erhöhtem Maße wird 
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bie Wehrkraft der Jugend und bes Mannesalters angelpannt, unb Hand in 
Hand bamit gehen die Anfprüche des Staats auf vermehrte Steuerleiftungen. 
Ew. f. Hob. getreues Volk wird diefe Opfer im Hinblid auf das damit zu 
erringende Ziel um fo williger bringen, je klarer e8 die Ueberzeugung ges 
winnt, daß bei ber erftrebten Einigung mit dem norbbeutfchen Bund unfere 
innere Entwicklung nicht bedroht ift, welche der erhabene Einn Euer könig— 
lihen Hoheit auf dem Boden freier und volfsthümlicher Inſtitutionen be= 
gonnen bat. Die Fortjegung der inneren Reform wird einen beiriebigenben 
Abſchluß finden durch die entfchiedene und folgewidtige Durchführung ber 
bag Berhältniß der Kirchen zum Staat regelnden Grundbeſtimmungen, durch 
ben Neubau der politiichen Geſetze, welche das Recht freien Wort und freien 
Bereins ben Staatsangehörigen gewährleiften, ben Vollzug ber Beriaflungs: 
beſtimmungen ficheritellen, und ihre richtige Auslegung vor Mißbrauch 
Ihügen, fowie Dur die Reform ber Verfaſſung ſelbſt, welche das Veraltete 
befeitigt, die Inſtitutionen berjelben erfriicht, und jie in Harmonie erhält 
mit den Fortfchritten, die in dem Bewußtſein bes Volks vor fich gegangen 
find. Eine ganz befondere Pflege bedürfen die Einrichtungen, welche bie ers 
höhte Bildung unferer Jugend bezweden. Mir werben ben Geſetzentwürfen, 
welche einen Theil diefer Aufgabe bewältigen follen, gern umfere ganze Auf: 
merkſamkeit fchenfen. Auch bie gefteigerten Anforderungen für ben öffent» 
lichen Unterricht, fowie der vermehrte Bedarf für bie öffentliche Schuld 
machen an bie finanziellen Kräfte des Landes namhaite Anſprüche. Sie werben 
durch Ausfälle erhöht, welche aus Mapregeln volkswirthichaftlicher Berbefferungen 
bervorgeben. Es wird vor allem der weifen Sparſamkeit bebürfen, um bie 
in ganz ungewöhnlichem Maß gefteigerten Anforderungen des orbentlidyen 
und auferordentlihen Budgets ohne allzu große Belaftung ber Steuerfraft 
zu deden. Die unausgefehte Förderung der Intereſſen des Handels, ber 
gewerbligen Betriebfamfeit und der Landwirthſchaft wirb eine wejentliche 
Grleichterung biefer Pelajtung herbeizuführen vermögen. Wir freuen uns 
deßhalb der Mitteilung, daß der Bau der Eiſenbahnen mit ungeſchwächten 
Kräften fortgefeßt werden ſoll. Der Vorlage, welche den Bau und bie Unter: 
haltung ber jonftigen Verlehrswege zu Lande orbnet, werben wir eine forg: 
fame Prüfung zuwenden. Noch laftet bie Unficherheit ber Verhältniſſe als 
fhwerer Drud auf unferm Boll. Vertrauensvoll bliden wir aber auf bie 
erhabenen Beitrebungen unjers geliebten Fürften. Möge es ber Mitwirfung 
Em, kgl. Hoheit gelingen, den Tag recht bald Kerbeizuführen, an weldem 
bie getrennten beutfchen Staaten fih auf immer und mit unlöslicem Bande 
vereinigen.“ 


17. Sept. (Heilen). Die Jeſuiten in Mainz verlieren durch Urtheil 


18, 


19. 


bes Gaflationshofes den wegen der St. Chriftophspfarret von ber 
Stadt Mainz gegen fie erhobenen Proceß. 


» (Bayern). Nah einem Interimifticum von faft 5 Monaten 
wird ber bisherige F. Gabinetsjecretär Luß zum Juftizminifter, ber 
Polizeibirector Lipowsky zum Gabinetsfecretär bes Könige ernannt, 
» (Baden). Der Grzbiihof von Freiburg unterfagt ben jungen 
kath. Theologen, fi ber durch die großh. Verordnung b. 6. d. M. 
borgefchriebenen (jehr mäßigen) Brüfung ihrer wiſſenſchaftlichen Vor: 
bildung zu unterziehen, weil fie einen Eingriff in die Rechte der 
Kirche enthalte und er, der Erzbifchof, genen das Kirchengefetz von 
1860, zu deſſen Vollzug die Verordnung beftimmt fei, Broteft ein: 
gelegt babe. 

„» (Bayern). Graf Hegnenberg (einer ber Führer ver früheren 
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großdeutſchen Partei) lehnt nad längeren Unterhanblungen ven ibm 
vom Fürften Hohenlohe angebotenen Geſandtſchaftspoſten in Berlin 
ſchließlich ab. 


21. Sept. (Baden). Beluh des Könige von Preußen in Karlsruhe. 


24. 


Der Großherzog führt ihm fait fein gefammtes Contingent in be: 
monftrativer Weije vor. 


„ (Württemberg). Die vollswirthfchaftlide Commiſſion der 
II. Kammer befchließt einftimmig, zu beantragen, daß bei der Ab: 
ftimmung über die Zollvereinsverträge und das Salzſteuergeſetz ein 
zuftimmender Beihluß nur mit der für Berfaffungsveränberungen 
vorgefchriebenen Zweibrittelgmajorität gefaßt werben fünne, und fpaltet 
fih über bie Frage ber Annahme oder Verwerfung jelbft in zwei 
Hälften, indem 4 Stimmen auf Annahme, 4 auf Verwerfung 
antragen: 

Motive ber verwerfenden Hälfte (M. MobD: „... Wir fehen wie 
in dem Sollvertrage ber ganze feitherige Charakter des Zollvereins als eines 
Verbandes unabhängiger felbftberechtigter Staaten, bie freie Mitwirfung ihrer 
Negierungen, bie vertaffungsmäßigen Rechte ihrer Volfsvertretung in Zoll: 
und andern Steuerjachen und bei Hanbelsverträgen umgeftürzt; mie an Stelle 
ber feitherigen Verfaffung des Zollvereins eine Verfafjung eingeführt werden 
fol, ähnlich der weſentlich einheitsftaatlichen bes norbbeutichen Bundes mit 
bem König von Breußen als Souverän an ber Spitze und mit einem 
Bunbesratdb und Parlament, in welchem bie fiddeutfhen Staaten einen 
Heinen Bruchtheil bilden und unfähig wären, bie Intereſſen ihrer Länder zu 
fhüßen, geichweige denn etwas durchzuſetzen; daß in Folge beffen die Ge— 
werbsinterefien des Zollvereins überhaupt und der fübbentfchen Länder ins— 
bejondere in höchſtem Grabe bedroht würden durch die feither und neuer: 
bings von Preußen eingehaltenen Tendenzen; baß dem König von Preußen 
ein Beto in ber Gejeggebung eingeräumt, den Südſtaaten das ihrige ge: 
nommen werben joll; daß erfterer die Ueberwadhung, b. b. eine wahre Re— 
gierungsgemwalt über bie Sübftaaten in Zoll- und im wichtigen indirecten 
Steuerfahen baben fol, und daß alle Verhältniffe in einer Weiſe geregelt 
wären, weldye den Süden ichon halb in das Koch des norbbeutfchen Bundes, 
db. b. ber preußiichen Xehensherrlichkeit, ſpannen, bie jübdeutichen Regierungen, 
Parlamentsabgeorbneten und BVolfsvertretungen ber Möglichkeit berauben 
würde, bie Rechte und Intereſſen ihrer Länder mit Erfolg zu vertreten; baf 
auch bereits mit ber Ausbeutung ber Südſtaaten zu Gunften Preußens in 
einer Weife begonnen mwürbe, bei welcher die jübbeutihen Staatsbürger 
vom Salze 2,043,681 fl. 6 fr. mehr als eine gleihe Anzahl norddeuticher 
an ben Zollverein feuern müßten; baß bei einer Befteuerung bes Tabake- 
baues mit 20 Thlen. pro preuß. Morgen eine Steuerüberbürbung ber ſüd— 
deutichen Mflanzer gegen bie norddeutſchen um 1,352,212 fl. 40 fr. eintreten 
würde; daß aud bie ſüddeutſchen Staatsfaffen babei ſchwer benachtheiligt 
wären, und zwar beim Salz um 1,538,180 fl. 31 fr., beim Tabaf in ähn: 
lihem Verhältniffe zum Nachtheil, ben bie Steuerpflichtigen erleiben würden; 
baß übrigens bie fübbeutiche Salzerzeugung ſchwer gefährbet, bie Tabaks— 
eultur mit Hunderttaujendben von Bauernfamilien aufs Außerfte In ihrem 
Beltand, Abſatze für Inland und ihrer Ausfuhr bedroht wären; baß bie 
Zabafsfabrigation in ähnlicher Weile gefährdet wäre und vorausfihtlih das 
Zabafsmonopol eingeführt würbe; daß über al’ dieß weder bie ſüddeutſchen 
Regierungen noch ihre Volksvertretungen mehr Herr wären, fonbern ihnen 


Die füddentfhen Staaten. 217 


das Geſetz vom Bunbesrath, d. 5. tharfählih von Preußen, und von einem 
Barlament bictirt würden, in welchem bloß das preußifche Intereſſe gebieten 
würbe; daß daher mit ben Verfafjungsrechten ber ſüddeutſchen Länder und 
mit ber Wahrung ihrer Lebensinterefjen eine Zuflimmung ber Stände zu 
ben vorliegenden Zollvereind: und Salzfleuerverträgen ganz unvereinbar 
wäre.“ Der Bericht fügt noch bei: „Wenn bie hohe Kammer biefen Antrag 
zum Beſchluß erhebt, jo läge barin feinesivegs ein Antrag auf Kündigung 
des Zollvereins, welche diefjeits niemand beabjichtigen dürfte, vielmehr nur 
ein Feſthalten an den feitherigen vertragsmäßigen Berhältniffen, fo Tange 
diefe nicht in annehmbarer Weile durch einen anderweitigen Vertrag mit 
fländifcher Genehmigung geändert werben follten. Würbe eine Kündigung 
von anderer Seite erfolgen, wäre es aldbann Aufgabe der fgl. Regierung, 
auf eine foldhe Uebereinkuͤnft hinzuwirken, welche mit den Intereſſen der ſüd— 
beutfchen Länder, ber Unabhängigkeit ihrer Megierungen und den verfaflungs- 
mäßigen Rechten ihrer Landesvertretungen im Einflang fände und die Zus 
flimmung ber Stänbe erhalten könnte.“ 


Motive ber annehmenden Hälfte (Zeller): „. .. Aus ber Vers 

gleihung ber weſentlichen Abweichungen bes neuen Aollvereinsvertrage von 
ben im Mai 1865 abgeichloffenen ergibt fidh, daß zwar die meu einzus 
führende Salz: und Tabafsitener, hauptſächlich wegen der Höhe ber erjteren 
und ber Nichtunterfcheidung zwiſchen Siede- und Steinfalz, unferen volfs> 
wirtbichaftlihen Intereſſen nicht entiprechen, daß bagegen bie Einführung 
einer andern Verfaſſung des Zollvereins, beſonders bie fünftige Mitwirkung 
einer gemeinfamen Volfsvertretung bei ber Zollgeſetzgebung, verichiebenen 
tief empfundenen Uebelitänden abhilft, während bie Erweiterung bes Vereines 
ebiet8 und ber Wegfall einiger innern Verkehrshemmniſſe ber volfsmwirth: 
chaftlichen Entwidlung des Vereins förderlich find und bei ben Einnahmen 
unferer eigenen Staatsfaffe feine Einbuße zu beforgen ift. Bei einer Nb- 
wägung bes Werths biefer Vortheile und Nachtheile kommt es barauf an, 
wie boch biefelben nach fubjectiver Beurtheilung angeichlagen werben. Wer 
in ber Mitwirkung einer wahren Volfsvertretung bei ber Geſetzgebung über 
bas Zollweien und die damit zufammenhängenden Hanbelss und Verfehres 
angelegenheiten einen nicht geringen Fortſchritt erblidt, wird bie das einzelne 
Land treffenden wirthſchaftlichen Nachtheile um fo leichter verſchmerzen, ba es 
ſich nicht um eine ausnahmsweile größere Belaftung ober Erleichterung 
handelt, fondern nur innerhalb des Zollgebiets ein Zuftand hergeftellt werben 
fol, ber den natürlihen Verhältniſſen entipriht und alle fünftlihen Bes 
günftigungen und Erſchwerungen ber Production und bes Verkehrs bejcitigt. 
Diefe Vortheile find allerdings nicht ohne bie Aufopferung von conftitutios 
nellen Rechten ber Einzelnftaaten zu erreihen. Es ift jeboch bie natürliche 
und nothwendige Folge einer jeben Bereinigung für irgendeinen gemeinjamen 
Awed, daß, um bertjelben zu erreichen, ber Theil dem Ganzen, ber Einzel: 
wille bem Gefammtwillen, die Minderheit ber Mehrheit ſich unterorbnen 
muß, und wenn man bem in ber Minderheit befindlichen Cinzelnen das 
Recht einrüumt, durch feinen Widerſpruch das zu vereiteln, was bie andern 
für nothwenbig halten, fo wird, wie wir oben gezeigt haben, entweber biejes 
Recht zum bloßen Schein, ober es wird durch beifen Ausübung bie Eriftenz 
bes Vereins fortwährend in frage geftellt. Demnach follte eine Einrichtung, 
buch bie ber im Aollverein bisher vorhandene unnatürliche Zuftand auf 
richtigere Grundlagen zurüdgeführt wird, und jeber im Bollverein das gilt, 
was er werth iſt, nicht zu beanftanden fein. Wer aber biefe Anfhauung 
nicht theilt, ber möge bedenken, baß von ber Annahme ober Ablehnung ber 
vorliegenden Verträge und Uebereinfimfte bie fernere Theilnahme 
Württembergs an bem beutfhen Zollverein abhängt.“ 


26.—27. Sept. Zweiter Proteftantentag in Neuſtadt a, d. H. Zahlreiche 
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Betheiligung. Derfelbe vereinigt fi faſt einftimmig über folgende 
don Kirchenrath Schenkel aus Heidelberg vorgeichlagenen Theſen: 

„3) Die Union ift ber thatlählihe und rechtliche Ausdruck für bas 
moderne proteftantiiche chriftlide Bewußtiein, dab ber Schwerpunft bes 
Chriſtenthums nicht auf dem kirchlichen Dogma, ſondern auf der chriftliche 
fittlichen Lebensgemeinichaft berube. 2) Dadurch, daß die Union bie Fehr: 
unterichiede der beiden proteftantiihen Hauptconfefionen für fein Hinberniß 
ber kirchlichen Nerfaffungs: und Lebensgemeinſchaft erflärt bat, iſt bie Lehr: 
bewegung innerbalb ber proteltantifchen Kirche überhaupt von ben herkömm— 
lihen dogmatiſchen Schranfen befreit worden. 3) Ueberall ba, wo die Union 
innerhalb des Mroteftantismus zu ihrem vollen Rechte unb ihrer durch— 
greiienden Verwirklichung gelangt ift, ijt bie kirchengeſetzliche Gebundenheit 
an die Autorität ber Belenntnipichriften fernerbin zu einer ſittlichen Unmög— 
lichkeit geworden. 4) Innerhalb ber Unionsfirhen können bie Bekeuntniß— 
fchriften nur noch injofern dauernde Geltung beanipruchen, als in ihnen bie 
Grundſätze enthalten find, aus welchen die chriitlich-fittlihe Lebensgemein: 
ſchaft der Proteftanten ihren Uriprung genommen bat und von welchen fie 
fortwährend getragen iſt. 5) Auf bem gemeinfamen Grunde der Union jind 
daher verichiebene bogmatifhe Richtungen zuläſſig und ift inſonderheit bie 
twifienichaftlich freie Richtung in gleicher Meile wie bie jog. befenntnigmäßige 
berechtigt, fi einen angemefjenen Ausdruck in öffentlicher Lehre und kirch— 
lichem Leben zu geben, foweit fie mit jenen Grundſätzen nicht in Widerſpruch 
tritt. 6) Zur allmählichen Ausbildung ber Union im angegebenen Sinne 
fünnen verſchiedene noch unvollkommene vorgängige Entwidelungsftufen 
führen, bie jedoch auch als folche erkannt und behandelt werden müſſen. 
7) Im Wibderfprude mit dem wahren Prinzipe der Union und mit dem 
Prinzipe ber proteftantiichen &eiftesfveiheit jteht die jogenannte Conſenſus— 
union, welche auf ber Voransfeßung beruht, dag mit Nusnahine ber her: 
fümmlichen Unterfcheidungslehren bie ganze Lehrjubftang ber Befenntniß: 
ichriiten noch immer vechtlich und moraliih für die Lehrer und Mitglieder 
ber Unionsfirden verbindlidh fei. 8) Der Nbihluß der Union auf dem 
Grunde der Nbendmahlsgemeinihait und der Einheit des Kirchenregiments 
ift ausreichend, wenn bie bogmatiiche Lehrbewegung (nah Theſe 3 und 5) 
freigegeben wird. 9) Das lebte Ziel der Unionsftiftung in Deutſchland ift 
die deutſche proteftantifhe Nationalfirche, deren Ausbau den 
Fortbeſtand provinzialstirchlicher Eigenthümlichkeiten keineswegs ausſchließt. 
10) Einſtweilen iſt nach Kräften vorzüglich dahin zu wirken, daß die 
Schranken, welche in ben einzelnen Landeskirchen bie freie Lehrbewegung noch 
hemmen, bejeitigt, und daß der Gleichberechtigung ber verfchiebenen auf dem 
Grunde bes Evangeliums ftehenden Richtungen, namentlid der wiſſenſchaft⸗ 
lich freien mit ber fog. bekenntnißmäßigen, nicht nur fein weiteres firchen: 
regimentliches Hinderniß in den Weg gelegt, ſondern daß dieſelbe kirchen— 
rechtlich anerkannt werde.” 


27. Sept. (Mürttemberg). Landesverſammlung ber (nationalen) beut: 


ſchen Partei in Etuttgart. Diejelbe beſchließt: 

„1) Der Eintritt in den norddeutſchen Bund ift der einzig mögliche und 
wünfchenwerthe Meg zur ftaatlihen Einigung Dentichland’s; die Schuß: und 
Trugbündniß:Verträge mit Preußen, jo wie auch die Zolls und Hanbeles 
einigung verbürgen, wenn jie auc jenem Zwede noch nicht ganz genügen, 
wenigitens im Kriegsialle und auf wirthfchaftlichem Wege die nationale Vers 
bindung des Südens mit dem Norden. Wir erwarten von unſerer Volle: 
vertretung unbebingte Genehmigung bdiefer Verträge. Eine Verwerfung bes 
Zollvereinsvertrage® würbe bem Sande nicht nur die reihe Entwidlung ent= 
ziehen, welche die längſt erſehnte Zollvereinsreform in Ausficht ſtellt, ſondern 
die mühſam errungene Grundlage unſeres Handels- und Gewerbölebens 
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flören, Cine Berwerfung des Schuß: und Trusbündniſſes hieße, ben 
fremden Gegnern unjerer Nationalfahe die Heberzeugung wieder nehmen, 
daß fie bei Angriffen auf das deutſche Gebiet gejchloffenem Miderjtande ber 
beutihen Nation begegnen. 2) Der norddeutſche Bund ift fein Hinderniß 
für bie freibeitlihe Entwidlung ber einzelnen Landesverfaffungen. Im 
Gegentheil ift- durch die Befeitigung bes Bundestages uns ein freier Spiel: 
raum für längft verheißene Verjafjungsreformen, beſonders für birectes unb 
allgemeines Wahlrecht eröfinet. 3) Die fo fehr vermehrte Eifenbahnichulb, 
bie im vorigen Jahre entftandenen Kriegsfoften und die Neuorganijation bes 
Heeres bedingen eine entſprechende Erhöhung ber Staatsausgaben; es iſt je— 
doch unzuläffig, den Mehrbedarf cinfah durch Zuſchlag auf die bisherigen, 
am Menigften auf bie birecten Steuern zu beden, vielmehr ift e8 erforderlich, 
neben Erjparniffen eine Steuerreform einzuführen.” 


28. Sept. (Bayern). Die beiden Erzbiihöfe und ſämmtliche ſechs 


29, 


Biſchöfe des Königreihs richten eine Adreffe an ben König gegen 
den vom Minifterium entworfenen, bisher aber noch nicht einmal 
offiziell veröffentlichten Entwurf eines neuen Schulgefehes. 

Die Adreffe beflagt fih zunächſt darüber, daß, während das Minifterium 
bes Innern für Kirchen: und Schufangelegenheiten in ber jüngften Zeit aus 
allen Theilen des Königreihs eine Gommiffion berief, um mit berfelben 
ben Entwurf jenes zu erlaffenden Schulgefeßes zu berathen, es nicht für 
zweckmäßig erachtet worben, das Gutachten ber Biſchöfe bes König— 
reichs bezüglich bieler fo überaus wichtigen legisfativen Arbeit einzuholen, 
„obgleich fie e8 boch vor Allen find, melden ihrem Amt gemäß die Pflege 
und Ucherwahung ber Volksſchule zufteht, fie alfo auch vornehmlich dazu 
berufen erjcheinen, bei ber Berathung bes Entwurfs eines Schulgefeßes in 
feinen erſten Präliminarien ſowohl, als auch in beffen Ausarbeitung mit 
ihren reichlich gefammelten Griahrungen und wohlberechtigten Wünſchen 
wenigſtens gehört zu werben. Mas jedoch von dieſem Schulgefeßentmwurf bis 
jegt in bie Deffentlichfeit gebrungen ift, genügt, um ben Gpilcopat bes 
Königreihs an feine ernite Verpflichtung zu erinnern, ohne längeres Zögern 
Berwahrumg gegen biefes Gefeß einzulegen und an Fure f. Majeftät bie 
ehrerbietigfte Bitte zu richten, bie Vorlage eines ſolchen Entwurfs des Schul= 
gefeßes an bie Kammern nicht zu genehmigen. Denn bas erite Prinzip 
dieſes Schulgelekentwurfes, abgeiehen von all’ ben einzelnen Folgerungen, 
welche aus demfelben in völliger Mißkennung der unperäußerliden 
Rechte ber Kirche auf die Schule abgeleitet und nunmehr geſetzlich 
zum Nachtheil der Kirche und ber Schule fetgeftellt werben follen — das 
erfte Prinzip iſt: die völlige Trennung ber Schule von ber Kirche, 
bie Berfümmerung ber religiöfen Erziehung, welche. Grundlage und Endziel 
ber ganzen Schulbildung fein fol, zu einem ber verfchiebenen Fächer, welche 
ben 2ehrftoff der Volksſchule zu bilden beftimmt find, bie Bejeitigung bes 
Einfluffes ber Seelforger auf die Leitung ber Schule, obgleich deren kirch— 
liches Amt nnbeftreitbar ſich auf bie einheitliche Gefammtbildung ber jugend: 
lichen Seelen erftredt — mit einem Worte: die Enthriftlichung ber Schule... . * 
„ (Württemberg). Landesverfammlung ber (bemofratijchen) 
Volkspartei in Stuttgart. Diefelbe beſchließt: 

„Die Landesverfammlung ber Volkspartei, in Uebereinſtimmung mit ber 
Antwortadrefje ber Kammer ber Abgeorbneten im vorigen Jahr und ber Ans 
Iprache der Landbesverjammlung vom 6. Januar db. %. an das württem— 
bergifche Volk, beichließt in Betreff ber heute vorliegenden wichtigen Fragen 
ihre Anſicht mit folgendem auszufpreden: 1) Die neuen Zollvereind: und 
Schuß: und Trupverträge bringen Sübbeutjchland bem preußifchen Staat 
gegenüber in einen Zufland ber Abhängigkeit, defjen nothwendige Folge das 
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allmahliche Aufgehen Süddeutſchlands in Preußen it. Es iſt Pflicht ber 
Abgeordneten Württembergs, ſich wo möglich mit ben gleichgeſinnten Abge⸗ 
ordneten ber übrigen ſübdeutſchen Staaten, namentlich Bayerns, zu vers 
fländigen, und gemeinfam bie Gefahren abzuwehren, mit welden bie An 
nahme des Schuß: und XTrußvertrags und bie bedingungslofe Annahme bes 
Zollvereinsvertrags im wirthſchaftlicher und finanzieller wie in politifcher 
Hinfiht uns bedroht. Die Verfammlung erachtet e8 weiter für Pflicht ber 
Kammer, ben König um Entlaffung bes Minifters zu bitten, welcher ben 
Abſchluß der gedachten Verträge vorzugsmeile zu verantworten bat und nad 
allen feinen Wandlungen das Bertrauen bed Bolfs nicht mehr verbient. 
2) Die neue Militärorganifation, zumal in Verbindung mit bem preußifchen 
Dberbefehl, orbnet die wichtigften Intereſſen des Bolts und Staats bem 
Militärzweck unter; fie führt eine umerträglicde Erhöhung perlönlidher und 
finanzieller Laften herbei. Der Entwurf des neuen Kriegsdienſtgeſetzes, welches 
ber einzig naturgemäßen Reſorm unjeres Wehrweſens nad) Art des ſchwei⸗ 
zerifhen Milizfyfiems widerjpricht, ift abzulehnen. 3) Keine neuen Steuern 
und Feine Erhöhung beftehenber Steuern ift in einer Zeit geſchwächter 
Steuerfraft das boppelt gerechtfertigte Berlamgen unferes Volks; bie längft 
veriprochenen Bereinfahungen und Griparniffe in allen Zweigen ber Bers 
waltung unferes Kleinflaats find nad ben Dpiern des vergangenen Jahre 
unabmeislich geboten. 4) Die Berfammlung fordert in Uebereinftimmung mit 
der von nahezu 43,000 Bürgern unterzeichneten Adreffe wiederholt die Mes 
bifion der Verfaſſung und zu biefem Awed bie aldbaldige Einberufung einer 
Pandesverfammlung gemäß dem Wahlgejepe vom 1. Juli 1849. Die Vers 
fammlung erklärt die Nichtbeantwortung ber Adreſſe für eine bureaufratijche 
Mißachtung bes Volke.“ 


— Gept. (Bayern). In Folge der von Regensburg ausgegangenen 


Agitation unter bem kath. Clerus findet eine Reihe von Verſamm— 
lungen befjelben in verfchiedenen Diöcefen, trogbem daß fi ber 
Bifhof von Paffau und der Erzbifhof von Münden dagegen aus: 
ſprechen, ftatt unb werben Adreſſen an bie Bifchöfe gerichtet oder 
Refolutionen gefaßt. 

Eine folge in der Oberpfalz verlangt vom Bilhof von Regensburg: 
„Ew. bild. Gnaden wollen geruhen huldvollſt im Verein mit bem Geſammt⸗ 
Episcopat und bem ihm untergeorbnieten Clerus Bayerns mittelit einer 
Generalpetition an bie Krone dahin zu wirken, a) daß ber gefränfte Res 
ligionszufland ber katholiſchen Kirche in Bayern aufhöre, b) bie freie, ſelbſt⸗ 
ftändige Berwaltung bes Kirchenvermögens zurüdgegeben, ce) das Staats: 
Schulmonopol aufgehoben, d) unjere höheren und niederen Bildungsanftalten 
nicht befatholifirtt und entchriftlicht, e) die wibernatürliche Trennung ber 
Schule von der Kirche nicht geflattet und endlich überhaupt 5) der Fatholijdhen 
Kirche alle jene Rechte und Freiheiten gewahrt unb erhalten werben, bie fie 
zu ihrer freien und ungehemmten Entwidlung und Grfüllung ihrer von 
Bott gegebenen Miſſion in Bezug auf Eultus, Unterricht und Erziehung 
nah Berfaffung und Goncordat zu beanfprucen die Befugnig und Pilicht 
bat.“ Eine Ndreffe bes Glerus bes Landkapitels Oberalting an ben Biſchof 
von Augsburg erffärt: „Die Unterzeichneten erachten als das einfachſte und 
ausgiebigfte Mittel hiezu bie Berufung einer Öffentlihen Verſammlung bes 
gefammten Eferus ber Diöcefe, auf ber alle einſchlägigen Kragen beſprochen, 
die gejeglihen Mittel zur Abwehr gewählt und unmittelbar zur Auwendung 
gebracht werben können. Die Unterzeichneten verfennen keineswegs, daß es 
urfprünglih und zunächſt ausſchließliche Sache bes hochwürdigſten Epiſco— 
pates ſei, den Regierungen gegenüber die Intereſſen der Religion und des 
Clerus zu wahren; allein es muß auch zugegeben werben, daß im ben mo⸗ 
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dernen Staaten, wo das Ruder an die politifhen Parteien ausgehändigt 
worben ift, das jus divinum bes Epifcopates wenig Berüdfihtigung mehr 
findet. Dean pflegt die Berhältniffe gegenwärtig nur von rein menſchlichem 
Standpunkte aus zır beurtbeilen, und ba bie Beurtheilenben freimillige. ober 
unfreimillige Anhänger ber Parteien find, fo pflegen fie nah bem Maßſtabe 
ber Parteien, nach Zahl und Macht, zu beurtbeilen. Dieſen faktiſchen 
Berhältniffen muß ber Elerus ber Gegenwart fi anbequemen, wenn er im 
Treiben der Parteien nicht untergehen will. So lange ein Parteiminifterium 
ben Glerus für eine politiich träge Maffe anzufehen berechtigt ift, wirb es 
wenig Anftand nehmen, ihn als ſolche zu behandeln — leiber troß ber 
Forberungen bes Epifcopates; Jobald aber Keben in dbieje Maſſe fommt 
und fie fih in Taufende von Individuen auseinander gliebert, die 
einbellig auf bem Boden des Gejeges ihre Rechte Forbern; dann wird es 
anfangen, zu „zählen“, es wirb fich ihm das Gewicht der Einheiten dieſer 
Mafje im focialen Organismus aufbrängen unb es wird. einen richtigen 
Begriff erhalten von ber „Gehörigfeit” des Maßes bes Einfluffes bes 
Clerus.“ 


30. Sept. (Bayern). Wiederzuſammentritt des Landtags. Die Re— 


H 


gierung legt bemfelben das Bubget für 1868 vor und ftellt eine 
Erhöhung der Steuern um 50% in Ausficht. 

„ (Baben). Die II. Kammer nimmt mit allen gegen 1 Stimme 
ben ihr von ber Regierung vorgelegten Geſetzesentwurf, betr. bie 
nächſte Aushebung zum Kriegsbienfte, an (bie demnach ſchon am 
1. Nov. 1867 ftatt am 1. April 1868 flattfinden foll und zwar 
bereits ohne Stellvertretung nad dem Princip der allg. Wehrpflicht). 


1, Det. (Württemberg). Das Königspaar ftattet dem König von 


3. 


Preußen auf der Inſel Mainau einen Beſuch ab, 


» (Baben). Die IL Kammer genehmigt einftimmig bie Re— 
gierungsvorlage, die Abänderung ber Verfaflung betr., durch melde 
ber bisherige Bermögenscenfus für bie paſſive Wählbarkeit eines 
Abgeorbneten befeitigt und bie Rebefreiheit der Abgeorbneten befler 
geſchützt werben foll, indem bejtimmt wird: 

„Kein KRammermitglied kann wegen feiner Abflimmungen ober megen 
feiner Neußerungen bei Kammer, Nbtheilungs: und Commiſſionsverhand⸗ 
lungen anbers al® nad) Maßgabe ber Geihäftsorbnung der Kammer zur 
Verantwortung gezogen werben.“ 

Dagegen miberfeßt fi die Regierung dem mehrjeitigen Ver— 
langen, baß bei den Wahlmännerwahlen bie geheime Abftimmung 
ftatt der beftehenden offenen eingeführt werbe, indem ber Mintfter 
des Innern Yolly erklärt, | 

„es ſei nothwendig, das Wahlſyſtem wefentlih zu erweitern und abzus 
ändern; dies werbe auch im nicht ferner Zukunft gefhehen, indem man zu 
bem birecten und geheimen Stimmrecht, wie e8 bie Berfaffung bes nords 
beutfchen. Bundes angenommen, werbe fortfchreiten müfjen; die geeignete Zeit 
biezu trete ein, wenn wir entweder in directer oder im irgend einer anderen 
Form mit ben norbdeutichen Brüdern wieder in eine engere ftaaisrechtliche 
PBerbindung gekommen feien.“ 


» (Baben). Eine Regierungsverorbnung erflärt das erzbiſchöf⸗ 
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lie Verbot ber Betheiligung ber Geiftlihen an ber Prüfung 
über bie wiſſenſchaftliche Vorbildung für ungiltig, als in ftaate- 
bürgerliche Verhältniſſe eingreifend und ohne Genehmigung des Staats 
erlaſſen. 


.Oct. (Baden). Die I. Kammer nimmt das Geſetz bez. die nächſte 


Aushebung zum Kriegsdienjte ihrerjeits einftimmig an, 


» (Helien). Das Militär Teiftet dem König von Preußen als 
Bundesfeldherrn den Fahneneid. 


»„ (Bayern). Eine zahlreich bejuchte allgemeine Landesverſamm— 
lung der Fortichrittspartei erklärt fih in Augsburg einftimmig für 
Annahme der Stuttgarter Refolutionen vom 4. Auguft. 


» (Bayern). I. Kammer: Die Regierung legt dem Landtage 
bie neuen Zollvereinsverträge zur Genehmigung und zwei Geſetzes— 
entwürfe bez. die Wahl der bayer. Abgeordneten zum Zollparlament 
und bie Erhebung einer Abgabe vom Salz vor. Der Minifter: 
präfident Fürſt Hohenlohe knüpft daran folgende polit. Darlegun 
(Programm): 
„Meine Herren! Sie find mir, als ich das Leptemal Gelegenheit hatte, 
biefe Frage zum Gegenjtand meines Vortrages in biefem hohen Hauje zu 
machen, mit einem jo hoben Grab ehrenden Vertrauens entgegengefommen, 
baß ich fürchten müßte, dieſes Vertrauens verluſtig zu geben, wollte ich 
Ihnen nicht jekt, nah Ablauf fait eines Jahres, rückhaltslos über bie 
Thätigkeit der Staatsregierung in einer Angelegenheit Rechenſchaft ab: 
legen, bie ebenfo tief das Nationalgefühl des deutſchen Nolfes berührt, wie 
fie im beffen wichtigfte materielle Intereſſen eingreift. Ich werde verſuchen, 
hnen und damit bem Lande gegenüber ben Beweis zu liefern, daß bie 
Staatsregierung die Ziele, welche ich damals als diejenigen der bayerijchen 
Politik bezeichnet habe, nicht aus dem Nuge verloren, daß fie fi unabläſſig 
bemüht bat, fie zu erreichen; wie fie denn auch bie Hoffnung bes Gelingens 
und damit bie Hoffnung in die Zukunft Deutichlands und Bayerns nicht 
aufgegeben hat. ch weiß, daß man von einer Seite biefe Bemühungen für 
ungenügend erflärt, daß man das Ziel als gegeben, als leicht zu erreichen 
betrachtet, und daß man bie einfachfte Löſung ber deutichen Frage in dem 
Eintritt Südbdeutichlands in den norddeutſchen Bund erblidt. Wenn es bie 
Staatsregierung ſchon bamals, als nur der Entwurf ber norbbeutichen 
Bunbdesverfaflung bekannt war, mit ihrer Pflicht nicht vereinbar hielt, 
ben bebingungslofen Gintritt in ben norbbeutfhen Bund, d. h. ben Eintritt 
ohne vorherige Abänderung der Bundesverfafjung anzuftreben, fo muß fie 
umfomehr jeßt, wo dieje Verfaſſung abgefchloffen ift unb eine Umgeftaltung 
berjelben nicht in Ausficht fteht, auf ihrem Standpunft behbarren. Gründe 
der Aufern und innern Bolitif haben Preußen veranlaft, die norbdeutichen 
Staaten. mit einer Berfafjungsiorm zu umſchließen, ber man das Verdienſt 
nicht abſprechen kann, bie ftaatliche Einheit des Nordens von Deutichland 
anzubahnen, die fich aber eben deßhalb in ihrer Entwidlung von dem Charakter 
einer Bundesverfaffung im eigentlihen Sinne des Wortes mehr und mehr 
entfernen dürfte. Wohl babe ich es anerkannt, dab fein Bunbesverhältnif 
dem nationalen Bebürfniffe genügt, wenn nicht von ben einzelnen Gon: 
trabenten die entiprechenden Opfer zum Gebeihen des Ganzen gebradt 
werben; allein bag Maß der Opfer, welches der Sintritt in den nord— 
deutſchen Bund den jübbeutichen Staaten auflegen würde, entipricht nicht 
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dem Grade ber Selbſtſtändigkeit, welchen dieſe Staaten fi zu er- 
halten berehtigt und — wie ich annehmen darf — ihrer überwiegenden 
Mehrheit nach auch entſchloſſen find. Die freie conftitutionelle Entwidlung 
Süddeutſchlands, wie fie fich jeit 50 Jahren geftaltet hat, gibt dem ſüd— 
beutjchen Volk zu diefem Entihlug das Recht und bie Kraft. Es kann 
biebei füglich unerörtert bleiben, in wie weit die Nitolsburger Präliminarien 
unb ber Prager Frieden einen berechtigten Grund abgeben würden, ber Aus— 
behnung der norbbeurfchen Bundesverfajjung auf das geſammte Deutichland 
entgegen zu treten. Jene Verträge find indeſſen unter Berücfichtigung 
realer Machtverhältniſſe abgeichloffen, deren Bedeutung derjenige nicht ver: 
fennen barf, der dazu berufen ift, mit gegebenen Thatfachen zu rechnen, und 
ber verpflichtet ijt, Alles zu vermeiden, was bie Entwidlung ber Giefchide 
unferes Paterlandes in unberehenbar gewaltfante Bahnen Teiten Fönute. Die 
preußiiche Regierung bat zudem jelbit erflürt, fie verlange die Verbindung 
mit dem Süden feineswegs auf derfelben Grundlage, wie jene, auf welcher 
ber Bund mit den norbbentfchen Staaten beruht; es bedürfe nur eines ums 
zweideutigen Ausbruds der nationalen Gemeinfchaft, weldhe gleichzeitig bie 
Gewißheit gebe, daß die füddeutfchen Staaten nicht einer feindjeligen Tendenz 
gegen Nordbeutichland verfallen und baß die Pflege der gemeinjamen mas 
teriellen Intereſſen bes deutfchen Volkes durch gemeinfame organische Eins 
rihtungen ficher geftellt werde. Wenn demnach Gründe der äußern Politik 
ſowohl, als Rüdjichten auf bie Erhaltung ber Selbſtſtändigkeit des Landes, 
die Verbindung Bayerns mit bem deutſchen Norben auf ber Grundlage ber 
norddeutihen Bunbesverfaffung nicht möglich erfcheinen ließen, jo mußte 
bie Staatsregierung einen anbern Weg fuchen, um dieſe Berbindung zu 
bewirken. Denn bie Staatsregierung fonnte und wollte fih ber Aufgabe 
nicht entziehen, welche von mir am 23. Januar mit den Worten bezeichnet 
wurde: ‚durch vertragsmäßige Vereinbarung einen Zuſammenſchluß Deutichs 
lands zu ermöglihen auf Grundlagen, die mit ber Integrität des Staates und 
ber Krone vereinbar find.” Es ließen fi bier drei verfhiebene Wege 
denken. Ginmal: die Bildung zweier Bundesftaaten, eines jübbeutjchen 
gegenüber bem norbbeutichen, mit gemeinfamen Organen für einzelne 
beftimmte Awede. Zweitens: ein internationaler Bund aller einzelnen deut: 
[hen Staaten, analog ber früheren deutſchen Bunbesverfaffung, und drittens: 
ein internationaler Bund ber ſüddeutſchen Staaten mit dem norbdeutichen 
Bunde. Gegen den Berfuch einer organiſchen Verbindung eines für ſich bes 
ftehenden ſüddeutſchen Bunbesftaates mit dem nördlichen Deutjchland ſprach 
die Abneigung berjenigen Staaten, mit weldhen Bayern diejen jüddeutichen 
Bundesflaat gründen müßte. Es ſprach dagegen bie Schwerfälligfeit eines 
Organismus, in welchem der Keim bes Unfriedens gelegen hätte, und endlich 
die Gefahr ber Meiterausbildung des Gegenfages ziwilchen dem Norden und 
bem Süden von Deutichland. Die internationale Verbindung ſämmtlicher 
beutfchen Staaten auf Grund cines völferrechtlichen Vertrags war durch die 
Aufldjung des früheren deutſchen Bundes und durch ben ebeu erft in's Leben 
getretenen norddeutſchen Bunbesftaat unmöglich geworben. Es konnte Breußen 
nicht zugemuthet werben, bie norbbeutjche Bunbesverfafjung, die Frucht jeiner 
Siege, wieder aufzugeben, Es blieb alſo der Staatsregierung fein anderer 
Meg, als auf die Wiebervereinigung Deutſchlands hinzuarbeiten unter Aner— 
fennung der beftehenden Thatſachen. Dieſe Ihatfachen liegen vor: in dem 
Austritt Defterreihs aus dem Bunde, in bem feitgefchlofjenen norbdentfchen 
Bundesflaate und in ben auf fich ſelbſt angewiejenen füdbeutichen Staaten, 
Der Weg einer internationalen Verbindung ber letteren mit 
dem nordbbeutfhen Bunbe war alfo vorgezeichnet. Die Worbedingung 
zur Erreichung eines günftigen Nefultats in biefer Richtung erblidte die 
Staatsregierung in einer Uebereinftimmung ver jübdeutihen Staaten unter 
einander über die Schritte, bie zu geichehen hätten, ſowie iiber bie Zugeftänds 
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niffe, bie zu maden wären, um eine praftifch werthvolle Verbindung mit bem 
Norden herzuftellen. In biefem Gedanken begann bie Staatsregierung als: 
bald, nachdem ich bie Leitung ber Geſchäfte übernommen hätte, biplomatijche 
Verhandlungen, welche ſich zupörberfi auf eine gemeinfame Action hinſichtlich 
berjenigen Maßregeln bezogen, bie ein Ioyaler Vollzug ber mit Preußen ab» 
ARE eh Schutz⸗ und Trutzbündniſſe nothwendig machte. Es ift Ihnen 
befannt, daß befhalb zu Stuttgart ein Zufammentritt der ſüddeutſchen Mis 
nifter flattfand, daß bier in Bezug auf bie militärifche Organifatlon eine 
Reihe wichtiger Einverfländniffe erzielt wurbe, und ich hoffe, daß bie Militär: 
conferenzen, welche bamals für ben Monat October verabredet wurben, und 
welche bemgemäß in Bälde babier zufammentreten werben, bie gleichmäßige 
Organifation ber ſüddeutſchen Wehrfräfte weiter entwideln werben. Sobald 
dieſes Rejultat erreicht war, begannen auh Verhandlungen auf bem 
politijden Gebiete. Ah braude wohl nicht zu verfihern, daß biefe 
Verhandlungen mit großen Schwierigkeiten verfnüpft waren, — Schwierig: 
keiten, welde burd bie bedenkliche Geftaltung der Luremburger Frage nicht 
wenig erhöht wurden. Es würbe bier zu weit führen, ben Gang unb bie 
Phaſen der Unterhandlungen im Einzelnen barzulegen; ich befchtänfe mich 
barauf, als das Refultat im Allgemeinen zu bezeichnen, baß bielelben zu einer 
vorläufigen Verſtaͤndigung über bie Grimblagen geführt haben, auf welchen 
mit bem norbbeutichen Bunde unterhandelt werden follte. Hiebet wurde ber 
Gedanke einer Allianz biejes Staatenbundes mit Oeſterreich als einer 
nothwenbdigen Ergänzung ber nationalen Beftrebungen feftgehalten. Meine 
Herren! Ich bin weit davon entfernt, bie Greigniffe der jüngften Bergangens 
heit zu ignoriren oder ber vergeblichen Arbeit mich anſchließen zu wollen, 
dae Gejchehene ungefhehen zu maden. Ih bin auch jetzt wie früher ber 
Anfiht, daß ein Verfaſſungsbündniß der fübbeutfchen Staaten unter ber 
Führung Oeſterreichs nicht möglih iR. Dabei will ich nicht anftehen, zu er: 
Hären, daß uns weber von Dejterreich noch von Frankreich im diefer Richtung 
irgend welche Andeutungen oder Borfchläge gemacht worben find. Je weniger 
wir aber jegt bie Gefahr einer unbheilbaren Trennung Deutihlands in ein 
Süb- und Norddeutſchland zu bejorgen haben, um fo dringender tritt an 
uns bie Anforderung heran, Defterreih, als bem natürlichen Verbündeten 
Preußens jowohl wie bes ſüdlichen Deutihlands, einen Weg nicht zu vers 
ſchließen, ber allein geeignet ift, ben Frieden Europas auf ficherſter Grunbs 
lage zw verbürgen. Dieje Erwägung fonnte nicht ohne Einfluß auf bie 
Grundzüge bleiben, welde bie Staatsregierung für eine beutfhe Ge— 
fammtverfaffung fehalten zu müffen glaubte. Im Allgemeinen können 
biefe Grundlagen bahin befinirt werben, baß bie in Art. 3 und 4 bes urs 
fprünglicden Entwurfs der norbbeutichen Bunbesverfaffung enthaltenen Gegen» 
fände — ſonach ein nicht unbebeutendes Gebiet ber Gejeggebung und Ver⸗ 
waltung — für gemeinfam erklärt und als Bunbesangelegenheiten behandelt 
werben follten, und daß im Mebrigen bie Verbindung ben Eharafter eines 
Staatenbundes unter preußiſchem Präſidium zu tragen babe, 
Während diefe Verhandlungen im Gang waren, erhielt die Staatsregierung 
bie Ginlabung zur Theilnahme an ben Berliner Zollconferenzen. Die Staats: 
regierung konnte ſich berjelben um jo weniger entziehen, als fie hiezu durch 
bie Beflimmungen bes Berliner Friebensvertrages ſowohl wie durch bie yürs 
forge für bie materiellen Intereſſen bes Landes verpflichtet war. Der Vertrag, 
welder aus biefen Gonferenzen hervorging, Tiegt Shrer Beurtheilung vor, 
Sie werden unfhwer erkennen, baß bie Bebingungen, an welde Preußen 
die Aufrechthaltung bes Zollvereins fnüpfte, nicht ohne Einfluß auf ben weis 
teren Fortgang bes begonnenen Werkes bleiben Fonnten, Die Staatsregierung 
mußte nothwendigerweile bas Inslebentreten ber neuen OÖrganlfation des 
KZollvereind mit feinen Folgen abwarten, um danach zu sn in welcher 
Form neben berjelben der beabſichtigle Stantenbund zur Durchflihrung ges 
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bracht werben könne. Die Staatsregierung fieht bemnad ihre Aufgabe nicht 
als gelöst an. Sie wird die Politif, die fie als die allein richtige erfennt, 
nad) wie vor feilhalten. Sie wird es verfuchen, in Webereinflimmung mit 
ihren ſüddeutſchen Bundesgenoſſen und unter Berüdfichtigung beftehender 
Verträge, auf ben gemonnenen Grundlagen bie nationale Verbindung mit 
dem beutjhen Norden herzuſtellen. Die Staatsregierung ift ſich aber ber 
Verantwortlichkeit bewußt, bie ihr die Pflicht ber ftaatlidyen Selbfterhaltung 
Bayerns und bie gefahrvolle Lage Europas auflegt. Daraus ergibt ſich von 
felbft die Richtung, welche die Staatsregierung einhalten wird. Ich will es 
verjuchen, dieſe Richtung möglichft Har und einfach auszubrüden. Wir wollen 
nit ben Eintritt Bayerns in den norbbeutichen Bund, wir wollen Fein Ber: 
faffungsbündniß ber ſüddeutſchen Staaten unter der Führung DOefterreiche ; 
wir wollen feinen ſüdweſtdeutſchen Bunbesftaat, ber für ſich abgejchlofien 
wäre ober fi gar an eine nichtdeutiche Macht anlehnte, wir wollen ebenio= 
wenig eine Großmadhtepolitif und glauben nicht, daß Bayern in einer Ber: 
mittlerrole das Enbdziel feiner Politif zu fuchen bat. Das ift es, was wir 
niht wollen. Wad wir aber wollen, und was wir auch ferner an= 
ftreben werben, ift die nationale Verbindung ber ſüddeutſchen Staaten mit 
bem norbdentfchen Bunbe, und bamit bie Cinigung bes zur Zeit getrennten 
Deutichlands in ber Form eines Staatenbunbes Es ift dies basjelbe, 
was bie Nikfolsburger Präliminarien unb ber Prager Frieden anerkennen. 
Meine Herren! Ich fage nicht Verbindung Bayerns mit dem norbbeutichen 
Bunde, id jage, Verbindung ber fübbeutfhen Staaten. Und ich 
wünſchte, baß barüber volftändige Klarheit herrſche. Wie ſich die Verhält— 
niffe jetzt geftaltet haben, wäre e8 nach meiner Heberzeugung weder politifch 
correct, noch zmwedmäßig, noch auch — man gebe ficy feinen Illuſionen hin 
— in friebliher Weile durchfühtbar, daß einzelne Staaten füblich bes 
Mains mit Norbdeutichland in nähere Verbindung träten. Das nationale 
Band, das zwifchen uns und dem norbbeutichen Bunde gefchaffen werben fol, 
muß ben ganzen Süden umfaffen. Nur in biefer Form ift es zuläfjig 
und zur Zeit erreichbar. Hiemit habe ih. Ihnen, meine Herren, dargelegt, 
nah welden Grundfäßen ich bie auswärtige Politik Bayerns bisher geführt 
babe, und das Ziel bezeichnet, welches bie Staatsregierung zu erreichen be= 
ftrebt if. Sie werben bei Berathung der Ihnen heute gemachten Borlagen 
Gelegenheit haben, ſich auszufprechen, ob ber Weg, ben die Staatsregierung 
eingeichlagen hat, ben Anfichten bes Landes entipricht. Welches Urtheil Sie 
aber auch über meine politiihe Thätigfeit fällen mögen, barin werben Gie 
mit mir übereinftimmen, daß das Band nicht zerriffen werden barf, welches 
bie materiellen Intereſſen Deutichlands fichert, und ohne welches eine nationale 
Verbindung irgend einer Art unbebingt nicht gedacht werben Tann.” 

14, Det. (Baben),. I. Kammer: Der Minifter des Auswärtigen 
v. Freydorff gibt auf eine Anterpellation des Abg. Wundt bez. des 
Programms, das der Minifter Fürft Hohenlohe in ber bayr. Abge- 
orbnetenfammer am 8. Det. bargelegt hatte, nähere Auffhlüffe über 
bie Unterhandblungen zwiſchen ben ſüdd. Staaten unter fi und mit 
Preußen betr. ein engeres Bünbniß unter ben erfteren und ein 
engeres Verhältniß berjelben zum norddeutſchen Bunde vor und feit 
ber Mieberheritellung bes Zollverein: 

„Das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten erhielt unterm 9. Mai 

I. J. durch Vermittlung des bayerifchen Gefandten eine Note des bayerifchen 

Minifteriums des Aeußern vom 6. Mai, woburd bie großh. Regierung zum 

Beitritt zu einer ber Mote beigelegenen, vom gleihen Tag batirten, von dem 

württernbergifgen Staatsminifter am 16. Mai unterzeichneten bayeriſch⸗ 

württembergifchen MinifterialsErflärung eingeladen wurde, Gleiche Einladung 
15 
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erging am bie großh. heſſiſche Regierung für Süd-Heſſen. Die Note ents 
widelt einen Theil der Gedanken über das künftige Verhältniß ber jüddeut: 
hen Staaten zu dem norddeutſchen Bund, weldhe in ber von bem Fünigl. 
bayerifhen Staatsminifter Fürften Hohenlohe in ber 31. Sitzung ber baye- 
rifhen Kammer ber Abgeordneten vom 8. d. M. gehaltenen Rede niedergelegt 
find. Die beigelegte Minifterial- Erflätung vom 6. Mai enthielt artikulirte 
Borichläge über die Gründung eines weiteren Bundes zwijchen ben vier füd- 
beutfhen Staaten einerfeits und dem nordbeutihen Bund anderſeits. Nach: 
dem im Wege der Correfpondenz zwiſchen ben betheiligten Miniſtern ber 
auswärtigen Angelegenheiten einige Mobdificationen ber bayerifch = württem: 
bergiihen Minifterial-Erflärung theils zugeftanden, theils in Ausficht geftelit 
waren, erftattete ich Vortrag zum großh. Staatsminifterium und wurde durch 
allerhöchſte Entihließung vom 27. Mai ermächtigt, unter Zugrunblegung der 
bayerifch = württembergijhen Minijterial= Erflärung vom 6./16. Mai mit ben 
in ber Note bes Füriten Hohenlohe vom 22. Mai vorgejchlagenen Mobifica- 
tionen, gemeinfchaftlich mit der bayerifchen, württembergifchen und heſſiſchen 
Regierung in Verhandlungen über die Gründung eines weiteren Bundes ber 
fübdeutihen Staaten mit dem norddeutichen Bund einzutreten, und wurde 
angewiejen, das Ergebniß biefer Verhandlungen feiner. Zeit zur höchſten Ge: 
nebmigung vorzulegen. Inzwiſchen war gemeldet worben, daß Preußen bie 


" Kündigung bes Zollvereins vom 1. Juli d. J. ab, alfo auf den 1. Januar 


1868, beabficdytige, und es lag ber großh. Regierung daran, vermittelft ber 
von dem Fürſten Hohenlohe angeregten Verhandlungen jo bald als möglid) 
zu Verhandlungen über die Reconftruction des Zollvereins zu gelangeıt. 
Da eine Vereinbarung aller ſüddeutſchen Staaten über die Grundlagen bes 
vorgelchlagenen weiteren Bundes nicht erzielt und nicht fo leicht und bald zu 
erzielen war, fchrieb ih am 31. Mai unter Deittheilung ber höchiten Ent: 
ſchlieſßung vom 27. Mai und unter nochmaliger Hervorhebung ber Differenz: 
punfte dem bayeriſchen Staatsminifter, e8 würde unpraftiich und zeitraubenb 
fein, wollten fid die vier jüddeutichen Staaten vor dem Zuſammentritt mit 
ben Vertretern bes norddeutichen Bundes noch über alle Streitpunfte und 
Einzelheiten ber Grundlagen ber Verhandlungen mit bem norbdeutfchen Bund 
einigen, bie bann doch wieder in eben biefen Verhandlungen eine andere 
Geftalt erhalten würden; die großh. Regierung überlaffe es vielmehr ber 
bayerischen Regierung, falls nicht alsbald eine Anregung Seitens Preußens 
erfolge, ibrerfeits im Namen ber ſüddeutſchen Staaten, mit Umgehung vor: 
änyiger Berufung einer Conferenz ber Minifter diefer Staaten oder weiterer 
Kriftlicher Verhandlungen mit diejen Staaten, biejenigen Schritte zu thun. 
welche geeignet jeien, einen baldigen Zufammentritt einer Conferenz ber 
Minifter der ſüddeutſchen Staaten mit den Vertretern Norbbeutichlands, be: 
bufs Gründung eines weiteren Bundes ber fiiddeutfchen Staaten mit dem 
norbbeutichen Bunde, herbeizuführen. Kaum ivar diefes Schreiben abgegangeır, 
als am Abend des 1. Juni die Einladung Preußens zu ber Zollconjerenz 
nad Berlin eintraf, weile am 3. Juni begann und deren Ergebniß Sie 
fennen. Seither berubten die Verhandlungen über Gründung bes weiteren 
Bundes, und traf nur noch eine Note des Fürſten Hohenlohe vom 5. Auguſt 
ein, welche von einigen Stellen meines Schreibens vom 31. Mai Aft nahm, 
einige Ausfielungen beantwortete und der Regierung vorbebielt, bei gelegener 
Zeit auf die angebahnten Verhandlungen zurüdzufommen. Die Akten fchließen 
mit einer Furzen bießfeitigen Erwiderung vom 8. Sept. Dieß ift ber for: 
melle Stand ber Verhandlungen, auf welche bie Rede bes Fürften Hohenlohe 
vom 8. Bezug nimmt, und welche ben Gegenjtand der uterpellation dee 
Abg. Wundt bilden. Der materielle Stand diefer Verhandlungen erhellt am 
beften aus ber Darlegung des hauptſächlichſten Streitpunftes. Nach ber 
bayerijch = württembergifchen Minifterial Erflärung follten gewiffe Angelegen: 
heiten als gemeinjame des meiteren Bundes erklärt, und es jollten die Art. 
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IM und IV des Gntwurfs der DVerfaffung des norddeutſchen Buntes als 
Bafis der Verhandlungen über Feititellung biefer Angelegenheiten anerkannt 
werben. Soweit bieje Angelegenheiien nicht zum Voraus im Wege bes Vers 
trage durch Bundesgrundgejeg georbnet werden könnten, ſollten jie durch 
einen erweiterten Bunbdesrath unter Mitwirkung im Norden- des Reichstages, 
im Süden ber Stänbefammern ber einzelnen Staaten georbnet werben. 
Diekleitd wurde vorgefchlagen, die gemeinfamen Angelegenheiten ber Art. III 
und IV ber norbdentichen Bunbesverfaffung in einem durch Hinzufritt von 
Vertretern ber ſüddeutſchen Staaten verftärkten Bundesrath und Reichstag 
regeln zu laflen, wie bieß nun für die Angelegenheiten bes Zoll: und Han— 
belsvereines jeftgeitelt if. Sie erfehen hieraus, daß Verhandlungen zwiſchen 
ben jübbeutihen Staaten über Bildung eines weiteren Bundes mit bem 
norbbeutihen Bund ftattgefunben haben, daß man ji über Ginfeitung von 
Verhandlungen mit dem norddeutſchen Bunde und über die Idee eines weis 
teren Bundes, aber noch nicht über die Grundlagen der PVerfaffung biejes 
Bundes verjtänbigt hatte. Die bayerifch-württembergiihe Minifterial-Erflfäs 
rung enthält, bie zweite Frage des Herrn Interpellanten betreffend, auch 
einen Satz über das Berhältniß des weiteren Bundes zu Defterreih, mit 
welchem eine entſprechende Verbindung angejtrebt werden follte, falls ſolche 
nicht gleichzeitig mit Abichluß des Bundesvertrags zu erreichen fei. Ueber 
biefen Artikel hat fich die großh. Regierung noch nicht geäußert, weil fie erft 
nadträglih mit Note bes Fürften Hohenlohe vom 1. Juni von der ſchließlich 
zwilhen Bayern und Württemberg vereinbarten Faſſung dieſes Artikels 
Kenntniß erhielt, und weil für dieſes Verhältniß nur die Stellung maß— 
gebenb ift, welche Preußen und ber norbbeutfche Bund zu Defterreich und 
dieſes zu jenem einnimmt und einzunehmen gedenkt. Diefes würde fich wohl 
bei ben ferneren Berhandlungen ergeben haben. Als Bedingung ber Grüns 
bung bes weiteren Bundes mit Norbbeutichland ift die vorgängige oder gleich- 
zeitige Ordnung bes Verhältnifjes zu Defterreich nicht gefekt, und es jcheint 
auch in biejer Faſſung von einer Allianz mit Defterreih nicht die Rede zu 
jein. Der bayeriſche Staatsminifter hat endlich feine perfünliche Neberzeugung 
dahin ausgeſprochen, es fei weder politiſch correct, noch zweckmäßig, noch in 
friedliher Meife durchführbar, daß einzelne füddeutihe Staaten mit Nords 
beutihland in nähere Berbindung treten. Wir haben diefe Ueberzeugung eines 
hervorragenden und gewiffenhaften deutſchen Staatsmannes zu adıten, und 
wir nehmen an, baß die Gründe, auf benen fie beruht, je nach den gegebenen 
Berhältniffen von Gewicht fein können. Wir haben fchon wiederholt unfere 
gegentheilige Ueberzeugung ausgefproden, deren Verträglichkeit mit den Nis 
folsburger PBräliminarien und dem Prager Frieden und beren Weberein: 
ſtimmung mit Art, 79 der norbdeutfhen Bundesalte nachgewieſen. Jene 
Ueberzeugung bes bayerischen Staatsminifters beruht ‚wohl nur auf einer von 
ber unjerigen abweichenden Auslegung der genannten Staatsverträge und auf 
allgemeinen politifchen Anſchauungen über bie Lage der Dinge in Dlitteleuropa. 
Belondere Vorgänge, insbefondere Aeußerungen betheiligter oder fremder 
Mächte in politiihen Verhandlungen ober biplomatiihen Aftenftüden, auf 
welche ſich die ausgefprochene Weberzeugung ftüßen könnte, find ims nicht 
befannt. Die großh. Regierung glaubt, daß der Augenblid kommen werbe, 
welcher ben jübdeutschen Staaten geflattet, fich als vollzählende Glieder dem 
fih neu geftaltenden Deutihland anzuſchließen; fie ift bemüht, durch Hands 
lungen bie Borausfegungen zu Schaffen, welche unjer Land berechtigen werben, 
bie nationale Einigung zu verlangen; fie wird fi) aber glüdlich fchäßen, 
wenn dieſe Einigung mit dem Norden in Gemeinfchaft mit ben Nachbarn 
füblih vom Main erfolgen fann, und wird bis dahin ftets, wie in ben frags 
Jihen Verhandlungen, zu jedem einleitenden Edritt im Verein mit ben 
übrigen fübdeutichen Regierungen bereit fein.‘ 
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15.23. Oct. onferenz ber deutſchen Erzbifchöfe und Biſchöfe in Fulda. 
Die öfterreihifhen Bilhöfe find (wegen bes in Defterreih eben 
ausgebrodhenen Rampfes um das Concorbat) abgehalten, daran Theil 
zu nehmen. Die Beihlüffe ver Conferenz werben nicht veröffentlicht. 
Zu den auch politifch bebeutjamen gehört eine Verftändigung über 
möglichfte Hebung und Unterftüßung ber politifcy= kath. Tagespreſſe 
unter der Leitung der Biſchöfe. 

17. Det. (Württemberg). Die ſtaatsrechtliche Commiſſion ber II. 
Kammer beſchließt mit 5 gegen 3 Stimmen, darauf anzutragen, 
daß das Schutz- und Trutzbündniß mit Preußen nur mit der für 
Verfaſſungsveränderungen nöthigen Zweidrittelsmajorität angenommen 
werden könne, indem es weſentliche Souveränetätsrechte des württ. 
Staatsoberhaupts bleibend auf einen fremden Souverän übertrage, 
und daß die Kammer das Bündniß ſelber verwerfen möge. 


18. „ (Württemberg). Zuſammentritt des Landtags. 

”»  » (Baden). Die II. Kammer genehmigt das Schutz- und Truk- 
bündnig mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme. 

19. „ (Baben). Die II. Kammer genehmigt einftimmig die neuen 
Zollvereinsverträge. 

21.—22. Det. (Bayern). IL Kammer: Debatte über die neuen Zoll: 
bereinsverträge. Diefelben werden jchlieklid mit 117 gegen 17 
Stimmen genehmigt. 

22,—25. Oct. (Württemberg). Der König fpridt ſich perfönli in 
Friedrichshafen und in Stuttgart offen und entſchieden für Annahme 
des Shut: und Trußbündniffes und der Zollvereinsverträge aus. 

23. Oct. (Bayern). Die II. Kammer genehmigt auch bie Geſetzes— 
entwürfe bez. Zollparlamentswahlen und Salzſteuer gegen eine Minber: 
beit von 13—14 Stimmen. 

”*_  » (Baden). Die I Kammer genehmigt auch ihrerfeits PREIS 
bie neuen Zollvereinsverträge. 

24. (Bayern). II Kammer: Die Regierung legt berjelben ben 
neuen Wehrgejegentwurf vor nebjt einläßliher Motivirung. 

L Kammer: Der Ausſchuß bes Reichsrathes beſchließt mit 9 
gegen 1 Stimme auf Verwerfung ber neuen Zollvereindverträge an: 
zutragen. | 

„—26. Det. (Bayern). Die Ausfiht, daß die neuen Zollvereing: 
berträge vom Reichsrath verworfen werben könnten, bringt bie ge- 
fammte banbeltreibende unb gewerbliche jowie die gefammte Städte: 
bevölferung bes Landes in fieberhafte Aufregung. . Von allen Seiten 
werben Adreſſen und Telegramme gegen eine Zerreißung bes Zoll: 
vereins an ben Reichsrath gerichtet. 

2%. Det. (Bayern). I. Kammer: Debatte über bie neuen Zollvereing: 
verträge, Frhr. v. Thüngen trägt als Referent des Ausſchuſſes auf 
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Derwerfung an. Fürſt Lömwenftein-Wertheim-Rofenberg ftellt ben 
Bermittlungsantrag: 

„In Erwägung, daß bie Kammer ber Neichsräthe flets bereit fein wird, 
für ben Fortbeitand bes Zollvereins und ben großen Nußen, ben berfelbe 
bem ganzen Lande gewährt, die nöthigen Opfer zu bringen, fobald fie fich 
nur auf bem Gebiete ber materiellen Snterejjen bewegen und wenn nicht auch 
unfere Selbftftänbdigfeit bedroht wird, befchließt bie Kammer, den vorgelegten 
Berträgen nur unter ber Bedingung bie Zuftimmung zu ertheilen, baß das 
dem Staate Bayern in ben feitherigen Zollvereinsverträgen zuftehende Recht 
ber Zuftimmung oder Ablehnung aud in ben neuen Verträgen Ausdrud 
findet” — mit dem Bemerfen, durch eine gewiſſe Partei und felbft durch 
preußiihe Agenten feien im Lande große Beforgniffe mwacgeruien worden, 
jo daß ein paniſcher Schreden herrſche; „wir wollen daher beruhigend auf 
bie Gemüther einwirfen, indem wir Preußen bie Möglichkeit bieten, auf neue 
Unterhandlungen einzugehen.” 

Die Kammer fufpendirt bie Sitzung, um dem Ausfhuß Zeit zu 
lafjen, ſich bezüglih des Antrags jchlüffig zu machen unb berjelbe 
beſchließt, fi) ihn anzueignen, worauf berfelbe mit allen gegen 3 
Stimmen angenommen wird. Der Minifter Fürft Hohenlohe und 
ber Frhr. v. Thüngen ale Führer ber Reicherathöpartei gehen noch 
am Abend nad Berlin ab, um fi ohne Verzug barüber zu ver- 
gewiffern, ob Preußen die Bedingung des Reichsraths annehme 
oder nicht. 


26. Oct. (Württemberg). Die ſämmtlichen Handelsfammern bes Landes 


27. 


haben fih nunmehr mit Entichiebenheit für Annahme der Zollvereins: 
verträge ausgeſprochen. 

„ (Württemberg). Zahlreihe Verfammlungen in ben verfchie: 
benen Lanbestheilen ſprechen fich theils für, theils gegen bie An— 
nahme ber Zollvereinsverträge und des Schuß: und Trußbünbniffes 
aus. In Stuttgart erklärt fi eine impofante Volksverfammlung 
für Annahme derfelben, nachdem eben basfelbe bereitd vom Gemeinde: 
rath und vom Bürgerausfhuß und von Geite des fog. liberalen 
Wahlvereins geichehen war. 


28.—31. Det. (Bayern), Die öffentlihe Meinung ift überzeugt, baß 


Preußen fih zu der Bebingung bed Reichsraths für Genehmigung 
ber Zollvereinsverträge nicht verftehen werbe und von allen Geiten 
werben neuerdings Deputationen, Abreffen, Telegramme an ben 
Reicherath für bedingungslofe Annahme der Verträge gerichtet. 


29. Oct. (Württemberg). II. Kammer: Debatte über das Schub: 


und Trutzbündniß mit Preußen. Der Antrag Probſt's auf Ber: 
ſchiebung bis nad; dem Entjcheide des bayerifchen Reichsraths über 
ben Zollverein wird mit 49 gegen 37 Stimmen abgelehnt, bie 
Forderung einer Zweibrittelgmajorität mit 53 gegen 37 Stimmen 
ebenfo und das Bündniß fehlieglih mit 58 gegen 32 Stimmen 
genehmigt. 

Nede Barnbüler’s: Es fei Hingewiefen worden auf feine politifche 
Bergangenheit; auch ohne biefe Grinnerung wäre es nothwendig gewejen, dem 
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Schein ber Untreue von ihm abzuwenden. Zu biefem Behuf fchildert ber 
Minifter die Parteien und deren Stellung bis zum Sabre 1866 binfichtlidy 
ber deutichen Frage. Die Geichichte Habe num aber auch geſprochen, und es 
fei die deutſche Frage burch einen blutigen Kampf gelöst worben. Die Anz 
erfennung ber Thatfache fer uns in bem Frieden bictirt, von diefer Grundlage 
aus müſſe er handeln; wenn nicht, jo müßte er fich einen Träumer nennen. 
Deutichland Habe ein ſchönes Glied verloren; nun fei bie Frage an uns ges 
treten, iſt Deutichland tobt? Er könne nicht warten bis ein gütiges Geſchick 
bie Dinge wieder wende; vielmehr habe er fich fragen müfjer: was zu ge— 
ſchehen babe, um das, was übrig geblieben, weiter zu entwideln. Sofort 
ſucht ber Mintiter die Confequenzen zu ziehen ans dem Standpunfte ber 
Gegner. Die unmöglichſte Eventualität ſei ein Verbleiben im Anſchluß an 
Deiterreih, darüber wolle er nicht meiter ſprechen; das zweite jei ber viels 
beſprochene Sübbund, das Lieblingsfind des Abg. von Hall; er und Herr 
v. d. Pfordten haben Anfangs gehofft, daß bas Königreih Sachſen und eine 
ſchöne Gruppe, Frankfurt, Naſſau, verbleiben könnten für einen ſolchen Verband. 
Man wiſſe, wie es gegangen fei. Die Vorausſetzung zu einem ſolchen Ver— 
band ſei eine gewiſſe Zuneigung; er frage aber: wie es hätte gelingen ſollen 
bie weftlihen Nachbarn (Baden) in den Schooß eines Sübbunbs zu bringen, 
Bei Bayern komme die Schwierigfeit ber Rheinpfalz Hinzu. Gr führe bie 
Herren num in das eigene Land, in ben eigenen Saal, und frage: wie viel 
verfchiedene Anfichten find nur in diefem Saal? Diefer Südbund, melden 
Zweck müßte er denn haben? Die Neutralität, jage man. Zu biefem Behuf 
gebt der Minifter auf die Gefhichte ein, zunächſt auf bie Staaten, weldye 
eine garantirte Neutralität haben, die Schweiz, für deren Neutralität das 
neutrale Gebiet von Savoyen, das von Frankreich incorporirt worden, ein 
ſchlagendes Beiſpiel ſei; Krakau; Yuremburg, über defjen Neutralität man 
bie Auslegung im engliihen Parlamente kenne; Belgien, welches Antwerpen 
nit einem Aufwand von 100 Mil. zu einer Feſtung gemadt habe. So 
febe diefer Staat die Neutralität an. Uns aber babe Niemand die Neutras 
Ittät angeboten. Man fage wohl, man fete Gut und Blut ein; aber wie 
ftehbe es mit der That, mit ber Opfermilligfeit? Diejenige Kraft der Ent 
fagung, diejenige Opferwilligfeit, welche eine ſolche Stellung verlange, finbe 


man bei ung — e8 jei ihm leid zu jagen — nidt. Es bleibe demnach 


übrig, daß Württemberg, Baden und Bayern jebes für fi handle, Wenn 
Gefahren drohen, dann frage es ſich: wär’ es nicht fehr möglih, daß bie 
Kleinmüthigfeit in den Fleinen Staaten ben europäiſchen Intriguen Thür 
und Thore öfine? Menn in einem folden Fall die Kleinftaaten ſich charak— 
terlos benehmen, fo liege es nahe, daß bie Großitaaten über ben Heinen fi 
bie Hand bieten und fie als Ausgleihungsobject benügen. Man möge zurüd: 
fehen auf die Gefchichtel Wenn das Alles To fei, fo führe diefer Standpunft 
des Aufgebens ber Nationalität mit abjoluter Logik zu einem Anichluß an 
ranfreih, was eine nationale Unmöglichkeit fei. Mas habe anderes übrig 
leiben können, als fi umzufehen nach bemjenigen Staat, welcher der größte 
in Deutſchland fei, nad; Preußen. Allerdings, wer jagen Fönne, Preußen fei 
ber größte Feind von uns, der habe nicht auf dieſen Gedanken fommen fünnen, 
Er frage nun, was ber Allianzvertrag ſei? Er ſage ausbrüdlich: deriefbe ſei 
abgeſchloſſen worden zur DVertheibigung ber Antegrität Deutichlande. Dean 
babe gegenjeitig mit einander abgefchfoften, in der Nbjicht, den Bertrag treu 
und redlih zu halten, unb fo lange er im Rathe ber Krone jei, werbe er 
bafür einftehen, baß er lohal und treu gehalten werde. Daß aber die Frage, 
ob man eine Cognition über ben casus foederis habe, eine unzweifelhaft zu 
bejahenbe ſei, das wolle er beweifen. Die Regierung fei von Preußen gefragt 
worden, ob fie den Zal von Luremburg als casus foederis anlehe. Die 
Antwort von ums ſei ergangen: man müſſe erit die betreffenden Berhältnifie 
Tonnen und würdigen, Die Antwort jei auch genügenb erfunden worben. 
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Der Minifter ſpricht fofort über ben Charakter bes Vertrags. Der König 
von Preußen babe über bie ſtrategiſchen Bewegungen, des Heeres zu dispo— 
niren, aber mehr jtehe ihm nicht zu. Es fei behauptet .worben, baß bie 
Militärlaft eine außerordentlich große werde; aber wir müffen ein gutes Heer 
unterhalten, wenn wir nidt die Erfahrungen machen wollen, bie man im 
vorigen Jahre geniacht habe. Der Minifter verliest ein Aftenftücd vom Grafen 
v. Bismard, in welchem berjelbe über das Princip ber allgemeinen Wehr: 
pfliht und deſſen Bortrefflichkeit ſich ausſpricht, im übrigen bie Regelung 
bes Militärweſens zunächſt den ſüddeutſchen Staaten anbeimgibt, und mur 
anheutet, daß weitere Vereinbarungen hierüber gefclofjen werben jollen. Die 
Kammer werde bemnacd wohl aus eigenem Antriebe dafür zu forgen haben, 
jagt der Minifter, daß ein gutes Militärigftem durchgeführt werbe. - Der 
Allianzvertrag an und für ſich nöthige fie hiezu nicht. Er fei von Sr. Maj. 
beim König nad Anhörımg des Geheimenraths zu der Erflärung ermäch— 
tigt: daß bie in dem Antrage der Abgeordneten Zeller, Duvernoy, Röbinger, 
v. Mehring zu der Genehmigung des Allianzvertrags beantragten Voraus: 
ſetzungen vollftändig begründet jeien.. Von. Seiten der Gegner babe man 
biefen Allianzvertrag mit einer großen Peichtigfeit verwandelt in einen Ein— 
tritt in ben norbbeutichen Bund. Die Regierung habe aber ben Vertrag ab: 
geihloffen, um ein gewiffes Verhältniß zum Norden zu erhalten, aber nicht 
um in ben Norbbund einzutreten. Man habe fi in das naturgemäße Vers 
hältniß zu Preußen gejegt. Dean könne den nationalen Gedanken nicht tobdts 
ſchlagen. Der Minifter wendet ſich zu der Frage bezüglich Deutſchöſterreichs, 
und fagt: die Deutſchen in DOefterreih wünihen, daß ihre Stammesgenofjen 
bas Bild der Kraft und der Einheit barbieten, und es ericheine dieſe Anz 
ihauung. auch ganz naturgemäß, benn durch einen großen Bund in Deutich: 
land erhalten die Deutichöfterreicher einen fihern Halt gegen bie jlavifchen 
Beftrebungen. Der Minifter kommt auf bie Verhandlungen zu ſprechen, 
welche von Mürttemberg, Bayern und Baden gepflogen worden find zur Res 
gelung ihrer Berbälinitie mit dem Nordbund, insbejondere binjichtlih bes 
Zollvereins. Man babe fi dahin verftändigt, daß feiner ohne den andern 
jih in die Verhandlungen einlaffen folle, aber ausdrücklich haben die Regier— 
ungen ber fübddentichen Staaten ausgeſprochen, baß an dieſe Verhandlungen 
ſich anfchließen folle die Vereinbarung eines freundlihen Verhäftniffes mit 
Defterreih. Der Minifter fommt nun zu ber Frage: in welchem Zuſammen— 
bang unter fich der Allianzvertrag und der Zollvereinsvertrag ftehen. Er jagt: 
beide Verträge ftehen in einer nothwendigen Wechſelwirkung; ber Bündniß— 
vertrag bilde einen integrirenden Theil des Zollvertrags, und ftehe noch weiter 
im engfien Zuſammenhang mit dem zu gleicher Zeit abgeſchloſſenen Friedens— 
vertrage, Im Uebrigen mögen bie Mitglieder bes Haufes bieß nicht als eine 
Preſſion anfehen. Er betrachte den Vertrag als einen für Württemberg 
günftigen, er ftehe nicht vor der Kammer, um fie um Verzeihung zu bitten; 
er babe bie Ueberzeugung einen guten Vertrag gefchloffen zu haben. Was er 
gefprochen habe, habe er zugleich im Namen feiner Herren Gollegen geſprochen. 
„Das Haus mag enticheiden. Ich erwarte feflen Mutbs den Richterſpruch 
der Geſchichte Württembergs.“ 


30. Oct. (Bayern). Fürſt Hohenlohe und Frhr. v. Thüngen kehren, 
wie erwartet wurde, unverrichteter Dinge von Berlin zurück, da 
Preußen das Anſinnen mit ausdrücklicher Hinweiſung auf bie öffent— 
liche Meinung in ganz Deutſchland und auf den bezüglichen Beſchluß 
des nordd. Reichstags entſchieden abgelehnt hat. 


Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen 12 Stimmen unter 
Namensaufruf „ber bon ber Kammer ber Reichsräthe bejchloffenen 
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Mobification nicht beizutreten, vielmehr auf ber bebingungslofen 
Genehmigung ber Verträge zu beharren” mit dem Zuſatze: 

„Die zuverfichtliche Erwartung auszufpreden, die Staatsregierung werbe 
dahin wirken, daß die Präfidialmaht Preußen das ihr in Art, 8 5 12 bes 
Zollvereinsvertragse vom 8. Juni 1867 eingeräumte Einfpruchsrecht nicht in 
— ben wirthſchaſtlichen Intereſſen Bayerns nachtheiligen Weiſe ausüben 
werde,” 

I, Kammer: Der Ausfhuß beihließt mit 8 gegen 1 Stimme 
nunmehr feine Oppofition fallen zu Iaffen und auf bebingungslofe 
Senehmigung ber Zollvereindverträge anzutragen. 


31. Oct. (Bayern). Die I Kammer fügt fi der Zwangslage und 


Ipriht mit 35 gegen 13 Stimmen bie unbebingte Genehmigung ber 
Zollvereinsverträge aus. 

II. Kammer: Der ultusminijter legt ben neuen Schulgefeb: 

entwurf vor und beantwortet zugleich bie Adreſſe ber Biſchöfe an 
ben Künig auf den Befehl desjelben ablehnend, indem er einerfeits 
bie barin ausgejprochenen Befürdtungen als eines hinreichenben 
Grundes entbehrend erflärt und anberjeits die Mechte des Staates 
nachdrücklich wahrt. 
„C(GWürttemberg). IH. Kammer: Debatte über die Zollvereing: 
berträge. inftimmig wird beichloffen, daß eine Zweibrittel-:Majorität 
für Annahme nothwendig fei und biefe dann mit 73 gegen 16 
Stimmen ausgefproden. 


4, No. (Württemberg) Die I. Kammer nimmt bie Zollvereins: 


berträge einſtimmig, das Schub: und Trutzbündniß mit 23 gegen 6 
Stimmen an. Zwei Mitglieder ſprechen fih in der Discuffion ent: 
ſchieden für einen Eintritt Württemberg in ben norbd. Bund aus, 


»„ (Zollverein). Auswechslung ber Lollvereinsverträge vom 
8. Juli in Berlin. Preußen knüpft feinerjeits gegenüber ben jüb- 
beutihen Staaten die Vorausſetzung daran, „baß bie rechtliche Ver: 
bindlicyfeit der Schuß: und Trußbünbniffe vom Auguft 1866 von 
benfelben nicht in Frage gejtellt werde.“ 


» (Baden). Die II. Kammer befchließt gelegentlich des Budgets, 
bermalen die Geſandtſchaften in Münden, Stuttgart und Darmftabt 
noch zu belaffen, dagegen diejenige in Wien auf einen bloßen Ge— 
[häftsträger zu rebuciren und bie Gefandtihaft in Florenz und ben 
Militärbevollmädhtigten in Berlin demnächſt eingehen zu laſſen. 
Minifter v. Freydorff äußert ſich bei ber Debatte bez. der Geſandſchaſt in 
Münden: „Bayern ijt der nad Größe und Einwohnerzahl bebeutendite füds 
deutſche Staat, fein Thun und Paffen in der deutſchen Frage von äußerfter 
Wichtigkeit für die Geftaltung bes Verhältniffes zwifhen Süd- und Nord: 
beutihland, fein Verhalten in irgend einer Krifis, in irgend einem drohenden 
Eonflict mit dem Ausland von der größten Bedeutung fir unjere Lage; wir 
an im fleten Verfehr mit München fein, wie er nur durch eine beftärbige 
Geſandtſchaft Hergeftellt werben kann; und über alles aus Bayern für uns 
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Wiffenswerthe kann nur eine ftänbige Gefandtichaft zuverläfiige Auskunft 
geben. Dazu Fommt, daß über furz oder lang bie beutiche Frage zu einem 
Austrag kommen wird, Auch wenn dies auf bie einfachlte Weife, durch 
einen Staatsaft, durch irgend eine Art des Anfchluffes an ben norbbeutichen 
Bund geſchieht, müffen wir bis bahin in Berlin, Münden und Stuttgart 
auf unjer Ziel binarbeiten, in allen biefen Reſidenzen Fühlung behalten, um 
zu wiſſen, was dort gewünfcht, gethan, eritrebt wird, um, wenn immer mög: 
lich, in Webereinfiimmung und &emeinfhaft mit ben in gleider Lage bee 
findfichen fübdeutfhen Staaten zu bandeln. Noch unentbehrlicher ift bie. 
biplomatifhe Vertretung an biefen Orten, wenn bie deutfche Frage nicht 
mit einem Schlag und Staatsakt abgeichloffen wird, ſondern allmälig, 
durch einzelne Verhandlungen, Verabredungen und Verträge ihrem Ziel ent- 
gegengeführt wird, wenn fie den Weg fortwanbelt, welder in ben Allianz= 
verträgen, Militärconferenzen, ZollvereingsBerträgen eingefchlagen wurde. Alle 
folhe Angelegenheiten verurfahen Verhandlungen, welde nur mit Hilfe einer 
regelmäßigen diplomatifhen Vertretung raſch eingeleitet und zu Ende geführt 
werben fönnen, in benen bie Anſchauungen ber großh. Megierung nur mit 
Hilfe einer ſolchen Vertretung thunlichft zur Geltung gebracht werden können.“ 


8. Nov. (Baden). Die II, Kammer nimmt das neue Gejch bez. 
Dereins: und Berfammlungsredt faft einftimmig an. 

9. „ (Baden). Die I. Kammer nimmt das neue Minifterverant- 
wortlichfeitsgefeß mit den Mobificationen der Commiſſion einftimmig an. 

12. „ (Baden). Die I. Kanmer nimmt dag neue Preßgeſetz mit 
großer Mehrheit an. Einige Punkte bleiben indeß noch unerlebigt. 

14.— 18. Nov. (Bayern). I. Kammer: Der Socialausſchuß legt ben 
Entwurf bes neuen Gewerbegeſetzes mit Gewerbefreiheit (au für 
bie fog. Preßgewerbe) vor. Ein Antrag auf Ablöfung ber Real: 
rechte wird mit allen gegen 12—15 Stimmen ohne Zählung ver: 
worfen und ber Gejehesentwurf mit allen gegen 15 Stimmen ans 
genommen. 

16. Nov. (Hefjen) nimmt die Einladung Frankreichs zu einer euro— 
päilhen Gonferenz über bie römifhe Frage, angeblih aus Rückſicht 
für feine kath. Bevölkerung, fofort an und wird dafür von Preußen 
buch eine Dep. ſcharf getabelt (f. Preußen). 

21. „ (Bayern) proteftirt gegenüber Preußen gegen bie von biefem 
den Natificationsurfunden der Zollvereinsverträge am 6. Nov. beige: 
fügte Bedingung und alle Confequenzen, bie man etwa baraus ab: 
leiten wollte, da es diefe Bedingung als von Seite Bayerns erfüllt 
und baher den Zollvereinsvertrag als einfach von Preußen ratificirt 
betrachte. Preußen ertheilt darauf Feine Erwiederung. 


22. „ (Baden) Die II Sammer nimmt nad viertägiger “Debatte 
das neue Wehrgeſetz, das fi aufs engfte ben Beftimmungen bes 
norbd. Bunbes anjchließt, mit allen gegen 2 Stimmen an. 

30. „ (Baden) Die I Kammer nimmt das neue Wehrgefeh ein: 
flimmig an. 


4.—T7. Dec, Militärconferenz ber ſüddeutſchen Staaten in Münden 
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(nunmehr ohne Heffen) auf Grund der Befchlüffe der Stuttgarter 
Eonferenz vom Februar. Die Beſchlüſſe werben nicht veröffentlicht, 
bon ben Regierungsorganen aber als „befriedigend“ bezeichnet. 


6. Dec. (Baden). Die II. Kammer befchließt mit 44 gegen 3 Stim— 
men (2 Ultramontane und 1 evang. Proteftgeiftlicher), den Groß— 
herzog in einer Adreſſe zu bitten, noch auf bem gegenwärtigen 
Landtage den Ständen einen Geſetzesentwurf vorlegen zu laſſen, 
welcher die Einführung ber obligatoriichen bürgerlichen Trauung und 
die Uebertragung der Standesbuhführung an befondere Beamte 
bürgerlihen Standes zum Gegenftanb habe. 


7, „ (Baden). IL Kammer: Gelegentlih einer Anfrage bez. der 
Feſtung Raftatt bemerkt der Minifterpräfident Matthy, daß Baden 
wohl früher in ben norbdeutfchen Bund würde eintreten können, ehe 
Unterhandlungen mit den anderen ſüdd. Staaten über gemeinfchaft: 
liche Unterhaltung Raftatt8 und Ulms zu einem Refultate führen 
werben, 


» (Baden). Die II, Kammer erledigt zwei noch umentichieben 
gelafiene Punkte des Preßgeſetzes, indem fie die polizeiliche Beſchlag— 
nahme bejeitigt und eine Neihe von Preßvergehen den Geſchwornen 
überwieſen wiſſen will, Das Preßgeſetz wird darauf als Ganzes 
mit allen gegen 9 Stimmen angenommen. 


10. „ (Bayern). Die I Kammer ftimmt dem Entwurf eines neuen 
Gewerbegeſetzes mit Gewerbefreiheit ebenfalls bei, doch mit einigen 
Modificationen namentlich bez. der Preßgewerbe. 


„ (Württemberg). I. Kammer: Minijter Varnbüler . erflärt 
bei Gelegenheit des Budgets des Ausw. „es ſei entſchiedene Anficht 
der Negierung, daß, nachdem fie bie beiden Verträge mit Preußen 
‚ abgeichloffen und damit ihre nationale Prliht erfüllt habe, Fein 
Grund fei, über biefe Grenzlinie hinauszugehen.“ 


12,.—17. Dee. (Bayern). II Kammer: Debatte über das neue Wehr: 
geſetz. Referat des Abg. v. Stauffenberg. 

Art. 2 des Entwurjs, wonach die Zahl der jährlich in bie active Armee 
zur Herftellung des Yormationsftandes Cinzureibenden je für die Dauer von- 
zwei Jahren durch Geſetz (Contingentsgeſetz) beitimmt werben joll, wird an— 
genommen, trotzdem fich ber Kriegeminifter dagegen erklärt, weil dadurch ber 
Regierung ein ihr bisher zugeitandenes Recht entzogen werde, weldyes niemals 
mißbraucht zu haben fie fich bewußt fei. — Bei Art. 24 (Mräfenzzeit) wird 
beantragt, das Marimum berjelben bei ber. Anfanterie auf zwei Jahre ger 
feßlich ſeſtzuſtellen, der Antrag jebod, vom Meferenten und vom Kriegs— 
minifter befämpft, mit ftarfer Mebrheit verworfen und der rt: -in der 
Faſſung des Ausschuffes angenommen: „Die Angehörigen der acttiven Armee, 
einſchließlich der Erjagmannfchaft, find auch im Frieden der jeberzeitigen Eins 
berufung und Präfenzpflicht unterworfen, follen jedoch nur bis nad voll: 
endeter militärifcher Auebildung, fowie zu vorübergebender Dienftleiftung für 
Erhaltung der gefeglihen Ordnung präjent gehalten werden,“ (Der Striege: 
müniſter erflärt, daß er im Budget für 1866 tharjächlich eine zweijährige 


9, 
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Präſenz nur darum angenommen habe, weil er feine Möglichkeit vorauss 
geſehen habe, eine längere bewilligt zu erhalten.) 

Das ganze Geſetz wird ſchließlich mit allen gegen 15 Stimmen 
angenommen. 


13.—19. Dee. (Baden). II Kammer: Berathung des neuen Schul: 


gefeßed. Der Entwurf der Negierung wird den Anſprüchen der 
Kirche gegenüber mehrfach "entidieden verſchärft, indem ſich bie 
Kammer für Schulgwang jtatt (nad) ber Regierungsvorlage) bloß 
für -Unterrichtszwang entiheidet und mit allen gegen 5 Stimmen 
bie kirchlichen Corporationen von dem Recht, Schulen zu errichten, 
ausdrücklich ausſchließt. Der confeffionelle Charakter der Schule 
wird zwar beibehalten, aber gemifchte Schulen für zuläjfig erflärt 
und das ganze Geſetz fchlieflih mit allen gegen 3 Stimmen an: 
genommen. | 


— Dee. (Helfen). Die Regierung veröffentlicht den nunmehr ausge: 


20. 


22, 


23. 


arbeiteten Entwurf eines Givilproceßgefeßes, aber nur mehr ale 
ſchätzbares Material für die vom nordb. Bundesräth zu gleichem 
Zwecke beichloffene Commijfion, im Gegenſatz gegen ihre frühere, 
am 23. Mai von ber II. Kammer mit 31 gegen 4 Stimmen ge: 
billigte Abficht, mit einer folchen Gefekgebung felbjtändig vorzugehen. 
» (Württemberg). Die U. Kammer nimmt bie neue Gerichts: 
verfaflung (mit Schöffen für alle Fälle der Strafrechtepflege) mit 
64 gegen 22 Stimmen an. 


» Baden). Eine Anzahl Kammermitglieder, worunter auch 4 
Minifter, erlaffen eine Anſprache an das Volk, in ber fie fi für 
eine Ausdehnung der Competenz bes Zollparlaments erflären. 


„ (Württemberg). II, Kammer: Die Regierung legt berjelben 
ben Entwurf eines neuen DBerfaffungsgefeßes betr. die Zujammen- 
jegung und die Wahl bes Landtags vor, 

Eine Note ſämmtlicher Minifter erläutert ben Standpunft, von 
ben die Regierung bei ber Vorlage ausgegangen jei. „Der Regierung fteht 
nad alljeitiger Prüfung bie Frage feſt, daß die Erfüllung des am jie ge: 
ftellten Berlangens, Behufs einer Nevifion ber Berfaffung einfeitig eine nad) 
Maßgabe ber Beitimmungen vom 1. Juli 1849 zu wühlende Lanbesver: 


- jammlung zu berufen, rechtlich wie thatſächlich unmöglich if. Rechtlich 


unmöglid, weil biefe Beftimmungen nach ber Natur ihrer Entſtehung und 
nach den für ihre Verabichiedung maßgebend geweſenen Grunbjäßen über: 
haupt nur cinen tranfitorifchen Character Hatten und haben fonnten, wie bies 
hinſichtlich ihrer weientlihen Grundlagen auch in ber Gnticheidung bes 
Staatsgerichtshofg vom 4. September 1850 anerfannt ift; thatſächlich 
unmöglich, weil nad benfelben bie Gonftituirung und bamit bie Eriftenz ber 
Landesverfammlung burd die Ablegung eines Eides [auf bie Reichsver— 
faffung?] bedingt wäre, der jedenfalls jetzt nicht mehr zuläffig und möglich 
if. Demgemäß ift eine Revifion ber Berfaffung auf dem burd fie ſelbſt 
vorgezeichneten Wege herbeizuführen. Die Grundlage für eine ſolche ift durch 
bie Faktoren von jelbit gegeben, bie fih an dieſer NRevifion zu betheiligen 
haben und mit denen man zu rechnen hat. Es kann ſich nicht barum hans 
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bein, auf dieſem Wege abftracte Principien zur Durchführung zu bringen, 
fondern es ift ber Boden ber beflehenden Verfaffung zum Ausgangspunkt für 
biefe Revifion zu nehmen und von biefer feften und gegebenen Grundlage 
aus bie Uebereinftimmung mit ben Forderungen ber Gegenmart, jo weit de 
als berechtigt anzuerkennen find, herbeizuführen. Die Lölung diefer Aufgabe 
bat ber Entwurf unternommen. Mag feine Vorlage manden Erwartungen 
und Wünſchen nicht entiprechen, jo wird bie unbefangene und umſichtige 
Prüfung feines Inhalts zugeben müffen, daß ber Entwurf beftehenden Ges 
brechen abhilit und unjere Lanbesvertretung durch ihn in ber Hauptiache mit 
bem in Einflang fommt, was bie weitere Entwidelung bes conftitutionellen 
Lebens in Deutfchland feit dem Beſtehen unjerer Berfaffung fordert. Nach 
bem Entwurfe joll der Landesvertretung das Recht ber Snitiative für bie 
Gefepgebung eingeräumt, und für die Art und Weife der Ausübung dieſes 
Rechtes nur das vorgefehen werben, was ber Ernft und bie Wichtigkeit dieſer 
Aufgabe fordert. In Uebereinſtimmung und wefentlih im Confequenz ber 
gegebenen Grundlage hält der Entwurf an dem Zweikammerſyſtem feft, das 
auch alle anderen Staaten vom Umfang MWürttemberg’s eingeführt haben. 
Es wird aber eine entfprehende Umbildung der beiben ben Landtag con— 
ftituirenden Kammern vorgefchlagen. In der zweiten Kammer fommt ber 
Entwurf burdy bie bdirecte Wahl der Abgeordneten ber Dberamtöbezirfe 
mitteljt allgemeinen Stimmrechts und geheimer Abſtimmung einer Forderung 
ber Zeit entgegen. Es ijt biejes Wahlrecht an Feine anderen Beichränfungen 
ald diejenigen gefnüpft, die fih aus ben rechtlichen Wirkungen erlittener 
— und der nicht vollkommenen Rechtefähigkeit ergeben, während bie 
für die Ausübung des Mahlrechts ſelbſt gegebenen Borichriften nur ben 
Zweck haben, die allgemeine Betheiligung an der Wahl und die freie, von 
feiner Seite beeinflußte und behinderte Wahl zu fichern. Die frage, ob bie 
Feſtſtellung des Wahlergebniffes auch fernerkin nach den Majoritäten bes 
Bezirks oder nach ben Majoritäten des Landes, letzteres im Anſchluß an bie 
in ber Wiffenfchaft erörterten Principien von Hare und Stuart Mill, zweck⸗ 
mäßiger erfolge, ift im Sinn ber Beibehaltung der beſtehenden Einrihtung 
für die Wahl nach Wahlbezirken in der Erwägung entfchieben worben, baß 
bie Frage wiljenfchaftlid noch weiterer Nbflärung bedarf, ehe ihre Prin— 
cipien im bas Leben eingeführt werden können. Daß ber Uebergang von 
bem Wahlſyſtem ber Berfafjungsurkunde, dns den Höherbeſteuerten ein bes 
deutendes Uebergewicht gegen bie Niedererbefteuerten einrkumt, zu bem allge 
meinen bitecten Stimmrecht ein bedeutendes Entgegenfommen gegen bie For— 
berungen ber Zeit befunbet, fann Niemand in Abrede ziehen. Wenn aber 
biefem Principe gemäß der Steuer bei ber Wahl ber Abgeordneten ber Ober: 
amtebezirfe gar fein Einfluß und feine Bedeutung für das Wahlrecht einges 
räumt ift, wäßrend gleihwohl die ber zweiten Kammer für Finanzfragen 
ſchon feither zugeftandene Prärogstive auch fernerhin beibehalten werben * 
ſo iſt es um ſo mehr geboten, der hervorragenden Steuerkraft des Landes, 
ſowie denjenigen Kirchen, deren Eigenthum unvermiſcht mit dem Staatsgut 
verwaltet wird, ihre Vertretung im dieſer Kammer zu ſichern. Es ſollen 
deßhalb nah dem Entwurfe den nach dem allgemeinen Stimmrecht gewählten 
Bezirksabgeorbneten 24 von denjenigen Steuerpflichtigen gemählte Abgeordnete 
an bie Seite treten, welche wenigjtens 100 fl. directe Staatsfteuer entrichten. 
Nah dem ungefähren Verhältniſſe, in welchem bie einzelnen Steuerquellen 
zu ber birecten Gefammtflantsfieuer von Grunbeigenthbum und Gebäuden 
einerfeits und den bewerben fowie fonftigem Einfommen anbererjeits bei: 
tragen, follen von biefen Abgeordneten 16 auf bie erfigenannten und 8 auf 
bie zuleßt angeführten Steuerquellen entfallen. Die proteftantifhe Kirche foll 
burch 4 von ber Landesſynode gewählte, bie Fatholifche Kirche durch zwei ger 
wählte Abgeordnete vertreten werben, von melden ber eine burd die Mit: 
glieder bes Domfapitels, der andere durch die Geiftlichfeit der Landfapitel ges 
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wählt wird. So gewiß das allgemeine directe Stimmredt feine Berechtigung 
darin hat, daß ber Staat jedem, auch bem feine birecte Steuer zahlenden 
Angehörigen Pflichten und Feiftungen für ben Staat auferlegt, fo wenig folgt 
aus der Anerkennung der Nichtigkeit dieſes Grundſatzes das, daß bie nad 
bem allgemeinen Stimmrecht Berufenen allein berufen und berechtigt find, 
bei der Enticheibung über Finanziragen mitzumwirfen und biejenigen von ber 
Entſcheidung auszufchliegen, melde hiezu feither vorzugsmeife ben Beruf 
hatten. Sind bie Leiftungen an ben Staat doppelte, perſönliche unb Leitungen 
an Gelb, und haben bie Landesvertretungen ihre Entitehung wie ihre innere 
Berechtigung weſentlich ber letteren Leiftung zu verdanken, jo ift bamit bie 
Nothwendigkeit der Berüdfichtigung ber höheren Steuerfraft bei ber Ver: 
tretung bes Landes von jelbit bargethan. Aber auch die Kirche hat ihre 
Beriretung in der 2. Kammer zu fordern, weil ihr Eigenthum unvermifcht 
mit dem Staatsgut verwaltet wirb und die in der Verfaffungsurfunde in 
Ausjicht genommene Ausiheidung des Kirchenvermögens aus dem Staatsgut 
jetzt nad ben mannigfahen Veränderungen, bie mit demſelben vorgegangen 
find, in gerechter Weije geradezu als eine Unmöglichkeit bezeichnet werben 
darf. Ihre Organe haben auch diejes Recht der Vertretung in ber zmeiten 
Kammer ausdrüdlih in Anfpruch genommen. Dagegen war dem Charakter 
ber zweiten Kammer entiprechend auch für bie Kirche die Forderung zu ftellen, 
daß ihre Vertreter, foweit fie im der zweiten Kammer ihren Gi einnehmen, 
aus der Wahl der biefür nach der Kirchenverfaffung geeigneten Organe her— 
vorgehen, und es ift die Art und Weile ihrer Wahl in vollem Ginvernehmen 
mit ben kirchlichen Organen, insbejondere, was bie Fatholifche Kirche betrifit, 
mit deren Zanbesbifchof geregelt worden. In ber erfien Kammer findet die 
Beibehaltung bes Landjtandichaftsrechtes der Mitglieder des königl. Haufes 
und der Stanbesherren in ben gegebenen Berhältniffen ihre Begründung. 
Daß biebei ber jeither der zweiten Kammer zugewiefene Vertreter ber Landes— 
univerfität und brei Wertreter der beiden Kirchen ihren Sitz in ber erften 
Kammer einnehmen follen, wird eben fo wenig einer näheren Rechtfertigung 
bebürien, als ber Vorſchlag, nad dem Vorgange anderer Nerfaffungen und 
in Uebereinftiimmung mit dem ber beftehenben Verfaſſung zu Grunde liegenden 
Prinzip ben größeren Städten bes Landes eine bejondere Vertretung in ber 
erften Kammer durch von der Gemeinbevertretung zu erwählende Abgeordnete 
einzuräumen. Der Aufgabe und Bebeutung ber erjten Kanımer entjprechend, 
follen diefen Mitgliedern 8 von den SKreisverfammlungen gewählte und 10 
von bem Könige je für bie Dauer einer Wahlperiode ernannte Mitglieder 
binzutreten. Dieſe beiden Borfchläge werben eben fo wenig einer eingehenderen 
Auseinanderjegung bedürfen, als der in dem Rechte begründete Antrag, daß 
jeden der bereits ernannten lebenslänglihen Mitglieder fein Sit in ber 
eriten Kammer gewahrt bleibt. Das Recht ber Stellvertretung endlich, bas 
bis jeßt für bie erblichen Mitglieder ber Kammer in fehr ausgebehnter 
Weiſe befteht, fol in ber feinem Zweck entiprecdhenden Weife auf die Ver: 
tretung durch ben nächſten Agnaten befchränft, gleichzeitig aber bem katho— 
liſchen Landesbifhof bas Recht eingeräumt werben, an feiner Stelle den 
Generalvifar abzuorbnen.“ 


23. Dec. (Baden). Der Erzbiihof von Freiburg und die von ihm 
berathenen Decane entſcheiden fich neuerdings gegen eine Betheiligung 
ber Geiftlihen an den Localſchulbehörden. 

27. „ (Württemberg). IL Kammer: Die Regierung legt ber: 
felben einen Gejeßesentwurf betr. Reform der Verwaltungsorgani— 
fation vor. 


28. „ (Württemberg). Zwei Fol. Verorbnungen führen eine evan⸗ 
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geliſche Landesſynode ein und regeln das Verhältniß des Miniſteriums 
in Angelegenheiten der evang. Kirche. 

Die Landesſynode ſoll aus 50 von den Didcefanfynoben gewählten Ab= 
geordneten, zur Hälfte geiftlihen und zur Hälfte weltlichen, 1 Abg. ber 
evang.stheol. Facultät ber Univerfität Tübingen und 6 vom Landesherrn 
(Halb weltlich und Halb geiftlih) ernannten Mitgliedern beftehen und zu 
allen kirchlichen Gejegen mitwirken. 


II. 
Oeſterreich. 


1. Jan. Eine ausführliche Depeſche des Frhrn. v. Beuſt an den öſterr. 
Botſchafter in Paris, Fürſten Metternich, ſcheint eine ganz andere 
Stellung Oeſterreichs in der orientaliſchen Frage als bisher einzu— 
leiten: 

Die Depeſche geht davon aus, wie man ſich unmöglich verhehlen könne, 
daß die Mittel, mit welchen man im Laufe ber lebten Jahre den status quo 
im Orient aufrecht zu erhalten verjucht habe, ſich durchaug ungenügend er— 
wielen hätten, um die jteigenden Schwierigkeiten zu bewältigen, und conftatirt 
zunädit, daß die Ereignifje auf Ereta einen gewifjen Nachlaß in der Wider: 
ftandsfraft der Pforte anzuzeigen ſchienen, dba es einem jo geringfügigen 
Territorium möglich geworden fei, bie mufelmännifche Macht fo lange Zeit 
im Schach zu halten. Zugleich babe auch Europa feit dem Pariſer Vertrag 
von 1856 welentlihe Aenderungen erlitten, namentlich yaben die außerhalb 
ber Türkei erfolgten Siege des Nationalitätsprincips nicht ermangeln Fünnen, 
auf bie hriftlichen Bevölkerungen des türfifchen Reiches mächtig zurückzuwirken. 
Die Stipulationen von 1856 Fünnten daher den Bebürfniffen der Gegenwart 
unmöglich mehr genügen. Die Barijer Conferenz felbft habe dieſelben nicht 
aufrecht zu erhalten vermodht und im Gegenfat gegen biefelben ſowohl die 
Bereinigung der beiden Donaufürftenthümer als bie Wahl eines Fürjten nad 
dem Sturze Goufa’s nachträglich zugeſtehen müſſen. Die Depeihe ſchlägt 
daher geradezu eine förmliche „Reviſion“ des Vertrags vom 30, März 1856 
vor. „Der Vertrag von Paris hat den Gedanken feiner Urheber bezüglich 
ber Rechte ber ben Sultan unterworfenen chriſtlichen Völferfchaften im Uns 
gewiffen (dans le'vague) gelaffen. Indem ber Hat-houmajoum ausdrücklich 
erwähnt wird, hat der Bertrag ben Beitimmungen biefes Aftes allerdings 
eine indirecte Beſtätigung ertheilt. Allein die Allgemeinheiten, in denen ſich 
der Firman bewegt und die zum Schuße der Najahs beftimmten Auftitutionen 
lediglich ſtizzirt, ſind nicht geeignet, ernſthafte Garantien zu gewähren. Die 
erſte Aufgabe einer Conferenz beſtände demnach darin, dieſe Ungewißheiten, 
die beſtändige Quelle von Unzufriedenheit für die Ghriften ber Türfei, zu be⸗ 
ſeitigen. Alle dabei intereſſirten Mächte hätten ſich ernſthaft mit der Frage 
zu beſchäftigen, jede hätte den Standpunkt, von dem aus ſie je nach ihrer - 
befenderen Stellung die Verhältniffe aufzufaflen geneigt ift, in’s Licht zu 
Rellen und dieje verſchiedenen Auffaſſungen würden dann in ber Conferenz 
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zur Discuffion fommen. Diefe Bebandlungsweife ſcheint uns das befte Mittel 
dbarzubieten, um zu einem Rejultat zu gelangen, bas einmal erreicht, der 
Pforte mit der ganzen Autorität, bie der einmüthigen Anſchauung Europas 
zufäme, überreicht würde. Indem mir uns bießfalls fo beitimmt ausbrüden, 
wollen wir keineswegs bezüglich der Form vorgreifen, die für angemefjen er- 
achtet werden möchte, um den Vorſchlägen der Conferenz bei ber 5. Pforte 
Eingang zu verichaffen. Es verfteht ſich von ſelbſt, daß dieſe Form derart 
fein müßte, fo weit möglich die Autorität der Pforte zu fchonen und ihre 
Zuflimmung zu erleihtern. Allein Angefichts ber Gefahr, bie befchworen 
werden joll, wäre ber Zweck, ben man erreichen will, von vorneherein vers 
fehlt, wenn bezüglich ber Wirkſamkeit einer ſolchen Intervention Europas 
auch mur ber geringſte Zweifel obwalten Fünnte, Die Arbeit, welche bie 
Mächte auf diefe Art übernähmen, wäre allerdings Feine leichte und vor allem 
aus müßten fie id; hüten, Gombinationen, bie, nach Race, Religion, Stand 
ber Givilifation und materiellen Intereſſen fo verihiedenen Gegenden ange: 
paßt werben follen, gleihfam nad demſelben Diufter Herausfchneiden zu wollen. 
Es müßte darum auch’ reiflih erwogen werben, buch welche Mittel und 
Wege man fi über die Bebürfniffe jeder Provinz in’s Klare ſetzen könnte. 
Wir meinten, e8 wäre das befte, bamit die Organe aller bei ber Frage inter: 
effirten Regierungen zu betrauen, welche in jeder Provinz diejenigen Männer 
zu confultiren hätten, weldye als Specialitäten gelten und deren Unparteilich 
feit und Einficht anerfannt wäre.” Ein zweiter Punkt fei, fi die Ioyale 
und aufrichtige Mitwirkung aller Mächte zu fihern, namentli auch biejenige 
Rußlands, dem buch den Pariſer Vertrag gewiſſe Feffeln gegenüber ber 
Türkei auferlegt worden feien, bie, wie jehr beflimmt angebeutet wird, nicht 
aufrecht erhalten werden könnten. Schließlich wirb erörtert, baß es zweck⸗ 
mäßiger fein bürfte, einen Repräfentanten ber Pforte zu ben Gonferenzen 
nicht zuzuziehen. „Wir denken, bie Pforte würde dankbar die Maßregeln 
annehmen, welde die garantirenden Mächte für geeignet halten werden, um 
einen bauernden Auftand der Dinge auf der Balkanhalbinfel berzuftellen.“ 
Diejelbe wäre dagegen auf ber anderen Geite gegen alle infurrectionellen 
Verſuche, die fie bedrohen, forgfam zu ſchützen, was, wie die Depeiche meint, 
für fie unenblid viel werthvoller wäre, als felbjt zu ben Gonierenzen zus 
gezogen zu werden. Herr v. Beuft wünſcht dringend bie Meinung ber Re— 
gierung des Kaifers Napoleon über dieje Anfihten zu kennen, ba er beab: 
fihtige, die Depeſche auch ben Gabinetten von Berlin, Florenz, London und 
Petersburg mitzutbeilen. 

Die Anregung findet von Geite Franfreihs und der andern 
Mächte Feinerlei Unterftüßung; ſelbſt Rußland findet fi nicht ver- 
anlaßt, daran irgendwie anzufnüpfen. 


2. San. Ein kaiſ. Patent beruft einen „außerorbentlichen Reichsrath“ 


ein, um bie mit Ungarn eingeleiteten Verhandlungen behufs eines 
Ausgleihs in ber DVerfaffungsfrage zum Abſchluß zu bringen: 

Wir Franz Zofeph ꝛc. Auf Grund bes Patents vom 20. Sept. 1865 
bat Unfere Regierung, zur Ausgleihung widerfireitender Rechtsanſprüche in 
Betreff der verfafjungsmäßigen Snftitutionen des Reiche, bie Verhandlung 
mit den Vertretern ber Länder Unjerer ungarischen Krone eingeleitet. Im 

inblid auf den Stand biefer Verhandlung und in ber Abſicht eine gründe 
Tihe, allſeits gerechte und möglichft beichleunigte Löſung ber hochwichtigen 
Aufgabe zu erzielen, haben Wir beſchloſſen die Vertreter Unferer anderen 
Königreiche und Länder zur Mitwirkung zu berufen. So gern Wir geneigt 
* den Rechtsanſchauungen der einzelnen Beſtandtheile des Kaiſerſtaats 
nfere Beachtung zuzuwenden, fo betrachten Wir es doch als Unſere heiligſte 
Pflicht hiebei den geſicherten Beſtand der Monarchie und deren Geſammt— 
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intereſſe als Ziele und Grenzpunkt unverrückt feſtzuhalten. Die Zeitverhält: 
niſſe, die Page des Reichs erſordern es gleich unabweislich, daß bie Ver: 
handlungen über die Verfaſſungsſrage in ber möglich kürzeſten Zeit zu ihrem 
Abſchluß gelangen, und ſonach bie verfchiedenen Rechtsanihauungen und Ans 
iprüche der Königreiche und Länder, welche nicht zur ungariſchen Krone ges 
hören, unter bem ftet6 leitenden Gefihtspunft ber Feſtigung bes Beſtands 
ber Monardie in einer gemeinjamen Perfammlung ihren Austrag finden. 
Ein flarres Feſthalten an einem formellen, bie Verfahrungsmweife in bem 
Ausgleihswert einzig und allein beberrichenden Gefihtspunft würde bie 
Löfung ber Aufgabe flören, das conftitutionelle Princip — welches Wir ent: 
ſchieden gewahrt und für die Zukunft gefichert willen wollen — ernſtlich 
bebrohen, und ber befinitiven Regelung der innern flaatsrechtlichen Verhält: 
niffe gemwichtige Hemmnifje entgegenftellen, jo daß hierdurch bie Gefahren für 
den Sefammtitaat, anftatt gebannt, nur erhöht. werben würden. Indem Wir 
Uns baher bewogen jühlen die Vertreter der erwähnten Königreihe und 
Länder zu einer außerorbentlihen Neichsratheverfammlung zu berufen, und 
bie Berufung. au auf Unſer Herrenhaus ausdehnen, wollen Wir die Be: 
ahtung ber Anſprüche, welche durch eine mehrjährige Wirkſamkeit der Ber: 
treter biejer Länder auf Grund ber Beftimmungen des Reichsrathsſtatuts 
vom 26. Febr. 1861 erworben wurden, mit ber Anerfennung bes Rechts 
verbinden, welches Unſer Diplom vom 20. Det. 1860, bei fragen vom ges 
meinfamen Sntereffe den Landtagen durch Entfenbung ihrer Vertreter einräumt. 
Es if Unfer Wille, daß die Zahl ber zu entſendenden Mitglieder in jebem 
Land derjenigen entipredhe, welche das Geſetz über die Reichsvertretung feſt⸗ 
fegt, und daß von einer Anftructionsertbeilung abgefehen werde. Die brin« 
ende Nothwendigkeit das Ansgleihswerk zu fördern gebietet jedes Hemmniß 
* zu halten. Bezüglich der Deffentlichfeit ‚der Sitzungen und bes Ger 
fhäftsverfehre beider Häufer, deren Präfibenten und Wicepräfidenten Wir 
Uns zu ernennen vorbehalten, ſowie auch in Betreff der Berechtigung Unferer 
Minifter und Chefs ber Centralſtellen an ben Beratfungen theilzunchmen, 
werden bie Beflimmungen ber Gefege vom 26. Februar und 31. Juli 1861 
maßgebend fein. Da die jehsjährige Wahlperiode für die Landtage ſchon in 
nächſtet Zeit abläuft, und dba Wir Unfern Völkern bei einer jo hochwichtigen 
Aufgabe bie erneuerte Ausübung des Wahlrehts gewahrt willen wollen, 
finden Wir Uns bewogen eine Neumahl der Lanbtagsmitglieder eintreten zu 
laffen. Indem Wir ſonach auf ben patriotiſchen opferwilligen Sinn Unferer 
Völker zählen, indem Wir erwarten, daß in Würdigung bes tiefen Ernftes 
der Lage bie Einzelinterefjen fih willig dem einen großen Zwed unterorbnen 
werben: das Geſammtreich in ſeinen Lebenebebingungen zu firmen — ver: 
ordnen Wir nah Anhörung Unieres DMinifterratbs, wie folgt: Art I, Die 
Landtage von Böhmen, Dalmatien, Galizien und Lobomerien mit Krafau, 
Defterreich unter und ober der Enne, Salzburg, Steiermarf, Kärnthen, Krain, 
Bukowina, Mähren, Schleſien, Tyrol, Vorarlberg, Iſtrien, Görz und Gras 
disfa find aufgelöst. Art. I. Es iſt umverzüglich zu Neuwahlen für diefe 
Landtage zu fchreiten, Art. III, Die auf Grund der vollzogenen Neuwahlen 
zufammentretenden Landtage, dann ber Stadtrath von Trieit, find auf ben 
411. Februar 1. J. in ihre geleglihen Berfammlungsorte einberufen. 
Art. IV. Die Mittheilung dieſes Unferes Taiferlihen Patents und bie Aufs 
forberung zur Wahl für bie außerordentliche Reichsrathsverſammlung haben 
die alleinigen Gegenftände ber Vorlage und beziehungsweile der Wirffamfeit 
ber einberufenen Landtage und bed Stadtraths von Trieft zu bilden. 
Art. V. Der außerordentliche Neichsrath wird auf den 25. Februar I. J. in 
Unfere Haupts und Refidenzitadt Wien einberufen. Art. VI. Die Beratung 
der VBerfaffungsfrage bat den alleinigen Gegenftand der Thätigkeit dieſer 
außerorbentlichen Reichsrathsverſammlung zu bilden, 
| 16 
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Die öffentliche Meinung in ben deutſchen Theilen des Reiche 
fpricht ſich ſofort ſehr entichieden gegen diefen Schritt des Minijte: 
riums Belcredi aus. 

Die filtirte Februarverſaſſung ſoll dadurch weientlic ganz befeitigt und 
auf bie hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten des Dectoberpatentes zurück— 
gegrifſen werden. Die Landtage ſollen nämlich bei ihren Wahlen in ben 
„außerordentlichen Reichsrath“ nur bezüglich der Zahl ihrer Vertreter an bie 
Beftimmungen ber Februarverfajjung gebunden fein, nicht aber audy bezüglich 
ber Wahlordnung, die fie vielmehr nad dem ausbrüdlichen Zugeftändnig ber 
offiziellen Wiener Ztg. beliebig jollen abändern können, wodurch e8 ben fla= 
viſchen Majoritäten in Böhmen, Mähren ꝛc. in die Hand gelegt wird, bie 
Deutihen durh Wahlen aus dem Plenum jtatt nad Eurien von ber Ber: 
tretung im Neichsrath ganz auszuſchließen. Nah dem Wortlaute ber Fe— 
bruarverjaffung dagegen fiel eine Abänderung der Wahlordnung nicht in die 
Gompetenz ber Landtage, jondern des Reichsraths. 


4, Jan. (Böhmen). Das beutjche Landtagswahlcomité entſcheidet fich 


12. 


13. 


14, 


für Feſthalten an ber Yebruarverfafjung, und daß bemnad bie 


deutihen Abgeorbneten im böhmischen Landtag fih an den Wahlen 
in ben außerordentlichen Reichsrath nicht betheiligen und alfällig 
auf fie fallende Wahlen nicht annehmen follten. 


„ Der Kaijer nimmt die Neujahrswünfche einer zahlreihen Depu— 
tation des ungariſchen Landtags entgegen. Der Hauptzweck ber 
Deputation ift indeß, die eingeleiteten Ausgleichsverhandlungen mit 
dem Minifterium weiter zu führen und wo mögli zum Abſchluß 
zu bringen. Bu dieſem Ende bin finden im auswärt. Amt Con: 
ferenzen ftatt, an denen außer Beuft, Veleredi und dem ungarifchen 
Hoffanzler Majlath auch Lonyey, Andrafiy und Eötvös Theil nehmen. 


„ Ein Erlaß Belcredi’8 an die Statthalter der verſchiedenen Kron— 
länder erklärt, die Regierung erwarte, daß die Beamten die Negie: 
rung bei ben bevorftehenden Wahlen unterjtügen würden, und daß 
fie ein entgegengejeßtes Benehmen nicht dulden werde. Die Statt: 
halter infinuiren den Minijterialerlaß ihren Beamteten, der Statt: 
halter von Tyrol, dv. Toggenburg, mit ber näheren Erläuterung, 
„die Regierung halte fi zur Erwartung berechtigt, bie Beamteten 
würden auf feinen Fall jolden Männern ihre Stimme geben, von 
denen vorauszujegen fei, daß fie für die Nichibeihidung des außer: 
orbentlihen Reichsraths ſich ausſprechen werden.“ 
„ Eine Verfammlung der hervorragendſten Führer der deutſchen 
und liberalen Partei in ben verjchiedenen Kronländern befchließt 
unter dem Vorfige des Fürften Colloredo einftimmig, es fei mit allen 
gejeßlihen Mitteln dahin zu wirken, daß die Landtage: 

1) die Mahl für die mit Patent vom 2. Jan. einberufene außerordents 
liche Reichsralhsverſammlung ablehnen, hingegen 2) auf Grund und nad 
Vorſchrift des Reichsrathsſtatuts und ber Landesordnungen vom 26. Febr. 


1861 die Wahlen in das Abg.-Haus bes legalen Reichsraths und jene ber 
Landesausihüfje vornehmen. 


„ Die ungarifhe Deputation Fehrt nach Peſth zurüd und berichtet 


14 


16. 


19. 


21. 


23. 


26. 
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einer Verſammlung bei Deal über den Erfolg ihrer Ausgleichs— 
unterhandlungen in Wien. 


. Jan. (Niederöjterreih). Eine Berfammlung von bisherigen 


Mitgliedern bes nicberöjterr. Landtags erklärt einftimmig ihre Zu: 
ftimmung zu ben Beſchlüſſen ber Verfammlung vom 13, Januar, 
„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus befchließt gegen die 
Durdführung bes octroyirten Heeresergänzungsgefeßes vom 28. Dec. 
1866 eine Adreſſe an die Krone zu richten. 

„ Die Regierung will wenigjtens in den beutfch=flavifchen Kron— 
ländern und in Eroatien das octroyirte Heeresergänzungsgeſetz vom 
28. Dec. 1866 durdführen. Die Statthalterei von Niederöſterreich 
erläßt eine bdießfällige Verordnung. Dasjelbe geſchieht gleichzeitig 
aud in anderen Kronländern. 

»„ (Ungarn). Graf Andraſſy kehrt mit Zuftimmung ber Führer 
ber Partei Deak von Peſth nah Wien zurüd, um bie Ausgleichs: 
unterhandlungen mit der Regierung fortzujegen. 

„ (Steiermarf). Der Landesausſchuß proteftirt beim Miniſte— 
rium vorbeugenb gegen eine Reform der Verwaltung (Trennung ber 
Juſtiz und der Nominiftration) ohne Mitwirkung bes Reichsraths 
ober des Landtags. 

„ Der Finanzminifter Graf Lariſch wird entlaffen und proviſoriſch 
durch den bisherigen Sectionschef v. Bede erfekt. 

„ (Ungarn). Der Kaijer nimmt die Adreſſe bes Landtags gegen 
das ociroyirte Heeredergänzungsgeleß vom 28. Dec. 1866 entgegen 
und ſpricht die Hoffnung aus, daß die erhobenen Bedenken durch 
ein demnächſtiges Nefcript zu bejeitigen jeien. Der Kaijer erklärt 
fih zugleih, mit Bezug auf bie eingeleiteten Ausgleihsunterhand: 
lungen, bereit zur Erfüllung ber Landeswünſche, ſobald es burd 
wechielfeitiges Vertrauen gelungen fein würbe, bie Schwierigkeiten 


- der thatjächlihen Bildung eines verantwortligen ungarifhen Mini: 


fteriums zu befeitigen. 
„ Durd ein Hanbbillet des Kaifers werben ben betreffenden Re— 
gimentern bie Namen ihrer früheren preußiichen Inhaber wieder 
zurüdgegeben. 
„ (Galizien). Die Regierung oetroyirt auch Oalizien wie früher 
Salzburg eine Reform der politiihen Verwaltung mit Trennung 
der Juſtiz von der Abminiftration und Verminderung bes Beamten 
perfonals behufs Erjparniffen im Staatshaushalt. Die bisherig 
Zahl von 176 Bezirksämtern wird auf 74 herabgeſetzt. 
v„» (Ungarn). Biſchof Limor von Raab wird zum Fürft-Prima 
bon Ungarn ernannt. 
„ Eine kaiſ. Verorbnung beſchränkt die körperliche Züchtigung 
ber Armee. 

16* 
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28. Jan. (Ungarn). In Folge der Ausgleichsunterhandlungen in Wien 
beginnt das 67er Comité des Unterhauſes nunmehr bie Berathung 
bes Elaborats des 1der Eubcomite bezüglich der fog. gemeinfamen 
Angelegenheiten. 


30. „ (Eroatien). Ter Statthaltereirath intimirt allen Municipien 
eine Hoffanzlei:Verfügung bez. unbedingte Durchführung des vetroy: 
irten Heerergänzungsgeſetzes vom 28. Dec. 1866. 


— Gebr. Allg. Landtagswahlen in ben deutſch-ſlaviſchen Kronlänbern 
bebufs des AZuftandebringens des außerordentlichen Reichsraths. 
Hartnädige Wahllämpfe. In Böhmen, Mähren und Krain fiegen 
die Ezechen über die Deutfchen, in den rein beutjchen Provinzen bie 
Partei für treues Feſthalten an der Berfaflung. 

Niedberöfterreih: In Wien wird gar fein Regierungscandidat gewählt; 
in der innern Stabt erhält ber niedrigft Gewählte noch 1176, ber höchſte 
Regierungscandidat nur 73 Stimmen. Dagegen fiegen in den Wahlen ber 
Großgrumdbefiger die Feudalen nad beitigem Kampfe: von 200 Beredtigten 
find 175 anweſend und biefe wählen 12 Feudale und nur 1 Verfafjungstreuen 
(bei einer abfoluten Majorität von 88 Stimmen erhaften 12 Canbibaten ber 
verjafjungstreuen Partei 82—87 Stimmen). Böhmen: Die Eurie ber 
Städte wählt 46 Deutihe und 41 Czechen, bie Curie ber Landgemeinden 
29 Deutſche und 50 Ezechen, die Curie der Großgrundbefiger (bei 190 feudal: 
ezehiihen und 175 verfafjungstreuen Stimmen) 70 feudal-czechiſche Lands 
tagsabgeorbnete, jo daß im Landtage 161 czediiche Stimmen 75 Deutichen 
gegenüberfiehen werden. Mähren: Im Ganzen werben 56 Ezecdhen gegen 
44 Deutichgelinnte gewählt; die Wahlen des Großgrundbefißes find dabei 
weit überwiegend auf Feudale und nur auf eine Minderheit von Deutid: 
gefinnten gefallen. In Krain erringen bie Siovenen in ben Landgemeinden 
und Städten einen vollftändigen Sieg, mährend bie Wahlen ber Großgrund— 
befiger entichieden deutih ausfallen. Auh in Steiermarf mählt bie 
Gruppe ber Landgemeinden Unterjteiermarfs lauter Slovenen. Rärntben 
bagegen wählt ganz beutih. In Galizien werben bie Ruthenen faft ganz 
verbräugt: 120 Polen oder polniſch-gefinnte Ruthenen werden bloß 31 
NationalsRuthenen gegenüberftehen. In Deutſchtyrol fept ber Glerus 
alle Hebel in Bewegung und erringt auch das totale Lebergewicht außer im 
Großgrundbeſitz, beffen 10 Wahlen ſämmtlich auf Liberale fallen; in MWäljch- 
tyrol fiegen die Italieniſch-Geſinnten und werben von ben Gewählten faum 
2 ober 3 nah Innebrud geben. 


1. „ Das Minifterium Belcrebi-Beuft ift in Folge ber Unterhand: 
lungen mit Ungarn in voller Auflöfung begriffen. Beuft bringt 
darauf, baß der außerorbentlihe Reichsrath fallen gelafjen und ber 
engere Reichsrath einberufen werde, um mit ihm den Ausgleich zu 
vereinbaren. DBelcredi bietet feine Entlafjung an. 


3. „ Die Unterbandlungen mit Preußen über den Abſchluß eines 
neuen Sandelsvertrags zwiſchen Defterreih und dem Bollverein 
werden fljtirt, ba Preußen erklärt, die von Defterreich geforberte 
Herabjeßung des Weinzolls nicht zugeitehen zu können, bevor nidt 
Franfreih das Großh. Medlenburg feiner Verpflichtungen entlafie 
und dadurch ben Eintritt besfelben in ben Zollverein ermögliche, 
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wozu die guten Dienſte Oeſterreichs in Anſpruch genommen und 
auch bereitwillig zugeſagt werden. 


4. Febr. Die Entlaſſung Belcredi's iſt beſchloſſen. Eine kaiſ. Ent— 


11. 


ſchließung läßt den außerordentlichen Reichsrath fallen und kehrt 
einfach zur Februarverfaſſung, ſo weit ſie durch den Ausgleich mit 
Ungarn nicht berührt wird, zurück. Dieſelbe wird indeß vorerſt 
noch nicht bekannt gemacht. 

„ (Ungarn). Die 67er Commiſſion des Unterhauſes erledigt das 
Elaborat bez. der gemeinfamen Angelegenheiten nad dem in Wien 
vereinbarten Ausgleiche. 


„ Ein Paif. Handſchreiben entläßt den Grafen Belcrebi als Staats: 
minifter. Frhr. dv. Beuſt wird zum Minifterpräfidenten ernannt 
und ihm einftweilen bie Leitung des Staats: und bes Polizei: 
minijteriums übertragen. Die Eröffnung ber Landtage wirb vom 
11, auf den 18. Febr. verſchoben. Franz Deak trifft vom Kaifer 
berufen in Wien ein. 


„  Deaf wird vom Kaiſer empfangen. Der Ausgleih mit Ungarn 
kann im Wefentlihen als fertig angefehen werben, aud über bie 
Perfonalien ber Zufammenfegung eines verantwortlichen ungarischen 
Minifteriums ift eine Verftändigung eingetreten. Deat kehrt fofort 
wieder nad) Peſth zurüd, 


„ Der Minifterpräfident Beuft richtet ein Rundſchreiben an bie 
Statthalter und Landeschefs über die neue Rage und bie Auffaflung 
berfelben durch die Regierung: 

Es wird barin zunäcft hervorgehoben, „baß ber von ber Regierung eins 
geihlagene Weg nicht bie Bebeutung einer Schwenfung im gewöhnlichen 
Sinne des Wortes bat, fonbern daß die Regierung in gewifjenhafter Er— 
kenntniß der aus ber Entwidlung ber Tinge bervorgebenben Lage ben Ans 
forderungen und Gonfequenzen berfelben geredht wird." Diefen Stanbpunft 
präcifirend fagt ber Minifter weiter: „Die Frucht der Siftirung ift ber Ans- 
gleich mit Ungarn, dieſer ſoll feftgehalten, durch die Zuftimmung ber übrigen 
Theile der Monarchie befiegelt und beiderſeits durch loyafe und verftändige 
Ausführung zu einem nußbringenden werden. AZugleih aber foll ber mit 
ber Siſtirung verbunden geweſene Nachtheil, bie Unterbrehung verfaſſungs⸗ 
mäßiger Zuftände, in ben cisleithanifchen Ländern fortan fhwinben. Die 
Regierung geht von ber Anſicht aus, daß fie nicht einfeitig darüber urtheilen 
darf, ob und inwieweit bie Berfaflung durch Schwierigfeiten, die ihre Ents 
widlung im Gefolge hatte, in ihrem Beftande gelitten bat ober nidt. Sie 
fanı feinen anderen Weg einschlagen, als bie durch bie Verfaffung eingefegte 
Vertretung einzuberufen, um in Gemeinfdaft mit ihr bie Verfaffungsfrage 
endgiltig zu regeln... .. Ihr Beftreben ift ein nach allen Seiten verſöhn⸗ 
liches, aber fie wirb fich mit sFeitigfeit auf ben gegebenen verfaffungsmäßigen 
Boden ftelen und nur auf dieſem dem Gedanfen ber Verföhnung Folge 
geben.* Der Schluß Tautet: „Indem bie Regierung dem Reichsrathe bie 
mit NRüdfiht auf den Ausgleih mit Ungarn nothwendig werdenden Ber- 
faffungsänderungen zur Annahme vorlegt, weist fie bie VBorausfegung zurüd, 
bat fie bemfelden das Recht ber freien Zuſtimmung verlümmern wolle. 
Aber ſie vertraut dem patriotiſchen und einſichtsvollen Geiſte der berufenen 
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Bertretung, welche fi ber Erkenntniß micht verichließen wird, wie viel 
Defterreich bei einem Abſchluß ber bisherigen unſicheren und ſchwankenden 
AZuftände zu gewinnen, und wie viel es bei einer Fortſetzung und einer Ver: 
mebrung biefer Unficherheit zu verlieren und zu befürchten Bat, — daß jeber 
gerechte Anfpruch nur in einem wiebererftarktien Defterreich feine Befriedigung 
finden kann.“ 

411.—13. Febr. (Ungarn). Verhandlungen mit den befignirten unga- 
rifhen Miniftern in Wien. Diejelben machen weitere Conceffionen 
namentlich bez. ber Kriegs: und Finanzminiſterien. 


13, Febr. Eine aus allen beutfchen Kronländern beſchickte Conferenz in 
Wien kommt zu keinem Beichluffe: einige centraliftiih gefinnte Ab- 
geordnete fprechen fi) gegen das ungarijhe 67er Elaborat aus, bie 
Mehrheit meint dagegen, es fei bafjelbe erft dann in Erwägung zu 
ziehen, wenn es als Borlage an den Reicherath gelange. 


14, „ (Ungarn). Der Kaiſer empfängt bie neuen ungariſchen Mi: 
nifter einzeln. Diefelben wohnen am folgenden Tage bereits einem 
Minifterrathe bei behufs Feſtſtellung der nad Peſth beſtimmten 
Bublicationen. 

415, „ Kongreß cisleithanifcher Föberaliften aus allen denjenigen Kron- 
ländern, welche der GSiftirungspolitit beigeftimmt haben, in Wien 
(Feudale aus Böhmen, Mähren und Tyrol, Czechen aus Böhmen 
und Mähren, Slovenen aus Krain, Polen), um fi über ein gemein- 
james Vorgehen auf den bevorſtehenden Landtagen zu verjtänbigen. 
Auf das Anbringen der Czechen wirb befchloffen, nur unter bes 
ftimmten Vorausfeßungen und Bedingungen in den Reichsrath zu 
wählen. 


15.—16. Febr. Kaiſerliche Entſchließungen ernennen die Landmarſchälle 
und Landeshauptmänner für die Leitung ber bevorftehenden Landtage. 
Die Ernannten gehören der neuen Sachlage entſprechend, ganz über: 
wiegend ber verfafjungstreuen Partei an. 


16, Febr. (Ungarn) Ein kaiſ. Handfchreiben enthebt den Grafen 
Majlath auf fein Anſuchen von der Stelle eines ungariſchen Hof: 
Fanzlers, die nad dem Ausgleich ganz wegzufallen hat, und ernennt 
ihn zum judex curie. 

17. „ (Ungarn). Kaiſerl. Refcripte verkünden Ungarn den vollzogenen 
Ausgleich und bie Ernennung eines verantwortligen ungariſchen 
Minifteriums (auf Grund der mit ber Partei Deaf, melde bie 
Mehrheit des Landtags bildet, getroffenen Vereinbarung und ber in 
Volge dieſer Vereinbarung bereits gefakten Beſchlüſſe des 67er Comité, 
was indeß felbjtverftändlich nicht erwähnt wird). 

An das königl. Reſeript, welches dem ungarischen Landtag die Einfeßung 
eines verantwortligen ungariſchen Minifteriums anfünbigt, ſchließen ſich neun 
verschiedene kaiſerl. Handfchreiben an, welche in bie neue Orbnung ber Dinge 
binüberzuleiten beflimmt find. Zunächſt wird der ungarifche Hoffanzler (ber 
nunmebrige Judex curie) verffändigt, daß Se. Majeftät, „in Erfüllung ber 
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Wünſche und Bitten ber landtäglich verſammelten Stände und Vertreter des 
Königreihs Ungarn,“ bie Conftituirung eines ungariſchen Minifteriums bes 
ſchloſſen und ben Grafen Andrafiy mit der Zuſammenſetzung besfelben be— 
auftragt, und daß demnad „die Amtswirffamfeit der ungarischen Holfanzlei 
aufzubören” Habe, jobalb die entſprechenden Einleitungen zur Uebergabe ihrer 
Geſchäfte an das neue Minifterium getroffen worden. Sodann wird aud) 
ber ungariihen Statthalterei fundgegeben, daß Se. Majejtät, „von ber väter- 
lichen Abficht geleitet, die Wohlfahrt und verfafjungsmäßige Entwidlung bes 
Königreichs Ungarn dauernd zu begründen“, ein ungarijches Miniſterium er= 
nannt und bemgemäß die Etatthalterei ihre bisherige Amtsthätigfeit einzu: 
fielen babe, und es wird gleichzeitig der bisherige Tavernicus angewieſen, 
auch feinerfeits die Gejhäfte an jenes Minifterium zu übergeben. Weiter 
wird, „indem das ungarishe Minifterium zugleih mit ber Aufgabe betraut 
fein wird, die fchwebende Frage der thatjähhlihen Union Siebenbürgens mit 
dem Königreih Ungarn einer befriedigenden Lölung zuzuführen,” die Auf: 
löfung der fiebenbürgifchen Hoffanzlei ausgeſprochen, und ber bisherige Leiter 
berfelben, Graf Haller, feines Amts enthoben. Nocd weiter folgt die Ers 
nennung bes Grafen Andraſſy zum Präfidenten des ungarischen Minifleriums, 
und „werben fofort deſſen Vorſchläge zur Belegung der übrigen Minifters 
ftellen gewärtigt.”“ Gndli wird ber Frhr. v. Beuft „zur eigenen Wiſſen— 
ſchaft und zur Verftändigung der Minifter und Gentralftellen” von ber Er— 
nennung des ungariſchen Minifteriums mit dem Beifügen „in Kenntniß ges 
jet, daß rüdfichtlic der Abgrenzung bes beiderfeitigen Wirfungsfreifes und 
Abgabe der Gefchäfte von den betreffenden Minifterien an die ungarifchen 
Landesminifter, nah Ernennung ber legteren und mit Beiziehung berjelben, 
die geeigneten Anträge vorzubereiten und ber kaiſ. Schlußfaffung zu unter: 
ziehen fein werden.“ 

18. Febr. Zufammentritt der Landtage in fämmtlichen deutſch-ſlaviſchen 
Provinzen. Ein Erlaß der Regierung am biefelben läßt, auf bie 
faif. Entſchließung vom 4. Febr. geftügt, den außerorbentlichen 
Reichsrath fallen und beruft auf den 18. März ben „verfaſſungs— 
mäßigen“ Reichsrath nad Wien ein, um bemfelben bie „rüdfichtlich 
des Ausgleihs mit Ungarn nothiwendigen Verfafjungsveränderungen 


zur Annahme vorzulegen“ : 

„Bei ber Einberufung des außerordentlihen Reichsrathes wurbe ber Kaifer 
von ber Abficht geleitet, allen nicht zur ungariihen Krone gehörigen Könige 
reihen und ‚Ländern die Abgabe bes durch das Septemberpatent vom Jahre 
1865 in Ausficht geftellten gleichgewichtigen Votum bezüglich der Löfung ber 
Berfaffungsirage zu fihern und galeichzeitig die Bafis zur Verftändigung und 
Ausgleihung der auch in diefen Ländern vorwaltenden verfchiedenen Rechts— 
anſprüche und Redtsanfhauungen zu bieten. Dieſe Abficht bed Kaijers fand 
nicht überall die gehoffte Würdigung, war vielmehr vielfach der Mipbeutung 
ausgejeßt, al8 gebenfe die Regierung bieburdy bie durch das Dctoberbiplom 
und Febrnarpatent zugeficherten verfaffungsmäßigen Rechte zu fchmälern ober 
gar dauernd zu entziehen. So jehr die Regierung folde Nuffaffung beklagen 
und als ber Begründung entbehrend bezeichnen mußte, fo wenig fonnte fie 
ſich trotzdem darüber täufchen, daß bieburh ber im Auge gehaltene Zweck 
wefentlich gefährdet erſchien. Zu dieſen Erwägungen trat feither noch hinzu 
ein fehr wichtiger und ſolgenreicher Umſtand, welcher das Beharren auf bem 
eingeichlagenen Wege nicht mehr zwedmäßig erſcheinen laſſen konnte. Die feits 
herigen Verhandlungen führten nämlich zu dem erfreulichen Nejultate, daß 
Seitens des ungariſchen Landtags zuverfichtlich die Zuſtimmung zu Anträgen 
zu boffen ift, welche die Machtitellung ber gejammten Monarchie zu wahren 
geeignet find und in ihrer Durchführung eine gebeihlihe Entwidelung ber: 
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ſelben in Ausfiht fielen. Als Vorbedingung für die praftiihe Durchführung 
bes Ausgleichs erichien bie Ernennung eines verantwortlichen ungariſchen 
Miniſteriums. War es nun ein Gebot ber politifhen Nothwendigkeit, mit 
dem definitiven Ausgleiche Ungarn gegenüber nicht länger zu zögern, fo vers 
mochte ſich auch die Regierung darüber einer Täuſchung nicht hinzugeben, 
daß das ungarifche Minijterium eine vereinbarte Grundlage bes Ausgleiches 
vor dem ungariſchen Paudtage vertreten müſſe. Hiedurch war ber Grund— 
gebanfe, welcher bei ber Berufung bes außerorbentlichen Neichsrathes vor: 
gewaltet hatte, überholt, und es trat die wichtige Frage heran, ob bei biefer 
Sachlage nicht im Anterejje des Reiches von ber Berufung bed außerorbent- 
lichen Neichsrathes abzugeben fei. Die Regierung mußte fi, von folgenden 
maßgebenden Gefihtspunften geleitet, für Die Bejahung biefer Frage ent: 
ſcheiden: Seit einer langen Reihe von Jahren krankt bie conftitutionelle Dr: 
ganifation der Monardie an biefen unlösbar gebliebenen Widerſprüchen 
zwifchen ben Nechten ber Altern Berfafjung Ungarns und ben freiheitlichen 
Inftitutionen, deren Durbführung in ber Gefammtmonardie ber Kaifer fich 
zur‘ Pebensaufgabe gemacht hat. Vor Behebung dieſes Conflictes ift bie 
MWieberherfiellung ber Größe und ber-altgefchichtlihen Stellung bes Kaifer: 
ftaates in dem europäiſchen Staateniyfteme nicht zu erhoffen. Bei ben durch 


bie legten unbeilvollen Greignifje gefchaffenen Verhältniſſen ift jede Ver: 


zögerung bes Ausgleiches mit ben entfchiedenften Nachtheilen verbunden. Tritt 
der Ausgleich jedoch in’s Leben, fo ericheint zugleich ber Zweck erreicht, 
welcher der mit dem Septemberpatent ausgeführten Siflirung zu Grunde 
ag. Diefe wegen ber Einleitung einer Verftändigung mit Ungarn ergriffene 
Maßregel ift fortan nicht mehr nothmwendig, bie Rückkehr in die verfafjungs- 
mäßigen Bahnen ift von felbit gegeben, und ber Regierung ift Gelegenheit 
geboten, bem verfammelten Reichsrathe über bie gepflogene Verhandlung Auf: 
ſchlüſſe zu ertheilen ‚und ihre Schritte zu rechtfertigen. Der Kaifer hat dem— 
nah mit Entjchließung vom 4. Februar verordnet, daß von ber Einberufung 
bes außerorbentlichen Reichsraths abzufommen fei, unb daß ber verfafjunge- 
mäßige Reichsrath am 18, März in Wien zufammentrete, und bemjelben bie 


- radfichtlich des Ausgleihs mit Ungarn nothwendigen Verfaffungsänderungen 
. zur Annahme vorgelegt werden. Dem Reichsrathe follen ſofort noch bie 
Geſetzentwürfe über die Deputirtenentfendung in bie Berathungsförper für 


gemeinfame Angelegenheiten, für MinifterBerantmortlichfeit, Modifizirung 
bes 6 13 des Februarpatentes, Erweiterung ber verfaflungsmäßigen Auto: 
nomie der Länder, eine Wehrverfaffung, Verbeſſerung ber Rechtspflege und 
Hebung der Antereffen ber Bolfswirtbichaft vorgelegt werben. Die Regierung 
hofft zuverfichtlich, daß die Landtage fofort zur Wahl der Mitglieber für ben 
verfafjungsmäßigen Reichsrath fchreiten und bieburch beitragen werben, bie 
nur allzulange fortlaufende Verfaffungsfrifis zu beenden,“ 


18. Febr. (Ungarn). Landtag: Im Unterhaufe wird das fol. Refcript 


19. 


verlefen, das der Bitte wegen Giftirung bes Mehrpatentes vom 
28. Dec. 1866 mwillfahrt, indem es baffelbe ber verfafjungsmäßigen 


- Behandlung zumeisi und die Heritellung ber Verfaflung jo wie bie 


Einſetzung eines verantwortlihen ungariſchen Miniſteriums verjpridt, 
indem Graf Anbraffy zum Minifterpräfidenten ernannt wird, mit bem 
Auftrage, dem König eine Minifterlifte vorzulegen. Die Verlefung 
wird von fchallenden Eljenrufen begleitet. 

„ (Eroatien). Mehrere Municipien befchließen in ihren General: 
verfammlungen, das ungariſche Minifterium für Croatien nicht an: 
zuerfennen und verwerfen das Heerergänzungsgeſetz als verjafjungs: 
widrig erlafjen. 
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20. Febr. (Mähren) Landtag: Die czechiſche Partei benützt ihre 


22. 


24. 


Mehrheit, in den Landesausihuß mirb neben 8 Czechen nur ein 
einziger Deutfcher gewählt. 
„ (Ungarn). Auf den Vorſchlag des Minifterpräfidenten ernennt 
der König zu Miniftern: am kgl. Hoflager Graf Feltetite, bes In: 
nern Baron Wenkheim, der Finanzen dv. Lonyay, für Cultus und 
Unterrigt Baron Eötvös, ber Juſtiz von Horvath, für öffentliche 
Arbeiten Graf Milo, des Handels dv. Gorove mit dem Beifügen: 
„Die Agenben bes Lanbesvertheidigungs:Minijteriums finde Ich Bis da— 
bin, als die unbedingt nothwendige Umgeftaltung bes ganzen Wehrſyſtems 
im verfaffungsmäßigen Wege feftgeftellt und auch der Wirkungsfreis Meines 
ungarifhen Minifteriums rücdfichtlich der bießfülligen Angelegenheiten genau 
beſſimmt fein wird, bei unverfehrter Aufrechthaltung Meiner königlichen Rechte 
in Bezug auf bie Leitung, Führung und innere Organilation des Hecres, 
einftweilen Meinem ungarifchen Deinifterpräfidenten zu übertragen, ben Ich 
biemit auch mit dem Vollzuge diefer Meiner Entſchließung betraue.” 


„ Braf Taaffe wird proviforifh mit der Leitung bes zeither unter 


bem Staatsminifterium ftehenden Berwaltungsminifteriums (Minis 
fteriums bes Innern) betraut. 


„Abſchluß eines Handels: und Schifffahrtsvertrages mit Belgien 
auf ber Grundlage gegenfeitiger Behandlung wie bie meijtbegün: 
ftigten Nationen. 


„Miederöſterreich). Der Landtag beſchließt einftimmig, zu 
erflären, 

„das in Folge ber allerh. Entſchließung vom 4. Febr. d. 3. eingetretene 
Ende ber Siftirung bes Grundgeſetzes über die Reichsvertretung werde mit 
Befriedigung zur Kenntniß genommen, aber auch bie Ffünftige unverbrüchliche 
Wahrung und firenge Uebung bes Berfafjungsrechtes erwartet. Insbeſondere 
werbe erwartet, daß der Nusgleih mit Ungarn auf ſolchem verfaffungse 
mäpigen Wege ausgeführt werbe, daß dadurch weber die Einheit noch die 
Machtſtellung bed Reiches geſchwächt werde.“ 
„» (Krain). Der Landtag beftellt den Landesausihuß mit lauter 
Slovenen. 


„Das Staatsminiſterium theilt den Statthaltereien eine kaiſ. 
Entſchließung mit, welche bie Grundzüge für die Regelung bes 
Volksſchulweſens enthält — nad der neuen Lage der Dinge felbit: 


verſtändlich indeß nur für bie Länder biesfeits der Leitha. 


Es conjtatirt diefe Entihließung, daß die Regierung „in Berüdfihtigung 
ber befonderen Verhältniſſe und Bebürfniffe ber Königreihe und Fänber 
biefjeitö ber Leitha weder bie Nothmendigkeit noch bie Möglichkeit anerkennt, 
bag für dieſe Länder ein ‚gemeinfames Geſetz für die Bolksichufen beftehe,“ 
baß vielmehr die Regierung „in Erwägung, daß bie Angelegenheiten bes 
Volksſchulweſens durch die Landtage nicht nur fehneller und leichter, ſondern 
auch befjer geregelt werden können, als durch eine gemeinjame Bertretung, 
e8 für geboten erachte, ben Grundſatz ber Einförmigfeit in ber bas Volks— 
ſchulweſen betreffenden Gefeßgebung, fomweit es den wirklichen Intereſſen ber 
Monardie und einer gebeihlihen Entwicklung ber Volléſchulen entipricht, 
befinitiv aufzugeben.“ Demgemäß ift es bie Abficht, ben Gemeinden einen 


- unverfümmerten Einfluß auf bie aus ihren Mitteln erhaltenen Volksſchulen 
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einzuräumen, ihnen bezüglich ber Volksſchullehrer das Präfentationsrecht zu 
bewilligen, ihnen bie Ueberwadhung der Verwendung ber Schulionds zuzus 
weifen, und zu biefem Zweck befondere Stabts und Bezirts:Schulinfpectorate 
aufzuftellen. Gleichzeitig follen aber mit möglichfter Beichleunigung Semi: 
norien zur SHeranbildung von Bolfsjchullehrern errichtet und bieje aus 
Reichs mitteln botirt werben. 


24, Sebr. (Ungarn). Eine Minifterialverfügung ordnet die Uebernahme 


[4 


25. 


ber Verwaltung von den bisherigen Behörden auf den 10. März an. 


» (Sroatien). Die Generalcongregation des Agramer Comitats 
beihließt eine Repräfentation an den Kaiſer durch eine befondere 
Deputation zu richten gegen bie Refrutirung nad dem octroyirten 
Geſetze, für Einberufung des Landtags und für die Integrität bes 
breieinigen Königreichs. Die Deputation wird vom Kaifer nicht 
angenommen. 


» (Böhmen). Landtag: Die über die Frage der Beichidung 
bed Reichstags niedergefegte Commiſſion fpaltet ſich in eine Mehrheit 
und eine Minderheit. 

Die (feudal-czechiſche) Mehrheit (Berichterjtatter Graf Leo Thun) er: 
flärt, weder bie einfahe Vornahme noch die einfache Ablehnung der Reiches 
rathemahlen empfehlen zu fünnen und beantragt baher eine Adrejje an den 
Kaijer, in der fich der Landtag zwar zu den Wahlen bereit erklärt, aber nur 
bedingungsweife im Sinne des September:Siftirungepatents und im Sinne 
bes von Belcrebi berufenen außerordentlichen Neicheraths mit der Erflärung, 
bie Wahlen vor Eintreffen einer Antwort auf dieſe Abreſſe nicht vorzu: 
nehmen. Der Abrefentwurf bedauert zunächſt, daß der bisherige directe 
Rapport des Landtags mit dem Könige bießmal durch eine Mittheilung ber 
Regierung erſetzt wurde, durch melche überdieß das Patent, auf defjen Grund: 
lage ber Landtag eben tage, ſowie das September-Patent aufgegeben feien. 
Der Landtag fühle ſich verpflichtet, dem ſchmerzlichen Gindrud, weldyen die 
Negierunge:Mittheilung allenthalben hervorgerufen, Worte zu leihen, Die 
gefährlichen Folgen dieſes Schrittes würden noch größer durch die Auf: 
forberung, die Wahlen in ben als verfaffungsmäßig bezeichneten Reichérath 
vorzunehmen. Die Februarverfafjung fei thatfächlich bejeitigt. Diefer Reichs— 
rath könne nicht mehr als die Vertretung des ganzen Reichs angejehen 
werden. Ein in feiner Ganzbeit unausführbares, niemals zu voller Geltung 
gelangtes Grundgeſetz könne in einzelnen Bruchſtücken nicht das Verfaſſungs— 
recht unſerer Neichstheile bilden, daher auch die neu einberufene Verſamm— 
fung nur eine aufjerorbentliche wäre. Der Landtag würde fein treuer Dol: 
metſch der Rechtsanſchauungen bes Volkes fein, wenn er nicht ausipräche, 
daß Böhmen, welches feinen Stolz barein jet, ein vollberechtigtes Glied der 
Monarchie zu fein, fi dagegen verwahre, feine Eriftenz aufgeben zu Laffen 
in der weftlichen Reichshälfte, einem Staatsgebilde, das jeder jtantsrechtlichen 
Grundlage ermangelt und befjen Geftaltung mit dem unbejtreitbaren recht: 
lihen Beſtande ber Krone Böhmen's, mit ber rechtlichen Bedeutung ber 
Sahrhunderte hinauf und bis in unfere Zeit berabreichenden Reihenfolge 
voflzogener Krönungen ber Ahnen Sr. Majeſtät als böhmiſchen Königen und 
mit der bis in die neueite Zeit unbeftrittenen flaatsrectlihen Bedeutung bee 
Landtags des Königreichs im Widerſpruche fteht. Die (deutichsliberale) 
Minorität (Berichterftatter Herbjt) begrüßt die Rückkehr ber Regierung 
in verfaffungsmäßige Bahnen mit Freuden und beantragt einjadhe Vornahme 
ber Reichsrathswahlen. 

Su der Debatte barüber erflären die Deutjchen mit Nachdruck, daß in den 
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MWillensrichtungen von 14 Landtagen ein Verhandlungsrefultat nicht liegen 
könne, fo daß jchließlich eine Dctroyivung bes Kaifers erfolgen müßte. Graf 
GClam: Martini erwiedert barauf, daß er eine Octroyirung von Geite 
bes Monarchen einer Dctroyirung von Seite ber Majorität der Volksver⸗ 
tretung vorziehe, 

Bei der Abftimmung wird bie Vornahme der Wahl abgelehnt 
und bie ezechiſche Abreffe unter Namensaufruf mit 156 gegen 76 
Stimmen angenommen. Der Statthalter Graf Rothlir enthält 


fih der Abftimmung. 


26. Febr. (Böhmen). Auf den Beihluß des böhmischen Landtags vom 


" 


27. 


n 


28. 


25. d. M. antwortet die Regierung entſchloſſen fofort mit einer 
Auflöjung desfelben und der Anordnung von Neuwahlen: 

„Durd den Statthalter Unjeres Königreichs Böhmen iſt Uns ber Velchluß 
bes Landtages vom 25. d. M. zur Kenntniß gebracht worden, Die Geſühle 
ber Treue und Anbänglichfeit an Unſere PBerfon und Unfer Haus, welche 
aud bei dieſem Anlaffe ernewerten Ausdrud gefunden haben, waren mie 
immer woblthuend für Unfer Iandesväterliches Herz als treuer Nachhall der 
Uns wohlbefannten Gefinnungen bes Volkes von Böhmen. Ernſtlich bebadht 
auf bie Förderung der Wohlfahrt aller Theile Unfers Reiches und feſt ent— 
hlofjen, fie in bem Streben nach freier innerer Entwidelung zu unterftügen, 
erachten Wir es gegenwärtig als Unfere erfle und wichtigfte Negentenpflicht, 
bie Regelung ber verfafjungsmäßigen Verhäftniffe der Gefammtmonardie zu 
einem raſchen und gebeihlihen Abfchluffe zu bringen. Der Landtag jelbit 
ſpricht die Ueberzeugung von ber Nothwendigfeit und Dringlichkeit dieſer 
Aufgabe aus, Nachdem aber berjefbe in feiner Mehrheit einen Beichluß ge: 
faßt Hat, welcher, wenn Wir ihm Unfre Zuftimmung ertheilen wollten, biejen 
Zweck vereiteln würbe, jo finden Wir Uns veranlaft, Uns nochmals an bie 
Bevölferung Unferes Königreiches Böhmen zu wenden, und verorbnen: 1) ber 
Landtag Unferes Königreichs Böhmen ift in Anwendung bes $ 10 ber 
Landesordnung aufzulöfen und fogleidh die Ausihreibung von neuen Wahlen 
anzuorbnen. 2) Wir behalten Uns die Beftimmung bes Zeitpunftes für bie 
Einberufung des neuen Landtags vor.” 


„» Mähren). Landtag: Die czechiſche Mehrheit beſchließt mit 57 
gegen 37 (deutſche) Stimmen, ihren vorjährigen Antrag auf Aende— 
rung der Landtagsorbnung (zum Nachtheil ber Deutichen) zu wieber: 
holen und in einer Adreſſe an ben Kaifer zu befürworten. 


„ (Böhmen). Die beiden Grafen Thun kommen mit der Adreſſe 
ber feudal-czechiſchen Mehrheit des böhmischen Landtags zu ſpät in 
Wien an: die Antwort ift ſchon in Prag, der Landtag aufgelöft. 

„ (Mähren) Landtag: Die czehifhe Mehrheit bejchließt mit 
55 gegen 35 Stimmen, gleich ber czechiſchen Mehrheit des böhmijchen 
Landtags eine Adreſſe im Sinne bes Siftirungspatents und gegen 
die Mieberherftellung ber Februarverfaffung an ben Kaifer zu er: 
lafjen, nimmt dagegen, weniger entſchieden als die Böhmen, bie 
Reichsrathswahlen vor, wählt aber neben 19 Czechen nur 3 Deutſche. 
„Miederöſterreich). Der Landtag befchließt mit großer Mehr: 
beit (nur bie Rechte ftimmt dagegen), daß die beabfihtigte Bes 
feftigung Wiens eniweber ganz unterbleiden, ober daß body jeden: 
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falls dem Landiag und dem Reichsrath Gelegenheit gegeben werden 
möge, ſich über den Gegenſtand zu äußern. 

28. Febr. (Böhmen). Das czechiſche Wahlcomits erläßt bereits einen 
flammenden Aufruf an „das Volk von Böhmen“: Söhne ber glor: 
reichſten Geſchlechter des Landes hätten zu bem Volke geftanden und 
dieſes möge nun die Haltung des Landtags durch einhellige Wieder: 
wahl feiner Vertreter rechtfertigen. 


»_  » (Krain) Landtag: Debatte über die Beſchickung bes Reiche: 
raths. Der Ausſchuß trägt auf Vornahme der Wahlen an, aber 
unter Vorbehalt und Redtsverwahrung, denen in einer Adreſſe an 
ben Kaijer wie in Böhmen und Mähren Ausbrud gegeben werben 
fol. Der Statthalter erflärt dieß für verfaſſungswidrig. Die 
Commiſſion ift daraufhin bereit, die anftößigen Ausbrüde in ber 
Adreffe zu bejeitigen, die fo mit 24 gegen 2 Stimmen (der Grof- 
grunbbefig, 9 Stimmen, enthält fih) angenommen wird. 

v„ » (Ungarn). Landtag: Graf Andrafiy führt das Minifterium 
in beiden Häufern ein. Dasjelbe macht fofort Vorlagen bez. ber 
Steuereinhebung bis Ende des Jahres, bez. einer Aushebung von 
48,000 Rekruten, bez. Herftellung der Municipien und bez. Her: 
ftellung des Preßgeſetzes von 1848. 


1. März. Die Landtage der deutichen Provinzen bes Reihe, Nieber: 
öfterreich, Oberöfterreidh, Steiermark, Kärnthen x. haben, mit Aus: 
nahme Tyrols, ſämmtlich die Wahlen in den Reichsrath unter ent- 
ſchiebener Zuſtimmung zu ber Rückkehr ber Regierung in verfafjungs- 
mäßige Bahnen angenommen. Dagegen haben die meilten gegen 
bas einfeitig erlaffene KHeeresergänzungsgejeg vom 28. Dec. 1866 
proteftirt und ‚ebenjo auch gegen weitere Dctroyirungen in ber Re— 
form ber politiihen Verwaltung (Trennung ber Juſtiz von ber 
Adminiftration) ohne Befragung weder ber betreffenden Landtage 
nod) bed Reichsraths. | 

„  „ (Tyrol). Der Landtag beſchließt mit 30 gegen 21 Stimmen 
Beihidung des Reichsraths, aber unter gleichzeitigem Erlaß einer 
Abreſſe an den Kaifer, in der er fih im Mejentlihen gleich den 
Landbtagen von Böhmen, Mähren und Krain für das September: 
patent und gegen bie Wieberherftellung der Verfaſſung ausfpridt: 
Wenn es aber bie Aufgabe ber bevorfiehenden Reichsverfammlung fein 
muß, bie bezeichnete Verftändigung anzubahnen, jo fann body ihre Befugniß 
nicht dahin ausgedehnt werben, daß fie in unbefchränkter MWeife über ben 
Beftand und die Fortdauer aller mwohlerworbenen dffentlichen Rechte enbgiltig 
entſcheide. Es läßt fich nicht in Abrede ftellen, daß über bie Stellung und 
Wirkſamleit diefer Berfamuwlung, wie fie in dem Erlaſſe ber Faiferlichen 
Regierung bezeichnet wird, bie gegrünbetiten Bebenfen ſich ergeben müfjen. 
Denn follte der Reihsverfammlung bie Beiugniß zuerfannt werben, über bie 
bffentlichen Rechte des Tyroler Landes, über feine Stellung zur Gejanımt: 
Monardie und über jene Gelbfiftänbigfeit und flantsrechtlihe Bebeutung 
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enbgiltig zu entfheiben, jo würde ber treugehorfamfte Landtag ben heiligften 
Verpflichtungen, welche er gegenüber bem von ihm vertreienen Lande hat, 
untren werden, menn er bie Landesrechte ſchweigend preisgebe und nicht 
von vornherein dagegen Verwahrung einlegen mürbe.“ 


Die Minderheit proteftirt gegen dieſe Adreſſe. Bei ben Wahlen 
in den Reichsrath werden lauter Ultramontane gewählt mit Aus: 
nabıne von 2 Wäljchtyrolern, weil feine anderen ba find, [Im 
Gegenſatze gegen die von ber Regierung unter weſentlich ganz gleichen 
Umftänden gegenüber den Landtagen von Böhmen, Mähren und 
Krain ergriffenen Maßregeln wird der Tyroler Landtag troß feiner 
Adreſſe nit aufgelöst. ] 


1. März. (Mähren und Krain) Die Landtage werben in Antwort 


auf ihre Adreßbeſchlüſſe gleich demjenigen von Böhmen durch kaiſ. 
Patente aufgelöst und Neuwahlen angeordnet. 


„ Ein kai. Handfchreiben an den Frhrn. v. Beuft hebt das am 
20. Det. 1860 errichtete Staatsminifterium wieder auf und creirt 
für die nicht zur ungarischen Serone gehörigen Länder ber Monardjie 
ein Minijterium bes Innern und ein eigenes Minijterium für Eultus 
und Unterridt. j 

„ (Galizien). Der Landtag verzichtet, da die Regierung mit 
einer Auflöfung und ber Statthalter Goluhomsti mit feinem Rück⸗ 
tritt droht, auf bie beabfichtigte Adreſſe im Sinne ber Landtage von 
Böhmen, Mähren und Krain, lehnt einen Abreßentwurf ber Ru: 
thenen, der „die Wieberherftellung verfallungsmäßiger Zuftände in 
Eisleithanien mit wärmfter Dankbarkeit entgegennehmen“ wullte ab, 
und beſchließt mit 99 gegen 34 Stimmen unbebingte Beſchickung 
des Reichsraths. Bon den Wahlen gehören unter 38 alle bis auf 
3 der polnisch gefinnten Partei an. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt die Eteuervor: 
lage der Regierung (Einhebung der Steuern bis Ende 1867) mit 
317 gegen 18 Stimmen an.. 

„ (Siebenbürgen). Eine Aufammenberufung ber ſöchſiſchen 
Nationsuniverfität wird vom Gubernium nicht geftattet. 

»„ (Ungarn). Landtag: Die Regierungsvorlage bez. Bewilligung 
von 48,000 Refruten wird vom Unterhaufe mit 256 gegen 57 
Stimmen genehmigt. 

„ (Böhmen) Fürft Carlos Auersperg libernimmt wieder ben 
Borfig im MWahlcomitd der liberalen Großgrundbefiger. 

»„ Der Kaifer ernennt den Grafen Taaffe nunmehr förmlich zum 
Minifter des Innern unb den Hrn. v. Bede, unter Belafjung feiner 
Functionen als Leiter des Finanzminiſteriums, zum Miniſter. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unierhaus genehmigt bie Regierungs⸗ 
vorlage bez. Herftellung ber Municipien. 
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8. März. Der Minifterrath bejchließt die Durchführung ber Rekrutirung 
auf Grund der allg. Wehrpfliht und bes octroyirten Heeresergän⸗ 
zungsgefeßes vom 28. Dec. 1866 troß ber Oppofition ber Landtage. 

"„  » (Böhmen). Der bisherige Etatthalter Graf Rothlird-Panthen 
wird feiner Stelle enthoben und durch den aufrichtig und entjchieben 
verfafjungstreuen Frhrn. v. Kellersperg erjekt. 

9. „ (Ungarn). Landtag: Die 67er Commilfion bringt ihr Elaborat 
im Unterhaus ein; ber Minoritätsantrag zählt 14 Unterſchriften. 
Das Haus nimmt darauf faft einjtimimig die Vorlage der Regierung 
bez. Herftellung des Preßgejeßes von 1848 an und befchließt endlich 
einmüthig: 

„Hinfichtlich der ausnahmaweifen proviforishen Vollmachten, welche bem 
ungariihen Meinifterium im Angelegenheit der Nefrutenfiellung, ber Ein: 
bebung der Steuern bis zum legten December dieſes Jahres, ber Herftellung 
der Municipien und ber Prefje ertbeilt wurden, erklärt das Abgeordnetenhaus 
hiemit, daß es mit biefen Vollmachten allein und ausſchließlich das gegen: 
wärtige verantwortliche ungariſche Minifleriun beffeibet habe,“ 

10. „ (Ungarn). Das ungarifche Dinifterium übernimmt mit dieſem 
Tage die Verwaltung in Ungarn und in Giebenbürgen; bie fieben: 
bürgische Hoffanzlei jtellt ihre Thätigfeit ein. 

11. „ (Eroatien). In Folge des MWiderftandes der Comitate und 
Municipien gegen das Heerergänzungsgejeß find die Obergefpanne 
ſämmtlicher Gomitate durch kgl. Commifjarien erfegt worden. 

13. „ (Ungarn). Das Minijterium leitet in Ofen den Eid in bie 
Hände des Könige. Derjelbe empfängt beide Häufer des Landtags, 

44. „ (Böhmen) Erzh. Karl Ludwig trifft in Prag ein, jcheinbar 
zum Beſuch des Kaijers Ferdinand, im Wahrheit um eine Prejfion 
auf den böhmijchen Adel für antisczehiiche Landtagswahlen auszuüben. 

16. „ Die offizielle Wiener Ztg. bringt einfady die Notiz, daß bie 
„bisher beftandene” Abtheilung des Staatsminijteriums für Cultus 
und Unterricht feine Thätigfeit als Minijterium für Cultus und 
Unterricht fortfege. in Minifter dafür iſt noch nicht ernannt. 

19, „ (Mähren). Der Bilhof von Brünn erläßt an feinen (meift 
czechiſch gefinnten) Clerus ein Rundſchreiben „fid) gemäß feines 
Berufes aller wie immer gearteter politijcher Agitationen zu enthalten.“ 

20.30. März (Ungarn). Landtag: Debatte bes Unterhaufes über 
das 67er Elaborat. Ein Nutrag ber Linken, diefelbe bis nach der 
Krönung zu vertagen, wirb abgelehnt. Das Minifterium macht aus 
der Annahme eine Gabinetsfrage, Rebe Deals. Bei der Abjtim: 
mung wird das Gefeß mit 257 gegen 117 Stimmen angenommen. 

„ März, (Ungarn). Minifterialerlaß bez. der Prefje, Aufhebung aller 
bisherigen erceptionellen Maßregeln. 

22,—29. März, (Böhmen). Landtagswahlen: Die Wahlen der Groß: 
grundbeſitzer und ber fibeicommifjarifchen Befiger fallen dießmal gegen 
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die feubal=czechifche Partei aus und fihern ber beutfchen Partei im 
Landtage die Mehrheit. 

An den Städten, Induſtrieorlen und Handelskammern behaupten mie 
bisher die Deutschen, in den Landgemeinden ebenfalls wie bisher die Czechen 
bie Oberhand, Bei den Wahlen der nicht fibeicommiffariihen Grunbbefiger 
fiegt die deutſche Verfaffungspartei mit einer Mehrheit von 30 Stimmen 
(209 gegen 179); bei den Wahlen ber Fibeicommißbefißer macht bie Ber: 
jafjungspartei ben Feudalen ben Vorſchlag, 8 Verfaffungsfreunde und 8 
Feudale zu wählen; die Feudalen lehnen den Antrag ab und verlangen alle 
16 Wahlen; bei ber Abftimmung erhalten fie indeß nur 8 Mahlen (Graf 
Leo Thun fällt dabei dburh und Graf Clam-Martinitz erhält gar Feine 
Stimme), worauf fie erklären, daß fie da8 Mandat nieht annehmen. 


26. März Abſchluß cines Handelsvertrags mit Holland in bemfelben 
Einne wie mit Belgien. 

„—29I. März, (Mähren) Landtagswahlen: Diejelben fallen aud 
hier von Seite der Großgrundbeſitzer gegen bie czechiſch-feudale 
Partei aus und fihern der beutjhen Partei im Landtage bie 
Majorität. 

Bei ben Wahlen ber Großgrundbefißer ftehen dießmal 83 verfaffungstrene 
Stimmen gegen 52 feubale. 

28. März. Eine Depeſche Beuſt's an ben öjterr. Gejandten in Berlin 
ſpricht fid) über die, nunmehr veröffentlihten, Schub: und Trutz-— 
bündnifje Preußens mit den jübbeutichen Staaten vom Auguft 1866 
und über die Stellung Dejterreihs dazu aus: 

„Die Veröffentlichung ber jeither geheim gehaltenen preußiſch-ſüddeutſchen 
Allianzverträge vom Auguft 1866 bat nicht erfolgen können, ohne in ber 
gelammten politifchen Welt einen tiefen Gindrud zurüdzulaffen. Was jedoch 
ung betrifft, jo war unfere Empfindung weder die ber Weberrafhung, noch 
einer Verſtärkung jenes natürlihen Bedauerns, welches ber Verluſt unferer 
jrüheren vertragsmäßigen Stellung in Dentichland nad) den Katajtrophen bes 
vergangenen Sommers uns einflößen mußte Wir Fennen und accepfiren 
bie politifche Lage, deren Folgen fi vor unſern Augen entwideln Es 
ändert ſich an berjeiben nichts, jeitdem es offenkundig geworden ijt, daß 
Preußen ſich der Bundesgenofjen, welche ehemals diejenigen der beiden Mächte 
waren, förmlich für ſich allein verfichert Hat, noch ehe e8 feine Ausjöhnung 
mit uns bejiegelte. Ebenſo wenig ändert ji unfer Wunfh, uns in dem 
neuen Verhältniſſe unter Wahrung unferer Sntereffen friedlich und in gutem 
Einverftändnifje mit Preußen zurechtzufinden. Es ift im Allgemeinen wohl 
nicht leicht, Allianzen, welche über defenſive Verpflichtungen hinausgehen, als 
Bürgſchaften des Friedens zu dharafterifiren. Wir unfererfeits find indeſſen 
bereit zu glauben, und werden uns jedenfalls gerne überzeugen laſſen, baß 
im Grunde wirflid nur ber Entihluß gemeinjfamer Vertheibigung gegen 
fremde Angriffe durd die erwähnten Verträge beurfundet werben follte. 
Das Cabinet von Berlin hat ſonach eine eigentliche Einſprache von uns nicht 
zu gewärtigen. Nur find wir uns andererfeits vollkommen bewußt, daß uns 
die Berechtigung zu einer folchen nicht fehle, und wir möchten nicht bem 
Schein entitehen Tafjen, al8 würde der Widerſpruch nicht von uns erkannt, 
welcher zwiſchen dem Artikel IV bes Prager szriedensvertrages und ben 
Schuß: und Trupbündniffen Preußens mit Bayern, Württemberg, Baden 
und Hefjen unläugbar befteht. Eine nicht auf beftimmte Zwecke beſchränkte, 
fondern permanent für jeden Kriegsfall abgejchloffene Allianz zweier Staaten, 
namentlidy eines ſchwächeren Staates mit einem ftärferen, hebt ohne Zweifel 
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zum Nachtheil des erſteren den Begriff einer unabhängigen internationalen 
Griftenz fat völlig auf, und in dem Prager Tractate Tonnte daher, nachdem 
ihm die Berliner Bündnifje vorausgegangen waren, die Bellimmmung, daß ein 
fübdenticher Stantenverein im völkerrechtllicher Unabhängigkeit beſtehen werbe, 
nicht mehr mit Zug eine Stelle finden. Die voritehenden Bemerfungen be: 
zeichnen Ew. den Standpunft, welden wir gegenüber ben preußiſch-ſübdeut⸗ 
ſchen Allianzverträgen einnehmen. Wir formuliren- feinen Proteft, und wir 
ziehen aus ber Sachlage feine Gonfequenzen, aber wir Fönnen nicht eins 
räumen, daß zwiichen den Bedingungen unferes Friedensvertrages mit Preußen 
und dem Auftande, bem die mehrerwähnten Bündniffe gefhafien, eine wahre 
Uebereinftimmung obwalte. Wir haben feinen Grund, unjere Anficht zu 
verfchweigen, aber wir beabfichtigen nicht, unfruchtbare Discuffionen zu vers 
anfaffen, die unſerem aufrihtigen Wunſche freundliher und erſprießlicher 
Beziehungen zu Preußen und dem übrigen beutihen Staaten Eintrag thun 
fönnten. Don dem Geifte diefer Betrachtungen wollen Ew. fih durchdringen, 
fo oft Sie in bem Falle fein werben, ben Gegenfland, von welchem ich 
ſpreche, in Ihren vertraulichen Unterrebungen zu berühren. Auch babe ich 
kein Vedenken dagegen, daß Em. von gegenwärtigem Erlaffe durch Vorleſen 
Kenntni geben.“ — 

Eine weitere Depeſche Beuſt's vom gleichen Tage an denſelben 
über die Beſtimmung des Prager Friedens bezüglich Nordſchleswig 
bezeugt, daß Oeſterreich auch dießfalls nicht gewillt ſei, Preußen 
Schwierigkeiten zu bereiten: 

Die betreffende Stipulation ſei ohne Oeſterreichs Zuthun in den Vertrag 
gekommen und laſſe dasſelbe als Sachwalter für ein Interefſſe erſcheinen, zu 
deſſen Vertretung es ſich ſonſt nicht berufen finden würde. „Wenn nun bie 
preußifche Regierung gewünfcht hat, Zeit und Gelegenheit für bie Ausführung 
jenes Paragtaphs wählen zu können, fo tft fie von ums nicht beengt worden, 
wierohl uns von anderer Seite ber begreifliherweife ſchon mander Aus: 
druck des Bebauerns über die Zögerung nahegetreten if.” Tem Wunfche, 
bie Ginmifchung Dritter fernzuhalten, ſchließe Oeſterreich fich vollfommen an; 
eben deßhalb aber halte es ſich verpflichtet, ganz vertraulich, nicht durch einen 
förmlicyeren Schritt darauf hinzuweiſen, daß bei längerem Offenhalten ber 
Frage jener Zweck leicht verfehlt werben könne. 


28. März. (Krain). Landtagswahlen: Die beutihe Partei unterliegt 


30. 


und bie ſloveniſche erringt, mit Ausnahme bes Großgrundbeſitzes, 
neuerdings einen volljtändigen Sieg. 

„ (Ungarn). Ein Erlaß des Finanzminifters an bie unter ihm 
ftehenden Landeshauptkaſſen weist biefelben an „vom Erhalt biejer 
Perorbnung angefangen, keinerlei Geldjendungen an bie Miener 


k. k. Gentralftaatstaffe ohne feine Erlaubniß und ohne fein Gut: 


heißen abzuführen.“ Anderſeits zeigt das ungariſche Minifterium 
dem k. k. Generalcommando in Ofen an, daß es fämmtliche Be: 
hörden angewiefen habe, bienftlih mit demjelben ausſchließlich in 
beutjcher Sprache zu verkehren. 


3, April. (Ungarn). Landtag: Das Oberhaus nimmt. bas 67er Ela: 


5 


borat bez. der gemeinſamen Angelegenheiten einſtimmig an. 

„ (Böhmen, Mähren, Krain). Die Regierung ernennt zu 
Oberſtlandmarſchällen und Randeshauptleuten entſchieden verfaflungs: 
treue Männer, 
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5. April. (Ungarn) In Folge von Differenzen zwifchen ber über: 


6. 


wiegend magyariſch gefinnien Benöfferung und ben croatifchen Be: 
börden von Fiume wird Hr. v. Cſeh als k. Commiffär dahin gefandt, 


» Depeihe Beuſt's an den öjterr. Gefandten in Münden über 
bie Idee eines neuen Staatenbundes zwifchen den fübdeutjchen 
Staaten mit dem norbbeutihen Bunde und einer völferrechtlichen 
Allianz mit Oeſterreich: 

„zu einer vertraulichen Untersedung bat ber königlich bayerijche Herr Ges 
fandte mir über bie Anfichten und Wünſche feines Hofes in der deutſchen 
Trage gewilje weitreichende Andeutungen gegeben, die ich ber perfönlichen 
Kenntnig Ew. nicht vorenthalten zu jollen glaube. Ich hatte aus feinen 
Aeußerungen, bie ihm ohne Zweifel von Münden aus aufgetragen waren, 
im Wejentlihen etwa Folgendes zu entnehmen: Bei ben bloßen Allianzvers 
trägen ber einzelnen fübbeutihen Staaten mit Preußen meint man in 
Münden nicht mehr lange ftehen bleiben zu Ffünnen. Man wünfcht bie Res 
conjtruction eines engeren öberativverhältniffes, und trägt fi daher von 
Neuem mit dem Gedanken, zunächſt bie ſüddeutſchen Staaten unter fich zu 
einem möglihft ſtarken und feften Bunde zu vereinigen, dann aber zwiſchen 
ben beiden Föberationen zur Wahrung der nationalen Intereſſen einen neuen 
Etaatenbund zu errichten. Diejer neudeutſche Bund ſoll alsbann mit Defter: 
reich in eine völkerrechtliche Allianz treten, und es fol auf biefe Weile für 
Deutſchland ber, wie :3 fcheint, bisher vermißte Erfaß für bie Garantien 
geiunden werden, welde in ben älteren Bunbesverträgen enthalten waren, 
durch bie Ereigniſſe des vergangenen Jahres aber ihre Geltung verloren 
haben. Es ift nad biefen Eröffnungen anzunehmen, daß Fürft Hohenlohe 
fi zu verfihern wünjdt, ob er fich der Verwirklichung eines foldhen Pros 
grammes mit ber Hoffnung auf Defterreihs Zuſtimmung und Entgegen: 
tommen, ſonach mit aller erbenklihen Beruhigung widmen und Bingeben 
tönne. Zuvörderſt war e8 mir, wie Em. begreifen, nicht möglich, bem fol. 
Herrn Gejanbten den Ausdrud meiner Verwunderung barüber zu erfparen, 
baß man fi von Deutichland aus fo raſch wieder an jenes Defterreich wende, 
welches man feiner deutſchen Fragen fo gründlich entlebigt, ja beffen Aus: 
fcheiden aus dem Bunde man burdh feierliche Verträge für die Hauptbebin: 
gung ber Fünftigen Geftaltung Deutichlands erklärt babe. Ich beichräntte 
mich im Uebrigen auf einige wenige allgemeine Betrachtungen, ba Herr Graf 
v. Bray ohnehin für den Augenblid eine Aeußerung von irgendwie binben- 
ben Charakter ficher nicht von mir erwarten konnte. Ueber bas Verhältniß 
zwiſchen Preußen und Süddeutſchland konnte und wollte ich Feinen Ausſpruch 
tbun, buch melden irgend ein Grad von Berantwortlichkeit für ein weiteres 
Hinausgehen über bie bereits durch bie Auguftbündniffe beeinträchtigten Vers 
fügungen des Prager Friedensvertrages auf das Faiferlihe Gabinet über: 
tragen worben wäre. Auf die dießfalls in Berlin und Münden anzuftellen: 
den Erwägungen wünſchen wir in feiner Richtung Einfluß zu nehmen. Ale 
eine einfache Intereſſenfrage, und zwar als eine ſolche vom höchſten Range, 
mußte ich bagegen bie Frage einer Allianz Deflerreihs mit einem von 
Preußen geleiteten neubeutihen Bunde bezeichnen. Weber Leibenfchaften, 
noch Gefühle, noch Biftorlihe Erinnerungen, — feien es bie des Jahres 
1866 oder bie des vergangenen Sahrtaufends, — werben unfere fünftigen 
Entſchlüſſe beſtimmen, fondern es wird uns in erfler Linie anf bie Sicher: 
heit, und im zweiter Linie auf den Vortheil ber öfterreihiihen Monardie 
anfommen. In Berbhältniffe, bie uns Verbindlichkeiten und Laften ohne bie 
vollſte Gegenleiftung auferlegen würben, Tann fi ber Kaiſerſtaat felbft zu 
Gunſten feiner ehemaligen beutfchen Bunbesgenofjen nicht mehr einlaffen. 
Wenn in ber Sprade und den Handlungen ber deutſchen Regierungen 
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Freundſchaſt für Oefterreih und der Wunſch, ihm zu nützen, ſich ausprägen, 
jo findet dieß bei und jeberzeit ein Echo, und es kann dieß dazu beitragen, 
glücklichere Verhältniſſe, als die gegenwärtigen, für bie Zufunft vorzubereiten. 
Aber wir bedürfen ſehr folider Garantien gegen Tendenzen, bie uns nicht 
befreundet, jondern gefährlich find, unb man darf von uns feine Leiſtung 
verlangen, bie nicht burch eine aleichgewichtige Gegenleiftung vollſtändig com: 
penjirt wäre. Sch babe dem Herrn Grafen Bray nicht verfchwiegen, daß 
joldye Garantien und Gegenleiftungen nad ber Stellung, in welche die füb- 
beutfchen Staaten einmal zu Preußen getreten unb worüber wir weit ents 
fernt find mit ihnen zu rechten, uns nit in Münden, jondern nur noch 
in Berlin geboten werben können, und daß wir daher unſere Blicke vor: 
nehmlich nah Preußen richten müßten, wenn je e8 fih um die Frage han— 
belte, ob wir an eine beiden Theilen nützliche, ernfthafte, ehrlich gemeinte 
Allianz Deutichlands mit uns glauben und ihr unfere gegenwärtige freiheit 
aufopfern dürften. Ew. werden aus dem, was ich bier aufgezeichnet habe, 
folgern, daß Sie an der feither ſchon von Ihnen geführten Sprache auch 
jeßt nicht das Geringfte zu ändern haben. In Ihren Gefprähen mit bem 
Herrn Fürften v. Hohenlohe können Sie ähnliche Bemerkungen, wie bie 
obigen, einfließen laflen, wobei Ste übrigens ſtets unferen unveränderten 
guten Wünfchen fiir das Wohl Bayerns und feiner Dynaſtie Ausdrud geben 
wollen. Diefe Wünſche find aufrichtig, aber wenn Fürft Hohenlohe etwa 
dazu hinneigen follte, jene Rolle des Vermittelns zwijchen Defterreih und 
Preußen wieder aufzunehmen, beren fid) Bayern während ber vorjährigen 
Ereigniffe unterzogen bat, fo kann ih Ew. für jegt in der That nicht aufs 
fordern, ben fönigl. Herrn Minifter Hierin zu ermuthigen.“ 


6. April. (Böhmen, Mähren, Krain). Eröffnung der Landtage. 


Diejelbe erfolgt mit der Verlefung eines Hanbfchreibens des Kaijers 
an ben Minifterpräfidenten v. Beuft, durch welches die Landtage 
einfach aufgefordert werben zur Beihidung des verfafjungsmäßigen 
Reichsraths. 

(Krain). Der Landtag beſchließt mit 22 gegen 14 Stimmen, 


die Reichsraths- und Landesausſchußwahlen ſofort vorzunehmen. 


Dieſelben fallen wieder ausſchließlich auf Slobenen, worauf ber 
Landtag alsbald geſchloſſen wird. 


8,—10. April. (Böhmen). Landtag: Die czechiſch-feudale Partei ver: 


langt die Nichtanerkennung der Wahlen des Großgrundbeſitzes, unter: 
liegt aber mit 85 gegen 145 Stimmen. Toben ber Czechen. 


„ April. (Mähren). Landtag: Graf Belcredi ftellt zuerft den An 


trag, die Reichsrathswahlen abzulehnen, zieht diefen Antrag zurüd 
und beantragt nunmehr, über das kaiſ. Handſchreiben zur Tages: 
orbnung überzugehen. Mit 59 gegen 30 Stimmen wirb der An: 
trag abgelehnt. 

n„ (Mähren). Landtag: Wahl bes Landesausfhuffes: 5 Ver: 


faflungstreue und 1 Czeche; ebenjo iſt das Verhältniß unter ben 
Erſatzmãnnern. 


„ (Ungarn). Landtag: Beide Häuſer des Landtags beſchließen, 
ben croatiſchen Landtag aufzufordern, zur bevorſtehenden Krönung 
bes Königs eine Deputation in den ungariſchen Reichstag zu ent: 
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fenden, mit ber Erflärung, aus biefem Schritte keinerlei Folgerungen 
für das noch umerlebigte ſtaatsrechtliche Verhältniß Eroatiens zu 
Ungarn ziehen zu wollen. 


10. April. (Mähren) Landtag: Wahlen in ben Reichsrath. Graf 


13. 


17. 


18. 


19. 


Beleredi proteftirt gegen die Vornahme berfelben und verläßt mit 
der gejammten Rechten den Saal. Es werben gewählt: 19 Ver: 
faffungstreue und 3 Nationale. Schluß bes Landtags. 

„ (Böhmen). Landtag: Die feudal-czechiſche Partei trägt darauf 
an, Feine Wahlen in ben Reichsrath vorzunehmen, bleibt aber in 
ber Minderheit. Rieger proteftirt, die Czechen verlaſſen den Saal, 
die Gallerie tobt. Es bleiben 135 Abg. zurüd, welhe 42 Ber: 
fafjungstreue und 12 Czechen in ben Reichsrath wählen. Schluß 
bes Landtags. 


„ Das öfter. Cabinet ſucht in der luxemburgiſchen Frage zunächit 
in London zu vermitteln, indem es zwei Baſen vorjchlägt, auf denen 
ein Ausgleich flattfinden könne: bie erjte würde ben König von 
Holland im Befige Ruremburgs laſſen, aber das Land neutralifiren; 
die zweite würbe es Belgien übergeben, welches als Erſatz einen 
gewifjen Theil feines Gebietes an Frankreich abzutreten hätte; in 
jedem dieſer beiden Fälle würde Preußen die Feitung zu räumen 
haben. 

„ (Eroatien) Ein Erlaß des Bans beruft den Landtag auf 
den 1. Mai ein. 


„ Eine Depeihe Beuſt's an ben öſterr. Geſandten in Berlin gibt 
demſelben einläßlihe Mittheilung bez. der Milfion des bayeriſchen 
Grafen Taufffirden von Berlin nah Wien. Defterreih ift auf 
bie preuß. Vorſchläge nicht eingegangen: 

„Die politifche Meife des Grafen Taufffirhen nah Berlin und Wien hat 
bereits vieljeitige Aufmerkfamfeit erregt, und fie wird vorausfichtlid ben 
Gegeuftand noch mancher mehr oder weniger gewagten  Gommentare bilden. 
Ich halte umfomehr fir nöthig, Euer x. ausführlih und genau von bem 
Verlaufe ber Unterredungen zu benachrichtigen, welche ich mit dem genannten 
Bertrauensboten des Münchener Gabinets und aus Anlaß feiner Sendun 
mit dem f. preußiihen Geſandten, Frhrn. v. Werther, gepflogen babe. Sl 
Taufifirchen führte ſich bei mir nit nur als Beauftragter feiner Regierung, 
fondern auch ais Ueberbringer — Vorſchläge Preußens ein. Als den 
Zweck ſeines Erſcheinens in Berlin bezeichnele er den Wunſch des Fürſten 
Hohenlohe über bie Eventualitäten ber luxemburgiſchen Frage ins klare zu 
fommen, bas Intereſſe bed Friedens im Einverjtändniffe mit Preußen zu 
wahren, und in biefem Intereſſe namentlih aud zu verſuchen, ob es ber 
Eiuwirkung Bayerns gelingen könne, zu einer Annäherung zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Preußen beizutragen. Was er bei dem Grafen Bismard erreicht 
habe, fei von großer Tragweite. Gr fei in ben Stand gejegt, ben Abſchluß 
einer Allianz zwiſchen ben beiden Mächten zu bevormworten — einer Allianz, 
welche ſich auf ſaämmiliche deutiche Staaten erfireden würde. Die Erhaltung 
bes Friedens werde durch einen ſolchen Bund geſichert. Man verkenne nicht 
in Berlin, daß Defterrei berechtigt fei, für die Verpflichtungen, die es über: 
nehmen würde, Gompenjationen zu verlangen, man jei aber. auch bereit, 
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bierin fo weit zu gehen als mur irgend möglih. Was Graf Taufffirchen 
über biefen letzteren Punkt weiter verlauten ließ, war jedoch leider nicht 
ber Harfte Theil feiner Gröffnungen. Er ſprach von einer Garantie unferer 
deutfchen Beligungen. Er gab zu verfiehen, dag wohl aud fir unfere nicht: 
beutichen Provinzen temporär uns jede winfchenswertge Sicherheit gegen 
mögliche Gefährdungen geboten werben fönnte. Er erwähnte Rußlands ale 
des Dritten im Bunbe, unb meinte: in ber Erneuerung eines Bundes der 
drei Mächte beftehe dieje Sicherheit von ſelbſt. Er wies endlich darauf hin 
— wie bieß bereits früher von Münden aus geihehen war — daß eiu 
Freundſchaftsbündniß Preußens mit Deflerreich ben fübdeutihen Staaten bie 
Möglichkeit gewähre, ein größeres Maß von Selbfiftändigfeit zu behaupten, 
und daß eine völferrechtliche Allianz Deiterreichs mit dem nord- und bem 
fübdeutfchen Bunde doch zulegt den Uebergang bilden könnte zu bleibenden 
engeren Vertragsverhältnifien, welhe mit Vortheil für Oeſterreich wie für 
bie beutfche Nation den früheren Staatenbund erfegen könnten. Ich glaube 
biemit bie Ejjenz ber Auerbietungen bes Grafen Taufffirchen wiedergegeben 
und fie durchaus nicht abgeihwädht zu haben, Durch die Außerungen des 
chen. v. Werther und durd eine vertraufiche Depeiche, die er mir vorlag, 
wurde mir fobann beftätigt, daß Graf Bismard den Abgefandten ber fol. 
bayer. Regierung alferdings legitimirt hatte, derartige Eröffnungen nah Wien 
zu bringen. Frhr. v. Werther unterftüßte die Bemühungen bes Grafen 
zn no: doch muß ich bemerken, daß die Ausiprüche des erfteren nicht 
von bindendem Eharafter waren, und daß wir baber ben erwähnten Allianz: 
vorſchlägen immerhin nur auf bie Gefahr hin hätten Gehör leihen können, 
fie in Berlin nicht im Voraus genehmigt zu willen. Ich werde mich nuns 
mehr beehren, Euer x. das Wejentlihe meiner Erwiderungen mitzutheilen. 
Wenn mehrere ntereffenten über wichtige Gegenflände zu verhandeln haben, 
fo kann es bisweilen nur nügen bie Rollen in. Gedanken zu vertanfchen, 
um zu einem unbefangenen und billigen Uriheil zu gelangen. Dieh war 
meine erfte Bemerkung gegenüber bem Grafen Tauffkirchen. „Erlauben Sie”, 
fagte ih ihm, „daß ich eine Eombination erfinde, im welcher Sie nicht von 
Berlin nah Wien, fondern umgekehrt aus der öfterr. Hauptitabt in bie 
preußiiche einen Allianzvertrag zu bringen hätten. Unterftellen Sie ben Fall, 
Defterreich hätte nach dem Krimfrieg ein Garniſonsrecht in einer moldauifchen 
Feſtung — von ber ruffiihen Grenze fo meit entfernt wie Luremburg von 
der franzöſiſchen — behalten. Nehmen Sie weiter an, die kaiſ. Regierung 
bätte in Galizien eine Reihe von Maßregeln ergriffen, durch weldye fie eine 
fo große Aufregung in Rußland hervorgerufen hätte, wie Preußen in Frank⸗ 
reich durch feine Schritte jeit ben Nikolsburger Friedenspräliminarien. Muß: 
Iand fände unfere Nachbarſchaft in der Moldau gefährlich, ein Krieg fände 
in Ausſicht, und Sie hätten in Berlin im Namen Bayerns und in unferem 
Namen eine Allianz anzubieten. Wenn Gie bort geltend machten, daß 
Defterreih im Grunde doch deutſche Intereſſen gegen Rußland vertrete, baf 
ber Wiener Hof ein Bündniß mit Preußen zeitgemäß finde, daß er Preußens 
beutfche Befißungen zu garantirem bereit jei, und daß Preußen im Bunbe 
mit Oefterreih wohl aud für Polen vorerft nicht viel zu bejorgen babe — 
lauben Sie, baß man in Berlin biefe Motive genügend finden würbe, um 
—* mit uns gegen Rußland zu verbinden?“ Ich wollte mich jedoch durch 
dieſes Gleichniß keineswegs ber Aufſorderung entziehen, mich offen über ben 
heute wirklich vorliegenden Fall auszuſprechen. Vielmehr lehnte ich es nicht 
ab, in bie freimüthigſte Prüfung der Vorſchläge des Grafen Tauffkirchen 
einzugeben. Ich war bieß [don den Gejühlen ſchuldig, welde ber Gebante 
an die natürliche Solidarität mit Deutſchland jederzeit in 1ms erwedt. 
„Sie veriprechen fich“, bemerkte ih, „von ber Allianz Defterreihs mit 
Preußen die Erhaltung be@ gefährdeten Friedene. Nehmen wir zunächſt 
biefe Rechnung als eine richtige am. Aber in welcher Lage würbe Defterreich, 
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welches feinerfeits jetzt gar nicht bedroht iſt, in bie neue Friedensepoche ein⸗ 
treten? Es hätte fie zu bezahlen durch die Feindſchaft Frankreichs, bie ihm 
boppelt gefährlich fein würbe, weil fie zugleih in Deutihland eine jo gut 
ale unbebingte Abhängigkeit von dem guten Willen Preußens im Gefolge 

tte. Wir bezweifeln biefen quten Willen nicht; aber fünnen Sie läugnen, 
baß bie Verhältniſſe manchmal ftärfer find als die Antentionen ber leitenden 
Männer, und daß Defterreih, um angeſichts ber Einheitsbeftrebungen im 
Deutfhland und ber noch immer möglichen Gonflicte mit Stalien ben Haß 
Frankreichs auf fih zu laden, foliberer Garantien bebürfte als bes Verſpre⸗ 
chens, baß es in feinem Beſitze nicht — oder doch nicht zu frühe — geftört 
werben folle? Aber e8 fei auch nicht einmal bewichen“, hubr ih fort, „daß 
bad beantragte Bündniß wirflih die Erhaltung bes Friedens zu bedeuten 
— würbe.“ Man ſei bei uns belehrt, unſere Macht und bie Furcht vor 
br nicht zu hoch zu ſchätzen, und darum würde, wenigftens in ber nächſien 
Zeit, die Ausfiht auf eine Theilnahme Defterreihs am Kriege frankreich 
nit abhalten, den legteren zu wagen, wenn es einmal ben nöthigen Einfaß 
an materiellen und moralijchen Mitteln anufwenden wolle, um ihn gegen 
Preußen und Deutſchland zu unternehmen. Dagegen würde bas Wort Coa⸗ 
lition, jegt nad) Frankreich geworfen, weit weniger geeignet fein, bie erwachten 
Leidenſchaften zu dämpfen als fie bis zum beftigften Ausbrucd zu entflammen. 
Selbſt einer neuen nordiſchen Gonlition gegenüber fühle ſich Franfreih nicht 
vollfommen ijolirt. Es habe dem Königreich Jtalien noch Mandes, es habe 
ber Revolution in den Ländern jeiner Gegner noch mehr zu verfprechen, und 
e8 jei ſich der wirklichen oder vermeintlihen Macht biefer Bundesgenoſſenſchaft 
zu fehr bewußt, um nicht vielleicht heut ober morgen den Krieg einem ben 
Nationalftolz verlegenden und für die Dynaflie gefährlichen Zurüdweichen 
vorzuziehen. Nun aber vergegenwärtige man fich endlich bie verichiebenen 
möglichen Ausgänge eines Kriegs. „Sie werden mir zugeben, baß es fein 
erfrenlihes Schidfal fein würbe gemeinfam mit Preußen zu unterliegen, und 
am Rhein, unter den Alpen, am abriatiihen Meer das Geſetz bes Siegers 
annehmen zu müffen. Lafjen wir aber biefen Fall als unwahrjcheinlich bei⸗ 
feite, bdenfen wir ung Franfreih als überwunden — fünnen wir «6 barauf 
anfommen lafien, daß man uns alsbann das Prager Friebens-Inſtrument 
in die Hand drüde und uns für deſſen erfolgreiche Vertheibigung danke? 
Ferne jei es von mir, die Erinnerungen bes gemeinfamen Sieges über 
Dünemarf wadhzurufen, aber Gie begreifen, ba wir aud für jenen gün— 
Rigftien der möglihen Fälle unfere Sicherheiten vorher nehmen müßten.“ 
Graf Taufffirhen bat in ber That fich micht für vorbereitet erflären können, 
auf alle dieje Fragen zu antworten, ober bie ihm vor Augen goftellten Be: 
denfen und Einwendungen zu entlräjten. Er äußerte nur fein Bebauern, 
nah meinen Worten annehmen zu müfjen, baß Oeſterreich bie von ihm aue 
Berlin mitgebrachten ae ablehne. Auch Frhr. v. Werther feinerfeits 
wiederholte mir diejen Ausdrud. Ich marnte jedoch jehr vor bemfelben, unb 
ich bat nicht von einer Ablehnung preußifcher Vorſchläge durch Defterreih zu 
ſprechen, ba die Erläuterungen, bie dieß nöthig machen würde, nicht andere 
als nachiheilig wirken Fönnten, bie Zukunft zu fchonen fei, und es Thatſache 
bleibe, daß Defterreich ftets ben Wunſch hegen werde, zu einer Wieberannä- 
berung an Breußen und Deutichland die Hand bieten zu können. Ich zweifle 
nicht, daß, was ich bier in den Kauptzügen furz wiederholt habe, dem fol. 
preuß. Gabinet durch die Berichle feines Gefandten vollſtändig zur Kenntniß 
gelangen werde. Es wirb jebod auch zu Ihrer Aufgabe gehören, bafür zu 
forgen, daß in ber Auffaffung meiner Aeußerungen feine Abweichung ftatts 
finden könne. Ja, es wird, wie ich glaube, ber Aufrichtigkeit und Loyalität, 
die man bei uns ſtets finden wird, würdig, dem Intereſſe der Annäherung 
aber nicht abträglich fein, wenn ich Euer 2. ermädhtige, bem Herrn Grafen 
v. Bismard ben gegenwärtigen Erlaß volftändig vorzulefen.“ 
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23. April. Nachdem Oeſterreich durch ſeine vermittelnde Thätigkeit in der 
Luxemburger Verwickelung den Boden in Paris und Berlin ge— 
ebnet, macht Rußland ben förmlichen Vorſchlag einer Conferenz ber 
Großmächte in London behufs Löſung derſelben. Oeſterreich erklärt 
ſich ſofort ſeinerſeits dazu bereit. 

„„Abſchluß eines Handelsvertrages mit Italien in Florenz. 

27. „ (Ungarn). Ein kgl. Handſchreiben an den Miniſterpräſidenten 
Andraſſy verordnet, daß Fiume fowohl am croatijhen ald am un: 
garifhen Landtage Theil zu nehmen habe, ohne Präjubiz für bie 
Anfprüce weder bes einen noch des andern. 

28. „ (Siebenbürgen). An ben Xocalen der kaiſ. Finanzbehörden 
werben bie bisherigen faif. Adler entfernt und durch das kgl. un: 
gariihe Wappen erſetzt. 

30, „ (Ungarn). Die Beamten:Reftauration bes Peſther EComitats 
erfolgt ganz im Sinne ber Linken. 

—  „ (Eroatien). Der Biihof Stroßmayer als einer ber einfluß: 
reichten Führer der national:croatiihen Partei wirb ad audiendum 

. verbum regium nad) Wien berufen, unb aufgefordert, entmweber 
mit den Abfihten ber Taif. Regierung ſich in Einklang zu fegen 
oder den Landtag zu meiden. Der Bifchof zieht das letztere vor 

| und tritt eine Reife nad) Paris an, 

„ " Kine aus Mitglievern beider Reihshälften zujammengejeßte 
Specialeommijfion erörtert die Möglichkeit und Wünſchbarkeit einer 
Annäherung Oeſterreichs an Franfreih bez. der Münzfrage. Zu 
diefem Ende hin werden mit Preußen Unterhanblungen über ben 
Austritt Defterreihs aus dem beutjch:öfterr. Münzverein von 1857 
eingeleitet. 


1. Mai. (Eroatien). Eröffnung bes Landtags. Ein kgl. Refcript 
vom 23. April dringt auf Beichleunigung ber Lanbtagsverhandlungen, 
fowie darauf, daß Sorge getragen merbe, damit Croatien und 
Stavonien (Dalmatien wird nicht erwähnt) bei der bevorftehenden 
Krönung in Peſth vertreten feien und daß bie Deputirten des 

croatiſchen Landtags bis zum 15. Mai d. J. nach Peſth entfendet 
werben. 

2. „ (Croatien). Landtag: Bei der Mahl der Adreßcommiſſion 
unterliegt bie ungarifche Partei, indem 6 Nationale und nur 3 
Untonilten in biejelbe gewählt werben. (Das EStimmenverhältnif 

ſtellt 57 Nationale gegen 44 Unioniften heraus). Die Commiifion 
beſchließt demgemäß, einen Mehrheits: und einen Bl 
für bie Adreſſe einzubringen. 

6. „ (Eroatien). Landtag: Der Ban preft die Beamten-Depu: 
tirten, namentlich ben ehemaligen Hoflanzler Mazuranic, den Ber: 
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faffer des Mehrheitsentwurfs einer Abrefje, die Regierung zu unter- 
ftügen oder am Landtage weiter feinen Antheil zu nehmen. Mazuranic 
und mehrere andere Deputirte ziehen das letztere vor und legen ihr 
Mandat nieber. 


— Mai. Oeſterreich ift von der, in der Dep. vom 1. Januar d. J. bar: 


gelegten Auffaffung der orientaliihen Dinge zurüdgelommen und 
lehnt den von Franfreih im Einverſtändniß mit Rußland gemachten 
Vorſchlag einer allgemeinen Abftimmung ber Bevölferungen Canbia’s 
unter Anivejenheit von Abgeordneten ber garantirenden Mächte feiner: 
feits ab. 


7—11. Mai. Defterreih nimmt Theil an ben Conferenzen ber Groß: 


14. 


15. 


mädhte zu London und dem Abſchluß eines Vertrags über die Räu— 
mung ber Feitung Luremburg durch Preußen ſowie über die Neu: 
tralität des Landes unter der Collectivgarantie ſämmtlicher Mächte. 


Mai. Der Kaifer ernennt 24 neue Mitglieber des Herrenhauſes, 


4 erbliche und 20 Tebenslängliche. | 

„ (Eroatien). Landtag: Heftige Debatte über Fiume Die 
Fiumaner Deputirten verlaffen den Saal. | 

„ (Ungarn). Bei ben Municipalmwahlen in Peſth flegt bie Partei 
Deat, Ä 

v Aufhebung bes bisherigen Polizeiminifteriums, 

„ (Eroatien). Der Landtag beiclicht, vom Kaifer telegraphiich 
bie Sanction ber Umverleglichfeit der Deputirten während ber Dauer 
bes Landtags zu verlangen und bis nad Eintreffen einer Antwort 
bie Sitzungen auszuſetzen. 

„ (Ungarn). Die Regierung erläßt eine mit dem 16. Juni ins 
Leben tretende Verordnung über bie Eonftituirung und das Verhalten 
ber Schwurgeridhte in Preßangelegenheiten. 


'„ (Eroatien). Landtag: Die telegraphifh vom Kaiſer geforberte 


Zufiherung ber Immunität der Deputirten wird vom Saifer tele: 
graphifch gewährt; der Landtag beruhigt ſich aber nicht dabei und 
verlangt nunmehr ein fürmliches Rejcript. 


„Depeſche Beuft’s an den öfterr. Geſandten in Münden über bie 
bayerifchen “been bez. des DVerhältniffes zwiſchen den füddeutſchen 
Staaten zum norbbeutfhen Bunde und zu Oeſterreich: | 

„Dur die Gefälligkeit des Herrn Fürften von Hohenlohe kennen Ew. 
bereits ben weientlihen Inhalt der vertraulichen Mittheilung, melde das 
Münchner Gabinet an uns bat richten wollen, um über bie von ihm im 
Ausficht genommenen Unterhandlungen mit dem norbbeutihen Bunde Rüds 
ſprache mit uns zu nehmen. Der königliche Herr Gefandte Hat mir Aber 
ſchriften in Händen gelaffen, ſowohl einer Minifterial:Grflärung, welde ein 
Ginverftändniß Bayerns mit Württemberg in biefer Richtung beurfundet, als 
eines von dem fünigfich bayerifchen Staatsminijterium an bie großherzog— 
lichen Regierungen von Baben und Hejjen erlafjenen Schreibens, wodurch bie 
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letzteren eingelaben werden, dieſer Punctation beizutreten. Ich unterlaſſe 
nicht, beide Actenſtücke Ew. zu perſönlicher Kenntnißnahme mitzutheilen. Wie 
Ihre Berichte es uns angekündigt haben, hat Graf Bray mir den Wunſch 
ſeiner Regierung zu erkennen gegeben, vor der wirklichen Anknüpfung der 
Unterhandlungen mit Preußen unfere Anſicht über dieſes Programm zu er: 
fahren ımb wo möglich unferer Auftimmung zu bemjelben verfihert zu 
werben. Bei aller Würdigung ber Motive, aus welden biefer Wunſch her⸗ 
vorgeht, und bei aller Gmpfänglichfeit für das ums erzeigte Vertrauen habe 
ich dem königlich bayerifchen Gefandten auch bei biefem Anlaſſe nur wieder: 
holen können, daß die Lage in Deutichland von gewiſſen Wahrheiten beherrſcht 
wird, die man bebauerlich finden, aber nicht ohne gefährlige Folgen aus ben 
Augen verlieren kann. ine ſolche Wahrheit ift es, daß ben Beftrebungen, 
welhe Bayern im geſammtdeutſchen Intereſſe, wie im Intereſſe ber eigenen 
Sicherheit verfolgen zu können wünfdt, die Beflimmungen bes Prager 
Friedensvertrages entgegenfliehen. Die Allianzverträge ber ſübdeutſchen Staaten 


mit Preußen haben dieſe Beftimmungen, noch ehe fie geichrieben waren, ver: 


letzt, und ih babe unmöglih verfennen und verfchweigen fünnen, daß bas 
Project, welches bie Unterfchriften bes Fürften von Hohenlohe und bes Frei⸗— 
bern von Varnbüler trägt, dieſen Widerſpruch noch bedeutend verjchärfen, 
und vollfländiger zur Erſcheinung bringen würde. Bon einem ſüddeutſchen 
Staatenvereine, wie er nah dem Prager Bertrage zwar in eine nationale 
Verbindung mit Norddeutſchland eintreten, aber neben bemielben in völfer: 
rechtlicher Unabhängigkeit beftehen fol, ift in ben bayerifch-württembergifchen 
Bunctationen feine Spur geblieben. Statt befjen ftellen biefelben einen 
Drganismus auf, in welhem — mit ober ohne gemeinfames Parlament — 
jebe felbftftändige Regung ber vereinzelten ſüddeutſchen Staaten regelmäßig 
in dem Willen ber norbdeutihen Bundesmacht verihwinden muß. Die Fiction, 
baß z. B. Südheſſen als Bundeeglied gleiche Nechte mit dem geſammten 
Nordbunde haben ſoll, wird hieran offenbar ſehr wenig ändern. Was aber 
Oeſterreichs Stellung betrifft, ſo iſt es gewiß unſeres Dankes werth, daß man 
in München nur im Einverſtändniſſe mit uns vorzugehen wünſcht, allein 
ber Umſtand, daß die bloße Aufforderung an Oeſterreich, über die Con— 
flituirung Deutichlands cine Meinung abzugeben, gewiffermaßen die Schranfen 
bes Bertrages überjchreitet, durch welden im verfloffenen Jahre ber Friede 
in Deutſchland bergeftellt worden ift, macht für Defterreich mehr noch ala 
bie dadurch gebotene Reſerve eine recht Mare Auffafjung der Sachlage und 
eine berjelben entſprechende Dffenheit der Sprache zur Nothwendigkeit. Dem: 
gemäß babe ich mich gegen ben Herrn Grafen von Bray über das Ber: 
bältniß, in welchem wir zu ben mit bem Prager Vertrage unvereinbaren 
Thatfachen, vergangenen oder künftigen fteben, nohmals mit aller Aufrichtig- 
feit ausgelprocden. Ich babe ihm erklärt, daß Rüdfichten ber Cpportunität 
fehr wohl bie Regierung Sr. Majeftät des Kailers vorläufig beftimmen 
können, folde Thatſachen zu ignoriren, und daß biefe Regierung gerne aud) 
ben beutihen Sympathieen, welche fie ſich bewahrt hat, Einfluß auf ihr Ber: 
balten geitattet, jo lange fie nicht bie Intereſſen des eigenen Reiches für ges 
führbet halten muß. Das Verlangen dagegen, baß das Faiferliche Gabinet 
ben Allianz-Verträgen, weldhe es bis jetzt flillfchweigend hingenommen bat, 
und felbft noch weitergehenden Verlegungen des Prager Vertrages feine Zus 
fimmung ertheilen ſolle, dieſes Verlangen habe ich unumwunden als uns 
erfüllbar bezeichnet, und darauf hingewieſen, baß Oeſterreich in feiner Lage 
vielmehr ſich ſorgfältig hüten müſſe, irgendwie durch Wort oder That ſich 
des Rechtes zu begeben, auf bie Verfügungen des Prager Friedenstractates 
zu gelegener Zeit fich zu berufen. Ferner babe ich dem Grafen Bray nicht 
verhehlt, daß ih mir nicht zu erflären vermöge, wie man durch die vage 
Beitimmung des Münchner Programmes, daß eine Allianz mit Oeſterreich 
geſchloſſen oder angehahnt werden folle, uns zu einer Aenderung unjerer 
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Haltung bewegen zu können glaube. Soll unter dem Worte Allianz, 
wie dieß ber völlerrechtliche Sprachgebrauch will, ein dorübergehendes Bünd⸗— 
niß zu beſtimmten Zwecken verſtanden ſein, ſo iſt einzuwenden, daß ſolche 
Zwecke nicht bezeichnet ſind, auch dermalen nicht wohl bezeichnet werden 
können. Denkt man aber an ein bleibendes Bundesverhältniß, durch welches 
die kaiſerliche Regierung ihre Freiheit nicht für eine determinirte Action, 
ſondern unbeſtimmt und für immer aufgeben würde, und welches anderer⸗ 
feitö eines ber wejentlichen Elemente ber politifchen Neugeftaltung Deutjchs 
lands bilden foll, jo müßte man uns erftens von ber Berpflihtung, uns an 
biefer Neugeflaltung nicht zu betheiligen, feierlich dispenfiren, und zweitens 
bürfte man nicht überjehen, dak eine Großmacht fich nicht einer andern 
unterordnen, nicht fremden Zwecken dienen, an Beſchlüſſe, die ohne ihr Zus 
tbun zu Stande kommen, fi nicht im Boraus binden fann. Ich zweifle, 
ob man in Münden in ben Stand gefeht fei, uns eine gleichberechtigte 
Stellung mit Preußen in einem neuen gefammtbeutfhen Bunde barzubieten, 
— ift dieß aber nicht der Fall, jo find bie Staatslenfer Defterreich® ge— 
nötbigt, fih auf die volle Freiheit zurückzuziehen, bie fie für bie früheren 
Rechte im Bunde eingetaufcht haben. Die Schlußfolgerung, bie ih aus allen 
biejen Betrachtungen ziehen muß, wenn ich mid) in bie Lage Bayerns ver: 
fege, fann denn auch abermals nur biefelbe fein, die ich bereits mehrfachen 
früheren Aeußerungen zu Grunde gelegt babe. Ueber meine Meinung bes 
fragt, kann ih in Wahrheit nur fagen, daß ich glaube, Bayern werde wohl 
daran thun, in rein zuwartender Stellung zu bleiben und fich weiterer. 
Schritte, die es über bie burch den Prager Vertrag gezogene Linie hinaus: 
führen würden, zu enthalten. Deflerreich it nicht mit Proteften gegen bie 
Auguftverträge aufgetreten, aber man kann fich nicht barüber täufchen, daß 
biefe Verträge zu ber geſahrvollen Spannung ber letzten Monate nicht wenig 
beigetragen haben. Mit Mühe bat die Londoner Gonferenz bie mädtig 
herangewachſenen Belorgriffe fo eben zerftreut, und wir können nicht Dazu 
rathen, neue Thatfachen zu fchaffen, durch welche die faum verſchwundenen 
Gewölke nur zu leicht in verflärftem Maße wieder angefammelt werben 
fönnten. Unſere eigenen Bemühungen für ben Frieden haben andererfeits 
vollfräftig bemwielen, daß wir von umjerer Unabhängigkeit feinen für Deutſch— 
land nachtheiligen Gebrauch machen wollen, und es erhöht fi dadurch wohl 
auch unfer Anſpruch, daß man uns nicht eine noch mehr erfchwerte und von 
bem vertragemäßig ausbebungenen Zuftande noch weiter abweichende Situation 
gegenüberftele. Ich kann nicht ermeffen, warum unter ben jegigen Um: 
Händen für bie füdbeutfchen Regierungen eine Notblage geichaffen fein follte, 
bie ihnen hierin feine Mahl liche, wohl aber fcheint mir in ben europäifchen 
Berhältniffen eine hinreichend beutlihe Warnung vor jebem Schritte zu 
liegen, durch welchen anftatt ber Iuremburgiichen Frage noch ernftere und 
vielleicht durch bie befigemeinte Vermittlung nicht mehr zu befeitigende Con: 
flictsfälle zur Tagesordnung befördert werben könnten. Im Rorftehenden 
* ich den weſentlichen Sinn der Anwort aufgezeichnet, welche ich dem 
ayriſchen Herrn Geſandten auf ſeine Mittheilung zu ertheilen hatte. Sie 
beftätigt zwar nur, was dem königlichen Cabinete bereits früher und nament⸗ 
lich aud durch bie Berichte bes Grafen Taufffirchen befannt geworben ift, 
doch glaube ich Ew. ermächtigen zu follen, von ber gegenwärtigen Depeſche 
ben Tönigliden Herrn Minifter Fürſten von Hohenlohe vertraulich Einficht 
nehmen zu laſſen.“ 


— Mai. An den Befeftigungsarbeiten um Wien wirb feit einigen Tagen 
mit Eifer gearbeitet. 


v„ „ Eine zahlreihe Deputation czechiſcher und ſüdſlaviſcher Defter: 
reicher geht nah Rußland ab, angeblih um die an 5. d. M. in 
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Moskau eröffnete ſlaviſch-ethnographiſche Ausſtellung zu beſuchen, in 
Wahrheit, um ruffiihe Sympathieen recht bemonftrativ an ben Tag 
zu legen. 


15. Mai. (Ungarn). Durch kaiſ. Verfügung werben die Proteftanten: 


16. 


17. 


18. 


21. 


22. 


" 


patente von 1859 außer Wirkſamkeit geſetzt. 


» (Ungarn). In Folge neuer Streitigkeiten zwiſchen Magyaren 
und Croaten in Fiume wird aud Buccari dem kgl. Commiſſär 
dv. Cſeh unterftellt. 


» (Ungarn). Landtag: Das Minifterium legt demfelben fechs 
Geſetzesentwürfe behufs Abänderung. der 48er Gefeße (nad dem 
Verlangen der kaiſ. Regierung bei Einleitung der Ausgleichsunter: 
bandlungen) vor. Diejelben betreffen: 

‚ Die Jmarticulirung bes Beſchluſſes über die gemeinfamen Angelegen: 
eiten ; 
, den Aufihub ber Palatinswahl bie zur gefetlichen Regelung bes Wir« 
tungsfreifes bes Palatins; 

die Beflimmung, baß nicht blos ber Minifter-Präfident, fondern audh bie 
Minifter durch Se. Majeftät ernannt werden; 

bie Suspenbirung des Geſetzes über bie Nationalgarbe; 

bie Bejtimmung, daß ber Landtag vor Votirung des Budgets geichloffen 
werden fann, dann aber noch in demjelben Jahre einberufen merben muß; 

endlih bie Suspendirung bes 5. Artikels vom Sabre 1848 bis zur be 
finitiven Regelung der Militärgrenze. 
„ (Eroatien). Landtag: Demfelben wird nunmehr bez. ber 
Smmunitätsfrage der Deputirten ein fürmliches k. Rejcript vorgelegt, 
wodurch fih der Landtag endlich beruhigt. Behandlung der Adreß— 
frage: Der (ungariihe) Minoritätsentwurf wird zurüdgezogen und 
der (nationale) Mehrheitsentwurf ohne Debatte en bloc ange: 
nommen. Cine Deputation jol die Adreſſe ans Faiferl. Hoflager 
bringen. 
„ Der Gemeinderath von Wien beichlieht, an den Reichsrath eine 
Petition gegen die Befeftigung Wiens zu richten. 
»„ (Eroatien). Landtag: Die Adreßdeputation wirb ſchon unter: 
wege vom kaiſ. Hoflager aus contremandirt und die ſchriftliche Ein: 
gabe gefordert. Bis nad intreffen der kaiſ. Antwort wird vom 
Ban die Abhaltung einer Landtagsfigung verweigert. 


„ (Ungarn). Koſſuth richtet von Paris aus einen Brief voll 
ſchwerer Vorwürfe an Deak, den die Organe der Linfen abbruden. 
Die Blätter der Partei Deaf weilen die Vorwürfe energiſch zurüd 
und Deak ſelbſt wird bei feinem erjten Erjcheinen im Unterhaus 
demonftrativ mit ſtürmiſchem Zuruf empfangen. 

„ Kröfiming des Reichsraths. Thronrede des Kaijers: 

„Was Ich bei ber erftmaligen Berufung des Reichsrathe gelobt, ift das 
unabänberlihe Ziel Meiner Beftrebungen geblieben; bie Herftellung con: 
ftitutioneller Einrichtungen ift es, was Ich unverrüdt im Auge behalten 
babe, Dieb war nicht zu erreichen, ohne zwiſchen dem October-Diplom nebſt 
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Februar-Patent und dem ältern Verfaſſungsrecht Ungarns ben Einklang zu 
gewinnen. Schwere, das Reich treffende Schickſalsſchläge waren eine ernſte 
Mahnung, dieſer Nothwendigkeit gerecht zu werden. Meine Bemühungen ſind 
nicht vergeblich geweſen. Mit den Ländern ber ungariſchen Kreme iſt ein 
befriedigendes Abkommen getroffen, weldes beren Zuſammengehörigkeit mit 
ber Geſammtmonarchie, den innern Reichsfrieben und die Muchtflellung bes 
Reichs nah außen ficherftellt.e Ich Hoffe, der Reichsrath wird biefer Ver: 
einbarung jeine Zuſtimmung nicht verfagen. ine unbefangene Abwägung 
ber Verhältniſſe wird die Belorgnifie entfernen. Die Vergangenheit, bie 
Gegenwart und bie Zukunft mahnen zur rüfligen Vollendung des begonnenen 
Werks. Der Neicherath, Ich erwarte dieß von feiner Gerechtigfeit, wird bie 
Vortdeile nicht unterfchägen, welche auf ber von Mir eingeſchlagenen Bahn 
für Deflerreihs Stellung im europäifchen Staatenverband bereits fühlbar ges 
worben find. Der Reichsrath, dafür bürgt Mir feine erprobte Einficht, wird 
nicht verfennen, wie bie neue Ordnung der Dinge, indem fie bie verfafjungss 
mäßigen Rechte und Freiheiten ber Länder ber ungarifchen Krone mit neuen 
unumftößlihen Bürgfchaften umgibt, gleiche Sicherheit für bie übrigen Län— 
ber im nothiwendigen Gefolge haben muß. Die Verwirklichung bieler Auss 
ſicht wird aber mwejentlich bedingt durch bie Beieftigung der Grundgefege bes 
Dctober:Diploms und bes Februar: Patents, in den Ländern, beren Vertreter 
jet wieber verjanmelt find. Wie Mir aber der Gedanke fremb geblieben 
ift, die einzelnen Königreiche und Länder in den ihnen zuflehenden Rechten 
Shmälern zu wollen, fo ift es auch Meine Abficht, denfelben im Wege ber 
Vereinbarung mit dem Reichsrath jede Autonomie-Grmeiterung zu gewähren, 
bie ihren Wünſchen entipridht und bie ohne Gefährdung der Geſammt— 
monardie zugeftanden werben kann.“ Die Thronrede verheißt Geſetzvorlagen 
über die Minifterverantwortlichfeit und Mobification bes $ 13. Die Finanz: 
angelegenbeiten werben hervorragend bie Aufmerkſamkeit und verfajjungs: 
mäßige Mitwirkung bes Reichsraths beanſpruchen. Die Thronrebe verſpricht 
Norlagen über die durch den Ausbruch des Kriegs nothwendig gewordenen 
außererbentlihen Auslagen. Für ben laufenden Jahresbedarf ift vorgeforgt, 
fo daß ſich der Neichsrath der Löjung der großen dauernden Finanzaufgaben 
in Folge ber zu treffenden Vereinbarungen mit ben ungariihen Kronlänbern 
widmen kann. Dabei ift die Hauptaufgabe, daß fein Theil über unverhälts 
nißmäßige Belaftung zu Magen habe. Die Thronrebe flieht: „Werfen wir 
über bie nahe Vergangenheit, welche dem Neiche tiefe Wunden fchlug, ben 
Schleier des Vergeffens, aber beherzigen wir SHinterlaffenen ihre Lehren, und 
fhöpfen wir bie Kraft und den Willen daraus, dem Reiche bie Ruhe unb 
Wohlfahrt im Innern, fowie Anfchen und Macht nad außen wiederzugeben. 
Nicht der geheime Gedanke der MWicbervergeltung ſei es, ber unfere Schritte 
leitet; bie edlere Genugthuung jei uns beichieden, wenn es uns immer mehr 
elingt durch das was wir leiften, was wir ſchaffen, Ungunft und Feind: 
haft in Achtung und Zuneigung zu verwandeln. Dann werben Oeſterreichs 
Völfer, welhem Stamme fie angehören, welche Sprache fie reden, fid um 
das Failerlihe Banner fchaaren und dem Worte Meines Ahnen vertrauen: 
bak Defterreich unter bes Allmächtigen Schuß dauern und blühen werbe bie 
in bie fpätefte Zeit.“ 

25, Mai. Die Regierung veröffentlicht den Ausweis der Einnahmen und 
Ausgaben bes erjten Quartals von 1867: Die Ausgaben betrugen 
102 Mil, die Einnahmen nur 86 Mill.; die Ausgaben blieben 
zwar hinter dem Boranichlag um 6 Mill, zurüd, aber audy und 
in noch größeren Maße die Einnahmen, die 15 Mill. weniger, 

als präliminirt war, ertragen haben. 


» m Reeichsrath: Kriegsminiſter John gibt der Petitionscommiſſion bes 
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Abg.Hauſes Aufſchlüſſe über die Befeſtigung Wiens: gegenwärtig 
ſeien nur vier Forts, die auf der Südſeite der Donau einen 
Brückenkopf zu bilden beſtimmt wären, unter deſſen Schutz eine 
Armee beliebig von einem Donauufer zum andern übergehen könne, 
in Angriff genommen; die Befeſtigung Wiens ſei eine militäriſche 
und politiſche Nothwendigkeit, die Koſten der geſammten Pläne be— 
trügen nur 114, für das laufende Jahr nur 4 Mill. und ber 
Staatsſchatz werde dadurch nicht birecte belaftet, weil fie aus ben 
Reften der von alien gezahlten Entſchädigung beftritten würben. 


25. Mai. (Eroatien) Ein tgl. Refcript verfügt die Auflöfung des 


29. 


31. 


Landtags. 

„ (Ungarn). Landtag: Die am 17. d. M. vom Minijterium 
eingebrachte Vorlage ber narticulirung des Geſetzes über die Be- 
handlung der gemeinfamen Angelegenheiten wird vom Unterhauje 
mit 209 gegen 89 Stimmen (83 Mitglieder fehlen) angenommen. 


„ (Sroatien). Der eroatiſche Obergefpan von Fiume, Smaic, 
wird vom Kaifer von Peſth aus feines Amtes enthoben. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt auch die übrigen 
Geſetzesvorlagen des Minifteriums vom 17. d. M. bez. Mopificatign 
ber Ader Gefege mit großer Majorität an. — Die Regnicolar: 
Deputation berichtet über die mangelhaften Abdanfungs: und Thron: 
entfagungsurfunden des Kaiſers Ferbinand und des Erzh. Franz 
Karl und verlangt einen bießfälligen Beſchluß des Haufes, 

„ Behr. v. Beuft unterhandelt mit den Führern der Majorität bes 
Abg.-Haufes über die Bildung eines parlamentarijhen Minifteriums 
für die Provinzen biefjeits der Leitha. Diefelben zeigen jedoch vor: 
erft noch wenig Geneigtheit bazu und erheben vielfadhe theil® per: 
ſönliche theils ſachliche Schwicrigkeiten. 

„ Frankreich läßt bie Idee einer allgemeinen Abftimmung auf Can— 
bia fallen und befchränft fih auf ben Vorſchlag, von der Pforte 
eine Enquoͤte unter Theilnahme von Commiſſarien der Mächte zu 
verlangen. Dejterreich erklärt ſich bereit, dieſem Schritte ſich beizu: 
gefellen.. Die Pforte geht jedoch nicht darauf ein, inbem fie ihre 
Einwilligung von der Entfernung der griechiſchen Freiſchaaren von 
ber Inſel abhängig madıt. 


— Juni. Reiherath: Die polnische Fraction des Abg.-Haufes formulirt 


ihre Bedingungen, von benen fie ihre Unterftüßung ber Regierungs: 
politit abhängig macht: 

1. verlangen fie einen eigenen nationalen Minifter am Faiferlichen Hofe 
mit Sitz und Stimme im Minifterratfe. Der „Minifter für Galizien“ hätte 
nicht bie Machtvollkommenheit eines Hoffanzlers; jein Wirfungsfreis follte 
fih vielmehr nur barauf beichränfen, daß er in ben Galizien beireffenden 
Berfügungen von den einzelnen Miniftern zu Rathe gezogen und im Minifter: 
rathe gegen dieſe ober jene Maßregel motivirte Einſprache erheben Fönnte; 
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2. verlangen ſie die Einführung der polniſchen Sprache in der Schule, 
natürlich mit Ausſchluß ber ſchon jetzt beſtehenden rutheniſchen Lehranſtalten; 
bie Gemeinde hätte dag Recht, zu beſtimmen, in welcher ber beiden Landes— 
ſprachen vorgetragen werben joll; 3. die Einführung ber polniichen Sprache 
im Amte. Bisher wurde der interne Verkehr zwiſchen den einzelnen Aemtern 
(und Gerichten) in deutſcher Sprade gepflogen und aud die Abminijtration 
in deutſcher Sprache geführt. Dieß hatte mamentlih im gerichtlichen Vers 
fahren Verſchleppungen im Gefolge, die dem Gange ber Juſtiz abträglid 
waren und ben Intereſſen der Bevölkerung zuwiberlieien. Die Polen vers 
langen demnach, daß wenigitens bei dem erften Inftanzen im ganzen Vers 
kehr nach Innen wie nah Außen die polniihe Sprache eingeführt werde, 
An dieſe als „unerläßlich“ anerkannte „Forderung“ jchließt fid der Wunſch, 
daß die (fünf) Referenten bes oberſten Gerichtshofes fir Galizien als „oberſter 
Senat“ demnach als felbfiftändige Behörde nach Lemberg verjegt würden; 
4. endlich verlangen bie Polen einen eigenen (nationalen) Unterrichtsrath 
für Galizien. Nicht die oberjte Leitung des Schulweſens, welche nach wie 
vor dem Wiener Unterrichtsminifterium zufiele, wäre die Aufgabe biejes 
Unterrichtsraths, fjondern lebiglih der adminijtrative Theil des galizifchen 
Schulweſens und insbefondere die Anftellung ber Profefforen unb Lehrer. 


Beuſt ſetzt fi) deßhalb mit ihnen in Verbindung und jagt ihnen 
die Gewährung, felbftverftändlidy ohne formelle Verpflichtung, zu. 
(Bis Ende des Jahrs find ihnen aud alle ihre Begehren theils 
gejeglich theils thatſächlich zugeitanden). 

1. Juni. (Ungarn) Landtag: Das Unterhaus beſchließt die Abban: 
kungs⸗ und Thronentjagungsurfunden zu inarticuliren und beauftragt 
die Regnicolarbeputation mit ber Ausarbeitung. 


Das Oberhaus nimmt die Smarticulation des Geſetzes über bie 
gemeinfamen Angelegenheiten einftimmig an. 

2. „ (Eroatien). Die Fahnenfeier eines Gefangvereins in Agram 
fällt ganz panſlaviſtiſch-ruſſiſch aus. 

"on Reiherath: Die Commiffionen beider Häujer haben ihre Ent: 
würfe von Antwortsabrefjen fejigejtellt. Derjenige des Abg.-Haufes 
it von Herbſt, der bes Herrenhaufes von Graf Anton Auersperg 
verfaßt. 

Die öfjentlihe Meinung äußert fig barüber ziemlih übereinftimmend: 
„Der Entwurf des Abg.:Haufes ift biegſam und entgegenfommend in ber 
Ausgleihsirage, jeboch 54 energiſch, ausführlich, unverblümt in der Frei⸗ 
heitsfrage; ber Entwurf des — * zeigt ſich ſtramm und ſteif gegens 
über Ungarn, lar und verclauſulirt gegenüber ber Freiheit.“ 


3.—5. Juni, Reichsrath: Abg.-Haus: Adreßdebatte. Rede des Minifters 


präfidenten Frhrn. v. Beuſt. 

Abreßentwurf ber Commiſſion: Ew. k. k. apoſſol. Majeſtät! 
Nach einem Zeitraum von zwei Jahren iſt es dem Abgeordnetenhauſe wieder 
möglich an den Stufen des allerh. Thrones ſeine Stimme zu erheben. Es 
waren zwei für Defterreich verhängnißvolle Jahrel Was für bie Länder, 
in welchen bie Grundgejege vom 20. Dct. 1860 und 26. Febr. 1861 durch 
Jahre in Wirkfamkfeit gewefen bereits feftitand und geficherte Grundlage 
weiterer Entwidlung war, wurbe wicber in Trage geftellt. Ueber die wid 
tigen Staatsangelegenheiten wurbe one alle Mitwirkung und Gonirole ber 
Bolfsvertretung verfügt und baburd) ber Credit bes Reichs empfinblichft ges 
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ſchädigt, was auf bie bamit innig verfnüpften materiellen Intereſſen Aller 
bie nachhaltigfte Rüdwirkung übte. So kam es, baß ſich, nad deu fchmweren 
Schickſalsſchlägen, bie das Reich im vorigen Jahre trafen, fo viele patriotiiche 
Herzen völliger Hoffnungslofigfeit hingaben; daß fi das bange Gefühl ber 
Entmutbigung und des Miptrauens in bie Zukunft des Reihe der Gemülber 
bemäctigte und immer weiter greilende Verbreitung fand. Ew. Maj. haben 
in Ihrer Weisheit und Gerechtigkeit durch bie Cinberufung des Reichsraths 
ben verfaffungsmäßigen Zuftand jür bie in ihm vertretenen Königreiche und 
Länder wiederhergeſtellt. Unter ſolchen Berhältniffen tritt das Abgeordneten: 
baus wieder zufanımen; im vollen Bewußtfein ber unermeßlich gewachlenen 


Scywierigfeiten ber Lage und ber überwältigenden Größe der Aufgaben, welche 


der Löfung harren, aber aud im Bewußtſein feiner Pflichten gegen Thron 
und Volk, und burddrungen von ber Ueberzeugung, daß feine Stärfe und 
Kraft nur darin liegt, wenn es jeberzeit bie Anfchauungen, Wünſche und 
Bebürfniffe der Bevölferung unverholen zum Ausdrud bringt. Mir find 
tief durchdrungen von bem Bewußtfein ber Nothwendigket rajger Orbnung 
der ftaatlihen Verhältniſſe, durch weiche bie Sicherſtellung des inneren Fries 
dens im Reiche bedingt it. In dieſer Beziehung iſt nunmehr bie Wieder— 
berftellung ber Berfafjung des Königreihs Ungarn Thatſache geworben — 
eine Thatjache, welhe die Drbnung ber gemeinfamen Angelegenheiten, fowie 
die Auseinanderjegung ber finanziellen und volfswirtbichaftlihen Beziehungen 
mit ben Ländern ber ungarifchen Krone unauffhiebbar macht. Wir müfjen 
es lebhaft beflagen, daß bie Siftirung der Wirfjamfeit bes Grundgeiehes 
vom 26. Febr. 1861 ber verfaſſungsmäßigen Vertretung ber nichtungariſchen 
Königreihe und Länder bisher die Möglichkeit benahm, in Betreff biefer Orb: 


nung und Auselnanderfegung ihre Anfhauungen geltend zu maden, und baß 


fomit die erwünfchte und beiden Theilen gerechte und erſprießliche, keinen 
Theil unverhältnipmäßig belaftende Regelung berjelben nicht fofort in's Leben 
treten kann. Allein bas hochherzige Vertrauen, mit welchem Ew. Maj. der 
legalen Vertretung Ihres Königreichs Ungarn entgegenkamen, berechtigt auch 
und zu der Hoffnung auf eine glückliche Löſung biefer hochwichtigen Aufgabe, 
und legt uns bie Verpflichtung auf, die gebotene Gelegenheit zur Berftändis 
gung über die Ordnung ber flaatlihen Verhältniffe nad diefer Richtung 
bereitwillig zu benügen. Wenn wir biebei die Wahrung ber Rechte und 
Antereffen ber von uns vertretenen Königreiche und Länder zur unverbrüch⸗ 
lien Richtſchnur unferes Handelns nehmen werden und nehmen müflen, fo 
fann hierin — wir erwarten es mit Zuverfiht — fein Hinderniß der Ber: 
ftändigung liegen. Denn eine Bereinbarung vermag nur dann, wenn fie auf 
ber Anerkennung und Achtung ber gegenfeitigen Rechte beruht und den gege: 
been und fich bo vielfältig berührenden Intereſſen Rechnung trägt, jene all: 
feitige Befriedigung bervorzurufen, welche allein bie Gewähr jeften dauernden 
Beſtandes in ſich trägt. Die Gefahren, welche beide Theile des Reichs, wenn 
wir uneinig find, von allen Seiten bebroben, fowie die Lehren, welche wir 
Ale aus den Erfahrungen ber legten Jahre in reichlihem Maß zu jchöpien 
in ber Lage waren, mahnen ernjt und eindringlich alle unter dem Ecepter 
Ew. Maj. lebenden Völker bahin zu fireben, daB das begonnene Werk in 
jolder Welfe glüdlich vollendet werde. Die Revifion und Ergänzung 
bes Grundgeſetzes vom 26. Febr. 1861 ift aber auch in anderer Beziehung eine 
unauſſchiebliche Nothwendigkeit. Das Abgeorbnnetenhaus fühlt fich verpflichtet 
in ehrfurchtsvoller Offenheit auszufprechen, daß bas allerorts tief erſchütterte 
Vertrauen nur dann wieder wachgerufen und gefeftigt und bas natürliche 
Rechtsgefühl nur dann befriedigt werben fünne, wenn bie verfafjungsmänigen 
Rechte des Reihsraths mit Bürgſchaften gleichen Werthe umgeben werben, 
wie jene, beren ſich bie ae Berfafjung erfreut. Die Eonfolibirung 
ber ftaatlihen Verhältniſſe ift durch die feftgewurzelte Ueberzeugung bebingt, 
daß das Verfaſſungsrecht eine Wahrheit, daß fein Beſtand und feine zeitgemäße 
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Fortentwicklung gegen jede Anfechtung geſichert ſeien. Solche Ueberzeugung 
iſt aber nicht möglich, wenn nicht hier wie dort unverbrüchlich gilt, daß ohne 
die Zuſtimmung der Volfsvertretung Fein Geſetz in's Leben treten kann. 
Eben deßhalb würden wir gegen unfere Pflichten verfehlen, wollten wir vers 
beblen, wie ſchmerzlich e8 alle Kreife der Bevölferung empfanden, baß bie faif. 
Verordnung vom 28. Dec. 1866, welche bas Se 
vom 29. Sept. 1858 in feinen weſentlichen Beitimmungen abänbert, und fo 
überaus tief in alle Lebensverhältniffe eingreift, ohne verfafjungsmäßige Zus 
fiimmung der Volfsvertretung erlaffen wurde, und daß basfelbe auf die Eins 
Iprache des ungarischen Reichstags zwar für Ungarn außer Wirlſamkeit trat, 
bagegen bie Einſprache anderer Yandtage ganz unberüdjichtigt und ehne alle 
Wirfung blieb; ja, baß bis jegt noch nicht einmal erklärt worden ijt, jene 
Verordnung werde dem Reichsrath zur verfaffungsmäßigen Behandlung vor: 
gelegt werben, was bas Haus ber Abgeordneten mit aller Zuverjicht erwartet, 
Mir begrüßen mit freude die Zufage der Borlage in Betreff der Miniſter— 
verantwortlidhfeit. Denn war auch bie Berantiwortlichfeit der Minifter 
im Princip längft anerkannt, fo hat ſich buch die Durch eine ſolche Anerkennung 
ihon begründete bloß moraliſche Verantwortlichfeit bisher als völlig wirkungs— 
108 erwiefen. Nur bie gneleplihe Rormirung berfelben als eine wahrbaftige 
jurififche Verantwortlicgkeit vermag Bernbigung zu gewähren, daß Vorkomm⸗ 
niffe, welche bem Berfaffungsrecht direct zuwiderlaufen, in Hinkunft nicht 
mehr werden eintreten können. Nicht minder forgfältiger Prüfung werden 
wir bie in Ausficht gejtellte Borlage in Betreff einer ben conftitutionellen 
Anforderungen entſprechenden Modification des F 13 unterziehen. Mir müfjen 
aber unſer Beivemden darüber ausſprechen, daß angefidyts der allerh. Willens: 
meinung biefe für unfer Berfaffungsredht fo verhängnißvoll gewordene Bes 
fimmung nicht mehr fortbeftehen zu laſſen, Ew. Maj. Regierung dennoch bis 
auf die allerjüngfte Zeit herab Maßregeln in Gegenftänden ergriffen hat, 
welche verfafjungsmäßig zu dem Wirfungsfreis ber Volksvertretung gehören, 
unb bei weldhen es gar fraglich if, ob fie auch nur als bringlich und unauf- 
ſchiebbar ſich darftellen laſſen. Wir fehen daher ben Vorlagen in Betreif 
aller dieſer Maßregeln entgegen, indem wir bie Grmwartung ausfpreden 
müſſen, daß, foweit e8 nur immer möglich, mit ihrer weitern Turdführung 
jo lange innegehaften werbe, bis dem Reichsrath bie Gelegenheit geboten 
wurbe, ſich barüber auszufprechen. Bloß formelle Berfaffungsgarantien, mögen 
fie auch nod fo umfafjend fein, können indeſſen für ſich allein die gerechten 
Erwartungen ber Bevölkerung nicht befriedigen. Die Reform ber ges 
fammten Geſetzgebung und Berwaltung im Sinne ber Frei— 
beit und bes Fortfchritte ift eim dringenbes Bedürfniß. Es ift Qeber: 
mann einleuchtend, daß falt alle Theile ber Inſtizgeſekgebung umfaſſender 
Umgeftaltung bedürfen, aber nicht minder Har, daß bis buhin, wo beren 
vollftändige Durhführung möglich ift, nicht mit ber Beleitigung einzelner 
ſchreiender Geſetzesgebrechen zugemwartet werben kann, foldhe vielmehr im 
Wege ber Ginzelgefeßgebung bewirkt werden muß. Die politifhen echte 
der Staatsbürger, und insbefondere das Recht Vereine zu bilden, fich 
zu verfammeln und in ber PBreffe frei zu äußern, erfordern alsbaldige 
Regelung im conjtitutionellen Geifl und nah bem Borbilde ber Geſetz— 
gebung in ben vorgefchrittenen Staaten. Wir werden gerne bereit fein 
zur Erweiterung ber Autonomie ber einzelnen Königreihe und Länder 
in jenem allen geredhtiertigten Aniprüchen Rückſicht tragenden Sinne mite 
zuwirfen, welder fi in den erhabenen Worten Ew. Majeſtät ausiprict. 
Wir müflen es aber auch als eine unabweisliche Nothwendigkeit bezeichnen, 
daß im Wege ber verfafjungsmäßigen Geſetzgebung an bie Mevifion bes 
Eoncorbats in jenen Beziehungen geſchritten werde, welche in den Bereich 
ber Staatsgejeggebung fallen. Wir ehren die Unabäimpigfeit der Kirche, 
uud find weit entjernt, bevjelden jemals nahe treten zu wollen. Wir find 
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aber auch überzeugt, daß weder ein Geſetz noch ein Vertrag für alle Zukunft 
Rechte unmiderruflich aufgeben Fünne, welche nad ber heutigen Entwidfung 
bes ftaatlihen Lebens zu den wejentlien Hobeitsrechten des Staats gehören. 
Wir halten es für unmöglih, daß ber Staat fich feiner Rechte in Bezug 
auf die Ausübung der Juſtizgewalt und auf bie Gefepgebung in Saden 
des Unterrichts zu Gunften einer von ihm völlig unabhängigen Macht habe 
entäußern oder fich des Rechts begeben können, das natürlichite aller politifchen 
Rechte, das der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gejeke, ohne Rückſicht 
auf bie Coufeſſion, welcher jie angehören, im volliten Umfange verwirklichen 
zu dürfen. Bor Allem wichtig und bringend ift die Finanzlage. Niemand 
vermag fi mehr der Weberzeugung zu verſchließen, daß bie finanziellen Ca— 
lamitäten ben tiefitgehenden Einfluß üben auf ale Berhäftnifje des Staats- 
lebens wie auf bie Moblfahrt aller einzelnen Staatsbürger. Schon beim 
Beginne ber vorigen Seifion ſprach das Abgeorbnetenhaus Ew. Maj. frei: 
müshig feine Ueberzeugung aus, baß bie Finanzlage des Reichs eine fehr 
ernfte jei, daß bie flete Benützung bes öffentlichen Credits auch in Jahren 
bes Friedens zu ſchweren Bedrängniſſen führen müſſe und endlich zu unbeils 
vollen Krifen führen könne. Seit jener Zeit hat ſich ber Ernſt der Finanz: 
lage in wahrhaft bebenfliher Weiſe gefleigert. Es fand eine fortwährenbe 
Bermehrung ber Staatsjhuld flatt, und haben dadurch die für Verzinfung 
und vertragsmäßige Tilgung ber Staatsihulb erforderlihen Summen an fid 
und insbejondere im Berhältniß zu bem wejentlic verminderten Staatsein: 
fommen, weldes für die nächſte Zeit eine Steigerung nicht hoffen läßt, 
außerorbentlihe Dimenfionen angenommen. Die beftändige Benügung bes 
ber Erfhöpfung nahen Staatscredits, wozu nocd ber völlige Mangel aller 
Eontrole durch eine Volkövertretung Fam, bewirkte, daß die Aufbringung ber 
erforderlich geworbenen Anlehen nur noch zu den brüdendften Bedingungen 
möglih war. So mußte benn zu bem bedenklichſten aller Mittel der Geld⸗ 
beihafjung, zur ausgebehnten Hinausgabe von Staatspapiergeld, geſchritten 
werben. Dadurch wurde bie Gonfolidirung der Landeswährung, welche mit 
großen Opfern nahezu erreicht war, neuerbings in unabjehbare Ferne gerüdt. 
Diefer Zujtanb der Landeswährung, jomwie bie finanziellen und Ereditzuftände 
überhaupt üben in immer beutliher wahrnehmbarer Weije die empfinblichfte 
Rüdwirkung auf bie probuctiven Kräfte des Baterlands, deren Hebung bie 
unerläßliche Grundlage aller gedeihlichen Entwidlung bildet. Das Haus ber 
Abgeordneten wird biejen Angelegenheiten und den zu gewärtigenden Vor: 
lagen bie gewifjenhajtefte Aufmerfjamfeit zuwenden, es Tann jedoch nicht 
unterlaffen jchon jeßt fein tiefes Bedauern darüber auszuſprechen, daß bis 
auf bie neuefte Zeit herab, ohne die Mitwirkung ber Volksvertretung abzu= 
warten, außerordentliche Berpfligtungen für den Staateſchatz eingegangen 
und weitausfehende Unternehmungen begonnen wurden, welche große Aus: 
gaben für die Zufunft in Ausficht flellen. Das Haus der Abgeorbneten 
muß bie zuverfichtlidde Erwartung ausiprechen, baß in biefer Weile nicht mehr 
vorgegangen, vielmehr Alles, was bavon noch ungeſchehen gemadt werben 
fann, werde rüdgängig gemacht werden. Denn jenes Vorgehen ift unter 
den gegebenen Berhältniffen nicht bloß für die hartbebrüdten Steuerpflichtigen 
bebenflich, fondern auch geradezu eine Gefährdung ber Rechte ber Staatds 
gläubiger. AZugleih mit dem Frieden im Innern bes Reiche bedarf Deiter: 
reich zur Lölung ber ihm neuerdings und unter erichwerten Verhältniſſen 
geftellten Aufgaben bes Friedens nah Außen. Der Werth ber erfolg: 
reihen Schritte, welche die kaiſ. Regierung zur Erhaltung bes europäiſchen 
Friedene unternahm, wird durch bie Erflärung Ew. Maj. erhöht, daß ihr jeder 
Gedanke an Wiebervergeltung fremd fe. Das Abgeorbnetenhaus theilt bie 
Veberzeugung, daß bas, was im Verein mit ber Krone zur Wiebergewinnung 
bes allgemeinen Wohlftandes und zur Herfiellung eines unumftößlich ge: 
jicherten Verfaſſungslebens auf Grundlage freier politifcher und nationaler 
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Entwicklung geleiftet und geichaffen wird, bie Machtſtellung bes Reichs fräftig 
zu wahren im Stand if. Ew. Majeftät! Wir können und dürfen uns nicht 
verbergen, daß fich Defterreih an einem Wendepunft befinde, welcher für 
feine ganze Zukunft, ja für feinen Beftand entfcheidend if. Das Haus ber 
Abgeordneten wird mit ftets bewährter Loyalität und Hinnebung feinen großen 
Aufgaben gerecht zu werden bejtrebt fein. Möge alle Völker, weldye die Bor: 
fehung dem Scepter Ew. Majeflät anvertraut hat, ber Geift der Verſöhnung 
bejeelen; möge fie in Elarer und verftändiger Auffafjung der Lage bie Ueber— 
zeugung durchdringen, daß nur durch ihre vereinte Kraft die Ueberwindung 
ber Drangſale möglich fei, welche ſchon in naher Zukunft über uns herein— 
brechen können, daß aber Uneinigkeit Allen ficheres Berberben bringel Gott 
ſchütze Defterreih, Gott erhalte und fegne Ew. Majejtät! 

In der Specialbebatte gibt bejonders der Paragraph bez. des 
Goncordates Gelegenheit zu Darlegung entgegengefegter Standpunkte. 
Reben von Dr. Jäger und P. Greuter für, des Dr. Müblfeld und 
bes Berichterftatters Herbit gegen das Concordat. Der Paragraph 
wird indeß fait einftimmig angenommen. Schließlid; wird von ber 
dritten Lejung Umgang gengmmen und zur Abftimmung über ben 
ganzen Adreßentwurf geichritten. Die Polen, Slovenen und ein 
Theil der Tyroler geben die Erklärung ab: troß ber Ablehnung 
ihrer Amenbements für den Ausgleich und daher auch für bie Adreſſe 
im Großen und Ganzen ftimmen zu wollen. Die Adreſſe wird 
hierauf mit allen gegen zwei clericale Stimmen (ber Tyroler Jäger 
und Greuter) angenommen. 


3.—5. Juni. Reicherath: Herrenhaus: Adreßdebatte. Der Commiſſions⸗ 


entwurf wird fchließlic) gegen die feudalen und föberaliftiihen Ele— 
mente aus Polen, Böhmen und Tyrol mit großer Mehrheit an: 
genommen. 


„ uni, (Ungarn). Landtag: Geheime Sigung des Unterhaufes. Es 


„ 


wird der allgenieine Wunſch ausgefprodhen, daß Deak bei ber Krö— 
nung bie Stelle des Palatins vertrete. Deak lehnt es ab, indem 
er dazu zu arm fei und fchlägt den Minifterpräfidenten Grafen 
Andraſſy vor. 
v (Ungarı). Landtag: Das Dberhaus jtimmt dem Beſchluſſe 
des Unterhaufes bez. Inarticulirung der Thronentjagungen bei und 
genehmigt auch feinerfeits die Negierungsvorlagen vom 17. Mai bez. 
Modification der 48er Geſetze. 
„Reichsrath: Beide Häufer beichliefen auf die Einladung bes 
Kaifers und des ungarifhen Minifteriums eine Krönungsbeputation 
nad Peſth-Ofen zu jhiden. 
»„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus ftellt das Inaugural: 
biplom feft, das burd den Fürſten-Primas dem Kaiſer überreicht wird. 
»„ (Eroatien). Der Banus Socoſevic wird abberufen und pro: 
viſoriſch durch den (magyarifch gefinnten) Baron Rauch erſetzt, 
FM. Gablenz zum commandirenden General in Agram ernannt 
und ber bisherige Finanzlandesbirector abberufen. 

13 
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6. Juni. (Ungarn). Der Kaiſer empfängt beide Häuſer des Landtags, 


8. 


10. 


12. 


13. 


15. 


erklärt die Annahme des Inauguraldiploms und bejtimmt die feier: 
lihe Krönung auf den 8. Juni. 


» (Ungarn). Feierliche Krönung bes Kaijers als Königs von 
Ungarn in Peſth-Ofen: Eibesleiftung, Schwertſchlag, Krönungsmahl. 
Die Nation entwidelte dabei einen großen, aber durchaus ariſtokra⸗ 
tiſchen Pomp. Croatien als ſolches iſt nicht vertreten, wohl aber 
durch Deputationen einzelner Theile. Serbien iſt durch eine Ab— 
ordnung des Fürſten Michael vertreten, dagegen iſt dieß bezüglich 
Rumäniens auffallender Weiſe nicht der Fall. 


„ (Ungarn). Der Kaiſer feiert die Krönung als König von 
Ungarn durch eine vollftändige, ausnghmeloje Amneftie: 

„Ale jene Verurtheilungen, welche gegen was immer für einen Bewohner 
Unjeres Königreihe Ungarn und feiner Nebenländer in folge politiicher 
Anklagen ober wegen Mreßvergeben bis zum heutigen Tage gefällt worden 
find — ferners die aus gleichen Urſachen angeordneten Unterfuhungen ftellen 
Mir biemit ein. Die confiscirten Vermögen ber Berurtbeilten geben Mir 
zurüd und geſtatten allen Denjenigen, welche aus gleichen Urfachen ſich noch 
im Auslande aufhalten, die freie Rückkehr in's Land. Wir dehnen dieß aud 
auf Jene aus, welche jelbit nach Wiederherſtellung ber Berfaffung nicht auf: 
gehört haben, gegen bie Geſetze bes Landes zu agitiren; indeß erheiſchen es 
die heiligften Intereſſen des Landes, daß Wir von ſolchen verlangen, wienad 
fie Treue dem gefrönten König und Gehorfam ben Gejepen bes Landes 
feierlih angeloben follen.“ 


» (Ungarn). Der Kaijer und die Kaijerin nehmen die Krö— 
nungsgejhenfe der Nation entgegen und erflären, biejelben ben 
Wittwen, Waifen und Krüppeln ber Honveds von 1848 und 1849 
widmen zu wollen. — SKrönungsbankett: Reden bes Fürjten Carlos 
Auersperg und des Dr. Giskra und Antwort ber Ungarn. 


„ (Ungarn). Der Kaijer fanctionirt bie von beiden Käufern bes 
Landtags beichloffenen Geſetze bez. Behandlung ber gemeinfamen 
Angelegenheiten und bez. Mobification der 48er Geſetze. 


„  Defterveich tritt durch Uebereinfunft mit Preußen aus dem beutidj: 
öſterreichiſchen Münzverein vom 24. Januar 1857 aus, um freie 
Hand zu einer Annäherung an Franfreih und die Müngconvention 
zwifchen Frankreich, Stalien, Belgien und der Schweiz von 1865 
zu gewinnen. 

„Reichsrath: Die Petitionscommiffion des Abg.Hauſes befchliekt, 
darauf anzutragen, 

„es fei das E, f. Minifterium aufzuforbern, bie furz vor Gröfinung bes 
Reichsraths begonnenen Befeftigungsbauten bei Wien einzuftellen und injo: 
lange nicht wieder in Angriff zu nehmen, bis nicht über die Bebedung der 
zu biefem projectirten Beleftigungsbau erforberfihen Summen bie verfaffungs: 
mäßige Verhandlung gepflogen und bie Zuftimmung zu biefen Auslagen von 
ben hiezu competenten Vertretungsförpern erlangt fein werde. Weiters ſei 
die Erwartung auszufpredhen, daß bas f. k. Minifterium, fo weit bisher 
Auslagen ohne verfafjungsmäßige Grundlage zur Verwendung famen, wegen 
Erlangung ber Indemnität hiefür die geeigneten Vorlagen machen werde.“ 
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Die Verhandlungen der Commiſſion hatten die Regierung im höchſten 
Grade bloß geſtellt. Es ergab ſich nämlich, daß die oberſte Militärbehörde 
erſt zehn Tage vor dem Zuſammentritt des Reichsraths Contracte über die 
Bauten, zu welchen ihr eine Geldbewilligung ſehlte, ratifizirt hatte, daß der 
Finanzminiſter, wie er ſelbſt ſagte, den thatſächlichen Beginn dieſer coloſſalen, 
Millionen verzehrenden Bauten aus den Journalen erfuhr, indem ber Kriegs: 
minifter fi zu ben erſten Koften (bis zum 25. Mai mwurben ca. 200,000 fl. 
verausgabt) buch das Recht, Birements vorzunehmen, berechtigt hielt und 
für das weitere zunächſt auf die 5 Mil, italienischer Entihädigungsgelber 
rechnete, bie indeß noch gar nicht fällig waren unb es erft am 3. October 
1867 werben follten, dann aber die Abficht hatte, ferneren Bebarf in Fünftige 
ee einzuftellen und ber verfafjungsmäßigen Behandlung unterftellen 
zu laſſen. 


17. Juni. Reichsrath: Der Präfident des Abg.-Haufes fordert die czechiſchen 


20, 


21. 


Mitglieder bes Haufes auf, ihre Pläge einzunehmen, wibrigenfalls 
fie al8 ausgetreten betrachtet würden. 

„Reichsrath: Der Minifterpräf. Beuft kündigt dem Abg.-Hauſe 
bie Einftelung ber Befeftigungsarbeiten bei Wien an und macht 
bemjelben Vorlagen bez. Abänderung ber Verfaflung (durch das neue 
Inſtitut der Delegationen), über Abänderung bes $ 13 ber Vers 
faffung (des fog. Octroyirungsartikels) und über ein Minifters 
verantwortlichfeitsgefeß. Der Kriegsminifter John Legt das Heeres: 
ergänzungsgefeß vom 28. Dec, 1866 zur verfaflungsmäßigen Be: 
handlung vor. — Der Abg. Mühlfeld beantragt die Wiederaufnahme 
der Berathungen über den Religionsebicts-Entwurf von 1861. 

„ NRüdlehr der ſlaviſchen Deputation (Czechen und Gübflaven) 
aus Rußland, nachdem fie dort überall in panflaviftiihem Ginne 
gefeiert und in Moskau vom Kaijer ſelbſt empfangen worden war. 
Keiner der Theilnehmer wird bafür zur Verantwortung gezogen, 
wie die Behörden auch ber Abreife verjelben ſ. 3. keinerlei Schwierig» 
feit entgegengefeßt haben. Dagegen fpricht ſich die nicht-ſlaviſche 
Preſſe jehr energiſch gegen diefe ruſſiſche Demonftration dfterreichifcher 
Slaven aus, 

„ Der Kaifer gewährt durch Handſchreiben an ben Yuftizminifter 
auh den cisleithanifhen Provinzen eine wirkliche, ausnahmsloſe 
Amneftie für alle politiſchen Verbrechen ober Vergehen feit bem 
Sabre 1848, 

„ (Ungarn). Ein Faif. Handjchreiben löst ben ſiebenbürgiſchen 
Landtag auf, ein anderes fegt bie Beichlüffe des Hermannftäbter 
Landtags (unter Schmerling, 3. 3. ba Siebenbürgen im weitern 
Reichsrath vertreten war) außer Kraft. 


Reichstag: Das Abg.Haus beſchließt, die Mittheilung ber Res 


" 


- gierung bez. Einftellung der Befeftigungsarbeiten bei Wien zur bes 


friedigenden Kenntnig zu nehmen unter Anerkennung ber dadurch 

bewährten Achtung bes conftitutionellen Syſtems. 

„ (Ungarn). Landtag: Die Linke ftellt im Unterhaufe den Ans 

trag, bie ehemaligen Honveds aus Landesmitten zu unterftüßen, 
18* 
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Oeſterreich. 


Die Miniſter Andraſſy und Horvath erklären ſich ſehr energiſch 
gegen das dieſem Antrage zu Grunde liegende Princip. Schließlich 
wird ber Antrag mit 202 gegen 79 Stimmen verworfen (2 Mit: 
glieder enthalten fih, 99 find abmwejend). 


24, Juni. Conferenzen zwijchen Mitgliedern des Reichsminiſteriums, des 


26, 


27. 


28. 


30. 


ungariſchen Minifteriums und hervorragenden Mitgliebern bes Reichs: 
raths über die Ausgleichsfrage: 

Die Ungarn gehen davon aus, daß erſt nach erfolgter Annahme bes De: 
legationsftatuts, das vom ungarifchen Landtage bereits endgültig acceptirt ift, 
eine offizielle Zuſammentretung ber Delegationen ftatifinden Fönne Die 
Neihsrathsmitglieder machen dagegen geltend, daß zunächſt im Wege ber 
Deputationen eine Berjtändigung über die Regelung der finanziellen Ber: 
bältnifje zwijchen beiden Reichshälften erzielt werben müſſe, bevor der Reichs: 
rath ſich dazu verftehen dürfte, zu bem Delegationsgefeß feine Zuftimmung 
zu geben. 

»„ (Ungarn). Landtag: Somfih bringt im Unterhaufe das Ela: 
borat der Elfer-Commiſſion in der Nationalitätenfrage ein. 


„Reichsrath: Debatte des Abg.-Haujes über die Regierungsoorlage 
bez. Abändernng bes Art. 13 der Verfaffung. Auf den Antrag 


ber Commiffion wird faſt einftimmig beſchloſſen, den Artikel bahin 


zu mobdificiren: 

„Wenn ſich die dringende Nothwendigkeit jolcdher Anordnungen, zu welden 
verfafjungsmäßig bie Zuftimmung bes Reichsraths erforberlic it, zu einer 
Zeit herausſtellt, wo dieſer nicht verfammelt ift, jo können biejelben unter 
Verantwortung des Gejammt-Minifteriums durch Faiferliche Verordnungen 


- erlaffen werben, infoferne diejelben feine Abänderungen des Staatsgrundgefehes 


bezweden, feine dauernde Belaftung des Staatsſchatzes und Feine Beräußerung 
von Staatsgut betreffen. Solche Verordnungen haben proviſoriſche Geſetzes— 
fraft, wenn fie auch von fämmtlihen Minijtern unterzeichnet find und mit 
ausbrüdlicher Beziehung auf diefe Beſtimmung bed Staatsgrundgefeges kund— 
gemacht werben. Die Geſetzeskraft dieſer Verordnungen erlifcht, wenn bie 
Regierung unterlaffen bat, biejelben dem nächiten nad) deren Kundmachung 
zufammentretenden Reichsrathe, und zwar zuvörberji dem Haufe ber Abge: 
orbneten, binnen vier Wochen nach dieſem Zufammentritte zur Genehmigung 
vorzulegen, oder wenn biefelben die Genehmigung eines ber beiden Häufer 
bes Reichsrathes nicht erhalten. Das Gefammt» Minifterium ift dafür ver: 
antwortlih, daß ſolche Verordnungen, fobald fie ihre proviforifche Geſetzes— 
fraft verloren haben, jofort außer Wirkfamfeit gefeßt werden.“ 

„ (Ungarn). Landtag: Beide Häufer nehmen den Antrag auf 
Ernennung einer Deputation behufs DVerftändigung über ben finan: 
zielen Ausgleih mit einer eben foldyen des Reichsraths an. Das 
Unterhaus wählt in diefelbe 10, das Oberhaus 5 Mitglieder. 

„ Behr. v. Beuft wird zum Reichskanzler, Graf Taaffe zum Stell: 
vertreter des Minifterpräafidenten ernannt, der Sujtizminifter v. Ko: 
mers entlaffen und durch Hrn. dv. Hye erjegt, bem zugleih aud 
proviſoriſch das Minifterium für Eultus und Unterricht übertragen wird. 
„ Der Kaifer, ber die Kaiferin nad) München zum Befuch ihrer 
Eltern begleitet, erhält dort bie Nachricht vom Tode des ‚Kaijers 
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Mar von Merico und kehrt jofort nah Wien zurüd. in bereits 
feſtgeſetzter Beſuch des Kaijerpaars in Paris während der MWeltaus: 
jtellung unterbleibt nunmehr in Folge dieſes Ereignifjes, 


— uni, (Ungarn). Klapka macht von ber Amneftie Gebrauch und 


fehrt nah Ungarn zurüd, 


— Juni u. Juli. Oeſterreich betheiligt fih an den in Paris ftatt- 


findenden Conferenzen bez. der Grundſätze, nach welden bei einer 
allgemeinen Münzeinigung vorzugehen wäre, 


— Juli. (Galizien). Der Beichluß des galizifchen Landtags über 


Erridtung eines galizifhen Unterrichtsrathes erhält bie kaiſerl. 
Sanction jo wie das Geſetz über die Unterrichtsſprache in Galizien. 

Diele Eonceffion war eine ber vier Forderungen ber polnifchen Fraction 
bes Reichsraths und wurde ihr die Gewährung von Frhrn. v. Beuft f. 3. 
confidentiell zugefagt, um zu verhüten, daß bie Polen gemeinjame Sache 
mit ben Czechen machten, vielmehr wenigitens bis auf einen gewiflen Grab 
ihre Unterftügung ber Regierung und ber neuen Ordnung der Dinge zu 
fihern. Der neue Unterrihtsrath ift weientlih eine Abtbeilung ber 
Statthalterei mit erweiterler Gompetenz und bie oberfte Leitung des Schuls 
wejens in Galizien bleibt nach wie vor bem Unterrichtsminifterium überlaffen. 
Da jenem auc die Ernennung und Beauffihtigung bes Lehrerperfonals uns 
abhängig vom Konfiftorium zufteht, fo bezeichnet die Maßregel jelbft für 
Galizien einen Schritt der Emancipation von clericalen Ginflüffen. Nach 
dem Gefege über die Unterridtsfprade in Galizien ift bie pol- 
nifche zur officielfen Unterrichtsiprache in den Mittelfchulen erhoben. Die 
Beltimmungen, unier welchen bie rutheniiche Sprade als Unterrichtsſprache 
an Volksſchulen zugelajjen wird, find ſehr beſchränkender Natur nnd einer 
Ausbreitung bdiefer Sprade in neuen Schulen nicht ſonderlich günfiig. Die 
deutiche Sprache, einft die bominivende, ift nur mehr obligater Lehrgegenftand 
an ben Mittelſchulen; vorläufig bleibt die deutſche noch Unterrichtsiprache im 
zweiten Gymnafium in Lemberg und in ber Unter:Realfchule in Brody. Bei 


Bolfsfhulen, die aus Privatmitteln erhalten werben, beftimmt ber Grünber 


bie Unterrichtsfprade. Bei Volfsfchulen, die aus Landesmitteln erhalten 
werben, hat die Gemeinde im Vereine mit bem Unterrichtsratbe das Bes 
flimmungsredt. Die rutheniſche Sprache ift, foferne fie nicht in ausſchließ— 
lich rutheniſchen Bolfsfchulen dominirt, obligater Lehrgegenftand in allen 
Schulen. Auch können an Schulen, bie von Polen und Ruthenen befucht 
werben, Glafjen mit ber rutheniſchen Sprade, jedoch nur über Bewilligung 
bes Unterrichtsraths, errichtet werben. In allen rutheniſchen Schulen ift bie 
polniihe Sprache obligater Lehrgegenftand. 


„Reichsrath: Das Abg.Haus genehmigt faft einftimmig bas Ge- 
feb, nad welchem eine Depulation bes Reichsraths von 15 Mit: 
gliedern (10 des Abg.Hauſes und 5 des Herrenhaufes) entjendet 
werben foll, um mit einer ebenjo zufammengefegten Deputation bes 
ungariſchen Landtags zufammen zu treten. 

„Zn Erwägung, daß in Folge der Wiebderherftellung der ungarifchen Ver— 
faffung und der dadurch nothwendig gewordenen Abänderungen bes Grund: 
geſetzes über bie Reichövertretung vom 26. Februar 1861 bie Entjendung 
einer Deputation des Neichsraths nothwendig wird, um unter principieller 
Anerkennung ber Parität und ber darauf bafirten Delegationen mit einer 
Deputation des ungarifhen Reichstags Über die in bem ungariſchen Gefeßes- 
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Artikel in Betreff ber gemeinſamen Angelegenheiten ber Deputations-Ber: 
handlung zugewiejenen Gegenftände in Verhandlung zu treten.“ 

Der Dualismus bes Reihe und das Inſtitut der Delegationen bebufs 
Behandlung ber gemeinfamen Angelegenheiten, wie e8 von Ungarn gefordert 
und vom Kaifer biefem bereits zugeflanden worben, ift bamit principiell 
vom Abg.-Hauſe bes Reichsraths acceptirt und bie Unterhandlungen der De: 
putationen können fih nur um bie Modalitäten jenes Inſtituts drehen und 
bas bisher bei Seite gelaffene finanzielle Berhältniß zwiſchen beiden Reichs: 
bälften vereinbaren. 


5. Juli. Reichsrath: Das Abg.Haus beſchließt faft einftimmig einen Aus: 


ſchuß zur Berathung eines Gefeges über das Vereind: und Ber: 
ſammlungsrecht niebderzufeßen, und ferner einftimmig, einen Zwölfer: 
ausfhuß nieberzufegen, um bie Lage der Staatsfinanzen zu prüfen 
und, wenn erforderlich, Anträge zu ftellen, die ben Intereſſen der 
von ihm vertretenen Länder entſprechen. 

. Minifter Taaffe erklärt, auch die Regierung anerfenne die Nothwendig— 
feit, ein ben berechtigten Anjprüchen ber Gegenwart entjprechendes Vereins: 
gefeß zu jchaffen und habe zu dem Ende Hin einen Entwurf bereits ausge: 
arbeitet. Minifterpräj. Beuft fügt ergänzend bei, bie Regierung babe nur 
barum mit biefer und anberen Vorlagen zugemwartet, weil fie aufrichtig und 
ernftlich dachte und hoffte, daß bie Vervollftändigung des Minifteriums aus 
bem Reichsrathe früher, als jet zu erwarten jei, gelingen werde. Indeß 
wenn auch nad ber Anficht von bedeutenden Männern aus bem Reichsrathe 
felbft die Frage bes parlamentarijchen Minifteriums in ihrer endlichen Löfung 
einer jpäteren Zeit angeböre, jo bätte bie Regierung doch geglaubt, baf 
wenigften® einzelne Mitglieder bes Reichsraths in das Minifterium eintreten 
fönnten, eben um jene Vorlagen vorzubereiten. . 

» Au die flovenifhe Fraction bes Reichsraths jtellt ihre For: 
derungen, indem fie dem Minifterium ein Memorandum übergibt, 
worin bie Poftulate ausgeführt und begründet werben, welche fie in 
Bezug auf die von ihnen vertretene Nationalität fowohl ale im 
Allgemeinen rüdfihtlih einer Ausdehnung ber Autonomie ber ein: 
zelnen Kronländer ftellt. 

Sn Tegterer Richtung wird das Verlangen ausgeſprochen, alle auf bie 
Gemeinde-Drdnung. bezüglihen Angelegenheiten, dann das Volksſchulweſen 
und endlich bie Vertheilung ber auf bas Kronland entfallenden Steuerquote 
als Landes:Angelegenbeiten vor das Forum des Pandtags zu verweilen. Su 
ber Sprachenfrage wird volftändige Parität beanſprucht. Die politiihen und 
jubicielen Beamten, welche mit dem Publifum unmittelbar verkehren, follen 
beider Spraden mächtig jein. Die Geſchäftsſprache ber Landesbehörden erfter 
Snitanz ſoll je nah dem Wunfche ber Partei bie beutiche oder ſloveniſche 
fein. Bei ber Statthalterei in Laibach wäre eine eigene Section für jlos 
veniſche Geſchäftsagenden zu errichten. Dem Ober-Landesgerichte und dem 
oberſten Gerichtshofe ſollen Richter zugezogen werben, bie als Eingeborne 
ber ſloveniſchen Sprache mächtig find. Deßgleichen wäre im Miniſterium des 
Innern und des Cultus ein eigener Referent — ein Slovene — für die die 
ſloveniſche Bevölkerung betreffenden Angelegenheiten zu beſtellen. 


„CETyroh). Eine kaiſ. Entſchließung lehnt erſt jetzt das Begehren 
der Adreſſe des tyroliſchen Landtags vom 1. März d. J. ab, 

„weil die darin ausgeſprochenen Bedenken nicht begruͤndet und weil die 
Beſfugniſſe des verfaſſungsmäßigen Reichsraths jo wie der Landtage gefeklic 
feſtgeſtellt find.“ 
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9. Juli. Vice-Admiral Tegethoff geht mit einem Kriegsſchiff der kaiſ. 


10. 


11. 


Marine nah Merico ab, um ben Leichnam bes Kaiſers Mar zu 
reclamiren. ‚ 


„Reichsrath: Das Abg.Haus genehmigt das ihm von ber Re- 
gierung vorgelegte Minifterverantwortlichkeitsgejeg nad ben Mobi: 
ficationen bes Ausſchuſſes mit großer Mehrheit. 

Der Abg. Mühlfeld "begründet feinen Antrag, einen Ausſchuß 
nieberzufeßen, um ben in ber erften Seljion ber eriten Wahlperiode 
von dem damals bejtandenen confeffionellen Ausſchuſſe vorgelegten 
Entwurf eines Religionsgefeges (j. GeſchKKal. Jahrgg. 1862 ©. 194) 
in Behandlung zu nehmen. 

Rede Müplields: „ . . . Die Entfremdung Deutſchland's von Oefterreich, 
fie ift nicht von Heute, wo bie Trennung bucchgeführt wurde, fie batirt aus 
ben Zeiten ber Reformation. Und wenn heute die Stellung Dejterreich’8 fo 
ift, wie wir fie finden, wenn beute namentlid, um wieber ben Blid nad 
Deutſchland zu wenden, bie Trennung durchgeführt ift, wie fie voriges Jahr 
in Folge ber befannten Niederlage eintrat, jo fann man, bie Hand auf's 
Herz gelegt, fih das Geſtändniß nicht verwehren: die Schuld davon Liegt in 
ber Unduldſamkeit in Bezug auf die Religion. Die vollfte Umkehr in Bezug 
auf die Geſetze und das Verhalten, jo weit e8 die Religion und beren Aus: 
übung belangt, bat in Defterreih von Seite der Regierung einzutreten... .* 


„ Ein kaiſ. Handſchreiben enthebt den Grafen Erenneville von der 
Stelle eines erften Generaladjutanten und BVorftandes der General: 
abjutantur bes Kaiſers und hebt diefes Anftitut überhaupt auf. Der 
Kriegsminifter wird dadurch erft zu einem wirklich verantwortlichen 
Minifter gemacht. 


„„Reichsrath: Herbit und 70 Genoſſen tragen im Abg.-Hauſe darauf 


13. 


an, zu bejchließen, e8 jeien folgende Gejeßesentwürfe zu verfafien 
und dem Haufe vorzulegen: 

1. Der. Entwurf eines Gelebes, durch welches das Cherecht bes Bürger: 
lichen Gefeßbuches wieberhergeftellt und die Jurisdiction in Eheſachen wieder 
ben weltlichen Gerichten überlaffen werde. 2, Der Entwurf eines Geſetzes, 
wodurch bie Emiancipation ber Schule von ber Kirche durchzuführen fei, und 
3. ber Entwurf eines Geſetzes zur Regelung ber interconfeffionellen Ver: 
bältniffe, unter Berüdfihtigung des Grundſatzes ber Gleichftellung ber vers 
ſchiedenen Confefjionen. 

Die Abficht der Antragfteller geht dahin, der Schwierigkeit eines allg. 
Religionsgejetes nad bem Antrage Mühlfelds Rechnung zu tragen und 
baber das Concordat vielmehr fofort-auf ben wichtigften Gebieten thatjächlich 
zu durchbrechen. 

„Reichsrath: Der Tinanzminifter v. Bede legt dem Abg.-Haufe 
ein fehr einläßliches Erpofe über die Lage der Staatsfinangen feit 
ben Jahre 1861 vor. 

Der Minifter gibt darin den Betrag ber Staatsſchuld zu 3046 Mill. fi. 
Kapital an mit rund 127 Mill. jährliher Zinfen und einer jährlichen Amor- 
tifationsquote von durchſchnittlich 24 Mill. und ftelt fih zum Schluß bie 
Frage: „IR denn noch Hofinung, Ausſicht vorhanden, aus biefer traurigen 
Lage mit Ehren herauszukommen?“, bie er dahin beantwortet: „Nach meiner 
innigften Ueberzeugung bejahe ich biefe Lebensfrage.“ 
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14. 


17. 


18. 


19, 


" 


Orfkerreih. 


Juli. Reichsrath: Das Herrenhaus genehmigt auch feinerfeits. das Ge: 


feß bez. Entfendung einer Deputation zum Abſchluß des Ausgleichs 
mit Ungarn. v. Hasner ſtimmt allein dagegen; Graf Leo Thun 
und Prof. Arndts ſprechen dagegen. Der Dualismus ift damit von 
beiden Käufern bes Reichsraths als die künftige ftaatsrechtliche Form 
bes Reichs anerkannt. 


„ (Böhmen). Die Ezechen betreiben eine Petition an ben ruf]. 
Czar um Errichtung einer panflaviftiichen Univerfität in Warfchau. 


„ Reichstag: Das Abg.Haus entſcheidet fih mit 77 gegen 56 
Stimmen gegen Abſchaffung der Todesſtrafe. — Die Regierung 
legt dem Haufe einen Geſetzesentwurf über das Vereins: und Ber: 
fammlungsredt vor. 


„ (Ungarn). Die Regierung verlangt vom Heveſer Comitat bie 
Annullirung eines von demfelben gegen fie unb ben Landtag erlafjenen 
Mißtrauensvotums. Das Comitat fügt fid. 


„ Reicherath: Der Finanzausſchuß des Abg.Hauſes bringt, um bie 
Intereſſen ber cisleithaniſchen Neichshälfte bei dem bevorftehenden 
Zufammentritt der Deputationen über ben Ausgleich mit Ungarn, 
namentlih auch in der (noch unerledigten) finanziellen Beziehung 
entichieben zu wahren, den Antrag ein, die Krone durch eine Adreſſe 
um bie Bildung eines parlamentariihen Minifteriums für die im 
Reichsrath vertretenen Lander zu erfuchen und damit biefe ſchon feit 
längerer Zeit ſchwebende Frage zum Entſcheid zu bringen, zieht 
jedody ihren Antrag in Folge der Discuffion und der Erflärung 
bes Reichskanzlers zurüd, 

Es ergibt ſich aus ber Discuffion, daß der Reichskanzler ſich zu bem 
geforderten Schritte ſchon ſeit längerer: Zeit bereit erflärt hatte, aber nur 
unter ber Bedingung, „baB ber Ausgleih mit Ungarn auf jener Grundlage 
und unter jenen Bedingungen auch vollzogen werde, für welche bie Krone 
Ungarn gegenüber ſich moraliih engagirt babe”, daß bie zum Eintritt in 
das Minifterium aufgeforberten Führer des Abg. Hauſes ſich aber bazu 
unter dieſer Bedingung nicht entfliepen fonnten und daß dieſe Schwierig: 
feit noch beftehe, jo daß bie Bildung eines parlamentarifchen Minifteriums 
in der That erft möglich fei, wenn der Ausgleih mit Ungarn vollſtändig und 
als vollendete Thatſache vorliege. 

Das Herrenhaus nimmt das Minifterverantwortlicgfeitsgejek mit 
unwejentlihen Aenderungen auch ſeinerſeits an. 

„Reichsrath: Die Regierung bringt im Abg.Hauſe eine Novelle 
zum Strafgefeße ein, Durch welche bie Förperlihe Züchtigung (Prügel: 
ftrafe) fowohl als felbjtandige wie aud als Disciplinarftrafe, und 
ebenfo die Kettenftrafe abgejchafft und die (bisher überaus harten) 
Rechtsfolgen von Strafurtheilen gemildert werben ſollen. 

» (Ungarn). Der Yuftizminifter befiehlt dem Bürgermeifter von 
Peſth, die von ben Schwurgerichtsliſten auegeſqhloſſenen Juden in 
dieſelben aufzunehmen. 
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20. Juli. Reichsrath: Debatte des Abg.:Haufes über die Anträge Herbfts 
vom 11. d. M. gegen das Concorbat. Der Minifter v. Hye gibt 
die Erflärung ab, daß 

„auch die Regierung die Nothwendigfeit anerfenne, die kirchlichen und ins⸗ 
beſondere bie interconfeffionellen Fragen ins Auge zu fallen und durch ent» 
ſprechende Geſetzesvorlagen im verfaſſungsmäßigen Geſetzwege zu regeln. Auch 
hoffe ſie in kurzer Zeit in der Lage zu eig vorerft eine auf interconfelfionelle 
Verhältniſſe (gemiſchte Ehen, Kindererziehung aus ſolchen und Uebertritt von 
einer Confeſſion zur andern) bezügliche Geſetzesvorlage einzubringen. Sie 
richtet jedoch zugleich an dieſes hohe Haus die angelegentliche Aufſorderung, 
nicht auf eine augenblickliche und gleichzeitige Löſung auch aller übrigen ein— 
ſchlägigen Punkte zu drängen, ba bie Regierung aufrichtig bemüht iſt, bie 
Löſung aller Fragen, welde in das kirchliche Gebiet und zugleidh in bie 
Rechtsſphäre der Staatsgewalt, fomwie in das in oberiter Linie ber Leitung 
ber Regierungsgewalt vorbehaltene Unterrichtsweſen einfchlagen, vorerit im , 
Mege conciliatoriiher Berhbandblung mit ber Kirche ke eine ſolche Art 
einzuleiten, daß jelbft jeder Anfchein der Mißachtung beftehbenber Vers 
tragsverhältniſſe vermieden werbe*. 

Die Erklärung macht auf das Haus fichtlih den ſchlimmſten Ein: 
druck. Herbſt erklärt fofort, daß es nad biefer Erklärung nur um 
jo mehr die Aufgabe der Bolfsvertretung fei, dasjenige zu thun, 
was fie für ihre Pflicht erachte. „Hilf dir felbft,” ruft ein Rebner 
unter dem Beifall des Haufe. Ein mit der Erklärung ber Re: 
gierung thatjächlich übereinftimmender Antrag bed (ultramontanen) 
Abg. Jäger (Tyrol), die Anträge abzulehnen und zuerjt Unter: 
bandlungen mit Rom anzufnüpfen, wird fat einjtimmig abgelehnt 
und ber Antrag Herbfts mit 134 gegen 22 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben. 


21. „ (Ungarn). Aud die Gen. Perczel und Görgey kehren in Folge 
ber Amnejtie in ihr Vaterland zurüd. 


23.—24. Juli. Reichsrath: Debatte des Abg.-Haufes über das von ber 
Regierung vorgelegte Vereins: und Verſammlungsgeſetz. Der barin 
gebrauchte Ausbrud „ſtaatsgefährlich“ wird um feiner Unbejtimmts 
heit und Deänbarkeit willen am erften Tage gegen den Wiberftanb 
ber Regierung geftrichen, am zweiten bagegen mit Rüdfiht auf bie 
Umtriebe der Czechen ꝛc. mit 64 gegen 58 Stimmen wieber ber: 
geftelt und das ganze Geſetz angenommen. 


25. Juli. Reichsrath: Herbit erftattet im Namen des am 5. d. M. 
niebergefeßten Ausſchuſſes Bericht über die Finanzlage des Reiche. 
Derfelbe entipricht keineswegs den vielfadh gehegten Erwartungen 
und namentlih Befürchtungen, indem er weder eine Zinjen-Rebuction 
noch neue Steuern beantragt. 

Der Bericht conftatirt einfach, daß nad) Abzug ber Zinfen ber Staats: 
ſchuld der größte Theil bed reinen GStaatseinfommens von ben Koften ber 
Landarmee und Kriegsmarine aufgezehrt worden fei, bie für 1867 zufammen 
auf 81,158,000 fl. veranfhlagt feien mit der Erklärung, daß bieß das zus 
Tälfige Minimum für ben auf das Enappite bemefjenen tiefften Friebensſtand 
ſei. Selbjt biefer Anſatz fei im der abgelaufenen fiebenmonatliden Quote 


282 Geherreidh. 


bereite um 4 Mill, überfchritten worden. Nehme man ihn aber auch als 
möglid an, fo bliebe für bie ganze übrige Staatsverwaltung nur ein Reft 
von 24,971,000 fl., während bafür weit über 70 Mill. präliminirt feien. 
Für 1868 fei ein Defizit von wenigftens 46 Mill. vorauszufehen und felbft 
bieß nur unter der Vorausfegung, daß Steuern und Abgaben pünktlich ein: 
ingen. Das Erpoſé gewährt über die Bekämpfung biefes „chroniichen Des 
zits“ Feinerlei Aufſchlüſſe; denn es erklärt einerfeits, daß der bisher einge— 
ſchlagene Weg bes Sparſyſtems feine Schuldigkeit nicht ihne, und daß ſich 
durch höhere Stenerſätze nichts mehr erreichen laſſe, als eine Vermehrung 
der Rückſtände, und es bezeichnet anderſeits den von ihm ſelbſt angedeuteten 
Weg zur Beſſerung durch Ausdehnung der adminiſtrativen Autonomie des 
Selfgovernments, „nur als einen langwierigen, dornenvollen, unebenen, 
bon dem momentan glänzende Erfolge nicht zu erwarten ſind, das Ziel viel: 
mehr noch in der Ferne ift“. Durch feine objective und wahrheitsgetrene 
Darlegung glaubt nun der Ausſchuß feiner Aufgabe genügt zu haben; Sache 
und Pflicht ber Erecutive ſei es, Anträge über die Mittel zur Bejeitigung 
bes Defizits den competenten Bertretungsförpern vorzulegen. 
Der Reichsrath vertagt fid) auf unbeftimmte Zeit, um den Der 
putationen des Reichsraths und des ungariihen Landtags behufs 
einer Vereinbarung über den Ausgleih Raum zu maden. 


27.—29. Juli. Beſuch des Sultans in Wien auf feiner Rückreiſe von 
ber Barifer Weltausftelung. Derfelbe wird im Opernhauſe von 
der Bevölkerung förmlich gefeiert. 


29. Juli. Im Gemeinberathe von Wien wird der Antrag gejtellt, an 
das Abg.-Haus eine Adreſſe für Aufhebung des Goncordates zu 
richten. 

31. „ Defterreich tritt durch einen zu Paris abgeichloffenen Präliminar: 
vertrag mit Franfreih ber am 25. Dec. 1865 zwiſchen Frankreich, 
Stalien, Belgien und der Schweiz abgefchloffenen Münzconvention bei. 

Der Vertrag ift indeß noch nicht perfect, indem der Beitritt der anderen 


brei bei jener Convention betheiligten Staaten noch ausfteht und ebenfo die 
Vereinbarung über mehrere noch ofen gelafjene Punkte, 


„ Eine faif. Entfchliegung befichlt die endliche Drganifirung bes 
evangelifchen Oberfirchenrathes, die burd einen Erlaß des Eultus- 
minifter8 näher geregelt wird. 

— „ Der 60 Mill.:Vorfhuß der Nationalbant vom 7. Juli 1866 ift 
nunmehr vom Staat in Banknoten vollftändig zurücbezahlt. 


= 


41. Aug. (Ungarn). Koffuth wird in Waiten als Abgeordneter in 
ben Landtag (von 3800 Wählern haben fi nit 200 zur Wahl 
eingefunden), Perczel in Zala-Egerszeg ebendazu gewählt. 

7. „ Die beiden Nusgleich8:Deputationen conftituiren ſich jede für fi 

in Wien. 
„ Die Regierung gejtattet die Abhaltung einer allgemeinen öfter: 
reichifchen Lehrerperfammlung auf den 5.—7. Sept. in Wien und 
weist die Behörben an, die Theilnahme an derjelben nicht zu Hins 
bern, jonbern vielmehr zu fürbern. 


Orferreid. 283 


- 8. Aug. Der bisherige öfterr. Geſandte in Rom, Herr v. Hübner, trifft 
auf Berufung in Wien ein. 

10. „ (Ungarn). In Folge eines offenen Briefes ber Siebenbürger 
kath. Deputirten an den ungariſchen Eultusminifter, daß den Laien 
in Siebenbürgen der frühere gefeglihe Einfluß auf die Angelegen: 
beiten der kath. Kirche wieder eingeräumt werben möge, theilt ber: 
felbe dem Fürften Primas und den Erzb. von Erlau und Kalocja 
das Anliegen mit in Begleit eines Schreibens, in bem er jelbit 
feine Anfihten in Betreff der Grundzüge einer Reform ber kath. 
Kirchengemeinde barlegt. 


13, „  Ausgleihsdeputationen: Die ungarifhe Deputation anerbietet 
25,05 % als Beitrag der Länder ber ungariſchen Krone zu ben ge: 
meinfamen Ausgaben des Reiche, jo daß 74,95 % auf bie cie: 
leithaniſchen Provinzen fielen. Die reichsräthliche Deputation Tehnt 
biejen Vorſchlag ab. 

18.—23. Aug. Zuſammenkunft des Hfterr. Kaiferpaars mit dem Kaifer 
und ber Raiferin ber Franzoſen in Salzburg. Der Kaifer von 
Defterreih ift vom Reichskanzler und dem ungarifhen Minifter: 
präfibenten begleitet. 

Der Kaifer ber Franzofen überzeugt fi, daß Defterreich zwar ſehr ges 
neigt ift, mit Frankreich zufammen zu geben, daß es aber vor allem den 
Frieden als fein erftes und bdringendftes Bebürfniß erfenne, fo daß für eine 
eventuelle Allianz gegen Preußen in Defterreih gar feine Neigung beſteht. 
Dagegen verftändigen ſich die beiden Mächte bez. einer wefentlich überein: 
flimmenbden Haltung in ber orientaliichen Frage, 

20. Aug. Die Regierung ſucht bem von der flovenifhen Fraction bes 
Reichsraths ihr eingereichten Promemoria möglichft gerecht zu werben: 
Der Auftigminifter erläßt an die Lanbeschefs in Steyermarf, 
Kärnthen, Krain, Iſtrien und Küftenland ein Rundſchreiben, 

welches biefelben anweist, daß von Seiten ber politifchen Behörden gegen: 
über ber flovenifhen Bevölferung alles vermieben werde, was biefer Bes 
völferung zu begründeten Klagen Anlaß geben könnte; daß insbefondere alle 
Eingaben in flovenijcher Sprache nicht bloß jederzeit anzunehmen, fonbern in 
erjter Inſtanz auch jedesmal ſloveniſch zu beantworten feien; baß auf Ber: 
langen ber Parteien die flovenifche Sprache im amtlichen Verkehr immer zur 
Anwendung zu fommen babe, und daß bei ber Zuſammenſetzung bes Amts⸗ 
perfonals jeberzeit auf bie Kenntniß ber flovenifhen Sprache Rüdficht zu 
nehmen fei. 

21. „ Ausgleihsbeputationen: es wird befchloffen, freie Conferenzen zu 
veranftalten, um weitere Annäherung zu ermöglichen. 

23. „ (Ungarn). Der Finanzminifter fließt in Paris, indeß noch 
feineswegs definitiv und feft, ein Anlehen von 212 Mill. Fr. no= 
minel (& 220 für 300) ab zum Ausbau ber ungarifchen Eifen: 
bahnen. 

24. „ Feierliche Eröffnung der Brennerbahn. 


25. „ (Ungarn). Die Blätter ber Linken veröffentlichen ein Senb: 
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ſchreiben Koffuth8 bez. die innere und äußere Politik Oeſterreichs 
und Ungarns, in dem ſich berjelbe gegen bie herrſchende Ruſſen— 
feindſchaft ausſpricht. 


26. Aug. Ausgleichsdeputationen: Dieſelben einigen ſich zwar nicht ganz 


30. 


” 


ausbrüdlich, aber doch mefentlich dahin, daß die Quoten der beiden 
Neichshälften zur Beftreitung der gemeinfamen Auslagen für bie 
Randesvertheidigung und bie auswärtigen Angelegenheiten auf bie 
Dauer von zehn Jahren und auf Grund ber Beträge feftzuftellen 
feien, weldye die beiden Reichshälften Im Durchſchnitte der Jahre 
1860 bis 1865 an directen und theilweile auch an inbirecten 
Steuern bezahlt haben; daß zur Beltreitung jener Auslagen vor 
allem das Reinerträgniß der Zölle zu verwenden fei, und daß biefe 
Beitimmungen nicht eher als befinitive gelten jollen, als bis auch 
über die Beitragsquoten der beiden Reihshälften zu den Koften ber 
Staatsihuld eine Vereinbarung zu Stande gefommen fei. 

„»  Minifterratd ber Minijterien beider Reichshälften unter dem 
Borfige des Kaifers: Der ungariihe Finanzminijter Lonyay macht 
die Nothwendigkeit geltend, den Beitrag Ungarns zu den allgemeinen 
Reihslaften auf eine Summe zu befcränfen, die getragen werben 
könne, ohne die neue Finanzverwaltung des Landes ſogleich mit 
einem Defizit beginnen zu müſſen; ber Erreichung dieſes Zieles 
ftehe das hohe Jahreserforderniß der Staatsſchuld entgegen; deß— 
halb bleibe nichts anderes übrig, als daß entweder biejes Erforber- 
niß vermindert (Zinfenrebuction ber Staatsjchuld) oder den anderen 
Ländern Defterreihs eine Mehrbelaftung auferlegt mwerbe oder daß 
beides zugleich geſchehe. 

„ ‚Der Miener Gemeinderath bejchließt einftimmig, an das Abg.: 
Haus des Reichsraths eine Petition gegen das Concorbat zu richten. 


1. Sept. (Ervatien). Die bisherigen Finanzbehörden werden ent: 


laſſen und bie Finanzen dem ungarijchen Minijterium unterjtellt. 
Mit diefem Tage ift die croatifche Sprache als allgemeine Amts: 
ſprache anerkannt. 


5.—7. Sept. Erfter öfterreihiicher Lehrertag in Wien, Es haben fi 


mehr als 1500 Xehrer aus faft allen Theilen des Kaiſerreichs dazu 
eingefunden, Derfelbe geftaltet fi zu einer großartigen Demon: 
ftration gegen die bisherige Abhängigkeit der Schule von ber Kirche, 
fomit gegen bas Goncordat. Faſt einftimmig wird die Erklärung 
beſchloſſen, daß „die Volksſchule in Defterreih im ihrer gegen: 
'wärtigen Geftalt nicht das ſei, was fie fein folle und daß fie jo 
nicht fortbeftehen könne“ und ferner daß „bie Volksſchule zu Er: 
reihung ihrer Zwecke vollfommener Selbftändigfeit bedürfe.“ 


14. Sept. NAusgleichsbeputationen: Die eisleithaniſche Deputation bes 


ſchließt, der transleithanifchen auf Grund ber bisherigen Gteuer- 
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erträgnifle aus beiden Neichshälften ben Vorſchlag zu machen, ben 
Beitrag der im Reichsrath vertretenen Länder zu ben gemeinjamen 
Koften auf 69 %, denjenigen der Länder der ungariſchen Krone auf 
31% zu bemefjen. 


14, Sept. (Ungarn). Gen. Türr befucht Peſth; es wird ihm ein 


15. 


16. 


18. 


20. 


Tadelzug gebracht und Türr ergreift die Gelegenheit fidy entſchieden 
für das Minijterium und den Ausgleich mit Defterreih auszu: 
ſprechen. 

„Die Miniſterien beider Reichshälften haben ſich geeinigt und 
ſchlagen den Deputationen übereinſtimmend vor, die Beitragsquoten 
zu den gemeinſamen Ausgaben auf 70 und auf 30% zu ſtellen. 
Mas die Staatsichuld betreffe, jo möge die weltliche Reichshälfte 
eine Borbelajtung bon jährlih 25 Mill. übernehmen und ber Reft 
ebenfalls im Verhältniß von 70 und 30% getragen werben. 


„» (Ungarn). Das Minifterium muß zum vierten Mal an weniger 
läjfige Steuerzahlung mahnen und ftellt dießmal ftrenge Etrafen in 
Ausficht. 


„Der Reichskanzler Beuft wird auf bem Wege nach Reichenberg 
in Brünn glänzend empfangen und erwiedert eine Anſprache mit 
einer Anbeutung bez. bed Heranziehenden Sturmes gegen das 
Goncorbat: 

„Ahr Vertrauen iſt mir jeßt boppelt werthvoll, wo ber Weg, ben ich 
wandle, bie und ba wohl enger und mühjamer wird, wie das wohl nicht 
anders fein konnte. Ich hoffe, Sie werben nicht vergefjen, daß berjenige, ber 
einen fteilen Pfad hinaufichreitet, von Zeit zu Zeit Athem fchöpfen muß, 
damit er nicht erliege, und daß ber nicht fein Ziel außer Auge verliert und 
nit von beinfelben abweicht, der micht bie abjhüffigfte Stelle 
wählt, um ben Berg binaufzufommen.” 


„  Ausgleihsdeputationen: Die reichsräthliche Deputation befchließt 
einftimmig, der ungarifchen einen Antrag zu machen, der weſentlich 
mit ben Vorſchlägen ber Minifterien übereinftimmt. Subcomités 
beider Deputationen jollen zufammentreten, um die fohließlihe Ver: 
ftändigung vorzubereiten. 


„Beſuch bes Reichskanzlers in Reichenberg. Tiſchrede besfelben 
bei dem ihm gegebenen Feſtmahl (Ausfall gegen die ruſſiſchen 
Sympathieen und Demonſtrationen der Czechen). 


„Ausgleichdeputationen: Die Subeomites beider Deputationen treten 
mit den beiden Finanzminiſtern zuſammen. 

Der ungariſche Finanzminiſter erklärt: Ungarn wolle und könne 
nad) dem zum Geſetz erhobenen 67er Elaborat von ber Ende 1867 vers 
bleibenden Staatsſchuld, zu deren Mitübernahme eine rechtliche Verpflichtung 
für das Land nicht beftehe, nicht mehr. beitragen als von den Landesein— 
nahmen nad Beftreitung der Quote für die gemeinfamen Nuslagen (ber 
Yanbesvertheidigung und ber auswärtigen Angelegenheiten) und ber Kojten 
ber Landesverwaltung erübrige; es ſei ihm unmöglich wegen ber Staats: 
ſchuld ein Deficit auf fih zu nehmen. Ferner fei vom Geſetze gefordert, 
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baß ber Beitrag Ungarns zur Staatsihuldb nicht in Form einer wechſelnden 
Procentualquote, ſondern in beflimmten für immer unabänberlichen Ziffern 
ausgeiprochen werde. Endlich könne Ungarn nicht zugeben, daß bie andern 
Länder Defterreihs wegen ber Staatsſchuld eine allzubohe, für fie unerträg- 
liche Laſt auf fih laden; fie würden aufhören beitragsfähig für die gemein 
ſamen Auslagen zu fein, und ihr volfswirtäichaftliher Untergang könnte 
nicht ohne Rüdwirfung auf die transleithaniiche Neichshälfte bleiben. Darum 
fei in dem minifteriellen Uebereinfommen zweifellos gemeint geweſen, baß bie 
Koften der Staatsihuld um 23 Millionen, beiläufig die gegenwärtig jährlich 
für die Amortifation der Staatsjchuld verwendete Summe, zu vermindern 
feien; daß dieß eine zwangsweile Umwandlung ber Staatsihuld, eine Be: 
einträdhtigung ber Staatsgläubiger vorausjeße, werde nicht in Abrebe geftellt. 
Der Vorſchlag der öfterreichiichen Deputation, die Umwandlung ber Staats: 
ſchuld, wie jie vom minifteriellen Webereinfommen gewollt werde, an bie 
Bedingung zu knüpfen, daß fie die Rechte der Staatsgläubiger nicht beeins 
trächtige, fei baber unftatthaft, weil dem Zwecke ber Uebereinfunft, wie er 
ungarijcherfeits aufgefaßt werbe, geradezu entgegen, — Die cisleithani» 
hen Deputirten erflären es umjonft für eine — daß der 
Ausgleich auf Koſten eines unbetheiligten Dritten, der Staatsgläubiger, er—⸗ 
folgen ſolle und daß ſie nur, um eine ſolche Gewaltsmaßregel zu vermeiden, 
fi bereit erklärt hätten, eine Vorbelaſtung von 25 Mill. fl. auf fi zu 
nehmen ; nun werde troß biefes Opfers neuerdings eine folhe Maßregel 
vorgefchlagen. Die Ungarn beharren auf ben Beftimmungen bes XIIGe— 
feßes von 1867 (des 67er Elaborats). Schließlich wird beichloffen, daß bie 
beiden Finanzminijter eine neue Flarere Redaction bes Webereinfommens vor: 
legen follten, in welder namentlich die von Ungarn zu übernehmenden Ber: 
pflidtungen in ganz beſtimmten unabänbderlihen Ziffern ausgebrüdt werben 
jollten, = 


22. Sept. Ausgleihsbeputationen: Die beiden Finanzminiſter legen den 


23. 
24, 


beiden Subcomites die neue Redaction des Ausgleihe bezüglich der 
Staatsſchuld vor | 

Dana folle es bei dem bereits von beiden Theilen angenommenen 
Grundfaße bleiben, daß von den Zinfen der Staatsjhuld vorweg 25 Mill. 
von ber weltlihen Reihshälfte zu tragen und ber Reſt zwiſchen beiden 
Reihshälften im Verhältniffe von 70 und 30% zu theilen fei. Vom Jahr 
1869 an jollte zwilchen ben Zinfen und der Amortifation ber Staatsſchuld 
unterfchieben werden: zu jener jollte Ungarn jährlich einen nach obigem Ber: 
hältniß berechneten Antheil von 29,1 Mill. fl., worunter 12 Mill. in Silber, 
zu dieſer nur 1,150,000 fl. beitragen. Die Koften ber Ummandlung ber 
verjchiebenen Titel der Staatsſchuld in cine einheitlihe Rentenſchuld Hätte 
bie weftliche Reichshälfte allein zu tragen, ber jedoch auch bie durch die 
Tilgung in Erjparung kommenden Zinfen zu gute fümen. Die Beftims 
mung, daß das Defizit für 1868 durch Vermehrung dev [hwebenden Schuld 
db. b. durch bie Staatsnotenpreffe zu bebeden jei, blieb aufrecht. 

Die beiden Comités verjtändigen fi in allem mefentlihen auf 
biefer Grundlage mit Ausnahme des legten Punkts bez ber Ber: 
mehrung der jchwebenden Schuld, der offen bleibt, da bie reiche: 
räthlihen Deputirten eine weitere Dermehrung ber Staatsnoten ab: 
folut nicht zugeben. 

„ Der Reihsrath nimmt feine Sigungen wieder auf, 
„  Ausgleihsbeputationen: Beide Deputationen nehmen das von ben 
Subeomites mit ben beiden Finanzminiftern unb unter fi verein: 


barte Abkommen aıt. 
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26. Sept. Ausgleihsbeputationen: Das Schlußprotofoll wird von beiden 


Deputationen genehmigt und unterzeichnet. 

Der ganze Ausgleich jtellt fih nunmehr folgendermapen bar: Er umfaßt 
15 verjchiedene Punkte. Die 88.1 und 3 beflimmen die Beitragsquoten zu 
ben Koften der Staatsſchuld, G 2 jegt eine gemiſchte Commiſſion nieder, 
welche ben Stand der Staatéſchuld am Scluffe des Jahrs 1867 zu er: 
mitteln bat; findet fie in ben Zifferanfägen, gegenüber ben Annahmen, 
welhe ber Duotmberehnung zu Grunde Tiegen, einen Irrthum, fo werben 
die Quoten entiprechend geändert. Die $$ 4 und 5 beipredhen die Umwand— 
lung ber Staatsfhuld und die Dedung bes Deficits bes Jahrs 1868. Vom 
Jahr 1869 ab fol nah $ 6 jede ber beiden Finanzverwaltungen, welche 
ausnahmsweiſe in bie Lage käme, bie Bedeckung ihrer Beitragspflicht ober 
der eigenen Auslagen aus ben vegelmäßigen Einnahmsquellen nicht aufs 
bringen zu können, nicht burch Vermehrung ber gemeinjamen Schuld, fondern 
auf eigene Koften für bie nöthigen außerordentlihen Zuflüffe zu forgen 
haben. Anlehen auf gemeinjame Rechnung Finnen fortan nah $ 7 nur mit 
Auftimmung beider Reichsvertretungen zu Stande fommen, und die Koften 
derjelben haben bie beiden Neichshälften nach benjelben Verhältniſſen wie 
jene für die gemeinjamen Angelegenheiten ($ 13) zu tragen. Die in Staats: 
noten beftehende fchwebende Schuld, bejtimmt $ 8, bleibt unter die Garantie 
beider Reichstheile geftellt; eine Vermehrung derjelben fo wie bie Maßregeln 
zu ihrer Verminderung werden in gemeinſamem Ginverftänbniß flattfinden. 
Beiden Reichstheilen geftattet der $ Y ihre Beitragsquote zu ben Zinjen ber 
Staatsfhuld durch Amortijation einer entjprehenden Menge von Staats: 
IhuldeVerfhreibungen zu vermindern. Die Koften ber einigen Eiſenbahn— 
gefelichaften gewährten Zinfengarantien werben nad $ 10 von derjenigen 
Reihshälfte getragen, deren Gebiet die Babnen durchfchneiden. Betreffs ber: 
jenigen Eijenbahnen, welche in beide Heichshälften hineinreichen, dann ber 
Donau-DampffchiffsSejelliheiten, wird ein befonderes Uebereinfommen abge: 
Ihlofjen werden. Die gemischte Gommiffion zur Ermittlung des Standes ber 
Staatsſchuld ($ 2) bat, fo will es F 11, auch den Stand ber Activa ber 
Reihsfinanzen am Schluſſe des Jahre 1867 zu erheben, fie bleiben Eigen— 
thum ber Ießteren, und werden vorzugsweile zur Bezahlung ber bis dahin 
fälligen, aber nod nicht bebobenen Zinfen und Gapitalrüdzahlungen ber 
Staatsihuld verwendet. Ueber bie Koften ber gemeinfamen Angelegenheiten 
handeln die 99 12 bis 14. Der Beftreitung diefer Koften find vor allem 
die Neinerträgnifje der Zölle gewidmet, doch werben aus biefen vorweg bie 
Steuerreftitutionen für die Gegenftände geleiftet, die über die gemeinjame 
Zolllinie ausgeführt werben, der Reſt der Koften wird mit 70 Proc. von 
ben durch den Reichsrath vertretenen Ländern, und mit 30 Proc. von ben 
Ländern ber ungarijhen Krone getragen. Im Gegenfaß zu den Feitftellungen 
über die Koften der Staatsihuld, die als unabänderlich zu betrachten find, 
haben jene über die Koften ber gemeinfamen Angelegenheiten nur für 10 
Jahre Geltung. — Das ganze Uebereinkommen bildet ein untrennbares 
Ganzes, jo daß die Verwerfung eines Punktes die Ungültigkeit aller anderen 
nach fich zieht; auch it es nicht cher als zu Stande gebracht zu betrachten, 
als bis fiber das Zoll: und Handelsbündniß und die Regelung ber indirecten 
Abgaben eine Vereinbarung getroffen ift. 
„ Die in Wien verfammelten Erzbiſchöfe und Biſchöfe der eis— 
leithaniſchen Provinzen, 25 an ber Zahl, wenden fi mit Umgehung 
bes Minifteriums. directe mit einer Adreſſe um Aufrechthaltung bes 
Concordats an den Kaifer und Bringen bamit ben ſchon feit einiger 
Zeit drohenden allgemeinen Sturm gegen das Concordat zum 


Ausbrud. 
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Das voluminöfe Aftenftüc. enthält einen hiſtoriſchen Rüdblid auf bie 
Verhäliniffe, unter denen das Goncorbat zu Etande Fam, und beichäftigt fi 
bann mit der Ehe und ber Schule, in welder Hinjiht vor Allem bie Eivil: 
ebe verdammt und ber Materialismus der Gegenwart gerügt wird. Dasfelbe 
ſchließt dahin: „Doch es gilt nicht ber katholiſchen Religion allein, es gilt 
bem Ghriftenthume. Eure Diajeftät, die treugehorfamjt Unterzeichneten haben 
bem Richter ber Lebendigen und Todten für das Seelenheil von fiebenzehn 
Millionen Erlöster einft Rechnung zu legen, und im einer Zeit, welche ent: 
ſcheidend werben kann, ift es für jie eine heilige Pflicht, der Wahrheit laut 
und ohne Rückhalt bas Zeugniß zu geben. Außer Stalien gibt es fein Land, 
wo bie heiligſten Güter ber Menſchheit Angriffen von folder Schamlofigkeit 
und Tragweite jo ſchutzlos preisgegeben wären, wie in Defterreih; das Ge: 
jeß it obnmädtig geworden. Es hat eine fmerzliche Ueberraſchung erregt, 
daß es am Weihnachtstage, an dem ſelbſt der Gleichgiltige einen Anhauch 
von oben fühlt, in der Haupiſtadt des Reiches geſtattet war, das Chriſten— 
thum Öffentlich ale ein Mährchen zu verfpotten. Damit war ein Verſuch ge: 
macht, 06 jedem Frevel am Chriftentyume Straflofigfeit geſichert ſei; es ift 
gelungen, und ber Sieg über das Geſetz wird mit ber Frechheit ansgebeutet, 
welde zum Handwerke gehört. Das berührt nicht bie Katholifen allein; es 
berührt” in gleiher Weile die Proteflanten, welde Chriften find. Dod, wie: 
wohl man bis gegen Ende bes vorigen Jahres einige Vorſicht beobachtete, 
ber Sade nad) gefießt nichts Neues; ſchon früher, ſchon ſeit die Unter— 
wühlung der ſittlichen Ueberzeugungen ein einträgliches Geſchäft geworben 
ift, fand der Haß gegen das Chriſtenthum Stinmen, bie für ihn wirkten und 
ihn nährten. Was aljo ber Zammerjchrei gegen das Eoncorbat bedeute, Fann 
Niemandem mehr verborgen fein; er bebeutet: Wir wollen eine Ehe ohne 
Geiigfeit und Helligung; wir wollen eine Schule ohne Religion und fittlichen 

nft. Aber die, welche bieß wollen, mögen nod fo laut bie Stimme er: 
beben, fie find ein ſehr Kleiner Bruchtheil ber Bevölferung, und mit dem 
Concordate vertritt man die wahrhaften Wünſche und Intereſſen des Volkes, 
Die treugehorfamft Unterzeichneten find fi alſo bewußt, durch Vertheibigung 
ber Rechte der Kirche für Gott, Thron und Volk einzuftchen, und ftellen 
ihre Sadje, beren Gerechtigkeit einleuchtend ift, mit vollem Bertrauen unter 
ben Schu Eurer Majeflät.“ 


30. Sept. (Ungarn). Der Landtag nimmt feine Sigungen wieder auf. 


„ Der Gemeinberath von Wien jucht neuerdings von der Regierung 
die vom Miniſterium Belcredi mit Rüdfiht auf das Goncorbat ver: 
weigerte Erlaubniß zu Erridtung einer Lehrerfortbildungsanitalt zu 
erlangen. Der proviſ. Unterrichtsminifter v. Hye gibt eine aus: 
weichende Antwort. 


3. Oct. Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt die am 19. Yuli einge: 


4. 


bradte Strafgeſetznovelle an und wählte die ihm zuftehenden 12 Mit: 
gliever in ben neuen GStaatsgerichtshof (mach dem Geſetz über bie 
Derantwortlichfeit ber Minifter). 


„ NReicherath: Der Obmann bes confeffionellen Ausſchuſſes des 
Abg.-Haujes macht demjelben die Mittheilung, er habe den Cultus⸗ 
minifter v. Hye zur Sitzung eingeladen, als Antwort jedoch folgende 
Eröffnung erhalten: 

„Im Scoofe bes Eultusminifleriums fei ein interconfelfionelles Geiek 
bereits im Entwurfe fertig, auch im Minifterrathe burchberathen und voll— 
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flänbig angenommen worden; er babe es jedoch für nöthig erachtet, vor Ein⸗ 
bringung diefes Geſetzes im Haufe fi mit dem Gardinal Rauſcher ins 
Einvernehmen zu fegen. Letzterer babe ihm nun mitgetheift, daß er zur Zeit 
bes Goncorbat:Abjchluffes mit einer Generalvollmacht ber Megierung verjehen 
worden, fraft welcher Feine Verhandlung über interconfellionelle Angelegens 
beiten, Ipeciell über gemijje Punkte (Mifchehen), ohne Zuftimmung ber Gurie 
ins Werk gefegt werden könne. Um eine Weiterführung ber diesbezüglichen 
Berhandlungen einzuleiten, babe bag Minifterium den Baron Hübner aus 
Rom bieherberujen. Diejer habe nun die Mittheilung gemacht, daß in ben 
Monaten September und October eine Verhandlung in Rom unmöglich fei, 
weil bie Gongregationen aufgelöft feien und ihr AZufammentritt für bie 
nächſte Zukunſt nicht in Ausficht ſtehe mit Rüdfiht auf bie in Rom 
herrſchende Cholera, bak alfo vor November eine Rüdantiwort nicht leicht er: 
folgen könne.“ 


Der Ausſchuß beſchließt einftimmig, eine Vorlage der. Regierung 
unter ſolchen Umftänden nit abzuwarten, jondern felbftänbig mit 
der Ausarbeitung eines Schulgejeges, eines Ehegeſetzes und eines 
Geſetzes über interconfeffionelle Berhältniffe (Religiongebict) vorzu⸗ 
gehen und beginnt auch fojort "mit ber Berathung des ihm vor: - 
Viegenden Entwurfes eines Schulgeſetzes, das von dem Grundjaße 
ausgeht, daß „mit Ausnahme des Religionsunterrichts derjenige in 
allen übrigen Lehrgegenjtänden von dem Einfluffe jeder Kirche ober 
Religionsgenoſſenſchaft unabhängig fei”. 

4. Oct. Stürmiide Situng bed Wiener Gemeinderathes: Eine Stelle 
der Biſchofsadreſſe an ben Kaifer wird als eine verläumberijche 
Hindeutung auf die von ber Commune beabfichtigte Gründung einer 
Rehrerfortbilbungsanitalt aufgefaßt und mit allen gegen 1 (geiftliche) 
Stimme befhloffen, eine Berwahrung dagegen in einer Adreſſe an 
den Kaiſer auszujpregen, 

— „ Eine große Stadt der Monardie nad ber andern richtet, theil- 
weije ſehr energiſch gehaltene, Petitionen an das Abg.Haus des 
Reichsraths um Beleitigung bes Goncorbats im Gegenjag gegen bie 
Adreſſe der 25 Erzbiihöfe und Biſchöfe. 

5. „ Reiherath: Das Abg.Haus tritt in bie Berathung ber ihm vom 
Derfajlungsausihuß vorgelegten 4 Staatsgrundgeſetze 

über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 

über die Ausübung der Regierungs: und Vollzugsgewalt, 

über bie richterlihe Gewalt, 

über die Errichtung eines Reichsgerichts, 
ein und beichließt mit Zweidrittel-Majvrität, daß bie von der Februar: 
verfaflung für Aenberungen berjelben geforderte Zweibrittel-Majorität 
auf die vorliegenden Grundgeſetze keine Anwendung finde. 

» » (Ungarn). Landtag: Die Regierung legt demjelben bas von 
ben Ausgleihsbeputationen beider Reichshälften vereinbarte Quoten: 
gefeg, das Staatsſchuldgeſetz und ein Zoll: und Handelsbündniß vor. 

7. „ Der Kaijer überweist die Adreſſe der Biſchöfe bem Minifterium 
zu verfafjungsmäßiger Behandlung. 
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T. Oct. Reichsrath: Der confeſſionelle Ausſchuß bringt bereits das erſte 
der von ihm ausgearbeiteten Geſetze, das Schulgeſetz, mit einem 
ganz kurzen fat im Lapidarſtyl gehaltenen Berichte des Bericht⸗ 
erſtatters Figulh im Abg-Hauſe ein. 


8. „Reichsrath: Der Reichskanzler bringt im Abg.-Hauſe die Aus— 
gleichsgeſetze mit Ungarn (das Zoll- und Handelsbündniß, das Geſetz 
über bie beiderſeitige Beitragspflicht zu den gemeinſamen Angelegen: 
heiten und über die Staatsſchuld) ein, die reichsräthliche Ausgleichs: 
deputation legt einen umfangreichen, die Gejchichte der. gejammien 
Verhandlungen der beiden Deputationen umfafjenden Bericht vor. 
Das Haus erledigt die Staatsgeſetze über die Richtergewalt, über 
die Regierungs: und Vollzugsgewalt und über das Reichsgericht, 
nimmt biefelben ohne irgend wejentlihe Aenderungen in zweiter 
Leſung ad und beginnt die Debatte über die allgemeinen Rechte 
(Grundrechte) der Staatsbürger. 

„» „Der Gemeinderath von Wien genchmigt die von ihm beichlofjene 

Proteftadrefje an den Kaijer gegen die Adreſſe der Biichöfe wiederum 
mit allen gegen eine (geijtlihe) Stimme. Die Verlefung der Adrefje 
wird im Saale und auf den Gallerien Häufig von ſtürmiſchem 
Beifall unterbrochen. 

10. „ Reichsrath: Das Abg. Haus beendigt die Debatte über bie 
Grundrechte und genehmigt einen Geſetzentwurf über die probijorifche 
Regelung ber Wehrpflicht, indem unter Bejeitigung bes. octropirten 
Heeresergänzungsgejeßes vom 28. Dec, 1866 dasjenige vom 29. 
Sept. 1858 wieder hergeftellt wird, indeß mit Abänberungen, 
dur deren Annahme den durch die Anwendung der Verordnung 
vom 28. Dec, 1866 thatſächlich eingetretenen Verhältniſſen ber 
Armee Rechnung getragen wird. 

„»  » (Ungarn) Landtag: Das Unterhaus genebmigt die vom 
Finanzminifter in Paris vorläufig abgeichloffene Eifenbahnanlcihe. 

14. „ Reichsrath: v. Mühlfeld jtelt im Abg.: Haufe den Antrag auf 
directe. und fofortige Aufhebung des Concordats. Derfelbe wird 
mit großer Mehrheit dem confejfionellen Ausſchuſſe überwieſen (der 
indeß gegen Mühlfelb auf dem von Herbft in feinen Anträgen ver: 
folgten Syſteme -beharrt, das Concordat nicht birect abjichaffen zu 
wollen, fondern bloß thatjählih durch pofitive Geſetze außer Geltung 
zu ſetzen). 

13. „ (Ungarn). Landtag: Der in der Nationalitätenfrage entjendete 
große Ausihuß beginnt Die Berathung des von feinem Eubcomite 
bearbeiteten (wirklich freifinnigen) Geſetzesentwurfs (ohne indeß bis 
Ende bes Jahrs damit fertig zu werben). 

14. „ Der Kaifer empfängt die Deputation des Miener Gemeinderaths 
fehr gnädig und nimmt die Adrefje desjelben gegen bie biichöfliche 


17. 


20. 
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entgegen, indem er in jeiner Antwort die thätigen Veftrebungen ber 
Gemeinde für Hebung und Förderung des Volksſchulweſens aus: 
drüdlih anerkennt. 


,‚ Det. Ein allerh. Befehlsichreiben verordnet bie Einführung des „Sie“ 


in der Armee. 

„Reichsrath: Beginn der Debatte des Abg.-Haufes über die Re 
viſion der Yebruarverfaflung. 

„ (Ungarn). Die Regierung löst das fortwährend mwiderfpänflige 
Heveſer Comitat auf und jegt einen Fol. Commiſſär ein, 

„ Kaiſ. Handſchreiben an den Gardinal Rauſcher in Antwort auf 
die bijchöfliche Adrejle vom 28. Sept.: 

„Die von den Erzbiichöfen und Biſchöfen Mir zugefchicte Adreffe babe 
Ich Meinen verantwortlichen Mintjterium zugemittelt. Sch würbige gern 
ben oberhirtlichen Eifer und bie wohlmeinenden Abfichten, welche es ben Bi: 
ſchöfen als Gewifjenspflicht ericheinen laſſen mochten, neuerlich, gleichwie in 
ben Jahren 1849 und 1861, für die Wahrung ber Rechte und Anterefien 
ber fatholiichen Kirche mit einer feierlichen Erflärung — allein Ich 
muß beklagen, daß die Biſchöfe, anſtatt nach Meinem Wunſche die erniten 
Beſtrebungen der Regierung in den einſchlagenden wichtigen Fragen zu unter— 
ſtützen, und deren ſo dringende Löſung im Geiſte der Verſöhnung und des 
Entgegenkommens zu fördern. es vorzogen, durch bie Vorlage und Veröffent— 
lichung einer die Gemüther tief etregenden Adreſſe ihre Aufgabe zu erſchweren, 
in einem. Zeitpunft, in welchem, wie bie Bijchöfe ſelbſt treffend bemerken, 
ung Eintracht fo fehr noth thut, und es dringend geboten ift, bie Anläſſe zu 
Zwiejpalt und Beſchwerde nicht zu mehren. Ich vertraue, daß bie Biſchoͤfe 
ſich verfihert halten, wie Sch allzeit die Kirche zu ſchirmen und zu ſchützen 
mweiß; daß fie aber auch ber, Pflichten eingedenk fein werben, die Ich ale 
contlitutioneller Regent zu erfüllen babe.“ 

„ Neichsrath: Das Abg.-Haus beendigt die Debatte über die Re: 
bifion der februarverfaflung und nimmt biejelbe mit mehr als Zwei— 
drittelmehrheit im zweiter, bie vier Staatsgrundgejege in britter 
Lejung an. 
„Reichsrath: Der Präjident eröffnet die Sikung bes Abg.-Haufes 
mit dem Hinweis auf das Handſchreiben des Kaijerd an ben Car: 
dinal Raufcher, das zeige, wie alle gegen ben Conjtitutionalismus 
gerichteten Wege nicht zum Ziele führten und in Defterreih nun: 
mehr Gemifjensfreiheit und religiöjer Friede herrſchen folle, worauf 
das Haus mit einem breimaligen Hoch auf den Kaifer antwortet, 
Die  revidirte Februarverfaffung wird darauf mit 119 gegen 46 
Stimmen (ſämmtliche Galizier bis auf 1 Ruthenen, die Tyroler 
und ein Theil der Slovenen) in dritter Lefung angenommen. 
„ (Ungarn). Da Koſſuth die in Waiten auf ihn gefallene 
Wahl zum Abgeordneten abgelehnt Hat, jo muß eine Neuwahl ftatt: 
finden, die nunmehr auf einen Deafijten fällt. 
„ (Eroatien). Ein kgl. Nejeript an ben ftellvertretenden Ban 
ordnet die ungefänmte Vornahme von Wahlen für. den demnächſt 
einzuberufenden eroatiſchen Landtag an, 
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Die Stellung ber Regierung ift barin fehr deutlich gezeichnet. Der Kaifer 
weist darauf bin, daß die „burh Geſetz und gemeinihaftfiche Verfaſſung ge: 
beiligte und beinahe feit acht Jahrbunderten zum beiderjeitigen Heil beiten: 
dene Zuſammengehörigkeit“ zwilchen Groatien und Slavonien einerfeitö und 
Ungarn andererfeits „auch von ihm zu wiederholtenmalen auf das Entſchie— 
benjte ausgeſprochen und durch die glüdlich vollzogene Krönung und bie 
Sanctionirung ber dem ungariſchen Landtag unterbreiteten Delegationsgeiepe 
in verfaffungsmäniger Weile auf das feierlichite befräftigt worden“, und er 
hält es demnach für jeine „Lönigliche Pflicht“ dem croatiihen Landtag „neuer 
bings Gelegenbeit zu bieten“ über bie Feſiſtellung des Verhaltniſſes zu Un: 
garn „zur legalen Berathung“ zu fchreiten. Beigefügt if, ba alle bisherigen 
Normen nur ad hoc erlafjen worden, eine proviſoriſche Wahlordnung, welche 
bis zur erfolgten Vereinbarung zwifdhen bem Landtag und ber Krone Geltung 
haben ſoll. Im Allgemeinen ſind in dieſer Wahlordnung bie Beichlüffe des 
legten Landtags zu Grunde gelegt; nur die Beitimmung, melde „eine Anz 
zahl unferer höchſten kirchlichen und weltlichen Würdenträger und einen Theil 
ber Landesmagnaten ihres ihnen hiſtoriſch und verfaſſungsmäßig zukommen⸗ 
den perſönlichen Sitz- und Stimmrechtes verlufig erklärt“, iſt umgeftoßen, 
und ſodann „im Hinblick auf alle dein freiern Fortſchritt huldigenden Län- 
ber”, ber vom Landtag beſchloſſene Wahlcenſus von 5, 20 und 50 fl. auf 
5, 15 und 30 fl. herabgeſetzt. 


21. Dct. Der Kaijer geht, vom Reichsfanzler v. Beuft und bem ungari: 


22. 


23. 


26. 


30. 


fen Minifterpräfidenten Grafen Anbraffy begleitet, zum Beſuch 
bes Kaijers Napoleon nad Paris. 


„ Der Kaifer trifft auf dem Wege nad) Paris auf ber Station 
Dos (bei Baden-Baden) mit dem König von Preußen zufanımen. 


„Reichsrath: Das Abg.- Haus nimmt das ihm vom confejlionellen 
Ausſchuſſe vorgelegte Ehegefeß, welches das bürgerlihe Recht wieder 
beritellt und bas vom Concorbat an feine Stelle gejegte canoniſche 
Eherecht wieber bejeitigt, mit großer Mehrheit an und beauftragt 
mit 70 gegen 57 Stimmen ben confejfionellen Ausihuß „ein neues 
Ehegefeß unter Auffaflung der Eheſchließung als bürgerlichen Aktes 
und nach bem Grundſatze der Unabhängigkeit besfelben von der 
tirhlihen Trauung (Civilehe) zu entwerfen“. 

„Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt das ihm vom confelfionellen 
Ausſchuß vorgelegte Schulgejeg, das bie Schule mit Ausnahme bes 
Religionsunterrihts von ber Kirche unabhängig ftelen fol, mit 
großer Mehrheit in britter Leſung an. 

Reichsrath: Das Herrenhaus nimmt das erjte ber vier Staate- 
gefeße, das über bie Ausübung der Regierungs: und Vollzugsgewalt 
im Wejentlihen durchaus in ber Faſſung bes Abg.Hauſes an. 

v„ Rußland, Franfreih, Preußen und Italien richten eine Collectiv⸗ 
note an bie Türkei wegen Candia. Defterreih und England Ichnen 
ihre Theilnahme an bem Schritte ab. 

„ Hr. v. Hübner wird vom Kaijer von Paris aus feiner Yunc 
tionen als Dertreter ber Regierung in Rom enthoben unb Graf 
Erivelli zum Botſchafter in Rom befignirt. 


pi 
* 


14. 


18. 


20, 


21. 
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Nov. Der Gemeinderath ſtellt dem Cultusminiſter bez. der Errich: 


iung einer Lehrerfortbildungsanitalt für die Commune Wien eine 
Art Ultimatum, auf das berfelbe nunmehr eingeht, wodurch bie 
Trage zur Erlebigung gelangt. 

„ (Ungarn). Differenz der Regierung mit bem Peſther Eomitat. 
Die Oeneralcongregation befchließt in außerordentlicher Generals 
verjammlung gegen bie Forberungen ber Regierung an ben Lanbtag 
zu appelliren, inzmwilchen aber zu gebordhen. In Folge davon unter: 
bleibt die angebrohte Sendung eines fgl. Commiſſärs. 

„ Reiherath: Das Herrenhaus genehmigt auch bas Staatsgrund: 
gejeß über die Richtergewalt in der Yaflung des Abg.-Hauſes und 


jeßt für das Ehe: und das Schulgefeß einen confejfioncen Auss 


ſchuß von 15 Mitgliedern nieber, in welden nur 5 Ultramontane 
gewählt werben. 

„ (Ungarn). Landtag: Schluß der achttägigen Debatte bes Unter: 
haufes über bie Maßregeln ber Regierung gegen das wibderfpänftige 
Heveſer Eomitat, wegen welder Tiſza ihr ein Mißtrauen zu ertheilen, 
Graf Almafy Sandor fie geradezu in Anklagezuftand zu verjeßen 
beantragt hatte. Meben von Eötvös und Deak. Perczel und Pulßky 
treten entſchieden auf Seite ber Regierung gegen bie Fortdauer der 
alten Comitatswirthſchaft. Schlieklih wird ber Regierung gegen 
eine Minderheit von 80 Stimmen ein Bertrauensvotum ertheilt. 
„Reichsrath: Das Abg.- Haus beginnt die Berathungen über das 
Delegationsgejep ſowie über bie Ausgleichsgefege mit Ungarn (Bei: 
träge zu den gemeinfamen Angelegenheiten, Beiträge zu den Zinfen 
ber Staatsihuld und Zoll: und Handelsbündniß). 

„Reichsrath: Schluß ber Oeneralbebatte über das Delegation: 
gefeb im Abg.: Haufe. Die Art. 1 und 2 besjelben werben mit 
allen gegen 4 Stimmen angenommen. | 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus geftatter mit 183 gegen 
88 Stimmen die Einleitung eines Preßprocefjes gegen ben Depu⸗ 
tirten Böszörmenyi wegen Veröffentlihung des Koſſuth'ſchen Schreibens, 
„Reichsrath: Das Abg.-Haus berät das Delegationsgejeh zu 
Ende und genehmigt babei mit mehr als Zweibritteldmajorität die 
Wahl der Delegirien nad Gruppen nad ber Vorlage ber Regierung. 
„ (Ungarn). Eine in Folge des vom Eultusminifter vom 10, 
Aug. an ben Primas gerichteten Echreibens in Ofen zufammens 
getretene Conferenz des ungarischen Epifcopats beſchließt, ohne den 
ftreng katholiſchen Standpunkt zu verläugnen, den Yorberungen ber 
Zeit Rechnung zu tragen. 

Bezüglich des Verhältniſſes, in welchem bie Schule zur Kirche zu flehen 
babe, eignet sie ch das Princip an, daß, fobald Garantien gegeben worden, 
dab eine DVerweltlihung der Schule ihren religidfen Reden feinen Eintrag 
thue, der Clerus den vom Zeitgeift gebieteriich erheilchten Reformen nicht 
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nur feinen Widerſtand entgegenſetzen, jonbern bielelben auf bas wirkjamite 
unterftüßen werde, Die Frage ber Givilehe wird, freilich mit ber beflimmten 
Betonung, baß der Katholicismus ein ſolches Anftitut nie gutbeißen Fönne, 
vor allen Dingen im Sinne der praftifchen Erwägung, daß dasſelbe zunächſt 
fiher bloß auf dem Papier vorhanden fein werde, durd ben Beihluß erle— 
bigt: der Eutſcheidung des Reichstags durch Feine principielle Agitation ent: 
gegenzuarbeiten. In Betreff endlich der Verwaltung der kirchlichen Angelegen: 
heiten einigt fi bie Verfammlung dahin, den Laien diejenige Einflüßnahme 
zuzugeftehen, reſpertive zurückzugeben, welche ſich ald das wirkſamſte Mittel 
barftelle, dem allmählich Bis in die unterfien Schichten ber Bevölferung weiter 
freffenden Inbdifferentismus zu begegnen. 


25. Nov. Der Kaifer ernennt neuerdings 3 weitere erbliche und 18 weitere 


30. 


lebenslängliche Mitglieder des Herrenhaufes, 

„. (Ungarn). Im SHevefer Comitat wird ber kgl. Commiſſär 
wieder abberufen und der Obergefpan-Stellvertreter wieder eingefebt. 
„Reichsrath: Das Herrenhaus ertheilt auch dem Stantegrund: 
gefege über bie allgemeinen Rechte der Staatsbürger (Grundrechte) 
feine Zuftimmung. Die Kircpenfürften und bie clerical-fendale Partei 
der Grafen Leo Thun ꝛc. haben ſich zur Berathung nicht eingefunben. 
„Reichsrath: Das Herrenhaus genehmigt bie revibirte Februar: 
verfaffung, doch nicht ohne einige wejentliche Mlodificationen der 
Beihlüffe des Abg.-Haufes, indem es die Polizeigeiebgebung, die 
gefammte Civil- und Strafgefeßgebung und die Feſtſtellung ber 
Grundzüge für das gefammte (höhere und nieberc) Unterrichtsweſen 
bes Competenz des Reichsraths reſervirt wiſſen will. 
„Reichsrath: Der confeſſionelle Ausſchuß des Abg.-Hauſes hat 
auch das dritte ihm übertragene Geſetz, das über die interconfeſſio— 
nellen Verhältniſſe, zu Ende berathen. Dasſelbe wird indeß bie 
Ende des Jahres dem Abg.Hauſe noch nicht vorgelegt. 


2, Dec. Reichsrath: Das Herrenhaus ertheilt dem Delegationsgefek 


" 


feine Zuftimmung und nimmt die fämmtlichen Staatsgrundgeſetze 
in dritter Leſung an. 

„ (Ungarn). Landtag Das Unterhaus nimmt das Quotengefeh 
(Beitragspflicyt beider Reichehälften zu den gemeinjamen Angelegen- 
beiten) mit 225 gegen 89 Stimmen an. 

„ Reichsrath: Das Abg.-Haus ftimmt den Nenderungen, welche 
das Herrenhans in den verfchiedenen Staatsgrundgeleßen vorgenommen 
bat, bei, mit einziger Ausnahme, daß es auf ber abſoluten Wahrung 
bes Briefgeheimnifjes beharrt und ber centraliftiichen Tendenz des 
Herrenhaufes bez. des Unterrichtsweſens nicht beiftimmt. 

„ (Ungarn). Landtag: Perczel interpellirt das Miniſterium im 
Unterhaufe über bie Zuläffigfeit einer eigenen ungariichen Honveb: 
armee, da das Ausgleichsgefeb darüber dunkel iſt. Meinifterpräfident 
Andraſſy gibt bez. der gefährlichen Angelegenheit eine ausweichende 
Antwort, mit dev fi indeß Perczel Feineswegs befriedigt erflärt, 
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10. Dec. Reichsrath: Das Abg.-Haus beginnt die Berathung der Geſetzes— 


12. 


13. 


14, 


entwürfe über den finanziellen Ausgleih mit Ungarn. 

„ Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt das fog. Quotengejeß (Geſetz 
über bie Veitragspflicht beider. Neihshälften zu bei  gemeinfamen 
Angelegenheiten) an und beginnt: die Berathung über das Staats: 
ſchuldengefetz (Geſetz über bie Beitragspflicht beider Reichshälften 
zu ben Zinjen ber Staatsfhuld und der Amortifation). 
„Reichsrath: Das Abg.Haus nimmt das Staatsſchuldengeſetz an. 
Der Abg. Perger beantragt als Zuſatz dazu die Reſolution: 


„Der Umſtand, daß Ungarn zu den Laſten der Staatsſchuld nur einen firen 
Jahresbeitrag zu leiſten erffärt, begründet für bie cisleithanifchen Länder 
feinerlei rechtliche Verbindlichkeit, ben ganzen hiedurch enitftchenden Reſt bes 
für die Verzinfung und Tilgung der Staatsichnld nöthigen Erforberniffes zu 
übernehmen und zu bedecken, und bie Vertretung dieſer Länder behält ſich 
vor, auf bie Tilgung ber Staatsjhuld und ihre Verzinfung- fowie beren 
Bedeckung zurückzukommen.“ 

Der Antrag erregt, da er elnen Staatsbankerott offen in Aus: 


ficht nimmt, eine gewaltige Aufregung und es wird beſchloſſen, bie 
Behandlung besielben auf ben folgenden Tag zu verſchieben. 

Das Herrenhaus nimmt bie Staatsgrundgefeße nunmehr ſämmtlich 
nad den Beſchlüſſen bes Abg.Hauſes an. 


geſetzt, welches baldmöglichſt zum Zwecke der nothwendig werdenden finan⸗ 
ziellen Regelung dem Reichsrathe die geeigneten Geſetzesvorlagen zu 


machen hat.“ 
und nimmt auch das Zoll- und Handelsbündnig mit Ungarn an. 


„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt das Staats: 
ſchuldengeſetz mit 229 gegen 4410 Stimmen. 
„ Reicerath: Das Abg.: Haus beſchließt nad) dem Antrage ber 
Regierung, daß die neuen Verfaſſungsgeſetze mit ber Verkündigung 
auch fofort im Kraft treien jollen. 
„ Reichsrath: Das Herrenhaus ertheilt bem Quotengefeß und dem 
Staatsihuldengefeß auch feinerfeits die Zuftimmung. - 
„Reichsrath: Das Herrenhaus ſtimmt auch dem Zoll⸗ und Han⸗ 
belsbündniß mit Ungarn zu. 
„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt das ihm von 
der Regierung vorgelegte Geſetz über die politiſche Gleichſtellung 
der Juden. 

Der neue Vertreter Oeſterreichs am päpſtl. Hofe, Graf Erivelli, 
trifft in Rom ein. 
Reichsrath: Der Kaiſer hat die neuen Staatsgrundgeſetze ſämmilich 
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24. 


25. 


28. 


29. 


31. 


ocſiecreiq. 


ſanctionirt und bie offizielle Wiener Ztg. verlündet fie. Dieſelben 
find damit in Kraft getreten. Das Abg.-Haus wählt demgemäß 
Giskra frei zu feinem Bräfidenten, bewilligt die proviforiiche Fort: 
erhebung der Steuern bis zum 1, April 1868, trifft feine Wahlen 
in bie Delegation für die gemeiniamen Angelegenheiten und vertagt 
fi nunmehr bis nah Neujahr. 


Dec. Der Kaifer ernennt Beuft, Becke und John zu Reicheminiſtern 


oder zu Miniſtern für die gemeinſamen Angelegenheiten. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus verſchiebt die Wahl ber 
Delegation, indem es fie von ber Einfeßung eines cisleithanifchen 
Minifteriums abhängig machen will. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus ertheilt auch dem Zoll: 
und Handelsbündniß zwifchen den beiden Reichshälften feine Ges 
nehmigung. 

„ Endlih Tann dem Kaijer bie vereinbarte Lifte eines aus ben 
bervorragenbften Führern bes Abg.-Hauſes gebildeten Minifteriums 
für die cisleithaniſchen Provinzen vorgelegt werben, 

»„ Der neue Bertreter Defterreihs am römiſchen Hofe, Graf Eri: 
velli, wird vom Papſte empfangen. Die feierliche Uebergabe feiner 
Creditive bleibt inbeß noch verſchoben. 


Anhang. 


Die Öfterreihifhen DVerfaffungsgefeße von 1867 


für bie im Reichsrath vertretenen Königreiche und Länder, 
1: 
Gefeh vom 1. Anguf über die Verantwortlihkeit der Minifter. 


F 1. Jeder Regierungsalt bes Kaifers bebarf zu feiner Giltigfeit ber 
Gegenzeihnung eines verantwortlihen Miniftere. $ 2. Die Mitglieber bes Minifters 
rathe können von Reichsrath zur Verantwortung gezogen werben für alle innerhalb 
ihres amtlichen Wirfungsfreifes benjelben zur Laſt fallenden Handlungen und Unter: 
laffungen, woburd fie vorfäglich ober aus grober Fahrläfiigfeit die Berfaflung ber 
im Reich6ratbe vertretenen Königreihe und Länder, bie Panbesorbnung eines der⸗ 
jelben oder ein anderes Geſetz verlegen. $ 3. Diefe Berantwortlickeit umfaßt ins⸗ 
beionbere: a) alle in bie Zeit ihrer Amtsführung fallenden Afte ber oberften Mes 
gierungsgewalt und zwar vorzüglich bie auf ihren Antrag erlaflenen ober non ihnen 
gegengezeichneten oder ohne Gegenzeihnung eines Minijters vollzogenen kaiſerlichen 
Anordnungen; b) ihre eigenen innerhalb ihres amtlichen Geſchäftskreiſes erlaffenen 
Weifungen oder Befehle; e) die abfichtlihe Unterftügung gröblicher Pflichtverlegung 
($ 2) eines andern Miniftere, 5 4. Die mit der felbitftäindigen Leiiung eine® 
Minifteriums beirauten Beamten find ben Miniftern in Beziehung auf deren Bers 
antwortlichfeit gleichzuhalten. $ 5. Tie Verfolgung wegen ber im allgemeinen 
Sirafgefegbuche verpönten Handlungen ober Unterlaffungen, welche einem Minifter 
zur Schuld fallen, lebt in ber Regel den ordentlihen Gerichten zu ($ 8). $ 6. 
Jeder Miniſter kann vor ben orbentlihen Gerichten auf Erfah desjenigen Schadens 
belangt werden, ben er durch eine von bem Staatsgerichtehofe als geſetzwidrig ers 
kannte Amtsführung bem Staate ober einem Privaten zugefügt bat. $ 7. Das 
Recht zur Anflage ſteht jebem ber beiben Häufer bes Neicheraths zu. Ein bierauf 
gerichteter Antrag muB ſchriftlich überreicht werben und im Herrenhaufe von 20, im 
Abgeorbnetenhänje von 40 Mitgliedern unterzeichnet fein. $ 8. Jedes ber beiden 
Hänier bes Reichsrathe kann auch firafbare — der Miniſter, welche unter 
das allgemeine Strafgefeg fallen, ſoweit dieſelben mit den öfſentlichen Functionen 
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des Minifters in Verbindung ftehen, zum Gegenjtand ber Anklage machen. In 
diejem Falle wird für dergleichen Handlungen der Staatsgerichtshof ($ 16) allein 
zuftändig, und iſt die etwa bet dem ordentlichen Gericht anbängige Unterfuhung an 
ben Staatsgerichtshof abzutreten. $ 9. Der Präfident des betreffenden Haufes hat 
binnen acht Tagen nach Ueberreihung des Antrages benfelben auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. Die Berhandlung hat fich darauf zu beſchränken, ob das Haus zur. 
Tagesordnung übergehen, oder ob es ben Antrag an einen Ausſchuß zur Vorbe— 
vathung verweilen wolle $ 10. Der gewählte Ausjhuß bat die zur Begründung 
ber Anklage zweddienlichen NVorerhebungen zu pflegen; er Tann Zeugen und Sad: 
verfländige, wie and den Minifter, gegen den der Antrag lautet, zur Aufklärung 
vernehmen oder von ihm eine Schriftliche Rechtfertigung und bie zu feiner Verthei— 
digung dienlichen Urkunden entgegennehmen. $ 11. Für die Zuläffigfeit der An- 
Hage ift ein Beſchluß mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilen ber Stimmen ers 
forderlih. F 12. Beichließt das Haus, den Minijter in Anklage zu verſetzen, fo hat 
berjelbe feine amtliche MWirfiamkeit einzuftellen. Der Anflagebefchluß ift mitteljt 
Adreſſe zur Kenntnis des Kaiſers zu bringen. $ 13. Der Präfident des Haufes, 
welches die Anklage erhebt, hat den Anklagebeſchluß dem Borfitenden des Staats: 
gerichtshofes (F 16) mit der Aufforderung mitzutheilen, die Mitglieder besfelben 
ſofort nad Wien zu berufen. $ 14. Das die Anklage erhebende Haus des Reiche: 
raths kann bis zum Beginne der Verhandlung vor dem Staatsgerihtshof ($ 16) 
durch eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen beſchließen von ber Anklage 
abzuitchen. $ 15. Das Haus,-von dem die Auklage ausgegangen ift, Hat zur Ber: 
tretung dev Anklage vor dem Staatsgerichtöhofe drei feiner Mitglieber zu beſtimmen. 
$ 16. Die Verhandlung und Entſcheidung über die Anklage erfolgt. bei bem Staats: 
gerichtöhofe. Der Stantsgerichtshof ift im dev Art zu bilden, daß jebes ber beiden 
Hänfer bes Neichsraths aus den im Neichsrathe vertretenen Königreichen und Län— 
bern 12 unabhängige und geſetzkundige Staatsbürger, welche jedoch keinem der beiden 
Häuſer des Reichsraths angehören dürfen, für die Dauer von ſechs Jahren als Mit: 
glieber des Stantsgerichtshofes wählt. Die nemählten Mitglieder haben den Vor— 
ſitzenden aus ihrer Mitte zu wählen. $ 17. Wird die von einem ber beiden Häufer 
gegen einen Minifter erhobene Anklage an den Staatögerichtshof geleitet, jo bat 
derjelbe aus feiner Mitte zur Inſtrulſrung des Prozefjes einen Unterfuchungsrichter 
Mi wählen, dem alle Befugnifje zuftehen, die im ordentlichen Strafveriahren einem 

nterfuchungsrichter zufommen. Dieſer kann fobin Zeugen und Sadverftändige 
auch eidlich vernehmen oder die Vernehmung berjelben durd das Gericht veranlafjen. 
Deamte find bei diejer Wernehmung der Pflicht der Amtsverſchwiegenheit eutbunden. 
Die Unterfuhung iſt längſtens binnen ſechs Monaten zu Ende zu führen. $ 18. 
Erachtet der Unterfuchungsrichter die Unterfuchung für geichloffen, jo ift von Bor: 
figenden bes Staatsgerichtshofs ber Tag der Hauptverhaniblung öffentlich befannt zu 
geben und dem Ankläger ſowie dem Angeklagten anzuzeigen... Jeder Angellagte bat 
das Recht ſich einen oder mehrere Vertheidiger zu wählen. $ 19. Dem Angeflagten 
— md, wenn deren mebrere find, allen gemeinſchaftlich — ſowie ben Vertretern 
der Anklage fteht das Recht zu, je ſechs Mitglieder des Staatsgerichtshoſes ohne 
Angabe der Gründe abzulebnen, jedoch jo, daß im der Zahl der übriggebliebenen 
Mitglieder die Zahl der von jedem Haufe gewählten Richter die gleiche jei. Wird 
dieſes Recht gar nicht oder nicht vollitändig ausgeübt, jo ift bie Anzahl der Richter 
durch Loſung derart zu vermindern, daß eine Geſammtzahl von zwölf Richtern und 
zwar bie gleiche Zahl ber von jedem Haufe gewählten Richter übrig ‚bleibt. F 20. 
Die Hauptverbandlung vor dem Siaatsgerichtsbofe iſt öffentlih und mündlich. Die 
Richter urtheilen nach ihrer Ueberzeugung und find an Feine pofitiven Beweisvor— 
fpriften gebunden. Die Abftimmung iſt gebeim und erfolgt buch Kugelung. $ 21. 
Das Urtheil bat unter Angabe der Gründe auszuiprechen, ob ber Angeklagte ſchuldig 
oder nicht ſchuldig ſei. Im erſten Falle — wozu. eine Stimmenmehrheit von min— 
beitens zwei Dritteln der Stimmen erforberfih iſt — find in bem Urtheil die als 
eriviefen angenommenen Thatfahhen zu bezeichnen und deren Strafbarfeit zu quali: 
ficiren. $ 22. Die Vorſchriften der allgemeinen Strafprogeßstbnung find von bem 
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Stanlsgerichtsbof injoweit zu befolgen als nad dem gegenwärtigen Geſetz feine Ab: 
weichung geboten ift. $ 23. Die gefeplihe Folge ber Verurtbeilung ift jtets bie 
Entfernung des Verurtheilten aus dem Nathe der Krone; es kann aber nach Bes 
ſchafſenheit der erfchwerenden Umſtände auch auf die Entlafjung des Nerurtheilten 
aus dem Staatsbienfte und auf den zeitlichen Berluft der politiichen Rechte erfannt 
werben. $ 24. Der Staatsgerichtshof hat auf die Verpflichtung des Verurtheilten 
zur Grfagleiftung zu erfennen, wenn ſowohl ber Betrag devielben als aud bie 
Perſon, welcher diefelbe gebührt, mit Zuverläffigfeit beftimmt werden kann. it das 
nicht möglich, jo kann das Urtheil die Berpflihtung zur Erjagleiftung ausiprechen 
und bie Feſiſtellung des Betrages dem ordentlichen Rechtswege vorbehalten. F 25. 
Gegen das Urtheil des Staatsgerichtshofes ift fein Rechtsmittel zuläſſig. $ 26. Das 
Verfahren über einen zuläffig befundenen Anklagebeihluß kann durch die Vertagung 
oder Schliefung des Neicheratbs und felbit durch die Auflölung des Haufes der 
Abgeordneten nicht gehemmt werben. $ 27. Die Verfolgung bes Minifterd vor dem 
Staatsgerichtshofe hört auf, zuläffig zu fein, wenn die Anklage in der auf die geſetz— 
widrige Handlung unmittelbar folgenden und im alle, wo dieje HandInng erjt 
mittelft des GStaatsrechnungsabichluffes dem Neichsrathe befaunt wird, in jener 
Rathsſeſſion, in welcher diefer Rechnungsabſchluß zur Prüfung gelangt, nicht erhoben 
worden ift. 8.28. Das Klagerecht ($ 6) erliicht durch Verjährung nad den Vor: 
ichriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs. Die Verjährung wird durch bie 
Verhandlungen über die Minifteranflage unterbrochen. $ 29. Der Kaijer wird zu 
Gunften eines ſchuldig befunbenen Minifters das Recht der Begnabigung nur auf 
Grund eines hierauf geftellten Antrags des Haufes des Neichsratbs ausüben, von 
bem bie Anklage ausgegangen if. $ 30. Die Dienftesentfagung bes Angeklagten 
vor Beendigung bes Prozeſſes ift unftatthait. $ 31. Das gegenwärtige Geſetz tritt 
mit dent Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit. 


II. 


Geſeh vom 21. December, wodurch das Grundgeſetz über die 
Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 abgeindert wird. 


Mit Zuftimmung ber beiden Häuſer bes Reichsrathes finde Ich bas 
Grundgefeß über die Reichdvertretung von 26. Februar 1861 abzuändern, und das: 
ſelbe bat zu lauten wie folgt: 

Zur gemeinfamen Vertretung ber Rönigreiche Böhmen, Dalmatien, 
Galizien und Pobomerien mit dem Großherzogtbume Krakau, bes Erzherzogthums 
Defterreih unter unb ob der Enns, der Herzogthümer Salzburg, Steiermarf, Kärns 
then, Krain und Bukowina, dev Mearfgrafichait Mähren, des Herzogthums Ober: 
und Niederfchlefien, ber gefürfteten Grafſchaft Tyrol und bes Landes Vorarlberg, 
ber Marfgrafihaft Aftrien, der geiüirfteten Girafichaft Görz und Gradisca und ber 
Stabt Trieft mit ihrem Gebiete ift dev Neichsrath berufen. Der Reichsrath befteht 
mus ben Herrenhaufe und dem Hauſe der Abgeorbneten. Niematıd Kann gleichzeitig 
Mitglied beider Häufer fein. $ 2. Mitglieder des Herrenbanfes find durch Geburt 
bie großjährigen Prinzen des Faiferlihen Hauſes. 6.2. Erbliche Mitglieber des 
Herrenhanfes find die großjährigen Häupter jener inlänbifchen .Adelsgeichlechter, melde 
in ben burd den Reichsrath vertretenen Königreichen und Ländern durch ausgedehn: 
ten Grundbejiß bervorragen und welchen ber Kaifer die erbliche Reichsrathswürde 
verleiht. $ 4. Mitglieder des Herrenhaufes vermöge ihrer boben Kirchenwürde 
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in den burc den Reicherath vertretenen Königreihen und Ländern find alle Erz: 
biſchoje und jene Biſchöſe, welchen fürſtliher Rang zufommt. $ 5. Dem Kaiſer 
bleibt vorbehalten, aus den im Reichstrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
aus gezeichnete Männer, welche fi um Staat oder Kirche, Wiſſenſchaft oder Kunft 
verdient gemacht Haben, als Mitglieder auf Lebensdauer in das Herrenhaus zu bes 
rufen. $ 6. In das Hau der Abgeordneten fonımen durch Wahl 203 Mits 
glieder, und zwar in ber für die einzelnen Königreiche und Länder auf folgende 
Art feſtgeſetzten Zahl: für das Königreih Böhmen 54, für das Königreih Dal— 
matten 5, für bas Königreich Galizien und Lobomerien mit dem Großherzogthume 
Krakau 38, jür das Erzherzogthum Deiterreich unter ber Enns 13, für das Erz: 
berzogthum Oeſterreich ob der Enns 10, für das Herzogthyum Salzburg 3, Tür das 
Heczogthum Steiermark 13, für bas Herzogtbum Kärnthen 5, für das Herzogthum 
Krain 6, für das Herzogtbum Bufomina 5, für die Marfgrafihaft Mähren 22, 
für das Heczogthum Ober: und Niederjchlefien 6, für die gefürftete Grafſchaft Turol 
10, füc das Land Vorarlberg ?, für die Markgraifchaft Arien 2, für bie gefürftete 
Grafſchaft Görz und Gradisca 2, für die Stadt Trieft mit ihrem Gebiete 2. 8 7. 
Tie für jedes Land feitgejegte Zahl der Mitglieder wird von feinem Landtage durch 
unmittelbare Wahl entiendet. Die Wahl bat durch abioluie Stimmenmehrheit in 
der Art zu geſchehen, daß bie nad Maßgabe des Anhanges zur Landesorbnung auf 
beftimmte Gebiete, Städte, Körperichaften entfallende Zahl von Mitgliedern bes Abs 
geordnetenhauſes aus ben Landtagamitgliedern berjelben Gebiete, berfelben Stübte, 
berielben Körperfchaften bervorgehe. Nenberungen in ber Feſtſtellung ber Gruppen, 
bezichungsmeife Gebiete, Städte, Körperfchaften nnd in der Bertheilung ber zu 
wählenden Abgeordneten unter bie einzelnen Gruppen erfolgen auf Antrag ber 
Landtage durch ein Reichogeſetz. Dem Kaifer bleibt vorbehalten, den Vollzug ber 
Wahl unmittelbar durd bie Gebiete, Städte und Körperihaften anzuordnen, wenn 
ausnahmsweiſe Verbältniffe eintreten, weiche die Beihidung des Haufes der Abs 
georoneten durch einen Landtag nicht zum Vollzuge kommen laſſen. Diele unmittel: 
bare Wahl bat im der Art zu neichehen, daß die nah Maßgabe ber Yandetordnungen 
auf beftimmte Gruppen entfallende Zahl von Mitgliedern bes Abgeorbnetenhaufrs 
duch die Randtags-Wahlberedhrigten bderielben Gruppe gewählt wird. Die näheren 
Beltimmungen zur Durdführung folder unmittelbaren Wahlen, jomwie bie Feſt— 
ſtellung der Wahlbezirke werben durch ein Neichsgefeß gegeben. $ 8. Die in bas 
Haus der Abgeordneten gewählten öffentlichen en und Functionäre bebürfen 
zur Ausübung ihres Mandats feines Urlaubes, N 9. Der Kaijer ernennt dem 
Beäfidenten und die Vice Bräfidenten bes Herrenhaufes aus deſſen Mitgliedern für 
bie Tauer der Seffion. Das Abgeordnetenhaus wählt aus feiner Mitte ben Prä- 
fidenten und die Vice-Bräfidenten. Die übrigen Functionäre hat jebes Haus ſelbſt 
zu wäblen. $ 10. Der Reichsraih wird vom Kaifer aljährlib, womöglid in ven 
Wintermonaten, einberufen. $ 11. Der Wirfungsfreis des Reichsrathes umfaßt 
alle Angelegenbeiten, weiche fih auf Rechte, Pflichten und Intereſſen bezichen, bie 
allen im Neicherathe vertretenen Königreichen und ändern gemeinihaftlih find, ins 
joferne diefelben nicht im Folge ber Vereinbarung mit den Liindern ber ungarifchen 
Krone zwiihen biefen und den übrigen Ländern ber Monarchie gemeinfam zu bes 
handeln fein werden. Es gehören daher zum Wirkungekreiſe bes Reichsrathes: 
a) die Prüfung und Genehmigung der Kanbelsverträge und jener Staatsverträge, 
die das Weich oder Theile desſelben befaiten, oder einzelne Bürger verpflichten, ober 
eine Gebietsänderung der im Neicherathe vertretenen Königreihe und Ränder zur 
Folge haben; b) alle Angelegenheiten, welche fih auf die Art und Weife, ſowie auf 
die Dronung und Dauer der Militärpflicht besiegen, und insbejondere bie jährliche 
Pemilligung ber Anzahl der auszubebenden Mannſchaft und bie allgemeinen Be: 
ftimmungen in Bezug auf Vorfpannsleifiung, Verpflegung und Ginquartierung bes 
Heerea; e) die Keftftellung ber Boranfchläge des Staatshaushaltes und insbeſondere 
vier jährlihe Bewilligung der einzubebenden Steuern, Abgaben und Gefälle; bie 
Prüfung ver Staatsrechnungsabſchlüſſe und Reſultate ver Finanzgebahrung, die Erz 
teilung des Abſolutoriumo; die Aufnahme neuer Anlehen, Convertitung ber bes 
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ſtehenden Stantsfhulben, bie Veräußerung, Umwandlung unb Belaftung des unbe: 
weglichen Staatsvermögens, bie Geſetzgebung über Dtonopole und Regalien und 
überhaupt alle YinanzsAngelegenbeiten, welche den im Reicherathe vertretenen Königs 
reihen und Yändern gemeinfam jind; d) die Negelung des Gelb:, Ming: und 
Zettelbankisejens, ber Zoll: und Handels:Angelegenbeiten, fowie des Telegraphen-, 
Poſt-, Eijenbahns, Schifffahrt: und fenfligen Reihs-Gommmunicationsweiens; e) bie 
Erebit-, Banks, Privilegien: und Gewerbsgeſetzgebung, mit Ausichlup ber Geſetz⸗ 
gebung über bie Propinations-Rechte, dann die Gefepgebung über Maß und Gemicht, 
über Marken: und Mufterfhug; f) bie MebicinalsGeleggebung, Sowie die Wefeg: 
gebung zum Schutze gegen Epidemien und Viehſeuchen; g) bie Gejeggebung über 
Staatsbürger: und Heimatsrecht, über Fremdenpolizei und Paßweſen, fowie über 
Volkszählung; h) über die confeffionellen Verhältnife, über Vereins: und Bere 
fanımlungsredt, über bie Breife und den Schuß des geiftigen Gigenthums; i) bie 
Feſtſtelliung der Grundfäte des Unterrichtsweſens bezüglich der Volisſchulen und 
Gymnajien, dann die Gefeßgebung über die Univerfitäten; k) die Strafjujiiz: und 
Polizei:Straf-, ſowie bie Givilvechts:Gejeggebung, mit Ausichluß der Geſeßgebung 
über bie innere Einrichtung der öffentlichen Bücher und über ſolche Gegenſtände, 
welde auf Grund der Landesorbnungen und biefes Grundgejeß:s in den Wirkungs— 
freis der Landtage gehören; ferner bie Geſetzgebung über Handels: und Wechſelrecht, 
See:, Berg: und Lehenrecht; 1) die Gejekgebung über die Grundzüge ber Organi: 
firung ber Gerichts- und Berwaltungsbchörden; m) bie zur Durchführung ber 
Staatsgrumbgefege über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, über das Reichs— 
gericht, über bie richterliche, Negierungs: und Vollzugsgewalt zu erlaffenden und 
bort beruferen Geſetze; n) die Gelekgebung über jene Gegenftände, welche ſich auf 
Pflichten und Verhältniſſe der einzelnen Länder unter einander beziehen; o) bie 
Gefeßgebung, betrejjend die Form der Behandlung ber durch bie Vereinbarung mit 
ben zur ungariichen Krone gehörigen Ländern als gemeinfam feitgeitellten Angelegenz 
beiten. $ 12. Alle übrigen Gegenjtände ber Geſetzgebung, welde in biejem Geſetze 
dem Reichsrathe nit ausdrüdlih vorbehalten jind, gehören in ben Wirfungsfreis 
ber Landtage der im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Pänber und werden im 
und mit diefen Landtagen verfajjungsmäbig erledigt. Sollte jedoch irgend ein Land— 
tag befchließen, daß ein oder ber andere ihm überlafjene Gegenſtand dev Geleßgebung 
im Reichsrathe behandelt und erledigt werde, jo übergeht ein ſolcher Gegenſtand für 
biefen Fall und rüdfichtlih bes betreffenden Landtages in ben Wirkungskreis des 
Reichsrathes. F 13. Geſetzesvorſchläge gelangen als Regierungsvorlagen an den 
Reichorath. Auch dieſem fteht das Recht zu, in Gegenitänden feines ran 
Geſetze vorzufhlagen. Zu jebem Gefege ift bie Uebereinftiimmung beider Häufer 
und bie Sanction bes Kaijers erforderlih. Kann im einem Finanzgefege über eins 
zelne Poſten besjelben oder im Mefrutengefege über bie Höhe des auszuhebenden 
Gontingentes t. 5 wieberbolter Berathung Feine Uebereinfiimmung zwilchen beiden 
Häufern erzielt werben, jo gilt bie Heinere Ziffer als bewilligt. $ 14. Wenn fich 
die dringende Nothwendigkeit jolher Anordnungen, zu welden verfaljungsmäkig die 
Aufiimmung bed Reichsrathes erforderlich ift, zu einer Zeit herausjtellt, wo dieler 
nicht verfammelt ift, fo Können dieſelben unter Verantwortung des Geſammt⸗ 
Minifteriums durch kaiſerliche Verordnung erlajjen werben, infoferne jeldye feine Abs 
änderung bes Staatsgrundgejeßes bezweden, Feine dauernde Belaftung des Sigals—⸗ 
ihages und feine Veräußerung von Staatsgut betreffen. Solche Verordnungen 
haben proviforische Gejegesfraft, wenn. fie von ſämmtlichen Deiniftern unterzeichnet 
find und mit ausdrüdlicher Beziehung auf dieſe Beitimmung des Staatsgrundgeſetzes 
tundgemacht werben. Die Geſetzeskraft dieſer Verordnungen erliicht, wenn bie Me: 
gierung unterlaffen bat, biejelben bem nächſten nach deren Kundmachung zujammen 
tretenden Reichsrathe, und zwar zuvörderſt dem Haufe der Abgeordneten, binnen vier 
Moden nad dieſem Zufammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder wenn bie: 
felden die Genehmigung eines ber beiden Häufer des Reichérathes nicht erbalten. 
Das Gefammt:Plinijterium ift bafür verantwortlich, daß ſolche Verordnungen, fobald 
fie ihre provijoriiche Geſeheskraſt verloren haben, jofort außer Wirkſamkeit gefegt 
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werben. $ 15. Zu einem giltigen Beſchluſſe des Reichsrathes iſt in dent Haufe 
ber Nbgeorbneten die Anmeienheit von hundert, im Herrenhauſe vom vierzig Mit: 
gliedern und in beiden die abjofute Stimmenmehrheit der Anweſenden nothivendig. 
Aenderungen in dieſem Grundgeſetze ſowie in den Staatsgrundgefegen über bie all: 
gemeinen Rechte der Staatsbürger für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder, über die Einjegung eines Neichsgerichtes, über die richterliche ſowie 
über die Ausübung der Negierungs: und der Wollzugsgemalt fünnen nur mit einer 
Mehrheit von wenigſtens zwei Dritteln der Stimmen giftig beichloffen werben. 
$ 16. Die Mitglieder des Haufes der Abgeordneten haben von ihren Wählern Feine 
Sntruction anzunehmen. Die Mitglieder des Reichsrathes Fünnen wegen ber in 
Ausübung ihres Berufes gefchehenen Ahſtimmungen niemals, wegen ber in biefem 
Berufe gemachten Aeuperungen aber nur von dem Haufe, dem fie angehören, zur 
Verantwortung gezogen werden. Kein Mitglied des Reichsrathes darf während ber 


Dauer der Sejfion wegen einer flrafbaren Handlung — ben Fall der Ergreifung 
auf frischer That ausgenommen — ohne Zuftimmung des Haufes verhaftet oder 


gerichtlich verfolgt werden. Selbſt in dem Falle der Grgreifung auf friiher That 
hat das Gericht dem Präſidenten des Haujes ſogleich die gefchehene Verhaftung 
befanntzugeben. Wenn es das Hans verlangt, muß ber Verhaft aufgehoben oder 
die Verfolgung für die ganze Sikungsperiode aufgejchoben werben. Dasjelbe Recht 
bat das Haus in Betreff einer Berhaftung oder Unterſuchung, welche über cin Mit: 
glieb besielben auferhalb ber Sikungsperiode verhängt worden ift. $ 17. Alle 
Mitglieder des Reichsralhes haben ihr Stimmrecht perfönfih auszuüben. F 18. 
Die Function ber aus einem Lande in das Haus der Abgeordneten entjendeten 
Mitglieder erlifcht mit dem Tage des Aufanmentrittes eines neuen Landtages. Sic 
fönnen wieder in das Abgeordnetenhaus gewählt werben. Wenn ein Mitglied mit 
Tod abgeht, die perjünliche Fähigkeit verliert oder dauernd verhindert iſt, Mitglied 
bes Neichsrathes zu fein, das Mandat ald Reichsraths-Abgeordneter nicderlegt oder 
aufhört, Mitglied des Landtages zu fein, der es entjendet bat, jo ift eine neue Wahl 
vorzunehmen. $ 19, Die Vertagung des Neichsrathes ſowie die Auflöfung bes 
Hauſes der Abgeorbneien erfolgt über Verfügung bes Kaiſers. Im Falle ber Auf: 
löſung wird im Sinne bed $G 7 neu gewählt. F 20. Die Minifter und Chefs ber 
Gentraljtellen find berechtigt, an allen Berathungen theilzunehmen und ihre Vorlagen 
perjönlih ober duch einen Abgeordneten -zu vertreten. Jedes Haus kann bie An: 
wejenheit der Minijter verlangen. Sie müſſen auf Verlangen jedesmal gehört 
werden. Das Recht, an der Abjtimmung theilzunchmen, haben ſie, injoferne- fie 
Mitglieder eines Haufes find. $ 21. Jedes ber beiden Häufer bes Neichsrathes 
ift berechtigt, bie Minifter zu interpelliren in Allem, was fein Wirkungsfreis er: 
fordert, die Berwaltungsacte der Regierung ber Prüfung zu unterziehen, ven der— 
felben über eingehende Petitionen Ausfunit zu verlangen, Commiſſionen zu er: 
nennen, welden von Seiten ber Minifterien die erforderliche Information zu geben 
ift, und feinen Anſichten in Form von Abreffen oder Nefolutionen Ausdrud zu 
geben. $ 22. Die Ausübung der Controle der Staatsſchuld durh bie Ber: 
tretungsfürper wird durch ein beſonderes Geſetz beſtimmt. F 23. Die Situngen 
beider Häuſer des Reichsrathes find öffentlich. Jedem Haufe ſteht das echt zu, 
ausnahmeweile die Oeffentlichkeit auszuſchließen, wenn es vom Präſidenten oder 
wenigſtens zehn Mitgliedern verlangt und vom Hauſe nach Entfernung der Zuhörer 
beſchloſſen wird. 8 24. Die näheren Beſtimmungen über den wechſelſeitigen und 
ben Außenverkehr beider Häufer enthält das Geſetz in Betreff der Geſchäftsordnung 
bes Reichsrathes. 
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Staatsgrundgeſeh vom 21. December über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger. 


Art, 1. Für alle Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen König: 
reihe und Länder befteht ein allgemeines öſterreichiſches Staatsbürgerreht. Das 
Geſetz beſtimmt, unter welchen Bebingungen das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht er: 
worben, ausgeübt und verloren wird. Art. 2, Bor dem Gelege find alle Staats: 
bürger gleich. Art. 3. Die öffentlichen Nemter find jür alle Staatsbürger gleich 
zugänglih. Für Ausländer wird der Gintritt in biefelben von der Ermerbung des 
öſterreichiſchen Stantsbürgerrechtes abhängig gemacht. Art. 4. Die Freizügigkeit 
ber Perjon und des Vermögens innerhalb des Stantögebietes unterliegt. keiner Be: 
Ihränfung. Allen Otaatsbürgern, welche in einer Genteinde wohnen und doſelbſt 
von ihrem Realbeſihe, Erwerbe oder Einkommen Steuer entrichten, gebührt das 
active umb paffive Wahlrecht zur Gemeindeveriretung unter benielben Bedingungen 
wie den GemeinderAngehbrigen. Die Freiheit der Auswanderung ift von ftaats- 
wegen nür durch die Wehrpflicht beſchränkt. Abfahrtsgelder dürfen nur in Ans 
wendung: der Reciprocität erhoben werden. Art. 5. Das Eigenthum ift unverletzlich. 
Eine Enteiguung gegen ben Willen des Gigenthümers kann nur in den Fällen und 
in ber Art eintreten, welche das Geſetz beſtimmt. Art 6. Jeder Staatsbürger 
kann am jedem Orie des Staatsgebietes feinen Aufenthalt und Wohnfig nehmen, 
Liegenſchaften jeder Art erwerben unb über dielelben frei verfügen, fowie unter den 
gejetlihen Bedingungen jeden Ermerbszweig ausüben. Für bie todte Hand find 
Beſchränkungen bes Rechtes, Liegenjchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, 
im Wege bes Geſetzes aus Gründen bes öffentlichen Wohles zuläſſig. Art. 7. Jeder 
Unterthänigkeits- und Hörigfeiteverband ift für immer aujgehoben. Jede aus dem 
Titel des getheilten Eigenthumes auf Liegenſchaften haftende Schuldigkeit oder 
Leiſtung iſt ablösbar, und es darf in Zukunft feine Liegenſchaft mit einer derartigen 
unlösbaren Leiſtung belaſtet werden. Art. 8. Die Freiheit der Perſon iſt gewähr— 
leiſtet. Das beſtehende Geſetz vom 27. October 1862 (Neichegefegblatt Nr. 87) 
zum Scuße der perſönlichen Freiheit wird hiemit als Beſtandtheil dieſes Staats: 
grundgeſetzes erflärt, Jede gefegwidrig verfügte oder verlängerte Verhaftung vers 
pflichtet ben Staat zum Schadenerfage an den Verletzten. Art. 9. Das Hausrecht 
it unverletzlich. Das bejlehende Geſetz vom 27. October 1862 (Keichsgejehblatt 
Nr. 88) zum Schutze des Hausrechres wird hiemit als Beſtandtheil diefes Staats- 
grundgejeges erklärt. Art. 10. Das Briefgeheimniß darf nicht verlegt und bie 
Beſchlagnahme von Briefen, außer dem Falle einer. gefeglichen Werhaftung ober 
Hausſuchung. nur in Kriegsfällen oder auf Grund eines richterlichen Befehles in 
Gemäßheit beftchender Gejege vorgenommen werden. Art. 14. Das Petitionsrecht 
fteht Jedermann zu. etitionen unter einem Geſammtinamen dürfen mur von ges 
feglidh anerfannten Körperfchaften oder Vereinen ausgehen. Art, 12. Die: öflers 
reichiſchen Staatsbürger haben das Recht, ſich zu verjanmmeln und Vereine zu 
bilden. Die Ausübung diefer Rechte wird durch bejondere Geſetze geregelt. Art. 13. 
Sebermann bat das Recht, durd Wort, Schrift, Drud oder durch bildliche Dar— 
ftelung feine Meinung innerhalb ber geleglichen Schranfen frei zu äußern. Die 
Preſſe darf weber unter Genfur geftellt nody durch das Conceſſions-Syſtem beichränft 
werden. Abminifirative Voftverbote finden auf inländiſche Drudichriiten feine Ans 
wendung. Art. 14. Die volle Glaubens: und Gewilfensfreiheit it Jedermann ges 
währleiftet. Der Genuß der bürgerlihen und politischen echte ift von dem Res 
ligions-Befenntnifje unabhängig; doch darf den ftantsbürgerlihen Pflichten durch 
das Religions-Bekenntniß fein Abbruch geichehen, Niemand kann zu einer kirch— 
lichen Handlung oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit gezwungen 
werden, inſoſern er nicht der nach dem Geſetze hiezu berechtigten Gewalt eines Anz 
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beren unterftebt. Art. 15. Jede gefeklih anerkannte Kirche und Religions-Geſell⸗ 
haft hat das Recht der gemeinfamen öffentlihen Religionsübung, ordnet umd ver: 
waltet ihre inneren Angelegenheiten felbititändig, bleibt im Befife und Gemufie 
ihrer für Gultuss, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke beitimmten Anftalten, 
Stiftungen und Fonds, ift aber, wie jede Geſellſchaft, ben allgemeinen Staats: 
gelegen unterworfen. Art. 16. Den Anhängern eines gefeglich nicht anerfannten 
Religions: Befenntnifjes ift bie Häusliche Religionsübung geflattet, injoferne biejelbe 
weder cechtswidrig, noch fittenverlegend iſt. Art. 17. Die Wiflenihaft und ihre 
Lehre iſt frei. Unterrichts: und Erziehungsanftalten zu gründen und an folden 
Unterricht zu ertheilen, ijt jeber Staatsbürger berechtigt, der feine Befähigung hiezu 
in gefeglidyer Weife machgeriefen bat. Der Häusliche Unterricht unterliegt Feiner 
ſolchen Beſchränkung. Für ben Religiond:Unterriht in ben Schulen iſt von der 
betreijenden Kirche oder Religions-Gefellihaft Sorge zu tragen. Dem Staute jteht 
rüdjichtlih bes gelammıten Unterrichts: und Erziehungsweſens bas Recht ber oberiten 
Leitung und Aufjiht zu. Art. 18. Es fteht Jedermann frei, feinen Beruf zu 
wählen und ſich für denfelben auszubilden, wie und wo cr will. Art. 19. Alle 
Volksſtämme des Staates ſind gleichberedhtigt, und jeder Bolksjtamm hat ein un: 
verleglihes Necht auf Wahrung und Pflege feiner Nationalität und Sprache. Die 
Gleichberechtigung aller landesüblihen Spraden in Schule, Amt und öffentlichem 
Leben wird vom Staate anerfannt. In ben Ländern, in welchen mebrere Volks: 
ftämme wohnen, follen bie öffentlihen Unterrichtsanftalten berart eingerichtet fein, 
bag ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landesſprache 
jeder dieſer Volteftämne bie erforberlihen Mittel zur Ausbildung in feiner Sprade 
erhält. Art. 20. Ueber die Zuläffigfeit ber zeitweiligen und örtlihen Suspenjlon 
ber in den Art. 8, 9, 10, 12 und 13 enthaltenen Rechte durch die verantwortliche 
Regierungsgewalt wirb ein befonberes Geſetz beftimmen. 


IV. 


Stantsorundgefek vom 21. December über die Einfehung eines 
Reichsgerichts. 


Art. 1. Zur Eutſcheidung bei EompetenzConflicten unb in flreitigen 
Angelegenheiten öffentlichen Rechtes wirb für bie im Reichsrathe veriretenen König: 
er und Länder ein Meichsgericht eingeſetzt. Art. 2. Das Reichsgericht hat ende 
giftig zu emticgeiden bei Gompetenz:Eonflicten: a) zwiſchen Gerichte: und Vers 
waltungssBehörben über bie yrage, ob eine Angelegenheit im Mecdtss ober Ber: 
waltungsmwege auszutragen ift, in ben durch das Geſetz beftimmten Fällen; b) zwiichen 
einer Fanbesvertretung und den oberfien Neyierungsbehörben, wenn jede berfeiben das 
Berfügungs: oder Entſcheidungsrecht im einer abminiftrativen Angelegenheit bean⸗ 
ſprucht; e) zwiſchen den autonomen Landesorganen verichiebener Länder in ben 
ihrer Beſorgung und Verwaltung zugewielenen Angelegenheiten. Art. 3. Dem 
Neichsgerichte fieht ferner bie endgiltige Entiheibung zu: a) über Anfprüche ein: 
zelner ber im Neichsrathe vertretenen Königreihe und Länder an bie Gefammtbeit 
derſelben uno umgelehrt, bann über Anfprühe eines biefer Königreihe und Länder 
an ein anderes berjelben, enblih über Aniprüce, weldhe von Gemeinden, Körper: 
jchaften oder einzelnen Perſonen an eines ber genannten Königreich: und Länder 
oder an die Geſammtheit berfelben geftelt werben, wenn jolhe Anſprüche zur Aue: 
tragung im orbentlichen Rechtswege nicht geeignet find; b) über Bejchwerben ber 
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Staatsbürger wegen Verlepung ber ihnen buch bie Verfaffung gemwährleifteten po- 
litiſchen Rechte, nachdem die Angelegenheit im geſetzlich —B————— abmini⸗ 
ſtrativen Wege auégetragen worden iſt. Art, 4. Ueber bie Frage, ob bie Ent: 
Scheidung eines Falles dem Meichsgerichte zufteht, erkennt einzig und allein das 
Reichsgericht ſelbſi; deſſen Entfcheidungen fchließen jede weitere Berufung ſowie bie 
Betretung des Rechtsweges aus, Wirb eine Angelegenheit vom Reichsgerichte vor 
ben orbentlihen Richter oder vor eine Verwaltungsbehörbe gewielen, jo kann bie 
Entiheibung von benjelben wegen Incompetenz nicht abgelehnt werden. Art. 5. 
Das Reihsgeriht hat feinen Sig in Wien und befteht aus bem Präfidenten und 
feinem Stellvertreter, welche vom Kaiſer auf Lebensdauer ernannt werben, bann aus 
zwölf Mitgliedern und vier Erfagmännern, welche ber Kaifer über Borichlag des 
Meichdrathes, und zwar jehs Mitglieder und zwei Erjagmänner aus ben dur bas 
Abgeorbnietenhaus, dann ſechs Mitglieder und zwei Erfahmänner aus ben von bem 
Herrenhaufe vorgefchlagenen Perfonen ebenfalls auf Lebensdauer ernennt. Der Bor: 
fhlag wird in der Weiſe erftattet, daß für jede ber zu bejekenden Stellen drei ſach⸗ 
fundige Männer bezeichnet werben, Art. 6. Ein beſonderes Gefeß wirb die näheren 
Beftimmungen über bie DOrgunijation des Neichsgerichtes, über bas Verfahren vor 
demielben und über bie VBollziehung feiner Entſcheidungen und Verfügungen feftfiellen. 


V. 


Staalsgrundgeſe vom — December über die richkerliche 
ew 


Art. 1. Alle Gerichtsbarkeit im Staate wird im Namen des Kaiſers 
ausgeübt. Die Urtheile und Erkenntniſſe werden im Namen des Kaiſers ausge— 
fertigt. Art. 2. Die Organiſation und Competenz der Gerichte wird durch Geſetze 
feſtgeſtellt. Ausnahmsgerichte find nur in ben von ben Geſetzen im voraus be— 
fimmten Fällen zuläffig. Art, 3. Der Wirkungskreis ber Militärgerichte wird 
burch befondere Gejehe beitimmt. Art. 4. Die Gerichtsbarfeit bezüglich ber Webers 
tretuungen ber Polizeis und der Gefälls-Strafgeſetze wird durch Geſetze geregelt. 
Art. 5. Die Richter werben vom SKaifer oder in deſſen Namen befinitiv unb auf 
Lebensdauer ernannt. Art. 6. Die Richter find in Ausübung ihres richterlichen 
Amtes felbiiftändig und unabhängig. Sie bürfen nur in ben vom Gefeke vorges 
fchriebenen Fällen und nur auf Grund eines förmlichen richterlihen Erfenntnifjes 
ihres Amtes entfeht werben; bie zeitweile Enthebung derſelben vom Amte darf nur 
durch Beriügung bes Gerichtsoorftandes oder ber höheren Gerichtsbehörde unter 
gleichzeitiger Verweifung der Sache an das zuftänbige Gericht, die Verfeßung an 
eine andere Stelle oder in ben Ruheſtand wider Willen nur durch gerichtlichen 
Beſchluß in ben durch das Geſetz beflimmten Fällen und Formen erfolgen. Dieſe 
Beftimmungen finden jedoch auf Ueberſetzungen und Berfegungen in ben Rubeftand 
feine Anwenbung, welde durch Beränderungen in ber Organtjation ber Gerichte 
nöthig werben. Art. 7. Die Prüfung ber Giltigfeit gehörig kundgemachter Gelege 
ſteht ben Gerichten nicht zu. Dagegen haben die Gerichte über bie Giltigfeit von 
Verordnungen im gejeglihen Snftanzenzuge zu enticheiden Art. 8. Alle richter: 
lichen Beamten haben in ihrem Dienfteide auch die unverbrühliche Beobachtung ber 
Staatsgrundgelepe zu beſchwören. Art. 9. Der Staat ober befjen richterliche Bes 
amten Fönnen wegen ber von den Legteren in Ausübung ihrer amtlichen Wirkſamkeit 
verurfachten NRectöverlegungen, außer ben im gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten 
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Nechtsmitteln, mittelft Klage belangt werben. Diefes Klagerecht wird burch ein bes 
fonberes Gefeß geregelt. Art. 10. Die Verhandlungen vor dem erfennenben Richter 
find in Civil- und Strafrechts:Angelegenheiten münblih und öffentlid. Die Auss 
nahmen bejtimmt das Geſetz. Im Strafverfahren gilt der Anflageproceh. Art. 11. 
Bei den mit jchweren Strafen bedrohten Verbreden, welche das Geſetz zu bezeichnen 
bat, fomwie bei allen politifchen oder durch ben Inhalt einer Druckſchrift verübten 
Verbrechen und Bergehen entiheiden Gelhworne über bie Schuld bes Angeflagten. 
Art. 12. Für bie im Neichsrathe vertretenen Königreihe und Länder befteht ber 
oberite Gerichts: und Eaffationshof in Wien. Art. 13. Der Kaifer hat bas Recht, 
Amneftie zu ertbeilen und bie Strafen, welde von ben Gerichten ausgeſprochen 
wurden, zu erlaffen ober zu mildern, ſowie die Rechtsfolgen von Berurtheilungen 
nachzuſehen, mit Vorbehalt der im Geſetze über die Verantwortlichfeit der Minifter 
enthaltenen Beihränfungen. Die Regelung bes Rechtes, anzuorbnen, daß wegen 
einer ftrafbaren Handlung ein firafgerichtliches Verfahren nicht eingeleitet oder das 
eingeleitete Strafverfahren wieder eingeftelt werde, bleibt ben Vorſchriften ber 
Strafproceß- Ordnung vorbehalten, Art. 14. Die Rechtspflege wirb von ber Ber: 
waltung in allen Inſtanzen getvennt. Art. 15. In allen Fällen, wo eine Ber: 
waltungsbehörbe nach ben beftehenden ober künftig zu erlafjenden Gefegen über 
einander wiberftreitende Anſprüche von Privatperjonen zu entjcheiden hat, fteht es 
bem durch bieje Entfcheidung in feinen Privatrechten Benachtheiligten frei, Abhilfe 
gegen die andere Partei im ordentlichen Rechtswege zu ſuchen. Wenn außerdem 
Jemand behauptet, durch cine Entſcheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörbe 
in feinen Rechten verlegt zu fein, fo ftebt ihm frei, feine Anjprüche vor dem Ver: 
waltungs=&erichtshofe im öffentlichen mündlichen Berfahren wider einen Bertreter 
ber Berwaltungsbehörbe geltend zu machen. Die Fälle, in welchen ber Verwaltungs 
Gerichtshof zu enticheiben bat, deſſen Zufammenfegung, fowie das Verfahren vor 
bemfelben werben durch ein beſonderes Geſetz beflimmt. 


VI. 


Stantsgrundgefe vom 21. December über die Ansübung der 
Regierungs- und der Vollzugsgewalt. 


Art. 1. Der Kaifer ift geheiligt, unverleglih und unverantwortlich. 
Art. 2. Der Kaifer übt die Regierungsgewalt durch verantwortliche Minifter und 
bie benfelben untergeordneten Beamten und Beftellten aus. Art. 3. Der Kailer 
ernennt und entläßt bie Minifter und befekt auf Antrag ber betreffenden Dlinifter 
alle Hemter in allen Zweigen des Staatsbicnftes, infoferne nicht Das Geſetz ein Ans 
beres verorbnet. Art. 4. Der Kailer verleiht Titel, Orden und fonitige ftaetliche 
Auszeihnungen. Art. 5. Der SKaifer führt ben Dberbefehl über die bewaftnete 
Macht, erflärt Krieg und fchlieft Frieden. Art. 6. Der Kaiſer ſchließt bie Staats: 
verträge ab. Zur Giltigkeit der Hanbelsverträge und jener Staatsverträge, die das 
Reich oder Theile desfelben belajten oder einzelne Bürger verpflichten, ift bie Zus 
ftimmung bes Reicherathes erforderlih. Art, 7. Das Münzrecht wird im Namen 
des Kaiferd ausgeübt. Art. 8. Der Kaiſer leiſtet beim Antritte der Regierung in 
Gegenwart beider Hänfer des Meicherathes das eibliche Gelöbniß: „Die Grundgeſetze 
der im Neichsrathe vertretenen Rönigreihe und Länder unverbrüclid zu halten und 
in Webereinftimmung mit denjelben und ben allgemeinen Gefegen zu regieren.” 
Art, 9. Die Minifter find für bie Verfaflunge und Gefepmäßigfeit der im die 
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Sphäre ihrer Amtswirffamkeit fallenden Regierungsacte verantwortlid. Dieſe Ber: 
antwortlichkeit, die Aufammenfegung bes über die Miniſter-Anklage erfennenden 
Gerichtehofes und das Verfahren vor bemfelben find durch ein bejonberes Geſetz 
geregeli. Art. 10. Die Kundmahung ber Geſetze erfolgt im Namen bes Kaiſers 
mit Berufung auf die Zuftimmung der verfafjungsmäßigen PVertretungsförper und 
unter Mitfertigung eines verantwortlichen Miniſters. Art. 11. Die Staatsbehörben 
find innerhalb ihres amtlihen Mirkungsfreijes befugt, auf Grund ber Geſetze Ber: 
ordnungen zu erlaffen und Befehle zu ertbeilen, und ſowohl bie Beobadtung dieſer 
legteren als ber geleglihen Anordnungen felbft gegenüber den hiezu Verpflichteten 
zu erzwingen, Belonbere Gelege regeln das Erecutionsregt ber Verwaltungs: 
behörden, ſowie die Befugnifje der bewaffneten Macht, die zur Erhaltung ber öffent: 
lichen Sicherheit, Ruhe und Orbnung bauernb organifirt ift ober in bejonberen 
Fällen aufgeboten wird. Art. 12. Saͤmmtliche Staatsbiener find innerhalb ihres 
amilichen Wirkungskreifes für die Beobachtung ber Staatögrundgejege, ſowie für bie 
ben Reichs- und Landesgefegen entfprechende Geſchäftsführung verantwortlih. Diele 
Verantwortlichleit geltend zu machen, find biejenigen Organe ber Erecutiv:Gewalt 
verpflichtet, deren DisciplinarGewalt bie betreffenden Staatabiener unterftehen. Die 
civilvechtlihe Haftung berfelben für bie durch pflichtwibrige Verfügungen verurjachten 
Rechtsverletzungen wirb burh ein Geſetz normirt,. Art. 13. Ale Organe ber 
Staatsverwaltung Haben in ihrem Dienjteibe auch die unverbrücdliche Beobachtung 
ber Staatsgrundgeſetze gu beichwören, ’ 


Yo. 


Gefe vom 21. December beireffend die allen Ländern der 
öfterreihifchen Monarhie gemeinfamen Angelegenheiten und 
die Art ihrer Behandlung. 


F 1. Nahfolgende Angelegenheiten werben als ben im Reichsrathe ver: 
tretenen Königreihen und Ländern und ben Ländern der ungarischen Krone gemein: 
ſame erflärt: a) Die auswärtigen Angelegenheiten mit Einfluß ber biplomatifchen 
und commerciellen Vertretung dem Auslanbe gegenüber, jowie bie in Betreff ber 
internationalen Verträge etwa nothwenbigen Verfügungen, wobei jedoch die Genehmis 
gung ber internationalen — inſoweit eine ſolche verfaſſungemäßig nothwendig 
iſt, den Vertretungskörpern ber beiden Reichshälften (dem Reichsrathe und dem un— 
gariſchen Reichstage) vorbehalten bleibt; b) das Kriegsweſen mit Inbegriff ber 
Kriegsmarine, jedoch mit Ausſchluß der Rekruten⸗Bewilligung und ber Geſetzgebung 
über die Art und Weiſe der Erfüllung der Wehrpflicht, der Verfügungen hinſichtlich 
der Dislocirung und Verpflegung des Heeres, ferner der Regelung der bürgerlichen 
Verhältniſſe und der ſich nicht auf den Militärdienſt beziehenden Rechte und Ver— 
pflichtungen ber Mitglieber bes Heeres; c) das Finanzweſen rückſichtlich der ge— 
meinſchaftlich zu beſtreitenden Auslagen, insbefondere bie Feſtſetzung bes diesfälligen 
Budgets und bie Prüfung ber darauf bezüglihen Rechnungen. $ 2. Außerdem 
follen nachfolgende Angelegenheiten zwar nicht gemeinfam verwaltet, jedoch nad 
gleihen, von Zeit zu Zeit zu vereinbarendben Grundjägen behandelt werden: 1. Die 
commerciellen Angelegenheiten, fpeciell die Zollgefeßgebung; 2. bie Gefeßgebung fiber 
bie mit ber induftriellen Production in enger Verbindung ftehenden indirecten Ab» 
gaben; 3. die Feſtſtellung des Münzweſens unb bes Gelbfußes; 4. Verfügungen bes 
zitglich jener Eiſenbahn-Linien, welche das Intereſſe beider Reichshälften berühren; 
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5. bie Feſtſtellung des Wehrſyſtems. F 3. Die Koſten ber gemeinſamen Angelegen: 
beiten (8 1) find von beiben Reichstheilen nach einem Verhältniſſe zu tragen, 
welches dur ein vom Kaijer zu fanctionirenbes Uebereinfommen ber beiberfeitigen 
Bertretungsförper (Reichöratb und Reichstag) von Zeit zu Zeit feftgefeßt werden 
wird. Sollte zwiſchen beiden Vertretungen fein Uebereinfommen erzielt werden, jo 
beftimmt ber Kaiſer dieſes Verhältniß, jedoch nur für die Dauer eines Jahres. 
Die Aufbringung ber auf jebe der beiden Reichstheile hienach entfallenden Lei: 
ſtungen ift jedoch ausſchließlich Sache eines jeden Theiles. Es kann jedoch auch zur 
Beſtreitung der Koſten der gemeinſamen Angelegenheiten ein gemeinſames Anlehen 
aufgenommen werben, wo dann auch Alles, was den Abſchluß des Anlehens und 
die Modalitäten ber Verwendung und Rüdzahlung betrifjt, gemeinfam zu behandeln 
ift. Die Entiheidung über bie frage, ob ein gemeinjames Anlehen aufzunehmen 
ift, bleibt jebod ber Geſetzgebung jeder ber beiden Meichehäliten vorbehalten. $ 4. 
Die Beitragsleiftung zu den Laften ber gegenwärtigen Staatsihuld wird durch ein 
zwiſchen beiden Reichshälften zu trefiendes Webereinfommen geregelte. $ 5. Die 
Berwaltung ber gemeinfamen Angelegenheiten wirb durch ein gemeinfames verant: 
wortlihes Minifterium bejorgt, weldem jedoch nicht geitattet ift, nebſt den gemein: 
famen Angelegenheiten auch die beionderen Negierungsgeihäfte eines ber beiben 
Reichötheile zu führen. Die Anordnungen in Betreff ber Feitung, Führung und 
inneren Organifation ber geſammten Armee flehen ausichlieglih dem Kaifer zu, 
$ 6. Das den Bertretungskörpern beider NReihshäliten (dem Reichsgrathe und bem 
ungarifchen Neichstage) zuftehende Gefeggebungsreht wird von benfelben, infoweit 
es fih um die gemeinfamen Angelegenheiten handelt, mittelft zu entſendender Dele: 
gationen ausgeübt. $ 7. Die Delegation des Reichsrathes zählt jechzig Mitglieder, 
wovon ein Drittbeil dem Herrenhaufe und zwei Drittheile bem Haufe ber Abge- 
ordneten entnommen werben. 8 Das Herrenhaus bat die auf basjelbe ent» 
fallenden zwanzig Mitglieder ber Delegation mittelft abjoluter Stimmenmehrheit 
aus feiner Mitte zu wählen. Die auf das Haus ber Abgeorbneten entfallenden 
vierzig Mitglieder werben in ber Weile gewählt, baß die Abgeorbnneten ber einzelnen 
Landtage nad dem nachfiehenden Vertheilungsmodus bie Delegirten entjenben, wobei 
ihnen freiiteht, diejelben aus ihrer Mitte oder aus dem Plenum des Haufes zu 
wählen. Es haben mittelft abjoluter Stimmenmehrheit zu wählen die Abgeordneten 
aus dem Königreiche Böhmen 10, dem Königreihe Dalmatien 1, bem Königreiche 
Galizien und Lodomerien mit bem Großberzogthum Krafau 7, bem Erzherzogthum 
Defterreih unter ber Enns 3, dem Erzherzogthum Defterreih ob ber Enns 2, dem 
Herzogthum Salzburg 1, bem Herzogthum Steiermark 2, bem Herzogtum Kärnthen 
1, dem Herzogthum Krain 1, dem Herzogthum Bukowina 1, der Markgraffchait 
Mähren 4, bem Herzogibum Ober: und MNiederichlefien 1, der gefürfteten Graf: 
Ihaft Tyrol 2, dem Lande Vorarlberg 1, der Marfgrafihaft Iſtrien 1, ber ges 
fürfteten Grafſchaft Görz und Grabisca 1, ber Stadt Trieft mit ihrem Gebiete 1; 
zufammen 40. 5 9. In gleicher Weile bat jebes ber beiden Häufer bes Reichs— 
rathes Erſatzmänner ber Delegirten zu wählen, deren Anzahl für das Herrenhaus 
zehn und für das Abgeordnetenhaus zwanzig beträgt. Die Zahl ber aus bem Ab: 
eorbnetenhaufe zu wählenden Erfagmänner wird auf bie aus bemfelben zu ent: 
enbenden Delegirten berart vertheilt, daß auf Einen bis drei Delegirte je ein 
Eriagmann, auf vier und mehr Delegirte je zwei Erſatzmänner entiallen. Die 
Wahl jedes Erſatzmannes ift gelondert vorzunehmen. $ 10. Die Wahl der Deles 
irten und ihrer Erſatzmänner wird von ben beiden Häufern bes Neichsrathes al: 
jährlich erneuert. Bis dahin verbleiben bie Delegirten und Grfaßmänner in ihrer 
Junction. Die abgetretenen Mitglieder ber Delegation können in biefelbe wieber: 
gewählt werden. $ 11. Die Delegationen werden alljährlih vom Kaifer einbe: 
rufen; der Berfammlungsort wird vom Kaifer beftimmt. $ 12. Die Delegation 
bes Reichsrathes wählt aus ihren Mitgliedern den Präfidenten und Vice-Präſidenten, 
ſowie auch die Schriftführer und übrigen Functionäre. $ 13. Der Wirkung: 
reis ber Delegationen umfaßt alle Gegenftände, welche bie gemeinfamen Angelegen: 
heiten betreffen, Andere Gegenftände find von ber Wirffamfeit der Delegationen 
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ausgefchloffen. $ 14. Negierungsvorlagen gelangen dutch das gemeinjame Mini- 
fierium an jede ber beiden Delegationen abgeſondert. Auch ftcht jeder Delegation 
bas Recht zu, in Gegenftänden ihres Wirfungsfreiles Vorfchläge zu machen. $ 15. 
Zu allen Gefepen in Angelegenheiten des Wirkungskreiſes der Delegationen ijt bie 
Uebereinftimmung beider Delegationen, ober bei mangelnder Vebereinjtimmung ber 
in einer gemeinſchaftlichen Plenarfigung beider Delegationen gefaßte zuftimmenbe 
Beihluß und in jebem Falle die Sanction des Kaifers erforderlich. $ 16, Das 
Recht, das gemeinfame Minifterium zur Verantwortung zu ziehen, wirb von ben 
Delegationen gelibt. Bet Verlegung eines für die gemeinfamen Angelegenheiten bes 
ftehenden verfaffungsmäßigen Geſetzes kann jede Delegation einen ber anderen Des 
fegation mitzutheilenden Antrag auf Anklage bed gemeinjamen Minifteriums ober 
eines einzelnen Mitgliedes desjelben ftellen. Die Auflage ift rechtskräftig, wenn fie von 
jeder Delegation abgejonbert oder in ciner gemeinſchaftlichen Plenarfigung beider 
Delegationen befchloffen wird, $ 17. Lebe Delegation ſchlägt aus den unab— 
hängigen und gejegfundigen Staatsbürgern jener Länder, welche fie vertritt, jeboch 
niht aus ihrer Mitte, vierundzwanzig Nichter vor, wovon die andere Delegation 
zwölf verwerien kann. Auch ber Angeflagte, ober, wenn ber Angeklagten mebrere 
find, alle gemeinihaftlihd haben das Recht, zwölf der Vorgefchlagenen abzulehnen, 
jebod nur berart, daß aus den von ber einen und anderen Delegation Borges 
Ichlagenen gleich viele abgelehnt werden. Die hienach übrigbleibenden Richter bilden 
ben Gerichtshof für den vorliegenden Proceß. $ 13. Ein eigenes Geſetz über die 
Perantwortlichfeit de8 gemeinfamen Minifteriums wirb bie näheren Beſtimmungen 
über die Anklage, das Verfahren und das Erkenntniß feſtſtellen. $ 19. Jede der 
beiden Delegationen verhandelt, berathet und beichließt für ſich im abgejonderten 
Eigungen. Den Ausnahmsfall enthält der $ 31. F 20. Zur Beihlußfähigkeit 
der Delegation bes Reichsrathes ift außer dem Vorſitzenden bie Anwefenheit von 
wenigſtens dreißig Mitgliedern und zur Giktigfeit eines Beſchluſſes die abjolute 
Stimmenmehrheit der Anweſenden erforberlih. $ 21. Die reicheräthlichen Dele- 
girten und Erſatzmänner haben von ihren Wählern feine Initructionen anzunehmen. 
$ 22. Die Delegirten bes Reiiheratbes haben ihr Stimmrecht perſönlich auszuüben; 
warn ein Erjaßmann einzutreten hat, beflimmt der $ 25. $ 23. Die Delegirten 
bes Meichsrathes genießen in dieſer Gigenichaft die nämliche Unverleplichkeit und 
Unverantwortlichfeit, welche ihnen ald Mitglicdern bes Reichsrathes kraft bes $ 16 
bes Grundgefeges über bie Reichsvertretung zufteht. Die in dieſem Paragraphen 
dem betreffenden Haufe eingeräumten Befugniſſe fommen, infoferne nicht der Reichs— 
rath gleichzeitig verfammelt ift, rüdfichtlich der Delegirten ber Delegation zu. $ 24. 
Der Austritt aus bem Reichsrathe hat auch den Austritt aus ber Delegation zur 
Folge. $ 25. Kommt ein Mitglied ber Delegation ober ein Erſatzmann in Ab» 
gang, fo ift eine neue Wahl vorzunehmen. Sit ber Reichsrath nicht verfammelt, fo 
hat an bie Stelle bes abgängigen Delegirten deſſen Grfatmann einzutreten. $ 26, 
Wird das Abgeordnetenhaus aufgelöft, jo erliicht auch bie Wirkffamfeit der Deles 
gation bes Reichsrathes. Der men zufammentietende Reicherath wählt eine neue 
Delegation. $ 27. Die Seffien ber Delegation wird durch ben Prüfibenten der— 
felben nad Beendigung ber Geſchäfte mit Tailerliher Genehmigung ober über Auf: 
trag des Kaifers geichloffen. $ 28. Die Mitglieder des gemeinfamen Miniiteriums 
find berechtigt, an allen Beratbungen ber Delegation theilzunehmen und ihre Bor: 
lagen perfönli ober durch einen Abgeorbneten zu vertreten. Sie müſſen auf Ver⸗ 
langen jebesmal gehört werben, Die Delegation hat das Recht, an das gemeinfame 
Minifterium oder an ein einzelnes Mitglied besjelben Fragen zu richten unb von 
bemjelben Antwort und Aufklärung zu verlangen, ferner Gommiljionen zu ernennen, 
welchen von Seite ber Minifterien die erforderliche Anformation zu geben tft. $ 29, 
Die Sigungen ber Delegation find in ber Regel öffentlich. Ausnahmsweiſe kann 
bie Defientltchfeit ausgeichlofjen werben, wenn es vom Präfidenten ober wenigftens 
von fünf Mitgliedern verlangt und von ber Verſammlung nah Gntfernung ber Zu: 
börer beichlofjen wird. Ein Beſchluß kann jedoh nur in öffentlicher Sigung ges 
faßt werden. $ 30. Beide Delegationen theilen ſich ihre Beſchlüſſe, ſowie erforder 
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lichenfalls beren Motive gegenſeitig mit. Dieſer Verkehr findet ſchriſtlich ſtatt, auf 
Seite der Delegation des Reichsrathes in deutſcher, auf Seite der Delegation des 
Reichstages in ungariſcher Sprache und beiderſeits unter Anſchluß einer beglaubigten 
Ueberſetzung in ber Sprache ber anderen Delegation. F 31. Jede Delegation iſt 
berechtigt, zu beantragen, daß die Frage durch gemeinſchaftliche Abſtimmung ent 
chieden werde, und kann dieſer Antrag, ſobald ein dreimaliger Schriftenwechſel 
erfolglos geblieben iſt, von der anderen Delegation nicht abgelehnt werden. Die 
beiderſeitigen Praͤſidenten vereinbaren Ort und Zeit einer ————— beider De⸗ 
legationen zum Zwecke ber gemeinſchaftlichen Abſtimmung. $ 32. In ben Plenar— 
fitungen präſidiren die Präſidenten ber Delegationen abwechſelnd. Durch das Loos 
wird entſchieden, welcher der beiden Präſibenten das erſtemal zu präſidiren hat. In 
allen folgenden Seſſionen präſidirt in der erſten Plenarverſammlung der Präſident 
jener Delegation, deren Präſident der unmittelbar vorhergegangenen nicht vorgeſeſſen 
bat. $ 33. Zur Beſchlußſähigkeit der Plenarverſammlung iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens zwei Drittheilen ber Mitglieder jeder Delegation erforderlich. Der Be: 
ſchluß wird mit abfoluter Mehrheit ber Stimmen gefaßt. Sind auf Seite ber einen 
Delegation mehr Mitglieder anweſend, ale auf Seite ber anderen, jo haben jih auf 
Seite ber in ber Mehrzahl anweſenden Delegation jo viele Mitglieder ber Ab- 
flimmung zu enthalten, als zur Herftelung ber Gleihheit ber Zahl ber beiberjeits 
Stimmenben entfallen müflen. Wer fi der Abftimmung zu enthalten bat, wird 
durch das Loos beſtimmt. $ 34. Die Plenarfißungen der beiden Delegationen find 
öffentlich. Das Protocoll wird in beiden Sprachen durch bie beiberleitigen Schriit- 
führer geführt und gemeinfam beglaubigt. $ 35. Die näheren Beftinimungen über 
ben Geihäftsgang ber Delegation des Reichsrathes werben durch die Geſchäfts— 
ordnung geregelt, beven TFeftftellung durch die Delegation zu erfolgen hat. $ 36. 
Die Vereinbarung in Betreff jener Gegenftände, welche zwar nicht als gemeinfame 
behandelt, jedoch nach gemeinfamen Grundfägen geregelt werben follen, erfolgt ent- 
weber dadurch, daß die verantwortlihen Miniſterien im gemeinfchaftliden in: 
vernehmen einen Geſetzentwurf ausarbeiten und ben betreffenden Bertretungskörpern 
beider Theile zur Beichlußfaffung vorlegen und bie übereinftimmenden Beitimmungen 
‚beider Vertretungen bem Kaifer zur Sanction vorgelegt werben, ober daß bie beiden 
Bertretungsförper jeber aus feiner Mitte eine gleich große Deputation wählen, welche 
unter Ginflußnahme ber betreffenden Weinifterien einen Vorſchlag ausarbeiten, 
weicher Norihlag dann durch bie Minifterien jebem Bertretungsförper mitgetheilt, 
von bdenfelben ordnungsmäßig behanbelt und bie übereinftimmenden Beſchlüſſe beider 
Vertretungen dem Kaifer zur Sanction unterbreitet werben. Der zweite Vorgang 
ift fpeciell bei der Vereinbarung über das Beitragsverhältniß zu ben Koſten ber ge- 
meinfamen Angelegenheiten einzubalten. $ 37. Diefes Geſetz tritt mit dem Geſetze, 
betreffend bie Abänderung bes Grundgefeges über die Reihsvertretung vom 26. Fe: 
bruar 1861, dann mit ben Staatsgrundgeieken über die allgemeinen Rechte ber 
Staatsbürger, über bie Regierungs- und Vollzugsgewalt, über bie richterliche Ger 
walt und über die Einfegung eines Reichsgerichtes zugleich in Wirkjamteit. 


III. 


Außerdentfhe Staaten, 


1. Portugal. 


2. Jan. Eröffnung ber Cortes. Der König fpricht fi in der Thron: 
rebe über bie Lage bes Landes fehr befriedigt aus und bemerkt 
darin: „Der Beſuch ber Königin von Spanien ift ein Beweis für 
das Einverftändnig der beiden Höfe und für die Annäherung ber 
beiben Brudervölker.“ 

18. „ Die I. Kammer nimmt in ihre Antwortsabreffe einen Paſſus 
auf, daß „bie Freundſchaft mit Spanien die Autonomie bes Landes 
nicht im minbeften gefährben dürfe.“ Die Regierung unterhandelt 
mit Spanien über Handels-, Zoll-, Poſt- und Auslieferungsverträge, 


15. Febr. II. Kammer: Die Regierung legt berfelben ven Entwurf einer 
neuen DOrganifation ber Verwaltung im Sinne einer allmäligen De: 
centralifation vor. 


1. März II Kammer: Die Regierung beantragt bie Abſchaffung der 
Tobesitrafe. 

19. „ Die II Kammer genehmigt mit 100 gegen 47 Stimmen eine 
Reform des bisherigen Steuerwejens und die Einführung ziemlich 
drüdender Confumtionsfteuern. In ben Provinzen entwidelt fi 
dagegen fo wie gegen bie Reform des bisherigen Berwaltungs: 
organismus eine lebhafte Agitation. 


17.— 21. April, Die Agitation führt in Oporto zu ernten Unruhen. 


1. Mai. Der König flieht fih wegen ber YFinanzflemme vorerſt ge= 
nöthigt, auf bie Reife nad Madrid und zur Weltausftelung in Paris 
zu verzichten, 

11. „ Die I. Kammer genehmigt die Steuerreform auch ihrerfeits mit 
40 gegen 17 Stimmen. 
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18, Juni. Cortes: Beide Kammern genehmigen bie von ber Regierung 


22. 
25. 


a. 


beantragte Reform ber Berwaltung. 

„ Die II. Kammer genehmigt mit großer Mehrheit die Abſchaffung 
der Tobesitrafe. 

„ Die DO. Kammer geftattet dem König bie beabfldhtigte Reife nad 
Baris, aber auf feine Koften. 

„ Der König fließt die Cortes mit einer Thronrede, in ber er 
fih im höchſten Grabe befriedigt ausſpricht über bie Refultate ber 
Seffion, namentlich über bie beichloffene Verwaltungs: und GSteuer- 
reform, und in Folge der angeorbneten Eriparniffe im Bubget bie 
Hoffnung nährt, daß bas Gleichgewicht der Einnahmen und Aus— 
gaben werde hergeftellt werben. 


1. Juli. Der größere Theil der bisherigen Steuern entfällt mit dieſem 


3. 


Tage und wird durch die neuen Confumtionsjteuern erſetzt. Durch 
das neue bürgerliche Geſetzbuch iſt die Gültigfeit der Eivilehe für 
Nicht-Katholiken fejtgeftellt. 

» Der König gebt nunmehr nad Paris ab. 


Ende Aug. Die Regierung erflärt fich gegen den Aufftand in Spanien 


— 
to 


22. 


23. 


und trifft Maßregeln, um jede Begünftigung desjelben von Portugal 
aus unmöglich zu machen. 


‚ Nov. Die Regierung nimmt den Vorſchlag Frankreichs, fih an einer 


Gonferenz über die römiſche Frage zu betheiligen, ihrerjeitS ohne 
Zögern an. Diefelbe ſcheitert indeß an der Abneigung der Großmächte. 


Dec. Die Regierung veröffentlicht durch einen Erlaß die Normen ber 


neuen Gemeinde- und Departementalverfaffung. Das ganze Land 
wirb dadurch fortan in 17 Departements eingetheilt. 

» Neue Agitation in den Provinzen gegen bie Neuerungen in ber 
Verwaltung und im Steuerwefen. Diejelbe führt in Oporto neuerbings 
zu ernjthaften Unruhen. 

„ Ein neues Anlehen von 5% Mil. Pd. St. & 3% wird ganz 
im Inlande untergebradt. Die Eröffnung der Cortes wird wegen 
ber Reorganifationsarbeiten vom 1. Januar auf ben 17. Febr. 1868 
verlegt, 


2. Spanien. 


2. San. Die Regierung läßt bie verſchiedenen Regimenter Ergebenheits- 
adrefien an fie richten. Der Club ber Fiberalen Union in Madrid 
wird durch den Generalcapitän von Caſtilien geſchlofſen. 

5.—6. Jan. In Mabrib finden zahlreidhe weitere Verhaftungen ftatt. 
Die Häupter und einflußreichiten Mitglieber der liberalen Union 
fliehen in Maffe nah Frankreich. 

26. Yan. Ein tgl. Decret befiehlt die Neorganijation des Heeres, bie in 
ber ftehenden Armee und der Neferve auf 200,000 Mann gebracht 
werben fol. Dagegen wirb bie bisherige Provinzialmiliz ganz 
aufgelöst. 


5. Febr. Das Kriegsgericht verurtheilt in Mabrib vier wegen Heraus: 
gabe geheimer Zeitungen Angeflagte zu 20: und 16jähriger Kettenftrafe. 

7. „ Die Berbannung des Marſchalls Serrano wird wieber auf: 
gehoben; aud die anderen Verbannten follen zurüdfehren bürfen, 
wenn fie darum nachſuchen. 

15. „ Der Generalcapitän v. Gaftilien Pezuela bedroht in einem Erlaß 
bie Druder und die Herausgeber von geheimen Zeitungen, ja jelbit 
bie Gapitaliften, die Geld dazu bergäben, mit ber Tobesitrafe. 

22, „ General Pezuela wird entlaffen und Gen. Mayalde ftatt feiner 
zum Oeneralcapitän von Gaftilien ernannt. 


8. März. Die Regierung hebt ben Belagerungszuftand für ganz Spanien 
auf, octroyirt dagegen bem Lande ein neues Preßgeſetz. 

9, „ Ein kgl. Decret entjeht den Infanten Enrique feines Ranges wie 
feiner Aemter und Würden. 

10.—11. März. Allgemeine Wahlen zu ben Cortes. Diejelben fallen 
ganz zu Gunften der Megierung aus. 
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22. März. Die Regierung erläßt ein fog. Sicherheitsgefeh, das Spanien 
in eine Art permanenten Belagerungszuftandes verſetzt. 

30. „ Eröffnung der Eortes ohne Thronrebe. Der Regierungscandibat 
Belda wird mit 181 von 201 Stimmen zum Präſidenten ber 
IL Kammer gewählt. 


2. April. Die Königin ernennt 27 neue Senatoren, lauter Anhänger 
des herrſchenden Syſtems. 

5. „ I. Kammer: Die Regierung verlangt von ihr Indemnität für 
ihre zeither verfaſſungswidrig getroffenen Maßregeln. 

9. „ Der Senat lehnt ein Tabdelsvotum gegen bas Miniftertum wegen 
ber Berhaftung des Marihalls und Senators Serrano mit 98 gegen 
69 Stimmen ab. 

— „ Conflict mit England wegen Wegnahme mehrerer englifcher 
Schiffe, angeblich wegen Schmuggel. England fit einige Kriegs: 
ſchiffe an die fpanifhe Küfte. Spanien gibt nad. 

12. „ Ein fol. Decret entjeßt 5 Nichter ihrer Sige im höchſten Ge: 
vichtshofe, weil fie am 9. d. M. als Senatoren gegen die Regierung 
geftinnmt haben. 

„ o» Die II Kammer votirt der Regierung die geforberte Indemnität 
mit 245 gegen bloß 4 Stimmen, 

29. „ Der Senat lehnt einen gegen die Abſetzung von Richtern durch 
die Willkür ber Regierung gerichteten Antrag init 117 gegen 
60 Stimmen ab, Beginn ber Debatte über bie Andemnitätsbill. 
Das erſte gegen die Bewilligung derjelben gerichtete Amendement 
wird mit berfelben Majorität verworfen. 


2. Mai. ine päpftlihe Bulle geftcht eine Verminderung der Feiertage 
bis auf 13 zu. 

14, „ Senat: Fortfegung der Debatte über die Indemnitätsbill. Narvaez 
gefteht in berjelben unummunden zu, daß ber Thron nur noch auf 
der Armee berube, 

47. „ Der Senat nimmt die Indemnitätsbill nad 2Otägigen Debatten 
ſchließlich mit 122 gegen 63 Stimmen an. 

20, „ 1. Kammer: Die Regierung legt ihr das Budget für 18%, 
vor. Dasfelbe zeigt überall bebeutende Erfparniffe, nur nicht im 
Budget des Cultus. 

24. „ I. Kammer: Die neofatholifche (ultramontane) Partei trägt auf 
MWiederheritellung der feit 1834 aufgehobenen Klöfter an. 


12. Juni. II Kammer: Der Finanzminifter legt ihr einen Gefehes: 
entwurf bez. Converfion ber fog. kündbaren Schuld vor und kündigt 
die Reife der Königin nad) Paris und Rom an (bie jedoch aus 
finanziellen Gründen ſchließlich unterhleibt). 
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25. Juni. Die II, Kammer nimmt mit 196 gegen 22 Stimmen eine 
neue Geſchäftsordnung nad) den Wünſchen der Regierung an. Die 
Oppofition nennt den Beihluß einfach einen Selbjtmord der Kammer. 

27. „ I. Kammer: Die Regierung legt ihr einen Entwurf zu Um: 
wandlung der fog. pajliven Schuld in 3% äußere Rente vor. 


— Juli. Unruhen in Gatalonien. General Pezuela, Graf v. Chefte, 
eines ber Häupter bes Gtaatsjtreihs und der entſchieden abjolutis 
ftifchen Partei, wird als Generalcapitän dahin gejchidt. 

4,—9. Juli. Beide Kammern genehmigen die Converſion der fog. tilgs 
baren Schuld, die IT. Kammer mit 166 gegen 17, ber Senat mit 
84 gegen 3 Stimmen, 

11. Juli. Der Senat unterzieht fih mit 89 gegen 12 Stimmen auch 
feinerfeit8 einer neuen Gejhäftsorbnung nad dem Willen der Res 
gierung. 

13. „ Schluß der Seffion der Eortes, die alles bewilligt haben, was 
bas Minifterium nur verlangte, 


11. Aug. Die Regierung organifirt in den Provinzen eine Art Landmiliz. 

15. „ Die längjt vorbereitete Inſurrection bricht gleichzeitig auf vier 
verfchiedenen Punkten aus, 

17. „ Die vier catalonijgen Provinzen werben in Belagerungszuftand 
erklärt. 

19, „ Anfurrection in Catalonien: ihr Führer Contrera erringt einige, 
aber nicht entfcheidende Erfolge. Gen. Prim erläßt aus dem Eril 
eine Proclamation an das Boll und an bie Armee, wagt es aber 
nicht, ſich perjönlid an die Spige ber Infurrection zu ftellen. Der 
größte Theil der Armee bleibt der Regierung treu. 

20. „ Mafjenhafte Ausweifungen aus Barcelona; die Stadt wird von 
General Bezuela ringsum militäriſch abgejchloffen. 

21. „ Andaluiien wird in Belagerungszuftand erklärt. 

22. „ Der Belagerungszuftand wird auch über Madrid verhängt. 

30. „ Die Infurrection kann als gefcheitert betrachtet werben. 


3. Sept. Die beurlaubten Soldaten werben einberufen, 

4. „ Laut eines kgl. Befehls müſſen alle Offiziere in Urlaub ober 
Rubeftand fih am 14. d. M. ftellen. 

6.—7. Sept. Gegen eine Anzahl Aufftändifcher wird Friegsgerichtliche 
Erecution verhängt, für bie große Maffe dagegen durch kgl. Amneftie 
bie Tobesjtrafe in lebenslänglihe Kettenftrafe umgewandelt. 

14. Sept. Der Öouverneur von Madrid verlangt die Ablieferung aller 
Maffen binnen drei Tagen; bie Säumigen follen als Nebellen beftraft 
werden. Die Einberufung der Urlauber wird zurüdgenomnten, 
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A. Sept. Die Regierung richtet an ihre Vertreter im Ausland ehe 


25. 


26. 


Circulardepeſche über bie Unterbrüdung des Aufftanbes. 

„ General Prim fucht fih durch ein offenes Schreiben von Gent 
aus darüber zu rechtfertigen, daß er ſich nicht perſönlich an die Spitze 
des Aufſtandes geſtellt habe. 

„Die Regierung ertheilt auch ben Flüchtigen im Auslande Am—⸗ 
neſtie, wenn ſie ſich binnen 30 Tagen ſtellen. Die Wenigſten 
machen davon Gebrauch. 


16. Nov. Der während der Inſurrection verhängte und bis jetzt aufrecht 


erhaltene Belagerungszuſtand wird wieder aufgehoben. 


4. Dec. Ein kgl. Decret erklärt die Seſſion der Cortes von 18%, ge: 


27. 


ſchloſſen und beruft dieſelbe auf den 27. zur neuen Seſſion ein. 


„ Eröffnung der Cortes durch eine überaus lange Thronrede ber 
Königin: 

Die Königin beginnt damit, ihre Genugthuung über bie glüdlihe Unter: 
drüdung des Aufftandes auszuiprehen und der ausgezeichneten Haltung ber 
Armee ihr Lob zu fpenden. Die ben Eortes vorzulegenden Gefegesentwürfe 
über Reformen im Strafgeſeßbuch, in der Verwaltung, im Unterrichtswefen zc. 
haben ber Zweck „flufenweife die Politif bes entſchiedenen Wiberſtandes 
gegen die Revolution zu entwickeln und zu befeſtigen.“ Bezüglich des Unter— 


vihts will die Königin, daß „bie Leberlieferung bes Landes, nad) welder \ 


Kirche und Staat gemeinfchaftfich mit einander gebn, aufrecht erhalten werbe.“ 
Was bie auswärtige Politik betrifft, jo nennt fie ben Kaifer ber Franzoſen 
„Ihren Freund und Verbündeten” nnd verfihert, baß fie bereit gemwejen wäre, 
betreffenden Falls außer ihrer moraliihen Mitwirkung auch die Hülfe ihrer 
Macht zu leihen, um bie weltliche Herrichaft des Papſtes zu retten.” 


3. England, 


8. Yan. Lord Stanley frägt in Waſhington an, ob die Ver, Staaten 
geneigt wären, ihre und die engliichen Entiehädigungsanfprüche in der 
immer noch jchmwebenden Mlabamafrage einer aus juriftifhen Auto: 
ritäten beider Nationen zufammengefegten Commiffion (jtatt, wie 
ſ. 3. Lincoln verlangt hatte, einem Schiedsrichter) zur Entſcheidung 
vorzulegen. 

— „Das Minifterium beſchließt, feine eigentliche Reformbill einzu> 
bringen: Disraeli unterliegt und Lord Cranbourne mit ben ftarren 
Tories fiegt. 

Das Minifterium, im Unterhaufe notoriſch in ber Minderheit, befindet 
ſich zwiſchen zwei Gefahren: bie fog. Abullamiten, mit denen e8 ben Tories 
gelang, bie Whigs zu ftürzen und an's Ruber zu fommen, verlangen eine 
Reiormbill, bie jtrengen Zories wollen dagegen von einer folchen durchaus 
nichts willen. 


— Febr. Eine Derfammlung von Biſchöfen beräth über eine Petition 
bon 209 anglikaniſchen Geiftlihen für Einführung von Männer: 
klöſtern. 

5. , Eröffnung des Parlaments duch die Königin; der Lordkanzler 
verliest die Thronrede: 

. Ihre Aufmerkjamfeit wird wiederum auf ben jebigen Stand ber 
Vertretung des Volks im Parlament gelenkt werben, und Ich hege bie Zu: 
verficht, daß Ihre Berathungen, in dem Geijte der Mäßigung und gegen: 
feitigen Duldſamkeit geführt, zu ber Annahme von Maßregeln führen wer: 
ben, welche, ohne das Gleichgewicht der politifgen Macht ungebührlich zu 
ftören, das Wahlrecht genügender Weile ausdehnen werben. . . . 

Beide Häufer genehmigen nad kurzer Debatte die Antworts: 
adreffen. Im Unterhaufe bezeichnet Gladftone in drei Bedingungen 
bag Programm und die Taktik, welde die Liberale Partei bez. ber 
Reformfrage einzuhalten gebenft, inbem er „es als ſelbſtverſtändlich 
erflärt, ba die Regierung eine Reformbill zur Borlage bereit halte 


320 


England. 


— daß fie mit dem Parlament und mit ber äffentlihen Meinung 
jede fernere DBertagung ber Trage für unmöglich halte — und daß 
fie nicht daran denke, fi) der Verantwortlichkeit und ber Initiative 
zu entziehen.“ 


6. Febr. Das Jamaica-Comité erhebt zunãchſt Klage gegen Oberſt 


11. 


12. 
14. 


15. 


19. 


20. 


25. 


Nelfon und Lieut. Brand (Eyre's Mittelsperfonen bei der Hinricht- 
ung Gordon's) auf „Mord“, um erjt fpäter gegen den Er:Gouver: 
neur Eyre jelbft vorzugehen, 

„  Dberhaus: Die Regierung legt eine Bill vor bez. Streitigkeiten 
zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 

„ Unterhaus: Die Regierung legt eine Bill vor bez. Controle der 
fog. Trades-Unions, 

„ Unterhaus: Disraeli Fündigt Rejolutionen bezüglih Parlaments: 
reformen an und beantragt, daß fi das Haus am 25. Febr. als 
Eomitd conftituire, um fie in Erwägung zu ziehen. Glabftone miß- 
billigt diefen Weg, will aber vorerfti den Wortlaut der Refolutionen 
abwarten. — In London findet wieder eine Demonftration ber 
befleren Arbeiterbevölferung ftatt: dieſelbe verläuft wiederum in 
mufterhafter Ordnung und Ruhe, ift aber wieberum nicht jehr 
zahlreich. 

„Feniſcher Putſch gegen Ehefter. 

„ Unterhaus: Disraeli erflärt, von der Dppofition gebrängt, bie 
Regierung werde eine Reformbill einbringen, ſobald über die Refoluti: 
onen Beſchluß gefaßt fei, vorausgefeht, daß ihr die Refolutionen, wie 


fie aus den Comitöberathungen bes Haufes berporgingen, convenirten, 


daß im entgegengefeßten Fall dagegen feine Bill zu erwarten ftehe. 
Die Oppofition weiß nun, daß fie in Wahrheit nichts zu erwarten hat. 
„ Die Regierung veröffentlicht die von ihr auf ben 25. d. M. im 
Unterhaufe angefündigten Rejolutionen. Diefelben find gerade bez. 
der entſcheidenden Punkte fo allgemein gehalten, daß die Regierung 
fi) durch ihren Vorſchlag auch nicht im mindeften bindet, 


» Die engliihen Handelsfammern erklären fi unter John Bow: 
rings Vorſitz geneigt, einem europäilhen Münzverein beizutreten, 


» Die Regierung verlangt vom Parlamente eine Verlängerung ber 
Suspenfion der Habeas-corpus-Atte für Irland für weitere brei 
Monate, bis 1. Juni. Die Bewilligung wirb bis zum 25. Febr. 
von beiden Käufern ertheilt und von ber Königin fofort fanctionirt. 


v„ Die Regierung bat ſich überzeugt, daß fie für ihre Rejolutionen 
bez. PBarlamentsreform nicht auf die Partei der ſog. Abullamiten, 
alſo nicht auf eine Mehrheit des Unterhaufes rechnen kann. Ein 
Theil des Cabinets it daher bafür, nod einen Schritt weiter zu 
geben. Barteiverfammlung bei Lorb Derby: ber Premier erflärt 
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ihr, daß er entſchloſſen fei, noch einige weitere Conceſſionen zu 
machen und daß, wofern die Partei in ber Reformfrage nicht wie 
ein Mann mit ihm jtimme, er ſich zurüdziehen werde. 

Unterhaus: Disraeli bezeichnet wenigftens bie Hauptbeftimmungen, 
welche die Regierung ihrer Fünftigen Reformbill zu Grunde zu legen 
beablichtige, verweigert jedoch hartnädig die Zurüdnahme der Reſo— 
lutionen, obgleih e8 von allen Seiten her verlangt wirb. 

Sene Hauptbefimmungen finb außer vier fogenannten „fancy franchises“, 
welche das Wahlreht unabhängig vom Hauptcenfus an einen gewifjen Bil: 
dungsmaßſtab, an den Beſitz eines gewiflen Kapitals in Sparkaffen oder in 
Gonjols, und an einen Beitrag von 20 Sh. zu den bireften Steuern fnüpfen 
— für bie Städte: Herabjeßung des Cenſus auf 6 Pf. St. Steuerwerth bes 
bewohnten Haujes (durhfhnittid — 8 Pf. St. Miethe); und für das 
Land auf einen Steuerwerth von 20 Pf. St. = 25 Pf. St. Rente. Dem: 
nad würde die Torybill noch hinter ber Gladſtone'ſchen, die 7 Pf. St. 
Miethe für die bouroughs und 14 Pi. St. für bie counties verlangte, 
zurüdbleiben, während bieje jchon bedeutend binter den Forderungen ber 
öffentlichen Meinung zurüditand. 


26. Febr. Große Parteiverfammlung bei Gladſtone: die Adullamiten 


27. 


2. 


ralltiren fi wieder mit der liberalen Oppoſition. 

Unterhaus: Disraeli erklärt es, daß bie Regierung ſich vor ber 

öffentlichen Meinung beuge und die Refolutionen zurüdziehe. Die 
Borlage einer auf die am vorhergehenden Tage mitgetheilten Cenſus— 
beitimmungen gegründeten Reformbil hoffe er am 7. März bewerf: 
ftelligen zu können. 
» Das Unterhaus genehmigt gegen die Regierung mit 195 gegen 
93 Stimmen in zweiter Leſung die Bill, durch welde den Katho: 
lifen der Zugang zu den Stellen eines Lorblieutenants und eines 
Lordkanzlers von Irland geöffnet wird. 


März Spaltung im Minifterium: General Peel und die Lords 


Granbourne und Conarvon treten aus dem Cabinet. Disraeli er: 
klärt im Unterhaus, daß bie Regierung zu ‚ihrer „urjprünglicdhen 
Politik“ zurüdlehre und verjchiebt die verſprochene Reformbill auf 
ben 18. März Die Oppofition fragt, worin denn bieje „urſprüng— 
lihe Politik“ beftehe, ohne darauf Antwort zu erhalten. 
„ Unterhaus: Disraeli gibt einigen Aufihluß über die Miniiter- 
kriſis. Schon im Herbit 1866 habe ihm Lord Derby gefchrieben, 
bag er nad langer und erniter Ueberlegung zu bem Entihluß ge: 
tommen fei, bie Reformfrage auf breiter Grundlage zu behandeln, 
Da jedoch nicht alle Gabinetsmitglieder fi über dieſe Anlicht zu 
vereinigen vermochten, jo habe man einen beſchränkteren Plan für 
nöthig erachtet und dieſen habe er (Disraeli) am 25. Febr. (in ben 
Rejolutionen) dem Haufe vorgelegt, welches fie mißbilligte. Sofort 
babe Lord Derby fi entſchloſſen, auf fein urjprünglihes Programm 
zurüdzufommen und biefeg werbe er nun am 18. vorlegen. 
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6. März In Irland bricht auf verfchiebenen Punkten ein förmlicher 
Aufitand aus, der jedoch überall von der Regierung in furzer Zeit 
niebergefchlagen wird. 

15. „ Lord Derby legt einer Verſammlung feiner Barteigenoffen ben 
Plan feiner Reformbill vor. 

16. „ Das Unterhaus nimmt troß bes Miderftandes der Regierung 
mit 108 gegen 107 Stimmen eine Rejolution an, nad welder 
die Peitichenftrafe in ber Armee wenigftens für Friedenszeiten ab: 
geſchafft werben ſoll. 

18. „ Unterhaus: Disraeli legt feine Reformbill vor. 

Die Hauptbefiimmungen find, außer dem ſog. Phantafieftimmrechte, fol- 
gende: In den Grafſchaften wird der Genfus von 50 Pf. auf 15 (nach ber 
— herabgeſetzt; in Burgflecken erhält jeder Hausinhaber das 
Stimmrecht, unter ber Bedingung, daß ev ſelbſt die Hausabgaben bezahlt 
und zwei Jahre lang vor feiner Regiftrirung als Wähler im Orte anfällig 
war, Mer als Hausinhaber, Freiſaß oder in der Grafichaft als 15-:Pib. 
Wähler regiftrirt ift und zugfeih 20 Schilling directe Steuer zahlt, ſoll für 
benjelben Ort zwei Stimmen haben. Bezüglich der Eintheilung der Wahl: 
bezirke jollen alle Wahlfleden, deren Seelenzahl 7000 nit erreicht, wenn fie 
bis jeßt durch zwei Mitglieder vertreten waren, eines verlieren, wogegen 
ee Städte und Grafichaften cin Mitglied "mehr als bisher erhalten 
offen 

Die Bil wird von der Majorität des Haufes nicht günftig auf: 
genommen. Gladſtone . erflärt namentlih, dem Doppelſtimmrecht 
unnachgiebigen Widerftand Teiften zu wollen. Dod wird bie erfte 
Lejung ohne Oppofition bewilligt. 

19. „ Unterhaus: Disraeli gibt auf eine Frage Brights zu verftehen, 
daß er hinfihtli der Reformbill noch einmal und zwar namentlich 
bezüglih ber Doppelwahlftimmen mit fi) werde handeln laſſen, 
wenn nur die übrigen Claujeln angenommen werben. 


25.—26. März. Unterhaus: Zweitägige Debatte über die Frage, ob bie 
zweite Lejung der Reformbill zu gejtatten fei. Die Oppofition greift 
namentli das Doppeljtimmredht und den Ausſchluß derjenigen 
Miether (Hausinhaber) an, die ihre Abgaben nicht felbft, ſondern 
durch den Hauseigenthümer entrichten (dev ſog. compound house 
holders). Disraeli gibt jchließlih die Erklärung ab, daß er ge: 
neigt. fei, in beiden Punkten nachzugeben, worauf bie zweite Lefung 
gejtattet wird, 


28. März Das Unterhaus übernimmt die Garantie für eine Anleihe 
von 3 Mil. Pfd. zu Gunften Canadas behufs einer Eijenbahn von 
Quebec nad Halifar troß ſtarker Anfechtungen body mit 247 gegen 
67 Stimmen. 

»  n Loord Stanley erflärt dem franz. Gefandten in London unume 
wunden, baß er einen Grwerb Luremburgs von Seite Frankreichs 
auf dem eingejchlagenen Wege einer Verftändigung mit dem König 
von Holland für durchaus rechtmäßig erachte. 
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29, März. Die Klage bes Jamaica: Comitd gegen ben Er-Gouverneur 


30. 


Eyre wird in Drayton von ben riebensrichtern in ben Petty 
Sessions abgemiejen. 

„ Die Bil zur Errichtung einer Conföberation ber brittifchen Co: 
Ionien Nordamerikas ift von beiden Häujern bes Parlaments ange: 
nommen und erhält die Königliche Sanction. 

» Differenzen mit Spanien wegen Wegnahme mehrerer englijcher 
Schiffe angeblih wegen Schmuggel. Spanien gibt im Weſentlichen 
nad, als England einige Kriegsichiffe an feine Küften aborbnet. 


4. April. Unterhaus: Disraeli erflärt, er fei bereit, bevor noch über bie 


Reformbill in Committee gegangen werde, bie Glaujel der Doppel: 
wahlftimmen zu ftreichen; alle andern jtreitigen Punkte aber würben 
nad der Anficht der Regierung füglicher der Detailberathung des 
Hauſes überlaffen. Lorb Cranbourne verlangt, bie Regierung folle 
erklären, mit welden Bejtimmungen der Reformbill fie ftehen oder 
fallen wolle. ine Antwort auf dieſe Lebensfrage lehnt jedoch Lord 
Stanley, unter Zuruf und Lachen bes Hauſes, ab. 

Die Vorlage des Kriegsminiſters, wonach die Peitſchenſtrafe in 
ber Armee in Friebenszeiten wenigſtens nur für zwei Fälle bei: 
behalten werben ſoll, wird troß lebhaften Widerſtandes von Seite 
ber Gegner ber Peitſchenſtrafe — mit 17 gegen 162 
Stimmen genehmigt. 


4.—5. April. Unterhaus: Disraeli legt als Schatzkanzler das Bubget 


vor. Gladſtone erklärt ſich damit einverſtanden. 


5.—8. April. Unterhaus: Berathungen innerhalb der Oppoſitionspartei 


über die bez. der Committee Berathung über die NReformbill zu be: 
obachtende Tatil. Gladſtone will dem Haushaltswahlrecht der Bill 
dur eine Nejolution zu Gunften eines 5 Pfd.-Cenſus entgegen: 
treten. Disraeli erflärt jedody einer Deputation, daß er die Anz 
nahme eines ſolchen Antrags für ein Mißtrauensvotum anjehen und 
mit einer Parlamentsauflöfung beantworten werde. 52 unabhängige 
Liberale erklären fi gegen Gladſtone und zwingen ihn, auf fein 
Amendement zu verzichten und auf das Princip der Regierung ein⸗ 
zugehen. 


9. April. Unterhaus: Beginn der Committee-Berathung über die Reformbill. 


10. 


13. 


„Der Central-Criminalgerichtshof erklärt in der Sache bes Ja— 

maica⸗-Comité gegen Nelſon und Brand, daß die Inanklageſtellung 

gerechtfertigt ſei. Sechsſtündige Rede des Lord-Oberrichters Cockburn. 
Das Unterhaus beſchließt mit 253 gegen 166 Stimmen die Ab: 

ſchaffung ber Verpflichtung auf die 39 Glaubensartikel der Hoch⸗ 

fire an ben Univerfitäten Drford und Cambridge. 

„ Unterhaus: Comittee-Berathung über die Reformbill. Gladſtone 
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bringt bas von ihm beabfichtigte Amenbement gegen bas Haushalte: 
wahlrecht in etwas abgeſchwächter Form doch ein, unterliegt aber mit 
289 gegen 310 Stimmen. 


17, April. England übt in Berlin einen gewijjen Drud aus, un Preußen 


30. 


von einem Kriege mit Frankreich wegen Luremburgs zurüdzubalten. 
Unterhaus: Ein Antrag gegen den Gtellenfauf in ber Armee 
wird mit 116 gegen 75 Stimmen verworfen. 


4. Mai. Der Minifter des Innern Walpole verbietet die für ben 6. 


11, 


Mai in Hyde Park angejagte Bollsverjammlung. Die Delegirten 
ber Reformliga beſchließen, troß biejes Verbotes auf ber Abhaltung 
zu beharren. 

„ Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbil. Die von 
ber Regierung geforberte zweijährige Anfäjligfeit alg Bedingung bes 
Stimmredts wird mit 278 gegen 197 Stimmen verworfen. Die 
Regierung erklärt, daß fie ſich diefem Refultat füge. 

„» Die Boltsverfammlung in Hyde Park findet wirklich ftatt; bie 
Regierung bat fi veranlaßt gejehen, auf ihr Verbot zu verzichten 
und fi auf Vorfichtsmaßregeln zu beſchränken. Der Minifter des 
Innern Walpole nimmt feine Entlaffung und wird durch SHarby 
erſetzt. 

Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbill. Die 
Herabſetzung ber Anſäſfigkeit von zwei Jahren auf eines geht ohne 
Widerjtand der Regierung durch. Disraeli erflärt, audy bez. ber 
compound householders und bez. ber Lodgers zu einer Berftänbi: 
gung die Hand bieten zu wollen. 


»  Zufammentritt der Conferenz der Großmächte behufs Löfung der 
Zuremburgerfrage zu London (ſ. allg. Chronik). 

„ Unterhaus: Motion Grey gegen bie anglikaniſche Kirche in Sr: 
land. Gladſtone erklärt jih im Wefentligen mit der Motion ein: 
verftanden. Diejelbe wirb mit bloß 195 gegen 183 Stimmen ver: 
worfen. 


„Unterhaus: Committee-Berathung über bie Reformbill. Die 
Regierung ſetzt die von Disraeli ermäßigte Beſtimmung bez. der 
compound householders, wonach dieſelben das Recht haben ſollen, 
perſönliche Beſteuerung zu verlangen, ben direct bezahlten Steuer: 
betrag von ihrer Hausmiethe abzuziehen und jo das Stimmrecht er: 
halten zu können, mit 322 gegen 256 Stimmen durch, indem 59 
Liberale mit der Regierung ftimmen. 

„ Schluß der Londoner Conferenz. Unterzeichnung des Vertrags, 
durch welchen Preußen auf die Zeitung Luremburg verzichtet und 
dagegen bie Mächte eine Collectivgarantie der Neutralität des Länd— 
chens übernehmen (j. Anhang zur allg. Ehronif). 
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13. Mai. Unterhaus: Committee Berathung über die Reformbill, Die 


18, 


20. 


21. 


24. 


29. 


30. 


31. 


fog. Lodgers- ober Untermietherfrage wird mit 208 gegen 145 
Stimmen dahin entichleben, daß ein Untermiethet, ber 12 Monate 
ein Logis innegehabt hat, das unmdblirt 10 Pfd. Miethe jährlich 
foften würbe, ſtimmberechtigt fein foll. 


„ Unterhaus: Committee-Berathung über die Neformbill, Herr 
Hodgkinſon verlangt, das Syſtem ber fog. compound householders 
überhaupt ganz zu befeitigen: jeber Miether jolle fortan verpflichtet 
jein, feine Steuern felbft (mit mehr durch den Hauseigenthümer 
und im Miethzins inbegriffen) zu bezahlen, jo daß alſo praftiich 
jeber Hausmiether aud Wähler werde. Gladſtone erflärt fih durch 
bie ganze Reformbill zufrieden geftellt, wenn bie Regierung ſich bazu 
verjtehen könnte. Disraeli macht das Zugeftändniß wirklich, vorerft 
indeß nur im Allgemeinen und will am 20. Mai dem Haufe bar: 
über Näheres mittheilen. 
„ Unterhaus: Committee-Berathung über bie Reformbill. Disraeli 
erflärt, bez. der compound householders fi ganz ber Autorität 
bes Haufes zu unterwerfen, Lowe beflagt die bemofratiige Sünb- 
fluth, die eingebrochen fei, und die Clauſel wird angenommen. 

Ein Antrag Kohn Stuart Mills auf Ertheilung des Stimmrechts 
auch an bie Frauen wird mit 196 gegen 73 Stimmen verworfen, 


v» Die Regierung verlangt von beiden Häuſern bes Parlaments 
eine weitere Suspenfion der Habeas-corpus-Akte für Irland vom 
1. Juni l. J. an bis zum 1. März 1868. Diefelbe wirb ohne 
Widerftand zugeſtanden. 
» Kl. Proclamation bez. der Eonföberation ber brittiichen Colonien 
Nordamerikas, wonach dieſelbe am 1. Juli d. %. in's Leben treten ſoll. 
„ Unterhaus: Die Bill für Zulafjung der Diffenters zu den Uni— 
verfitäten von Oxford und Cambridge durch Abſchaffung der Ber: 
pflihtung auf die 39 Glaubensartifel der Hochkirche wirb auch in 
zweiter Leſung mit 156 gegen 144 Stimmen genehmigt. 
„ Unterhaus: Committee Beratung über bie Reformbill. Der 
Antrag, vier Heinen Nejtern wegen Beſtechlichkeit ihr bisheriges 
Wahlrecht ganz zu entziehen, wird mit 350 gegen 49 Stimmen 
genehmigt. 

J. St. Mill ftellt einen Antrag auf municipale Reorganifation, 
reſp. Unification Londons. 
„Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbill. Mit 
306 gegen 179 Stimmen wird beſchloſſen, allen Städten, nicht bloß 
unter 7000, ſondern unter 10,000 Einwohnern von 2 Parlaments- 
mitgliedern eines zu entziehen. 
„ Großartiger Strike der Schneider in London. 
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3. Juni. Unterhaus: Committee Berathung über die Reformbil. Ein, 


17. 


18. 


20. 


24, 


28, 


Antrag, den Kleinen Städten unter 5000 Einwohnern ihre bisherige 
Bertretung im Parlament ganz zu entziehen, wird mit 296 gegen 
217 Stimmen verworfen. 


» Die Regierung verzichtet mit Rüdficht auf die Verein. Staaten auf 
bie bee, einen königl. Prinzen zum Generalftatihalter der neuen 


 &onföberation ber brittiihen Colonien Nordamerikas zu ernennen 


und ernennt dazu Viscount Monk. 


» Unterhaus: Dieraeli bringt die Bill für die neue Vertheilung 
der Parlamentsfige in England ein. 


„» Die Times regt eine durchgreifende NReorganijation des Ober: 
baujes an, das in feiner jegigen Zuſammenſetzung weder den An— 
forderungen ber Zeit noch feiner Aufgabe zu genügen im Stande fei. 
„ Unterhaus: Labouchere interpellirt die Regierung bez. der auch 
von Großbrittanien mit übernommenen Garantie der Großmächte 
für die Neutralität Luremburgs. Aus der Antwort Lord Stanley’s 


ergibt fih, daß die ganze Collectivgarantie eben ale collective eitel 


Schein ift und nidht den minbejten realen Werth hat, jondern ledig— 
lih einen Vorwand für Preußen darbieten follte, um anftändig auf 
Zuremburg verzichten zu können. 

„ Unterhaus: Sitvertheilungsbill für England. Der Antrag Laings, 
ben 6 großen Städten Birmingham, Briftol, Leeds, Birmingham, 
Mancheſter, Sheffield je 3 ſtatt ber bisherigen 2 Mitglieder zuzu: 
theilen, wird von ber Regierung eifrig befämpft und mit 247 gegen 
239 Stimmen verworfen. | 

„ Unterhaus: Sigvertheilungsbil für England. Die von Disraeli 
beabfichtigte Verkoppelung ber freien Univerfität London mit ber 
hochkirchlichen von Durham fällt mit 234 gegen 226 Stimmen, 

„ Dberhaus: Die Antwort Derby’3 auf eine Interpellation Lord 
Ruſſels bejtätigt, was Lord Stanley ſchon am 14. d. M. im linter: 
hauſe bez. der Garantie ber Neutralität Ruremburgs dargelegt haite, 
in ber unzweideutigſten Weife. 

Unterhaus: Committee:Berathung der Reformbil. Die von con: 

jervativer Seite beantragte Abftimmung. durch beglaubigte Wahlzettel 
wird mit 272 gegen 234 Stimmen abgelehnt. 
„ DOberhaus: Lord Ruſſel verlangt eine Fönigl. Commijfion zur 
gründlihen unb vollen Aufftelung des Eigenthums und ber Ein: 
nahmequellen ber iriſchen Staatskirche im Hinblick auf eine befiere 
Berwaltung und billigere Verwendung berfelben zum Wohle des 
iriſchen Volkes. Es wird beihloffen, die Königin durch eine Adreſſe 
um bie Nieberfegung einer ſolchen Commiſſion zu bitten. 


„ Dberhaus: Eine Lönigl. Botſchaft verfündet bie Nieberfegung 
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einer. Commijfion für Unterjuhung und Feftitellung, des Vermögens 
ber Staatsfirhe in Irland. 

‚Unterhaus: Committee-Berathung ber Reformbil, Der Attorney: 
General tritt bez. der no immer unerlebigten Frage ber compound 
houscholders mit der Clauſel hervor, die allen fonit ſtimmberech— 
tigten Hausinhabern das Wahlrecht. ertheilt, fofern fie die ihnen 
abgeforderten Steuern entrichtet haben. Die Claufel entipricht bloß 
ber früheren Zufage Digraeli’s, wird aber nunmehr von der Re: 
gierungspartei heftig bekämpft und ſchließlich mit 207 gegen 205 


- Stimmen verworfen, indem ber Antragiteller jelbjt und mehrere 


Minifter dagegen ftimmen. Große Erbitterung ber Oppofition. 
Disraeli verfpricht, fi die Sache nochmals zu überlegen. 


— Juni. Die eingeleitete Unterſuchung bez. der Trades Unions (Arbeiter: 


vereine) bringt eine Reihe ber verwerflichſten Gewaltthätigfeiten ber: 
jelben in mehreren Fabrifjtäbten, namentlich aber in Sheffield, an 
ben Tag. 


1. Juli. Unterhaus: Sibvertheilungsbill für England. Horsfall nimmt 


12, 


den früher verworfenen Antrag Laings theilmeife wieder auf und 
beanfprucht wenigftens für bie großen Stäbte Liverpool, Mancheſter 
und Birmingham einen dritten Vertreter. Disraeli erklärt ſich erft 
dagegen, dann plößlih dafür und fügt jenen. Städten fogar nod) 
Leeds hinzu. Strafrede General Peels. Der Antrag wird mit 
297 gegen bloß 63 Stimmen angenommen. 

„ Der neue Oeneralgouverneur ber Conföderation der brittifchen 
Colonien Norbamerifas inaugurirt in Ottawa bie neue Ordnung 
ber Dinge, 

„ Unterhaus: Sitvertheilungsbil für England. Auch Leeds erhält 
ein brittes Barlamentsmitglied, Briftsl und Sheffield dagegen werben 
abgemiefen. 

„ Unterhaus; Committee-Berathung der Reformbill. Der Antrag 
Lowe's auf Geftattung cumulativer Wahlftimmen (bei 3 und 4 
Candidaten) wird mit 314 gegen 173 Stimmen verworfen. 
„Beſuch des Vicekönigs von Aegypten. 

„ Unterhaus: Ende der Committee-Berathung über bie Reformbill. 
„  Befandtenwechfel: Lord Lyons geht an die Stelle des fi in's 
Privatleben zurücziehenden Lord Cowley von Konitantinopel nad) 
Paris, Elliot von Florenz nad Konftantinopel, Paget von Liffabon 
nad) Florenz. 

„ Das Schießen von Wimbledon wird von mehr als 2000 belgi- 
hen Nationalgarbiften befucht. 

„ Der Sultan fommt zum Beſuche nad London. 
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15. Juli. Unterhaus: Dritte Lefung ber Reformbill. Lord Eranbourne 
und Hr. Rome erheben ſich nochmal gegen bie „nicht mehr conjer: 
vative“ Maßregel. Der Schatzkanzler vertheibigt fih. Bei ber Ab- 
ftimmung erfolgt nur ein ſchwächliches Nein, 

16, „ Unterhaus: Debatte über die Bil zur Vermehrung der angli: 
canifhen Bilhöfe. Derbe Oppefition. Die Bil wird ſchließlich 
bo mit 45 gegen 34 Stimmen in zweiter Lefung genehmigt. 

Dberhaus: Die Reformbill wird zum erften Dial gelefen. 


17. „ Zu Ehren des Sultans wird in Spithead eine große Ylotten= 
revue veranitaltet. 


19. „ Zu Ehren des Sultans findet im Gebäude des indiſchen Mini: 
jteriums ein Ball ftatt, der an Glanz und Luxus das non plus 
ultra leiſtet. 


22. Das Unterhaus beginnt bereit® mit dem jog. Mafjacre der unſchul⸗ 
digen Kindlein: die Regierung nimmt 9 ihrer eigenen Bille 
zurüd, darunter aud bie über Grundbeſitz und Pachtverhältniſſe in 
Irland. — Die Parkbill (wonah in ben ſog. Eönigl. Parks fein 
Meeting ohne Erlaubniß der Krone gejegmäßig fein fol) wird troß . 
lebhafter Oppofition mit der großen Mehrheit von 117 Stimmen 

im zweiter Lefung angenommen. 
23. „ Wieberabreife des Sultans, 


24. „ Das Unterhaus genehmigt mit einer Majorität von 30 Stimmen 
in britter Lefung die Bill zur einfahen und unbedingten Abjchaffung 
der Kirchenjteuern, jo weit fie nicht freiwillig geleijtet werben. 

Dberhaus: Zweite Lefung der Reformbill. Der Antrag des 
Grafen Grey, der die Bill in ihrer jegigen Geftalt als „nicht geeignet, 
biefe wichtige Frage dauernd zu löſen oder bie fünftige gute Regier— 
ung des Landes zu fördern” erflärt, wird gegen bloß 2 Stimmen 
verworfen. Lord Ruſſel erklärt die neue Vertheilung der Sitze für jo 
ungenügend und mangelhaft, daß fie fih kaum einige Jahre werde 
behaupten können. 


25. „ Das Oberhaus verwirft bie vom Unterhaus mit großer Mehr: 
heit angenommene Bill, welche die Privilegien der Univerfitäten von 
Orford und Cambridge allen ohne Unterſchied ber Religion eröffnen 
follte, mit 84 gegen 28 Stimmen. 


26. ,„ Unterhaus: Debatte über Irland. Die Regierimg verſpricht auch 
für die nächte Seſſion Feine burchgreifende Mafregeln. — Layard 
interpellirt bie Regierung bez. Abyſſiniens, in ber Ueberzeugung, daß 
e8 feinen Ausweg mehr gebe, als eine Expedition gegen bagfelbe 
auszufenden. Lorb Stanley antwortet, 

„bie Regierung babe ſich Tange Zeit mit biefer Frage beſchäftigt. Alle 
Ag Mittel zur Befreiung der Gefangenen feien nun erſchöpft. Ander— 
eits fönnten im Fall einer Erpedition leicht 400 oder 500 Menſchen geopfert 
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werben, um 5 Judividuen zu reiten. Unter biefen Umftänden babe Sir 
Stafford Northeothe nad Indien den Beichl telegraphirt, zwei ober brei er: 
fahrene Offiziere nach Aden zu jenden, damit fie ſich dort mit dem Oberften 
Merewetber beiprehen, die Küftenpunfte unterfuchen und anbere zu einer cts 
waigen &rpebition in’s Innere Abyffiniens erforberlihe Erfundigungen eins 
ziehen. Man Fönne einen Verſuch zur Nettung ber Geſangenen nicht unters 
lafjen, anderjeits dürfe man nicht übereilt handeln, nicht England der Mög: 
lichkeit einer militärischen und politiichen Niederlage ausſetzen. 


29. Juli. Oberhaus: Committee Berathung über bie Reformbill. Der 


30. 


Antrag Halifar (die Heinen Mahlfleden unter 5000 Wählern ganz 
zu bejeitigen und dagegen die großen Städte des Reihe ſämmtlich 
befjer zu bedenken) wird mit 100 gegen 59 Stimmen verworfen, 
dagegen der Antrag Cairn's (Erhöhung des Cenfus der Untermiether 
von 10 auf 15 Pfo.) mit 121 gegen 89, und Harromby’s (Er: 
böhung des Cenſus der Erbpächter von 5 auf 10 Pfd.) mit 119 
gegen 86 Stimmen angenommen. 


„ Dberhaus: Committee» Beratung über die Reformbil, Der 
Antrag Grey's (bie mittelbare Steuerzahlung der jog. compound 
householders abzufhaffen und damit virtuell das unbeſchränkte Haus: 
haltsſtimmrecht einzuführen) wird mit 148 gegen 53 Etimmen ver: 
worfen, ebenjo ber Antrag Halifar (die in ſtädtiſchen Wahlbezirken 
anjäffigen Pächter den Freilehen gleichzuftelen) mit 135 gegen 41 
Stimmen, Dagegen wirb der Antrag Eairn’s (für die 11 ftädtifchen 
Wahlbezirke, denen nad dem neuen Geſetze 3 Mitglieder zugeftanben 
find, zu bejtimmen, daß jeder Wähler nur für 2 Candidaten zu 
ftimmen berechtigt fei, um der Minorität, wenn fie irgend numerifche 
Bedeutung hätte, die Möglichkeit zu fichern, ihren Candidaten als 
ben dritten durchzubringen) wird mit 142 gegen 51 Stimmen an: 
genommen [weil das ‘Brincip der Minoritätswahlen zunächſt wenig: 
ſtens und in ben großen Gtäbten bloß den Eoniervativen zu Gute 
fonımt). 


1. Aug. Oberhaus: Committee Berathung über die Reformbill. Der 


Antrag Grey's (keinem Wahlfleden unter 12,000 Einwohnern mehr 
als 1 DBertreter zuzugejtehen) wird mit 93 gegen 37, der Antrag 
Lyreden (alle Mahlfleden unter 5000 Einwohnern zu befeitigen) 
mit bderjelben Mehrheit, endlich auch der Antrag Grey's (die Ming: 
ritäfenvertretung auch auf die ländlichen Wahlbezirke auszubehnen) 
wird (weil den Gonfervativen ungünftig) mit 98 gegen 86 Stimmen 
verworfen. 

Unterhaus: Schlimmer Eindruck der vom Oberhaus in der Re— 
formbill angebrachten Modificationen; gegen die Erhöhung des Cenſus 
ber Untermiether wird bereits eine Motion angekündigt. 

„ Dberhaus: Schluß der Committee-Berathung über die Reformbill, 
Die (vom Unterhaus verworfene) fchriftliche Abſtimmung wird mit 
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114 gegen 36 Stimmen geftattet und die Glaufel bez. Erneuerung 
des Unterhaufes: nad) bem Tode des Souveräns geftrichen. 


9. Aug. Oberhaus: Mit Rüdfiht auf die Stimmung bes Unterhaufes 


13. 


15. 


21. 


wird auf ben Antrag Ruſſel's beidhloffen, die Erhöhung des Cenſus 
ber Untermiether freiwillig zurüdzunehmen und berjelbe einjtimmig 
bon 15 mwieber auf 10 Pfd. herabgefekt. 


„ Dberhaus: Die Reformbill wird in dritter Leſung angenommen 
und fofort dem Unterhaus überfendet. Lord Derby erklärt, 
„bie Bill fei allerdings ein großes Experiment und gewijfermaßen ein 
Sprung in's Dunkle; doch babe er jo großes Vertrauen zum gefunden Per: 
ftand jeiner Landsleute, daß er glaube, die jetzt erfolgte Ausdehnung bes 
Stimmrechts werde den Staatseinrihtungen cine feitere Grundlage geben 
und die-Yoyalität und Aufriedenheit des Volkes erhöhen.“ 
„ Unterhaus: Berathung über die Modificationen des Oberhauſes 
zur Neformbil, Das Nmendement bez. der Pächterrechte wird mit 
235 gegen 188 und die Erlaubniß fohriftlicher Abjtimmung mit 
258 gegen 206 Stimmen abgelehnt, dagegen der Vertretung der 
Minoritäten mit 253 gegen 204 Stimmen zugeftimnt. 


Dberhaus: Die vom Unterhaus beſchloſſene Abſchaffung der 
Kirchenfteuern wird mit 82 gegen 24 Stimmen verworfen. 


„ . Das Unterhaus beichließt feine Antwort auf die Beſchlüſſe des 
Dberhaujes bez. der Reformbill demſelben mit einem jchriftlichen 
Berichte zu übermachen, dagegen eine Conferenz beider Häuſer be: 
hufs einer Einigung abzulehnen. 

» Das Dberhaus fügt fi) auf Lord Derby's Antrag den fchliek- 
lichen Deihlüffen des Unterhaufes in der Frage der Reformbill, die 
bon ber Königin demgemäß am 15. Aug. fanctionirt wird. 

„ Unterhaus: Die Oppofition weiß die jog. Park-Regulirungsbill 
bei der britten Lefung doch noch zum Falle zu bringen und bie 
Regierung zu veranlaffen, fie felber zurüdzuziehen. 

„ Schluß der Parlamentsfejfion. Thronrede der Königin: 


Me . Die von Mir dem regierenden Monarden von Abyſſinien 
gemachten Mittheilungen, um die Freilaſſung ber brittifc,en Unterthanen, bie 
er in feinem Lande feithält, zu erwirken, haben leider bis jeßt ihren Zweck 
verichlt. Ich habe es daher. für nöthig erachtet, ihre fofortige Freilaffung 
gebieterifch zu fordern, und Maßregeln zur Unterſtützung dieſer Forderung 
zu ergreifen für den Fall, daß es zulegt nöthig werden follte, Gewalt anzu: 
wenden. Die verrätherifche Verihwörung in Jeland, auf welche Ich Ihre 
Aufmerkſamkeit fhon früher gelenft habe, brach zu Anfang biefes Jahres 
in einen ohnmächtigen Aufftondsverfuch aus. Daß er faft ohne Blutvergießen 
unterbrüdt wurde, verdanfen wir nicht nur ber bisciplinirten Tapferkeit 
Meiner Truppen und dem treiflihen Verhalten ber Polizei, fondern ebenjo: 
fehr der allgemeinen Loyalität ber Bevölkerung und dem Umſtande, daß bie 
nfurgenten Fein Leichen, ber Sympathie von einem irgend. beträchtlichen 
Theil Meiner Unterthanen erhielten, Ich freue Mich, daß die Hoheit bes 
Geſetzes gewahrt wurde, ohne daß Ich in die peinliche Nothwendigleit gerieth, 
ein einziges Menſchenleben opfern zu müſſen. .. Mit dem Akte zur Einigung 
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ber brittifhenorbamerifanifhen Provinzen ijt enblich ein lang: 
gehegter Plan ausgeführt, in Folge, deifen fi erwarten läßt, daß jene nun 
zu einem einzigen Lande verbundenen Golonien nicht nur größere Kraft zur 
Abwehr ausmärtiger Angriffe gewinnen, ſondern auch unter einander durch 
friſche Bande gegenfeitiger Snterefien verbunden, und an das Mutterland 
durch die einzigen Bande werben geknüpft werben, welche wirffam fo wichtige 
Befigungen fefthalten fünnen — nämlich dur Loyalität gegen bie Krone 
und Anhänglichfeit an den Zufammenbang mit Großbrittanien. Mylords 
und Gentlemen, Ih babe mit hoher Befriedigung einer Bill zur Ber: 
bejferung derBolfsvertretung im Parlament Meine Zuftimmung 
ertbeilt, Ich vertraue ernfilich daranf, daß bie umfaſſende und freifinnige 
Maßregel, welche Sie angenommen haben, zur dauerhaften Löſung einer 
Trage dienen werde, welche die öffentliche Auſmerkſamkeit Tange beſchäftigt 
bat, und daß bie große Anzahl Meiner Untertbanen, die jegt zum erſten 
Mal das MWählerrecht ausüben joll, bei der Erfüllung der bamit verbundenen 
Pflichten fich bes vom Parlament ihnen beriefenen Vertrauens würdig 
zeigen werbe. . . .* 


16. Sept. Der Beſuch franzöfifcher Journaliſten in Kopenhagen bringt 


17. 


19. 


27. 


die wenigſtens theilweiſe ſehr veränderte Anſchauung der öffentlichen 
Meinung in England bezüglich Dänemarks deutlich zu Tage. Der 
„Daily telegraph‘ ſieht ſich veranlaßt, den Dänen bezüglich Nord— 
ſchleswigs und ihrer franzöſ. Hoffnungen den Kopf ziemlich derb 
zurecht zu ſetzen, 

indem er ſie darauf aufmerkſam macht, daß Frankreich ſelbſt im Fall 
eines Krieges und einer Niederlage Preußens „auf die Abtretung vieler ihm 
näher liegenden Orte unendlich mehr Gewicht legen würde, als auf die 
Wiederherſtellung der däniſchen Herrſchaft auf der cimbriſchen Halbinſel, und 
daß, wenn Preußen in jenem Fall einen Theil ſeiner füdlichen Beſitzungen 
abträte, ihm ohne Zweifel geſtattet würde, zu behalten, was er im Norden 
verloren bat; die entente cordiale mit Frankreich könne daher den Dänen 
nur ſchaden“, und ihnen zu guter Lebt ben Rath gibt: „Die einzige Fluge 
Bolitif Dänemarks befteht darin, fein Heil in einer cordialen Allianz mit 
Deutichland zu ſuchen. Nur fo kann es fein allmäliges, aber unvermeibliches 
Aufgeben im großen teutonifchen Gemeinwefen verzögern.“ 
„ Große Reformconferenz der ſchottiſchen Reformliga in Glasgow: 

Es nehmen daran mehr als 200 Delegirte der verfchiedenen Zweigvereine 
Theil und auch die Präfidenten ber engliihen und der iriichen Reformligen. 
Einftimmig werben Rejolutionen gefaßt, welche die Fräftige Fortjegung der 
Agitation für geboten halten, die für Schottland beabfichtigte Verteilung ber 
Parlamentsfige für höchſt unbefriedigend und lediglich ben Einfluß der großen 
Grundbefiger verftärfend erflären, das Ballot verlangen und allgemeine 
Schulpflicht, endlich die Zuftände Irlands auf bie Tagesordnung bes nächſten 
Parlaments geſetzt wiſſen wollen. j 
» Zwei gefangene enier, Kelly und Deafey, werden in Man: 
hefter auf dem Transport in's Gefängniß von einem Haufen Jr: 
länder gewaltfam befreit und bei dieſer Gelegenheit ein Polizeimann 
getöbtet. 
„ Adtzig Biſchöfe der anglicanifhen Kirche aus dem Muiterland, 
den Eolonien und ben Verein. Staaten halten zu London eine Art 
allg. anglicaniſcher Synode ab, 
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Die Beihlüffe berjelben zielen im Ganzen auf einen fefteren Zufammenbang 
und größere Ginheit zwiſchen ben verſchiedenen Zweigen ber anglicanijchen 
Kirche hin. Die meiften find indeß jromme Wünſche ohne thatfächliche Bes 
beutung,, wie 3. B. bie Sehnſucht nad "Gründung einer alg. Synode mit 
canonijcher Autorität oder eine Refolution gegen ben bäretifchen Dr. Colenſo, 
Biſchof von Natal in Afrika, und bie Urtheile ber Prefje über die Berfamms 
5 * daß felbft in England bie bisherige bibliſche Orthodoxie arg 
erfchüttert ift. 


3. Oct. Eine Verfammlung der iriſchen kath. Biihöfe zu Dublin fpricht 


12, 


ſich entichieden für Aufrechthaltung der Selbitändigfeit ihrer Kirche 
und daher gegen jede Staatsbotation berjelben aus, wahrt ſich jedoch 
das Anrecht auf die ihr miberrechtlih zu Gunften ber Hochkirche 
entzogenen Güter, betont ferner ſtark das Anrecht auf eine bom 
Staate unbehelligte Fath. Schulerziehung, ſucht ben Eifer für Er: 
richtung einer rein Fath. Univerfität anzujpornen, warnt aber jchließlich 
auch ernitlich vor Theilnabme an geheimen Gejellfchaften, d. 5. vor 
dem Fenierthum. 

» Beginn der abyffinifdhen Erpebition: die erften Truppen gehen 
von Aden und NAlerandria nah Maſſavah ab (im Ganzen fol In— 
dien 12,000 Mann und darunter 4000 Europäer jtelen). Ber: 
öffentlihung eines Blaubuchs bez. Abyſſinien, das jedoch nicht über 
den 10. Juli d. J. zurüd reicht. 

„ Ende des großen Schneider-Strife in London nah einer Dauer 
von fat 7 Monaten. 


1. Nov. Fenierproceh in Mandefter in Folge des Vorgangs vom 19. 


19. 


23. 


Sept. Die erjte Reihe der Angellagten, fünf Irländer, werben, 
ber Tödtung bes Polizeimanns beſchuldigt, ſämmtlich, obgleih ber 
Beweis nicht hergejtellt werden konnte, zum Tode verurtheilt, weil 
die öffentliche Meinung in England ein Erempel ftatuirt willen will, 
„ Die amtliche Zeitung verfündet die Niederfegung einer Commiſſion 
zu Unterfuhung der iriihen Kirchenangelegenheiten. 

„ Eröffnung bes erften Parlaments der Conföberation der britti: 
fhen Eolonien von Norbamerifa durch den Generalftatthalter Lord 
Mont zu Ottawa. 

„ Die Anklage auf Mord wird gegen bie. zweite Reihe ber Fenier 
in Mancheſter vom öffentlihen Ankläger felbft fallen gelaflen, bie: 
felben werben für „nicht ſchuldig“ erklärt und ſofort frei gelaſſen. 
„ Eröffnung der in Folge ber abyffiniihen Grpebition nothwendig 
gewordenen aufßerorbentlihen Sejfion des Parlamente, Xhronrebe 
der Königin. 

» Die in Mancheſter verurtheilten Yenier werden, nachdem bie 
Königin nur einen begnabigt bat, gehängt. Alle Bemühungen bei 
ber Regierung für ihre Begnadigung bleiben wirkungslos. Xrauer: 
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bemonftration in Mandefter und London, jpäter in Corf und 
Dublin. 

26. Nov. Unterhaus: Disraeli verlangt für ben abyſſiniſchen Feldzug 
vorerft 2 Mill, Pfd. und ſchlägt die Geſammtkoſten auf circa 3% 
Mil. an. Die Forderung wird bewilligt, aber mit 198 gegen 23 
Stimmen wenigftens theilweije auf das. Budget Indiens gemälzt. 


6. Dec. Die Vorhut der abyſſiniſchen Erpedition erreicht Senafe. 

13. „ Neue „Pulververſchwörung“ der Fenier in London: Kataftrophe 
beim Gefängniffe von Clerkenwall. Paniſcher Schred im ganz 
England. | 

14, „ Mehrere irifhe Lords, 22 iriihe Parlamentsmitglieber, bie 
Statthalter von 11 Grafſchaften und 53 Friebensrichter wenden 
fi in einer Adreffe an die Regierung um Abſchaffung der Privile— 
gien ber iriihen Hochkirche. 

17. „Auf die Weifung der Regierung werben zunächſt in London 
und dann aud in ben meiſten großen Provinztaljtädten zahlreiche 
freiwillige Specialconftabler eingeſchworen. 

23. u Decan D’Brien und 400 kath. Geiſtliche in Limerid juchen 
durch eine Art Manifeſt (Nationalitätserflärung) eine neue Repeal: 
bewegung in Irland in Gang zu bringen. 


4. Srankreid, 


19. Kan. Der Kaijer fündigt in einem Schreiben an den Staatsminifter 
Rouher die Abſchaffung der Adreſſe und bie Erſetzung berfelben 
durch ein „vorfichtig reglementirtes Interpellationsrecht“ fo wie bie 
jpätere Vorlage eines Geſetzesentwurfs über die Preffe und eines 
folden über das Vereinsrecht an, was er als bie „endliche Krönung 
des Gebäudes” bezeichnet: 

Brief an Rouher: „Seit einigen Tagen fragt man fi, ob unſere 
Einrichtungen die Grenzen ihrer Vervollklommnung erreicht haben, ober ob 
neue Verbefjerungen einzuführen wären; daher eine bedauerliche Ungewißbeit, 
welcher ein Ziel zu jeßen von Wichtigkeit ift. Bisher haben Sie in Meinem 
Namen mutbhig kämpfen müſſen, um unangemeffene Forderungen zurüdzus 
weifen, und mir die Initiative zu Reformen zu laffen, welche nützlich find, 
fobald ihre Stunde gefommen ift. Heute glaub’ Ich, daß es möglich ift ben 
Einrichtungen bed Kaiſerreichs ale die Entwidlung deren fie fähig find, und 
den öffentlichen Freiheiten eine neue Ausdehnung zu geben, ohne die Gewalt, 
welche die Nation Mir anvertraut bat, zu gefährden. Der Plan, ben Ich 
Mir vorgezeichnet habe, beiteht darin, die Unvollfommenpeiten, welche die 
Zeit enthüllt Hat, zu verbeffern, und mit unſern Gewohnbeiten vereinbaren 
Fortſchritten Raum zu geben: denn Negieren beißt bie gewonnenen Er— 
fahrungen verwerthen und bie Bebürfniffe ber Zufunft vorausjehen. Das 
Decret vom 24. Nov. 1860 Hatte zum Zweck, ben Senat und ben gefek: 
gebenden Körper unmittelbar an der Politik der Regierung zu betbeiligen, 
aber die Adreßdebatte hat nicht zu ben Ergebniffen geführt, die man von 
ihr hätte erwarten jollen; fie bat bisweilen die öffentlihe Meinung unnütz 
aufgeregt, zu unfruchtbaren Grörterungen Anlaß geben, und eine für bie 
Geſchäfte koſtbare Zeit verlieren laſſen; Ich glaube, daß man, ohne die Vor: 
rechte ber berathenden Gewalten zu verfürzen, bie Abreffe durch ein vor: 
forglich reglementirtes Interpellationsrecht erſetzen kann. ine andere Modi— 
fication in ben Beziehungen der Regierung zu ben großen Staatsförpern 
ſchien Mir nothwendig; ich glaubte, daß Ich, indem Ich die Minifter Fraft 
einer befondern Delegation in den Senat und in ben gefeßgebenden Körper 
hide, um an gewiljen Discuffionen theilzunehmen, die Kräfte Meiner Re: 
gierung befjer verwerthen würde, ohne aus den Beſtimmungen ber Verfafjung 
zu treten, welche feine Solidarität unter ben Miniſiern zuläßt, und fie aus: 
ſchließlich vom Staatsoberhaupt abhängig macht. Aber auch Hierauf dürfen 
fih die Reformen nicht beſchränken, beren Einführung angemeffen iſt; ein 
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Geſetz wird vorgelegt werden, welches ber Zuchtpolizeigerichten auoſchließlich 
bie Beurtheilung ber Pregvergehen überträgt, und fo bie discretionäre Ge— 
walt ber Regierung abſchafft. Es iſt ferner nothwendig, das Bereinsrecht, 
mit Ginhaltung der Grenzen, welche die öffentlihe Sicherheit erheifcht, ges 
jepfich zu vegeln. Ich fagte im letzten Jahr, daß Meine Regierung auf 
einem befejtigten, die Gewalt wie bie Freiheit zu ertragen fähigen Boben 
fortfchreiten will. Durch die eben bezeichneten Maßregeln erfüllen fih Meine 
Worte: Ich erjgüttere nicht den Boden, welden 15 Jahre ber Rube und 
bes Gedeihens geftärkt haben, Ich befeftige ihn noch mehr, indem Jh Meine 
Beziehungen zu den großen öffentlichen Gewalten noch inniger mache, indem 
Ich den Staatsbürgern durch das Geſetz neue Garantien gewähre, indem 
Sch endlich die Krönung des durch den Vollswillen errichteten Gebäudes 
vollende.“ 

Dem Briefe iſt fofort auch das Decret über bie Abichaffung ber 
Adreſſe und über die Reglementirung des nterpellationsrechtes bei: 
gefügt. Zugleih fündet der „Moniteur“ an, die Regierung hege 
„den Ichhaften Wunſch, der Würdigung der großen Staatskörper die 
Gründe zu unterbreiten, welche die Haltung der Regierung in ber 
auswärtigen Politik beftimmt haben; die Aufhebung ber Adreſſe 
werde biefe Aufklärungen nicht verzögern, denn die Regierung fei 
entjhloffen, glei im Beginn der Sigung Fragen und Interpella— 
tionen über die auswärtigen Angelegenheiten anzunehmen.“ 


2 Yan. DasMinifterium bietet in Folge der neuen Bolitif im Innern 


n 


5.— 


feine Entlaffung an. Augenblickliche Krifis: Hoffnungen Olliviers, 
Der Kaifer nimmt die Entlafjung des Babinets nit an. Rouher 
bleibt und das Gabinet erleidet bloß einige Modificationen: Rouher 
übernimmt auch das Finanzminifterium, Marſchall Niel den Krieg, 
Rigault de Genouilly die Marine, Forcade de la Roquette Handel 
und Aderbau. 

„ Der „Moniteur” zeigt offiziell an, daß bis zu diefem Tage bie 
ganze franzöſiſche Erpebitionsarmee in Merico ftaffelförmig zwiſchen 
der Hauptſtadt und Veracruz aufgejtellt jein jollte, um alsbald bie 
Einfhiffung nad) Europa zu beginnen. 


6. Febr. Die Franzoſen räumen die Stabt Merico und beginnen 
ihren Rüdzug nad Veracruz. 


7. Febr. Ein kaiſ. Decret ertheilt dem Senat ſowohl als dem gefeßgeb. 


11. 


12. 


14: 


Körper ein neues Geſchäftsreglement. 

„ Gin kaif. Decret ftellt die 6. Schwadron in den Garberegimen: 
tern wieder ber und ordnet bie Bildung eines neuen Negiments 
afrifanifher Jäger an. Die Maßregel jei getroffen im Intereſſe 
ver Dffiziere, deren Avancement durch die Rebuctionen vom Nov, 
1865 verlangfamt worben jet. 

„  Kaifer Mar v. Merico, von den Franzoſen preisgegeben, verläßt Merico 
an der Spiße feiner Truppen und zieht am 19. Febr. in Querdtarg 
ein, um ben beranziehenden Republilanern Widerjtand zu leiſten. 

„ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaiſers: 
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„Seit Ihrer letzten Seſſion haben fi ernſte Ereigniſſe in Europa zuge: 
tragen. Wiewohl fie die Welt durch ihre Schnelligkeit und die Bebeutfamfeit 
ihrer Erfolge in Erſtaunen gefegt haben, ſcheint es boch, daß fie nad ber 
Vorausſicht des (erſten) Kaiſers fih unabweisbar vollziehen mußten. Napoleon 
fagte zu St. Helena: „„Einer meiner größten Gebanfen war die geographiſche 
Aufammenfhliefung und die Goncentrirung derjenigen Wölfer, die durch 
die Revolutionen und bie Politik zerfpalten und zerftüdelt worden‘ waren, .. 
Diefe Zujammenihliegung (agglomeration) wird früher oder fpäter durch 
die Macht der Dinge zu Stande fommen; der Anſtoß iſt gegeben, und ich 
denke nicht, daß nad meinem Fall und dem Verſchwinden meines Syftems 
ein anderes großes Gleihgewict in Europa möglich fein wird, als das ber 
Zulammenjhliefung und des Bundes ber großen Völker.” Die Umge: 
ftaltungen, welde in Stalien und in Deutichland vor ſich gegangen find, be= 
reiten die Verwirklihung des umfafjenden Programmes der Einigung ber 
europäilhen Staaten in einer einzigen Gonföberation vor. Das Schaufpiel 
ber Unftrengungen der benachbarten Bölfer, um ihre feit jo vielen Jahr— 
hunderten zerjtreuten Glieder zu fanmeln, kann ein Land, wie das unſrige, 
deſſen ſämmtliche Theile unwiderruflih unter einander verbunden find und 
einen gleidhartigen, unzerſtörbaren Körper bilden, nicht beunrubigen, Wir 
haben mit Unparteilichfeit dem Kampfe zugeichaut, ber ich jenjeits bes 
Nheines entiponnen hatte, Angefichts diefes Zufammenftohes hatte das Land 
laut feinen Wunſch Fundgegeben, demjelben fremd zu bleiben. Nicht allein 
bin ich diefem Wunſche nachgekommen, jondern ich babe audy alle meine Be— 
mühdungen aufgeboten, um den Abſchluß des Friedens zu beichleunigen. Ach 
habe nicht einen Soldaten mehr unter Waffen gejtellt, fein Regiment vor: 
rüden laſſen, und doch bejaß die Stimme Franfreih’s Einjluß genug, um 
den Sieger vor den Thoren Wien’s aufzuhalten. Unſere Vermittlung bat 
zwiſchen ben friegführenden Theilen eine Einigung herbeigeführt, die, indem 
jie Preußen das Ergebniß feiner Erfolge beließ, Defterreih die Integrität 
jeine® Gebietes, mit Ausnahme einer Provinz, erhielt, und durch bie Ab: 
tretung von Benetien bie italieniihe Unabhängigkeit vervollftändigte. Unfere 
Aktion machte fih alſo im Sinne dev Gerechtigfeit und ber Verſöhnung 
geltend. Frankreich bat nicht das Schwerl gezogen, weil feine Ehre nidht 
auf dem Spiele ftand, und weil es veriprocdhen hatte, eine ftrenge Neutralität 
zu wahren. In einem andern Welttheil waren wir genöthigt, zur Gewalt 
zu greifen, um gerechten Bejchwerben abzubelfen, und wir verfuchten, ein 
ehemaliges Kaiferreih wieber aufzurichten. Die glüdlichen Refultate, bie 
wir anfänglich erzielt hatten, wurden buch ein unglüdlidyes (fächeux) Zu: 
fammentrefjen von Umitänden geführbet. Es war ein großer Gebanfe, ber 
zur mericaniihen Erpebition veranlaßt hatte: Die Wiedergeburt eines Volkes 
zu bewerfftelligen, bie been der Ordnung und des Kortichrittes in basjelbe 
zu verpflanzen, unferem Handel einen ausgedehnten Marft zu eröffnen unb 
als die Spur umnferes vorübergehenden Verweilens die Erinnerung ar bie 
ber Civiliſation geleifteten Dienjte zurüdzulaffen; bas war mein und Ihr 
Wunſch. Allein, an bem Tage, an welchem mir bas Maß unjerer Opfer 
bie Antereffen, welde ung jenjeits des Oceans geführt hatten, zu überfteigen 
ſchien, babe ih mich aus freiem Antrieb dazu entichloffen, unfer Armeecorpe 
zurüdzurufen. Die Regierung der Vereinigten Staaten bat begriffen, daß 
eine wenig verföhnliche Haltung die Occupation nur verlängern und die 
Beziehungen verbittern (envenimer) Tönnte, melde zum Wobl der beiden 
Völker freundihaftliher Natur bleiben ſollen. Am Drient find Unruben 
ausgebrochen, allein die Großmächte verftändigen fih, um eine Situation 
anzubahnen, die ben gerechten Wünſchen ber chriftlichen Bevölferungen genüge, 
bie Rechte des Sultans wahre und gefährlihen Berwidelungen vorbeuge. 
In Rom haben wir bie Convention vom 15. September getreufich ausge— 
geführt. Die Negierung bes heil. Vaters ift in eine neue Whale eingetreten.” 
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Sich felber überlaffen, hält fie ſich durch ihre eigne Kraft, durch die Ver: 
ehrung, welche Allen das Oberhaupt ber Fatholiiden Kirche einflößt, und 
durch bie Mebertwachung, welde bie italienifbe Regierung in loyaler Weife 
an ihren Grenzen haudhabt. Allein, wenn demagogiſche Verſchwörungen im 
ihrer Bermefjenheit wagen jollten, bie weltlihe Macht des heiligen Stuhles 
zu bebroben, jo würde Europa, wie ih nicht bezweifle, ein folches Ereigniß, 
das eine jo große Verwirrung in ber Fatholiihen Welt hervorrufen würde, 
nicht zu Stande kommen laffen. Ich kann mi nur mit Befriedigung über 
meine Beziehungen zu ben auswärtigen Mächten ausſprechen. Unfere Ber: 
bindungen mit England geftalten ſich durch die Uebereinftimmung in unferer 
Politik und durch die Bielfeitigfeit unjeres Handelsverfehrs mit jedem Tage 
inniger. Preußen jucht Alles zu vermeiden, was unjere nationale Empfinb: 
lichfeit erregen fünnte und ift in den europäildhen Hauptfragen mit uns eins 
verſtanden. Verſöhnlichen Sinnes ift Rußland geneigt, im Drient feine 
Volitit nicht von der Politit Frankreich's zu trennen. Ebenſo ift es mit 
Deiterreich, deſſen Größe für das allgemeine Gleihgewicht unentbehrlich if. 
Gin Fürzlih abgejchloffener Handelsvertrag hat zwiichen ben beiden Ländern 
neue Bande geichaffen. Endlich unterhalten Spanien und Stalien mit ung 
ein aufrichtiges Einverſtändniß. So vermag aljo unter den gegemwärtigen 
Berhältniffen nichts uniere Beſorgniß zu erweden, und ich hege bie fefte 
Ueberzeugung, daß der Friede nicht geftört werben wird. Gefichert bezüglich 
der Gegenwart, vertrauend in die Aufunit, habe ich geglaubt, baß der Augen 
blid gefommen ift, unfere Inftitutionen zu entwideln. Alle Jahre 
ſprachen Sie mir diefen Wunſch aus; aber mit Recht davon überzeugt, daß 
ber Fortſchritt nur in einem guten Einverftändnig zwiſchen ben Regierungs» 
gewalten vollzogen werben darf, hatten Sie, und ich .danfe Ihnen dafür, Ihr 
Vertrauen in mid gejegt, über ben Augenblid zu enticheiden, an welchem ich 
bie Erfüllung Ihrer Wünſche für möglih Halten würbe. Heute nad fünf: 
zehn Jahren der Ruhe und des Woblergehns, die wir unſern gemeinfamen 
Beitrebungen und Ihrer tiefen Ergebenbeit für die Inſtitutionen bes Kaifer: 
reihes verdanken, bat es mir geichienen, daß bie Stunde gelommen wäre, 
die liberalen Maßregeln zu ergreifen, welche im Gebanfen bes Senats und 
in ben Beitrebungen des gejeßgebenden Körpers lagen. Sch entſpreche fomit 
Ihren Erwartungen, und, kohne aus ber Conſtitution berauszutreten, bringe 
ih Ihnen Geſetze in Vorſchlag, welche den politiihen ‘Freiheiten rteue Gas 
rantien bieten. Die Nation, welche meinen Beftrebungen Gereihtigfeit wibers 
fahren läßt, und bie noch legthin in Lothringen jo rührende Beweiſe ihrer 
Anhänglichfeit an meine Dynaftie gab, wird von biefen neuen Rechten einen 
weilen Gebrauh machen. Mit Net eiferfühtig auf ihre. Ruhe und ihr 
Mohlergeben wird fie fortfahren bie -gefährlichen Iltopien und bie Aufs 
reizungen ber Parteien mit Verachtung zu befirafen. Was Gie betrifft, 
meine Herren, beren überwiegende Majorität befländig meinen Muth auf: 
recht erhielt in biefem ſtets ſchweren Werfe, ein Bolf zu regieren, Sie werben 
fortfahren, mit mir bie treuen Hüter ber wahren Intereſſen und ber Größe 
bes Landes zu fein. Dieſe Intereffen Iegen uns Verpflichtungen auf, bie 
wir zu erfüllen wiffen werden. Frankreich iſt geachtet nach aufen, bie Armee 
bat ihre Tapferkeit gezeigt; aber da bie Bebingungen bes Krieges verändert 
find, erheifchen fie die Bermebrung unferer Bertheidigungsfräfte, 
und wir müffen und derartig organifiren, ba wir unverwundbar find. Der 
Gejekentwurf, welcher mit ber größten Sorgfalt geprüft worden ift, erleichtert 
bie Laft ber Eonjcription in Friedenszeiten, bietet bedeutende Hilisquellen in 
Kriegszeiten bar und befriedigt, indem er mit gerechtem Maße bie Laften 
unter Alle vertheilt, das Prinzip ber Gleichheit; er hat die ganze Wichtigkeit 
einer Inſtitution und wird, bavon bin ich überzeugt, mit Patriotismus an⸗ 
genommen werben. Der Einfluß einer Nation hang von der Zahl von 
Meuſchen ab, die fie unter bie Waffen rufen kann. Vergeſſen Sie nicht, daß 
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die Nachbarſtaaten fich ſehr ſchwere Opfer auferlegen für eine güte Heeres: 
verfafjungz fie haben die Augen auf ums gebeitet, um aus Ihren Beſchlüſſen 
zu beurtheilen, ob der Einfluß Franfreih’s in der Welt wachſen ober fich 
vermindern wird. Halten wir unfere nationale Fahne ftets in berielben 
Höhe; das ift das ſicherſte Mittel, den Jrieden zu bewahren. .. Unfer 
Werk in biefem Augenblide ift, die öffentliden Sitten für die Ausübung 
liberalerer Inſtitutionen heranzubilden. Bisher ift die freiheit in Frankreich 
nur ephemer geweſen, fie hat nicht im Boden Wurzel fafjen können, ba ber 
Mißbrauch fogleih auf den Gebrauch folgte, und bie Nation vorgezogen hat, 
bie Ausübung ihrer Mechte zu beſchränken, als bie Unordnung im den Ideen 
wie in den Sachen zu erbulden. Ge ift Ihrer und meiner witrdig, eine 
ausgedehntere Anwendung von ben großen Prinzipien, welche der Ruhm 
Frankreichs find, zu machen; ihre Ausdehnung wird nicht, wie ehedem, das 
nöthige Anſehen der Autorität gefährden. Die Negierungs:Gewalt tft Heute 
fejt gegründet, und bie brennenden Leidenſchaften, die einzigen Hinberniffe der 
Ausdehnung umnferer Freiheiten, werben in ber Unermehlichfeit ber allge 
meinen Abftimmung erlöihen. Ich hege das befte Vertrauen in den gefunden 
Berftand und den Patriotismus des Volles, und, geftüßt auf mein Necht, 
weldyes ich von ihm erhalten babe, geſtützt auf mein Gewiſſen, weldhes nur 
das Gute will, fordere id Sie auf, mit mir mit fiherem Schritt auf ber 
Bahn ber Eivilifation zu wandeln.“ 


15. Febr. Gefeßgeb. Körper: Die feit 1852 beſeitigte Nebnertribüne ift 
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wieder hergerichtet, Die Negierung legt, zum erften Mal jeit 1860, 
das Budget für 1869 wieber rechtzeitig vor. Die Minifter Baroche 
und Forcade werden durch kaiſ. Decret zu ftändigen Vertretern der 
Regierung neben dem Staatöminijter Rouher ernannt. 

Senat: Rouher bringt ein Senatsconfult ein, bag in Mbänderung 
des Art. 26 der Verfaſſung die conftitutionellen Befugniffe des 
Senats erweitert: 

„Der Senat widerfeßt fi der Promulgation: 1) der Geſetze, welche ent: 
gegen wären ber Verfaffung, der Religion, der Moral, der Freiheit ber Eufte, 
der individuellen Freiheit, der Gleichheit der Bürger vor dem Geſetz, der Un: 
verleglichfeit des Eigenthbums und dem Princip der Unabichbarfeit ber Ma— 
giftrate ; 2) jener, welche bie Vertheidigung des Staatsgebiets compromittiren 
könnte. Der Senat kann ferner, bevor er über die Promulgation eines 
Geſetzes erkennt, beichließen, wenn basfelbe ihm wichtiger Mobificationen bes 
bürjtig ſcheint, daß das Geſetz einer neuen Berathung im gejeßgebenden 
Körper unterzogen werde. In biefem Fall ſpricht der Senat feine Anjicht 
in einem an ben Kaifer erjtatteten Bericht aus. Wenn in einer zweiten 
Berathung der gejetgebende Körper das Gefe ohne Veränderung annimmt, 
fo entjheidet der Scnat nur noch über bie Frage, ob er gemäß Art. 1 und 
2 biejes Acts fich der Promulgation des Geſetzes entgegenftellt, oder nicht.“ 
„Geſetzgeb. Körper: Bei ber Wahl ber Gecretäre der Kammer 
unterliegt bie vorige® Jahr entftandene Mittelpartei vollſtändig. 

„ Quremburg). Der holländiſche Geſandie in Paris regt bie 
Quremburgifche Frage an (ſ. Holland), 

„Geſetzgeb. Körper: Debatte über die nterpellation wegen eineg 
vom Generalpoftdirector Vandal am 24. Yan. db. J. erlaffenen Cir— 
culars, durch welches berjelbe feine Untergebenen anweist, einen 
autographirten Brief bes Grafen Chamborb nicht bloß unter Kreuz: 
band, fondern auch „in geſchloſſenen Briefeouverts“ in Beſchlag zu 
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nehmen und nach Paris einzuſenden. Rouher und Vandal ſelbſt 
geben das Ungeſetzliche der Maßregel zu. Auf den Antrag der 
Mittelpartei wird Uebergang zur Tagesordnung beſchloſſen. 


25.—26. Febr. Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Interpellation Jan— 
juinais bez. Abichaffung der Adreßdebatte. Reden Rouhers und 
Favres. DMivier und bie Mittelpartei erklären ſich als Satisfaits 
und beginnen ben Credit mehr und mehr gänzlich zu verlieren, 
Mit 241 gegen 25 Stimmen wirb bejchloffen, zur Tagesordnung 
überzugehn. | 


28. Febr. (Ruremburg). Frankreich benübt die holländiſche Depeſche v. 
20. Febr., um feinen Gejandten im Haag zu beauftragen, nicht bloß 
gemeinfam mit Holland die Räumung ber Feſtung Luremburg 
Seitens der preuß. Beſatzung zu erwirken, ſondern aud geradezu bie 
Abtretung des Landes von Seite des Königs von Holland ar Frank: 
reich im Haag anzuregen. Die franz. Regierung würde fich indeß 
für diefen Fall. allein vorbehalten, mit der preußiſchen eine vertrau: 
lihe und freundſchaftliche Unterhandlung zu eröffnen: 

„Die Mittheilung bed Haager Gabinet8 vom 20. d. M. regt, mie ich 
Ahnen fagte, wichtige Fragen an, welche zu prüfen unfere Pflicht if. Bes 
jonders muß unſere Aufmerkſamkeit bei der internationalen Stellung Lim: 
burgs und Luremburgs verweilen. Das biefen Gebieten vorbehaltene Roos 
intereffirt in hohem Grabe bie weftlih von Deutjchland gelegenen Staaten, 
namentlih Franfreih, vom Stanbpunft der Sicherheit ihrer Grenzen aus. 
Diefe drei Staaten verdanken es dem Syflem bes Mißtrauens gegen ung, 
baß fie an ben deutſchen Bund geknüpft wurden; aber bie zufälligen, durch 
verjährte politifche Uebereinkünfte geihaffenen Bande wurden in dem Augen 
blick zerriffen, da der deutſche Bund fi auflöste. Vom gefeglichen Stanbs 
punft aus ijt der König von Holland heute berechtigt zu behaupten, daß bie 
Gebiete, um welche es ſich handelt, von jeder Servitut befreit find, und daß 
das Preußen übertragene Recht, in Luremburg Garnifon zu halten, mit ben 
Einrichtungen wegfiel, die e8 allein begründeten und vechtfertigten. Limburg 
ift nicht® amberes mehr als eine holländifche Provinz, und das Großherzog: 
thum muß als ein vollflommen unabhängiger Staat’angefehen werden, regiert 
von einem Großherzog, ber zufälligerweije gleichzeitig König von Holland if. 
Was Yuremburg betrifft, welches uns am nächſten Tiegt, jo könnte Preußen 
in Abwejenheit eines förmlichen Rechts ſich auf feinerlei Verwandtſchaft mit 
ihm berufen: bie wohlbefannten Gefinnungen, bie erklärten Sympatbien ber 
Bevölferungen entfernen fie von jeder Vereinigung mit Deutfchland; ihre 
Neigungen find weit eher Frankreich zugefehrt. Das find Thatfachen, welche 
wir in Betracht ziehen müfjen, und wir würben bedauern, wenn man barüber 
jenfeits bes Rheins anders dächte. Nicht nur unfere materiellen Intereſſen 
wären dann bebrobt, fondern wir hätten bie weiteren Tendenzen ins Auge 
zu fafjen, welche dieſe von ben unfrigen abweichenden Anfchauungen ver» 
rathen würden: wir fünnten beforgen, baß Preußen, von gewillen Theorien 
fortgerifjen, ftatt fih im feinen unbejtrittenen Grenzen einzuſchließen, fich, wie 
man im Haag zu fürchten fcheint, verleiten ließe feine Blicke darüber hinaus— 
zurichten. Ich beeile mich hinzuzufügen, daß wir uns bis jebt von ſolchen 
Hypotbefen gern fern halten; wir haben niemals aufgehört zu glauben, daß 
die preußifche Negierung, die Wichtigfeit diefer Fragen begreifend und unfere 
Bebenten fie unfererfeits anzuregen anerfennend, fie in einer für alle Theile 
zufriedenftellenden Weiſe zu Iöjen wiſſen werde, fei e8 durch eine voraus: 
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blidenbe Initialtive ober durch Nachgiebigkeit für die gerechten Forberungen 
bes niederländifhen Hofe. Indeß bat es weder im dem einen Sinne nod 
in dem anbern etwas gethan, und was wir auch gutes entnehmen aus ben 
Gelinnungen, welche das Berliner Cabinet uns bei jeder Gelegenheit durch⸗ 
blicken läpt, jo vergeht doch bie Zeit, ohne einen anormalen Zuſtand zu vers 
ändern, und jeder Tag, der verflieht, ſcheint diefe Lage vielmehr zu fanc 
tioniren, ftatt ihr abzuhelfen. Sie werden alfo mit Aufmertfamfeit alles 
bören, was bas Haager Cabinet Ahnen fagen wird, und Sie werben in einen 
Meinungsaustauſch eingehen Über die geeignetften Mittel, um zu dem Ziel 
zu gelangen, welches wir und gemeinſchaftlich jegen jollen, das iſt, das Aui: 
geben jenes beutfchen Anſpruchs auf Limburg und die Räumung ber Feſtung 
Luremburg feiten® ber preußiſchen Befakung zu erwirken. Was bie Mittel 
betrifft, welche man anwenden fann, To ift oa® matürlichite bercits ohne Er⸗ 
folg verfucht worben: bie nieberländifche Regierung iſt in ihren Verſuchen 
mit Preußen birect zu unterhandeln gejcheitert. Es fteht zu befürchten, daß 
ein officieller Schritt ber Faiferlihen Negierung in Berlin, um die Rechte 
des Könige von Holland zu unterftügen, eine Discuffion herbeiführt, bei 
welcher beiderfeits bie nationale Gigenliebe ins Epiel füme; wenn fie nicht 
fofort ein befriedigendes Reſultat hätte, würbe fie bie Schwierigkeiten ver: 
mehren. Es gibt eine Gombination, welche durch eine gründlihe Mobifl: 
cation ber gegenfeitigen Stellungen das ganze Beweisfyftem umfürzen würde, 
auf welches vielleicht bie Bertheidigung des gegenwärtigen Spflems fi ſtützen 
könnte. Was das Berliner Gabinet, aus Gründen welche ich bier nicht zu 
erörtern babe, dem König der Niederlande nicht zugeitehen will, Könnte 
zwifchen Preußen und uns ber Gegenitand eines ehrenwerthen unb freund: 
ſchaftlichen Ausgleihs werben. Es “ in ber That nicht wahricheinlich, daß 
bie preußifhe Regierung, welche fich täglich bemüht, ihre Beziehungen zu 
Frankreich herzlicher zu machen, darauf benfen Fünnte außerhalb feiner Gren: 
zen und fo nahe den unjrigen gegen jebes Recht eine vom Stanbpunft feiner 
natürlichen Bertbeidigung überflüffige Belakung zu verlängern, beren im 
höchſten Grab offenfiver Charakter gegen uns nicht ermangeln könnte, unfere 
aufmerffamfte Obforge in Anfprud zu nehmen. Für wie groß man unfere 
Langmuth aud halte, und weldyes auch unfer Wunfch fein mag, jebes Zer: 
wiüriniß zu meiden, jo war es doch offenbar, daß wir über furz oder lang 
uns ohne Zurüdhaltung hierüber auseinanderfcgen mußten, und der Augens 
blick Scheint in der That gelommen, wo längeres Schweigen ein Beweis 
gegen ung wäre. Ich gehe noch weiter, und nach meinem Gefühl darf man 
annehmen, baß das Berliner Gabinet, wenn es eine Vereinigung bed Groß: 
herzogthums mit Franfreih gutwillig anerkannte, glauben würde Beweis von 
politiſcher Geſchicklichkeit zu geben, und uns eine moralifche und materielle 
Genugthuung gewähren zu wollen, welche ben Beziehungen- ber beiben Länder 
einen böhern Grab von Intimität geben, und fo neue Bürgichaften für ben 
Frieden Europa's bieten würde. Ohne weiter in bie Gründe einzugeben, 
auf welche dieje Hoffnung fi mit einigem Recht fügen kann, ift zu gewiß, 
daß bie Hypotheſe einer Eefjion, fei es als Mittel oder ala Amed, noth— 
wenbigerweife zwilchen uns und ber Megierung bes König-Großherzogs er: 
örtert werben wird, und Se, Maj. wird vielleicht glauben, indem fie fich 
eines Fürftenthums entäußert, deſſen Stellung ſchwierig und fraglich ges 
worden ift, einen auch feinen bolländiihen Untertbanen angenehmen Act zu 
thun, ba biefe in Feinerlei Weile durch das Großherzogthum und bie Luxem— 
burger in Mitleidvenfchaft gezogen werben möchten, deren Sympathien durch— 
aus für Franfreih find, und die lebhaft bejorgen, fih mit Deutfchlandb ver: 
einigt zu ſehen. Ich brauche nicht hinzuzufügen, daß bie Aufiimmung ber 
Einwohner in unjeren Augen nicht minder notbivendig wäre, als die bes 
Königs, wenn eine Vereinigung mit Frankreich vollzogen werben follte. Zus 
gleich würden wir ber Eriftenz einer preußiigen Garnifon und den Grs 
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wägungen, melde fih an bie Erhaltung unferer guten Beziehungen zu bem 
Berliner Gabinet und dem anderen Mächten knüpfen, gebührend Rechnung 
tragen. Es würde jedoch uns allein zuftchen, mit ber preußijchen Regierung 
eine vertrauliche und freundicaftliche Unterhandfung zu eröffnen, von welcher 
unjere verföhnlichen Abfichten jeden Grund eines Gonflicts fern halten 
würden. Diefe Bemerkungen werben Sie in ben Unterrebungen leiten, weldhe 
Sie mit dem Minifler bes Neußern oder mit Sr. Maj. felbit haben werben. 
Wenn der Gedanke der Abtretung einen gewifjen Beſtand gewwänne, jo würben 
Sie mir barüber fofort berichten, jedoch nicht aus bem Auge verlieren, daß 
unfer Hauptziel vor allem ill, das Großberzogthum von allen auf dem 
politiſchen Syſtem, welches gegen Fraukreich zu einer andern Zeit errichtet 
wurde, berubender Servituten bejreit zu ſehen. Sie heut forterhalten zu 
wollen, wäre ein Anachronismus, felbft wenn man ſich noch auf einen 
Schein von Rechtmäßigkeit ſtützen Fünnte.“ 


Gebr. Emil de Girardin unterzieht die am 26. von Rouher auf: 


geftelte Behauptung, daß „Frankreich unter dem Kaiferreihe ftufen: 
weile und mit jeden Jahre befferen Geſchicken entgegen gebe“ in 
feiner „Liberts” einer fchneidenden Kritik. Die Regierung leitet 
gegen ben Artikel gerichtliche Verfolgung ein. 

Geſetzgeb. Körper: Wahl der Budgetcommijfion. Sämmiliche 
18 Mitglieder gehören der Majorität an. 
» (Mexico). Bereits haben 16,000 Franzofen fid in Veracruz 
eingefchifft und. find auf ber Rückfahrt nad Europa. 


7. März. Girarbin wird gerichtlich wegen feines Artikels vom 28. Febr. 


13. 


zu 5000 Fr. Buße veruriheilt. Er bricht in Folge davon mit bem 
Palais royal und mit bem eigentlichen Imperialismus. 

Geſetzgeb. Körper: Die Regierung legt den Entwurf ber Re: 
organifation der activen Armee und ber Nejerve fowie der Organi- 
fation einer mobilen Nationalgarde, wie er [chließli aus ben Be: 
rathungen des Staatsrathes hervorgegangen iſt, vor. Bewegung 
[Piccard: das ift bie Krönung bes Gebäudes! Belmontet: das ift 
bie Vertheidigung des Lanbes!] 

„ (Merico). Die Einichiffung des gefammten franz. Erpebitions: 
corps in Mexico ift beenbigt. 

„ Der Gefeßgeb. Körper beendigt die Berathung bes von ber Re: 
gierung vorgelegten Entwurfs eines Schulgejeges, das auf dieſem 
Gebiete immerhin einen weſentlichen Yorticpritt bezeichnet, und nimmt 
denjelben ſchließlich einſtimmig an. 

„ Der Senat genehmigt einftimmig den Senatsconfult:Entwurf vom 
45. Febr. mit der Mobification, daß, wenn ber Senat finde, daß 
ein Geſetz behufs nochmaliger Berathung an ben gejeßgebenben 
Körper zurüdzumeifen fei, er dieß durch eine motivirte Nejolution 
auszujprehen habe und daß dieſe wiederholte Berathung außer im 
Dringlichkeitsfällen erſt in der folgenden Seffion vor ſich gehen ſolle. 


Gefebgeb. Körper: Die Regierung legt demfelben den Entwurf 
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eines Preßgeſetzes und eines Vereinsgeſetzes vor. Die öffentliche 
Meinung ijt von den Vorlagen nicht fehr befriedigt. 

14. März. Geſetzgeb. Körper: nterpellation über die auswärt. Angelegen: 
beiten. Rebe Thiers gegen: bie deutſche Einheit und gegen bag 
Nationalitätenprincip. [„E8 darf auch nicht ein einziger Fehler mehr 
gemacht werben.“ ] 

15. „ Geſetzgeb. Körper: Fortiebung ber Debatte über die auswärt. 
Angelegenheiten. Rede Dllivier’s für Deutichland und gegen Rußland. 

16. „ Geſetzgeb. Körper: Fortießung der Debatte über die auswärt. 
Angelegenheiten. Rebe Rouher's gegen Thiers. Scandal zwiſchen 
dem Präfidenten Walewski und J. Favre (bez. den Brief bes 
Kaiſers). 

„ m» '(Merico). Ein Telegramm des Vice-Admirals La Ronciere le Noury 
aus Beracruz zeigt ben Abgang der ganzen franz. Bedeckungsflotte an. 

18. „ Gefebgeb. Körper: Schluß der Debatte über die ausw. Ange: 

fegenheiten. Ecandal zwischen Rouher und Thiers (über den 2. Dec.). 

Die Kammer geht mit 219 gegen 45 Stimmen zur Tagesordnung 

über (Dllivier und Darimen jtimmen mit der Mehrheit). 

„ Geſetzgeb. Körper: Die Rechte der Majerität bildet ben Club 

de la rue d’Arcade (bie jeither ſog. Arkadier). 

21. „ (Luremburg). Die am 20. Febr. zwijchen Frankreich und Holland 
angefnüpften Unterhandlungen haben zu einem Refultat geführt: 
Tranfreih und Holland find über bie Abtretung Luremburgs an 
Frankreich einig. Frankreich verlangt nur neuerdings, daß Holland 
es ihm überlaffe, Preußen davon in Kenntniß zu jeßen und bie 
Unterhandlungen zu eröffnen. 

22. „ (Merico). Der „Moniteur“ kündigt es wiederholt als einen 
gewiflen Erfolg an, daß es ber franz. Armee gelungen fei, aus Merico 
mwenigitens mit heiler Haut davonzukommen. | 

24. , Geſetzgeb. Körper: Wahl der Commilfion für die Armeereform. 
Nur die Minderheit der Gemählten iſt entſchieden für das Project 
ber Regierung, Die Stimmung in den Provinzen iſt bemfelben 
fehr ungünftig. Aus verſchiedenen Gegenden werben Petitionen gegen 
die Annahme desjelden an den gejebgeb. Körper gerichtet. Die Be 
amten und die offiziöie Preffe thun das möglichfte, um alle Demon: 
ftrationen zu verhindern. 

26. „ (Luremburg) Der König von Holland madt, ‚gegen ben 
Wunſch und das ausdrüdlihe Verlangen Franfreihe, tem preuß. 
Sefandten im Haag die erfte Eröffnung bezüglid feiner Ber: 
ftändigung mit Frankreich wegen Luxemburgs. 

27. „ Geſetzgeb. Körper: Die Regierung verlangt für 1866 einen nad): 
träglichen Credit von 30 Mill. außer dem Budget unb dem recti— 
fizirten Budget für jenes Jahr. 
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28. März: (Suremburg). Der Prinz von Oranien langt angeblich zur Er: 


2). 


Öffnung ber Inbuftrieausftelung in Baris an, in Wahrheit um bem 
Kaifer ber Franzoſen jelbit zu fagen, daß der König, von dem Wunfche 
befeelt „ihm angenehm zu fein“ in die Geffion Luremburgs an ran: 
reich willige und ihn bitte, fi) mit Preußen barüber zu. verftänbigen. 
„ Sefeßgeb. Körper: Die Regierung fekt nur mit Mühe bie Auf: 
bebung der Schuldhaft mit 136 gegen 92 Stimmen burd, obgleich 
die geſammte Oppofition, Thiers und Berryer allein ausgenommen, 
dießmal auf ihrer Seite jtcht. 

„  Gefebgeb. Körper: Präfident Walewski fieht ſich genäthigt, feine 
Sntlaflung einzugeben. Der Vicepräſ. Schneider wird zum Prä— 
fidenten der „Kammer, Walewski wieder zum Senator ernannt. 


— März u. April. Der Gefundheitszuftand ber kaiſ. Prinzen crregt 


lebhafte Beforgniffe. 


1. April. Eröffnung der Weltausftelung in Paris. 


4. 


6. 


„ Quremburg). Preußen wendet fih in ber Yuremburgerfrage 
feinerfeit3 an bie Unterzeichner der Verträge von 1839. 
„Plötliche Panik an der PBarifer Börfe in Folge der Luxemburger 
Angelegenheit, 

»„ (@uremburg). Geſetzgeb. Körper: Favre ftellt das Gefud einer 
Appellation über die Luremburger Angelegenheit; dasjelbe geſchieht 
von mehreren Mitgliedern der Majorität. 

Der Minifter des Ausw. Mouftier gibt auf Befehl bes Kaiſers eine 
beſchwichtigende Erklärung ab: „Bon ber tiefen Uebergeugung beherricht, daß 
bie wahrhaften und dauernden Intereſſen Frankreichs. in der Erhaltung des 
europäischen Friedens liegen, ift bie faiferlihe Regierung in ihren inter: 
nationalen Beziehungen nur von Gebanfen ber Beſchwichtigung geleitet. 
Darum dat fie auch aus freiem Antrieb diefe Frage nicht in Anregung ges 
bracht, Die unbeflinmte Stellung von Limburg und Quremburg hat eine 
Mittheilung. des Haager Cabinets an bie franzöfifche Regierung veranlaßt. 
Die beiden Herrſcher kamen aud im bie Page über ben Beſitz Luremburgs 
ihre Anfichten auszutauſchen. Uebrigens hatten biefe Beſprechungen (pour- 
parlers) noch feinen officiellen Sharakter ahgenommen, als, von dem König 
der Niederlande über ihre Anficht: befragt, die preußiiche Regierung bie Be: 
flimmungen bes Vertrags von 1839 anrief,  Getreu den Principien, welche 
fters unfere Politik geleitet, haben wir bie Möglichkeit biefes Gebietserwerbs 
niemals anders als unter drei Bedingungen verjianden: die freie Zuſtimmung 
des Ciroßherzogs von Luremburg, die Ioyale Prüfung der Intereſſen ber 
Großmächte, ber durch cine allgemeine Abjtimmung kundgegebene Wunic ber 
Bevölferung. Wir find alfo geneigt, im Merein mit ben andern Cabinetten 
Enropa’s, die Claufeln des Vertrags von 1839 zu prüfen. Wir werben bei 
biefer Prüfung mit der verföhnlichiten Gefinnung zu Werke gehen, und wir 
glaube feft, daß ber europäiiche Friede durch diefen Zwiſchenfall nicht ges 
ftört werden. wird.* Präſ. Schneider: Das Anterpellationsredht folle 
durch dieſe Erftärung in feiner Weife gehindert werben; die Geſuche würden 
daher an die Ausihüffe zu überweilen jein. Thiers erflärt die Mittheilung 
ber Regierung für ungenügend und verlangt die Borlage ber betreffenden 
Depeihen. Rouher: aus der Mittheilung ber Regierung gehe hervor, daß 
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bie Sache no nicht in das Stadium ber biplomatildhen Berbandlung eins 
etreten und die Regierung darum feine ‚Depeihen vorzulegen im alle 
ei. Die Interpellationsgejuche gehen an bie Ausſchüſſe. 

Siecle und Opinion nationale verlangen in offiziöfen Artifeln 
nit den Beſitz Luremburgs für Sranfreid, wohl aber bie Raumung 
ber Feltung durch Preußen. 


10. April. (Luremburg). Geſetzgeb. Körper: Die Interpellationsgeſuche 


15. 


25. 


30. 


ber Majorität bez. Luremburg werben zurüdgezogen, das ber Oppo— 
fition von ben Büreaur verworfen (indem fih nur 59 Etimmen 
dafür, 172 dagegen erklären). 


„: uremburg). Mouftier richtet eine Eircularbep. nach London, 
Wien, Florenz und Petersburg; Frankreich will auf bie Ceſſion 
Luremburgs verzichten, wenn Preußen ſeinerſeits auf die Garuiſon 
in der Feſtung verzichtet. 

„. Der Geſetzgeb. Körper votirt Lamartine auf ben Vorſchlag ber 
Regierung eine Dotation. 

„Der Kriegsminiſter erhöht die Taxe für bie Befreiung vom 
Kriegsdienft von 2300 Fr. auf 3000 Fr. 

„ (Luremburg) Defterreich fucht zwiichen Franfreih und Preußen 
zu vermitteln. Frankreich erklärt fi feinerjeits zu jedem ber vor: 
geichlagenen Arrangements bereit, 

„ Kine Verfügung bes Kriegsminifters befiehlt allen Dffizieren, 
Unteroffizieren, Corporalen und Brigabiers, die ſich auf Urlaub be: 
finden, bis zum 30. April zu ihren Corps zurüd zu kehren. 
„Der Kriegsminiſter orbnet eine allgemeine Appell-Revue ber Re: 
fervemannichaften an. Ein Theil derjelben fell überdieß vom 1. Mai 
bis 30. Juni die vorfchriftsmäßige Grercierzeit durchmachen. Der 
offiziöfe „Conſtitutionnel“ conftatirt die Verſchlimmerung ber Lage. 
Jules Favre jtellt im gefeßgeb. Körper ein neues nterpellations: 
gefuch bez. ber Lureinburger Trage. 

5 (Euremburg). Geſetzgeb. Körper: Der Staatsminiſter dringt in 
einem Briefe an den Präſidenten auf Verſchiebung jeder Discuſſion 
„weil die diplomatiſche Lage der kaiſ. Regierung die größte Zurück— 
haltung auflege und fie es für ihre Pflicht halte, die Verantwortlich: 
feit für eine vorzeitige öffentlihe Debatte nicht auf fih zu nehmen.” 
Die Bureaur verwerfen in Folge davon neuerdings das nterpellationg- 
gefuh ber Oppofition. 

» (Luremburg) Preußen nimmt in ber Luremburger Angelegen- 
heit den Borfchlag*einer Gonferenz der Großmächte auf Grundlage einer 
Neutralifation des Gebietes unter ber Gollestivgarantie ber Mächte an. 
„» Der „Monitenr” rechtfertigt die bisherigen Rüſtungen, erklärt 
aber zugleich, daß jegt Feine weiteren Maßregeln mehr erforderlich 
fein würben, 
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3. Mai. Gefehgeb. Körper: Der Minifter bes Ausw. macht ihm in 


13, 


13. 


Folge eines fpeziellen Faif. Decrets die offizielle Mittheilung, daß 

„die Großmächte heute mit beim ‚König von Holland und Großherzog von 
Luxemburg übereingefommen find, eine Conferenz zu erdjinen, in welcher alle 
auf bie Lupemburger Angelegenheit bezüglicgen Schwierigkeiten gelöst werben 
folen, und in welcher bie internationale Stellung dieſes Gebiets auf ber 
Grundlage ber Neutralifation geregelt werben wird.“ 


»„ (Zuremburg). Aujammentritt ber Londoner Gonferenz behufs 
Lölung der Luremburger Frage. 


„ (uremburg). Schluß der Londoner Conferenz und Unterzeich— 


nung des Vertrags über die Räumung der Feftung Quremburg durch 
die Preußen und Neutralifation des Gebiete unter der Collectiv— 
garantie der Großmächte (f. Anhang zur Allg. Chronik), 
Der Brinz v. Males trifft zum Beſuch bes kaiſ. Hofes und ber 
Meltinduftrieausftellung in Paris ein, 


„ (Luremburg) Geſetzgeb. Körper: Die Regierung macht dem: 
ferben offizielle Mittheilung über die Refultate ber Londoner Con: 
ferenz bezüglich Luremburgs: 

. ... Die franz. Regierung batte ſchon lange ihr Augenmerk darauf 
gerichtet, daß eine fiir die Sicherheit unjerer Grenzen jo wichtige Frage une 
entſchieden blieb. Mochte biefe Sicherheit num dur bie Vereinigung des 
Großherzogthums mit Franfreih oder durch irgendeine andere Gombination 
geroährt werden — ber Haupipunft hir uns war, daß Preußen im der neuen 
Stellung, welche ihm die leßten Veränderungen in Guropa bereitet hatten, 
nicht jenfeit® feiner Grenzen und ohne jedes internationale Recht einen mili— 
täriſchen Platz behielte, welcher uns gegenüber eine eminent offenſive Stellung 
bedeutet. Wir waren berechtigt zu hoffen, daß unſere freundſchaftlichen Be— 
ziehungen zu dem Berliner Cabinet eine günftige Löſung perbeilühren würden; 
denn unſere Abſicht war ſtets: die gerechten Empfindlichkeiten Preußens zu 
jhonen und, im einer Frage, welche in unjern Augen einen europäifchen 
Gharafter hatte, eine loyale Prüfung der Verträge und des Anterejjes ber 
Großmächte zuzulaifen. Wir beeilten uns bieß zu erflären und jo jeben 
Grund eines Gonflict® zu befeitigen. Die Mächte eröjineten unter ſich vor— 
bereitende Verhandlungen, im welche wir uns aus gerechter Surücdhaltung 
und Mäßigung abſichtlich nit eimnildten. Auf alle Fragen, die am ung 
gerichtet wurden, antworieten wir, daß wir jede mit unfrer Sicherheit und 
Würde vereinbare Yölung annehmen würden, welde bie Gabinette uns als 
geeignet ben europäiſchen Frieben zu beieitigen empiehlen würden. Mir 
fönnen es nicht laut genug betonen, wie fehr fich die Mächte bei ber Auf: 
gabe, die jie übernommen, von Unparteilicfeit und dein aufricgtigen Wunſch 
heieelt gezeiat haben, durch ein billiges ımd ehrenvolles Arrangement zum 
Ziel ihrer Anftrengungen zw gelangen. . . . Die faijerliche Regierung glaubt 
ſich dazu Glück wünſchen zu ſollen, daß ſie blefee Reſultat erzielte, und zu⸗ 
gleich conſtatiren konnte, wie billig und freundfchaitlic fich die Mächte in 
ihren Gefinnungen für ung gezeigt haben. Sie bält es endlich für ange— 
mejjen die Thatfache hervorzuheben, daß es vielleicht zum erften Male einer 
Conferenz gelang, jtatt baß fie auf den Krieg folgte und nur bie Ergebniffe 
besjelben janctionirte, beim Kriege zuvorzufoinmen und Europa bie Wohl: 
Ihäten bes Friedens zu erhalten. Es iſt bieß ein werthvolles Anzeichen ber 
neuen Tendenzen, welche mehr und mehr in ber Welt zur Geltung gelangen, 
unb über bie ſich alle Freunde der friedlichen Fortſchritte und der Civiliſation 
freuen ſollten.“ 
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14. Mai. Das belgiſche Königepaar trifft zum Beſuch des Tail. Hofes und 
der Weltinduſtrieausſtellung in Paris ein. 

Geſetzgeb. Körper: Zwiſchen ber Regierung und ber Commiſſion 
für die Armeereform treten jehr tief greifende Differenzen zu Tage. 

15. „ (Merico). Querdtarg fällt durch Verrath in die Hände ber Re: 
publikaner. Kaifer Mar wirb gefangen und vor ein Kriegsgericht geftelt. 

26. „ Frankreich ſchlägt im Cinverftändnig mit Rußland eine allge: 

meine Abftimmung auf Candia über die Frage eines Anjchluffes ber 

Anfel an Griehenland ver. England und Dejterreih treten dem 

Vorſchlage nicht bei und bie Pforte will davon entſchieden nichts 

willen. 

„ Der geleßgeb. Körper genehmigt einen Gefegentwurf zu Regelung 

des Genoſſenſchaftsweſen im Weſentlichen nah den Wünfchen ber 

Regierung. in liberales Amendement Olliviers wird mit 161 

gegen 47 Stimmen verworfen und die öffentliche Meinung bezeichnet 

das Geſetz ‚als .eine Halbheit. 

30. „ An Paris bildet ſich definitiv ein Comité für eine internationale 
und permanente Friedensliga, und biefes bejchließt ein biepfälliges 
Manifeft zu erlaflen. 

— „Die Regierung läßt die bee einer allgemeinen Abftimmung auf 
Sandia fallen und will fih mit einer Enquéête unter Theilnahme 
bon Commiſſarien ber Mächte begnügen. 


29, 


— 


. uni. Der Kaiſer von Rußland trifft in Begleitung des Fürſten 
Gortſchakoff zum Beſuch des Taif. Hofes und der Weltinbuftrieaus: 
ftelung in Paris ein. 

4. „ Der Raifer von Rußland wird beim Beſuche des Auftizpalaftes 
und des Musde de Clugny in beleidigender Weiſe mit dem Rufe 
vive la Pologne empfangen. 

5. „ Der König von Preußen trifft in Begleitung des Grafen Bis: 
mark zum Beſuche des kaiſ. Hofes und der Weltinduftrienusitellung 
in Paris ein. 

6. „ Große Revue im bois de Boulogne zu Ehren bes Kaifers von 
Rußland und bes Königs von Preußen. Auf dem Rückwege nad 
ber. Stabt mißlungenes Attentat des Polen Berezowsky auf ben 
Kaifer von Rußland. 

9. „Geſetzgeb. Körper: Die Commijjion legt ihren Bericht über das 
von ihr nicht unmefentlich mobificirte Heeresreformgefek vor. 

In Paris erfheint auf Koften des hannover’ihen Hofes in 
Hieking ein gegen Preußen gerichtete Blatt „Ta Situation“. 

11. „ Der Czar verläßt Paris ziemlich verftimmt wieder. 

12. „ Nicht weniger als 36 Advokaten haben fi zur Vertheibigung 

Berezowsky's angeboten. 
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12.—14. Juni. Gefeßgeb. Körper: Die Commiffion für das Preß- und 


für das Verſammlungsgeſetz Tegen ihre Berichte vor. 


14. Juni. Abreije, des Königs von Preußen. 


16. 
19. 


21. 


25. 


29. 


30, 


„ Der Bicelönig von Aegypten trifft in Paris ein. 


„ Eröffnung ber offiziellen internationalen Münzconferenz in Paris, 
Prinz Napoleon wird zum Präfidenten berfelben ernannt. Daneben 
tagt auch cine freie Münzconferenz. 


„ .Merico). Kaiſer Mar von Mexico wird in Folge kriegsgericht⸗ 
lihen Spruchs in Queretaro erjhoffen. 


„ Der gejeßgeb. Körper beſchließt zuerft das Budget zu erledigen 
und dann erft das Armeereformgefch, fowie die Entwürfe eines 
Preß- und eines Verfammlungsgejeßes in Angriff zu nehmen. 

‚Der Rriegsminijter Marſchall Niel richtet an ben Oberſten ber 

ſog. Antibes-Legion in Rom ein Schreiben, aus welchem deutlich 
hervorgeht, daß er dieſe Legion als einen integrirenden Beftanbtheil 
ber franz. Armee betrachtet, was ber GSeptemberconvention zwifchen 
Frankreich und Stalien unzweifelhaft widerſpricht. 
„ "Senat! Scandalöſe Debatte gelegentlich einer Petition gegen bie 
Aufnahme -gefährlier Bücher in die Volks- und NArbeiterbibliothefen. 
S. Beuve iſt der einzige, ber ſich der Freiheit ber Literatur gegen 
bie inquifitorifhen Gelüfte des Genate® annimmt. Am folgenden 
Tage werben bei 10,000 Karten bei ihm abgegeben. 

Sefeßgeb. Körper: Außerordentl. Verfammlung der Bubdgetcom: 
milfion, bie Regierung verlangt die Bewilligung eines außerordentl. 
Credits von 158 Mill. für (bereits gemachte) Militärausgaben und 
zwar durch Ausgabe von Schatzbons. 


„Geſetzgeb. Körper; Die Budgetcommijfion berichtet über ben bon 
ber Regierung verlangten außerorbentl. Militärcrebit von 158 Mill. 
und trägt auf die Bewilligung an; eine Minderheit ift indeß gegen 
die Ausgabe von Schatzbons hiefür, ſondern will bie 158 Mill, 
und bie in's Budget für 1869 eingeftellten weiteren außerorbentl. 
Milttärausgaben zufammen durch ein Anlehen been. Beginn ber 
Bubgetdebatte: Fatour-Dumonlin, das Haupt der vorjährigen, bereits 
ziemlich verfhiwommenen Mittelpartei greift die äußere und innere 
Bolitif ber Regierung an, zumal ben Charafter der Unbeftändigfeit 
ihrer auswärtigen Politik, 

v„ (Merico), Die Nachricht vom Tode des Kaijerd von Merico 
trifft in Europa ein. Der bereits verabrebete Beſuch des Kaiſers und 
ber Kaijerin von Dejterreih in Paris wird baburd) vorerft vereitelt. 
„ Kinladung zu einer internationalen Triebensconferenz, .die am 
5. Sept. in Genf abgehalten werben foll. 
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4. Juli. Glanzvoller Schluß der Weltinduſtrieausſtellung durch ben 
Kaiſer. Preisvertheilung. Rede des Kaiſers. Die bereits ein— 
getroffene Nachricht vom Tode bes Kaiſers Mar von Mexico wird 
vorerst verfchwiegen und erſt am folgenden Tage veröffentlicht; Ein: 

ſttellung aller weiteren Feftlichkeiten. 

3. „ Gefeßgeb. Körper: Schluß der Generaldebatte über das Budgel. 
Thiers verjdiebt die von ihm amgefünbigte Rede über Merico. 

I u Die Präfidenten beider Kammern zeigen denſelben ben Tod bes 
Kaifers Mar von Merico offiziel an und glauben babei das Ber: 
fahren ber fiegreihen Mericaner wicht ſtark genug branbmarfen zu 
fönnen: Präfident Echneider nennt es eine „verruchte That”, Präl. 
Troplong ein „graufiges Verbrechen gegen die Kriegsgeſetze, bas 
Völkerrecht und die Menjchheit.” 

7. „ Der Moniteur entblöbet fich nicht, in einem ausführlichen Artikel 
über den Ausgang ber Tragödie in Mexico ſchließlich die Verein, 
Staaten gegen die in Merico fiegreiche Partei zu heben. 

8. „ Geſetzgeb. Körper: Debatte über den 458 Mill. Erebit. Rebe 
Larrabure's (früher der hauptſächlichſte Dränger auf Verminderung 
bes Militärbubgets) gegen ‚Preußen und für eine Allianz Franfreidye 
nit Defterreich gegen jenes, ſowie für bie von der Regierung ver: 
langte Armeereform. Der Eredit wird ſchließlich mit 236 Stimmen 
gegen bloß 12 bemilligt. 

„  Antunft des Königs von Württemberg in Paris. 

9. „ Der Oberft Lopez, ber ben Kaifer Mar verrathen, wirb als 
Ritter der Ehrenlegion begrabirt. 

„nm. Befeßgeb. Körper: Beginn der Specialdebatte über bas Budget. 
Rebe Thiers’ über Merico (das ganze Unglück rühre aus Mangel 
an Controle ber Nationalvertretung gegenüber der kaiſerl. Regierung 
ber) und Favre's (ber Erzh. Mar jei im Vertrauen auf die franz. 
Verſprechungen nah Merico gegangen und fein Blut falle baher auf 
Frankreich zuräd). Rouber proteſtirt auf's entſchiedenſte gegen dieſe 
Anſchauung. 

10. „ Durch kaiſ. Decret werden bie durch Decret vom 15. Nov. 1865 
unterdrückten zwei Compagnien per Linien-Infanterie-Regiment wieder 
hergeſtellt. Den Vorwand dazu gibt die Rückkehr einer Anzahl über— 
ſchüſſiger Compagnien aus Mexico, die nun in der Geſammtarmee 
unterzubringen ſeien. 

12. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetbebatte. Ollivier hält eine förmliche 
Rede als Miniſtercandidat gegen Rouher, den er höher als einen 
Gonfeilepräfidenten, höher als cinen Major domus, al® ben un— 
verantwortlihen „Vice-Kaiſer“ bezeihnet und mit ber Alternative 
fließt: Krieg oder Freiheit oder allmäliger Untergang in ber öffent: 
lien Unaunft und Mißachtung. Er verlangt geradezu die Ak: 


n 
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ſchaffung bes Staatsminifteriums unb damit die Herftellung eines 
berantiwortlihen Minijteriums. Maßloſer Angriff Glais-Bizoins 
auf die Regierung (Efelsohren). 

413. Juli. Der Kaijer verleiht Rouher als Antwort auf die Rebe Dlliviers 
als höchſte Auszeihnung den Stern ber Ehrenlegion in Diamanten. 

14. „ &. de Girardin ſetzt der Nuszeihnung des Kaiſers für Rouber 
in feiner „Liberte* eine Zulammenftellung aller früheren Behaupt: 
ungen, Verſprechen und Prahlereien des Etaatsminifters bez. Merico 
entgegen. (Rouher bat weder Latour: Dumonlin am 29. Juni, 
noch Larrabure am 8., noch Thiers am 9., nody Olliviers am 12. 
Juli: geantwortet). 

15. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Allgemeine Debatte über hen 
Militäretat und die Lage Frankreichs, Neben von Garnier : Pages 
(über Deutichland), Favre und Rouber. 

„» „ Die Jury erflärt Berezowsky für ſchuldig, aber unter mildern: 
den Umftänden (offenbar weil fie einer eventuellen Begnabigung 
nicht traut), worauf ihn ber Gerichtshof zu lebenslänglicher Galeeren: 
ftrafe verurtheilt. Das Blaidoyer des Nertheidigers Arago ift eine 
förmlihe Anflage Rußlands wegen Polen. 

16. „  Gefebgeb. Körper: Budgetdebatte. Der Kriegsminifter Niel gibt 
Aufichlüffe über die Vermehrung der Armee und des Kriegsmaterials 
zur Zeit ber Lugemburger Affaire und die Verwendung der 158 
MIN. Das gefammte Militärbubget wird ohne Abſtrich faft ein 
ftimmig genehmigt. 

17.— 18. Zuli. Senat: Debatte über die Aufhebung ber Schuldhaft. 
Der Juſtizminiſter Baroche droht mit dem Kater und Rouher muß 
wieder bejänftigen. Trotzdem ſetzt die Regierung ihre Vorlage nur 
mit äußerſter Mühe durch, indem eine Aurüdiweijung des Entwurfs 
an ben gejeßgeb. Körper nur mit 53 gegen 46 Gtimmen ver: 
werfen wirb. 

20. Zuli. Der König und bie Königin von Portugal treffen in Paris ein. 

21. „ Der König von Bayern trifft in Paris ein. 

„  # Die Kaiferin geht auf zwei Tage zu einem intimen Beſuche ber 
Königin Victoria nad) Osborne. 

„ „. Die öfterreihifhe Militärmuſik und Milttäruniform wird in 
Paris jehr dbemonftrativ gefeiert. 

22. „ Geſetzgeb. Körper: Schluß der Budgetdebatte. Das ordentliche 
Budget wird mit 420 gegen 15 Stimmen angenommen. 

Thiers und Berryer verlangen enblihe genaue Rechnung ber 
mericanifhen Koften. Die Majorität Tuht das Begehren heftig und 
tumultuariſch zu eritiden, 


Senat: Debatte über eine Berition für Einführung des obligato: 
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rifhen Unterrichts, Michel Chevalier erklärt fih dafür, Rouland 
(ultramontan) heftig dagegen. Die Petition wird durch Tages— 
ordnung befeitigt. 

23. und 24. Juli. Geſetzgeb. Körper: Neue aufregende Debatten "wegen 
Mericos. Der berüdhtigte Vertrag Foulds mit dem: Comptoir 
d’Escompte gelegentlih der letzten mexicaniſchen Anleihe wird von 
Rouher nicht als definitiv gelöst betrachtet. Verächtliche Behandlung 
Caſſagnae's durch Berryer. 

25. Juli. Ein kaiſ. Deeret ſchließt die Seſſion des geſetzgeb. Körpers. 
Die Armeereformfrage ſowie die Geſetzesentwürfe über die Preſſe 
und das Verſammlungsrecht bleiben bis zum Winter verſchoben. 

27. , Der Moniteur dementirt die angebliche Note an Preußen wegen 
Nordichleswigs (weil nur Inſtruction, nicht eigentlihe Depeiche zur 
Mittheilung). — Frankreid zieht ein. | 

30. „ Die öfterr. Militärmufif wird in Paris nochmals und zwar in 
Segenwart des Kaijers und ber Kaiſerin demonftrativ gefeiert. 

—  „ canbalöje Borgänge zwilchen den Caſſagnac's und Vermorel 
vom „&ourrier francais”, ſowie zwilhen jenen und den Söhnen 
des Miniſters Duruy. 

— „ Miffion des General Dumont nah Rom (f. Rom). 


— Aug. Der Polizeipräfeet von Paris verweigert zweimal die Erlaubniß 
zu Abhaltung des auf den 16.—18. Aug. angefeßten internationalen 
Congreſſes der Cooperativ-Arbeitervereine und der Minijter des In— 
nern bejtätigt fchließlih das Verbot. Der Vertreter der beutjchen 
Bereine dieſer Art Schulte: Deligjdh veröffentlicht über das Verbot 
ein ſehr jcharfes Urtheil. 

1. „ Der „Moniteur* fucht über bie Mijfion des General Dumont 
nah Rom zu beſchwichtigen, indem er die Reife deejelben als eine 
bloß gelegentliche barjtellt und die Rede besfelben für apofruph 
erklärt. 

2. u Der König von Schweden, der Kronprinz Humbert von Italien 
und ber Fürſt von Serbien langen in Paris ar. 

3.—4. Aug. rneuerungswahlen des Dritteld der General: und Ar: 
rondifjementsräthe im ganz Frankreich. Die Wahlen fallen durch— 
aus nicht zu Gunften der Oppofition aus, die verhältnigmäßig nur 
fehr wenige ihrer Candidaten durchſetzt. 

8. Aug. (Merico): Der franz. Geſandte Dano verläßt endlidy zu großer 
Beruhigung der franz. Regierung unbehelligt Mexico und jchifit fid 
(am 16. Aug.) in DBeracruz nad) Europa ein. 

» # Der Raijer geht nah Chälons in’s Lager. 

12, „ Die Nahiwahlen für die Generalräthe fallen für die Oppofition 
verhältnigmäßig etwas günftiger aus. 
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13. Aug. Der König von Griechenland trifft in Paris ein. 


15. 


„Feier des Napoleonstages. Der Kaiſer richtet von-Chälond aus 
einen Brief an den Minifter des Innern Lavalette über den Aus— 
bau eines Nebes von Vicinalftraßen binnen 10 Jahren. 


418.—21. Aug. Zuſammenkunft des Kaifers mit dem Kaiſer und ber 


Kaiferin von Defterreih in Salzburg. Napoleon ift von feinem 
feiner Minifter begleitet (Nouher weilt in Karlsbad), ber Kaijer von 
Defterreih dagegen vom Neichsfanzler v. Beuft, vom ungariſchen 
Minifterpräf. Andraſſy und von feinem Geſandten in Paris Fürft 
Metternid. Der Kaiſer der Tranzofen wird auf der Durchreife 
bon den füddeutſchen Fürſten begrüßt. In Calzburg muß fid 
Napoleon überzeugen, daß Defterreih zwar jehr geneigt ift, mit 
Franfreih in ein näheres Verhältnig namentlich mit Bezug auf den 
Drient zu treten, aber vor allem aus ein abjolutes Friedensbedürfniß 
fühlt und nicht die geringjte Luft hat, mit Frankreich eventuell auch 
gegen Preußen vorzugehen. 


25. Aug. Ein kaiſ. Decret vernichtet den Beſchluß des Generalraihs bes 


2 


Au 


6. 


Rhone-Departements bez. Wiederherjtellung des freien Gemeinberathes 
von Pyon. Die Vertreter der Stadt im Generalrathe Tegen in 
Folge davon ihr Mandat nieder. Die Erwartung, daß bie General: 
räthe der Stimmung der Bevölferungen gegen die Armeereform 
Ausdrud geben würden, hat ſich nicht beftätigt: in ben meijten wird 
nit einmal ein Verſuch der Art gemadt, im Departement Aube 
ein folder abgelehnt, im Departement de la Sarthe nur ſchüchtern 
gewagt: nur in einem einzigen, dem Departement ber Seine und 
Marne kommt ein entjchiedener Beſchluß zu Stande, 

»„ Großer internationaler Congreß von Hülfsvereinen für die auf 
dem Schlachtfeld verivundeten Militärs (Genfer Convention) in Paris. 


26.—30. Aug. Reife des Kaiſers und der Kaijerin nah Arras, Lille 


und Amiens zur Nubiläumsfeier der Bereinigung Ylanderns mit 
Frankreich. In Lille hat fih trotz der Einladung fein einziger 
belgijcher Gejangverein zu den Feitivitäten eingefunden. Der König 
von Belgien begnügt fih, das franz. Kaiferpaar in Roubais durch 
eine Abordnung begrüßen zu laſſen. Reben bes Kaijers in Arras, 
Lilfe (die Schwarzen Punkte) und Amiens. Im UVebrigen ift ber 
Befud ein wahrer Triumphzug. 

Rebe in Arrasi„.. . Sie haben Recht, Ihr Vertrauen in bie Zus 
funft auszufprechen; nur die Jh wachen Negierungen find es, welche in äußeren 
Verwicklungen eine Ableitung (diversion) nad Außen für die Verlegenheiten 
im Innern ſuchen. Schöpft man aber feine Kraft aus ber Maffe des Volks, 
jo hat man nur feine Pflicht zu thun und ben dauernden Intereſſen des Landes 
zu genügen; indem man bas nationale Banner hochhält, läßt man -fich 
doch zu feinem unzeitigen Eifer (entrainements) hinreißen, er möge noch fo 
patriotifch fein. Ich danke Ihnen für die Gefühle, welche Sie ntir für bie 
Kaiferin und meinen Sohn ausdrücken. Seien Sie überzeugt, daß biefelben 
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meine Hingebung für Frankreich theilen, und daß ihr größtes Glück wäre 
alles Unglück zu tilgen, alle Leiden zu lindern.“ | 
Rede in Pille: „Ns ih vor einigen Jahren zum erften Mal diefes 
Departement befuchte, lächelte alles meinen Wünſchen. Ich hatte mich eben 
init der Kailerin vermäblt, und ich kann fagen, daß ich mich. eben auch mit 
sjranfreih vor act Millionen Zeugen vermählt hatte, Die Ordnung war 
wiederhergeſtellt, die politiihen Yeidenichaften waren befänftigt und eine neue 
Hera ber Größe und des Gedeihens jtellte jih für unfer Yand im Musjicht. 
Sm Innern ließ die Einigkeit unter allen guten Bürgern das friedliche 
ri ber Freiheit ahnen, und nah Außen ſah ih unfere ruhmvolle 
Fahne jede gerechte, der Civiliſation fürderlihe Sache decken. In vierzehn 
Jahren haben ſich viele meiner Hoffnungen erfüllt, viele Fortſchritte vollzogen. 


Doch verdunfeln auch ſchwarze Punkte unjern Horizont. Wie mich bas 


Glück nicht geblendet hat, fo ſollen mid) ‘vorübergehende Unfälle nicht ent: 
mütbigen. Und wie follte ih den Muth verlieren, wenn id das Volk von 
einem Ende Frankreichs bis zum andern die Kaijerin und mid mit jeinen 
Zurnfen begrüßen ſehe, in bie ſich ftets ber Name meines Sohnes milcht! 
Heute fomme ich nicht um einen vubmwollen Jahrestag in ber Hauptftabt 
bes einfimaligen Flanderns zu begeben, fondern um mich nad Ihren Bebürf: 
niffen zu erkundigen, den Muth ber Ginen aufzurichten, das Vertrauen Aller 
zu bejejligen und das Gedeihen biejes großen Departements durch weitere 
Beförderung des Aderbaues, ber Induſtrie und des Handels nach Möglich: 
feit zu vermehren. Cie werden mich, meine Herren, in bieler edlen Aufgabe 
unterftügen, aber Sie werden nicht vergejjen, daß bie erjte Bedingung des 
Gedeihens einer Nation, wie bie unſere, darin beiteht, das Bewußtſein nee 
Kraft zu baben, fich nicht durch eingebildete Beiorgniffe niederſchlagen zu 
laffen, und auf die Weisheit und ben Patriotismus der Negierung zu zählen.“ 

Nede in Amiene: „Ach babe jekt mit der Kaiferin Franfreih von 
Straßburg bis Dünkirchen durchzogen, und überall erfüllte uns die warme 
und ſympathiſche Aufnahme bie wir fanden mit dem Tebhafteften Dan. 
Nichts konnte — ich freue mich es zu conitatiren — das Vertrauen erfchüt: 
tern, welches das franzöſiſche Volk jeit beinahe 20 Jahren in mich gejept hat. 
Es würdigt in ihrem ganzen Umfange die Schwierigfeiten, welde wir zu 
überwinden hatten, Ber Miperfolg unferer Politik jenjeits des Oceans bat 
das Präſtigium unſerer Waflen nicht verringert, denn überall bejiegte der 
Muth unjerer Soldaten jeden Widerſtand. . Tie Ereignifje, welde jih in 
Deutichland vollzogen, haben unier Land nicht aus feiner würdigen und 
rubigen Haltung treten laſſen, und es rechnet mit Recht auf die Erhaltung 
bes Friedens. Die Aufrcizungen einer geringen Anzahl haben bie Hoffnung, 
freifinnigere Einrichtungen frieblid in das öffentliche Leben einbringen zu 
fehen, nicht zu Schanden gemacht; endlich bat bie augenblidlidhe Stockung 
des Handelsverlehrs die gewerbetreibenden Klafjen nicht gehindert mir ihre 
Sympathien zu bezeugen und auf bie Beinühungen bev Regierung für einen 
neuen Aufschwung der Geſchäfte zu zählen. Tiefe GSefinnungen des Ber: 
trauens und ber Hingebung finde ich mit Vergnügen in Amiens wieder, in 
biefem Tepartement ber Somme, welches mir jtets eine aufrichtige Anhäng- 
lichfeit bewiejen umb wo ein Aufenthalt von ſechs Jahren mir gezeigt hat, 
baß das Unglüd eine gute Schule ift, um bie Laft der Regierung ertragen 
und bie Klippen bed Glüds vermeiden zu lernen. ...“ 


7. Sept. Der Kaifer geht mit dem Hofe nach Biarrik. 


19. 


„ Der Credit mobilier iſt enblid an einer entſcheidenden Krifis 
angelangt. Stürmiſche Sigung des Vermaltungsrathes: Austritt der 
Gebrüder Pereire. Bis zur Entſcheidung durch die Generalverfamm: 
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lung treten "bie HH. Germiny, Delahaut und Ganneron (von ber 
Regierung ernannt) an ihre Stelle. Das Journal des Actionnaires 
ergreift die ©elegenheit zu einem fchneidenden Artifel über bie 
finanzielle Lage des Landes und wird dafür, zum erjten Mal wieder 
feit dem 19. Januar d. J., mit Beichlag belegt. Eine Anzahl 
Actionäre des Credit mobilier beichließen, für die im jahre 1866 
(ireilih nur mit Bewilligung des Staatsraths) erfolgte Verdoppe— 
lung des Nctiencapital® als betrügeriihe Schwinbelei, da das Yuftitut 
damals ſchon längſt unter pari jtand, ben Berwaltungsrath per: 
jönlih vor Geriht auf Schadenerfaß zu belangen, 


23. Sept. Krifis in Stalien: Das Mittelmeergefhwader ift in Toulon 


bereit, jeden Augenblik bie Anker zu lichten und bie in und um 
Zoulon gejammelten 12—15,000 Mann Lanbungstruppen werden 
bort zurüdgehalten troß der Verhaftung Garibaldi's durch bie ital. 
Regierung. 


1. Oct. Rouher und Lavalette gehen zu Berathungen über die Lage ber 


2. 


11. 


14. 


16. 


19. 


Dinge in Stalien und Rom nad Biarrig zum Kaijer, von mo fie 
am 5. Dct, wieder zurüdfehren. 


„ Die Banf von Frankreich escomptirt die erjten 2 Mill. der bem 
Credit mobilier unter perjönlicher Garantie der HH. Pereire ꝛc. 
borzufchießenden Summen, um eine Inſolvenzerklärung bdesjelben zu 
verhüten und feine Liquidation anzubahnen, 


„ Eine kaiſ. Berfügung beftimmt, daß bie jungen Soldaten ber 
zweiten Abtheilung des Contingents von 1866 in ben Inſtructions— 
bepots vom 2, Nov. 1867 bis zum 2. April 1868 zu verweilen 
haben, um ihre vorjhriftsmäßigen zwei Erercierperioden mit einem 
Male abzumaden. 
„ Germiny wird durch kaiſ. Decret auch zum Präfidenten der mit 
dem Credit mobilier verbundenen Société immobiliere ernannt, 
„Streit zwifchen ben Pariſer Fabrifanten mit dem Seinepräfecten 
Haufmann über dag Octroi auf gewiffe Nohftoffe. Ein Fabrifant 
läßt fi) auspfänben. 
„ Der Kaifer trifft von Biarrik in St. Cloud ein. Minifterrath 
unter Zuziehung des Erzbiſchofs von Paris behufs eines ent: 
ſcheidenden Schrittes in der. römifch:italieniihen Trage. Es wirb 
beſchloſſen, Jtalien eine Art Utimatum zu ftellen und barauf Ant: 
wort binnen drei Tagen zu fordern. Inzwiſchen fol ſich außer ben 
un Zoulon gefammelten Truppen auch die Diviſion Dumont in 
Lyon. bereit halten, auf den erften Wink zur Einſchiffung bahin 
abzugeben. 
„ Neuer Minifterrath in St. Cloud, dem auch bie Kaiferin beis 
wohnt. Die Antwort der ital, Regierung ift noch nicht eingetroffen, 
23 
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Ein Schreiben des Könige Victor Emanuel gewährt feine Be: 
ruhigung. Der Befehl zur, Einſchiffung ber Truppen geht nad 
Zoulon ab. 


20. Det. General Failly geht nach Toulon ab, um den Oberbefehl über 
die neue römijche Erpedition zu übernehmen. 20,000 Dann find 
nah Toulon auf dem Wege. Die Antwort der ital, Regierung 
trifft ein und lautet ablehnend oder doc ausweichend. Die Brigade 
Polhoͤs wird in Toulon eingeſchifft und die Dampfer heizen zur 
Abfahrt. 

21. „ An Folge der Entlafjung Rattazzi's und der Berufung Gial- 
dini’g in Florenz wird der Abgang der Erpedition nad Rom vor: 
erjt wieder fiftirt und vie bereits eingefchiffte Artillerie wieder aus» 
geſchifft. Die Truppen bleiben inzwiſchen in Zoulon und beziehen 
ein Lager, | 


23. „ Der Kaiſer von Oeſterreich trifft in Paris ein. 


25. „ Auf die Nadridt, daß Cialdini in Florenz fein Minijterium zu 
Stande bringe, beſchließt der Minifterrath unter dem Vorſitze des 
Kaifers die Ausführung der Intervention in Rom und in ber Nacht 
geht der Befehl zur Einfchiffung der Truppen nach Toulon ab. Zu: 
gleich richtet der Minijter des Ausw. Mouftier eine Circulardep, 
an die Vertreter Frankreihs im Auslande über die Abſicht und die 
Tragweite der Intervention und regt die dee eines Congreſſes ber 
Mächte behufs Erwägung der römiſchen Frage an. 

„Wir wollen uns nicht damit befaffen, die aufeinanderfolgenden Zwiſchen— 
fälle aufzuzählen, welde die Krifis hervorgerufen und bis zu ihren Gons 
fequenzen getrieben haben, eine Krifis, die ebenjo bedrohlich für bie Sicher: 
beit des heil. Stuhles als gefährlich für die wahren Intereſſen Italiens ift. 
Es genügt uns, dieſe Krifis von dem Gejichtspunft unieres Rechtes und 
unferer Ehre ins Auge zu faflen und bie Pflichten darzuthun, die fich für 
uns baraus ergeben. Der Septembervertrag wurbe von ber italienifhen Ne: 
gierung hervorgerufen und aus freien Stüden unterzeichnet. Er legte ihr 
die Verpflichtung auf, die Grenzen ber päpftlihen Staaten nachdrücklich gegen 
Angriffe von Außen zu fchügen. Niemand kann heule mehr bezweifeln, daß 
biefe Verpflichtung nicht erfüllt wurde, und daß wir im Rechte feien, bie 
Dinge in ben Stand zurüdzuverjegen, in welchem fie ſich vor ber Toyalen 
und vertrauensvollen Ausführung unſerer eigenen Berbindlichfeiten, durch die 
Räumung Roms, befanden, Unjere Ehre legt ung ficherlid die Pflicht auf, 
nicht mißzuderfennen, welche Hoffnungen bie fatholiiche Welt auf einen Aft 
gegründet hat, ber unſere Unterjchrift trägt. Wir halten indeß auch darauf 
auszufprehen, daß wir in Feiner Weile eine Decupation erneuern wollen, 
beren Bedeutung wir, befjer als irgend Jemand, ermeifen. Wir werben von 
feinem feindfeligen Gedanken gegen Stalien beherriht; wir bewahren ein 
treues Gedächtniß für die Bande, bie uns mit ihm vereinen; wir find aber 
auch überzeugt, dag der Geift der Ordnung und Geſeßlichkeit, die einzige 
Grundlage feines Gedeihens und feiner Größe, fid) alsbald offen und deutlich 
bethätigen werde. Sobald das püpftliche Gebiet befreit und bie Sicherheit 
wieberhergeftellt jein wird, werden wir unſere Aufgabe vollendet haben und 
ung zurüdziehen. Aber von nun an müfjen wir auf das gegenfeitige Ber: 
hältniß zwiſchen Stalien und dem heil. Stuhl die Aufmerffamfeit ber Mächte 
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binlenfen, welche, gleih uns, ein —— daran haben, in Europa die 
Prinzipien der Ordnung und des Beſtandes zur Geltung zu bringen. Wir 
zweifeln nicht, daß fie Fragen, mit welchen ſich für eine jo große Zahl ihrer 
Unterthanen fittlihe und veligiöfe Intereſſen des erhabeniten Charakters ver— 
binden, mit dem aufrihtigen Wunſch erörtern werden, biefelben zu löſen. 
Dieß find, mein Herr, die Erwägungen, welchen Geltung zu verfchaffen Sie 
bemüht fein wollen, und welche, ich hege das Bertrauen, bie Regierung 
würbigen wirb, bei der Sie beglaubigt find.“ 


26. Dct. 6 Uhr Morgens: Die Transportflotte geht mit den Erpebitions: 


truppen von Toulon in See. 9 Uhr: Neue Contreordre von Paris 
aus, da Cialdini die Hoffnung Hegt, doch ein Minifterium zu 
Stande zu bringen. Nahmittags: Die Hoffnung Cialdini's beftätigt 
fih nicht. Abends: Don Paris trifft der Befehl in Toulon ein, 
jofort in See zu gehen. Das erſte Transportgeſchwader geht de: 
finitiv nach Civitavecchia ab, 

„ Abgang des zweiten Transportgeſchwaders von Toulon nad 
Civitavecchia. 

„Bankett im Pariſer Stadthauſe zu Ehren des Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich. Toaſt des Kaiſers Napoleon, Antwort des Kaiſers Franz 
Joſeph. | 

» Die erften Franzoſen rüden wieder in Rom ein, 

„ Stürmifhe Sigung des (von der Regierung ernannten) Gemeinde: 
rath8 von Paris wegen der Frage eines Anlehens, um die For: 
derungen der SocietE immobiliere zu befriedigen. Baron Hauß— 
mann wird wegen feines Gebahrens mit ben Finanzen der Stadt 
mit einer ihm bisher ungewohnten Rüdfichtslofigfeit angegriffen. 

„ Frankreich richtet mit Rußland, Preußen und Stalien an bie 
Türkei eine Gollectiv-Erflärung, der fih England und Defterreich 
nicht anjchliegen (j. Türkei). 


1. Nov. Auf die Notification des Einrückens der italienifhen Truppen 


2, 
3. 


6. 


in den Kirchenjtaat antwortet die franz. Regierung weber mit einer 
Kriegserflärung, noch auch nur mit einem fürmlichen Proteft, fon: 
bern begnügt ſich, zu erflären, daß fie dieſen Schritt auch „nicht 
im Entfernteften mit ihrer Gutheißung beden könnte,“ vielmehr 
„darüber ihr lebhaftes und aufrichtiges Bedauern“ ausſprechen müffe. 
„  Wieberabreife des Kaifers von Defterreich. 

„ Niederlage der Garibaldianer bei Mentana, nicht burch bie päpft- 
lichen, fondern durch die franz. Truppen, „Das Chaffepotgewehr 
bat Wunder gethan“ (j. Rom). 

„ Eine Note des franz. Gejandten in Konftantinopel an die Pforte 
bezeichnet wieder eine Schwenfung Franfreihs gegen Rußland: 
Frankreich beruhigt fich Jeinerfeits mit der ablehnenden Antwort der 
Collectivnote durch die Türkei und die offiziöje Preffe ift bemüht, 
die Theilnahme Frankreichs an ber Colleetivnote Defterreih und 
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dem Salzburger Einverſtändniß gegenüber zu erklären und zu ent— 
ſchuldigen. 


10. Nov. Frankreich ladet durch Circulardep. ſämmtliche größere und 
kleinere Staaten Europas zu einem Congreß über die römiſche 
Frage ein: 

„Beſeelt von den Empfindungen einer loyalen Freundſchaft in Rückſicht 
auf Italien und durchdrungen von der Wichtigkeit der Intereſſen, welche ſich 
auf die Sicherheit und Unabhängigkeit des päpſtlichen Thrones beziehen, hat 
ber Kaiſer nie aufgehört, mit lebhaſter Betrübniß und beſtändiger Sorge 
den Antagonismus zu fehen, in welchen bie Greignifje die Megierungen bes 
Vapftes und Wictor Emanuels verjeht haben. Unſer höchſter Wunſch war 
geweien, bie Möglichkeit eines guten Ginvernebmens zu entdeden und dieſes 
Refultat in Betracht zu ziehen, Wir haben feine Anftrengung unterlaffen, 
welche eine befonnene Beobadtung der Thatſachen uns an die Hand gab, 
und die Aufzählung ber Mittel, welde wir angewendet haben, würde eine 
weitläufige fein. Weniger präoccupirt trotzdem zu einem unmittelbaren Re: 
fultat zu gelangen, als aufmerffam darauf nicht burch verfrühte Verſuche ein 
Reiultat bloßzuſtellen, welches allein die Zeit fruchtbar machen fann, haben 
wir uns beftrebt, die Agitationen einerfeit6 und das Miktrauen andererfeits 
zu beigwichtigen, und dieß war die Tendenz bes Vertrags vom 15. Sept. 1864. 
Indem wir das Schidjal des Pontificats unter den Schuß des Ehrenworts 
jtellten, das Stalien Frankreich gegeben, bot diefe Thatſache für Nom Sicher: 
beit, der italienischen Regierung dagegen das Mittel, durch bie Loyalität 
feiner Haltung die Beunruhigung und bad Mißtrauen, welches tief in bie 
Gemüther eingebrungen, zu beihwicdtigen. Diefe vorausfihtlihe Haltung 
batte die Beftimmung, vom Augenblid an, wo fie Früchte zu tragen begann, 
bie Leidenschaften zu beruhigen, welche unter ber Form bes Ratriotiismus immer 
verſucht Haben, den Geiſt des italienischen Volks aus feinen natürlichen 
Bahnen zu lenken, um jene Leibenfhhaiten zu Werkzeugen der Unordnung zu 
mißbrauchen, einer Unordnung, welche bie revolutionäre Partei überall mit 
demſelben Ziel und mit benjelben Mitteln herbeizuführen verfadt. Die Er: 
eignijfe, welche auf ber Halbinjel fo eben flattfinden, bringen eine fchwere 
Lehre mit fih, und find von der Art die europäiſchen Gabinette zu präs 
occupiten. Wenn die Regierung bes Kaifers bie mit ihr eingegangenen Con— 
veittionen unverlegt aufrecht erhalten mußte, und wenn fie durch ihre Feſtig— 
feit den Gefühlen ber Mäßigung, welche in Stalien bie Größe bes Landes 
auf nicht chimäriſchen Grundlagen zu errichten hoffen — neue Stärfe ver: 
lieben, fo iſt bas nit ein Grund um bie Aufgabe, welche burd die Er: 
eigniffe Frankreich auferfegt war, ausſchließlich auf fie allein zurüdiallen zu 
laſſen. Ihre Unftrengungen müffen, um volljtindig wirkffam zu fein, in 
hohem Grabe von den andern Regierungen getheilt werden, bie nicht iveniger 
intereffirt find, die Brincipien ber Orbnung unb Stabilität in Europa zur 
Geltung zu bringen. Heute erifliren die Erwägungen nicht mehr, bie zu 
einer andern Zeit den europäiſchen Gabinetten die Prüfung folder Fragen 
ſchwierig machten. Non ben Mächten anerkannt, in Frieden mit ihnen unb 
nur mit feinen eigenen Bewegungen beichäjtigt, kann Italien nicht eine 
birecte Urfache ber Unordnung und bes Gonflicts fein, allein man kann nicht 
läugnen, baß feine und Roms Situation in ernfter Weile an die Aufmerf: 
jamfeit aller appellirt, weil biefe Situation eine Gelegenheit ber Verwirrung 
und ein Vorwand des Borurtheils if. Dank den Principien, welche in ber 
modernen Welt vorberrfchend geworben, wird fi Feine Regierung freiwillig 
von ber Pflicht Tosfagen, ihren Unterthanen jeder Gonfelfion die berechtigte 
Befriedigung, welche ber Friebe ihres Gewifjens fordern Tann, zu verſchaffen. 
Wir zweifeln daher nicht, daß von dieſem Gefihtspunft aus bie europäifchen 
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Regierungen ben Vorſchlag, welchen wir ihnen maden, ji in einer Gon= 
ferenz zur Prüfung diefer wichtigen ragen zu vereinigen, mit Bereitwillig- 
feit annehmen werben. Indem fie fo bie Thatſachen mit Ruhe und Auf: 
merfjamfeit erörtern, wird biefe Verſammlung, welche untergeordneten Rück⸗ 
fihten unzugänglich fein wird, die Grundlagen für eine Arbeit finden, berem 
Grenzen wir ben Nugenblid nicht beſtimmen dürfen, unb deren Nejultate 
wir nicht vorauszufehen vermögen. Wollen Eie diefen Gegenftand ber Aufs 
merkjamfeit der Regierung unterbreiten, bei welcher Sie accreditirt find, 
Unfrerfeits haben wir das Vertrauen, daß biefe Regierung fich nicht bebenfen 
wird, eine günftige Antivort zu geben, und daß fie erkennen wird, wie 
günftig die Umjtände zu einer unmittelbaren Zufammenfunft der Bevoll« 
mädhtigten find.“ 


12. Nov. Der „Moniteur” erklärt, daß bie franz. Truppen nit in Rom 


13. 


16. 


18. 


bleiben, jondern allmälig in Civitavechia concentrirt werben follen, 


„ Mobification des Minifteriums: Lavalette wird entlaffen und 
Pinarb (mit clericaler Färbung) zum Minifter des Innern ernannt, 
Rouher gibt das Yinanzminifterium an Magne ab, 

„ Marfhal Bazaine wird zum Nachfolger Forey’d in Nancy 
ernannt, 


„ Eröffnung der Kammern, Thronrebe des Kaijers: 

„. .. Seitdem Sie auseinandergegangen find, haben ungewiſſe Beſorg⸗ 
niffe den öffentlihen Geift in Europa befallen und überall die gewerbliche 
Bewegung und den Handelsverkehr eingefhränft, Trotz der Erklärungen 
meiner Regierung, deren friedliche Haltung nie eine Wandelung erfahren 
bat, hat man ben Glauben verbreitet, daß jede. Umänderung ber inneren 
Staatseinrihtungen Deutſchlande eine Urfache des Eonfliftes fein müſſe. 
Diefer Zuftand der Ungewißheit darf nicht Länger dauern. Man muß bie 
jenfeits des Rheines eingetretenen Veränderungen ojfen annehmen, vers 
fündigen, baß jo lange unfere Intereſſen und unjere Würde nicht 
bedroht find, wir uns nicht in Umgeftaltungen einmiſchen, bie 
durch den Wunſch ber Bevölkerungen bewerfftelligt werben. Die Belorgniffe, 
bie jich Fundgegeben haben, erflären ſich ſchwierig zu einem Zeitpunft, wo 
Frautkreich der Welt das adtunggebietendite Schaujpiel der Verjühnung und 
des Friedens geboten bat. — Tie Weltausstellung, zu der ſich beinahe 
alle Herrfcher Europa’s zujammengefunden hatten, wo ſich die Vertreter ber 
arbeitenden Klaſſen aller Länder begegneten, hat bie Bruderbande zwiſchen 
ben Nationen fefter geichlungen. Die Ausftelung ift mun vorüber, allein 
ihre Spur wird umnferer Zeit tief eingeprägt bleiben, denn wenn aud, nach⸗ 
dem fie fih jo majeſtätiſch eröffnet, die Ausftellung nur in vorübergehenden 
Glanze ftrahlte, fo Hat fie doch für immer die Borurtheile und Irrthümer 
ber Vergangenheit vernichtet. Hemmniſſe ber Arbeit und der geiftigen 
Thätigkeit, Schranken zwijchen den verihiedenen Völkern und ben verjdiedenen 
Ständen, internationalen Haß, alles dies hat fie weit hinter fi zurüdge: 
drängt. Diefe unbeftreitbaren -Unterpfänder ber Eintracht fünnen uns ber 
Verpflichtung nicht entheben, bie militärifhen Einrihtungen Frank 
reichs zu verbefiern. Es ift für die Megierungen eine gebieterifche Pflicht, 
unabhängig von ben äußern Verhältniſſen, den Fortichritt in allen Elementen, 
welhe bie Stärke bes Landes ausmachen, weiter zu verfolgen, und es ift für 
ung eine Notwendigkeit, unfere militärische Organifation, wie unfere Waffen 
und unfere Marine zu vervollfonmnen. Der dem Geſetzgebenden Körper 
vorgelegte Gefegentwurf vertheilte die Laften der Rekrutirung auf alle Bürger. 
Diejes Syftem wurbe als zu abfolut angefehen, und man bat beffen Trag⸗ 
weite buch Vermittlungen zu mildern geſucht. Seitdem Habe ich geglaubt, 
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über dieſe hohe Froge neue Studien anſtellen laſſen zu müſſen. Man kann 
wirklich nicht mit zu großer Sorgfalt dieſe wichtige Aufgabe ergründen, die 
ſo bedeutende und häufig ſo widerſtrebende Intereſſen berührt. Meine Re— 
gierung wird Ihnen neue Beſtimmungen vorſchlagen, bie nur einfache Um— 
aͤnderungen bes Geſetzes vom Jahre 1832 find, bie aber das ſtets von mir 
verfolgte Ziel erreichen, ben Militärbienft während des Friedens zu verrins 
gern und während des Krieges zu vermehren. Sie werden biefelben, ebenſo 
wie die Ginrichtung einer mobilen Natiortalgarde, unter dem Gindrude bes 
patriotifchen Gedankens, daß, je ftärfer wir find, befto mehr ber Friede ge: 
jichert it, Shrer Prüfung unterziehen. Diefer Friede, ben wir Alle erhalten 
wollen, fhien einen Augenblid in Gefahr zu fein. Revolutionäre Auf: 
reizungen, die am hellen Tage betrieben wurben, bedrohten die päpſtlichen 
Staaten. Da bie Convention vom 15. Sept. nit ausgeführt wurde, 
müßte ich abermals Truppen nad Rom Ichiden und bie Herrichaft des heil. 
Stuhles beſchützen, indem ich die Eindringlinge zurücktrieb. Unfer Auftreten 
fonnte feinen feindfeligen Charakter für bie Einheit und die Unabhängigkeit 
Italiens darbieten, und es bat dieſe Nation, nach der Ueberraſchung des eriten 
Augenblids, gar bald bie. Gefahren eingefehen, welche dieſe revolutionären 
Kundgebungen bem monardhifchen Prinzip und der europäifchen Ordnung bes 
reiteten. Heute ift in den püpftlichen Staaten bie Ruhe beinahe völlig wieder 
bergeftellt und wir fünnen ben naben Zeitpunft der Wieberheimfehr unferer 
Truppen berechnen, Für uns eriftirt der Vertrag vom 16. September, jo 
fange er nicht durch einen meuen internationalen Aft erfegt worden it. Die 
Beziehungen Staliens zum heil. Stuhle intereffiren ganz Europa, und mir 
haben den Mächten den Vorſchlag gemacht, diefe Beziehungen in einer Con— 
ferenz zu regelm und jo neuen Berwidlungen vorzubeugen. Man bat Be: 
forgnifje gehegt über die Drientfrage, welcher indeſſen der verföhnliche 
Geift der Mächte allen gereizten Charafter benimmt. Wenn unter ihnen einige 
Meinungsverfhiedenheiten über die Mittel, die Pacification Creta's herbeizu: 
führen, obgewaltet haben, fo jchäße ich mich jehr glüdlich, zu conjtatiren, 
daß fie alle über zwei Hauptpunkte wenigftens, nämlich über bie Aujrecht 
haltung ber Integrität des Ottomaniſchen Reiches und bie Verbefjerung ber 
Lage ber Ghriiten einig find. Die auswärtige Politik geftattet uns aljo, alle 
unfere Sorgfalt ben inneren Nerbeflerungen zu widmen. . . Diele Selfien wird 
bauptfählich zur Prüfung der Geſetze verwandt werden, zu benen ich im ver: 
wichenen Jannar bie Initiative ergriffen babe. Die ſeitdem verftrichene Zeit 
bat meine Ueberzeugung von der Nüßlichkeit diefer Reformen nicht geändert. 
Gewiß, die Ausübung diefer neuen Freiheiten jeßt bie Gemüther gefährlichen 
Aufreizungen und Perführungen aus; aber ic vedhne, um fie unmächtig zu 
machen, gleichzeitig auf den neiunden Sinn des Landes, ben Fortichritt ber 
öffentlichen Sitten, die Feſtigkeit der Unterdrückung, bie Energie und Autorität 
der Negierung. Verfolgen wir mithin das Werk, welches wir zufammen 
unternommen haben. Seit finizehn Jahren ift unfer Gedanke berfelbe ge: 
weien: -über den Gontroverien und ben feindlichen Xeidenfchaften unſere 
Grundgeſetze, die die Volksabſtimmung fanctionirt bat, aufrecht zu erhalten, 
aber gleichzeitig unfere liberalen Anftitutionen zu entwideln, ohne das Prin— 
zip ber Autorität zu ſchwächen. Hören wir nicht auf, den Wohlſtand durch 
die Schnelle Vollendung unferer Gommunicationswege auszjubreiten, die Unter: 
rihtsmittel zu vermehren, die Benützung ber Juſtiz durch bie Einfachheit 
ber Prozeduren minder Eoftfpielia zu machen, alle Mafregeln zu ergreifen, 
welde das Scidial ber größern Anzahl eriprießlih machen Formen. Wenn 
Sie, wie ich, überzeugt find, daß diejer Meg der bes wahren Fortfchrittes 
und der Giviliiation iſt, jo fahren wir fort, im diefem Ginverfiändniß ber 
Anfichten und Gefühle, welches eine fo koſtbare Garantie des öffentlichen 
Wohles ift, fortzuichreiten. Sie werben, hoffe ich, die Gefeße annehmen, bie 
Ihnen vorgelegt find, fie werben zur Größe und zum Reichthum bee Landes 
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beitragen. Meinerſeits, ſeien Sie deſſen verſichert, werde ich die Macht, die 
mir anvertraut worden ift, hoch und feſt aufrecht erhalten, denn ungerechte 
Hinderniſſe und. Widerſtand werden weder meinen Muth noch meinen 
Glauben an bie Zufunft erfchüttern.“ 


20. Nov. Geſetzgeb. Körper: Die Negierung theilt bemfelben den neuen 


28, 


" 


29. 


2I.— 


in. der TIhronrede berührten Plan ber Armeereform mit. 

„ Der „Moniteur” verkündet, daß die franz. Truppen im Kirchen: 
ftaat ihre Concentration auf Rom angetreten hätten und ſich all: 
mälig nad Civitavechia zurüdzichen würden, wo bie Einſchiffung 
ber erjten Divifion bereitS begonnen babe. 

„Geſetzgeb. Körper: Der Kriegsminifter Niel feßt in ber Com: 
mijfion das Zugeſtändniß ber Yjährigen Dienftpfliht in ber Armee 
durch, um jo bei einer jährlichen Refrutenbewilligung von 100,000 Mann 
in ber ftehenben Armee und der Rejerve zufammen 800,000 Mann 
effectiv zu befommen, abgejehen von dem neuen Inſtitut ber mobilen 
Nationalgarbe. 

„» Die Barifer Fabrifanten verlieren ihren gegen bie Stabt (Hauß— 
mann) angeftrengten Prozeß über die Dectroifrage vor dem Eivil- 
gerichte, das ben Spruch bes Friedensrichters gegen fie bejtätigt. 
30, Nov. Senat: Debatte über die römiſche Frage. Rede bes 
Erzbifhofs von Paris (dur die er ſich in Rom ſchlecht anfchreibt) 
und Mouftiers. Der Eenat geht jchlichlih mit einem Vertrauens— 
botum für die Regierung zur Tagesordnung über. 


— Nov. Das Gonferenzproject ber Negierung findet nur von Geite 


einiger Fleineren Mächte und Spaniens und Oeſterreichs Beifall. 
Die übrigen Großmächte verlangen ein Programm und ein vor: 
läufiges Einverftändniß zwiſchen Franfreih, Stalien und Rom. Zus 
lebt taucht die Idee einer Art Vorconferenz der Großmächte auf. 

„ Veldzug der Biſchöfe gegen ben vom Unterrichtsminijter Duruy 
angeregten und protegirten weltlihen Unterricht der Mädchen jtatt 
der Kloftererziehung. 

„ Die Bilhöfe werben mit Iebhaften Gifer Soldaten zu Ber: 
mehrung der päpftl. Armee. Die ultramontane Prefle verlangt von 
ber Negierung in Folge ber zweiten Intervention in Rom: mit großer 
Heftigteit die Nüdkehr zum Frieden von Züri. 


2. Dec. Gefeßgeb. Körper: Beginn der Debatte über bie römiſche 


4. 


Frage. Rebe Jules Favre's. 

„  Gejebgeb. Körper: Fortſetzung der Debatte über die römiſche 
Frage. Rede des Miniſters des Ausw., Marquis de Mouſtier: 
Der Miniſter ſucht wie im Senate Aſcea zu erhalten, daß die Regierung 
in der römiſchen Frage ſtets eine conſequente, ihren Principien getreue Politik 
verſolgt habe. Zwiſchen ber Haltung Frankreichs in ber römiſchen Frage 
und den Principien von 1789 beſtehe fein Widerſpruch; bie letzteren feien 
im Gegenteil in vollfommenem Einflauge mit bem Geifte und ber Moral 
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des Evangeliums. Der Syllabus, auf den man ſich berufe, ſei ein letzter 
Proteſt der alten Ordnung gegen die neue; aber das Papſtthum werde ſich 
in die moderne Welt einrichten, gerade wie es ſich nach einander in bie rö— 
mifche, in die barbariihe und in die Welt des 17. Jahrhunderts gefunden 
habe. Der Minifter gibt bierauf, wie im Senat, die Gefhichte der Tegten 
Sreigniffe, nur daß er dießmal gegen das abgetretene Minifterium Ratazzi 
eine heitigere Sprache. führt, als felbit bie Kirchenfürften im Oberbaufe an: 
geſchlagen haben, Gr klagt dieſes Gabinet offen an, jeit Beginn der Bewes 
gung Frankreich getäujcht und Garibaldi nur vorgefhoben zu haben, um im 
geeigneten Augenblide ſich ftatt dieſes republifanifchen Führers an die Spitze 
der Bewegung zu ftelen. „In diefem Augenblide — als bie Garibaldianer 
in das päpftliche Gebiet einrückten, und bie italienifchen Truppen bes Grenz: 
cordons fih in Golonnen formirten — betrachteten wir bie Convention als 
verfegt. Da machte mir ber italieniiche Gefandte mündlich eine Mittheilung 
von ber höchſten Michtigfeit: er ſchlug eine euvopätiche Conferenz und für 
den Augenblid bie gemeinſchaftliche Beſetzung Roms durch Franfreih und 
Stalien vor, Wir nahmen von bem erften Vorjchlage Aft und wieſen den 
zweiten zurüd. In ber That kann ich bdiefen zweiten Antrag nicht anders 
als in folgender brutaler Meife charakterifiren: man trug und nicht nur bie 
Rolle bed Geioppten, ſondern auch die bes Verräthers an. Wir wiejen mit 
Entrüftung dieſe Milſchuld zurüd, melde man ung mit einer Art von Bons 
bommie zumutbete, die ben Schimpf nody verboppelte.” Mebner entwidelt, 
wie von nun an bie Erpedition entſchieden war und gerabe noch im rechten 
Augenblide, um Rom zw retten; er gefteht zu, daß ohne die Hilfe ber Kran: 
zolen die ewige Stabt unfehlbar in die Hände ber Garibaldianer fallen mußte, 
Die Occupation ſei demnach eine Nothiwendigkeit, aber Feine Löſung gewelen. 
Er hält daran feft, daß eine Verſöhnung zwiſchen Stalien und ben Rapfts 
thum bergeftellt werden muß. „Es find Unterhandfungen wegen jener euros 
päifchen Gonferenz angefnüpfit worden, welche. Stalien jelbft vorgeichlagen hat. 
Ich kann in diefem Augenblide nicht gewiß fagen, ob die Gonferenz zufammens 
treten werde oder nicht, ba einige Mächte noch ein fehr begreiffiches Bedenken 
tragen, an ber Löſung fo belicater Fragen Theil zu nehmen; aber id fann 
ber Kammer fagen, welches in dem einen ober dem anderen alle unjere 
Haltung fein wird. Wenn die Eonjerenz zulammentritt, fo werben wir mit 
Loyalität und mit Vorſicht unterfuchen, ob bie Lage Staliene und bie all 
gemeine Lage in dem Nugenblide des Zufammentritts der Gonferenz berart 
iſt, daß wir bie Sicherheit des heilinen Stuhles als verbürgt betrachten fönnen, 
und ift dieß ber Fall, fo werben wir unfere Truppen zurüdziehen. Wenn 
bagegen bie Gonferenz nicht zufammentritt, fo fallen wir unter die Herrichaft 
ber Septemberconvention zurüd und fagen zu Stalien: Mollt Ihr fie dieß— 
mal ausführen und uns ftärfere Sicherheiten dafür geben, als die früheren 
waren? Könnt Ahr uns verbürgen, baß das Papſtihum von nun an wirklich 
außer aller Gefahr ift?" Schließlich bittet der Miniiter im Namen ber Re: 
gierung um ein Vertrauensvotum für die Nergangenheit, das jie auch für 
die Aufunft ftärfen werbe. 


5. Dec. Gefeßgeb. Körper: Schluß der Debatte über bie römifche Frage. 


Der Staatsminifter Rouher gibt endlich cine unummwunbene, unzwei— 
beutige Erflärung über die Abfihten ber Regierung: 

Nouher ergänzt zunächſt die Aufflärungen Mouftiere bezitglich ber letzlen 
Ereigniſſe. Er Spricht bie Anficht aus, daß bie italienische Megierung bis 
zum 21. Sept. aufrichtig, aber ſchwach, vom 21. Sept. an nachſichtig, ab: 
hängig, faft möchte er jagen, mitichuldig war. Ratazzi ſpeeiell jei ſchwach 
gewejen; er babe beftändig ben unglüdjeligen Traum gebegt, bie revolutio- 
nären Anſchläge durch gute Beziehungen mit der Partei der Linken vereiteln 
zu können; er babe ben Irrthum begangen, fi mit einer fyflematifhen 
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DOppofition in Unterhandlungen einzulaffen, was inmter mit bem Sieg biefer 
Dppofition ende. Die jranzöfiihe Megierung babe unter diefen Umftänden 
nichts anderes thun können, als die Bewegung aufmerffam zu verfolgen, zu 
warnen und, nachdem Warnungen nichts mehr fruchteten und die Ereigniffe 
drängten, einzujchreiten. Am Ausland glaube man gerne an das, mas bie 
Oppojitionsblätter lagen; man bilde ſich ein, daß fie bie Meinung des Landes 
ausdrüden. (Ironiſches Gelächter.) So habe man auch in Stalien gebacht, 
Frankreich werde paſſiv bleiben, weil die. Preife fi gegen bie Intervention 
erklärt habe. In dieſem Einne falle ein Theil der Mitfchulb für bie fleis 
gende Kühnheit ber Jtaliener auf bie franzöfifhe Oppofitionspreffe. „Hier 
fit ber Urfprung des Uebels, bier die Quelle der Verwirrung, welche man 
in den Geiſiern ſelbſt inmitten diefer großen Stadt verbreitete; hier ents 
fprangen die verhängnißvollen Illuſionen, welche jene Unglüdlihen auf bie 
Felder von Mentana lockten. . .. Ja, wir haben intervenirt. Dieſe Inter— 
vention gegen vegellofe Banden, melde über das Leben ber Völker verfügen 
wollen, war fie etwa ausfchlieglich durch die Intereſſen Roms geboten ? 
Mar fie nicht auch ein energiiher Schuß des Thrones Viktor Emanuels ? 
War die Revolution, Herrin in Nom, nicht einige Tage ſpäter Herrin in 
Florenz? Indem wir Rom vor ber Invaſion retteten, retteten wir Stalien 
vor ber Anarchie. Ich fage vielleicht nicht genug; ich Habe vielleicht nicht 
genug die Complotte enthüllt, welche in Genf geichmiebet wurben; denn bie 
Anftedung der Demagogie hat beinahe Paris geftreift. (Bervegung.) Es bes 
ftand in der That der elende Verfuch einen Aufrufs zu den Waffen, weldyen 
id in Händen Habe, und der kläglich fcheiterte. Denn alle Revolutionäre 
fernen ſich, alle Rädelsführer verſtehen fich, alle ſchlechten Leidenfchaften find 
eng verwandt mit eimander, Es gab drei Schlagwörter in biejer frage: 
Nom, Florenz, Paris. (Ja, ja! So ift es!) Wir haben uns wegen biefer 
elenden Anjchläge feinen Kummer gemadt. Alle Regierungen find ihnen 
auggejeßt; es iſt das gewiljermaßen ber Bodenſatz aller jchlechten Leiden— 
Ihaften, der fi in ben unterften Schichten der Geſellſchaft anſammelt, manch— 
mal an die Cherflähe fteigen will, und ben man dann mit ein Bischen 
eltigfeit und Energie niederwirft.“ Hierauf gelangt nun ber Staatsminijter 
zu dem Progranım ber Regierung für die Folgezeit; er will es ohne Rück— 
halt ausſprechen: „Die nah Rom geſchickten Truppen werben bort bleiben, 
fo lange die Siderheit des heil. Vaters es nöthig machen wird, und unter 
bem orte Sicherheit verfteht die Regierung nicht nur die Ruhe auf bem 
Gebiete des heil. Stubls, Sondern auch ernſtliche Bürgichaften, welche bie 
italienifche Regierung nad ben erfahrenen Täufhungen geben muß. Auf ber 
Gonferenz, welche fatthaben foll, werden wir mit unferer Vergangenheit nnd 
mit unferer gegenwärtigen Haltung erfheinen, ohne irgend etwas aufzugeben, 
irgend eiwag zu verleugnen, Was wollen Sie mehr, ba der am nächſten 
Betheiligte, der Papſt ſelbſt, die Gonferenz beiciden will? Es liegt ein 
Dilemma vor, fagt man: Der Vapſt bebarf Noms für feine Unabhängigfeit, 
und Stalien verlangt es für jeine Einheit. Nun denn, wir erklären im 
Namen der franzöfiichen Regierung: Stalien wird fih Roms nicht bemächtigen ! 
(Stürmifcher Beifall.) Nein! Niemals! (Sehr viele Stimmen: Niemals! 
diemals!) Niemals wird Frankreich diefe Gemaltihat gegen feine Ehre und 
gegen ben Katholizismus ertragen! (Neuer Beifall.) Es verlangt bie ener: 
giſche Ausführung bes Vertrags vom 15. Sept., und wenn dieſer Bertrag 
in der Zufunft nicht feine wirffame Anwendung findet, fo wird Frankreich 
fich jelbit an jeine Stelle fegen. Iſt das Far?” (Ja, jal — nochmaliger, 
nicht enden wollender Beifall.) Der Minifter verfihert nun, von bieler 
Kundgebung ergriffen, daß Frankreich nie biefen Standpunkt verleugnet habe, 
Was einen falfben Schein auf die franzöfifche Regierung babe werfen fünnen, 
das feien ihre Sympathien für bie italienijhe Einheit. Frankreich wolle fein 
eigenes Werk nicht vernichten, es wolle das Nebeneinanderbeflehen Roms und 
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Italiens. Guéroult und Javal (gleichzeitig): Das ift fehr ſchwer. Der 
Staatsminifter: „Ja, nad) meiner innigiten Ueberzeugung würde Frankreich, 
wenn man ihm morgen die zwei ragen vorlegte, ob es die Nernichtung ber 
weltlichen Herrſchaft des Papites und die Vernichtung des Königreichs Stalien 
wolle, beide Male mit einer impofanten Mehrheit: Nein] antworten. (Tiefe 
Bewegung.) Man muß alfo für das Nebeneinanderbejichen ber beiden 
Mächte wirken und in Stalien an die freifinnige und confervative Maffe 
appelliren, ohne diefem Yande die Degenipige zu zeigen; man überlaſſe der 
Zeit ihr Werk.” ... Herr Bueroult: Verfügen Sie über bie Zeit? Die 
Zeit gehört Niemanden, Der Staatsminiſter: „Wollen Sie bamit fagen, 
daß die Nevolution in diefem Lande ausbrechen und unfer Werf umftürzen Fünnte? 
Gehen Sie! Die Macht des Uebels ijt vorübergehend, dauerhaft ift nur bie 
Macht des Guten, Wir werden aljo in Zufumft nicht zugeben, daß zwilchen 
Frankreich, Rom und Stalien die Gewalt entfcheide. Stalien würde an bem 
Tage, da es in die päpftlühen Staaten eindbränge, Franfreih auf dem Wege 
nad Nom finden (Yebhafter Beifall). Appelliren wir aber an bie Verſöh— 
nung! Sit das ein Traum? Die Zukunft wird e8 fagen; für jegt find alle 
Intereſſen gewahrt, feines läuft Gefahr, Feines wird Schaden erleiden." — 
Nach diefen Erklärungen wünſcht der Staatsminifter ein VBertrauensvotum, 
in welchen bie Kammer ihrem Ginverjtindniß mit der Negierung einen feier: 
lihen Musdruc geben möge. Herr Rouher verläßt die Tribune unter ftiirmi: 
ihem Beifall; nachdem er einige Worte mit Herrn Berrver gemwechielt, beileigt 
er jedoch die Tribüne nod einmal, um zur Befeitigung jedes Mißverſtänd— 
nifjes folgende Erklärung abzugeben: „Wenn ich von Rom geiprochen habe, 
fo habe ich von der Hauptitadt des gegempärtigen Giebiets geſprochen, und id) 
begreiie in die Vertbeidigung der weltlichen Herrſchaft des Papſtes das gegen- 
wärtige Gebiet in feinem ganzen Umfange.“ (Nochmals anhaltender Beifall.) 
Jules Favre verfucht eine Replik, wird jedoch gezwungen abzubrechen und 
zur Abſtimmung gefchritten, nachdem der Stanteminijter erklärt, daB bie 
Regierung nur im der einfachen Tagesordnring über die Interpellation bes 
Herrn Jules Favre den Beweis der Bejtätigung ihrer Politik durch bie 
Kammer erbliden würde. 


Nah dem Verlangen ber Regierung wird mit 237 gegen 17 
Stimmen die einfache Tagesordnung votirt. Mit der Regierung 
ftimmen auch Thierd und Berryer, mit der Oppofition Gueroult 
und Havin (die fog. imperaliltiihe Demokratie). 

Das Conferenzproject über die römiſche Frage ift durch die Er: 
Härung Rouhers jelbitverjtändlih unmöglid, geworben. 


9.—10. Dec. Geſetzgeb. Körper: Debatte über die beutihe Frage. 
Rouher erllärt, zu feinen Erklärungen vom 5. d. M. bez. Rome 
ermächtigt gemefen zu fein. Rede Thiers’ (gegen die großen Agglo: 
merationen). Unerhörter Ausfall des Marquis de Kervéguen gegen 
die liberale Preffe. Mit 231 gegen 23 Stimmen wird auch über 

dieſe Anterpellation die Tagesordnung bejchloffen. 

411. Dec. Dentihrift des Baron Kaufmann über die finanzen der Stadt 
Paris. Die Ctatsüberfchreitungen betragen nicht weniger als 530 
Millionen. 

12. „ Der gejeßgeb. Körper bejchließt, zuerjt das Armeereformgeſetz 
und dann erft das Preß- und das Verfammlungsgefeg in Angriff 
zu nehmen, 
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419. Dec. Geſetzgeb. Körper: Beginn der Debatte über das Nrmeereform: 


21; 


23. 


geſetz. Die Commiffion hat fi mit der Regierung über alle Haupt: 
punfte geeinigt, 


Geſetzgeb. Körper: Fortfegung ber Debatte über die Armeereform: 
Polemik bes Berichterftatters Greffier: „Lafien wir bie Beſorgniß bei: 
feite, daß die Regierung ohne ein gewiljes Ziel 740,000 Maun auf die Beine 
bringen fünnte. Die großen europäifchen Kriege drängen fih von felbft auf. 
Man fucht fie nicht, ıman vermeidet fie nur felten. Zweimal in einem 
Jahrhundert erjceinen bdieje großen Greigniffe Wenn das Gleichgewicht ges 
brochen ift, fo muß es wiederhergeftellt werben; nun wird es fich aber weder 
durch das Ginvernehmen der Völker noch durch bie Anſtreugungen dev Re— 
nierungen wieberberjtellen lafjen, jondern nur durch die Ergebniffe eines 
Kriegs.” Stürmifche Unterbredung. Ollivier: Da haben wir den Schlüfjel 
zu dem Geſetze. Haprincourt als Mitglied der Commiſſion erflärt, daß 
biefe Niemanden beauftragt habe, eine folche Anichauung zu äußern. Grej: 
ſier entfchuldigt ſich: er babe Lediglich vom philoſophiſchen Standpunkte aus 
bier gefprochen. Rouher: Die Regierung ift nicht durch die geringfte Vors 
ausficht eines benachbarten oder nahen Krieges geleitet, fie hat nur cin Inters 
effe im Auge, nämlid den Schuß ber Unabbängigfeit des Vaterlandes. 
„Geſetzgeb. Körper: Fortſetzung der Debatte über die Armeereform. 
— Amendement der Linken zu $ 1: 

„An die Stelle des durch Gonfcription gebildeten flehenden Heeres mit 
längerer Dienftzeit die Wehrhaftigkeit ber ganzen Nation mit allgemeiner 
Wehrpflicht, aber nur für eine möglichſt Furze Zeit in ber activen Armee 
(Miliz-Heer) zu ſetzen“ Jules Simon vertheidigt mit großer Beredſam— 
feit das Amendement gegen das berrichende Syitem des bewafjneten Friedens, 
dem ein großer, raſch vorübergebender Krieg fogar noch vorzuziehen wäre. 
Marſchall Niel: „Und Eie wollen unter derartigen Bedingungen Frankreich 
ber Gefahr ausfegen, eines Tages gegen eine Nation (Preußen) zu marſchiren, 
bie geſchickt und von langer Zeit her organifirt ift, in der vielfadhe Uebungen 
ftattfinden, in welcher ber militärische GSeift in einem Grabe, wie wir ih 
vielleicht nie erreichen werden, vorherrſcht? Daran denken Sie nicht, ober, 
wenn Sie auf das franzöfilhe Volk das Syſtem des Maſſenaufgebots ans 
wenben wollen, fo müfjen Sie dasſelbe volllommen nach preußiihen Mufler 
organifiren, und dann, aber une dann, fünnen beide Nationen, ohne Nach— 
theil für die eine von ihnen, fih auf dem fo ſchwierigen Schlachtenboben 
gegenübertreten.” Der Marichall geht nun auf das Pob der heutigen fran— 
zölifhen Armee über und weist mit Befriedigung auf den Grab ber Schlag: 
fertigfeit hin, ben bie Armee unter feiner Eurzen Amtstührung bereits erlangt 
hat. Die gelammte Infanterie wird bis zum nächſten Frühjahr mit einem 
ausgezeichneten Gewehr verſehen fein; die Zeuahäufer und die Magazine find 
gefüllt, die Feſtungen find bereits in einem beſſern Zuftand und men arbeitet 
alle Tage daran. Und durch Alles dieh ift der Marſchall überzeugt, weſent— 
lidy zum Fortbeſtehen bes Friedens beigetragen zu haben. „Denn das frans 
zöſiſche Wolf it von jeher ſehr ftolz geweien, und die Armee ift fein Gbenkild, 
Es hat galliihes Blut in ben Adern und vermag nicht lange eine Gefahr, 
bie es bebroßt, zu ertragen. Es gebt licher dieſer Gefahr entgegen. Das 
franzöfiiche Volk lebt darum nicht gerne in der Ungewißheit und fieht feinen 
Handel und feine Induſtrie babinfiechen; lieber folort den Krieg. Gibt man 
ihm nun eine militäriihe Organiſation, die ihm alle Sicherheit gewährt, fo 
läßt e8 die Sorgen fahren. Es fürchtet jeine Nachbarn nicht, träumt felber 
von feinen Eroberungen und überläßt fi dann in Frieden feinen gewohnten 
Beihäftigungen. Diefes Refultat wird durch bie Einführung des neuen 
Armeegejeges erreicht.“ Ollivier: „Wir, Frankreich, haben ben Krieg von 
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1866 organiſirt, indem wir die Allianz zwiſchen Preußen und Italien er— 
weiterten. Indeß Venetien war nur ein Vorwand. Der eigentliche Grund 
war der, unſere Armee zu beſchäftigen und dann jene abſcheuliche, in gewiſſen 
Gemüthern allmächtige Ueberzeugung, daß man nur durch Siege und Er— 
oberungen neue Dynaſtien gründe. Man hoffte, daß ber Krieg zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich ſich in bie Länge ziehe, und daß ſich aus ihm eine 
Veränderung ergeben werbe, bie eine Intervention und einen Antheil an ber 
Beute geilatte. Allein man täufchte ſich und bat jetzt nicht den Muth, ſich 
in dieſe Enttäuſchung bineiuzufinden. Und Sie trugen viel dazu bei. (Pine: 
Das ift wahr!) Sie begrüßen und verfünbigen bei jeber Gelegenheit ben 
Trieben, bei jeder Gelegenheit jpredhen Sie Wünſche für feinen Fortbeſtand 
aus, und in ber Wirklichkeit wotiren Sie jeden Tag den Krieg. (Widerſpruch 
rechts; Zuſtimmung links.) 9a, jeden Tag votiren Sie ben Krieg. Jedes— 
mal, wenn in bielem Haufe ein Redner ſich erhebt, um Ihnen darzuthun, 
daß zuleßt bie in Deutſchland vollgogenen Greignijje weder drohend noch de— 
müthigend für uns find, erftiden Sie feine Stimme durch Ihr Gemurr. So 
wie dagegen ein Redner behauptet, baß der Sieg von Sabowa für Frankreich 
eine Art Niederlage, eine Schwächung, eine Schmälerung feines Präſtigiums 
jei, zollen Sie Beifall. (Verſchiedenartiger Kiberfpruc.) Sie leugnen 06? 
Leſen Eie doh den „Moniteur“ nah! Ja, Eie zollen Beifall, (Einige 
Etimmen: Es ift wahr!) Wohlan! in einem Lande, wie das unferige, bas 
ftolz, empfindlich, Teicht reizbar im Ehrenpunfte iſt, kann man unmöglich auf 
ber Tribune und in ber Prefje unter jeder Form es denken, behaupten und 
alle Tage wiederholen, daß wir geihwächt, gefährdet, erniedrigt find ars 
ohne baß: fih eine wirflihe Aufregung kundgebe. Es ift unmöglid, daß, 
wenn ber, welcher an ber Spite ber Regierung ftebt, Napoleon heißt, welches 
auch feine humanen Gefinmungen, fein richtiges Auffaffen der Lage, feine 
Wünfde für den Fortbefland des Friedens fein mögen, daß er Tange, baß er 
immer einen jo ftetig wieberfehrenden, gebieteriihen Drucke wieberitehe. Cs 
müfjen aljo entweder biefe Kammern und biefe Nation fidy nicht nur in bas 
Vollbrachte ergeben, Sondern es auch ohne Rückgedanken hinnehmen, oder aber 
fie müfjfen mannbaft die früher oder fpäter unvermeidliche Nothwendigkeit 
eines erniten, furchtbaren Krieges mit Deutfchland in’s Auge fallen. (Ber: 
Ihiedenartige Bewegung.) Sie fünnen mir wideripreden, Sie fünnen mid 
bementiren und behaupten, daß Gie ben Frieden wollen; das ändert nichts 
an meiner Ueberzeugung. Sie haben gut ben Frieden wollen: wenn Sie in 
Ihrer gegenwärtigen Politik verharren, jo padt Sie der Krieg auch wiber 
Ihren Willen. (Abermalige Unterbredung; „das kommt barauf an.” — „Um 
fo mehr Grund, uns darauf vorzubereiten”). Unb aus allem dem, was vor: 
gebt, Sehe ich Feinen andern Ausweg, ald bas Scladtielb. Zwei einzige 
Mittel gibt es, um biefes Unheil zu beſchwören; von Seite der Regierung 
eine Rückkehr zu fich felbit, einen enticheidenden Entfhluß und die Errichtung 
einer Fiberalzconftitutionellen Regierung an der Stelle des perſönlichen Regi: 
ments. (Anhaltende Unterbrehung.) Bon Geite des Landes und von Ihrer 
Seite gilt es die Verpflichtung, ein Geſetz zu verwerfen, bejien Nützlichkeit 
zum Mindeſten zweijelhait, das aber gewiß nicht nothwendig ift, und bag, 
mögen Sie nun fagen und tbun, was Sie wollen, in Frankreich unb in 
Guropa ale gleichbedeutend mit Krieg gilt. Ich werde unbedenklich gegen 
das Geſetz flimmen. Mas fümmert es mich, wenn man in leidenjäaftlichem 
Zone mir fagt und wieberholt: „„Seien wir Franzofen und feine Deutichen 
ober Italiener!““ 9a, feien wir Franzofen, aber glauben mir nicht, daß 
man in nobler Weile Franzoſe ift, wenn man die Beſtrebungen anderer 
Völker unterdrüdt, glauben wir nicht, baß man in nobler Weije Franzoſe ilt, 
wenn man bie Deusfchen verhindert, Deutſche, und bie Staliener, Staliener 
zu fein!” (Zuſtimmung links.) 
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Das Amendement der Linfen wird gegen eine jehr Heine Minder⸗ 
heit verworfen. 


24. Dec. Geſetzgeb. Körper: Fortjegung der Debatte über die Armee: 


27. 


28. 


reform. Garnier Pages erklärt ſich für das preuß. Wehrſyſtem, 
Marſchall Niel dagegen; jener berechnet die Mehrkoſten der von der 
Regierung vorgeſchlagenen Reform auf 60, dieſer bloß auf 14 Mill, 
jährlich. 

„Geſetzgeb. Körper: Fortießung dev Debatte über die Mrmeereform. 
— Amendement Pouvet, das der Regierung nur eine 8=, ftatt ber 
Ijährigen Dienftzeit und nur mit Ginbeziehung des Marinecontin: 
genis ein gejammtes Sahrescontingent von 100,000 Maun zuge: 
ftehen will. Nouher befämpft ben Antrag aufs Lebhaftefte, da er 
die Hauptjache, die Vermehrung der Armee, vereiteln würde. Der: 
felbe wird jchließlic, verworfen, doch erheben fi dafür 81 Stimmen 
gegen 177. 

„Geſetzgeb. Körper: Fortfeßung der Debatte über bie Armeereform. 
Die Regierung erleidet eine Kleine Niederlage, indem mit 230 gegen 
11 Etimmen die Erlaubnig zum Heirathen für die Referviften von 
2 auf 3 Jahre ausgebehnt wird. 


5. Stalien. 


1. Jan, Neujahrsrede des Königs an die Deputirten: 


11, 


Der König bofit, daß das Jahr 1867 für Jtalien nicht weniger glücklich 
fein möge als das abgelaufene. „Ter Zuftand der Finanzen erfordert bie 
ganze Aufmerkfamfeit meiner Regierung und die Ihrige. Sch bitte Sie, 
meine Herren, nur um Gined: Die Armee: Drganifation nicht umzuwerfen. 
Sparjamfeit iſt vonnöthen, ich wein ed, aber auf die Armee amgemendet, 
bürfte fie verhängnigvoll werden. Es könnte fi ereignen, daß die Armee 
von einem Nugenblide zum andern berufen würde, nicht bloß die Grenzen 
zu vertheidigen, jondern auch noch einen neuen Ruhm auf neuem Scladt: 
jelde zu erwerben.“ Der legte Theil der Rebe wird von ber offiziellen Zei— 
tung unterdrüdt und die öffentliche Meinung bleibt im Zweifel, 06 ber König 
ſich lediglich durch feinen Eifer für die Armee dazu bat hinreißen laſſen, 
oder ob eine franzöſiſch-italieniſche Allianz im Werke fei. 

„ Ein al. Decret verfügt die Verminderung des. Armechbubdgets, 
das bisher gegen 200 Mill. betragen hat, um 45 Mill. 

Um dieſe Erjparniß zu bewerfjtelligen, fell ven jedem ber 80 Linien: 
regimenter 1 Bataillon, von jedem der 45 Berlaglieribataillone bie 4. Com: 
pagnie aufgelöst werben. Dem entſprechend follen auch Berininderungen im 
Genie, bei der Artillerie und beim Fuhrweſen, fowie in der Armeeverwaltung 
ftattfinden. Die Altersflafje von 1842 und zum Theil bie von 1843 wird 
beurlaubt. Gin Armeecommando und brei Divifiondcommandos werben aul: 
gehoben, ebenfo alle Bezirfscommandos. Die Provinzialcommandos follen 
aufrecht erhalten bleiben, während Sicilien eine direct dem Kriegsminiſterium 
unterftehende Divifion erhalten jell. 

» Die I. Kammer genehmigt durch Weclamation die Antworts— 
abrefie auf die Thronrede vom 15. Dec. v. J. 

Diefelbe jagt bezüglih Roms: „Pünftlih geräumt durch die franzöſiſchen 
Truppen, ficht die ewige Stadt noch in ihrem Schoof jene wirre Miſchung 
menjchlicher und göttliher Dinge gähren, welche Ordnung und Regel von 
ber Bellendung ber Zeiten erwartet. Auf biefe vertrauen wir, und mit 
werben warten in Achtung ber freiheit der Gewiljen und der Treue bee 
Verträge, zugleich aber als beharrliche Dolmeticher ber nationalen Beflre 
bungen!“ in anderer bemerfenswerther Sag deutet auf die Frage ber 
Trentino, indeß nicht in der Form einer Revindication, jondern als beſchei— 
bener Wunſch einer Grenzberihtigung. 
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12. Kan. Die vertraulichen Unterhandlungen Tonnello’8 in Rom haben 
zu einem vorläufigen Cinverftändniß geführt, das jedoch noch ber 
Ratification bedarf (die nicht erfolgt). 


Dasfelbe bewegt fih ausſchließlich auf lirchlichem Gebiete, da die Gurie 
jede Einflechtung politifcher Fragen, worunter aud) die ber Civilehe, entſchieden 
abzelehnt hat. Dagegen wäre Rom zu einer Reduction ber zahlreichen und 
theilweile ganz überflüjfigen Biſchofsſitze (indeß doch nicht auf 68, gleid) 
der Zahl der Provinzen) geneigt, die jedoch nicht folort, jondern nur nach 
und nad, je nach dem Nbleben der betreffenden Biichöfe zu erfolgen hätte, 
wogegen bie italienifche Regierung auf die bisher für umentbehrlich gehaltenen 
Abwehrihilde gegen clericale Mebergriffe, das jog. Erequatur und das Placet, 
verzichtet, 

16,—17. San. II Kammer: Das Minifterium Ricaſoli legt berjelben 
bas feit dem 21. Dec. v. %. umgearbeitete Budget für 1867 vor 
und der Finanzminiſter entwidelt jeinen Finanzplan zu Dedung des 
Deficits, geftügt auf einen, am 16. Januar zu Paris zwijchen ber 
Regierung und dem belgijhen Haufe Langrand: Dumonceau unter: 
zeichneten Vertrag über die Liquidation des Kirchenvermögene. Der 
Juſtizminiſter Borgatti legt einen ©ejeßesentwurf vor, der bie 
Freiheit der Kirche ſichern und ihr das Kirchenvermögen zurüdgeben 
fol nach Abzug von 600 Mill, zu Gunften des Staats, nebit 
einem einläßlichen Motivenberichte. 

Budget für 1867: Die Einnahmen werden nunmchr zu 865 Mill. 
veranſchlagt, die ordentlihen und auperordentlichen Ausgaben zu 1024 Mill, 
woburd das urjprünglih auf 185 Mill. angejegte Deftcit auf 159 Mid. 
berabgeminbert wäre. 

Finanzplan Scialoja’s: Der Mintiter weist zur Grflärung ber 
Finanzlage auf die außerordentlidyen Bedürfniſſe des Jahres 1866 bin, bie 
ein Anlehen der Nationalbanf von 250 Mill. und in Folge davon ben 
Zwangscurs der Banknoten, ferner ein National-Zwangsanlehen im Betrage 
von 220 Mill., endlich eine außerordentliche Ausgabe von 94 Mil. Rente 
nöthig gemacht hätten. Davon feien aber Ende 1566 noch 364 Mill. im 
Schafe gewelen, hinreichend um verjdiedene Raljiva von 1866 zu faldiren 
und das Deficit von 1867 zu deden. Die Ausgaben jeien im Budget für 
1867 nunmehr auf’s ſparſamſte bemefjen, der Militäretat namentlich (bei 
einem Friedensſtande von 146,000 Mann) auf 140 Mill, rebucirt. Um 
bas immerhin noch bleibende Deficit zu decken, werben theils Modificationen 
beitehender, theils Einführung neuer Steuern vorgefhlagen, wodurch dasſelbe 
auf 100 Mill. vermindert würde, bieje aber follen fiir die nächſten Jahre 
und bis das natürliche Gleichgewicht zwilcden Ginnahmen und Ausgaben er« 
reicht wäre, duch eine Operation mit dem Kirchenvermögen gebedt werben, 
bie dem Sıaate 600 Mill. eintragen würde. Der Minijter hofft, baß ber 
Glerus auf die Operation felbjt eingehen werbe und erneuert ſchließlich die 
Erklärung, daß feine Nebuction dev Intereſſen der öffentlihen Schuld ftatts 
finden ſolle. 

Der Geſetzentwurf, betreifenb bie Freiheit ber Kirche und 
bie Liquidation der Kirhengüter, enthält im zwei Abtheilungen 31 
Kapitel mit folgenden wejentlihen Befiimmungen: Die Fatholifche Kirche im 
Königreih Italien wird von jeder fpeciellen Einmengung der Regierung in 
bie Ausübung des Cultus und in Alles, was bie inneren Angelegenheiten 
ber religiöfen Körperſchaften betrifft, befreit. Die Regierung enthält ſich bes 
Rechts zur Ernennung ber Bilhöfe; ber dieſen wie andern Firdlichen Würbdens 
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trägern vorgejchriebene Eid, das königliche Placet und Erequatur hört gleich 
allen übrigen von Privilegien, Gemwohnheitsrechten oder Goncorbaten herrüh— 
renden Beichränfungen jeder Art auf, fowie auch alle Privilegien, Immuni— 
täten und Prärogative ber katholiſchen Kirche aufgehoben werden. Die Kirchen: 
verfaffungen und canonilchen Lehrjäße haben im Staate feine Rechtsfrait 
mehr, fondern werben bloß als Reglements und Privatitatute ber Kirche be: 
tradytet, deren Rechtsanſprüche, injofern fie dein Staatsgejegen und politiichen 
Rechten nicht zuwider find, nur bei den Givilbehörden und Gerichten vor: 
gebracht werben können. Alle Leitungen von Seite des Staates, ber Pro: 
vinzen, Gemeinden und Privatperfonen für die Kirche hören auf, indem dieſe 
ſich ſelbſt mitteljt der freiwilligen Beiträge ihrer Mitglicder und der Ertrög— 
niſſe der ihr eigenthämlich zugehörenden Güter veriorgt, bie fie unter Beob: 
achtung der vom Staatsgejege vorgefhriebenen Formen rechtöfräftig erwerben 
darf. Die Güter, welde das Patrimonium der Kirche bilden, bleiben aud 
jerner ihe Eigenthum, werden jedoch nad gewiljen Formen „convertirt und 
liquidirt*. Die zwijchen dem Staate und der Kirche zu vertheilenden Güter 
gehen in den Belig des Staates über und werben von königl. Deconomie: 
rath verwaltet werden. Die Vlonumente und Monumental: Gebäude, welche 
vermöge des bie Aufhebung ber religidien Körperfchaften betreffenden Geſetzes 
im Beſitze des Staates find, werden auf Staatsfoften, bagegen diejenigen, 
welche im Befige der Kirche bleiben, auf Koften der Kirche im Einklang mit 
ben biegfällig erlafjenen Geſetzen und Vorſchriften erhalten. Die der Kirche 
gehörenden Güter werden veräußert, mit Ausnahme ber Gebäude zum Ge: 
brauche des Gultus mit ben im bdenfelben befindlihen Gemälden, Möbeln 
und heiligen Geräthen, fowie ber von ben Biſchöfen und Rfarrern bewohnten 
und zu Seminarien dienenden Gchäude Wenn die Bijchöfe binnen einem 
Monate nad Beröffentlichung des Geſetzes erflären, baß fie bie Gonvertirung 
und Liquidation ber Kirchengüter felbft in bie Hand nehmen wollen, übergibt 
ihnen die Regierung die Güter, bie fie in den betreffenden Diöceſen in Bejik 
genommen und bie früher. ben aufgehobenen Körperichaften gehörten, ſowie 


einen Theil des Gultusfonds, um bie Liquidation zu bewirken und bie Ber: 


&ußerung ber Güter vorzunehmen. Etatt ber Güter in natura fann bie 
Regierung auch ein Acquivalent in Staatsihuldrenten den Biſchöfen über: 
geben, wogegen bieje binnen zehn Jahren alle Güter des Kirhenpatrimoniums 
veräußern und bie immokilen Güter in mobile verwandeln, ferner 600 Mill. 
in balbjährigen Raten & 50 Mill. Franks zahlen, bie Gebäube, welche eine 
andere Beitimmung befommen, erhalten und am Beginne jedes Jahres nad): 
weifen müſſen, baß fie wenigitens ben zehnten Theil der immobilen Güter 
veräußert haben. Sollte diefer Nachweis nicht geboten werben, danır iſt Die 
Regierung berechtigt, fich in den gänzlichen Bejiß ber nicht verkauften Güter, 
infoweit e8 bie Ergänzung des zehnten Theils erheiſcht, zu ſetzen und bie: 
felben öffentlich verjteigern zu laffen. Die Biſchöfe haben ferner bie dei 
Mitgliedern bee aufgehobenen Körperſchaſten ausgejegten Penfionen zu bes 
fireiten.. Zur Gewähr für die Zahlung von Seite ber Bilchöfe erhält der 
Staat eine Hypothek auf fämmtliche Güter. Wenn bie Mehrzahl ber Biſchöfe 
nicht erflären jollte, fi ben von der Regierung geitellten Bedingungen 
unterziehen zu wollen, jo mwird die Regierung ſelbſt die Convertirung und 
Veräußerung der Kirdhengüter vornehmen, und bie Bifchöfe werben immer: 
bin zur Beftreitung der Penfionen für bie Mitglieder ber aufgelösten 
Körperichaften gehalten fein. Wenn nun bie Regierung zum Berfaufe ber 
Güter ganz ober theilweife jchreiten müßte, dann werden ben Biſchöfen 50 
Millionen Franks in fünfprozentiger Rente zugeftanden, das ganze Firchliche 
Bermögen beponirt und das unbewegliche veräußert. Die Beräiußerung geht 
in einzelnen Theilen vor fi, und ber Preis wird fi immer nach ber 
beflimmten Rente richten. Der Kauffhilling kann in einzelnen, aber nie 
weniger ale fünfzehn und nie mehr als vierzig jährlichen Raten berichtigt 
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werben, wogegen ben Käufern für bie jofortige Zahlung ein Disconto zu: 
geflanden wirb. 

Die franzöfiiche Preſſe hebt hervor, daß bie italieniiche Negierung dem— 
gemäß geneigt jei, ber Kirche ſchlimmſten Falls noch eine jährliche Entihädigung 
von 50 Mill. Franks zu bezahlen, während das franzöſiſche Eultusbudget 
nur 35 Dill. betrage. Mit Berüdjichtigung des Unterfchieds ber Bevölkerungs— 
ziffee wäre alſo das italienische Eultusbudget noch einmal jo hoch als bas 
franzöfifche. 

In dem Motivenberichte bazu erklärt fich die Regierung auch über 
bie Frage: Wie verhält fich die Freiheit ber Kirche mit dem Art. 1 ber ita= 
lieniſchen Berfafjung, welcher die fatholiihe Religion für die Religion bes 
Staats, die andern Eulte nur für geduldet erflärt? „Die Fatholiiche Res 
ligion wird in jenem Urtifel Staatsreligion genannt, um anzubeuten, baß 
fie von ber Mehrheit der Staliener befannt wird. Jedwede andere Inter⸗ 
pretation jenes Artikels widerftrebt vor allen ber Vernunft, injofern es 
nit ber Laiengewalt zuſteht, veligidje Belenntnifje ober Culte vorzus 
ſchreiben; und falls jene Erklärung in ber Abficht geichehen wäre, bejondere 
bürgerliche oder politiihe Rechte denen einzuräumen, welche eine jpecielle Res 
ligion befennen, jo würde fie das Gebot ber Gleichheit verleken, ba alle 
politiichen und bürgerlichen Rechte ohne Unterfchieb dem Menſchen als Bürger 
und nicht als Befenner einer gegebenen Religion angehören; fie würbe endlich 
von ben Thatſachen widerlegt werben, benn durch bie Trennung ber Bürger: 
lichen Ehe von der religiöfen Ehe, und aus benfelben Fundamentalſätzen bes 
öfjentlihen Rechts Hat uufere neue Gefeßgebung, ohne das Statut zu miß⸗ 
achten, ber Verfügung bes erften Artikels ſchon jene einzige Interpretation 
gegeben, welche fi mit feinem Geift und mit ben ber Gewifjend: und Bers 
einsfreiheit zugeficherten Garantien verträgt." 

Der jehr umfangreige Vertrag mit dem Haufe Langrand-Du— 
monceau enthält 21 Artikel. Der erfte derſelben lautet: „Wenn das ita= 
lienifhe Parlament ben Gefegesentwurf über die Liquidation und Konverfion 
bes Kirchengutes buch Vermittlung ber Bilchöfe genehmigt, und wenn bie 
Majorität der Biſchöſe bie Converfion des Kirchengutes unter ben durch das 
befinitive Geſetz feftzufegenden Bedingungen annimmt, fo überträgt die Res 
gierung und übernimmt Graf Langrand = Dumonceau die Verpflichtung, bie 
Summe von 600 Millionen oder jede andere gejehlich eingehende geringere 
Summe als ben ber Regierung aus ber Liquidation bes Kirchengutes zus 
fommenben Antheil unter den in biefer Sonvention jeflzufeßenden Bedingungen 
zu befchaffen.” Art. 13 lautet: „Wenn in Ermangelung ber Geſammtheit 
nur die Mehrzahl der Biſchöfe ihre Zuſtimmung ertheilt, jo werben die aus 
ber gegenwärtigen Eonvention hervorgehenden gegenfeitigen Verbindlichkeiten 
und Rechte ber Regierung, ded Unternehmers und ber Bilhöfe auf ben vers 
bältnigmäßigen Theil der Diöcefangüter ber zuſtimmenden Bifchöfe zurüd: 
eführt, und die Regierung wird alsdann direct vorgeben, um fi ben ihr 
eblenden und buch das Geſetz ihr zufommenden Theil zu verſchaffen.“ 
Für feine Bemühungen erhält das Haus eine Commijfionsgebühr von 10%, 
In einem Gejchäftscireular bed Haufes an feine Actionäre fpricht ſich das: 
jelbe über bie Operation bahin aus: „Wir benadrichtigen Sie hiemit, daß 
wir mit der italienifchen Regierung eine große Operation abgeſchloſſen haben, 
nah langen Verhandlungen, welche gleichzeitig in Florenz, Rom und bei ben 
Biſchöfen Staliens eröfinet wurden.“ Be 

Die Kammer beſchließt auf ben Antrag Erifpi’s (Line), ben 
Geſetzesentwurf über die Freiheit der Kirche und die LAuibalioı 
der Kirchengüter für dringlich zu erflären und zuerft in Behandlung 
zu nehmen. 

24 
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Die unabhängige Preffe erhebt fofort große Bebenfen gegen ben Plan 
Ricafoli’8, namentlih dagegen, der Kirche, b. h. den Bilchöfen ein jo un: 
geheures Vermögen ohne die mindefle Gontrole zu übergeben und will es 
daher nicht dem Elerus allein fondern der Gemeinde, dem Glerus und ben 
Gläubigen, überantwortet wiſſen, muß aber jelbit zugeben, daß ber Begriff 
ber Gemeinde bem in der kath. Kirche herrichenden Papalſyſtem völlig fremd 
fei und ber Staat biefe Gemeinde unmöglih von fih aus jchaffen fünne, 
ohne fofort wieder ber Idee ber „freien Kirche“ untren zu werben. 


23. San, Ein kgl. Decret löst in Folge des Friedens mit Oeſterreich 


29. 


bie bisher bejtandene ungarijche Legion auf. 

„ Der Senat befhließt die Berfegung des Admirals Perjano wegen 
feines Benehmens in der Seeſchlacht bei Liſſa im Anklagezuſtand 
und zwar mit 83 gegen 48 Stimmen wegen Ungehorfam und mit 116 
gegen 15 Stimmen wegen Unfenntniß und Nadläffigkeit, während 
die Anklage wegen Feigheit mit 71 gegen 60 Stimmen abgelehnt wird. 


4, Sehr. IL Kammer: Sämmtlihe 9 Bureaur der Kammer haben das 


10, 


11, 


Gefeb über die Freiheit der Kirche und bie Liquidation ber Kirchen: 
güter abgelehnt. 

Zwei Punkte jind es, welche allgemeinen Wiberftand fanden: bie von bem 
Staat den Biihöfen eingeräumte Stellung, welde diejelben zu wahren 
Lehensherren bes niebern Clerus machen würde, und ber Mangel einer 
zwingenden Borfchrift über die Anlage des convertirten Kirchenvermögens in 
unveräußerlicher Rente auf ben Staat. Nach dem Vertrage mit Langrand 
follen die Bilhöfe das ber Kirche heute gehörige Vermögen binnen 10 Jahren 
in bewegliche Güter verwandeln und nad Entridtung von 600 Mill. an 
ben Staat den Erlös unter die kirchlichen Snftitutionen und Körper ihrer 
betrefienden Diözejen vertheilen. ine Verwendung biefer Güter zu anderen 
als diefen Zwecken ift aber durchaus nicht ausgefchloffen und läge lediglich 
im Belichen ber Bilhöfe, Es könnte nur verhindert werben, wenn bie Kirche 
verpflichtet würde, ihr nunmehr beweglich gewordenesd Vermögen in unver: 
äußerliher Staatsrente anzulegen, Wirklich war Scialoja in feinen Unter: 
bandlungen mit Langrand lange bemüht gewejen, bieje Beflimmung in ben 
Vertrag hineinzubringen. Langrand ging jedoch nicht darauf ein und beſtand 
darauf, daß bie Bilchöfe das Bermögen anlegen dürften, wo unb wie immer 
fie wollten. Die Mehrheit der Kammer glaubte daher, hinter dem Hauſe 
Langrand die gefammte ultramontane Reaction Europas erbliden zu müſſen. 


v Der neue öfterr. Gefandte, Baron Kübel, überreicht feine Cre— 
bitive ohne bejondere Anſprache, wird indeß durch cine beſonders 
glänzende Aufnahme ausgezeichnet. 

„ Die Regierung beginnt Volfsverfammlungen gegen bie neuen 
Kirchengefege, namentlih im Venetianiſchen, zu unterfagen. 

II. Kammer: Die Commiffion für das fog. Kirchengefeg wählt 
Criſpi zum Berichterftätter, mit dem Auftrage, die Verwerfung bed 
Gejeßes zu beantragen, bezüglich des politiichen Theils mit 8 gegen 
1, bezüglich des finanziellen mit 5 gegen 4 Stimmen. 

„» I Kammer: Die Regierung wird über das Verbot von Volle: 
verjammlungen in Padua und Venedig interpellirt. Ricaſoli ant 
twortet auf ber Stelle, daß nicht der Art. 32 der Verfafjung über 
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das Verfammlungsredt, fondern einfach das Sicherheitsgefeh in Be: 
tradyt fomme, Die Kammer geht auf ben Antrag Mancini's mit 
einer Art Tadelsvotum, das bie Negierung einlädt, das Verſamm— 
lungsrecht nicht zu hemmen, zur Tagesordnung über, und zwar mit 
136 gegen 104 Stimmen (die Rechte ift zufällig nur fpärlich ver— 
treten, bie Linke fajt vollzählig). Das geſammte Minijterium gibt 
jofort feine Entlaffung ein, die jedodh vom König nit angenommen 
wird, 


12. Febr. Die II. Kammer wirb bis zum 28. Febr. vertagt, 


13. 


17. 


20. 


22. 


23. 


„ Ein gl. Deeret löst die Kammer auf und orbnet Neuwahlen 
auf den 12. März, ben Zufammentritt der neuen Kammer jelbft 
auf den 20. März an. 

„ Mopification des Minifteriums: Jacini (öffentlihe Arbeiten), 
Borgatti (Juftiz) und Scialoja GFinanzen) treten aus; Ricaſoli 
übernimmt die Präfidentihaft und das Innere, Visconti-Benofts das 


Auswärtige, Depretis die Finanzen, Cugia das Kriegsweſen, Correnti 


den Unterricht, das Auftizminifterium bleibt noch offen. 
» Ricafoli ſetzt in einem Rundſchreiben an bie Präfecten bie 
Gründe der Kammerauflöfung auseinander: 

Stalien fei der unfruchtbaren Discuffionen, ber Schwäde ber Regierung, 
ber ewigen Perjonalveränderungen und Progranıme müde. Bezüglich bei 
Freiheit der Kirche folle ein neuer Gejegesentwurf ausgearbeitet werben, ber 
dem Urtheil der öffentlihen Meinung Rechnung trage. Stalien brauche eine 
ftarfe Regierung, es wolle Entwidelung bes öffentlichen Reichthums, aber 
nicht eine Abenteuerpolitif; es fei barum ein Parlament aus Männern nöthig, 
die dieſen Bedingungen entjprechen. 

» Die Linke der Kammer erläßt ein von 77 Namen unterzeichnetes 
„Manifeit der parlamentariijhen Oppofition*, in dem fie behauptet, 
die Kammer fei heimgeſchickt worden wegen ihrer Widerftandes gegen 
die reactionären Unternehmungen ber Regierung. Zehn Mitglieder 
der piemontefifhen Oppofition, früher ber Kern der gemäßigten 
Fraction, fchließen fi dem Manifeft der Linken an. Auch das 
liberale Wahlcomite der alten Provinzen erklärt fi gegen Ricafoli. 
Saribaldi erläßt ein Wahlmanifejt gegen die Clericalen. 

„ Garibaldi tritt eine Rundreiſe in den venetianiſchen Provinzen 
an und organifirt eine maßlofe Agitation gegen die Clericalen und 
für eine gewaltjame Exwerbung Roms. 


— März Spaltung ber Linken: Mordini mit dem Diritto gebt zur 


10. 


Majorität über, die äußerfte Linfe gründet ein neues Blatt L'Avan⸗ 
guarbia, das vom republifaniihen Mazzinismus nicht mehr allzus 
weit entfernt ift. 
„ Wahlen zur zweiten Kammer. Das Rejultat entſpricht Teiness 
wege ben Erwartungen Ricaſoli's und ändert die bisherige Zus 
fammenfegung ber Kammer nicht wejentlich, 

24° 
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Während bie aus ben Wahlen von 1865 hervorgegangene Kammer aus 
228 Gouvernementalen, 197 Oppofitionellen, 41 Unbeftimmten und 7 Uns 
befannten beftand, befteht bie neue Kammer aus 219 Souvernementalen, 
176 Oppofitionellen, 36 Unbeflimmten und 44 Unbekannten. Die Oppoſition 
theift fich in zwei Kategorien: die radicale oder Linke, und bie piemontejilche 
Oppofition, Zu erfterer gehörten in der aufgelösten Kammer 165 Mlitglieber, 
jeßt 138. Zur zweiten bisher 32, jet 39. In Piemont haben die Provinzen 
Guneo und Turin, im Neapolitauiichen die Provinzen Galabria Ulteriore 
Prima, Terra di Lavoro, Abruzzo Ulteriore Secundo, Gapitanata, Terra bi 


- Bari, Terra d'Otranto ausſchließlich ober faft ausichließlih oppofitionell ges 


wählt. Im Ganzen vertheilen fi bie piemontefiihen Wahlen auf 8 Gous 
vernementale, 36 Oppofitionelle, 4 Unbeflimmte, 6 Unbekannte; bie neapolis 
taniihen auf 42 Gouvernementale, 88 Cppofitionelle, 7 Unbeflimmte, 12 
Unbefannte, In den übrigen Lanbestheilen namentlich ber Lombardei, in 
Toscana und dem Benetianifhen hat die Regierung die Mehrheit, im letzteren 
gehören ihr von 50 Wahlen 44 an, 

Unter ben Wahlredben machen namentlicy diejenigen Sella’s in Coſſato 
(über die Finanzlage und bie Realifirung des Kirchenvermögens) und La- 
marmora’s in Biella (über bie preußifche Allianz) ungewöhnliches Auffeben. 


19. März. Garibaldi beginnt nun aud eine Runbdreife in Piemont unb 


21. 


22, 


27. 


fegt dabei feine Agitation gegen das Papſtthum fort. 
„ Ein kgl. Decret orbnet die Ueberführung der jterblichen Reſte 
Daniel Manin’s aus Paris nah Venedig auf Staatsfoften an. 


„ Eröffnung ber Kammern. Thronrede des Könige: 


. ... Dur unfere Eintracht und Ausbauer haben wir bie Unabhäns 
gigkeit errungen und bie Freiheit behauptet. Seht aber, da Italiens Beſtand 
gefichert ift, verlangt es, daß bie Kräfte feiner Intelligenz und feines Willens 
ſich nicht in unmäßigen Beftrebungen und Eiferfüchteleien erfchöpfen, fondern 
im Gegentbeil insgefammt nad dem Ziele hinftreben, ihm eine dauerhafte 
verftändige Organifation zu verleihen. ... . Um zu dieſem Ergebniß zu ges 
langen, wird Meine Regierung Ihren Berathungen ben vollftändigen Ent: 
wurf einer abminiftrativen Reorganifation vorlegen, bie gleichzeitig die Frei: 
heit und die Autorität flärfen und bie Beziehungen zwiſchen Verwaltern und 
Bermalteten bequemer und woblfeiler geftalten fol. Während die Provinzen 
und Gemeinden eine größere Freiheit im Kreis ihrer Wirkſamkeit genichen 
werben, wird man in ber Hand bes Chefs ber Provinz eine ausgebehntere 
Macht vereinigen, und foldergeftalt bie ber Gentralifation anhaltenden Stör: 
ungen vermindern durch ein Mittel, welches bie Bande der Einheit ftärfen 
fann. Man wirb Ahnen gleichzeitig Gefegentwürfe vorlegen, um bie Art 
und Weife der Steuereintreibung einfaher und gleichförmiger zu machen, 
um einige Theile unferes Beftenerungsiyftems zu reformiren und um burd 
eine rationellere Methode ber Steuerberechnung zu einer fihern Gontrole und 
einer ſchleunigen Darlegung ber Verwendung bes dffentlihen Schatzes zu 
gelangen. . . . Die Finanzfrage ift heutzutage für Stalien nicht allein eine 
Trage des höchſten Intereſſes, ſondern fie ift auch eine Frage ber Ehre unb 


ber Würde der Nation. Das Parlament wird, daran zweifle ich nicht, feine 


ganze Thätigkeit verwenden, um biefe Frage zu löſen. Bei feierlichen Gele: 
genbeiten haben wir Europa verfprochen: wir würden für basjelbe eine Macht 
ber Givilifation, ber Ordnung unb bes Friedens werben, fobald wir nur erſt 
in ben Befig unjerer nationalen Eriftenz gelangt jein würden. Es ift jetzt 
an uns biejes Verjprechen zu halten, und ber Hofinung zu entipredhen, bie 
man in uns gefeßt hatte. ...“ 


„ U. Kammer: Der Regierungscanbidat Mari wird mit 195 
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Stimmen gegen 145, bie auf Erifpi (Linke) fallen, zum Präfidenten 
gewählt. 


28. März. Ein königl. Deeret regelt bie Beziehungen der Minifter zum 


30, 


Minifterpräfidenten nach den perſönlichen Wünſchen Ricaſoli's. 

„ Die II, Kammer bewilligt der Regierung die Forterhebung ber 
Steuern nad dem proviforiihen Budget mit 267 gegen 26 Stimmen 
auf weitere 3 Monate, Criſpi als Haupt ber Linfen fpricht fich 
bei dieſer Gelegenheit fehr gemäßigt aus, 


1. April. Beginn bes Proceffes gegen den Admiral Perfano vor dem 


4. 


11. 


8. 


Senate. — Tonello kehrt von feiner Miffion nah Rom zurüd. 


„ Die I. Kammer nimmt bie Antwortsabreffe ohne beſondere 
Kämpfe mit großer Mehrheit an. NRicafolt gibt ganz unerwartet 
und aus bisher noch Feineswegs aufgehellten Gründen feine Ent: 
laffung ein, die vom König nunmehr fofort angenommen wird. 

» Nachdem General Menabrea auf die Bildung eines neuen Mis 
nifteriums verzichtet, wird ein ſolches von Ratazzi gebildet: Ratazzi 
übernimmt barin das Präfidium und das Innere, Ferrara die Fi: 
nanzen, Campello das Auswärtige. 

„Ale die, welche ben italienifhen Dingen feit Monaten aufmerkfamen 
Auges folgten, haben längſt ein Cabinet Ratazzi vorausgefagt; denn es war 
Har, daß, wenn bie Rechte das aus ihr gebildete Cabinet Ricafoli nicht zu 
unterflügen, bie Linke ein eigenes Cabinet nicht zu bilden verftände, bie 
Regierung nothwendig dem Mann in bie Hände fallen müßte, ber fi) zum 
Herrn aller halben, ‚aller zweideutigen Lagen zu maden gewußt bat. Ras 
u eine zweideutige, principfofe und eben darum verbäcdhtige 

olitik, 
„Perſano wird vom Senat ale oberitem Staatsgerichtshof zum 
Berluft feiner Aomiralswürbe und zu Tragung der gefammten Koften 
verurtheilt. 
„Abſchluß eines Handelsvertrages mit Oeſterreich. 
„ Die U. Kammer nimmt die Uebereinkunft mit Frankreich bez. 
ber päpftliden Schuld für bie ehemals päpftlichen Provinzen an 
und befchließt, eine parlamentarifhe Commiſſion zu Unterſuchung ber 
Berhältniffe der Provinz Sicilien nad Palermo zu ſchicken. 
» Das fgl, Decret vom 28. März bez. der Verhältniffe der Minijter 
zum Minifterpräfidenten wirb wieder aufgehoben, 


Mai. Die Regierung ſchließt mit dem Bevollmächtigten der Herren 


Rothſchild und Fremy in Paris einen neuen Vertrag behufs Liqui- 
bation ber Kirchengüter ab, ber jedoch von ben leßteren nicht ratis 
ficirt wird, 


„ Der König löst durch Decret das Eoftipielige und militärifch 
nußloje Inftitut der kgl. Leibgarde ganz auf und verzichtet gegen- 
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über der Finanzlage des Staats auf 4 Millionen feiner Civillifte, 
fpricht dagegen den Wunſch aus, daß ber Staat einige Schulden 
berjelben tilgen möge. 


414. Mai. II. Kammer: Die Regierung Tegt berfelben einen neuen Ge— 
ſetzesentwurf behufs Liquibirung ber Kirchengüter vor: 
Art. 1. Alle Güter, alle Einfommen, alle wie immer gearteten WWerthe, 
welche das Kirchenvermögen des Königreichs bilden, mögen bdiefelben nun 
bereits in Folge Aufhebung der religiöien Körperfchaften zufolge des Geſetzes 
vom 7. Juni 1866 in ben Befi bes Fiscus übergegangen ober der Um— 
wanbdlung in öffentliche Rente unterworfen worden fein, ober mögen fie fi 
noch im Bejiß geiftlicher Perſonen befinden, follen betrachtet werden als eine 
einzige Maſſe bildend, auf welche eine Summe von 600 Millionen Franken 
zu Gunften des Staates in den im gegenwärtigen Gelege vorgefchriebenen 
Terminen und Modalitäten erhoben werden fol. Art. 2. Auf Rechnung ber 
erwähnten Summe wird ber Staat zu feinem Bortbeil die öffentliche" Rente, 
welche zu Gunjten des Gultusfonds eingeichrieben ift, als aus unterbrüdten 
Kirchenkaſſen ſtammend, forwie die Rente, weldhe in Anwendung des Geſetzes 
vom 21. Auguft 1862 zu Gunften besjelben Gultusfonds eingefchrieben ift 
ober werben Soll, comvertiren. Der Staat wird in gleicher Weiſe auf Red: 
nung ber 600 Millionen die Gebäude, welche aus dem Kirchenverinögen 
ftammen und den Gemeinden und Provinzen überlaffen werben Sollen, zu 
12 Millionen veranichlagen. Art. 3. Der Ueberſchuß wird unter dem Titel 
einer außerordenilihen Tare auf bie Mafje der im Art. 1 erwähnten Güter 
zu 25 Procent bes Kapitals umgelegt werben, welche zu 5 Procent durch 
bas Einfommen repräfentirt wird, wie es fich durch bie Aruvendung der Tare 
ber tobten Hand ermittelt. Die Bezahlung diefer auferorbentlihen Tare hat, 
vom 1. Januar 1868 beginnend, in acht halbjährigen Naten zu erfolgen. 
Art. 4. Um bie Abführung der erwähnten Quote zu erleichtern, wird jede 
Glaufel ber Unveräußerlichleit aufgehoben, der die Kirchengüter bisher unter: 
worfen waren; biejelben Fönnen nad Veröffentlihung diefes Gejekes mit 
Hypotheken belajtet, vertaufcht und verkauft werden, wie jedes andere Privat: 
eigentbum. Art. 5. Die Güter, Renten und Wertbe, welche heute bem 
Fiscus gehören oder vermöge des Gelekes vom 7. Juli 4866 demfelben ge: 
hören follen, find, nachdem die im Art. 3 auferlegte Tare von 25 Procent 
von benfelben erhoben wurde, beftimmt, ausjchlieglich als ein Fonds zu dienen, 
aus welchem bie Xaften, die Art. 28 jenes Gefeßes auferlegt, getragen werben 
follen. Art. 6. Sollte der Fonds, von ben im vorhergehenden Artikel vie 
Rebe ift, zur Tragung jener. Laſten nicht genügen, fo wird die fehlende 
Summe auf die der Gonverfion nach dem Gefeke vom 7. Inli 1866 nicht 
unterworjenen geiftlihen Weſen repartirt werden. Art. 7. Die geiftlichen 
Weſen, beren Güter ber Converjion nicht unterworfen find, unb welche der 
im Art. 4 dieſes Geießes gewährten Begünftigung, ihre Güter zu verkaufen, 
theilbaftig werben follen, find gehalten, dem Staate auf eine fichere Meie 
bie Bezahlung der noch nicht abgeführten Tare fowie bes Ergänzungsbeitra: 
ges, zu dem fie nah Art. 6 angehalten werben fönnten, zu verbürgen. 
Art. 8. Um alle durch diefes Geſeß vorgefchriebenen Operationen zu garan: 
tiren, wird der Staat ein Hypothekrecht auf alle Kirchengüter, auf die das 
Geleg anwendbar iſt, erwerben durch einfache Eintragung feiner Korderung 
in bie Hypothekar-Regiſter bes Königreiches. Art. 10. Die Tal. Regierung 
iſt ermächtigt: 1) die öffentliche Rente, von der im Art. 2 dieſes Gefrkes 
die Rebe ift, zu veräußern; 2) in jeder dem Finanzinterefjen zuträglich fcei: 
nenden Weiſe die im Art. 5 erwähnten Güter und Werthe zu veräußern, 
vorausgejegt, daß durch biefe Gejjion die Bezahlung ber im Art. 3, 5 uno 
6 auferlegten Tare gefichert bleibt. Art. 11. Die durch das gegenwärtige 
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Geſetz vorgeichriebenen Iperationen können einer Hanbelegefellichaft, welde 
im eigenen Namen bas glüdliche Eingehen des Betrages ber Tare fiher ftellt, 
gegen eine Provifion, bie 3 Procent nicht überfteigt, überlaffen werben. 
Art. 12. In Folge der Verfügungen diefes Geſetzes find im großen Buch 
ber Öffentlichen Schuld die Renteninferiptionen zu Gunften der Verwaltung 
bes Gultusfonds, welche ben Renten, bie von ben durch das Geſetz vom 7. 
Juli 1866 aufgelösten religlöfen Körperfchaften an den Fiscus übergegangen 
find, entiprechen, zu tilgen. In Ausführung des Artifels 11 biejes Geſetzes 
findet feine neue Inſcription ftatt. 


26. Mai. Da Rothſchild und Fremy die Natification des von ihrem 
Bevollmächtigten abgeſchloſſenen Vertrags behufs Liquidirung ber 
Kirhengüter verweigern, fo wird berfelbe nunmehr mit dem Haufe 
Erlanger abgeſchloſſen und unterzeichnet. 


3. Juni, II. Kammer: Die Regierung legt ihr den Vertrag Erlanger 
bor, jcheint fi aber von vornherein Feine Illuſionen barüber zu 
machen, daß ihr Gefeßesentwurf vom 14. Mai und ihr Vertrag 
mit Erlanger vom 26. Mai von ber Sammer eher angenommen 
würben, als ber Gefeßesentwurf Ricafoli’8 vom 17. Januar und 
fein Vertrag mit Langrand vom 16. Januar. 

Die Herren Erlanger verpflichten fi einen Monat nah Genehmigung 
bes Vertrags dur das Parlament eine anonyme Geſellſchaft unter bem 
Namen „Banca fondiaria d’Italia“ zu bilden mit einem Kapital von 50 
Millionen in 100,000 Xetien, jede zu 500 Franks. Tiefe Gefellfchaft wird 
bie jämmtlichen Operationen behufs der Erhebung der auf das Kirchengut 
gelegten außerordentlihen Steuern vernchmen, und dafür 3 Procent Com: 
miſſionsgebühr erhalten; um aber bie Operationen zu erleichtern, wirb bie 
Geſellſchaft für Rechnung der Regierung fo viele Obligationen ausgeben als 
dem Betrag der außerordentlichen Steuer entiprehen. Die Ohligationen 
werden zum Gurs von 77 emittirt, und find innerhalb 25 Kahren zum 
Rominalwerth rüdzahlbar, d. h., da jede Obligation auf 500 Franks Tautet, 
fo hat ber Zeichner nur 385 Franken, und zwar in 12 monatlihen Raten 
einzuzahlen, und erhält dafür innerhalb 25 Jahren 500 Franks, aljo einen 
Bortheil von 115 Franks am Kapital; außerbem werben ihm bie Zinfen 
mit 35 Franks jährlih bezahlt. Mit andern Worten, der Staat nimmt ein 
Anlehen auf zu mehr als 11 Procent, während jelbft heute die conjolidirte 
Nente nicht ganz 10 Procent trägt. Rechnet man gar die Commilfions- 
gebührt von 3 Procent hinzu, jo zahlt ber Staat mehr ale 14 Procent 

infen. 
8 Die Mailänder „Perſeveranza“ ſtellt folgenden Vergleich an zwiſchen ben 
Projecten Scialoja's und Ferrara's bez. der Behandlung bes Kirchenver— 
mögens: „Scialoja begnügte ſich 600 Millionen in ſechs Jahren zu haben; 
Ferrara nimmt ſogleich 158 durch den Verkauf ber dem Gultusfonds ange— 
börigen Rente, und verlangt vom Clerus weitere 430 in vier Jahren. Scia— 
loja wollte, daß das ganze Firchliche Eigenthum in Staatsrente verwandelt 
oder mwenigftens wmobilifirt werde, indem er ben Glerus Freiheit ließ das 
Kapital im Staat ober im Ausland anzulegen. Ferrara ſchafft die Ver: 
pflihtung zur Eonverfion in Rente für diejenigen geiftliben Güter ab, welchen 
biefelbe Fraft des Gejeßes vom 7. Juli 1866 obliegt (Gefeg über die Auf: 
bebung der geiftlihen Genofjenfhaften), und legt fie den übrigen nicht auf. 
Scialoja wendete fich, um die 600 Millionen zu haben, an die Geſammtheit 
bes italienifchen Glerus, und überließ es ihm zu beurtheilen, in welcher Weile 
ec fie auf die verfchiebenen geiftlichen Inſtitute verteilen könnte, und welde 
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Beränberungen in Zahl und Vertheilung biefer lepteren zu geſchehen hätten, 
bamit ſich dieſelben von ben übrig bleibenden Gütern zu erhalten vermöchten. 
Ferrara verlangt von jedem geiftliden Inſtitut feine Steuerquote im Bes 
trage von 25 Procent bes Kapitals, welches durch Verzwanzigiachung ber 
behufs Fefiftelung ber Tobtenhand= Steuer conftatirten Rente gebildet wird. 
Der Unterfchieb befteht nur barin, daß Sciafoja die Bertheilung ber Steuer 
Leuten überließ, die fih nicht damit abgegeben hätten; Ferrara verfügt eine 
finnlofe Norm der Vertheilung. Endlich wälzte ber exftere auf bie Bilchöfe 
alle bie Laften, welche heut auf der Laienverwaltung bes Gultus ruhen; ber 
zweite läßt bem Staat bie Verpflichtung, biejelben zu tragen, und befliimmi 
dafür jenen ſchon confiscirten, oder, Fraft bes Geſetzes vom Juli 1866 fe 
queftrirten Theil bes Kirchenvermögens, welder übrig bleiben wird nad 
Abzug der Steuerquote, und befteuert im Fall der Unzulänglichfeit abermals 
bas Bermögen ber Pfarrbeneficien. Darin aber flimmen bie beiden Minifter 
überein, daß fie ſich Feinerfei Mühe geben herauszufinden, ob das Kirchen⸗ 
vermögen Zeug genug enthalte, um fo viele Blöhen zu dbeden..... Im 
Entwurf des erften Minifters war das Problem ber Liquidation bes Kirchen 
vermögens mit dem andern ber Beziehungen zwiſchen Staat unb Kirche ver: 
nüpft, während fie in dem bes zweiten nad) Möglichkeit auseinander gehalten 
find. Aber befonders wichtig ift, daß in ben zwei Entwürfen das geiftliche 
Eigenthum, nachdem einmal biefer Aderlaß vorgenonmen, ganz in den Händen 
bes Glerus, völlig frei und umverfehrt für alle Zufunft bleibt, indem es 
benjelben Gefeken unterworfen und berjelben Garantien theilhaftig wird wie 
alles andere Privateigentfum. Ferrara und Scialoja fagen zum Glerus: 
Gib uns 600 Millionen und gehab? bi mit Gott! , . . Der Staat waſcht 
fih bie Hänbe, er madi jich aus jeder trage los, welde bas Gigenthum 
und bie Vertheilung des Kirchenvermögens betrifft, worüber den Biſchöfen 
unb bem Papſt freie Pispofition bleibt. Das Syflem ber Freiheit ber Kirche 
wird nicht verwirklicht bezüglich bes Erequatur, des Placet ober der Ernen: 
nung ber Bijchöfe, wohl aber, wo e8 am wichligften it, bezüglich ber Natur 
bes geiftlihen Eigenthums, und zwar wirb es in biefer Beziehung gerade fo 
verwirklicht wie im Project Scialoja, welches die Laien von jeden Antheil 
an ber Aöminiftration bes kirchlichen Eigenthums ausſchloß.“ 


7. Juni. Mehrere Blätter Fünden eine Invafion in ben Kirchenſtaat an. 


10. 


11. 


23. 


„ MH. Kammer: Sämmtliche Bureaur haben ben Vertrag Erlanger 
verworfen. 


„ 1. Kammer: Der Finanzminifter Ferrara bringt das Gefeh über 
bie Mahlfteuer ein und erklärt fih für das Gefek vom 7. Juli 
1866 bezüglich Einziehung der Kirchengüter und gegen eine Rüd: 
gabe berfelben an ben Clerus, mweßhalb er auch ber Kammer be: 
züglih feines Geſetzesentwurfes vom 14. Mai und bes Vertrags 
Erlanger durchaus freie Hand laſſe. 

„ I. Kammer: Die in Folge der Schlacht von Liſſa eingefehte 
Commiſſton zur Unterfuhung ber Marine erftattet einen ſehr wenig 
tröftlihen Bericht, 

„ I. Kammer: Berathung des Budget, — Der Vorſchlag ber 
Eommilfion, die Rente mit einer Steuer von 8% zu belegen, wird 
mit großer Majorität verworfen. 

„ Garibaldi veröffentlicht einen Briefwechſel, aus dem hervorgeht, 
bag ihm „das römiſche National-Comité den Entihluß zu erfennen 
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gegeben habe, zur Action zu fehreiten" und daß fi in Florenz be: 
reits ein Emigrationg-Comitd als „Inſurrections-Centrum“ gebilbet hat. 

Aus fpäteren Enthüllungen Nicotera’e ergibt fich, daß die erften Anfänge 
ber Unternehinung fhon ins Spätjahr 1866 zurüdreihen, wo brei Abges 
fandte aus Rom Garibaldi auf Caprera auffuchten, unb ihm angeblich 
2000 Bewaffnete in Rom felbit verfpraden. 


25. Juni. Die II. Kammer beichließt gelegentlich bes Budgets die Auf: 


29. 


30. 


bebung der 6 großen Militärcommandos mit 207 gegen 86 Stimmen. 
Lamarmora und ialdini verlangen aus Aerger darüber ihre Ent: 
Taffung. 

„ I. Kammer: Die Commiffion für das Geſetz bez. Liquidation 
der Kirchengüter Tegt ihren Bericht nebft einem betaiflirten völlig 
umgearbeiteten Untrage vor. 

Antrag ber Commiffion: Das burdh das Gejek vom 7. Juli 1866 
fanctionirte Prinzip der Converfion (im Gegenfaß zur Einfänmerung) bes 
Kirchenvermögens joll aufrecht erhalten Bleiben, und auch auf eine Reihe ber 
im vorigen Jahr nicht betroffenen Objecte Anwendung finden. Bor allem 
wird bie jwriftifche Perjönlichfeit den Seminarien, ben Ranonifaten, ben Ab: 
teten, den Präfaiuren, ben Kapiteln der Kollegiatfirden, ben Laienpatronats 
benefizien, den Bruderſchaſten, ben frommen Stiftungen entzogen. Was bie 
Bisthümer betrifit, fo will man die jekt lebenden Titulare nach ihrem Weg: 
fall nicht erjegen, fondern nur bie der Erzbiethümer. Für die Bilchöfe wird 
ber jährlihe Gehalt auf 10—20,000 Fr. feitgefegt, für die Pfarrer auf 
800—10,000 Fr. Ben Inhabern der unterbrüdten Benefizien wirb eine 


Penſion auf den Cultusfonde angewiefen, voransgefegt, daß fie im Amte 


bleiben. Die ben unterdrüdten Seminarien gehörigen Gebäude und deren 
Dotationen werben zu Guniten bes fecundären Laienunterrichts in ben be: 
treffenden Gemeinden verwendet. Tie heute in ber Zahl von 288 in Stalien 
erijtirenden Seminarien werben auf die Zahl von 21 rebucirt, Alle Güter 
ber unterbrüdten Körperichaften nimmt ber Staat in Beſitz. Die Güter 
werden von bemielben in öffentlicher Verfteigerung verkauft. Commiſſiouen 
verwalten die noch nicht verkauften Güter. Die Güter werden mit Ertheilung 
einer zwanzigjährigen Frift verfauft; ein Zehntel des Preiſes ift unmittelbar 
zu erlegen. Die Regierung wirb ermädtigt, Obligationen auszugeben, ges 
nannt „Bobenfcheine“, um mittelft bderfelben eine Vorauszahlung von 600 
Millionen zu erhalten. Die Commiſſion bat ſchließlich in der Erwägung, 
baß mit dem Berfauf ber Kirchengüter der Staat fich feiner letzten Hilfs: 
quelle entäußert, beichlofien, in ber Kammer eine „Tagesordnung“ einzus 
bringen, woburd einerfeits bie Regierung eingelaben wird, vor bem Verkauf 
eine neue Steuer, bie fir die Finanzen 80 Millionen zu ertragen habe, vor⸗ 
zufchlagen, und ambererjeits die Kammer aufgefordert wird, diefe Steuer zu 
bewilligen. [„Ber erfie Artikel ift. unzweiielhaft ber wichtigfte des ganzen 
Entwurfs. Derſelbe will geradezu die Abſchaffung aller kirchlichen Körper: 
Ichaften — nichts ſoll beftehen bleiben als die Pfarreien mit Seeljorge. Geht 
biefer Artikel durch, fo ift jegliche Verſöhnung mit dem Papft unmöglich 
geworben.“ ] 


» Beide Kammern Haben fi mit großen Majoritäten geeinigt, 
ber Regierung bie proviforiiche Bewilligung des Budgets auch für 
ben Monat Juli zuzugeftehen. 


1.—2, Juli. Die II. Kammer genehmigt den Hanbelsvertrag mit Defter 


reich mit 165 gegen 64 Stimmen, und verwirft bagegen ben prä: 
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jubiciellen Antrag, die Genehmigung von einer „Orenzregulirung“ 
im Trentino abhängig zu machen. 

3. Juli. Der Finanzminifter Ferrara verlangt und erhält feine Ent: 
lafjung, Rattazzi übernimmt neben dem Innern auch noch das 
Portefeuille der Finanzen. 


b. „ 15 Kammer: Beginn der Debatte über die Kirchengüter. Es 
find nicht weniger als 82 Redner eingefchrieben, deren Reihenfolge 
durchs Loos beftimmt werben fol. Nattazzi erklärt, daß die Ne 
gterung den von ber Commiſſion ausgearbeiteten Entwurf (f. 29. Juni) 
als Grundlage der Berathung annehme und fih nur vorbehalte, 
verſchiedene Mobificationen zu beantragen; ben urjprünglichen Ent: 
wurf und die Convention mit dem Haus rlanger gebe bie Re: 
gierung auf und übrigens habe fich dieſes Haus in höchſt loyaler 
Weiſe zurüdgezogen, angefichts der Schwierigkeiten, welchen die Eon: 
bention in ber Kammer begegnet fei, 

10. „ I. Kammer: Rattazzi legt die . Correfponden; mit Xonello 

. während feiner Mijfion in Nom vor, mit dem Beifügen, er glaube, 
daß die Beröffentlihung nicht nothwendig ſei. Fortſetzung der De: 
batte über die Kirchengüter: Rattazzi erklärt neuerdings 

feine Zuftimmung zu dem Entwurf der Gommifjion wenigjtens im Ganzen 
und meint, daß überhaupt zwiſchen ber Negierung und dem Parlament über 
bie bauptjächlichften äußeren und inneren Fragen fein Zwieſpalt beitehe. Die 
Freiheit der Kirche Fünne nur dann zugeftanden werden, wenn fie Garantien 
gebe und Zugeftändniffe mache, auf welde die Givifgewalt ein Recht habe. 
Ginftweifen genieße die Kirche volle religiöfe Freiheit und auf bie In— 
camerirung ber PrivatfapellenGüter werde fein Anjpruch erhoben. Dagegen 
glaube er, daß die gefeßgebende Gewalt Feine Berfügungen bez. der Er: 
nennung ber Biſchöfe treffen könne, welche die WVorrechte ber Krone be: 
ſchränkten. Einer Ermäßigung des Staatsantheild an den Kirhengütern 
fönnte bie Negierung nicht beitreten, denn um den Zwangscurs der Banf- 
billete aufzuheben, jeien die vollen 600 Mill. unerläßlich. 

15. „ H. Kammer: Debatte über die Unterhandlungen XTonello mit 
Rom. Es wird befchloffen, die vorgelegte Correſpondenz zu druden 
und die ſchwache Haltung Ricaſoli's gegenüber Rom einer ſcharfen 
Kritik unterzogen. Schließlich geht die Kammer mit 192 gegen 
93 Stimmen 

„indem fie Act nimmt von ber Grflärung ber Regierung, daß ohne 
Specialgefege Feine Neuerung zum Nachtheil der Rechte ber Staatsgewalt 
in Firchlichen Angelegenbeiten eingeführt werden jolle, und feithaltend, daß 
die Regierung die Staatsgeſetze und die Mürde der Nation unverlegt auf: 
recht halten wird, zur Tagesordnung über.“ 

18. „ I. Kammer: Debatte über das Kirchengütergeſetz. Der Art. 1, 
der entjcheibende ber ganzen Vorlage, wird mit 298 gegen 30 Stim: 
men angenommen. 

20. „ I. Kammer: Ehluß der Budgetdebatte. Das paſſive Budget 
für 1867 wird mit 193 gegen 27 Stimmen angenommen und bad 
Defizit demgemäß auf 217 Mill, feitgeftellt. 
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21. Juli. Die Gefahr einer gewaltfamen Unternehmung gegen Rom wird 


24. 


26. 


27. 


29. 


30, 


drobender. In Genua und a. and. Orten finden Volksverſamm— 
lungen ftatt, die fich offen zu der Abſicht bekennen. Garibaldi und 
Mazzini ſcheinen fi zu diefem Ende hin gemähert und verftänbdigt 
zu haben. Die Mittelmeerflotte unter Admiral Ribotti geht von 
Spezia nah Gaöta ab, um die römiſche Küfte zu überwachen und 
eine Landung von Freifchaaren zu verhindern. 


» Die U. Kammer beſchließt nad "dem: Antrage der Budget— 
commilfion, daß das Budget für 1868 mit alfen nur möglichen Er: 
Iparungen außer den bereits feftgefeßten aufgejtellt werben folle und 
beauftragt die Bubgetcommiffion, darüber einen fummarifchen Bericht 
beim Beginn der nächſten Seſſion vorzulegen. 


„  Gewaltige Aufregung der öffentlihen Meinung über den Brief 
Niels (ſ. Frankreih) und die Sendung des franz. General® Dumont 
nah Nom (j. Rom). Rattazzi kann ſich der Interpellationen 
barüber in der II. Kammer nur mit Mühe erwehren. Die Re: 
gierung beruft den Gefandten in Paris, Hrn. Nigra, nad Florenz, 
um ſich zu rechtfertigen. 

„ II Kammer: Schluß der Debatte über das Kirchengütergeich. 
Rattazzi verlangt die Bewilligung von 400 Mill. (Statt der ur: 
ſprünglichen 600 Mill., indem 200 davon für die Befeitigung bes 
Zwangscurſes der Banfnoten bejtimmt maren und barauf nun bor- 
erjt verzichtet werden will) in der Weiſe, daß die Regierung für 
biefe Summe fünfprogentige Titel ausgeben dürfe, die bei dem Ber: 
fauf -ber- Kirchengüter für voll angenommen werden. Das Begehren 
wird von ber Rechten (der fog. Eonforteria) heftig befämpft, während 
Erispi mit der Linken entichieden für das Minifterium Nattazzi 
einjteht „jo lange es auf der Wahn des Fortichritts wandle.“ Bei 
der Abjtimmung werden bie 400 Mill. mit 296 gegen bloß 
41 Stimmen (worunter Lamarmora, Minghetti, Sella, Peruzzi, 
Lanza ꝛc.) bewilligt und fchliehlich das ganze Geſetz mit 204 gegen 
58 Stimmen angenommen. Unter ber Mehrheit ift die geſammte 
Linke, da Rattazzi wiederholt erklärt hat, daß cr von einer Trans: 
action mit dem Clerus nichts wiſſen wolle. Ueber die mit dem 
Kirhengütergefeg in Verbindung gebrachten neuen Steuern (I. 
29. Juni) fol erft nach den Ferien entſchieden werben, 


» MH. Kammer: Rattazzi antwortet auf eine bezügliche Interpellation, 
daß weder eine Converſion noch eine Reduction ber Rente ftatt 
finden werbe. 
» Die II. Kammer geht fehließlih über die Snterpellationen wegen 
ber Mifjion des franz. Gen. Dumont nad Rom zur Tagesordnung 
über, indem fie 

„in Erwägung, daß die September-Gonvention mit Frankreich bie Gefchide 
Italiens in hohem Grabe intereffirt, das Minifterium auffordert, die verein: 
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barte Nichtintervention in Rom durch alle ihm au Gebote ſtehenden Mittel 
aufrecht zu erhalten. 


— Aug. Garibaldi hält fi feit einiger Zeit in ber Nähe von Siena 
auf, augenjcheinlicd mit Vorbereitungen zu einem Unternehmen gegen 
Rom beichäftigt, das jedoch vorerft nod in ber Öffentlihen Meinung 
in Italien nur einen fehr theilweifen Anklang findet. 

— „ Ein Erlaß der Regierung dehnt das Verbot, Proceffionen ohne 
befondere Erlaubniß öffentlih abzuhalten, auf alle Provinzen aus, 

2. „ Die II. Kammer ift nicht mehr in befhlußfähiger Anzahl zu: 
fammenzubringen, fo daß die Seffion factiich zu Ende ift, noch be: 
vor die Vertagung ausgefprochen wird. 

6. „ Rattazzi meldet vertraulich nach Paris, Nigra werbe dahin zurüd- 

kehren, wünſcht dagegen bringend bie Abberufung bes fehr unbe: 
liebten Malaret. (Der Iebtere geht am 10. Juli in Urloub nad 
Paris, Nigra kehrt am 17. eben dahin zurück). 

12, „ Der Senat nimmt bas Kirchengütergefeb auch feinerjeit8 mit 
84 gegen 29 Stimmen an. Rattazzi erflärt ſich energiſch gegen eine 
Zinfenreduction der Staatsſchuld. 

20. „ Dffizielle Vertagung beider Kammern, 

26. „ Die Bahn über den Mont Genis nad) dem Syſtem Fell wird 
eröffnet, do muß ber Betrieb vorerjt wieber eingeftellt werben. 

30. „ Unterhandlungen zwifhen Rattazzi und Garibaldi durd Ver: 
mittlung ber Freunde des letzteren. Derjelbe entſchließt fi, zum 
Friedenscongreß nad Genf zu gehen (f. Schweiz). 


10. Sept. Garibalbi kehrt von Genf zurüd und nimmt nunmehr feine 
Thätigleit gegen Rom energifh in bie Hand. 

11. „ General Nunziante erhält ben Oberbefehl über bie Truppen 
an ber römifhen Grenze. Die Zahl derſelben wirb offiziell zu 
50,000 Mann angegeben, fo daß ein gewaltſames Internehmen 
gegen Rom fo viel als unmöglih fe. In Wahrheit find es nur 
14,000 Mann, die bei ber Befchaffenheit bes Terrains für ben 
Zweck ganz ungenügend find. 

13, „. Saribaldi geht troß aller Vorftellungen ber Regierung von 
Florenz birect an bie römijche Grenze ab. 

20. „ aribalbi in Drvieto. Die Freiwilligen überfchreiten die römiſche 
Grenze in Heinen Truppe, was ber Regierungscordon nicht zu 
binbern vermag. 

24. „ Garibaldi wird in Nfinalunga an der römiſchen Grenze von ber 

Regierung verhaftet. Auf die Nachricht davon brechen in Florenz, 
Mailand, Genua, Siena, Verona und Neapel Unorbnungen aus, 
bie jedoch Feicht unterbrüdt werben. 
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27. Sept. Garibaldi, in die Feſtung Aleffandria gebracht, wird dort von 
ber Regierung bebingungslos nah Caprera entlaffen, dagegen bie 
Inſel dur Regierungsdampfer bewacht, um ihn an jeder Rückkehr 
aufs Feſtland zu verhindern. 

— „  Cialdini und Lamarmora, die wegen Interbrüdung der großen 
Militärcommanbos ihre Entlaffung verlangt haben, werden in Dispo: 
nibilität verfebt, da bie Maßregel am 41. Det. ins Leben treten foll, 

29. „ — 5. Det, Internationaler ftatiftiicher Kongreß in Florenz. 


2. Oct. Garibaldi will von Caprera nad Livorno abgehen, wirb aber 
gefangen genommen und gewaltiam nad Gaprera zurüdgebradht. 

5. „ Garibaldi erläßt eine Proclamation von Caprera aus, in der 
er den an ber römiſchen Grenze gefammelten Freiwilligen feinen 

* Sohn Menotti an feiner Stelle ald ihren Führer bezeichnet. 

8 „ In Florenz bildet ſich ganz offen ein Gentralcomitd für das 
Unternehmen gegen Rom, das mit zahlreihen Werbebüreaur in den 
verſchiedenen Provinzen in Verbindung jteht. Die öffentliche Meinung, 
dem Unternehmen lange wenig günjtig, hat überall gänzlich umge: 
Ihlagen und die Prefje ift jet mit fehr wenigen Ausnahmen dafür, 
daß der Moment gekommen jei, um um jeden Preis nad Nom 
zu gelangen. Die Regierung beobachtet eine. zweideutige Haltung, 
indem fie das Unternehmen wohl zu hemmen ſucht, aber bemfelben 
offen bereits nicht mehr entgegen zu treten wagt. 

10. „ Die Regierung feßt den Beginn des Verkaufs der neuen Obli: 
gationen nah dem Kirchengütergefeb auf ben 28. Oct. bis 6. Nov, 
feft und bejtinmt ben Preis zu 78 %, 

14. „ 68 gelingt Garibaldi, Caprera auf einem Fiſcherkahn unbemerkt 
zu verlaflen. 

15. „ Die Regierung beſchließt bie Truppen an ber römifchen Grenze 
zu verftärfen und überträgt ben Oberbefehl proviſoriſch dem General 
Ricotti. 

18.—20. Oct. Frankreich nimmt gegenüber der Gefahr für Nom eine 
drohende Haltung an, was eine Minifterfrifis in Florenz zur Folge 
bat, die bamit fließt, daß Rattazzi feine Entlafjung verlangt, da 
er ben Berlangen Trankreiche, bie Werbebüreaux nöthigenfalls ge: 
waltjam zu jchließen, nicht entſprechen will (f. Frankreich). 

20, Det, Garibaldi landet glücli bei Livorno und geht von bort nad 

Florenz, — Der König nimmt Rattazzi's Cntlaffung an und be: 
auftragt Cialdini mit ber Bildung eines neuen Mintfteriums. Die 
in Zoulon ſchon bereite Erpebition nah Rom wird wieder fiftirt 
(j. Frankreich). 

21, „ Garibaldi erfcheint in Florenz und kündigt ben Freiwilligen 
jeine Rüdfehr von Caprera an: 
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„Italien ift von ber Ueberzeugung durchdrungen, baß es ohne fein Haupt, 
ohne jein Herz, ohne Rom nicht Ichen Farın, das ihm gehört. Drum vors 
wärts und vor allem ausgeharrt! Tie Amerifaner haben 14 Jahre lang ben 
ruhmvollen Kanıpf beftanden, der fie zum mächtigſten und freiejten Volk ber 
Welt gemadt bat. Für und werben, wenn wir recht einig find, wenige 
Monate genügen,“ 


22. Det. Furchtbare Aufregung in Florenz. Rattazzi verwaltet die Ge: 


23. 


26. 


ſchäfte nur noch proviforiich, während Cialdini Fein Miniſterium zu 
Stande zu bringen ſcheint. Wiederholte Maffendemonftrationen. 
Proclamation des Gentral-Hilfscomite. 

Garibaldi antwortet einer folhen: „Ahr ermuthigt mich und ich ers 
mutbige Euch. Wir müffen nad) Rom gehen, um jeden Breis, Mir werben 
nad Ron gehen mit dev Armee und mit dem König Victor Emanuel. Wir 
werden nach Nom geben; dafür bürge ih Euch. Lebt wohl und vergeßt 
nicht, daß fi im dieſem Augenblid unsere Brüber in Rom gegen bie 
Shirren des Papftes fchlagen.” Proclam. bes Gentral:Hilfscomits 
in Florenz: „Rom iſt aufgeltanden! Unfere Brüder kämpfen, um ftalien 
die Hauptitadt zurüdzugeben. Zaubern wir nicht länger! Die feit Jahr: 
hunderten erjehnte Stunde dat gejchlagen. Nah Rom! nah Rom! dieß fei 
unfer Feldgeſchrei, unfer Ziel!“ 

Saribaldi geht am Nachmittag ungehindert mit einem Expreßzug 
von Florenz nad Foligno ab, von wo er fofort das Unternehmen 
beginnt. Mißlungener Aufftandsverfuh in Rom ſelbſt (f. Rom). 
„ Gialdini verzichtet darauf, ein Minifterium zu bilden. Die 
Nachricht wird telegraphiih nad) Paris gemeldet, wo der Minifter: 
rath zujammentritt und bie Intervention in Rom bejchließt. 


„ Garibaldi ift bis Monte Notondo vorgebrungen. Die päpftl. 
Regierung ruft alle ihre Truppen aus ber Provinz zurüf und con: 
centrirt fie in Rom, das in Belagerungszuftand verjeßt wird. 

„  Gialdini will e8 doch noch verjucdhen, ein Miniſterium zu bilden. 
Die Nachricht wird wiederum nad) Paris telegraphirt und bas in 
Toulon ſchon zur Abfahrt bereite Gejchwader nochmals zurück— 
gehalten. Abends trifft jeboch in Toulon der definitive Befehl aus 
Paris ein, in See zu geben. 

Beginn des Verlaufs der Kirchengüter in Florenz. 


„ Ampofante Demonjtrationen in Turin und Florenz gegen Rom, 
Bildung eines Minifteriums Menabrea und Proclamation des Könige 


gegen das Unternehmen Garibaldis: 

„Banden von Freiwilligen, aufgereizt und verführt durch das Merk einer 
Partei, haben weder mit Meiner Grmädtigung noch mit jener Meiner Res 
gierung die Grenzen des Staats verlegt. Die gleicherweife von allen Bürgern 
den Gefeßen und ben vom Parlament und Mir fanctionirten internationalen 
Abmachungen fchuldige Achtung fchreiben Uns unter biefen ernften Verhält— 
niffen eine unerbittliche Ehrenpfliht gegen Europa vor. Man weiß, daß 
das in ben uns benachbarten Gebieten erhobene Banner, auf welchem bie 
Vernichtung der oberften geiftlihen Gewalt des Oberhaupts der Fatholijchen 
Religion geſchrieben fteht, nicht das Meinige ift. Dieſer Verſuch verſetzt das 
gemeiniame Vaterland in eine ſchwere Geiahr, und legt Mir bie gebieterifche 
Pflicht auf, gleichzeitig die Ehre des Landes zu retten, und nicht zwei gänzs 


" 
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lich fich unterfcheidende Angelegenheiten und zwei gänzlich verſchiedene Gegen⸗ 
ftände im eine zu vermengen. Stalien muß über die Gefahren beruhigt 
werden, weldhe ihm drohen fünnen, Europa muß überzeugt fein, daß talien, 
treu feinen Verbindlichkeiten, die öffentlihe Ordnung weder ftören wolle noch 
fünne. Ein Krieg mit unſern Aliirten würde ein Bruderkrieg zwilchen zwei 
Armeen fein, welche für dieſelbe Sache gefümpft haben. Nachdem Mir bas 
Recht über Krieg und Frieden zu entfheiden allein zufteht, fo kann Sch 
befien Ufurpirung nicht dulden. . .* 


27,—31. Oct! Die Bevölkerung im Römiſchen erklärt ſich nunmehr faft 


überall für den Anſchluß an Italien und pflanzt die ital. Tricolore 
ftatt der päpftl. Fahne auf. 


28. Oct. Lamarmora wird in befonderer Mijfion nad Paris gefickt. 


31. 


„ Die franz. Truppen fteigen in Civitavecchia ans Land. 

„ In Slorenz wird eine Art von Belagerungszuftand ins Werk 
geſetzt. 

„ Die Vorpoſten Garibaldi's ſtehen nur noch eine Meine Stunde 
von Rom. 

„Cialdini wird an die Spitze der an ben Grenzen bes Kirchen⸗ 
ſtaats gejammelten Truppen gejtellt und erhält den Befehl, in ben: 
jelben einzurüden, was nod am gleihen Tage auf 4 Punkten ge 
ſchieht. Die offiz. Ztg. kündigt den Schritt an, eine Gircularbep. 
Menabreas erläutert ihn. 

» Die Frangofen rüden in Rom ein. Garibaldi tritt auf die 
Nahriht davon den Rüdzug auf Monte Rotondo an. 

„ Aufregung in einer Reihe großer Städte In Turin wird bag 
Standbild des Königs verftünmmelt. 


. Nov. Die Hilfe: und Werbebüreaur (e8 find deren im Ganzen 85) 


werben aufgehoben, bod) werben Gelder und Schriften unangetajtet 
gelafjen. 


„ Nigra erflärt in Paris, daß Italien die Plebiscite im Römiſchen 
für Vereinigung mit dem Königreich nicht annehme. 

» Tag von Mentana: Die Freiwilligen Garibaldi's werben von 
ben Franzojen mit Hilfe der Chaſſepotgewehre angefichts der ita- 
lieniſchen Armee theild zufammengehauen, theild gefangen und nad 
Rom abgeführt. Garibaldi wirb von ber ital. Regierung bei Filigne 
verhaftet und nad dem Fort Varignano abgeführt. | 
„ Die ital. Truppen werben aus dem Römiſchen wieder zurüds 
berufen. Menabrea rechtfertigt die Mafregel in einer Girculars 
bepeihe. Demonftrationen in Florenz, Turin, Mailand ꝛc. werben 
vom Militär ohne Schwierigkeit unterbrüdt, 

„ Kine Circulardep. Menabrea's erörtert die Wiederzurüdzichung 
ber kgl. Truppen aus dem Kirchenſtaat, erwartet ein baldiges Auf 
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hören ber franz. Intervention in Rom und dringt auf eine Löſung 
der römijchen Frage im Sinne Staliens: 

„+ + Wenn auch das Verhalten ber F. Regierung und ihr fefler Ent: 
ſchluß jeden verfihern, baß die legten Greignifje fich nicht wiederholen können, 
jo fiihren doch dieſe Vorfälle zu den Schluffe, daß die September:Gonvention, 
welhe in dem vertrauensvollen Glauben an eine baldige Verföhnung zwi: 
hen Italien und dem hl. Stuhl ftipulirt wurde, ihren Zwed vollftänbig 
verfehlt Hat. In ber That, nichts bat bisher geholfen, bie von ber püpft: 
lichen Regierung angenommene feinblihe Haltung gegen das Gouvernement 
bes Königs zu mildern. Rom bietet gegenwärtig bes eigenthümliche Schau: 
jpiel einer Regierung, welche, um ſich aufrecht zu erhalten, eine Armee von 
Leuten aus allen Ländern gefammelt hat, und in einem großen Mifwerhält: 
niß zur Bevölferung und zu den finanziellen Kräiten des Staats hält, und 
welche jih gezwungen fieht, fremde Jntervention anzuruien. Ein aufrichtiges 
Uebereinfommen mit Stalien würde indefjen bie leifefte Furcht vor Gefahr 
befeitigen, und geflatten, daß der Schatz, ben man jegt zu einer überflüffigen 
Bewafjitung vergeubdet, zum Nutzen ber Religion angewendet werbe, und 
während man die Halbinjel gegen eine Wiederholung bebauerlichen Blutver⸗ 
gießens ficherjtellt, würde man ein feſtes Band besjenigen Friedens erhalten, 
welcher dem Papſt ebenfo ſehr mie Stalien nothwenbig iſt. Unfer Land be: 
figt ebenjo tiejes religiöjes Gefühl wie irgendein anderes, aber mehr als 
irgendein anderes empfindet es bie Schwicrigfeiten und Berfiimmungen, 
weldye aus ber Bereinigung mit einer Macht hervorgehen, bie, durch unver: 
änbderliche Geſetze regiert, die höchſten Sphären des Glaubens verwaltet, 
während fie gleichzeitig burd) die Aufgaben der irbichen Regierung bem Ein: 
fluffe politifcher Leidenfhaiten unterworfen und beftimmt if, mit der Zeit: 
firömung und bem Fortichritte der Eivilifation zu wechſeln. Der Boden, 
welcher die Gräber der Apoftel birgt, und auf weldem bie Trabitionen bee 
katholiſchen Glaubens vereinigt find, ijt ber fiherfie Sig bes Bontificats, 
Stafien wird benjelben vertheibigen, ihn mit aller Ichuldigen Verehrung und 
bein gebührenden Glanz umgeben, und feine Freiheit und Unabhängigkeit ber 
gründen. Dieß iſt ber ſehnlichſte Wunſch aller Staliener; allein Sie werben 
verftehen, daß, um biefen Zwed zu erreichen, Vereinbarungen, welche mit ben 
Sintereffen des Heiligen Stuhls und Italiens im Ginflange ftehen, unerläß- 
lih find. Die Sade der Religion und felbit die Ruhe Europa’s find gleich» 
mäßig in biefer Angelegenheit aufs Spiel geſetzt. Wenn ein im fi feit bes 
gründetes Italien beftimmt if, ein großes Element ber Ordnung ebenfo wie 
bes KFortichritts zu bilden, jo muß, um es in ben Stand zu ſehen, bieie 
ebfe Aufgabe zu erfüllen, der Anlaß, welcher es in fortwährender Aufregung 
erhält, aus feinem Innern entfernt werben.“ 


410. Nov. Der König weist 50,000 Fr. für die Verwundeten von Men: 
tana, ihre Waiſen ꝛc. an. 


20, „ Durd kgl. Decret werben die Kammern auf den 5. Dec. zu 
Fortjeßung ber Seſſion eingelaben. 


25. „ Garibaldi wird aus Gefunbheitsrädfihten vom Fort Varignano 
nad Caprera entlaffen. 


5. Dec. Wiebereröffnung ber Kammern ohne Thronrebe, Erlaß eines kgl. 
Amneftiebecrets. Menabrea Tegt ber II. Kammer bie nunmehrige 
Lage ber Dinge dar und meint in jeiner Rebe „Rom jei für 
Italien ebenfo nöthig als Paris für Frankreich“ — an demſelben 


17. 


18. 
19. 


20. 


21. 


22. 
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Tage, ba Rouher im franz. gefeßgeb. Mörper erflärt, daß „Stalien 
Rom niemals erhalten werde, niemals, niemals.“ 


. Dec. II. Kammer: Der Regierungscandivat Lanza wird mit 194 


gegen 154, bie auf Rattazzi als den Candidaten ber Oppofition 
fallen, zum Bräfidenten gewählt. 


u Semat: Debatte über bie römifhe Frage. Der Senat geht 


[hließlih einftimmig zur Tagesordnung über, indem er 

„Act nimmt von den Erklärungen des Minijteriums und ſicher ift, daß 
man in der römijchen Frage die Würde und das Recht Ataliens aufrecht ers 
halten werde“ und zwar ausorüdtih mit dem Zulage „mit Aufrechthaltung 
ber Zagesorbnung vom 27. März; 1861” (buch die Rom als Hauptftabt 
Italiens erflärt worden war). 


„ ID. Kammer: Beginn der Debatte über die römische Frage. 

„ I. Kammer: Der Finanzminiſter Cambray:Digny legt das Bub- 
get für 1868 vor und verlangt die proviſoriſche Yortführung bes 
bisherigen Budgets bis Ende Januar. 

„ MH. Kammer: Debatte über die römiih: Frage. — Rede Mena- 
brea's. Er erflärt, daß die Scptember-fonvention nad feiner Auf: 
faffung nicht aufgelöst, aber juspenbirt fei und ebenjo ſei auch bie 
Bezahlung der Semejtralguote der päpftl. Schuld fuspenbirt; Frank: 
reich babe vor allem das römiſche Gebiet wieder zu räumen. 

„ I. Kammer: Debatte über die römiſche Frage. Beginn ber Rebe 
Rattazzi's. 

„ U. Kammer: Debatte über bie römiſche Frage. Fortſetzung bei 
Rebe Rattazzi's. 


„ I. Kammer: Debatte über bie römifhe Frage. Schluß ber 
Rede Rattazzi's. Menabrea erklärt, daß er bereit fei, bem Ber: 
langen Rattazzi's zu entſprechen unb alle Actenjtüde vorzulegen, 
was nur aus Schonung nicht geſchehen ſei. (Mattazzi hatte bei 
feinem Rüdtritt im Det. ſämmtliche compromittirende Actenftüde 
vernichtet, aber die Telegramme vergeffen.) 

„ U. Kammer: Schluß der Debatte über die römiſche Frage. Die 
Kammer beichliegt Act zu nehmen von ber Erflärung des Mini: 
fteriums, daß die Zahlung der päpftl. Schuld fuspendirt werbe. Es 
find 19 Zagesorbnungen vorgefhlagen: Die Abftimmung wird auf 
ben folgenden Tag verſchoben. — Das proviforiihe Budget für den 
Monat Januar 1368 wird dem Minifterium nur mit 230 gegen 
129 Stimmen bewilligt. 

„ I. Kammer: Abftimmung über die römiſche Trage. Die von 
ber Nechten vorgejchlagene und von Menabrea acceptirte Tages— 
ordnung: 

„die Kammer, indem fie Kenniniß nimmt von ber Erklärung des Mis 
nifteriums, das nationale Programm „Rom Hauptftabt“ unverſehrt zu ers 
en beflagt, daß man verjucht hat, biefes Programm mit ungeſetzlichen 

itteln auszuführen und billigt die Haltung des Minifteriums“ 

25 
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wird mit 201 gegen 199 Stimmen verworfen. Alle anderen vor: 
geihlagenen Tagesordnungen werben hierauf zurüdgezogen, mit ein: 
ziger Ausnahme der des (clericalen) Grafen Crotti für Aufrecht— 
haltung ber. weltlichen Gewalt des Papſtes, für die er fich indeß 
allein erhebt. Das Minijterium gibt jofort feine Entlafjung ein. 

23. Dec. Der König. nimmt die Entlafjung der Minifter an, beauftragt 
aber jofort Menabrea wieder, ein neues Cabinet zu bilden und ver: 
tagt inzwilchen die Kammern bis zum 7. Januar. 

31. „ Die Verfuhe Menabreas, das Minifterium durch liberale Ele: 
mente zu ergänzen, ſcheitern ſowohl gegenüber ber Mittelpartei 


(Depretis) als gegenüber ber piemontefifhen Fraction (Ponza di 
©. Martins). | 


Rom. 


— an. Peröffentlihung des Budgets für 1867: 


Dasielbe weist eine Einnahme von 36 431,058 Fre. auf, worunter bie 
Douanen mit 19,699,213, die bivecten Steucın und SKammergüter mit 
5,882,307, bag Lotto mit 4,191,892 und bie Banf mit 2,576,623-%r8. bie 
bebeutendfien Poſten find. Die Geſammtſumme der Ausgaben entzifjert 
73,833,754 Fr., wovon bie öfentlihe Schuld 39,160,131 Frs. das Waffen: 
minijterium 10,611,503 und das Finanzminifterium 8,523,906 rs. in Ans 
ſpruch nehmen. Es ergibt fi aljo cin Deficit von 37,402,635 Fre., bas in 
biefem Jahr gededt werden fann durch 20 Millionen, welche die italienische 
Negierung im März für bie Intereffennachträge ſeit 1859 zu zahlen bat, 
und durch 18 Millionen, welche im Laufe bes Jahrs von Italien für die 
jährlicgen  Zinfen der übernomnrenen päpftlihden Schuld zu zahlen find. Das 
Militärbudget das noch im %. 1865 auf bloß 6,854,575 Tr. angejept war, 
iſt demnach auf 10,611,503 Fr., alfo etwas mehr als ber jährliche Durch: 
ſchnittsertrag des Peterspfennigs, gefliegen und zivar für ca. 11,000 Mann 
aller Waffengattungen, zu denen dann noch in den Provinzen eing Art 
mobiler Nationalgarde kommt. 


5. Febr. Der franz. Gejandte in Rom zeigt feiner Regierung ben Beis 
tritt des Kirchenſtaats zu dem zwiſchen Yranfreih, Stalien, Belgien 
und der Schweiz bejtehenden Münzvertrage an und bie Wieberauf- 
nahme der Unterhandlungen über einen Handelövertrag mit Frank: 
reich, mit dem Beifügen ber 


„Hoffnung, aus dieſem internationalen Acte eine Art Zollverband hers 
vorgehen zu * ber einſt auf ſreundſchaftlichem Wege bie Beſeitigung ber 
Zollämter hervorbringen könnte, die bus püpftliche Gebiet von dem italieni= 
chen trennen. Dieſe Nothwendigkeit eimer Vereinbarung mit Italien in 
materieller Beziehung ſchien der römiiche Hof mehr als früher anzuerkennen 

geneigt zu fein, und er jtellte nicht im Abrede, daß bie Annäherung, melche 
man durch die Unterhandlungen mit Serin Tonello erzielen würde, ein wenn 
auch wicht volfftändiges, doch ein folches Webereinlommen. zur wünſchens⸗ 
werthen Regelung ber ökonomiſchen Fragen erleichtern könnte. Der bem 
italienifchen Parlament vorgelegte Gejeßentwurf in Betreff ber Kirche und 
der Liquidation der Kirchenguter Hat wieder Alles in Frage geftelt. 


25* 
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Mitte Febr. Die ital. Grenztruppen verhindern einen Meinen Freiſchaaren⸗ 
einfall. 

23. Fehr. Der Papſt verkündet im Gonfiftorium eine Anzahl italienifcher 
Biſchöfe, auf Grund der mit Tonello getroffenen Vereinbarung, wo⸗ 
bei, gegen alle Gewohnheit bei Conſiſtorialacten, aber im Einver— 
ſtändniß mit der ital. Regierung, der Name des Landesfürſten gar 


nicht genannt wird. 

Die Ernennungen betreffen vacante Biſchofeſitze in der Lombardei, dem 
ehemaligen Kar. Sardinien, Venetien, den ehemals päpfl. Provinzen und 
Sicilien, nicht aber Neapel diesfeits des Faro, weil Franz II. dagegen Ein: 
fpruch erhoben hatte. 


5. März. Der Faſching ift ohne alle Betheiligung ber Bevölkerung 
vorüber gegangen; was geſchah, erfolgte auf Anordnung ber Re: 
gierung ſelbſt. 

16. „ Die päpfil. Regierung hebt bie von ihrer Douane bisher er: 
bobenen ZTranfitzölle für italienische Handelsartikel auf. 

17. „ Die päpfil. und bie ital. Militärbehörden fließen, eine münd— 
lidye Uebereinfunft bez. gemeinfamer Unterftügung in der Verfolgung 
von Briganten ab, die jedoch thatſächlich nicht zur Ausführung 
kommt. 

27., Der Papſt präconiſirt im geh. Conſiſtorium eine neue Reihe von 
(17) italienifhen Biſchöfen. 


20. Mai. Die päpftl. Regierung entſchließt fi endlich, ber drohenden 
Haltung der ital, Regierung gegenüber, ben auf bie annectirten 
Provinzen fallenden Theil ber ital. Staatsſchuld in comfolidirter 
ital. Rente anzunchmen, 

„ Das DBanbitenunmefen ergreift nunmehr auch die legte bisher ba- 
von noch frei gebliebene Provinz des SKirchenftaats, diejenige von 
Civitavecchia. 


3. Juni. Beginn der Einleitung zur Feier des Centenariums Petri: 
Der Papſt hält ein öffentliches Conſiſtorium ab, in dem ber Advocat 
besfelben die Sache der Heiligzufprechenden pläbirt, darunter auch 
bie des ſpaniſchen Inquiſitors Pedro v. Arbues. 

20, „ Die franzdf. Biſchöfe, die zur Feier des Gentenariums nah Rom 
gekommen, beſchließen in einer Verſammlung, wie i. 9%. 1861 fo 
auch jetzt wieder eine Adreſſe an den Papſt zu erlaffen. 

21. „ Das Yahresfeit der Krönung des Papſtes wird durch eine große 
XTruppenrenue gefeiert. 

25. „ Der Bapit empfängt im Batican bei 6000 zur Feier des Een: 
tenariums nah Rom gelommene BPriefter, meiſt Franzoſen. 


26. „ Deffentliches Conſiſtorium und Allocution des Papſtes an bie 
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mehr als 400 zur Feier des Gentenariums Petri aus allen Ge— 
genden der Erbe nah Rom gefommenen Biſchöfe: 

„Nichts ift rühmlicher als diefes Schaufpiel ber Ginigfeit ber Kirche bei 
Gelegenheit der Heiligiprehung ber Martyrer, welche ihr Leben für bie Vers 
theibigung des heil. Stuhls und des Fatholiichen Glaubens bergegeben haben. 
Angefihts diefer Einheit müfjen die Feinde ber Neligion bie ungeheure Kraft 
ber katholiſchen Kirche begreifen, und anerkennen, wie jehr diejenigen fich 
irren, welche fie fiir gealtert erklären, Diefe Einigkeit ber Bifchöfe mit bem 
Statthalter Chrifti wird bie Kirche mehr und mehr ftärfen.“ Der Papſt be= 
ftätigt hierauf die Verurtheilung der Irrthümer, welche er in ber Allocution 
vom 29. Det. 1865 ausgeſprochen bat (Syllabus) und brüdt den Wunſch 
aus, jobald die erhoffte Gelegenheit fi dazu bieten würbe (ubi primum 
optata opportunitas aderit) ein öfumenifches Goncil zu berufen, um die 
Uebel, welche die Kirche bedrängen, zu befeitigen, und bie geeigneten und 
notbwendigen Heilmittel zu bezeichnen. „Hoffen wir, baß bie Kirche, wie 
eine in Schlachtordnung aufgeftellte Legion, ihre Feinde verwirren und das 
triumphirende Reich Ehrifti über die Erbe verbreiten werde.“ 


29. Juni. Glänzende Hauptfeier des Gentenariums Betri. 25 Heilig: 


ſprechungen, darunter namentlich auch bie des ſpaniſchen Inquiſitors 


Pedro v. Arbues. Allocution des Papſtes. Es haben fid nicht 
weniger al8 495 Biſchöfe zu ber Feier eingefunden. 

Alloeution des Papſtes: „. . . Wir vertrauen endlich, daß ber längſt ges 
hegte Gedanke, ein heiliges öäkumeniſches Goncilium ſämmtlicher Bifchöfe der 
fatholifhen Melt, ſich verwirklichen werbe, in welchem nit göttliher Hilfe 
bie notbwendigen und beillamen Mittel zu Stande kommen werben, ben 
Uebeln entgegenzutreten, von benen bie Kirche ergriffen iſt.“ 


1. Juli. 450 Biſchöfe überreihen ben Papft eine Nbreffe, in ber fie 


13. 


17. 


ihm neuerdings ihren unbebingten Gehorfam bezeugen unb erflären, 
daß fie glauben und Ichren was der Papſt glaubt und lehrt, und 
ihre Freude ausbrüden über bie Proclamation eines okumeniſchen 
Concils, von dem fie reiche Früchte hoffen. 

„ Schluß der Fefte des Gentenariums: 205 Seligſprechungen. Der 
Garbinal Laterini, ald Präfect der Eongregation des Concils, richtet 
ein Schreiben an alle Biſchöfe des Erbfreijes mit 17 Tragen be: 
züglidy des angefündigten Concils, auf welche binnen 3 bis 4 Mo: 
naten Antwort erbeten wird. 

In Rom wird ſehr unliebfam bemerft, baß fi zu dem — Kirchen⸗ 
jefte auch nit ein einziger kath. Fürft eingefunden hat, während diefelben 
dagegen zu berjelben Zeit jo zahlreich nah Paris eilten, um, die Melt: 
induftrieausftellung fi anzufehen. Nur die Königin von Spanien hatte 
wenigftens daran gebacht. 

„ Das fog. römiſche Nationalcomitd und das ſog. Inſurrections⸗ 
centrum zeigen ihre Verfchmelzung als Giunta nazionale romana an. 


»„ Die neue Nationaljunta erläßt eine Art Kriegsmanifeit an bie 
Römer: 

„... Es iſt Zeit, einer Sachlage ein Enbe zu machen, welche für Alle 
unerträglich ift. Ihr Habt gewartet, Ihr. Habt für das Wohl, für das In— 
tereffe Italiens genug gelitten. Die franzofiihe Occupation wurde bis zu 
Ende ertragen; bie Ausführung des Septembervertraas wurde nicht geſtört. 
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Die itafienifhe Regierung bat Zeit genug gehabt, zu beweiſen und al zu 
gut zu beweilen, daß fie Euch Euch ſelbſt überlaffen hat. Da Ihr fortan 
von allem Zwange befreit jeib, dba Ihr die Herren Eurer Geſchicke gemorben 
feid, ſo iſt's an Euch, heute Zu zeigen, daß die Ruhe nicht Gleichgiltigkeit, 
baß die Refignation nicht Feigheit war, daß endlich der Augenblid gefommen 
ift, dba ihr den päpftlicen Dejpotismus herauszufordern und zu befiegen ver: 
t. Rom, Italien, die ganze Welt erwartet von Euch diefes Nefultat. 
Ihr Habt nichts mehr zu hoffen, weder von ber Diplomatie noch von ber 
italienifchen Regierung. Die Diplomatie unterbrüdt, fie ermuntert nicht bie 
Emancipation der Völker. Die italienische Regierung iſt durch einen feier: 
lichen Pertrag gebunden. Die eine wie‘ bte andere werben bie vollendete 
Thatfache annehmen, fie können fie nicht hervorrufen. Uns Römern, uns 
allein ift alio die Ehre vorbehalten, bie römifhe Frage zu Töfen. . .* 

47. Juli. Ankunft des franzdi. Generals Dumont in Rom, um bie Ur: 
ſachen ber zahlreichen Defertionen in der jog. Legion d’Antibes zu 
unterſuchen und für die Zukunft abzuftellen. Wiederholte Anreben 
bes Generals an die Legion, die nachher vom Moniteur offiziell ge: 
Yäugnet werben unb bie feinen Zweifel laſſen, daß bie Soldaten ber 
Legion von ber franz. Regierung als ein integrivender Theil der 
franzöſiſchen Armee angejehen werben. 

31, „ Der franz. Gefandte Sartiges geht in Urlaub nad Paris und 
ebendahin kehrt auch der Gen. Dumont nad Erfüllung feiner jpe: 
zielen Miffion zurück. 


— Aug. Der päpftl. General Zappi entwidelt eine raftlofe Thätigkeit, 
die Engelsburg und Civitavecchia nothbürftig in Vertheidigungszuſtand 
zu jeßen. 
„ Die Römer find ausſchließlich von ber Cholera in Anſpruch ge: 
nommen,- bie in ber Gtabt und Umgegend große Perheerungen 
anrichtet. 


— 


Sept. Die Nationaljunta« appellirt an bie thätige Mitwirfung ber 
Sisftener zu einem Schlag gegen bie weltlihe Macht des Papites: 
„Darauf bedacht, möglichſt Ichnell eine römiſche Inſurrection vorzube: 
reiten, chne Unannehmlihfeiten für bie. italienifhe Regierung, haben wir 
eine weitgreifende Organijation volfländig fertig, Aber dieſelbe erhält ſich 
(mer weiß es nit?) nur durch viel Geld, und jehr koſtſpielig find die Vor: 
bereitungen ffir den Tag der That. Die Kaffe, die Grundlage von allem, 
hat jeit einigen Monaten feine andere Nahrung als die Gaben biefer pa- 
friofifchen Bevölferung, welche durch eine lange Tyrannei und eine Reihe 
großer Opfer ins Elend gerathen ift.“ ’ 

24. „ Garibaldi wird in Afinalunga an ber römifchen Grenze von ber 
itaf. Regierung verhaftet und nad Nleffandria abgeführt. 

25. „ Die Nationaljunta erklärt in einer Proclamation, daß jie in 
Folge der Haltung der ital. Regierung ſich zurüdziehe und bie 
Leitung der Bewegung abgeben wolle, ohne indeß der Unternehmung 
ſelbſt entgegen zu treten. 

27. m Abſchluß eines Handelsvertrages mit Frankreich. 

29. „ Der Bapft erläßt ein Breve gegen ben ungehorfamen, wider ben 
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Willen des Papſtes in einer Art Oppofitionsftellung zu Neapel weis 
lenden Cardinal d’Andrea. 


29. Sept. — 4. Det. Beginn des Einfalls der Freiſchaaren: Diefelben 


0 


13. 


14. 
15. 


17. 


18. 


19. 


überfallen Aquapendente und überziehen verſchiedene Grenzorte fo- 
wohl im Süden als befonders in römiſch Quscien, Bagnorea, Bo: 
marzo, Orte und Ronciglione, verlieren fie aber meijt wieder an 
bie Päpftlichen. 


. Oct. Die Päpftlien erftürmen Bagnorea, wo das erſte bebeutendere 


Gefecht ftatt findet und 110 Garibaldianer in Gefangenſchaft fallen. 
„ Das römische Nationalcomite reconftituirt fich wieder und ber: 
ſpricht durch Proclam im Sinne ber Actionspartei zu handeln. Bee 
mühungen, eine Infurrection in ber Stadt Rom ſelbſt zu Stande 
zu bringen, | 

„. Menotti Oaribaldi beſetzt Monte Libretto in ber Sabina, Bag- 
norea und Nerola mit 1200 Mann. Auch Aquapendente wirb 
neuerdings von ben Freiſchaaren beſetzt. 

„ Die Freifchaaren befegen Falvaterra in Latium. 

» Die Freifchaaren werden bei Vallecorſa ven den Päpftlichen 
geſchlagen. 

„Der Papſt richtet eine Enchclica an ſämmtliche Erzbiſchöfe und 
Biſchöfe der kath. Chriſtenheit, in der er „ihnen und allen Gläu— 
bigen die äußerſt traurige Lage meldet und die ſo ernſten Gefahren, 
in denen er ſich heute befinde“, ohne Frankreichs zu erwähnen und 
ohne ein directes Hilfsgeſuch an die kath. Mächte zu richten. 

Die Päpſtlichen rücken von Monte Rotondo aus, um die Frei— 

ſchaaren unter Menotti Garibaldi aus Monte Libretti und Nerola 
zu vertreiben; Menotti zieht ſich zurück. ine andere Freiſchaar, 
meift aus römifhen Gmigrirten beftehend, unter Major Grivelli be- 
ſetzt Orte und feßt eine proviſoriſche Regierung ein. 
» Die fog. Eonfervatoren des Capitols überreihen dem Papft eine 
an den Senator gerichtete Abrefje von angeblih 12,000 Römern, 
worin biefer, auf Grund ber verzweifelten Lage und drohenden Ge: 
fahr der Stadt, aufgefordert wirb, die fofortige Intervention ber re 
gulären italieniihen Armee beim Papft zu beantragen. 

Die päpftl. Zuaven nehmen Nerola wieder nad zweiftündigem 
Kampf und machen 134 Oaribaldianer zu Gefangenen. 

Der franz. Geſchäftsträger notifizirt bem Papſte den unfehlbaren 
Schuß Frankreichs. 

Die Päpftlihen verjagen die Freiſchaaren aus Vallecorſa. 

In Toulon ſammelt fi die franz. Erpebitionsarmee, In Florenz 
gibt am Abend Rattazzi jeine Entlaflung ein. Garibaldi iſt aus 
Caprera entlommen und landet bei Livorno. 
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20. Det. In Florenz wird Gialbini mit der Bildung eines Minifteriums 
beauftragt. 

Der Kirchenftaat ift an biefem Tage augenblidlih von Frei: 

fdaaren fo viel als gänzlich geräumt und haben ſich diefe über bie 

ital. Grenze zurüdgezogen. Die Notiz wird nad Frankreich gemelbet. 


21. „ Auf diefe Nachricht und die Berufung Cialdinis in Florenz bin 
befiehlt Napoleon, den Abgang der Erpedition in Toulon mieber zu 
fiftiren. 

Garibaldi erſcheint in Florenz und ſpricht unbehelligt zum Volle. 
Das römiſche Nationalcomite ruft durch eine Proclam. Rom zum 
Aufitand auf, 


22. „ Mendes: Mißglüdter Aufftandsverfuh in Nom. Einige Macht: 
poften, namentlid) auf dem Capitol und dem Forum, werben über: 
fallen und die Hälfte der AZuavencaferne in der Nähe des Vaticans 
in die Luft geiprengt. Zu gleicher Zeit fährt eine Freiſchaar, meift 
römiſche Emigranten, 75 Mann ftarf unter Enrico Cairoli ben 
Tiber herab und ſetzt fih auf dem Monte Parioli bei Aqua Ace— 
toſa feit. 

23. „ Die Freiidaar auf dem Monte Barioli unter Cairoli wird nad 
berzmweifelter Gegenwehr von ben Päpftlichen niebergemadt, Cairoli 
ſelbſt fallt. 

Garibaldi vereinigt ſich an ber römiſchen Grenze bei Scanbriglia 
mit jeinem Sohne Menotti und übernimmt das Commando ber frei: 
ſchaaren. 


„ Garibaldi läßt Viterbo auf ſechs Punkten ſtürmen, wird aber 
zurückgeſchlagen. Immer ſtärkere Banden dringen von allen Seiten 
her, auch von Froſinone unter Nicotera, gegen Rom vor. In Rom 
werden mit Beginn der Dunkelheit Orſini-Vomben in die Straßen 
geworfen; zahlreiche Patrouillen, von Bürgern unterſtützt, durch— 
ziehen ſie. Die Lage der Stadt, in der kaum 2000 Mann er— 
ſchöpfter päpſtl. Truppen liegen, wird bedenklich. 


25. „ Rom wird in Belagerungszuſtand verſetzt und bie Ablieferung 
aller Waffen im Privatbejiß befohlen. Banden jtreifen bis in bie 
Nähe der Stadt. Tas Haus Ajani in Trafterere wird von den 
Zuaven geftürmt, 16 Garibaldianer werben barin niedergemacht, bit 
übrigen gefangen. 

Garibaldi befegt Monte Maggiore und den Paß von Eorrefe; 
bie unter ihm vereinigten Schanren von Menotti, Caldeſe, Salomone, 
Meito und Frigeſſy erreichen die Stärke von 4000 Mann. 


26. „ Garibalbi erftürmt Monte Rotonbo, 15 Miglien von Rom, nad 
langer und tapferer Vertheidigung von bloß 400 Mann päpftlicher 
Truppen, melde ſchließlich capituliren. Die Lage der Stadt Rom 
wird verzweifelt. Sämmtliche Truppen in ber Gampagna erhalten 
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Befehl, diefe zu räumen und fi nach Rom zurüdzuzichen. Wenn 
Saribaldi 8000 Mann auf die Stadtmauern werfen ann, fo wird 
es zweifelhaft, ob ihm Rom zu widerſtehen vermag. 

In Florenz bringt Cialdini Fein Gabinet zu Stande unb bie 
franz. Erpebitionsarmee geht in Folge davon von Toulon ab. 


27. Oct. Eine vorgefhobene Bande Garibaldi's bringt bis in die Nähe 


28. 


29, 


30. 


ber Salariſchen Brücke; firömender Regen verhindert ihr meiteres 
Vorrücken. Cine andere Tagert in Torre be Pazzi, jenfeits des 
Ponte Nomentans, Garibaldi felbft befindet fih im Caſino von 
©. Golomba bei Marcigliana auf der Salariihen Straße, nur 
8 Miglien von Rom, und erläßt von bort eine Proclamation an 
bie Römer. 

Menabres übernimmt in Florenz das Minifterium; ber König 

erläßt eine Proclamation an die Italiener, in ber er das Unter: 
nehmen Garibaldi's verdammt. 
» Die franzdf. Flotte ift in Sicht vor Civitabecchia. Die päpft: 
lichen Truppen aus ber Campagna rüden allmälig in bie Stabt ein. 
» Die Franzofen verſuchen die Ausihiffung in Eivitanechia. Das 
ſtürmiſche Wetter verzögert diejelbe. Beſtürzung in Rom. 

Saribaldi erläßt von S. Colomba vor den Mauern Roms aus 
einen Tagsbefehl als Antwort auf die Prockamation Victor Ema— 
nuels, in ber er zum Ausharren ermahnt. Die Banden Nicotera’s 
beſetzen Tivoli, Velletri, Albano, Mocino und a. D. im Latiner: 
gebirg, in Viterbo nimmt Oberſt Acerbi das Regiment an fi. So 
ziemlich im ganzen Kirchenjtaat außer in Rom felbit ift bie päpftl. 
Fahne verſchwunden und überall die ital. Tricolere aufgepflanzt. In 
ben meijten größeren Orten werden Plebiscite gemacht für bie Ber: 
einigung mit dem Kgr. Italien. Die päpftl. Regierung ift auf bie 
von innen und außen aufs äußerſte bedrohte Stadt Rom beſchränkt. 
» Die Frangofen find ausgeſchifft. Ihre Generale Dumeont und 
Polhes kommen des Morgens nah Rom. An den Straßeneden 
ift eine Proclamation des commanbirenden franz. Generals de Failly 
zu leſen. 

Um Mittag überſchreitet die veguläre ital. Armee bie Grenzen 
bes Kirchenſtaates und beſetzt Aquapendente, Eivitacaftellana, Eeperano 
und Froſinone. Die Staltener richten die päpftl, Wappen wieder 
auf und befeftigen daneben die Fahne Italiens. 

Um 5 Uhr ziehen bie erften zwei franzöf. Bataillone in Rom 
ein, wo fie von der Bevölkerung mit büjterem Schweigen empfangen 
werben. 

Um 8 Uhr Abends bringt eine Freiſchaar bis vor base Thor 
&t. Johann, wie man fagt, den verzweifelten Garibaldi an ber 
Spibe, feuert die Flinten gegen die Mauern ab und Fehrt um. In 
ber Nacht zieht fi Garibaldi auf Monte Rotondo zurück. 
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1, Nov. Garibaldi Hält Monte Rotondo und Umgegend mit circa 8000 


27. 


29. 


Mann bejegt und läßt jenes und Mentand verbarricadiven. Tage: 
befehl Garibaldi's von Monte Rotondo aus: 

„Die Regierung von Florenz hat das römiſche Gebiet, welches wir mit 
foftbarem Blut den Feinden Italiens abgewonnen haben, bejegen laſſen. Wir 
müſſen unſere Brüder vom Heer mit gewohnter Freundlichkeit aufnehmen, 
und ihnen helfen die fremden Soldfnechte, welche die Tyrannei amfrecht 
halten, aus Rom zu verjagen. Wenn jedoch infame Handlungen, Fork— 
jegungen ber feigen Convention vom 15. Sept. 1864, den Sefuitismus und 
eine ſchmutzige Conforterie jo weit treiben follten, um uns zu zwingen, 
unfere Waffen aus Gehorfam gegen ben 2. December 1852 niederjulegen, 
dann will ich die Melt daran erinnern, daß ich bier allein, römischer Ge: 
neral, mit Vollmacht der einzigen geſetzmäßigen Regierung dev römiichen Re— 
publif, durch allgemeine Abftimmung ermwählt, das Nect babe, mich auf 
biefem Boden meiner Jurisdiction in Waffen zu behaupten und bak, wenn 
bieje Freimilligen, die Kämpfer ber italienischer Freibeit und Einheit, Rom 
zur Hauptſtadt Ataliens fordern, treu dem Votum des Parlaments unb ber 
Nation, fie die Waffen nur dann niederlegen rmerden, wenn das Vaterland 
vollendet, bie freiheit des Gewiſſens und des Cultus auf den Ruinen bes 
Nekromantismus aufgeführt und die Söldner der Tyrannen draußen find.“ 
„ Garibaldi gibt das Unternehmen auf: ein Theil feiner Frei— 
willigen zieht- nach Correſe ab, um in die Heimath zurüdzufchren ; 
ettva die Hälfte erhält den Belehl, über Mentana in: der Richtung 
nad Tivoli abzumarſchiren (anſcheinend um die Abbruzzen gu ge 
winnen und ſich dort möglicher Weile zu halten). 

„ 3000 Mann päpftl. Truppen unter General Kanzler, von der 
franz. Brigade Polhèͤs von 2000 Mann als Referve gefolgt, ziehen 
Morgens früh von Rom aus und ftoßen um 12 Uhr Mittags bei 
Mentana auf die Garibaldianer. Gefecht von Mentana. Die Frei: 
willigen fämpfen mit Muth und Verzweiflung, um 43 Uhr fteht 
bas Gefecht für die Päpftlichen jehr ſchlimm. Da treten die Frans 
zofen mit dem Chafjepotgewehr ein, jtellen das Gefecht her unb 
drängen die Freifchaaren zurüd, die jeboh ben Ort bei Einbrud 
der Dunfelheit behaupten. 

„ Die Freifhaaren in Mentana ziehen um 5 Uhr früh die weiße 
Fahne auf und ergeben fi. Circa 1000 find gefallen, circa 1400 
werben gefangen nah Rom abgeführt, der Reſt ift über Monte Ro: 
tondo und weiter über die ital, Grenze abgezogen, Garibalbi mit 
ihnen. 

„ Der franz. General de Failly berichtet feiner Negierung über 
den Tag von Mentana — „das Chaflepotgemehr hat Wunder gethan“. 
’ Die päpftliche Regierung beginnt bie gefangenen Garibaldianer 
an Italien auszuliefern. 

„ Die erfle Divifion der franz. Erpeditionsarmee ſchifft ſich in 
Civitavecchia ein, um nad Frankreich zurücdgufehren. 

„ Die franz. Truppen beginnen Nom zu räumen uno ji in 
Cibilabecchia zu concentriren.. 


Rom, 395 


30. Nov. Harter Sequeftrationserlaß des Minifters bes Innern, Migr. 


de Witten, bez. aller berjenigen, bie ſich nur irgendwie an ber In— 
jurrection + betheiligt haben. Zahlreiche Beamte, die ji betheiligt, 
werben abgefett. Der letzte Transport Garibaldiſcher Gefangener 
verläßt Civitavecchia; doch hat die päpftl. Negierung alle diejenigen 
zurüdbehalten, die dem jetzigen oder dem früheren Kirchenſtaate 
angehören. 


2. Dee. Die Franzofen räumen Rom gänzlih; doch bleiben bie mit: 


13. 


26. 


gebradgten großen Vorräthe von Kriegsmaterial und Munbporrath 
in ber Engeleburg. Die geſammte franz. Grpeditionsarmee ift in 
und um Civitavecchia concentrirt. 

„ Gardinal d'Andrea gehorcht endlich und verläßt Neapel, um nad 
Rom zurüczufehren. 

„ Gardinal d'Andrea unterwirft fih vollftändig und leiftet ben von 
ihm verlangten Widerruf. 

» Die Yranzofen find eifrig beichäftigt, die MBefeftigungen - von 
Civitavecchia zu vervolljtändigen und zu verftärken; unter der Leitung 
franzöf. Ingenieur werden auch in Ron felbjt mannigfaltige Be: 
feftigungsarbeiten ausgeführt; an ber Vermehrung der päpſtl. Armee 
wird eifrig gearbeitet, diefelbe foll von 11,000 auf 20,000 oder 
gar 25,000 Mann gebraht werben. Zahlreihe Flüchtlinge haben 
Kom und das päpftlibe Gebiet verlaflen. 


6. 5ch weinz. 


— Jan. Die amerikaniſche Waffenfabrik Newhaven lehnt es ab, die Her— 


ſtellung der Wincheſter-Repetirgewehre für die neue Bewaffnung der 
eidg. Armee ſowie die Umänderung der bisherigen Gewehre in Hin— 
terlader in der Schweiz ſelbſt (durch Anlegung von Waffenfabriken) 
vorzunehmen, fo daß der Bundesrath gezwungen wird, beides gänzlich 
inländiichen Kräften anzuvertrauen. 


1. Febr. Der Bundesrath beſchließt, den Antrag Defterreich8 anzunehmen 


22. 


und einen SHanbelsvertrag zwilchen beiden Ländern in ber Form 
einer einfachen Reciprocitätserflärung abzuſchließen. 

„ (Bern) Der Große Rath beſchließt nah fechstägiger Debatte 
die Subventionirung der juraflifhen Eiſenbahnen mit 7 Mill. Fr. 
nad dem Antrage der Commiſſion und verwirft das Begehren der 
Eonfervativen, in erjter Linie die Staatsbetheiligung ganz abzulehnen, 
in zweiter Linie, biefelbe dem Veto des Volkes zu unteritellen. Das 
Eintreten auf die Anträge der Commiſſion wird mit 153 gegen 71, 
die Annahme der Anträge ſelbſt mit 137 gegen 85 Stimmen be: 
ſchloſſen. 

„ (Genf) Das Cibvilgericht entſcheidet zum zweiten Mal zu 
Öunften der Anerkennung bes literariſchen Eigenthums. 

»„ Der Bunbesrath beſchließt die erfte Hälfte ber Zmölf-:Millionen: 
Anleihe für Durchführung der neuen Bewaffnung ber eibg. Armee 
mit Hinterladern mittelft öffentlicher Subjeription vom 1. bie 15. 
März zu emittiren (Rüdzahlung 1876 bie 1892, jährlider Zins 


N. 


18, März. Für das Bunbesanlehen von vorerfi 6 Mill. Fr. find faft ganz 


im Inland über 6 Mil, al pari und 14 Mill. nit unter 98 ae: 
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zeichnet worden. Der größte Theil der angenommenen Offerten 
fällt auf die franzöſiſche Schweiz. 


— April. Der Bundesrath trifft mit Rückſicht auf die Luxemburger Frage 
einige Vorbereitungen. Das Gerüht einer Allianz Frankreichs mit 
Holland, Belgien und ber Schweiz findet in ber Schweiz felbit 
nicht den mindeften Anhalt. Nicht ein einziges Blatt Spricht ſich für 
ein näheres Verhältniß zu Frankreich aus. Die öffentlihe Meinung 
ift vielmehr allgemein und entſchieden für „ftrenge, bewaffnete 
Reutralität.* 

22. „ Landammann Heer v. Glarus wird vom Bundesrath zum ſchweiz. 
Gefandten in Berlin und an ben fübbeutfchen Häfen ernannt. 


29. „ Der Bundesrath verfügt eine neue Eintheilung der eidg. Armee 
(Zerritorialeintheilung). 

Die ganze Arnıee zerfällt in 9 fländige Divifionen nebſt einigen @inzel: 
brigaden. Jede Divifion befteht aus 3 Brigaden, jede Brigade zählt 6 Bas 
taillone (3 Bat. Auszug, 1 Bat. Rejerve und 2 Bat. Landwehr) & durchs 
fchnittlih 300 Maun und außerdem 10 Scharfſchützencompagnien, 3 Batterien 
Artillerie, 1 Guiden⸗, 2 Dragomercompagnien und 1- Sappeurcompagnie. 
Jedem Brigadecommanbanten ih ein zweiter Oberjt ad latus beigegeben, um 
im Fall der Einberufung aller Zruppentheile im Commando auszuhelfen. 


5. Mai. (Luzern) Die Großrathswahlen ſichern ber liberalen Partei 
neuerdings das Uebergewicht. 


— Juni. (Solothurn, Bern, Aargau) ſetzen, ba mit den Organen 
ber Kirche nicht zu Ende zu kommen ift, von Staatswegen bie eier: 
tage auf 6 im Jahr herab, bas ganz Fath. Solothurn burd ein: 
fahen Regierungsbeihluß,. Bern und Aargau durch Beſchlüſſe ber 
Gr. Käthe. In Solothurn verſucht die Geiftlichkeit einen Vetofturm 
bagegen bervorzurufen, indeß ohne Erfolg. 


1, Juli. Eröffnung der Bundesverſammlung. 


2. , Nationalrath: Bundesrat Welti gibt Aufichlüffe über den Stand 
ber Bewaffnung ber eidg. Armee mit Hinterlabern: 

Die Frage eines neuen Repelirgewehres fei noch nicht entjchieben, wie benn 
auch noch von feinem einzigen europ. Staate ein endgültiges Modell adoptirt 
worben jei, auch nicht in Frankreich, wo man immer noch an bem Chaſſepot 
verbefjere. Dagegen würden bis zum 1. Yan. 1868 von ben alten Gewehren 
80,000 Stüd und ber Reft in weiteren 6 Monaten umgenbert fein. 

5. „ DerNationalrath genehmigt troß lebhafter Oppofition ber fog. jungs 
rabicalen Partei mit großer Mehrheit das Gefet über ben bei einem 
Begehren nad) Revifion der Bunbesverfaflung einzuhaltenden Mobus 
nad dem Antrage ber Mehrheit der Commiſſion: 

Art. 1. Fünfzigtaufend ſtimmberechtigte Schweiger Bürger können zu 
jeber Zeit verlangen, daß bie Frage, ob eime Reviſion ber Bundesverfafjung 
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ſtattfinden ſolle, dem ſchweizeriſchen Volle zur Abſtimmung vorgelegt werde. 
Art. Z2. Das Verlangen wird auf dem Wege der ſchriftlichen Eingabe an 
den Bundesrath geitellt. Die Eingabe kann mittelft Namensunterſchrift bes 
jtimmberedhtigten Bürgers oder mittelit Auezugs aus dem ‘Protofoll der ver: 
fafjungsmüßigen Gemeinde: oder Kreisverſammlungen, welcher bie Namen 
ber für Revifion Stimmenden genau anzugeben bat, gemacht werden. Die 
Stimmberehtigung jedes Unterzeichners if vom Borjiand der Gemeinde, wo 
der Unterzeichner feine politiihen Rechte ausübt, zu bezeugen. Für bieje 
Amtsöverribtungen dürfen von ben Gemeindevorſtänden keinerlei Gebühren 
begogen merden. Urt. 3. Die Unterfhriften werben in dem zwiſchen zwei 
ordentlihen Seffionen ber Bundesverjannilung liegenden Zeitraum gefammelt. 
Art. 4, Findet ber Bundesrath, daß die Unterfchriften, die bei ihm zu einem 
der nächſten ordentliden Scifion ber Bundesverſammlung um mebr als brei 
Mönate entfernt liegenden Zeitpunft eingegangen find, die Zahl von 50,000 
offeubar erreichen, fo bat derjelbe ſofort die Bundesverſammlung einzuberufen, 
Art. 5. Sind anf ben Tag ber Eröfinung ber ordentlichen Sejfion der Buu— 
desverſammlung bie 50,009 Unterfchriften nicht beifanımen, jo find die Unters 
Schriften für dieſelbe nicht verbindlich und wird feine Volfsabftimmung ange: 
orbnet. Art. 6. Sind bie 50,000 Unterfchriften beiſammen, ſei es bei der 
Gröfinung der ankeroroentlichen (Art. 4) oder der ordentlichen Seſſion (Art. 3), 
jo mird die Bundesverſammlung dem Schmeizer Volke jofort bie Frage vor: 
legen: od die Bundesverfaljung revidirt werden ſolle oder nicht. Art. 7. Der 
Bundesrath iſt mit ver Vollziehung des gegenwärtigen Bundesgeſetzes be: 
auftragt. 


16. Juli. Hannoverſche Flüchtlinge treffen, aus Holland ausgewieſen, zient: 


24. 


25. 


26. 


7. 


lich zahlreih in ber Echweiz ein, 
„Bundeeverſammlung: Beide Näthe ertheilen bem Vertrag mit 
Belgien zum Schube des literariſchen Eigenthums bie Ratification. 


„  Bunbesverfammlung: Beide Räthe einigen fi über das Decret, 
durch welches ben Gantonen Bern, freiburg, Solothurn Waadt und 
Neuenburg behvfs der enbliden Ausführung de Juragewäſſer-Cor—⸗ 
vection ein Bundesbeitrag von 5 Mil Fr. bewilligt wird, ber 
nad; Maßgabe des Rorrüdene der Arbeiten erfolgen. und jährlich 
den Betrag von 500,000 Fr. nicht überfleigen fol. Schluß ber 
Seſſion. 
„ Der Bundesralh erläßt bez. der hannover'ſchen Flüchtlinge ein 
Kreisjchreiben an die Bantone: 

ne.» Die Bundesbehörden müfſen fich einftweilen mit ber Erktärung begnügen, 
daß fie ihrerfeit? gegen die Gewährung bes Aſyls nichts einzumenden haben 
und auch fo lange gegen biefes Aſhl nichts einmenden merben, als bie be: 
treffenden Fremden nicht aus politifhen Gründen die Aufmerffamfeit auf ſich 
ziehen. Es ift daher lediglich any ber betreffenden Cantone, ob fie Aſyl ge: 
währen wollen und unter welchen Bebingungen, oder ob, fie Gründe baben, 
eg zu verweigern.“ 


Zwiſchen der Schweiz und dem Großh. Baden. wird ein Ber: 


" 


trag abgeſchloſſen und vatificirt, durch melden der Urt, 32 bes 


Staalsvertrags über die badiſche Eiſenbahn Waldshut: Schafihaufen: 
Conſtanz, der den Transport badifcher Truppen über ſchweiz. Gebiet 
geftattete, aufgehoben wird. | 
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4. Aug. (Genf) Eine Erſatzwahl in den Staatsrat ergibt 2597 
Stimmen für den Gandidaten ber \ndependenten Collart und nur 
21 für James Fazy. Da indeß die gefegliche Zahl von 3000 
Stimmen nicht erreicht wurde, jo fällt die Enticheidung dem Gr. 
Rathe zu. 

10. „ (Genf.) Der Gr. Rath entjiheidet bez. der Staatsrathswahl 
mit 53 Stimmen für Eollart; 23 vadicale: Mitglieder enthalten fich 
der Abftimmung oder ftimmen für Fazy. 

2. Sept, Abhaltung eines internationalen PVeterinärcongrefles, der von 
den meijten europ. Staaten beſchickt wird, in Zürich. 


2.—T. Sept. Abhaltung eines internationalen Arbeitercongrefies in 
Lauſanne. 

Derſelbe iſt ziemlich zahlreich beſucht aus Frankreich, der Schweiz, Deutjch: 
land, England und Italien, wählt zu ſeinem Präſidenten Dupont aus London, 
zu Vicepräſidenten Eccarius aus London und Becker aus Genf und be— 
ſchließt eine Anzahl Reſolutionen, deren Spitze dahin gebt, daß die gegen: 
wärtige Geſellſchaft in zwei Klaſſen zerfalle, von denen die eine die andere 
ausbeute (celle des exploites et celle des exploiteurs), daß beide Klaſſen 
dagegen burch einc einzige diejenige der Producenten erjeßt werden jollte und 
dap bie fociale Organijation in diefem Sinne modificirt werben müfle. 

T. Sept. Der Bundesrath regt bei alien die Mipenbahnfrage wieder 
an. Der Schritt führt zu feinem Reſultat und findet in der 
Schweiz ſelbſt vielfahe Anfechtung, indem darin eine einfeitige Be 
günftigung des Gotthardprojektes erblickt wird. 

8 „ Garibaldi trifſt zur Theilnahme am Friedenscongreſſe in Genf 
ein und wird mit ungeheurem Jubel empfangen. Ein aus beiden 
Parteien der Stadt zuſammengeſetztes Comité begrüßt ihn. 

9.—12, Sept. Internationaler Friedenscongreß in Genf. Derſelbe 
nimmt durch die Anmwefenheit Garibaldi's und den Einfluß ber Fran: 
zofen eine entſchieden revolutionäre Wendung gegen die bejtehenben 
Zuſtände Europa’s, was den Wiberftand ber theilnehmenben Schweizer 
und der Genfer Benölferung hervorruft. Nur mit Mühe wird bie 
Annahme einer Anzahl Refolutionen erzielt und das Gentralcomite 
muß nad) Bern verlegt werben. 

Schen die Gröffnungsfißung vom 9. legt den Zmiefpalt zmifchen der 
Mehrheit ver anwefenden Fremden, namentlich Franzojen, und der Minber: 
heit der Schweizer an den Tag. Eine Zuſchrift bes Genfer Staatsrathe 
Samperio verlangt die unbedingte und unbefchränfte Redefreiheit als unbes 
ftrittenes Recht auf Schweiger Boden und baf bie Gefete und die Neutralität 
der Schweiz refpectirt würden; Schmidlin (von Bafel) verlangt, ner bie Bes 
ftrebungen des Congreſſes jich innerhalb ber gejeglihen und verfaffungs« 
mäßigen Grenzen zu halten hätten und erregt einen gewaltigen Sturm durch 
die Behauptung „jebes Bolt habe nur die Megierung, die es verdiene.“ 
James Fazy betont, daß ber Gongreß eine friedliche Verſammlung fei und 
weder confpiriren noch provoeiren wolle... Dagegen legt Garibaldi dag Gewicht 
feines Anfehens in die Schaale ber entgegengefegten Partei und beäntragt eine 
Reihe von NRejolutionen, worunter au die: „das Papſtthum wird für ab« 
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geſetzt erllärt und bie Religion Goties vom Congreſſe angenommen.” Zur 
Vermittlung wird ber Berner Reg.Rath Joliſſaint zum Präſidenten gewählt. 
In der zweiten Sigung beantragt ber Borftand folgende Beihlüffe: 

„In Anbetracht, daß die Regierungen ber großen Staaten in Europa fid 
unfähig .erwiefen haben ben Flieden zu erhalten, und bie regelmäßige Ent: 
wicklung aller moraliihen und materiellen Kräfte der modernen Gejellicyaft 
a fihern ; in Anbetracht ferner, dah das Dafein und das Wachsthum ber 
tehenden Heere ben Krieg im latenten Zuſtand conitituiren, und unverträglich 
find mit der Freiheit und Wohlfahrt aller Klafjen der Gefellichaft, vorzüglich, 
aber mit der Arbeiterklaſſe — beſchließt ber internationale Kongreß, 
in dem Wunſch, den Frieden auf die Temofratie und die freiheit zu gründen: 
daß eine Friedensliga, ein wahres kosmopolitiſches Bündniß (Federation) ge: 
gründet werde; daß es die Pflicht eines jeden Mitgliedes diefer Liga fei, ba: 
bin zu arbeiten, bie äfjentlihe Meinung aufzuklären und zu bilden (former) 
über das mahre Weſen ber Renierung, der Rollitrederin bes allgemeinen 
Willens; durch feine beftändigen Bemühungen bie Gubftitution des Syſtems 
ber Nationalmiligen an Stelle der ſtehenden Heere vorzubereiten; in allen 
Ländern bie Lage ber arbeilenden und enterbien (desheritses) Klafjen auf 
bie Tagesordnung zu bringen, damit bie individuelle und allgemeine Wohl: 
fahrt die pelitifche Freiheit der Bürger beieftige; er beſchließt ferner, baf ein 
permanente® Gentralcomite, mit bem Sik in Genf, beauftragt werde: 1) in: 
dividuelle oder collective Zuflimmungen zu yrovociren und zu fammeln, na— 
mentlih Aufrufe ergeben zu laſſen am beftchende Geſellſchaften oder neue zu 
gründen in ben —— Ländern, damit ſie alle ihre Anſtrengungen für 
die Verbreitung ber vom Friedenscongreß proclamirten Grundſätze vereinigen; 
2) die zukünftigen Verſammlungen des Congreſſes, ſei es in Genf oder jeder 
andern freien Stabt Europa’s, vorzubereiten; 3) die Annalen des Gongrefies 
zu rebigiren und zw veröffentlichen; 4) zu Geni ober zu Bafel ein franzöſiſch— 
deutſches Blatt unter bem Titel „Die Vereinigten Staaten von Europa“ (les 
Etats-Unis d’Europe) zu gründen; bie Beiträge ber Mitglieder, die im 
Minimum auf 10 Gent monatlich oder 1 Fr. 20 Gent. jährlich feitgelegt find, 
einzufafliren, und davon ben bem gemeinfamen Werfe nützlichſten Gebrauch 
zu machen, vorbebaltli der Rechnungsablage bei jeder Congreßſitzung.“ 


Die revolntionäre Stimmung gewinnt in bdiefer Sitzung entjchieden die 
Oberhand, fo dab Dupasquier One Neuenburg) fragt: „Bin ih auf einem 
Friebend: oder Kriegsconaren? Auf zehn Kriegserflärungen böre ich nur 
eine friebenserflärung.“ An bemfeiben Tage richten die Genfer Katholiken 
einen förmlichen Brote gegen bie Haltung bes Congreſſes an ben Genfer 
Staatsrath und beichließt eine Volfeverfammlung anf den Antrag Fazy's, 
den Wunſch auszufpreden, daß „der Congreß im Anbetracht der Ideen—⸗ 
verwirtung und jeines wenig praftiihen Charakters, im Intereſſe bes Frie— 
bens, ber freiheit und ber Schweiz. Eidgenoſſenſchaft feinen Beſchluß fallen 
möge.“ Am 14. hält Glaribaldi ee für angemefjen, plötzlich wieder abzu: 
reifen. Am 12. wurde ziemlid tumultuariſch abgeſtimmt und werben die 
Anträge bes Comité mit Mehrheit angenommen. Die anweienden Schweizer, 
namentlich bie Genfer protefliren. Um ben Sturm zu befchwidtigen, über: 
uimmt bas bisherige Gomild aus eigener Madtvolllommenbeit die Befug— 
niffe des permanenten Geutral:Gomite, bejchliekt feinen Sip in Bern aufzu: 
ſchlagen und dert fein Organ in beutfher und franz. Sprache umter dem 
Titel „Die Vereinigten Staaten von Europa“ herauszugeben, ben nächſten 
Congreß aber nah Mannheim (fpäter nach Bern) auszuſchteiben. 


241. Det. (Obwalden) Die Landgemeinde genehmigt bie ihr vorge: 
ſchlagene Revifion ver Verfaſſung. Don etiva 2500 Anweſenden 
ſtimmen nur 60 bis 70 für Verwerfung. 


Schweiz, 401 


10, Non. (Genf) In den Staatsrathwahlen erringt bie Partei ber 


17. 


22. 


Independenten neuerdings einen vollftändigen Sieg. James Fazy ift 
wieder nicht unter ben Gemwählten. 


»„ (Züri) Beginn der demokratiſchen Bewegung. Pamphlete 
des Dr. Tr. Locher gegen das herrichende „Syſtem“ und jeine 
hauptſächlichſten Vertreter. Eine von ihm einberufene Verfammlung, 
zu der fi gegen 3000 Menſchen einfinden, erklärt ſich mit feinem 
Borgehen gegen ben Dbergerichtspräfidenten Ullmer einverftanden, 
Ipricht den Wunſch aus, daß der Gr. Rath diefen Mann von feiner 
Stelle entfernen möge und beſchließt eimmüthig, die Kevifion ber 
Verfaſſung durch einen Berfaffungsrath und die zu ihrer Einleitung 
erforderlichen 10,000 Unterfchriften anzuregen. Ulmer erhebt dagegen 
Klage gegen Locher und nimmt bis zum Austrag der Sade jeinen 
Austritt aus dein Dbergerichte. 


»„ (Bern) Der Gr. Rath beſchließt nad ziweitägiger Debatte 
über die Ertheilung bes Primärunterrihts an äffentlihen Schuler 
durch Angehörige religiöjer Orden mit 1283 gegen 75 Stimmen: 

„Der Gr. Rath in Betracht, daß bie Beobadhtung der Geſetze und Vors 
ſchriften des öffentlichen Schulwejens, welche ber Staat aufzuftellen berechtigt 
und verpflichtet it (Art. Si der Verfafjung), mit dem unbedingten Gehorfam, 
welchen die Mitglieder religiöfer Orden ihren baherigen Oberen ſchuldig find, 
fi unvereinbar erwieſen bat, befchließt: Als Primarlehrer oder Lehrerinnen 
dürfen von nun an nicht patentirt oder angeftellt werben Perſonen, welche 
religiöfen Orden angehören; ebenjo find in Zufunft bereits patentirte ober 
an öffentlihen Primarſchulen angeftellte Lehrer und Lehrerinnen, welche relis 
gidjen Orden beitreten, ald auf Patent und Anftellung verzichtend anzufehen. 
Die gegenwärtig in Kraft beftehenden befinitiven Wahlen werben durch biefen 
Beſchluß nicht aufgehoben.” 


» (Zürid.) Die demokratiſche Bewegung ergreift ben ganzen 
Canton. Gelegentlich ber eier bes Uſtertages finden zahlreiche 
Derfammlungen für und gegen die Bewegung, in Zürich ſelbſt nicht 
weniger als drei, ſtatt, die indeß meiſt mit Erklärungen gegen das 
„Syſtem“ endigen. Die Beſchlüſſe einer Verſammlung in Winter: 
thur werden zum Programm der Bewegung: 

„Die Verſammlung von Winterthur: in Erwägung 1) daß bie politiſchen 
Erfahrungen des Gantons Züri, bie Volfsbildung und bie fortgefchrittene 
öffentliche Meinung eine Erweiterung ber Volksrechte wünſchbar und zeitges 
mäß ericheinen lafjen; 2) daß auch bie Ueberreſte eines indirecten Wahlſyſtems, 
vor allem bie indirecten Großrathsftellen, aus ber Verfaſſung zu bejeitigen 
find; 3) daß eine auf bie Epige getriebene Gentralifation den berechtigten 
Einfluß ber öffentligen Meinung gelähmt, und eine andauernd einfeitige Vers 
wendung ber Staatseinfünfte bie Unzufriedenheit der hintangeſetzten Landes⸗ 
theile hervorgerufen hat; 4) baß einerfeits die neueſten finanziellen Ausweife 
anbdrerjeits wichtige mit Opfern verbundene Reformen, wie 3.8, ber Ausbau 
ber Volksſchule, eine gründliche und allfeitige Prüfung der gefammten Finanz: 
lage und ber möglichſt richtigen Beiziehung der Steuerfräfte unumgänglich 
fordern; 5) daB eine Reihe von klar und allgemein ausgeiprochenen Volls⸗ 
wünſchen, wie namentlih Erleichterung ber Militärlaften, Vereinsrecht und 
Freiheit ber Öffentlichen Meinungsäugerung, entweder Teine Beachtung fand, 
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oder über Gebühr verſchleppt wurde; 6) daß das Vertrauen der öffentlichen 
Meinung in die Juſtizpflege des Cantons erſchüttert worden iſt theils durch 
eine Anzahl verwerflicher Ürtheilsſprüche, theils durch die Bloßſtellung der 
moraliſchen Würde und Unabhängigkeit einzelner Juſtizbeamten — beſchließt: 
1) e8 Sei eine Verfafjungsrevifion durch einen Verfafjungsrath und Erneuerung 
der gejeßgebenden forwie der oberſten Verwaltungs: und Juſtizbehörden des 
Gantons anzuftreben; 2). es iſt ein Ausſchuß von fieben Mitgliedern zu 
wählen, welcher fi mit ben VBertranensmännern ber andern Landestheile in 
Verbindung jeßen wird, um durch Sammlung der 10,000 Unterjchriften bie 
Berfajjungsrevifion zu ermöglichen und überhaupt mit allen geſetzlichen 
Mitteln das angeftrebte Ziel zu verfolgen.“ 


29. Nov. Der Bundesrath nimmt die Einladung der franz. Regierung 


zur Theilnahbme an europäiiden Conferenzen über die römiſche 
Frage an: 


„+ » Diefer zuftimmenden Erklärung glaubt jedoch der Bundesrath noch einige 

freimüthige Bemerkungen beifügen zu follen. Cs Tiegen feit Tängerer Zeit 
in Rom zwei große Intereſſen mit einander im Streit, das eine religiöfer 
Natur, wurzelnd im Bedürfniß ber Unabhängigkeit des Oberhauptes ber 
katholiſchen Kirche, das andere politiicher Natur, beftehend in den Beitrebungen 
bes römischen Volks jeine Staats: und MRegierungsform jelbftändig zu be 
fimmen. Man wird billigerweije die Beredytigung dieſer beiden Intereſſen 
nicht verneinen, und ber vorhandene Streit wird nicht wohl anders zu einem 
dauernden Abſchluß gelangen fünnen ald durd) Anerfennung und Befriedigung 
ber beiderfeitigen Intereſſen. Ob zur Erreihung diejes Ziels nicht eine vor: 
gängige Verhandlung der Faiferlichen Regierung mit den Hauptinterefjenten 
wünſchbar gewefen wäre, vermag ber Bundesrath nicht zu beurtheilen. Er 
kann —* ganz den im Einladungsſchreiben bezeichneten Weg einer freien 
Berathung ohne vorherige Feſtſtellung eines Programms acceptiren. Dagegen 
ſcheint es dem Bundesrath, dieſer letztere Standpunkt habe wieder ſeine be— 
ſondern Bedingungen und Conſequenzen. Eine erſte Bedingung einer freien 
Berathung iſt wohl bie, daß die europäiſche Gonferenz eine nicht ſchon ein— 
feitig präjudicirte Sachlage vor fi habe, In Folge bes von Sr. Majeftät 
dem Kaijer felbft angefündigten baldigen Aufbörens ber bewaflneten Inter: 
vention im Kirchenftnat, glaubt indeß der Bundesrath einer weitern Grörter: 
ung biejes Runftes enthoben zu fein, Als weitere Folge betrachtet ber Bundes— 
rath ben Grundſatz, daß einer Schlußnahme nur in fo weit rechtlihe Wirk— 
ung zufommen bürfe, ala folde von ben Betheiligten ſelbſt acceptirt worden 
iſt. Endblich muß jedem Theilnehmer wohl das Recht zuftehen, ſich von den 
GEonferenzen zurüdziehen zu dürfen, fals die Verhandlungen einen Gang 
nähmen, welcher mit bejjen politiſchen Grundſätzen nicht vereinbar wäre. 
Der Bundesrath muß ſchon jeßt erflären, daß er nur zu Schlußnahmen mit: 
wirken Tann, welde den Grundſätzen enifprechen, auf welchen das politiice 
Syftem ber Schweiz jelbft beruht... „* 
„ Der preuß. Geſandte übermittelt dem Bundesrathe die Erklärung, 
baß den jog. hannover'ſchen Flüchtlingen bis zum 1. Januar bie 
ftraffreie Rückkehr in ihre Heimath offen ſtehe. Eine frühere Zähl: 
ung berjelben hat 225 folder Flüchtlinge ergeben, eine neue con: 
ftatirt deren 383. 


2. Dec. Eröffnung der Bundesverfammlung. 


8. 


„Der Ständerath tritt dem unter dem 5. Juli vom National: 
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rathe beſchloſſenen Geſetze über das bei einer Reviſion ber Bundes: 
verſammlung zu beobachtende Verfahren bei. 


6. Nov. Die Bundesverfammlung wählt Dubs (Zürich) zum Präſidenten, 


T. 


Welti (Margau) zum. Vicepräfidenten des Bundesrathes und erfeßt 
ben freiwillig ausgetretenen Bunbesrath bornerob aus Waadt durch 
Ruffy, ebenfalls aus Waadi. 


„Die eidg. Gewehrcommiſſion entſcheidet ſich mit 6 gegen eine 
Stimme für die Einführung des dreizehnſchüſſigen Vetterli-Repetir— 
gewehres als die neue Hinterladungswaffe des Bundesheeres. 


„GSZürich.) Der Centralausſchuß der demokratiſchen Bewegungs— 
partei ſetzt das Programm feſt, das den 4 großen auf den 15. d. M. 
an 4 verſchiedenen Orten des Cantons anberaumten Volksverſamm— 
lungen zum Entſcheid vorgelegt werden ſoll: 

I. Schwächung bes Cinfluſſ.es der Regierungsgewalt, der Beamten- und 
Geldherrſchaft auf die Geſetzgebung durch Erweiterung der Volksrechte. Zu 
dieſem Ende: das Recht, den großen Rath abzuberufen. Das Referendum, 
d. h. das Recht der Gemeinden, über alle Geſetze abzuſtimmen. Das Initiativ— 
recht, wonach 5000 Bürger eine Geſetzesvorlage machen können, und der 
Große Rath alsdann gehalien iſt, fie in Erwägung zu ziehen. Beamtenaus— 
ſchluß. IL Hebung der Intelligenz und Produftionsfraft dee Volkes. Ausbau 
der Volksſchule. Wertheilung der Staats: und Gemeindelaften nah Maßgabe 
der wirflihen Steuerfraft aller Privaten und Geſellſchaften. Erbſchaftsſteuer. 
Befeitigung der indirecten Abgaben. Militärausrüjtung durch ben Staat. 
Cantonalbank. Reviſion bes Straßengeießes und jtaatliche Beförderung von 
Lofaleifenbahnen. IL. PVereinfahung des Berwaltungsorganismus. Ber: 
minderung der Zahl ber Beamten. Hebung ber Gemeindefreiheit. IV. Ber: 
befjerung des Cerichtsweiens und VBereinfahung bes Juſtizganges. Einführung 
der Civiljury. Abſchaffung der Todesſtrafe. Beihränfung der Bejugnilfe 
des Staatsanwalts. Abſchaffuug des Sportelnunweſens. sFreigebung ber 
Advofatur und Beleitigung des Geſetzes betreffend die Geſchäftsagenten. 
V. Gründliche Reviſion des Schuldbetreibungs- und Notariatsweſens. Ueber— 
tragung ber bezüglichen Geſchäftsverrichtungen an die Gemeindammänner 
und Gemeindrathskanzleien. Aufhebung der infamirenden Folgen unver— 
ſchuldeter Concurſe. VI. Freie Preſſe und uneingeſchränktes Vereinsrecht. 
Abſchafſung der Amtsehre. Aufhebung des Maulkratten- und Coalitions⸗ 
geſetzes. 

Das Programm ſoll dem Volke durch ein Manifeſt mitgetheilt 
werden: 


„Es iſt ein unveräußerliches Recht freier Männer, im offenen Verſamm— 
Tungen unter freiem Himmel zu tagen, bie Landesangelegenheiten zu bes 
Iprechen, fie grundſätzlich zu beſtimmen, Schäden in Gejeßgebung, Verwaltung 
und Rechtspflege aufzubeden und abzuftellen, bie Verbefjerung vorübergeben= 
ber oder länger andauernder Nothftände anzubahnen — und für diefe Zwede 
die ihnen geeignet jcheinenden rechtlichen Mittel in’s Wert zu ſetzen.“ Bon 
diefem Rechte mahe man Gebrauch, um Reviſion der Verfaſſung zu verlangen. 
Der Uftertag von 1830 fer ein Segen für das Volk geweſen. „Am Denf: 
freie bes BZürdervolfes bildete fich aber mittlerweile durch ſiebenundddreißig 
Jahre hindurch die politiſche Erkenntniß weiter, und wo früher bloße dunkle 
Ahnungen bezüglich ber politijchen und jociafen Rechte des Bürgers auf: 
bämmerten, ba faßte allmählig die Einfidt Boden, daß es das Wolf und bas 
Bolt allein ſei, welches als die Quelle bes ftaatlihen Willens, ald fein Auss 
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gangs- und Zielpunkt betrachtet werden müſſe. Mit dieſer nach und nach 
erfolgten Wandelung und Klärung des politiſch-bürgerlichen Selbſibewußtſeins 
war das reine Nepräfentativfyften der Dreißigerverfafiung überwunden, fo 
daß es num galt, neue Lebensformen aufzufinden für die directe Selbftregier: 
ung bes Volkes, und ben anerkannten Sag: „Alles für das Volk“ zu er: 
gänzen durch den eben jo berechtigten: „Alles durch das Volk.“ Für dieſen 
Umbildbungsprozeß in bem geijligspolitiiden und ſocialen Anfhauungen bes 
Zürcher Volkes, hinſtrebend zur birecten Gefeßgebung durch den Souverän, 
hatten unfere verantwortliden und unverantwortlihen Staatslenfer big zur 
Stunde entweder fein Berftändniß, oder fie fürchteten bie unmittelbar fich 
äußernde Volksſtimme. Vom Präſidialſtuhle des Großen Raths herunter 
wurde bie reine Demofratie zwei Mal nicht ohne icharfe Zurechtweiſung aus 
dem Glarner Lande verkleinert und als weniger leijtungsfähig erklärt, bie 
Nepräfentativreform dagegen als das A und O aller politiichen Weisheit ge: 
priefen. Und gerabe jebt wieder ruft man uns aus dem gegnerijchen Lager 
zu: „Nur fein Referendum (feine PVolfsabftimmung über bie Gejegel). 
Ihr bereitet bamit allem fernern Fortſchritte das Grab.*" In guten Treuen 
fern von demagogiſcher Volfsihmeichelei, geftügt auf tiefe Ueberzeugungen, 
proteftiren wir gegen bie Herabwürbigung des Zürcher Volkes, welche darin 
liegt, daß man es für unfähig erklärt, den wahren Fortichritt zu erfennen 
und bafür Opfer zu bringen. Wir erbliden in diefer falihen Beurtheilung 
bes Bolfes den hauptſächlichſten Keim ber gegenwärtigen Bewegung!® Durch 
das demokratiſche Programm fol nun das Volk in fein Recht, als felbftän: 
diger, felbfthandelnder Souverän des Staats eingeführt werden, 


9, Dec. Nationalrath: Der Bundesrath wird von 23 Mitgliedern über 


ER 


15. 


18, 


die beabfichtigte Theilmahme an Conferenzen über bie römijche Frage 
interpellirt. Dubs beantwortet die Anterpellation ſehr einläßlich, 
worauf ſich die Interpellanten für vollſtändig befriedigt erklären. 
„Der Nationalrath beſchließt auf den Antrag bes Bundesrathes 
mit großer Mehrheit trotz des Widerſtrebens der Mitglieder aus der 
franz. Schweiz, namentlich von Waadt, eine ſehr weſentliche Verein— 
fachung im Bekleidungsweſen der eidg. Armee. 

„GSürich.) Die demokratiſchen Volksverfammlungen in Zürich, 
Winterthur, Uſter und Bülach werden trotz ſtrömenden Regens von 
mehr als 20,000 Bürgern beſucht und nehmen einmüthig das ihnen 
vorgelegte Programm an. Die für das Begehren einer Reviſion der 
Verfaſſung nothwendigen 10,000 Unterſchriften ſind bereits über— 
ſchritten. Der Sieg ber Bewegung kann als entſchieden betrachtet 
werben. 

„Nationalrath: Auf eine nterpellation bez. bes Stands ber 
Bewaffnungsfrage antwortet Bunbesrath Welti, daß die einheimiſche 
Induſtrie fih anfünglid ihrer Aufgabe keineswegs ganz gewachſen 
gezeigt habe und daß bie Zahl der umgeänderte Gewehre bis Neujahr 
allerdings bie früher angenommenen 80,000 Stück nit erreichen 
werbe. Was bie neue Waffe beireffe, fo fei dagegen bie eingetreiene 
Zögerung nicht von Nachtheil geweſen, das Vetterli-Gewehr habe 
das Windefter-Gewehr übertroffen und ftehe nach dem Urtheile der 
Erperten feinerfeits bis jet unübertroffen ba, 
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21. Dec. Schluß der Bundesverſammlung. 


28. 


„GSürich.) Zuſammentritt des Gr. Raths. Derſelbe wählt zu 
ſeinem Präſidenten mit 153 von 199 Stimmen den Dr. A. Eſcher, 
das Haupt des angegriffenen „Syſtems“ und zu ſeinem Dice 
präfidenten den Dr. Eugen Ejcher, einen Gegner der demokratiſchen 
Bewegung und erklärt fi damit für jenes und gegen biefe. Das 
Begehren von circa 26,000 ftimmfähigen Bürgern um Revifion 
der Derfafjung durch einen Verfaſſungsrath wird vorgelegt und ein= 
ftimmig beichloffen, dem Regierungsrathe den Auftrag zu geben, die 
Trage verfaflungsgemäß der allgemeinen Volksabſtimmung zu unter: 
breiten. 


7. Belgien. 


18. Jan. Die II. Kammer entjcheidet fih bei Berathung bes neuen 


Gtrafeoder mit 55 gegen 43 Stimmen für Beibehaltung der 
Tobesitrafe, 


2. Febr. Arbeiterunrufen in Mardiennes (in der Umgegend von Char: 


14. 


19. 


leroi) wollen vom Parifer „Pays“ (Eaflagnac) im Intereſſe Frank— 
reichs ausgebeutet werben. 

„ Der Graf von Flandern, der Bruder des Königs, verlobt fich 
mit ber preußiſchen Prinzeſſin von Hohenzollern. 

» Die II Kammer bejchließt gegen den Widerſpruch der Regierung 
mit 50 gegen 40 Stimmen, ben borjährigen Wahlreformentiwurf 
endlih auf den 19. März auf die Tagesordnung zu eben. 


15. März, Die II, Kammer genehmigt dag Militärbubget mit 73 gegen 


23. 


18 Stimmen (und 7 Enthaltungen). Der Senat jhließt ſich am 
23. d. M. dem Beſchluſſe mit allen gegen 1 Stimme an, 
„ I. Kammer: Debatte über die Wahlreform. Der Finanzminifter 
Arere-Orben erflärt fiy gegen das allgemeine Stimmredt. 


12. April. U. Kammer: Schluß der Debatte über die MWahlreform. 


2. 


30. 


Das neuc Geſetz bezeichnet in Feiner Weile eine weientliche Aus: 
dehnung des Wahlrechts. 

„Vermählung bes Grafen von Flandern mil ber Prinzeſſin von 
Hohenzollern. Der König bat jeinen Bruder nad) Berlin begleitet, 
um ber Feierlichkeit beizumohnen, . 

„ Belgien lehnt den Vermittlungsvorichlag Oeſterreichs, Yuremburg 
mit Belgien zu vereinigen, wogegen dieſes ein gewiſſes Gebiet an 
Frankreich abzutreten gehabt hätte, feinerfeits ab. 

» U. Kammer: Die Negierung verlangt einen außerorbentlidhen 
Gredit von 8,400,000 Franks für Uingeftaliung der Infanteriewaffen 
und einen ſolchen von 60 Mill, für unvorhergejehene Eventualitälen. 
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7,11, Mai, Belgien beiheiligt fih an ber Londoner Conferenz behufs 
Löjung der Luremburgerfrage, nimmt jebody an ber Collectivgarantie 
der Neutralität Ruremburgs, weil jelber ein neutraler Staat, keinen 
Antheil. 

24, Mai. Die II Kanımer bewilligt ven 60:Mill.-Erebit mit 63 gegen 
15 Stimmen und den Credit für Umwandlung ber Infanteriewaffen 
mit 87 gegen 11 Stimmen. 


11. Juni. Erneuerung der Hälfte des Senats. Niederlage ber liberalen 
Partei, welche vier Sitze verliert (bisher zählte fie von den in Er- 
neuerung fallenden 17 gegen 15, in Zukunft umgekehrt nur 15 
gegen 17 Stimmen), woburd ihre bisherige Majorität von 12 auf 
4 Stimmen berunterfintt. 


31. Juli... Die Königin bringt die Kaiferin Charlotte von Miramare nach 
Schloß Terpueren. 


2.—7, Sept. Generalverfammlung der Fath. Vereine in Mecheln. Die 
gemäßigtere Partei unterliegt auf derjelben ber ftrengeren. 


25. Oct. 1. Kammer: Die Regierung legt berielben den Heeresreform— 
entiwurf vor, 
ber die Gifectivfiärfe ber Armee auf 100,000 Mann ftellt, die jährliche 
Aushebung auf 13,000 Mann, die Geſammitkoſten auf 36 Mill. Franke, 
Der erjte Bann der Bürgergarde ſoll außerdem in der Weile grganifirt werben, 
daß er im Kriegszeiten eine Nejervearmee von 30,090 Mann zu bilden ver: 
möchte. Die Befakung Antwerpens würde 52,000 Mann erfordern und bie ber 
übrigen feflen Plüße circa 20,000 Mann, jo daß noch eine Beobachtungs— 
armee von 55,000 Manu zur Dispofition bliebe. 


5. Dec. II. Kammer: Die Oppofition verlangt den Nachweis ber 
Kenntnig der vlämiſchen Sprache jeitens der Richter in ben vlämi— 
ihen Landestheilen. 

12.—13. Dec. U.Kammer: Der vlämijche Antrag wird nad) zweitägiger 
Debatte mit 54 gegen 40 Stimmen verworfen (bie ganze Linke 
gegen bie ganze Rechte). 

16. Tec. Uneinigfeiten im Gabinet: Das ganze Minifterium bietet dem 
König feine Entlaffung an. 

19. „ Die II Kammer beſchließt mit 80 gegen 17 Gtimmen, bas 
Militärcontingent für 1868 noch auf der bisherigen Höhe ven 
410,000 Mann zu belafjen und die Militärreform erſt nah Neujahr 
in Behandlung zu nehmen. 

30. „ Der Minifterpräfident Rogier fcheidet aus dem Cabinet aus und 
der Finanzminifter Frere-Orben übernimmt e8, ein neues Minifte- 
rium zu bilden, 


8. Holland, 


12. Febr. Wieberzufammentritt der Kammern, nachdem die Minifter 


20. 


während der Vertagung ihre Antworten auf den Commiffionsbericht 
ber II. Kammer über das Budget abgegeben haben. Promemoria 
bes Colonialminiſters Trafenen, 


„ Das bolländifche Cabinet regt bei Frankreich die Luxemburgiſche 
Trage vor. 

Die Depeſche ber holländifchen Regierung an ihren Vertreter in Paris 
Hm. Lightenvelt ift nicht befamnt geworben. Der franzöfiihe Minifter bes 
Auswärtigen Mouftier macht indeß dem franzöfifhen Gefanbten im Haag 
unter bem 27. Febr. folgende Mittdeilung davon: „... Um GStreitigfeiten 
fern zu bleiben, welche jid aus folhem Anlaß ergeben fünnen, und um vor 
allen Dingen zu conflatiren, baß die beutichen Angelegenheiten ihr von nun 
an vollfonımen fremd find, hatte die niederländiſche Regierung ſchon im Oc— 
tober dem Berliner Cabinet ein Uebereiukommen vorgeichlagen, nach welchem 
Holland auf feinen Antheil an dem Bundeseigenthum verzichtet haben würde, 
wenn Deutſchland feinerfeits jeder aus den Banden, welche ber Krieg eben 
gelöst hatte, herzuleitenden Reclamation entfagen wollte. Nachdem er lange 
vermieden anf diefe Gröffnungen zu antworten, hatte Graf Bismard ſchließ— 
lich erklärt, daß er ſich nicht auf-benfelben Stanbpunft wie das Haager Gas: 
binet ftellen Fönne, und baß die preußiſche Regierung bie Löſung bdiefer Frage 
bem norddeutſchen Parlament vorbehalte. Die niederländifhe Regierung 
zeigt fi übrigens Feineswegs überrajdt won einer Antwort, welche, von ber 
Haltung ber officiöien preußiſchen Preſſe abgejeben, verichiebere Zwiſchenfälle 
esrathen ließen. Das Haager Gabinct fcheint zu fiirchten, daß Preußen, nicht 
zufrieden mit den Erleichterungen, welche fein Handel in Holland wie in ben 
nieberfändiihen Colonien findet, fi auf eine gewiſſe Nacengemeinichaft und 
auf die geographilde Page der Nieberlande ſiützen könnte, um eine außer: 
erdentlide Stellung zu wünſchen und eine intime Allianz berbeizuführen, 
deren Reſultat die Vervollſtändigung feines Handels- und Militäriyitems 
bejonders vom maritimen Standpunft wäre, Angeſichts berartiger Beſire— 
bungen von Geiten einer Regierung, weldye fo befannte Beweiſe von ber 
Schueligleit ihrer Entfhlüfle und Handlungen gegeben, war es für das 
Haager Eabinet von ber höchften Wichtigkeit zu wiſſen, welches das Handeln 
Frankreichs in dem Falle fein würde, daß Holland ohne jeve Provocation 
von Deutfchland bedroßt würde, Die Mitibeilung, melde uns Herr var 
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Lightenvelt überreichte, war geeignet unfere ganze Obſorge auf fich zu ziehen, 
und ich bitte Sie in einer Unterredung mit dem Minifter des Aeußern ers 
gründen zu wollen, was an ben Beforgniffen ber holländiſchen Negierung, 
wegen ber Gefahren, von welchen ihre Unabhänginfeit und ihre Rechte bes 
droht wären, und für bie wir felbft nicht gleichgültig zu bleiben vermöchten, 
begründet fein Fönnte.“ 


27. Febr. II. Kammer: Schluß ber Ttägigen Debatte über das Budget 


28. 


oder eigentlich über ben vorjährigen Conflict der Kammer mit dem 
Minifterium in Folge des Votums vom 27, Sept. 

„Frankreich geht auf die holländiſche Anregung bez. Luremburgs 
ein und beauftragt feinen Gefandten im Haag, nicht bloß gemeinſam 
mit Holland die Räumung der Feſtung Luremburg von Seite ber 
preußifchen Beſatzung zu betreiben, fondern auch geradezu bie Ab: 
tretung bes Landes von Geite bes Königs von Holland an Frank— 
reih im Haag anzuregen. Die franz. Regierung würbe es fidh 
indeß für diefen Tall allein vorbehalten, die dießfälligen Unterhand— 
lungen mit Preußen in vertraulicher und freundſchaftlicher Weiſe zu 


eröffnen (j. Franfreich). 


3. März. II. Kammer: Der Minifter des Auswärtigen Graf van Zuplen 


20, 


erflärt in beftimmtelter Weife: 

Die Stellung ber Niederlande fei nicht der Art, daß fie irgend Jemanden 
Belorgnifje einzuflöhen babe; die Politik der Niederlande könne nur auf 
Selbjtwertheidigung gerichtet fein; übrigens fei von feinem Staate irgend 
eine Bedrohung gegen die Niederlande gerichtet worden. Was die Provinz 
Limburg anbelange, fei die thatjüchliche Trennung berjelben aus ihrem 
Bundesverhältniffe zu Deutichland durd die Auflöfung bes deutfchen Bundes 
erfolgt ; eine Beftätigung diefer Trennung durch bie europäifhen Großmächte 
fei zwar „wünfchbar*, nicht aber „nöthig“. Der Minifter würde es nicht 
mit der räthlichen Behutfamfeit übereinftimmendb gefunden haben, wenn bie 
Niederlande fih am der in Frankfurt tagenden Bundesliquidationscommiſſion 
betheiligt hätten; er habe aber eine befreumdete Macht erfucht, auf die Wahr: 
nehmung ber Intereſſen der Niederlande bei der Liquidation bedacht zu fein, 
und könne erflären, bdaß die niederländiſche Regierung ihren Antheil nad 
Maßgabe ber Matricularbeiträge erhalten werde. 


ve Die II. Kammer genehmigt das Marinebudget mit 44 gegen 


26 Stimmen und beginnt die Debatte über das Militärbudget. 


» Frankreich und Holland find über die Abtretung Luremburgs 
an das erjiere einig. Frankreich verlangt aber neuerdings, daß 
Holland es ihm überlaffe, Preußen bavon in Kennini zu jeßen und 
bie Unterhandblungen zu eröffnen. 


„ Die IL Kammer genehmigt das Militärbudget und die Reorga— 
nifation bes Vertheidigungsſyſtems mit 54 gegen 14 Stimmen. 
Bine Denkſchrift des Kriegsminiiters hatte bie Anfichten ber 
Regierung über die Landesvertheidigung und bie baburdy nothwendig gewor— 
bene Erhöhung bes Kriegsbudgeis des nähern auseinandergejcht. Nach dem 
Plane der Regierung ift es nicht ausführbar, die ganzen Grenzen bes Landes 
im Kriegsfalle als Vertbheibigunaslinie anzımebmen, man muß vielmehr bie 
gejammte Kriegsmacht zufammenbalten, um eine durd Natur und Kunft 
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verftärfte Stellung zu Kalten. Demnach hat im Kriegsfalle die Vertheidigung 
bes Lanbes zu beginnen auf ber öſtlichen Grenze an- ber. geldern’ichen fiel 
und bem Niederrhein, auf der füblichen Grenze auf dem Haringsvliet, dem 
bolländiih Diep, der Maas und ber Waal, Die Hauptvertheidigung des 
Landes wird dann beftehen in der neuen holländiſchen Wafferlinie von Muiben 
bis Gorinhem in Verbindung mit den Strömen, welche fi von letzterem 
Drte nad) der See erfireden. Als legte Pofition für die Armee, wenn biefe 
Linie forcirt werden follte, muß dann bie Linie von Amfterdam angenommen 
werden, An ber Seefeite muß man fich beſchränken auf bie Bertheidigung 
ber Rofition von Helder-Terel, ber Zugänge nach Amjterdbam, ber Mündungen 
ber neuen Wafjerwege von Amiterdam und Rotterdam zur See und von bem 
Saringsvliet und Volferaf. In den meiften Fällen wird auch die Stellung 
von Groningen : Delizijl zur VBertheidigung von großem Werthe fein. Man 
wird fich beeifen, diefe Vertheidigungslinien, infofern fie noch mangelhaft find, 
zu vollenden. Weber die Koften diejer Vertheidigungswerfe und bie Zeit bis 
zu ihrer Vollendung kann der Minifter noch nichts Beftimmtes angeben. 
Zunächſt und bauptjächlich jollen die Bofitionen von Amfterdam und die neue 
holländische Waſſerlinie befeitigt werben, weil dieſe zu einer Vertheibigung 
genügen. Die projectirten Werke Sollen zwijchen den Jahren 1867 und 1870 
ausgeführt werden und bie Koften jind auf 7,178,000 FI. veranfchlagt. 
Der Minifter erachtet es für nöthig, die jährliche Aushebung für die Armee 
von 11,000 auf 14,000 Mann zu erhöhen, Damm jo fortgeichritten werben 
mit ber Umwandlung des Geſchützes in gezogene Kanonen; fir die Küften: 
batterien foll ſchweres Geſchütz angeſchafft werden. 40,000 Gewehre jollen 
in Hinterlader umgeftaltet und 90,000 neue innerhalb drei Jahren angeſchafft 
werden. — In ber Debatte legt der Kriegsminifter von ben Boſch ben Per: 
theidigungeplan nody näher bar. Nach feinen Aufſchküſſen würbe bie Verthei— 
digung des Landes im Falle ber Gefahr um die Hauptpofition von Uitechi 
zuerit und bonn um Amfterdam concenirirt werden. Die erftere ſtützt ſich 
einerfeits auf die Zuyder-See, andererjeits auf die Waal. Die zweite bietet 
durch die natürliche Stärke ihrer geographiihen Lage ein ſehr bedeutendes 
Bollwerk, Diefe beiden Stellungen find durch ein ausgebehntes Ueber: 
ſchwemmungsſyſtem und durch mehrere ftarfe Forts gedeckt. Da demnach bie 
Landesvertheidbigung ausjchliehlid auf dem rechten Ufer des Rheins und ber 
Maas concentrirt ift, fo werden die auf bem linfen Ufer gelegenen Feſtungen 
Maeſtricht, Venloo, Bergen op Zoom, Bath, Vliffingen und Breda über: 
flüffig und follen baher gefchleift werben. 


26. März Der König richtet ein Schreiben an den Kaiſer der Fran: 


zojen, in welchem derſelbe gebeten wird, die Schwierigkeiten einer 
Abtretung Luremburgs in Berlin zu ebnen. An demielben Tage 


macht er jedoch, der wieberholten Forderung Frankreichs zumiber, 


dem preuß. Gefandten PBerpondyer Mittheilung von dem Handel mit 
Frankreich. 


„ Der Prinz von Oranien geht angeblich zur Eröffnung ber 
Meltausftellung, in Wahrheit mit dem Auftrage nady Paris, dem 
Kaifer felbjt zu fagen, daß der König „von dem Wunſche bejeelt, 
ihn angenehm zu jein“ in die Abtretung Luremburgs gemwilligt habe 
und um ihn nochmals zu bitten, bie Schwierigkeiten in Berlin (die 
der König felbit durch die vorzeitige Mittheilung hervorgerufen) zu ebnen, 


5. April, II. Kammer: Der Minifter des Auswärtigen van Zuplen be 
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antwortet eine Snterpellation Thorbecke's über die Luremburg- 
Limburgiſche Angelegenheit dahin: 

„er wilfe, daß der Großherzog die Frage wegen Luremburgs ernftlich 
und genau unterfucht habe, und daß er nad langer Unterjuhung zu ber 
Ueberzeugung gekommen jei, daß das Intereſſe von Holland die Trennung 
ber bynaftiihen Verbindung, die, wenn aud noch jo ſchwach, zwiſchen 
ben Niederlanden und Luxemburg befteht, verlange. Von der Vorfpiegelung 
von Millionen und Schäken, deren man erwähnt Hat, ift durchaus Feine Rebe 
gewejen. Wenn eine Entſchädigung gefordert worben wäre, jo würde biefe 
jo gering gewefen fein, daß fie noch nicht die Hälfte würde betragen haben 
von ben Domänen, die 1816 zuerfannt wurden." Der Mintjter gibt zu, daß 
Holland Fein Intereſſe in der furemburgiichen Trage habe, jedoch nur in ber 
Doransjegung, daß die Verbältniffe von Pimburg genügend und volljtänbig 
geregelt feien. Er habe bei ber preußifchen Megierung im Intereſſe eines 
guten Einverftändnifjes zwiſchen Holland umd Frankreich ſowie zwiſchen Hol: 
land und Preußen darauf gebrungen, daß alle Beichwerden, welche aus ben 
Berbältniffen von Luremburg erwachlen könnten, befeitigt wirden; Preußen 
babe in biefer Beziehung die ausführlicite Erklärung gegeben. Der Mi: 
nijter verliest hierauf folgende Depeſche des holländiſchen Sefandten in Berlin: 
„Herr Graf Bismarck, welchen ich heut interpellirte, ermächtigt mich in feinem 
Namen zu erklären, daß bie preußiſche Regierung Limburg als vollſtändig 
gelöst betrachte ans jeder politifchen Verbindung mit Deutſchland, und daß 
fie geneigt fei, dieſes demnächſt durch irgendein officielle8 Document zu bes 
ftätigen, obgleich fie diefe Formalität für überflüſſig hält, nach bem Votum 
des deutfchen Parlaments.” Der Minifter ſchließt: „Ich glaube, daß ich das 
Ziel der Holländiichen Negierung beutlich Fundgegeben habe. Es verjteht fi 
von felbft, daß ich die Frage jeßt dem Nepräfentanten des Großherzogthums 
überlaffen kann, welcher gegenwärtig bier iſt. Heute, wo id) die Gewißheit 
erlangt babe, daß bie Angelegenheiten Limburgs erledigt find, füge ich Hinzu, 
daß ich mich mit ber Angelegenheit von Yuremburg weder officiell noch offi- 
ciös beihäftigen werde.“ 


29. April. Die I. Kammer genehmigt auch ihrerfeits das Marine= und 
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Milttärbudget und fpricht fich bei dieſer Gelegenheit gegen die Ein- 
führung der allgemeinen Wehrpflicht aus. 

»„ Branfeeih und Preußen haben ſich über die Grundlagen eines 
Ausgleichs bez. Luremburgs und der Erlebigung der Angelegenheit 
durdy eine Gonferenz ber Großmächte geeinigt: Preußen verzichtet 
auf die Bejegung der Feſtung Yuremburgs, Frankreich auf die Anz 
nerion; Holland muß das Land als neutrale Gebiet unter ber 
Garantie der Mächte behalten und der Künig die Großmächte auf 
ben 7. Mai zur Conferenz nach London einladen. 


7.—11. Mai. Londoner Conferenz bez. Luremburg. Löjung ber frage 


durch einen Vertrag barüber (j. allg. Chronif). 


22. Mai. König. Erlaß über die von den Kammern genehmigte Heeres: 


reform. II. Kammer: Beginn der Debatte über die Bürgerwehr 
(Schutterey). 

Die Hauptbefliimmungen bes Entwurfs find: Jeder männliche Einwohner 
des Landes wird vom 21. Bis zum 34. Jahre in die Echuttery eingereiht, 
ſobald er die phyſiſchen Bedingungen, beziehungeweiſe feine militärijchen 
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Pflichten, erfüllt hat. Die Stärke ber Bürgerwehr beträgt in Kriegszeiten 
100,000 Mann, in Friedenszeiten bie Hälfte des Kriegsſtandes. Gtellver: 
treter find nur in Kriegszeiten zuläffig. Die Koften werden, ſobald bie Mo: 
bilifirung erfolgt ift, durch ben Staat entrichtet; im Friebenszeiten aber muß 
bie Bürgerwehr feitens ber betreffenden Gemeinde unterhalten werben, welche 
dafür jährlich höchſtens 5 Gulden per Mann von ber Staatsregierung er: 
Hält. Die Bürgerwehr bleibt übrigens von ben in der Bildung begriffenen 
Freiſchaaren geſchieden. Die Organifation biefer Freiſchaaren wird künftig 
fraft eines Föniglichen Erlafjes der Föniglichen Genehmigung untergeordnet. 
Der König ernennt außerdem die Offiziere, Die Wahl ber Bekleidung 
bleibt, wenigftens was den Gemeinen betrifft, den Führern der Freiſchaaren 
überlafjen ; doc) werden ben Corps, welche für ihre Uniform die allerhöchite 
Genehmigung nachgeſucht und erhalten haben, gewiſſe Vortheile ſowie bie 
Berabreihung von Munition für die Waffenübungen u. |. w. zugefagt. 


14, Juni. Der Juſtizminiſter ertheilt den Befehl, die in Arnheim ge 
bildete hannoverſche (welfiidhe) Legion auszuweifen. (Die Zahl ber: 
felden wird auf 160 Offiziere und Soldaten angegeben). 

15. „ IH. Kammer: Das Gefeß über die Organifation der Bürgermwehr 
(Scutterejen) wird mit 2 Stimmen Mehrheit angenommen. 


9. Juli. I. Kammer: Das Gefeß über die Drganijation der Bürgerwehr 
wird mit 19 gegen 15 Stimmen verworfen. 

18, „ Der Colonialminijter Trafenen wird entlaffen und durch Haſſel⸗ 
mann, einen Vertreter des alten Regierungs: und Handelsſyſtems in 
Indien, erjekt. 

28. „ Ein kgl. Decret betätigt 52 Freiwilligen-Bereine für militärifche 
Uebungen, 


16. Aug. Schluß der Seſſion der Generalftanten. 


16, Sept. Eröffnung der neuen Seſſion der Generalftaaten. Die Thron: 
rede des Königs ftellt eine Vorlage behufs Vermehrung der Armer, 
in Folge der DBerwerfung bes Geſetzes zur Reorganijation der 
Bürgerwehr dur; die I. Kammer in Ausſicht. 


9. Oct. II. Kammer: Die Regierung legt ben Gefeßesentwurf zu Er: 
weiterung des Armeebeſtandes vor: 
Die Vollſtärke der Armee fol von 55 auf 70,000 Mann gebracht, bie 
jährliche Aushebung von 11 auf 14,000 Mann erhöht werden. 


10. Nov. Der AJuftizminifter Borret ftirbt und bringt dadurch das ganze 
Minifterium in’s Wanfen, da er Katholit war und dem Cabinet bie 
Unterftügung der kath. Fraction in ber IL Kammer zugebracht hatte. 

25. „ I. Kammer: Debatie über das Budget des Auswärtigen. Der 
Minifter des Auswärtigen van Zuylen greift den früheren Minifter 
dieſes Departements Cremers an und behauptet, berfelbe Habe im 
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Mai 1866 Holland beinahe in einen Krieg mit Preußen vertwidelt. 
Der Abg. Geertſema widerjpriht und legt als Gegenbeweis zwei 
Privatbriefe des holländ. Gefandten in Berlin an jenen Dinifter vor. 
Große Aufregung und Etreit, ob dieſe Briefe Privat: oder Staats: 
eigenthum jeien. Die Ernennung eines DVertreter8 in Süddeutſch— 
land wird mit 49 gegen 24, diejenige eines Generalconſuls in 
Berlin mit 45 gegen 29, das ganze Budget des Auswärtigen mit 
38 gegen 36 Stimmen verworfen. Sämmtliche Minifter bieten dem 
König ihre Entlafjung an. 

30. Nov. II Kammer: In Folge des Demiffionsbegehrens der Miniſter 
werben bie Bubgets zurüdgezogen und durch Grebitforberungen auf 
6 Monate erjekt. 


3. Dec. Ein Cabinetsſchreiben bes Königs behält ſich die Entſcheidung 
über das Demiffionsbegehren der Miniſter vor, wenn erjt beide Kam: 
mern die interimijtifchen Credite bewilligt haben würden. 


7.—19. Dee. Beide Kammern haben die interimiftiichen Erebite bewilligt. 


21. Dec. Der König nimmt das Demiffionsbegehren des Minifteriums 
nit an. 

27. „ Die Regierung jchließt die Seſſion der Oeneralftaaten und kün— 
digt ihre Abficht an, neuerdings an das Land zu appelliren. Rede 
bes Minifters des Innern im Namen des Königs: 

„Nicht ohne Leidweſen, aber zugleich mit bem Bewußiſein ber Pflicht und 
gebietender Nothwendigfeit, kommen wir bereits heut, um Ihren gejeßgebenden 
Arbeiten ein Ende zu machen. Der Anfang ber Selfion ließ von den Ber: 
banbdlungen zwilchen den Kammern und ber Regierung befferes erwarten. .. 
Ein gewichtiger Vorfall ift zwifchen beide gefommen. Bezüglich dreier großen 
Angelegenheiten war dem Ausland gegenüber ein günitiger Erfolg erlangt. 
Des Laudes Neht auf jein Stromgebiet war behauptet ohne Störung bes 
guten Ginverfrändniffes mit unfern Nachbarn; Limburg war befinitiv von 
Deutichland Losgetrennt; Nieberland hatte feine Neutralität bewahrt in be: 
benflihen Augenbliden, und mit Ehren an ber Londoner Gonferenz zur 
Sicherung bes Rechts und bes Friedens in Europa theilgenommen. Jedoch 
bie Berwerfung des Budgets der auswärtigen Angelegenheiten hat dem König 
Beranlafjung gegeben zu einer erneuten Berufung an das getreue Bolf.“ 


| — — — 


9. Dänemark. 


10. San. Landsthing: Die Regierung legt den Entwurf eines Einkommen: 
jteuergefeßes vor und macht aus der Annahme eine Gabinetsfrage, 
weil aus diefer Mehreinnahme die Mehrausgabe der Armieereform 
gedeckt werben joll. 


7. Febr. Volksthing: Die Regierung legt den Entwurf einer Reform der 
Armee und der Marine vor: 

Nah dem Entwurfe für das Landheer befteht die Infanterie aus 5 Bri— 
gaben und ber Leibgarde. Jede Brigade wird im zwei Halbbrigaden einge: 
theilt und bejteht aus 4 LiniensBataillonen (zu 800 Mann), 2 Referve: und 
2 Berftärfungs:Bataillonen. Die Leibgarde befteht aus 1 Linien- und 4 Rer: 
ftärfungsbataillon. Die Gavallerie befteht aus 5 Negimentern zu 3 Esca— 
brons und einer Schule, welche auf dem Kriegsſuße zu einem Depot eni: 
wicelt wird. Die Artillerie beſteht aus dem Artillerieftabe, der Felbartillerie, 
Felungsartillerie und ben technischen Abtheilungen. Die Feldartillerie beſteht aus 
2 Regimentern, 1 von 6 LiniensBatterien und 2 Rejerve:Batterien und 1 von) 
Linien-Batterien und 4 Referve-Batterie. Die Teftungsartillerie beiteht aus 2 
Bataillonen,. Das Reich wird in 5 Brigabefreife eingetbeilt. Die Ausbildungs: 
zeit ift für bie Infanterie 7 Monate, fr die Gavallerie 8 Monate, für Die Feldar— 
tillerie 5 Monaterc. Nach dem Entwurf für die Marine beſteht bas See-Diftzier: 
corps aus 1 Nbmiral, 16 DOrlogse:Gapitäne, 30 Gapitän-Pieutenants und 70 
Lieutenants. Nach 10 Jahren Dienft wird jeder Lieutenant Premier-Lieutenani. 
Das Avancement geihieht zum Xheil nach dem Altersprincip, zum Theil 
durch Wahl, was in ähnlicher Weile ebenfalls bei dem Landheere ftattfindet. 
Durch $ 3 wird ein Beförberungsrath aus See:Dffizieren hergeſtellt, welcher 
bei jeden Avancement Vorſchläge macht. Ebenfalls ift bei den verjchiedenen 
Maffengraden ein Alterszeitpunkt feitgejlellt, wo Abſchied eo ipso eintritt. 
Ueber das Material enthält das Geſetz nichts, da, wie ber Minifter bemerkte, 
bas in einem Augenblide eine Unmöglichkeit fei, wo eine fo große Entwicklung 
ftattfinde. Uebrigens fchließt jih dad Geſetz im Wefentlihen den Vorſchlägen 
der Vertheidigungscommiljion an, welcher der Miniſter ebenfalls in Betreff 
bes Seeweſens große Anerkennung zollt. 


30. März Das Volksthing genehmigt in zweiter Lefung das Budget 
für 1869. Dasielbe zeigt eine Einnahme von 22,035,637 Ab. 
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und eine Ausgabe von 23,040,375 Rd., jomit ein Deficit von 
1 Mi. No. 


10. Mai. Das Volksihing ertheilt der Negierung die Ermächtigung zur 


25. 


Schleifung der Befejtigungswerfe von Kopenhagen. 

„ Bolksthing: Debatte über die Armeereform. Auf den Antrag 
des Hofjägermeijters Garljen wird mit 52 gegen 42 Stimmen troß 
des Widerjtandes der Negierung beſchloſſen, daß das Gejeß nur ein 
ad tempus gültiges ſei und nur bis zum Ausgang bes Jinanzjahres 
1872/73 in Kraft bleiben ſolle. 


4. Juni. Das Bolfsthing nimmt das Armeereformgefeß mit 62 gegen 


15. 


25 Stimmen an. 


„ Eine kgl. Kundmadung an das isländifche Althing verheißt dem: 
felben eine neue Verfaſſung, 

„indem der Entwurf eines vollſtändigen Verfaſſungsgeſetzes | für Island, in 
Kraft dejjen dem Althing ausgedehnte Beiugniffe mit Rüdfiht auf alle Is⸗ 
land berührenden Verhältniſſe beigelegt und Unſere lieben Unterthanen in 
dieſem Land derſelben ſtaatsbürgerlichen Rechte wie die Unterthanen in den 
übrigen Theilen bes Reichs theilhaftig werden ſollen, nun dem Thing vorge⸗ 
legt werden wird. Und es iſt unſere Hoffnung, daß das Thing durch ſeine 
loyale Mitwirkung beitragen wird, daß dieſe für Jolands Wohl wichtige Ans 
gelegenheit zu einem raſchen und glüclichen Abſchluß geführt werden kann.“ 


2. Juli. Das Volksthing genehmigt die vom Landéthing im Armeeres 


6. 


formentwurf angebrachten Modificationen mit 64 gegen 19 Stimmen, 
fo daß darüber Gefammtbejhluß erzielt ift. 

„Beide Thinge beſchließen auf den Antrag von: 7 Mitgliedern 
des Lande: und 30 des: Volfsthings einjtimmig eine Adreſſe wegen 
Nordſchleswig an bie Krone zu richten: 


„. . Jene Beſtimmung im Prager Frieden iſt indeß ebenjomwenig jekt als 
vor adt Monaten zur Ausführung gebracht worden. Während hiejer langen 
Zeitdauer hat die däniſche Bevölferung Nordihleswigs nicht ermangelt, ihre 
wirflihen Gefühle und Gefinnungen an ben Tag zu legen, und es Tann jeit 
wahrlich fein Zweifel mehr- darüber berrichen, wo bie vichtige Linie zwiſchen 
beutjcher und däniſcher Bevölkerung zu ziehen ift, und wie weit bie leßtere 
ihre Wünfche Taut werden ließ, mit Dänemark vereinigt zu werden. Dieſem 
gegenüber jtehen nicht nur einzelne wiberiprechende Beranftaltungen, fonbern 
das ganze Verfahren gegen bie däniſche Bevölkerung Nordichleswigs fteht im 
ſchneidendſten Gontraft zu dem im Prager Frieden gegebenen Verſprechen. 
Geber Tag bringt ung neue Beweiſe der traurigen Zuftände, welche Daraus hervors 
gegangen find. Angeſichts ſolcher Thatiachen, welche jogar nicht verfehlt haben, 
im Ausland Aufmerfiamkeit und Misbilligung zu erregen, kann ber däniſche 
Reichstag nicht auseinander neben, ohne vorher feine innige und ſchmerzliche 
Theilnahme zu erkennen zu geben, womit wir alle, wie auch das ganze bänijche 
Volk, die Leiden unſerer jchleswigiichen Brüder bei deren Verharren im 
däniſchen Sinne verfolgt haben. Allein, gleihwie wir wijjen, daß bie Be— 
völferung Nordichleswigs in ihrem Muth ober in ihrem Vertrauen zu ber 
Zukunft nicht erjchättert worden ifl, jo Ipredhen wir ed aud vor Ew. Maj. 
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als unfern unerſchütterlichen Troſt aus, daß bie Gerechtigkeit gegen Däne- 
marf, welde duch bie Bellimmung im Brager Friebensvertrage beabjichtigt 
wurde, jo zur Wahrheit werden möge, daß die wahre, auf dem Wunfche der 
Bevölferung beruhende Treunung ziviichen dem Eigenthum Dänemarfs und 
Deutichlands vollzogen werde, und zwar ohne daß dadurch der Keim zu er: 
neuerten Verwicklungen uud Streitigkeiten entjtehe., Und wenn wir im Ueber: 
einftiimmung mit dem gefammten bäniichen Volk in umgetheilter Freude ben 
Tag begrüßen würden, an welchem cine ſolche Entiheidung zwijchen Däne— 
marf und Deutſchland zum Abſchluſſe gelangen könnte, jo würde dies auch 
barin begründet jein, baß wir die von Ew. Majejtät ausgeiprochene Ueber: 
zeugung theilen, nach welcher auf folhe Weiſe und nur auf ſolche Weife der 
Grundftein zu dauernden und aufrichtigen Freundſchafts-Beziehungen zwijchen 
Dänemark und unferm füdlichen Nachbarvolk gelegt werben kann.” 


12. Auli. Das Volfsthing genehmigt das Einfommenjteuergefeß mit großer 


Mehrheit (gegen 2 Nein und 20 Enthaltungen) nad dem An- 
trage eines gemeinjamen Ausſchuſſes beider Thinge, der ſich ſchließ— 
lich für das vom Landsthing angenommene Contingentsſyſtem ent: 
ſchieden hatte, dem ſich ſchließlich das Volksthing fügt. Schluß bes 
Reichstags. Der König ſpricht in der Thronrede ſeine Befriedigung 
aus über das glückliche Zuſtandekommen der Armeereform und der 


Einkommenſteuer: 

...Schließlich ſprechen Wir dem Reichstag Unſern Dank aus für bie 
Einſtimmigkeit, mit welcher er in einer Uns überreichten Adreſſe ſich demjenigen 
angeſchlöſſen hat, was Mir in Unſerer Eröffnungsrede über Unſere auswär— 
tigen Beziehungen geäußert haben. Dieſe Einigkeit in Unferm Volk wird 
Unſere Regierung in ihren Beſtrebungen, ſoweit es in ihrer Macht liegt, 
unterſtützen, die freundſchaftlichen Beziehungen zum Ausland aufrecht zu er: 
halten und die obwaltenden Schwierigkeiten zu beſeitigen, ohne daß der Keim 
zu künſtiger Zwietracht gelegt werde.“ 


12. Aug. Eine Anzahl Franzoſen (13 Journaliſten und 2 unbedeutende 


Deputirte) machen in Kopenhagen einen ſehr bemonftrativen Beſuch 
gegen Deutihland und werden bafelbjt gefeiert, aud vom König 
empfangen. 


2. Nov. Dänemark verkauft zwei feiner weſtindiſchen Inſeln, ©. Thomas, 


und ©. Juan, an die Ber. Staaten. 


7. Dec. Der Reichstag nimmt feine am 7. Det. eröffneten, aber alsbald 


wieber vertagten Sitzungen neuerbings auf, zunächſt zur Berathung 
bes Budgets für 1368. 


10. Schweden und Norwegen. 


19. Jan. (Schweden) Eröffnung des erften Reichstags nad) der neuen 
ſchwediſchen Verfaſſung. Thronrebe des Königs. 

„... In forgfältiger Bewahrung ber freundfchaftlichen Beziehungen, in denen 
Sc ununterbroden zu ſaͤmmtlichen fremden Mächten geftanben habe, und 
ohne den Wunſch zu empfinden, nah ber Theilnahme an benjenigen Streits 
fragen, welche andere Theile Curopa’s in Bewegung gefept oder biefe in Be— 
wegung zu ſetzen drohen, hege Ich gegründete Hofinung, baß bie vereinigten 
Reiche, welche auf allen Seiten von natürlihen Grenzen umgeben find, jich 
aud in Zukunft der Segnungen bes Friedens erfreuen werben. Die Ereig— 
nifje, deren Zeugen wir jüngit geweſen find, haben inzwiſchen warnend bie 
durch die Griahrung verfloffener Zeiten beitätigte Lehre meubelebt: daß wir 
bebuis ber Sicherung unſeres jelbftändigen Beſtehens nächft Gott auf uns 
felbjt und auf unfere eigenen Kräfte vertrauen müffen. Bis dahin, warın 
der Plan für die Eröffnung der Landesvertheidigung, welder ben leßten 
Reihstag vorgelegt wurde, in Berüdfihtigung der besfalljigen Anfprüche ber 
Stände des Reichs umgearbeitet werden kann, ift mit Beziehung auf die Stärfung 
unferes Vertheidigungsſchutzes nichts nothwendiger als bie Ausrüftung der Kriegs: 
macht mit Echießwaffen befjerer Gonftruction. In ber Ueberzeugung, daß bie 
Nation bereit fein wird, fich zu diefem Zwed ben nothivendigen Aufopferungen zu 
unterwerfen, babe Ich es nicht beanftanbet, von euch bedeutende Bewilligungen 
behufs der Anſchafſung von neuen Gewehren zu verlangen, obwohl bie bezüg- 
lichen Mittel burch erhöhte Befteuerung herbeigefchafft werden müflen. Ich 
babe im übrigen in ber Darftelung bezüglich ber Stellung wie aud ber 
Bebürfniffe ber Staatsverwaltung, welche euch heute in Uebereinftimmung 
mit der Vorſchrift des Grundgefeges überreicht werben wird, es für Meine 
Pilicht erachtet, die gröfte Sparſamkeit obwalten zu Taffen. Cbenfo habe Ich 
in Erwägung ber jegigen Lage mit Beziehung auf unfere Eifenbahnen ges 
glaubt, daß bie Arbeiten in ber nächſten Aufunft auf die Kortfegung ber 
Stammbahn bejchränft werden müffen, welde die beiden Brüdervölker (Schwer 
ben und Norwegen) näher mit einander verbinden fol...“ 

Die Regierung macht dem Reichstage Vorlagen bezüglich bes 
Budgets, bezüglich außerordentlicher Erebite für die Vertheibigung zu 
Sande und zur See und bezüglich Erhöhung der Steuern. 

Das Budget zeigt ein micht unbedeutendes Defizit, das auf 1,890,000 
Reichsthlr. ſchwediſch berechnet iſt. Zu außerorbentlihen Ausgaben im Ss 
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tereffe bes Vertheidigungsweiens werben 5 Millionen verlangt, davon 3 Mil: 
lionen zur Anſchaffung von Infanteriegewehren und eine halbe Million zur 
Berbefjerung der Seevertheidigung. Ferner werden Erhöhungen ber Zollab— 
gaben proponirt für Kaffee und Zuder jowie für Tabak. Außerdem wird 
für die Dauer von zwei Jahren eine Wafjenjteuer proponirt, und zivar fo, 
daß Ländereien 1% und fonflige Befißungen 2% Dere für je 100 Reichsthaler 
Steuerwerth entrichten, während von ber Jahreseinnahme dur Capital oder 
Arbeit ein halbes Procent beanfprudt wird. 


16, Febr. (Schweden) Die II Kammer genehmigt einen Vorſchlag 
wegen Erweiterung ber ben Belennern anderer Confeffionen zuge: 
ftandenen Rechte ohne Abftimmung; die I. Kammer verwirft ihn 
mit 58 gegen 43 Stimmen. 


— März, (Schweden) I. Kammer: Berathung des Budgets und 
der Steuervorlagen. Die Eijenbahnbauten werben noch mehr ein: 
geſchränkt als nach dem Vorſchlage der Regierung, bie geforberten 
Steuererhöhungen dagegen im Wefentlihen nach ben Forderungen 
der Regierung bewilligt. 


15. April. Die II. Kammer beſchließt die Abſchaffung der Todesftrafe 
mit 103 gegen 53 Stimmen; bie I. Kammer verweigert ihren Bei: 
tritt zu dem Beſchluſſe mit 39 gegen 30 Stimmen. 


24, „ (Schweden) Reichstag: Verhandlungen über die Neorgani- 
fation ber Armee. Der erjte Abjchnitt des Ausichußantrage, welcher 
ih für Errichtung eines „Truppenſtamms“ in der ſchwediſchen Armee 
ausipricht, wird von beiden Kammern angenommen, in ber erjten 
ohne Abjtimmung, in ber zweiten mit 116 gegen 39 Stimmen. 
Der zweite Abfchnitt, wonach diefer Stamm fowohl aus MWehrpflid- 
tigen als aus Werbtruppen beſtehen jolle, wird nur von ber I. Kam: 
mer genehmigt, in ber II. Kammer mit 88 gegen 55. Stimmen 
verworfen. (Die Angelegenheit wird in ber Seſſion nod nicht de: 
finitiv erledigt.) 


16. Mai. (Schweden) Schluß bes Reichstags, Die Thronrede bes 
Könige: 
weist mit Genugthuung darauf bin, daß bie neue Verfaffung burd ben 
jest beendigten Reichstag ihre erfte Probe beftanden habe. Die Nation habe 
mit Spannung dem Zufammentritt bes Reichstages entgegengefehen, und fei 
mit Aufmerffamfeit biefen Arbeiten gefolgt. Wichtige Fragen feien zur Bes 
rathung gekommen, und obgleich viele derjelben noch unerledigt geblieben, ſei 
bie darauf verwandte Arbeit doch Feine fruchtloje geweien. In Berückſichtig— 
ung ber allgemeinen Yinanzlage bes Staates habe ber Neihstag mehrere 
von ber Regierung gemachte Vorlagen betrefjs der Fortſetzung ber Eiſenbahn— 
bauten und anderer Staatszwede Beſchränkungen unterworfen. Der König 
erfennt dieſe Hinberniffe an, welche die Flüſſigmachung der Mittel für alle 
Bebürfnifje des Staates erjchwert haben, und Spricht feinen Dank aus, daß 
ber Reichötag Lieber buch Steuererhöhungen als durch neue große Anleihen 
das Gleichgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben bes Staates gefichert babe. 
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— De. Schluß ber Verhandlungen des zur Nevifion ber ſchwediſch— 
norwegiſchen Bundesverfaffung niedergeſetzten Comité. 

Sowohl die ſchwediſchen als die norwegiſchen Commiſſäre haben ihr letztes 
Ziel nicht erreicht, welches bei dieſen in der Aufhebung der Vorſchrift, daß der 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ſtets ein Schwede ſein muß, bei 
jenen in ber Herſtellung einer gemeinſamen ſchwediſch-norwegiſchen Volksver— 
tretung für die gemeinſamen Angelegenheiten beſtand. Den Schweden wäre 
es wohl recht geweſen, wenn beide Forderungen ausgleichsweiſe bewilligt 
worden wären, aber die Norweger fanden den ihnen zugemutheten Preis zu 
hoch. Sie wollen von keinem Unionsparlament, in welchem ſie unfehlbar 
regelmäßig den Kürzern ziehen würden, etwas wiſſen, ſo lange die Dänen 
nicht im Bunde bie Dritten fein können, und das auch dann noch übrig 
bleibende mumerifche Uebergewicht ber Schweden mindejtens moralifh er: 
mäßigen. Dagegen wird der König mit ber Annahme dieſes Vorſchlags 
durch die beiden Pandtage allerdings in ben Befig größerer Macht und er: 
mweiterter Freiheit der Bewegung gelangen. Lebteres burdy bie Beſeitigung 
des Borbehalts, das jiebende Heer Norwegens nicht ohne Zuftimmung bes 
Stortding außerhalb der Landesgrenzen verwenden zu bürfen; erſteres durch 
bie Vorſchrift, daß ein gemeinjames Geſetz die Minimalziffer des Heerbe— 
flandes im Verhältniß zur Bevölkerungszahl für beide Staaten gleihmäßig 
fefiitellen, und daß jeder der beiden Staaten dem König für Kriegsjälle einen 
außerordentlichen Grebit bereithalten fol. Gleichzeitig bat das Revifione- 
Eomite, um die norwegiſche Sprödigfeit gegen ftärfere Anziehung ber Uniono— 
bande zu erweichen, für ein neues Mittel geforgt, bie Führung ber auswär— 
tigen Politik unter parlamentarifche Eontrole zu ftellen. Eine ganze Reihe 
ber wichtigften Amtshandlungen des Minifters ber auswärtigen Angelegens 
beiten wird zur Gompetenz des ſchwediſch⸗ norwegiſchen Staatsraths gezogen; 
und ba deſſen Protokolle, einer ſpecifiſch-ſkandinaviſchen Inſtitution gemäß, 
regelmäßig ben beiden Lamdesvertretungen vorgelegt werden, jo ergibt ſich 
das weitere von ſelbſt. Die auswärtige Politif ber Dynaftie Bernadotte wird 
inf ingfünftige noch genauer als bisher an ben Geift ihrer Völker zu binden 
aben. 


11. Rußland, 


17. San. Der Fürft von Mingrelien tritt feine bisherigen Souveränetäte: 
rechte gegen eine Million Rubel an ben Kaijer ab. 


419. „ (Bolen). Circularbep. des Fürſten Gortſchakoff über den kaiſ. 
Ukas vom 4. Dec. 1866, durch welchen das Concordat mit Rom 


von 1847 für aufgehoben erklärt wurbe, 

Gortſchakoff erklärt darin, daß jenem Ufas Iebiglih aus Schonung für 
Rom feine zur Aufklärung und Motivirung ber Maßregel beſtimmte Bes 
trachtungen beigegeben worden feien, Da nun aber Rom barauf burd bie 
Beröffentlihung einer Sammlung von Actenftücden zu feiner Rechtfertigung 
und als Anklage gegen das kaiſ. Gabinet geantwortet habe, fo ſehe fich dieſes 
gezwungen, ihr durch eine (der Dep. beigegebene jehr ausführliche) „biftorijche 
Veberfit über die Handlungen des römiſchen Hofes, welche ben Bruch ber 
Beziehungen bes kaiſ. Cabinets zu bem 5. Stuhle und bie Aufhebung bes 
Goncorbats von 1847 herbeigeführt haben”, entgegenzutreten. Die Weberficht 
Ichildert jene Beziehungen vom polnifchen Aufftande von 1830 bis zu bem 
von 1863 herab und fließt mit folgender Darſtellung des endlichen Bruchs : 

„Nachdem der polnische Aufftand bezwungen worden war, begann bie 
Reihe der Reformen, weldhe dem Königreihe eine neue Geftalt verliehen. 
Keine Reform war wohl bringlicher, als bie bes Klofterwefens. . . . Die 
Schritte, die deßhalb geihahen, reizten ben römifhen Hof zu erneuerter 
Feindſeligkeit. In ber Allocution vom 24. April 1864 bat Pius IX, Se. 
Maj. ben Kaifer perfönlih angeklagt, „bie Kirche zu quälen und zu unters 
brüden, bem Fatheliihen Glauben Gewalt anzuthun und die Unglüdlichen, 
welche bis zum Tode der Religion Jeſu Chrifti treu geblieben waren, zu 
verfolgen”. Diejelben Anklagen wiederholten fich mit nicht minderer Heftig— 
feit in ber Encyflica vom 3. Juli 1864, in welcher der Papft die polniihen 
Bifchöfe zur Ausdauer und Beharrlichfeit ermahnte. Es vertrug fich nicht 
mehr mit ber Würbe bes Kaiſers, fich bei einem Souverain vertreten zu 
Yafien, ber alio handelte. Herr Kifjelew wurde von Rom abberufen; bie 
Geſchäſte der Gefandtihait wurden bem erften Gecretär, Baron Mieyenborff, 
übertragen, welder ben Befehl erhielt, die firengite Zurüdhaltung zu bes 
obachten und fich jeder politiihen Initiative zu enthalten. Seiner Inſtruction 
gemäß vermied ed Baron Meyendorff jaft während eines ganzen Jahres, ſich 
im Vatican zu zeigen. In officiöjer Weife wurde ihm zu verftehen gegeben, 
baß dieſe Fernhaltung einen peinlichen Eindruck made. In Folge deſſen 
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wurde Baron Meyendorff autorifirt, bem Empfange bes biplomatijchen Corps 
zum Weihnadtsfeite mit beizuwohnen. Am 15. (27.) December 1865 hatte 
demnach Baron Meyenderif die Ehre, vom Papit empfangen zu werben. 
Was bei biefen Zwiegefpräch vorgefallen, hat zu ben willfürliciten Gerüchten 
Anlaß gegeben. Seit ber officielle Berichterftatter bes heiligen Stuhles in 
feiner „documentalen Darjtellung” jenen unwahren Gerüchten eine gewiffe 
Betätigung gegeben bat, darf bie ruſſiſche Regierung nicht Tänger dazu 
ſchweigen. In jener „Darftellung* wird behauptet, daß Baron Meyenborff 
die Kühnheit jo weit getrieben babe, zu erflären, ber Katholicismus ſei 
ibentifch mit ber Revolution, worauf der Papſt in geredhtem Umwillen dem 
Geſchäftsträger geantwortet habe: „ch achte und ehre Se. Maj. ben Kailer, 
aber ich kann nicht dasſelbe won feinem Gefhäftsträger Jagen, der ficher bem 
Willen feines Souveraind entgegen mich in meinem Gabinet beleidigt." Diefe 
Behauptung muB zurüdgewielen werden, Der ruffiihe Geſchäſtsträger hat 
fih nit erlaubt, zu jagen, daß der Katholicismus und die Revolution eind 
feien. Gr hat nur gefagt, daß in Polen der Katholicismus fich mit ber 
Revolution verbunden habe. Diefes tief beflagenswerthe Factum ift Eigen- 
thum ber Geſchichte geworden, basjelbe war dem heiligen Stuble mehr ale 
einmal mitgeteilt worden, und e8 hätte nur von ihm abgehangen, fie zu 
verhindern. Da ber heilige Vater den Kaiſer relinidjer Verfolgung bejchul: 
bigt, hat der Geſchäftsträger Sr. Majeſtät diefer grumdlofen Behauptung eine 
allerdings betrübenbe aber unmiderleglihe Wahrheit entgegenftellen können 
unb müjjen. Da jede biplomatifche Beziehung mit dem römiſchen Hofe uns 
möglich geworben war, erhielt Baron Meyendorff ben Befehl, bem Garbinal 
Untonelli anzuzeigen, daß feine politiiche Milfion beendet jei. Baron Meyen: 
borff entledigte fich diejcs Auftrages am 28. Januar (9. Februar) 1866 und 
antiwortete auf Befragen, daß er bis auf Weiteres zur einfachen Führung ber 
laufenden Gefhäfte in Rom bleiben werde, Diefe Sage der Dinge bauerte 
bis zum 1. (13.) März An dieſem Tage erklärte Carbinal Antonelli bem 
Baron Meyendorff, daß ber römiiche Hof bie ruffiiche Gefandtichaft nicht 
mehr als beſtehend anjehe; daß ber Papft ihm nur deßhalb nicht feine Päſſe 
geihict Hätte, weil er wüßte, daß er in einigen Wochen abreifen würbe; daß 
es nicht in ber Abfıht Er. Heiligkeit liege, eine ruſſiſche Geſandtſchaſt in 
Rom fich etabliren zu fehen, und Baron Meyendorff die Sntereffen der ruffis 
ſchen Unterthanen der Geſandtſchaft einer anderen Macht anvertrauen könnte. 
In Folge dieſer Erflärung erhielt ber zweite Gejandtichafts-Secretär, welcher 
zur Bewachung ber Arhive in Nom zurüdgeblieben war, ben Befehl, augen: 
blicklich das Wappenfchild von dem Geſandtſchafts-Hotel nehmen zu laſſen 
und dem Garbinal Antonelli zu erflären, daß, da der Papft die Initiative 
bes Bruches ergriffen, Se. Majeflät jede Verantwortung, welde daraus hers 
vorgehen fünnte, von ſich ablchne.“ 


26. Ian. (Finnland). Eröffnung des Landtags. Thronrede im Namen 
bes Kailers (in ruffiiher Sprade, während von ben Nbgeorbneten 
franzöſiſch, ſchwediſch und finniſch geſprochen wird). Vorlage einer 
neuen Landtagsordnung, wornach der Landtag in Zukunft regelmäßig 
alle vier Jahre zuſammentreten ſoll. 


Conflict der Regierung mit dem Gouvernementslandtag von St. 
Petersburg: Die Regierung erklärt die Beſchlüſſe des Landtags für 
null und nichtig, ſetzt den Präſidenten Graf Orlow-Dawidow ſowie 
den Ausſchuß ab und ſchickt den Landtag nach Hauſe. 

Der Landtag hatte beſchloſſen, für dießmal das Decret vom 21. Nov, 
1866, welches das Steuervotirungsreht ber Landtage anjehnlih beichränft 
hatte, nicht zu befolgen, angeblidy weil bereits vor deſſen Erfcheinen bie 
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Kreislandtage die Steuerrollen für 1867 eniworfen hätten uns man biefe zu 
ändern feine Mittel und auch Feine Zeit mehr Habe, und gleich darauf ferner 
nah dem Antrage des Grafen Schumwalow mit 38 gegen 19 Stimmen be: 
ſchloſſen; „Die Entwidelung des Gefekes vom 21. Nov. auf Grundlage ber 
Gleichheit und bes Rechtsſchutzes Aller durch Zuſammenwirken der Gentral: 
verwaltung und der Zemftvo zu erbitten“. In bem Beichluß lag eine ab: 
fichtlihe Zweideutigkeit. Zemſtvo ift nämlich die ruffiihe Bezeihnung für 
bie gegenwärtig bejtehenden, mit beſchränkten Rechten ausgeftatteten Provinzial: 
vertretungen, Zemſtvo heißt aber aud ber von vielen gewünjchte allgemeine 
Landtag, von dem doch eigentlich allein die Rede fein fonnte, wenn er mit ber 
Gentralregierung zufammenwirfen fol. 


24. Febr. (Sog. weftl. Provinzen). Der neue Gouverneur Baranow 


erläßt ein Eircular, durch welches die Aufredhthaltung des Zwangs 
für die Polen, ihre Güter bis zum 10. Dec. d. J. zu verkaufen, 
angefünbigt wird. 


3. März. Ein k. Ukas dehnt bie Aufhebung ber Leibeigenihaft auch auf 


21. 


26. 


ben Kaufafus und Mingrelien aus. 


„ Miliutin, das Haupt ber Nationalpartei (Bruder des Kriegs- 
miniftere) wird wegen Krankheit ala Chef ber Kanzlei des Kaiſers 
für die Angelegenheiten des Kgr. Polen befinitiv entlafien. 


„ Bolen) Ein k. Ukas kündigt die volljtändige Einverleibung 
bes Landes an und hebt zunädjt die ſog. Schatzcommiſſion auf, 
beren Geſchäfte fortan an das ruffiiche Finanzminifterium in St. 
Petersburg übergehen: 

„Das Ziel ber von uns beichlofjenen Umgejtaltungen in ber Givil:Dr: 
ganifation und in ber Abminiftvation des Königreichs Polen iſt die noth— 
wendige vollftändige Verſchmelzung desfelben mit den anderen Theilen unſeres 
Reichs. Demnach erſcheint es erforderlich, daß die in ber Hauptftabt Warichau 
beitehenden Regierungs:Commiffionen, jowie der Adminiftrationsrath und bie 
übrigen Gentralbebörden aufgehoben und die einzelnen localen Verwaltungs: 
zweige ben bezüglichen Meinifterien in Petersburg zugetheilt werden. Es bat 
bies nicht unverzüglich, fondern fiufenweile zu geſchehen, und wir haben bie 
Minifter, und zwar jeden in Betreff feines Refjorts, jowie unfere Statthalter 
mit ben Detail-Entwürfen in Bezug auf die Ausführung mit Ordre verichen.“ 


16. April. Deröffentlihung bes Budgets für 1867: 


18, 


Das Gefammteinfommen de8 NReihs wird auf 443,800,000 Rubel ange: 
feßt, mit Einſchluß von 15 Mill., die vom engliſch-holländiſchen Anlehen von 
1866 genommen find, um bas Defizit in dieſem Betrage zu decken. 25% Mil. 
R. werden für ben Gilenbahnbau angewiefen und werben burd Einnahmen 
aus verihiebenen Quellen gebedt. Die Ausgabe für die Nationalfchuld be: 
trägt 73% Mill. R. Das Budget für Polen wird noch bejonders aufgeführt 
mit 16% -Mill. Einnahme und 20 Mill. Ausgabe; die Finanzverwaltung 
Polens iſt indeß gänzlid ber Gontrolle bes ruſſiſchen Finanzminifters 
unterftellt. 


„ Nachdem die rufjiihe Regierung ben Großmächten bereit unter 
dem 24. März db. J. ein Memoire über die in ber Türkei bisher 
unternommenen Reformen und ſpeziell über bie Unzulänglichkeit des 
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Hatt-Houmajoun von 1856, der bis heute nicht zur Ausführung ge 
langt fei und in Wahrheit auch gar nicht ausführbar ſei, Hatte zu— 
gehen laſſen, legt fie denjelben ein weiteres Memoire vor, in benen 
fie ihre pofitiven Vorſchläge für die Neconftruction der Türfei und 
die Mittel, um die wirkliche Befriedigung ihrer chriftlichen Ber 
völferungen zu erzielen, vorlegt. 


Das Memoire geht davon aus, daß die Elemente einer Löfung ber 
türfifchen oder orientaliihen Frage in den hiſtoriſchen Traditionen der Türken 
und in den Sitten ber Muſelmanen felbft gelucht werden müßten. Es handle 
jih darum, eine fociale, politifhe und adminiftrative Ordnung der Dinge 
zu gründen, die ben vejp. Anfprüchen der. Chriften und ber Mufelmanen bes 
Reichs entipreche, ihre Eriftenz neben einander zu organifiren, ohne barum 
bie einen den andern zu opfern, vielmehr beiden alle nur mögliche Ent: 
widelung unter der gemeinfamen Oberhobeit des Sultans zu ſichern. Erft 
feit höchflens vierzig Jahren hätten die Türfen die Ajfimilirung ber ihnen 
unterworjenen chriftlichen Bölferfchaften unternommen. In ber Meinung, 
durch Adoption eined Syſtems der Abjorption und Gentralifation ber euros 
pärihen Civiliſation Bahn zu brechen, hätten jie feit jener Zeit bie chriftl. 
Bölferfhaften ihrer conımunalen und provinzialen Autonomie beraubt, beren 
fie fih bis zu Anfang dieſes Jahrhunderts in mehr oder weniger befriebi« 
gender Weiſe erfreuten. Es fei Thatfache, daß gerade von jener Epoche an 
die inneren Unruben in der Türfei gewilfermaßen chroniſch geworben jeien. 
Das Memoire fchildert hierauf einige noch gebliebene Ueberrefte jener früheren 
Ordnung der Dinge, um zu beweilen, baß es feineswegs unmöglich fei, bie 
abminiftrative Autonomie der chriſtlichen Wölferichaften des Orients mit ber 
Aufrehthaltung der Autorität des Sultans in Einklang zu bringen. „Um 
dahin zu gelangen, ift e8 Feineswegs nothwendig, fich auf das Gebiet bes Un— 
befannten und Ungewiffen zu berufen. Es ift dazu feineswegs erforderlich, 
bas Gebäude des ottomannilchen Staats umzuſtürzen oder zu zerjtören unter 
bem Vorwande, es ganz neu aufbauen zu wollen. Es genünt bazu, es von 
gefährlichen Weberbauten, die feine Solidität gefährden, zu befreien und durch 
Combinationen zu fügen, die feinen Grundelementen wie feinem urfprüngs 
lihen Plane entiprehen. Das kaiſ. Cabinet ſchlägt daher die Prüfung einer 
zulammenbängenden Reihe von Mafregeln vor, deren allgemeine 
Züge fid) ungefähr folgendermaßen reſumiren ließen: 

„I. Geographiſche Eintbeilung, Gruppirung ber Be: 
völferumgen. Die alten geographiihen Eintheilungen des ottomanniſchen 
Reichs entiprechen ben verfhiedenen Gruppen ber unterworfenen Völker— 
ſchaften. So oft die Sultane ein Wolf bezwungen hatten, feffelten jie das— 
felbe an das Reich durch eine Art Lehensband, Tegten ihm einen Tribut auf 
und flellten zuweilen einen mufelmannijchen Chef an feine Spike, aber fie 
ließen die Grenzen besjelben und feine nationale Organifation unangetaffet. 
Die neulihe Organifation von Vilayets hat diefer alten Ordnung der Dinge 
Eintrag gethan und es wäre von MWichtigfeit, davon wieder abzufonmen, in: 
dem man ebenjo viele Provinzen bilden würde, als es hauptfſächlichſte 
Gruppen von Nationalitäten gibt, die unter dem Scepter des Sultans 
fiehen. So würde bie gemifchte Gruppe Rumeliens, mit einem Theile Ma: 
cedoniens bie erjte Provinz bilden, Bulgarien bie zweite, Bosnien Herze— 
gowina, Albanien und bie benachbarten Paſchaliks bes alten Serbiens bie 
britte, Epirus, das ſüdliche Albanien, Theffalien und ein Theil Macedoniens 
bie vierte, endlich die jümmtlichen Sporaden mit Chio als Vorort die fünfte 
infulare. Jede diefer Gruppen, deren genaue Nbgrenzung den Gegenſtand 
eines befonderen Studiums zu bilden hätte, fiheint ihre eigenen geographi— 
ſchen, ethnographiſchen und religisfen Eriftenzbedingungen darzubieten. Es 
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bedürfte nur geringer Mobdificationen, um bie jetzigen Eintheilungen mit 
jenem Syſtem in Einflang zu ſetzen. 

„I. Abminiftrative Organifation ber Brovinzen, Bezirke 
und Gemeinden. Das Princip ber Autonomie muß als Grundlage für 
die abminiftrative Organifation ſämmtlicher Provinzen ber europäifchen Türkei 
anerfannt werben. Jede Provinz, jeber Bezirk, jede Gemeinde würde durch 
eingeborene Chefs verwaltet werden, bie frei von der Majorität ber Stimmen 
der Bevölkerung gewählt wären. Der Vorſteher ber Gemeinde würbe von 
einem Gemeinderath unterjtüßt, der von allen Einwohnern ber Gemeinde ge: 
wählt würde ohne Unterichieb der Herkunft, bes Eultus oder ber Nationalität. 
Diefer Gemeinderatb würde bie von ben Provinzialräthen votirten Steuern 
vertheilen und einziehen. Derſelbe hätte bie Aufgabe, durch von ihm ber 
ſtellte Organe bie öffentliche Sicherheit, den Unterhalt der Gommunalftraßen, 
bie Primarſchulen und andere Inſtitutionen fiir ben Unterricht und bie 
MRopithätigkeitspflege zu überwachen. Er wiirde die Taren und localen Ab: 
gaben votiren. Er würde über die Gemeinbe-Miliz verfügen, die unter ben 
Einwohnern refruiirt würde und Ordnung und Sicherheit aufrecht zu er: 
halten hätte. Die Sandſchaks- oder Bezirksräthe wären auf berfelben Grund: 
lage organifirt und beftänden aus Delegirten ber Communalräthe unter bem 
Präfidium eines Staatsbeamten, welcher der überwiegenden Nationalität bes 
Bezirfs angehören müßte. Delegirte ber Bezirke hätten den Generalrath ber 
Provinz zu bilden unter bem PVorfige eines vom Sultan ernannten General: 
gouverneurs. Er würbe bie Angelegenheiten ber Provinz mit dem General: 
rath berfelben leiten und hätte ſich dem Beichlüffen des letzteren zu unter: 
ziehen, außer daß ihm für gewiſſe wichtigere Fälle freiftände, an ben Ent: 
ſcheid der h. Mforte zu appelliven. Die orthoboren und römiſch-kath. Bifchöfe 
wie die Rabbiner und Muftis fühen fraft ihres Amtes im Generalrathe, um 
bie Anterefien ihrer reſp. Religionsgenofien zu wahren. 

„I. Zuftizorganifatiom. Die Auftigorganifation ber dhriftlichen 
Bevölferungen des osmanischen Reichs Hätte ebenfalls auf Grundlage bes 
BWahlprincips zu erfolgen. Jede Gemeinde würde einen Friedensrichter er: 
nennen, ber ber überwiegenden Nationalität in berfelben angehören müßte 
und in correctionellen ſowie in Civilſachen von einem beftimmten Betrage 
zu erkennen hätte bei Streitigkeiten unter Ehrijten. Ein Tribunal erſter An: 
ftanz, beifen Glieder von den Bezirfsräthen ernannt,würben, befiände für 
mehrere Bezirke und erfennte als Nppellationsinitanz in Givils und Grimi: 
nalfahen zwiichen Chriften und auch zwiſchen EChriften und Mufelmännern, 
wofern die feßteren fich freiwillig ber Gompetenz unterzögen. Je nad Be: 
dürfniß fünnten Appellhöfe für eine oder zwei Provinzen aufgeftellt werden, 
Für gemifchte Streitfahen d. 5b. für ſolche zwiſchen Chriften und Muſel— 
männern beftänden in jeder Provinz einige gemiſchte Tribunale, im benen 
Chriſten und Mufelmänner in gleicher Anzahl fähen unter dem wechielnden 
Borfig eines Chriften und eines Muſelmanns. Jeder Chrift, ber vor ein ge 
miichtes Tribunal gezogen würde, hätte das Recht, bie Anweſenheit eines 
Gonfuls oder fremden Conſularagenten zu verlangen, ber über eine unparteiiiche 
Rechtspflege zu wachen hätte, Diefe Garantie, deren unerläßliche Noth— 
wenbigfeit die Erfahrung bewiefen bat, fünnte mit der Zeit fallen gelaffen 
werben, jobald bie Principien des Rechts im Lande Wurzel gefaßt haben 
werden. In ben überwiegend mufelmännifchen Gemeinden und Bezirfen 
würden Streitjachen zwiſchen Ghriften dem nächfigelegenen chriftfichen Tri: 
bunal zufallen. Die Competenz ber von ben Vorſtänden ber verjchiebenen 
Neligionsgefellichaften präfidirten geiftliben Gerichtshöie müßte genau be: 
grenzt werben. Bloß ſpezielle Streitſachen zwifchen Perſonen besfelben Ritus 
könnten durch biejelben abgeurtheift werden. Die Handelsgerichte wären in 
ben großen Städten in ihrer bisherigen Form zu erhalten jedod, auf Grund: 
lage des Wahlprincips. Die Civil-, Criminal: und Proceßgefegbüder unter: 
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lägen einer Revifion unter Zuziehung fremder Rechtsgelehrter und müßten 
in türfifcher, griechifcher, flavifcher und armenifcher Sprache befannt gemacht 
werben. 

„IV. Militärorganijation. Die hriftlichen und ifraelitifchen Unter: 
thanen bes Sultans müfjen vom Militärdienft (servitude militatre) mittelft 
einer Loskaufsſteuer befreit werden, deren Betrag in Billigem Maße feſtzu— 
fegßen wäre und nur bie bienftiähigen Männer von 18 bis 35 Jahren treffen 
würde. Diefe Steuer würde von ben Gemeindevorftänben angelegt und ein= 
getrieben. Diejenigen Chriften und Sfraeliten übrigens, die in bie Armee 
einzutreten wünjchen follten, würden in biefelbe ganz ebenfo wie bie Mufel: 
männer aufgenommen und wären bann von ber Fosfaufsfteuer frei. Alle 
Untertdanen des Sultans ohne Unterschied des Gultus oder ber Nationalität 
hätten in ben Reiben der Focalmiliz zu dienen, um zur Aufrecdhthaltung ber 
öffentlihen Ordnung mitzuwirten. Diefe Miliz hätte die Polizei auszuüben 
unter Leitung ber Giemeindevorflände und dem Commando bes Provinz- 
gouverneurs. In Feinem Fal könnte diefe Miliz gehalten werben, bie 
Grenzen ihrer reſp. Bezirke zu überfchreiten. 

„V. Finanzen. Die Gefammtheit der Steuern und Abgaben jeder 
Provinz wird alle 3 Jahre en bloc von ber Piorte feftgefegt, indent fie zu 
biefem Ende hin Delegirte ber PBrovinzialräthe mit berathender Stimme ein: 
beruft. Die Delegirten Fünnen fih zu Dollmetfchern der Begehren und Vor: 
ftellungen der Provinzen, beren Bevollinädtigte fie find, maden. Indem bie 
Piorte die Höhe ber Steuerfumme jeder Provinz feſtſetzt, hätte fie die Größe 
ber Bevölferung und beren agricole, induftrielle und commercielle Reflourcen 
in Rechnung zu ziehen. Dieje Steuerfumme wird dann von ben Provinzials, 
Bezirfs- und Gemeinderäthen vertbeilt und eingezogen. Jede Gemeinde ift 
für die richtige Bezahlung des auf fie fallenden Antheils daran verantwortlich. 
. Die geiftlichen Abgaben werben von ben Provinzialräthen feitgeftellt, von den 
Gemeinden umgelegt und beigetrieben und dieſe haften biefür gegenüber ben 
Religionsvorftänden. Alle andern Abgaben, welcher Art fie immer fein 
mögen, werben abgejchafit, mit Ausnahme ber Zölle nach bem Zolltarif des 
Reiches. Diefelben werden an ben Grenzen von ben Zollbehörden erhoben 
und biefe hängen lediglich vom Fiscus ab. 

„VI Deffentlibes Unterrihtswefen. An allen überwiegend 
Kriftlichen oder ifraelitifchen Gemeinden bes Reicht ift die Freiheit des Unter: 
richts lediglich durch die von ber üffentlichen Moral gebotenen geſetzlichen 
Einfhränkungen begrenzt. Die Gründung, Unterhaltung und Leitung von 
Volts- und Mittelfchulen fteht den Gemeinde: und Bezirksrätben zu. Die 
höheren und Specialſchulen, die der Etaat unterhält, wären ben Ghriften 
ebenfo zugänglich wie den Mufelmannen und fraeliten. Indeß können 
auch bie Provinzialräthe auf ihre Koften Schulen biejer Kategorie gründen, 
bie dann ausfchliegfich für die in der Provinz oder im Bezirk überwiegende 
Nationalität Keftimmt wären. Kein Hemmniß darf dem freien Beſuch von 
Schulen und Univerfitäten des Nuslandes denjenigen entgegengeſetzt werben, 
bie fih dem Schulfah widmen wollen und folhe Perſonen jollen bei ihrer 
Rückkehr ungehindert das Rrofefjorat in ben Gemeinden oder Bezirken ihrer 
Provinz ausüben fünnen, 

„VIL Allgemeine Dispofitionen. Alle Unterthanen bes Sultans 
ohne Unterfcieb des Gultus, Standes oder ber Nationalität follen vor dem 
Geſetze gleich fein und zu allen öffentlichen Functionen Zutritt haben. Die 
Fremden, bie fi in ber Türkei aufhalten, werben noch eine Zeitlang ber 
Erterritorialität genießen, d. b. fo lange, bis die neuen Inſtitutionen Wurzel 
gefaßt und in die Sitten und Gewohnheiten des Landes übergegangen jein 
werden. Nach Ablauf diefer Frift und nachdem eine europätihe Commiſſion 
ad hoc bie gewonnenen Refultate conftatirt haben wird, mögen bie fremden 
Mächte auf dieſe Vorrechte zu Gunften ihrer Nationalen Eraft ber Capitula= 
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tionen ober alten Verträge verzichten. Die Borflände der chriſtlichen Religions: 
genofjenichaften werden bie Privilegien und Immunitäten, beren fie feit Alters 
ber genießen, beibehalten, haben ſich indeß den Gefegen zu unterziehen und 
ihre Streitigfeiten von ben competenten Gerichten enticheiden zu laſſen, ohne 
an fremde Intervention oder Protection recurriren zu bürfen. Die Verwal: 
tung der Zölle, Bolten, Telegrapben, Eijenbahnen, Reichsſtraßen und Ga: 
näle ꝛc. fteht der Gentralregierung zu, die bie Beamten biefür unter allen 
Unterthanen des Sultans ohne Unierfchicd auswählt. — Die Anwendung 
biefer Maßregel Fönnte indeß erfahrungsgemäß nicht dem ausſchließlichen 
Belieben der türfifchen Regierung überlaffen werden. In ihrem eigenen 
Sntereffe wie in dem ber Benölferungen ber europälfchen Türfei müſſen 
Klippen vermieden werden, an bemen alle früheren Berfuche gejcheitert find. 
Es genügt indeß, ernithafte Garantien der Aufrichtigkeit und des praftiichen 
Werthes eines Unternehmens bdarzubicten, das im Drient in bie Hanb ge: 
nommen und durchgeführt werden muß, wenn fünftige Berwidelungen und 
großes Unglück verhütet werben jollen. Ohne biefe Garantien, die nur in 
ber Cooperation ber europäifchen Deächte liegen können, düriten alle Bemüh— 
ungen an einem Widerſtande der chriftlichen Bevölferungen jcheitern, ber zwar 
paſſiv aber hartnädig und umüberfteiglich ift, da dieſelben ſchon au graufame 
und zu häufige Enttäufchungen erfahren haben, um ſich ferner auf den guten 
rn und auf die Geſchicklichkeit der mujelmännijchen Behörden zu ver: 
affen.“ 


— April. (Polen). Die Nuthenen im Gouvernement Lublin, ber größte 


Theil der Bevölkerung deefelben und bie bisher ber griechiſch-unirten 
Kirche angehörten, werden einfach wieder mit ber orthodoren Kirche 
vereinigt, indem das Gonfijtorium den Geiftlihen desjelben ben 
Befehl zugehen läßt, im Privat: und amtlichen Verkehr mit ihren 
Pfarrfindern fih fortan nit mehr der polnischen, jondern aus: 
ſchließlich der ruſſiſchen Sprache zu bedienen und alle in den unirten 
Ritus aufgenommenen römiſch-kath. Kirchengebräuche fofort zu bejeitigen. 


4. Mai. Gröffnung der fog. ethnographiſchen Ausjtellung in Moskau. 


16. 


„ Rußland tritt der Genfer Convention für die Verwundeten im 
Kriege bei. 
„ Ankunft der Deputation ber öfterr. Glaven zur fog. ethnogra: 
pbilchen Ausjtelung Moskau's in St. Petersburg, wo fie in bemon- 
ſtrativ-ſlaviſchem Sinne gefeiert wird. 
» (Rolen). Ein kaiſ. Ufas verfügt auf den Antrag des Comite 
für bie Angelegenheiten des Königreihs Polen in Erwägung, daß 
bie biplomatifche Verbindung zwiſchen dem faijerlihen Hofe und ber 
römifhen Regierung aufgehört hat, u. a. folgende Beftinnmungen, 
betreffend das Verhältniß der römiſch-katholiſchen Geiftlichteit und 
ber Privatperfonen des römiſch-katholiſchen Belenntnifjes zu dem 
Dberhaupte ihrer Kirche: 

1. Alle Angelegenheiten der dem ruſſiſchen Scepter aud in dem König— 
reihe Polen untergebenen Perfonen des vömiich : Fatholiichen Bekenntniſſes, 
ber geijtlichen wie der weltlichen, welche ihrer Natur nad eine Mittbeilung 


an dem Papſt erfordern, unterliegen ber Verwaltung bes römiſch-katholiſchen 
geiftlihen Collegiums in St. Petersburg. Deßhalb find Bittgeſuche in allen 


Kusland. 427 


biejen Angelegenheiten, welche Brivatperfonen betreffen, von denjelben an das 
Oberhaupt ihrer Didcefe einzureiden, welches, wenn es das Bittgefuch nicht 
ans cigener Machtvollfommenbeit enticheiden kann, basfelbe dem geiftlichen 
Collegium zu unterbreiten hat. Ebenfo haben in Sachen, welche unmittelbar 
bie Didcefan-Oberhäupter (dem Erzbiichof von Mohilew nicht ausgenommen) 
betreffen und die Entſcheidung des Papſtes erfordern, bie Diöcefan = Obers 
bäupter ihre Vorftelungen an das Collegium zu rihten. 2. Das geiftliche 
Collegium prüft biefe Geſuche nad ber für basfelbe feitgeftellten Geſchäfts⸗ 
ordnung, und wenn es erkennt, daß ein Gefuc durch das Collegium allein 
nicht erledigt werden Fan und mothiwendig eine Mittheilung an ben Papſt 
erjorberlich ift, fo beichließt es, bie Sache der Enticheidung desſelben vorzus 
legen, und beauftragt ben Borfikenden bes Collegiums, die Sache auf bem 
geeigneten Mege an ben Papſt zu bringen. 3. Nach Empfang ber Entichei: 
dung des Papites, welchen Charakter diefe auch haben mag, find alle von 
bemjelben erhaltene Bullen, Aufrufe, Ermahnungen und überhaupt alle Do: 
cumente und Papiere, fie mögen einen Namen haben, welchen fie wollen, 
vom Borfigenden bes Collegiums ohne Verzug und vor ihrer Befanntmahung 
ober anderweitigen Verfügung in Betreff ihrer Ausführung im Original dem 
Pinifter des Innern vorzulegen, der, nachdem er fich überzeugt, baß bieje 
Documente nichts gegen die Staatsgefeke und die geheiligten Rechte und 
Prärogativen ber höchſten unumfchräntten Gewalt enthalten, bie Sache in 
Bezug auf ihre Ausführung ber geihäitsmäßigen Behandlung überweist. 
4. Die in ben vorftehenden Artikeln feiigeftellte Ordnung iſt auch zu beob— 
achten, wenn es fih darum handelt, fir Perſonen, welche von der höchſten 
Staatshehörde zur Würde des Erzbiſchofs, Metropoliten und der Didcefans 
Biſchöſe beſtimmt find, bie canoniſche Beftätigung Seitens des Papſtes, ſowie 
für den Erzbiichof, die Bilchöfe und Diöceſan-Verweſer aller Art die päpft 
liche Ermädtigung zur Diöcefan: Verwaltung zu erwirfen. Die Didcefan- 
Dberhäupter haben im gleicher. Weile die canonifche Beltätigung der zur 
Würde von Sufiragan : Bischöfen bejtimmien Perfonen zu eriwirfen. 5. Kei— 
nerlei Documente, Bullen, Entſchließungen und Erlafje des römifchen Papſtes 
und beffen Regierung haben innerhalb des ruſſiſchen Etaates, mit Einſchluß 
bes Königreiches Polen, Gefegesfraft, wenn fie micht auf dem oben bezeich— 
neten Wege empfangen und nicht vorher dem Minifter des Innern vorgelegt 
find. 6. Im Falle der Nichtachtung und Webertretung der obigen Beſtim— 
mungen find, abgefehen bavon, daß die auf ungefeglihem Wege aus Rom 
erhaltenen Enticheidungen für ungültig erklärt werben, biejenigen Perſonen, 
welche fich der Unterhaltung von Verbindungen mit dem römiſchen Papfte 
oder bdefjen Regierung auf einem anderen, als bem hier vorgeichriebenen 
Wege ſchuldig machen, jowie diejenigen Rerfonen, welche, nachdem fie auf 
ungefeglihem Wege vom römischen Papſte, deſſen Regierung oder von im 
Auslande ſich aufbaltenden Geiftlihen irgend melde Bullen, Documente, 
Aufforberungen, Ermahnungen und Erlaffe erhalten Haben, diefelben nicht 
fofort und vor ihrer Bublicirung oder Ausführung dem betreffenden Gou— 
verneur oder dem Minifter des Innern vorlegen, von ben Gerichten oder 
auf dem PRerwaltungswege auf Grund eines befonberen Gefeßes zur Bette: 
fung zu ziehen. 


22. Mai. Ein kaiſ. Ukas befiehlt die fofortige Aufhebung ber Diöcefe 
Podlachien. 

26. „ Die öſterr. Slavendeputation wird vom Kaiſer empfangen. 

28. „ Untunft der öſterr. Slavendeputation in Moskau und neue Fe— 
ftivitäten zu ihren Ehren. 

29. „ (Bolen). Der Kaifer erläßt auf dem Wege nad Paris in 


428 Rußland. 


Wirballen eine jedoch nur beſchränkte Amneſtie für die bei dem 
Aufſtande von 1863 Betheiligten. 


31. Mai. (Finnland). Schluß des Landtags. Da derſelbe ein ihm von 
der Regierung vorgelegtes Preßgeſetz (nach Art der im übrigen 
Rußland geltenden Normen) faſt einſtimmig abgelehnt hat, ſo wird 
ed von dieſer im Adminiſtrationswege veröffentlicht. 


4. Juni. Ankunft des Kaijers in Paris, 
4. „ Der Kailer wird in Paris im Quftizpalafte und int Musde de 
Clugny durch wiederholte Rufe vive la Pologne beleidigt. 


6. „ Mißlungenes Attentat des Polen Berezowsky in Paris auf ben 
Kaifer bei Gelegenheit der großen Revue im bois de Boulogne an 
ber Seite des Kaiſers Napoleon, 


9. (Rolen). Weiterer Schritt der Einverleibung: in kaiſ. Ukas 
hebt die polnische Regierungscommiſſion für das Unterrichtsweſen 
auf und umterjtellt die bisherigen Aufgaben berfelben dem ruffijchen 
Unterrichtsminiſterium. 


13. „ GBaltiſche Provinzen). Der Kaiſer genehmigt einen Beſchluß 
bes Minijter-Comite vom 9. Mat, der es für „unumgänglid er: 
achtet, durch vereinte Anjtrengung aller Nefforts die in der That un— 
aufſchiebbare Erfüllung des Ukaſes vom 3. Jan. 1850, der troß 
feiner Aufnahme in das baltiſche Gejchbud ein todter Buchſtabe ge- 
blieben fei, in's Wert zu feßen.“ 

Utas vom 3. Jan. 1850: „1) Die Gouvernementd:Regierungen und 
alle Kronbehörben der drei Oſtſee-Gouvernements müſſen ihren Schriftwechiel 
in ruffiicher Sprade führen, nicht nur mit ben oberfien und allgemeinen 
Reichsbehörden und Verwaltungen, und den Behörden außerhalb der Oſtſee— 
Gouvernements (f. Anmerk. 1 zu Art. 121), jondern auch mit allen in ben 
Oſtſee-Gouvernements befindlichen Behörden und Perjonen, bie ihre Gejchäite 
jelbft nicht in deuticher, jondern in ruſſiſcher Sprade verhandeln, deßgleichen 
auch mit allen in ben Oſtſee-Gouvernements befindlichen Militärbegörden und 
Perſonen. 2) Der Generalgouverneur bat darauf zu jehen, daß in Zufunft 
als Mitglieber und als höhere Kanzleibeamte der Kronbehörben vorzugs: 
weile ſolche Perfonen angeftellt werben, bie hinlängliche Kenntniffe in ber 
rujfiihen Sprade befiten, um in berjelben die Geichäfte führen zu Fönnen. 
3) Vom 1. San. 1858, db. h. alſo nachdem bie jetzt ihre höhere Bildung in 
ben Gymnafien und der Univerfität des Dorpat’ichen Lehrbezirls Beginnenden 
ben vollen Lehrcurfus durchgemacht, follen zu allen Aemtern, fowohl als Mit: 
glieder wie als Kanzleibeamte der Kronbehörben bes Dftieegebietd nur folde 
Perſonen angeftellt werben, die gründliche Kenntniffe in der ruſſiſchen Sprade 
bejigen, und im Stande find, in berfelben die Gejchäfte zu führen. 4) Wenu 
nad Dafürbalten der oberiten Gouvernementsobrigfeit die Zahl folder Be: 
amten in allen Kronbehörben hinreichend ift, jo hat biefelbe eine bejondere 
Borftellung zu machen, über bie Feſtſtellung eines pofitiven und entjcheiden: 
ben Termine, von dem an die Geſchäftsführung in benjelben ausſchließlich in 
ruſſiſcher Sprade jtatthaben fol.” 

18. „ (Rolen) Der Kaijer trifft von Paris zurüd wieder in Warſchau 
ein. Unfreunblihe Haltung befjelben. 
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20. Juni. (Polen.) Ein k. Ukas befiehlt die Einſtellung weiterer Ver— 


25. 


27. 


mögensconfiscationen wegen Betheiligung an der Inſurrektion von 
1863, aber ausdrücklich nur für Polen, nicht auch für bie ſog. weft- 
lihen Gouvernement3. 
„Fürſt Gortſchakoff wird anläßlich feines 5Ojährigen Dienftjubi- 
läums vom Kaijer zum Reichskanzler ernannt. 
„ (Dftfeeprovinzen). Der Kaifer empfängt in Riga die Behörben 
und bie Kaufmannſchaft und jpridt fie in rujjiiher Sprade an. 
Das ungewohnte Benehmen des Kaijers erregt im Lande große Be 
forgniffe. 

„Mir find Ihre ungeheucelten Ergebenheitsgefühle befannt. Mein Ver— 
trauen zu Ihnen ift ftets bafjelbe, doch veraeffen Sie nicht, daß Sie einer 


Familie angehören und einen untrennbaren Theil Rußlands bilden. Ich hoffe 
zuverfihtlih auf Ihre Mitwirkung für die Reformen in den Oſtſeeprobinzen.“ 


7. Juli. (Baltifhe Provinzen) Ein Erlaß des ruſſ. Kriegsminifte: 


riums gebt nod) über den Ukas vom 3. an. 1850 hinaus. Der 
Gonmandirende der Truppen in den Djtfeeprovinzen, General Alde: 
binsfy, gibt bavon den Truppen des Riga'ſchen Militärbezirfs (d. 5. 
allen drei Ditjeeprovinzen) folgendermaßen Kenntniß: 

„Nach Durchſicht bes Memorials dee Minifters der Volksaufflärung über 
bie Mittel zur Stärkung des Unterrichts der ruffilchen Sprade im Torpater 
Vehrbezirte hat das Miniſter-Comité zum Ausgangspunfte feiner Erwägungen 
ben Umftand genommen, daß der Allerhöchſt am 3, Zan. 1850 beitätigte 
Beihluß des Miniſter-Comité's, betreffend die Einführung der Gorreipondenz 
in ruſſiſcher Sprache in den Kronbehörden ber Oſtſee-Gouvernements, unge 
achtet der wiederholten Verſuche ber örtlichen Obrigkeit zur Nealifirung ber: 
felben, bis zur gegenwärtigen Zeit ein todter Buchftabe geblieben ift, und 
mittel8 Journals vom 9, Mai d. Is. unter anderen Maßnahmen für noth— 
wendig anerfannt und beidzlofjen, die befondere Aufmerkſamkeit der Minifter 
und ber Ober-Tirigenten ber einzelnen Verwaltungen darauf zu lenken, daß 
8 gegenwärtig unumgänglich fei, durd) vereinte Anftrengungen aller Reſſorts, 
bie in ber That umaufjchiebbare Erfüllung des monarchiſchen Willens bins 
fihtlih der Einführung des Gefhäftsganges in ruffiiher Sprache in ben 
Pronbehörben ber baltiichen Provinzen, welche in dem Allerhöchſt am 3. Jan. 
1850 beftätigten Beſchluſſe des Miniſter-Comité's ausgedrüdt if, ind Merk 
zu feßen. Auf das erwähnte Journal des Comité's ift am 1. Juni d. J. 
bie eigenhändige Rejolution Sr, Kaiſerl. Majeftät erfolgt: „Zu erfüllen.“ 
Um bem oben ausgeführten Allerhöchſten Beiehle Seitens bes Kriege-Minis 
fteriums Erfüllung zu geben, bat ber Kriegsminiiter für nothwendig aner: 
fannt, folgende Maßregeln zur unverweigerlichen Grfüllung zu ergreifen: 
1) dem Chef ber Riga’ihen Junkerſchule zur unabänderlihen Pflicht zu 
machen, bei der Aufnahme von Junkern und Freiwilligen aus ben Einges 
borenen der baltifchen Provinzen in die genannte Schule von benfelben die 
fihere Kenntniß der rufjiihen Sprache zu forbern und nur bei vollitändig 
befriebigender Kenntniß diefer Sprache fie für würdig zu erffären, zu Offi— 
zieren befördert zu werben, 2) Allen Militir-Berwaltungen des Riga'ſchen 
Militärbezirts zu verbieten, irgend welche Schreiben in einer anderen Sprade 
außer in ruffifcher entgegenzunehmen; nur angereiften Ausländern zu ges 
ftatten, Bittjchriften im ihrer Mutterfprache einzureichen, jedoch auch das nicht 
anders, als mit Hinzufügung eines ruſſiſchen Translate, deſſen Richtigkeit 
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von bei betreffenden örtlichen Eivil-Behörden attejtirt fein muß. Indem tch 
ſolches gemäß der Requifition des Cheis des Hauptſtabes vom 24. Juni b. J. 
sub Nr. 1573, den Truppen des mir anvertrauten Militärbezirfs zur unab: 
änbderlichen und pünktlichen Erfülung des Obigen eröfne, beiehle ich außer: 
dem, die größte Aufmerkiamfeit ebenfalls auf die vollitändig befriedigende 
Kenntniß der ruffiihen Sprache folder junger Leute, bie in bey Militärdienft 
zu treten wünfchen, zu wenden und ohne ſolche Kenntniſſe junge Leute über: 
haupt nicht in den Dienſt aufzunehmen,“ 


8. Juli. König Georg von Griechenland verlobt ſich mit der Prinzeſſin 


20. 


28. 


Dlga, Tochter des Großfürften Conftantin. 


„ Ein E Ukas führt mit dem 1. Eept. d. %. das öffentlihe und 
mündliche Gerichtsverfahren aud für die Militärbehörden ein. 


„ Mm Vorfälle, wie fie im Provinziallandtage von St. Petersburg 
für die Zukunft unmöglid zu machen, ermächtigt ein k. Ukas bie 
Präfidenten der Pandtage zu entideiden, ob die Debatten über biefe 
oder jene Frage öffentlich fein jollen oder nit und bie ihm an- 
ftößig erjcheinenden Debatten zu unterjagen und macht überhaupt bie 
Präfidenten für alle Debatten verantiwortlich. 


„ Ein E. Ukas orbnet den MWiederzufanimentritt der im Januar auf- 
gelösten Provinzialvertretung des Gouv. St. Petersburg nad ben 
beftehenden Borjchriften an. 

„ (Bolen.) Weiterer Schritt zur Einverleibung Polens: Durd 
k. Ufas wird auch die Commiſſion für bie inneren Angelegenheiten 
bes Kgr. Polen aufgehoben und werben ihre Vefugniſſe unter bie 
verſchiedenen ruſſiſchen Minifterien in Et. Petersburg vertheilt. 


„ Ein k. Ukas befiehlt die Organifation eines neuen Gouv. Turfe: 
ftan und ernennt den Gen. Kaufmann zum Gouverneur befjelben 
und zum Gommanbdirenden des turfeftanifhen Militärbezirks. 


„ Herzens Kolofol (die Glocke), die zulegt noch in Genf erfchien, 
geht in Folge ber gänzlich veränderten Stimmung in Rußland 
völlig ein. 


— Aug. (Sog. weftlide Provinzen). Ein Gircular bes Generalgor: 


verneurs Baranow macht neuerdings darauf aufmerkſam, daß an ber 
Zwangsentäußerung ber polnifchen Güter bis zum 10. Dec. b. . 
unerbittlich fejtgehalten werde und 


„daß alle die Güter, welche in einer Friſt von zwei Jahren verfauft fern 
müſſen und welde am 10. Dec. 1867 nicht verfauft find, mit Beſchlag befest 
werden müffen und Feine Verhandlung über ben Berfauf aus freier Hand 
biefer Güter nach diefem Termine von ber zujtändigen Gerichtsbehörde weder 
erlaubt noch für gültig erkannt werden darf.“ Für die ber Regierung br: 
reitd anheimgefallenen Gütercomplere wirb auf bie frühere Beſtimmung, das 
fie nur an Ruſſen follten verfauft werben bürfen, verzichtet und auch Deu: 
ſchen Be folge zu Faufen und zu zerftüdeln. Einzelne große Compleae 
parzellirt die Regierung jelbft und beginnt fie an Ruſſen und Deutjche zu 
verfaufen oder in Erbpadht zu geben. 
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— Aug. (Polen) Die offiz. Ztig. meldet faſt täglich Verſchenkungen 
von Staatsgütern an ruſſiſche Militärs und Beamte unter der Be— 
dingung bes orthoboren Olaubensbefenntnifjes für ihre Nachfolger. 

Der renitente Biſchof von Kaminicz in Podolien wird nad; Sym— 
pheropol internivt und dahin abgeführt und dem zu Warſchau in 
Haft gehaltenen Biſchof von Podlachien dafjelbe angebroht, wenn er fi 
nit füge. Auch das unirte Conſiſtorium von Chelm befiehlt feinen 
Seiftlichen, fid) beim Oottesbienft und allen gottesdienftlichen Hand: 
lungen der ruſſiſchen, jtatt dev polniihen Sprache zu bedienen und 
alles wegzulafjen, was nit zum orthoberen Gultus gehört. Die 
zahlreichen projectirten Volksſchulen für Polen jollen jpäteftens bis zum 
1. Yan. 1866 eröffnet und der Religionsunterricht an denjelben überall 
in rufliiher Sprache durch die ruthenijchen Geiftlichen ertheilt werben. 
Auch das niedere Gerichtswejen wird rufifizirt, indem bie fog. Woyt: 
ämter (Cchulzen) aufgehoben und durch Bezirkögerichte erſetzt werden, 
beren Mitglieder durch die Regierung ernannt werben und entweder 
Rufen fein oder der ruſſiſchen Sprache mächtig fein follen. National: 
ruffen, welche in Polen Staatsdienfte nehmen wollen, werden durch 
k. Ukas mit befonderen Privilegien ausgeftattet. 


41. Oct. Galtiſche Provinzen). Auch die efthlänbifche Riiterſchaft 
läßt das ausſchließliche adlige Güterbeſitzrecht fallen, wodurch für 
alle 3 Oſtſeeprovinzen ein gleichmäßiger Zuſtand bez. des Erwerbs 
von Rittergütern hergeſtellt iſt. 

— „Baͤltiſche Provinzen). Das ruſſ. Miniſterium ber Wege und 
öffentlichen Bauten erläßt an die Direction der Riga = Dünaburger: 
Eifenbahn den Befehl, daß alle ihre Bebienfteten ruſſiſch ſprechen 
müffen und fchlägt das Gefuh um einjährige Geftundung für bie 
Ausführung des Befehles ab. Zwanzig Preußen treten in Folge 
davon aus dem Bahndienft. Die Iocalen Eivilbehörden der Krone 
in ben Dftjeeprovinzen fafjen ihre Correſpondenzen an das Riga’iche 
Börjencomitd, an den Magiftrat von Reval in ruſſiſcher Sprache ab. 
Die nationalsruffifgen Blätter in Moskau verlangen geradezu und 
offen die Ruflifizirung der Oſtſeeprovinzen. 

Golof: „Wir beftreiten Teineswegs bic Berbienfte, welche die baltijchen 
Deutfhen Rußland erwiejen haben. Zwiſchen Deutichen und Deutichen ift aber 
ein Unterfchied. Wahre Verdienſte haben nur diejenigen um das Vaterland 
gehabt, die vollftändig Ruſſen geworben find. Solche Deutjche wird Rußland 
ftet8 werth halten; aber biefe wadern Perjönlichkeiten haben nichts gemein 
mit den parafitiihen deutſchen Baronen, welche das Blut der von ihnen bes 
Landes beraubten Bauern ausfaugen, noch mit ben Mitgliebern verjchiebener 
deutſchen Geſellſchaften in Rußland, welche ihre Mufifanten zwanzigmal bie 
preußiſche Nationalhymne ſpielen laſſen.“ „Moslwa“: „Bon zwei Dingen 
eines — entweder den baltiſchen Deutſchen die volle Möglichkeit laſſen, die 
Lokalbevölkerung zu germaniſiren, und ſo mit eigenen Händen allmählig das 
Gebiet des deutſchen „Vaterlands“, in deſſen Nähe jchon jetzt, noch ehe es ſich 
volftändig gebildet, die erfte europäiſche Militärmacht eine. flarfe Unruhe 
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fühlt, erweitern, ober ofjen, ohne ſich verjchämt mit veridiebenen Masken zu 
verhüllen, ohne im Geringfen das Geſchrei unferer Gegner zu beachten, bie 
ruffiihe Fahne in den Oſtſeeprovinzen aufpflanzen, und dam wollen wir 
leben, welche Seite die Oberhand behält.“ 

Um der Polemik zwiſchen den nationalruffiihen Moskauer Blät— 
tern und ben beutjchen Zeitungen ber Oſtſeeprovinzen über bie 
Frage der Ruflifizirung ber Dftjeeprovinzen und die verbrieften Rechte 
diefer gegen ein ſolches Vorgehen wird der baltifhen Preſſe (bie 
feit dem Dec. 1865 unter Cenſur jteht, während bie Blätter 
bon Moskau und St. Petersburg feit dem Sept. 1865 einer gewiflen 
Preßfreiheit genießen) die Behandlung der Cpracdenfrage gänzlich 
unterjagt. 


16. Nov. (Polen) Den Beamteten wird bie Datirung nad dem alten 


21. 


Kalender anbefohlen; das Publikum führt indeß fort, fi des neuen 
zu bedienen. 

„Galtiſche Provinzen). Der zur Berichterjtattung über bie 
Stimmung der deutſchen Bevölkerung nad) Et. Petersburg berufene 
Generalgouverneur Aldebinsky Eehrt nah Riga zurüd: die Ver: 
fügung vom 13. Juni bez. Ausdehnung ber rufl. Sprache wird 
feinestvegs außer Kraft geſetzt. Ein offiz. Artikel der „Nord. Poft“, 
bes Organs des Minijteriums des Innern, jucht fie vielmehr zu 
rechtfertigen und verlangt neuerdings „bebingungsloje Unterwerfung 
unter bie allgemeinen Grundſätze ber Bürgereinheit.“ 


Dec. (Baltijde Provinzen). Der livländiſche Landtag beſchließt, 


bem Kaiſer eine ehrfurchtsvolle Adreſſe zu unterbreiten und in biejer 
offen und loyal um die Aufrechthaltung bes Landesrecht in der 
Spradyenfrage zu bitten. 

Anmerfung. Eſth- und Livland gehören feit Peter dem Großen, Kur: 
land ſeit 1795 zum ruſſiſchen Reiche. Aber durch Berträge und’ Gapitula: 
tionen find ihren Ritter- und Landichaften Rechte zugebilligt und garantirt 
worden, die im Nyſtädter Frieden beftätigt und von allen rufiifhen Wo: 
narchen beim Regierungsantritte befhworen wurden. Zu biefen Rechten ges 
bört ausdrüdlih „der Gebrauch ber beutichen Sprache in ben Gouvernements: 
un StabtsKanzleien, eben fo bei den Gerichten.” Nicht nur in ber voll: 
fändigen Geſetzſammlung des ruſſiſchen Reiches, jondern auch in bem „Sſwod,“ 
bem für richterliche Entſcheidungen maßgebenden Coder, ſteht dieſes Recht ver: 
zeichnet und verbrieft. Der Provinzial-Codex (I, 121) faßt den rechtlichen 
Zuſtand in folgende Worte zufammen: „In den Behörden ber Oſtſee-Gou— 
vernements werden die Geſchäfte im Allgemeinen in deutſcher Sprache ver: 
handelt, außer in ben Bauergemeinbegerichten, wo fie in ber örtlichen lettiſchen 
ober eſthniſchen Sprade verhandelt werden.” Als ein Beweis für die aus— 
fhließliche Geltung ber deutſchen Sprade fann ein Geſetz von 1842 gelten, 
bas einer aus ber allzu flricten Verfolgung dieſes Nedies möglicher Weiſe 
entftehenden Auftizverweigerung vorbeugen jollte und al® Art. 122 in den 
Provinzial:Goder aufgenommen wurde. Diejer Artikel lautet: „Die Gerichts: 
behörben der Oſtſeeprovinzen können, alle ihre Geſchäfte in deutſcher Sprache 
verbandelnd, deßhalb nicht Geſuche und Schriften, welche aus anderen Gous 
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vernemenis im rufjiicher oder in einer anderen Sprache an fie gelangen, ben 
Bittfiellern zurüdigeben ; ſolche Schriften werden vom Gerichte angenommen, und 
auf jeine Verfügung wird eine genaue deutiche Ueberſetzung zur weiteren vorz 
ſchriftsmäßigen Berhandlung der Sache angefertigt.“ Im Jahre 1847 wurde 
ein Gejeg erlaſſen, welches kaum eine Weränderung enthielt und als Ans 
merfung zu Art. 121 feine Stelle im Provinzialrechte gefunden Hat. Diele 
Anmerfung beitimmt: „Behufs ber Abfaffung von Schriften in ruffiicher 
Sprache für die Correſpondenz mit den allgemeinen Behörden und Verwalte 
ungen des Reiches und ben Behörden anberer Gouvernements gibt e8 in ben 
Behörden der Oſtſee-Gouvernements befondere Erpebitionen oder Translateure.* 
Grit das Glefep vom 3. Jan. 1850, das als Anmerfung 2 zu Art. 121 bes 
erften Theiles in den Provinzial-Coder aufgenommen wurbe, brachte eine 
wirkliche Befchränfung des ofjicielen deutihen Sprachgebrauchs (ſ. oben 
135. Juni). Bisher hatte dieſe geiegliche Beſtimmung nicht zur Ausführung 
elangen können, weil fie nicht nur nicht einem vorhandenen Bedürfnifje ents 
rad, ſondern ben thatlädhlichen Verhältniſſen ſchnurſtracks zuwiderlief. Nun 
aber wurde ber im vierten Punkte vorbehaliene Termin durch den vom Kaiſer 
beftätigten Beſchluß des Minijter-Gomite’s v. 13. Juni als definitiv einges 
treten bezeichnet. Zu dieſem Gingriffe in die Landesprivilegien hält ſich die 
Regierung fir vollfommen beredhtigt, da die Provinzen ſich den „Grundſätzen 
ber Reichscinheit” bedingungslos zu unterwerfen hätten, und in ber That 
haben bie Kaifer Alexander I, Nikolaus und Alerander II. bei ihrer Throns 
beſteigung bie Privilegien ber baltischen Fande nur unter dem ausbrüdlichen 
Vorbehalte confirmirt: „To weit fie ben allgemeinen Anflitutionen und Ges 
feßen unferes Reiches entſprechen.“ Dieſe Klauſel muß jett dazu dienen, 
um gegen das Deutſchthum der Oftfeeprovinzen vorzugehen. 


18. Dee, (Baltifhe Provinzen.) Der Kaijer verweigert die Annahnıe 
ber Adreſſe des livländiihen Landtags in ber Sprachenfrage. 
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4. Yan. (Aegypten). Entdedung einer Palaſtverſchwörung, an deren 


12.— 


Spige Selim Paſcha, Oheim des Vicekönigs, ftand. Derfelbe fo: 
wie eine Anzahl Würdeträger werben in Haft genommen. 

„ (GSanbia). Der Sultan richtet ein Rejeript an ben Militär: 
commandanten Mujtapha Paſcha, in dem er ihn beauftragt, die Wahl 
von Delegirten der muſelmänniſchen und drijtlichen Bevölkerung zu 
veranlaflen und biejelben nah Konjtantinopel zu ſchicken, um mit 
ihnen die Beſchwerden der Inſel zu unterfuchen. 

20. Jan. (Canbia). Muſtapha Paſcha verſucht umjonft in bie 
Thäler der Sphafia einzubringen. 


20. Jan. (Rumänien) Die Großmädte, mit Ausnahme Rußlands, 


26. 


27. 


31. 


das im anderer Form ſchon vorausgegangen iſt, richten identiſche 
Noten an die Pforte, durch melde fie die Inveſtitur des Prinzen 
Karl von Hohenzollern als Fürften von Rumänien anerkennen. 

„ (Rumänien) Die I. Sammer anerkennt endlich bie im 
vorigen Jahr vom Fürften Karl mit dem Haufe Oppenheim zu 
ſchweren Bebingungen abgejchloffene Anleihe mit 58 gegen 40 
Stimmen. 

„ (Serbien). Fürft Michael gibt zu Eröffnung von Militär: 
conferenzgen. in Belgrab ein großes Teiteflen und bringt dabei (mit 
Rüdfiht auf feine an bie Pforte bereits geftellte Forderung bez. 
der Feltungen) einen jehr Eriegerijchen Toaſt auf die Reorganijation 
der Armee und die Gründung der Landwehr aus: 


„Der Grundgedanke biefer Reform, bie fhon mein in Gott ruhender 
Bater verfolgte, ift ber, Serbien in’ ben Stand zu feßen, daß es auf ber 
Balkan» Halbinfel eines feines Ranges würbige Stellung nehme und mir ift 
e8 beſchieden, diefe große und patriotiihe Idee zu verwirklichen.“ 

» (ibanon). Joſeph Karam räumt das Lanb und fhifft fi in 
Beyrut nah Algier ein. 
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1. Febr. (Candia). Die Nationalverfammlung ber Ereter verwirft bie 
Wahl von Delegirten und bie Sendung folder nad Konftantinopel 
und räth durch Proclamation davon ab, 


11. „ Wechſel des Minifteriums: Aali Paſcha übernimmt wieder bas 
Großvezirat, Zuad Paſcha das Ausmwärtige. 

„ —13. Febr. (Candia). Die Aufftändifhen bringen. den Türfen 
mehrfache jehr empfinblide Schlappen bei. Die cretiide National: 
verjammlung beichließt, eine aus 7 Mitglievern beftehenbe proviſo— 
rifche Regierung im Namen Georgs L, Königs ber Hellenen, ein: 
zufeßen. 

17. Febr. (Megypten). Das erfte 80 Tonnen haltende Schiff, von 
ZTrieft fommend, geht durd den Euezcanal. 

22. „ (Rumänien) Fürft Karl fieht fich genöthigt, den Kriege: 
minifter Oberſt Haralambi, einen ber Berfchivorenen gegen Cuſa 
und gewefenes Mitglied der provijoriichen Regierung, in Folge einer 
im Dffiziercorpg gegen benjelben organifirten Ngitation zu entlaffen 
und durch General Ghergel zu erjegen. 

5. „ (Eandia) Es ift Muftapha Paſcha gelungen, 33 Delegirte 
zufammenzubringen und biefe ſchiffen fi nunmehr nad Konftanti- 
nopel ein (14 Türken und 19 Chriften, nad) andern dagegen 24 
Türfen und nur 9 Ehriften). 


3. März (Serbien). Die Pforte antwortet endlich officiell auf bas 
Schreiben des Fürften Michael vom 5. Oct. 1866 (j. Geſch.-Kal. 
f. 1866 ©. 413) bez. Räumung der türkiſchen Feſtungen, läßt bie 
bisher feftgehaltenen Bedingungen fallen und willigt in bie bebin- 
gungslofe Räumung. 

Das Schreiben des Großvezirs nimmt zunächſt Bezug auf bie Tebhaften 
Berfiherungen ber Loyalität, die ber Fürft in feinem Schreiben für fich und 
fein Volk gegen ihren Suzerän ausgedrüdt hatte, und fährt dann fort: 
Nach diefen Gefühlen bes ſerbiſchen Volks gegen die hohe Pforte Fonnten 
wir natürlich nicht beim Gedanken Raum geben, daß das Volk Serbiens bie 
Anweſenheit muſelmänniſcher Garnifonen in ben kaiſerlichen Feitungen als 
eine ewige Drohung für bie Ruhe bes Fürſtenthums anjehen werden — 
eine Drohung, an welche die Faijerliche Regierung nie dachte. Daß bie Bel: 
grader Feſtung einmal ihrer eigentlichen Beftimmung untreu wurde, bieß lag 
in bejondern traurigen Berbältnifjen, deren Urfahen ih Ew. Durchl. nicht 
erſt auseinanderzufegen brauche. Allein bem fei wie ihm wolle — fobald 
Ew. Durdl. und dur biefelbe das ferbiiche Volk an die Vorforge Sr. kaiſ. 
Majeftät appellirt, und Höchſtderſelben Ihre Zweifel und Ihre Furcht vors 
trägt, bat der Suzerän Serbiens feinen Anftand genommen feine Minifter 
zu bevollmächtigen, baß biefelben eine folde Löfungsart ausfindig machen 
möchten, welde fowohl Sr. Majeftät Wohlwollen als ben Rechten feines 
Throns entjprechen Fönnte. Ew. Durchl. werben fidyerlich anerkennen, daß 
durch biefes Wohlwollen genug befundet wird, wie jehr Se. Majeftät zu 
allem bem, was Ew. Durdl. in biefer Frage auseinanderfegte, Vertrauen 
faßte, wie auch zu ber Garantie, welche Sie geben wollen für bie Achtung 
jener Rechte, welche bejtehen und tractatengemäß feftgeftellt find. Se. Majeftät 
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glaubt, daß Ew. Durchl. aufrichtig wünſcht, daß bie Beziehungen des Fürften: 
thums zum fuzeränen Hof unverfehrt auch weiter erhalten bfeiben. Em. Durchl. 
iſt bekannt, welche Wichtigkeit unfere Gonnationalen ben oben erwähnten 
Feltungen beilegen, wie auch die vielen politiihen Grinnerungen, die fi ar 
diefelben für uns fnüpfen. Ueberdieß gibt es noch eine Rückſicht, bie ſich 
nicht beftreiten läßt, nämlich die Rückſicht auf die geoaraphiiche Lage dieler 
Feſtungen. Es braucht kaum ber Bemerkung, daß diejelben, ihrer Lage nad, 
Tyramiden gleichen, weldhe die äußerjien Grenzen bes Reichs bezeichnen. 
Depbalb, mie aus vielen andern Gründen, muß ſowohl der hohen Piorte 
als dem Fürftentbum, deſſen Sicherheit auf dem Princip ber Integrität bes 
Neihs ruht, viel daran liegen, dan bie Feſtungen erhalten bleiben. Indem 
bie kaiſerliche Regierung die Annahme dev Demolirung ber Feſtungen von 
fich weijen zu müjfen glaubte, damit nicht hochwichtige Bebendinterefien ver: 
legt werben, bat dieſelbe (Negierung) auf Mittel finnen müſſen, welche bie 
Vebelftände entiernen, und zugleich aufs Nene unfer Vertrauen zum ferbi- 
hen Volk und zu feinem Fürjten bezeugen könnten. Won biefem Gedanfen 
geleitet und von dem Wunſche bejeelt, die Frage auf eine alle legiiimen 
Intereſſen zufriedenjtellende Art zu löjen, bat der Minijlerrath folgende brei 
Löſungsarten bem Sultan unterbreitet: I) daß das Dbercommanbo ber fe: 
tungen und ihrer mujelmaniichen Garnifonen an Ew. Durdl. übertragen 
werden jolle; 2) daß die Garnifonen gemiſcht, zu gleichen Theilen aus 
Mufelmanen und Serben, beftehen, und Ew. Durdl. deren Hauptcomman: 
dant werben folle; und 3) daß die Erhaltung der Feſtungen Ew. Durch. 
anvertraut werde. Die muſelmaniſchen Sarnifonen follen erjeßt werden durch 
ferbiiche, nur daß die Failerlihe Fahne auch fernerhin neben der ferbiichen 
auf ber Zinne ber Zeitungen wehen fol. Das find, unferer Meinung nad, 
bie allein möglihen, allem praktiſchen und zielentfprechenden Löſungsarten. 
Und in der That, wollte Ew. Durchl., wie Sie felber fügen, dod nur den 
ferbifchen Geijt beruhigen und die Spannung verihwinden laſſen, — und 
auf welche pojitivere Art könnte die hohe Pforte ihr Vertrauen bezeugen, als 
wenn fie das Obercommando über die Feftungen Em. Durchl. überträgt ? 
Indeſſen hat Se. Majeſtät auf eine noch Flarere Art fein Vertrauen bezeugen 
wollen, indem er ben dritten Röfungsmodus wählte. Und fo befabl mir 
mein erhabener Herr Ew. Durchl. dieje glüdlicye Lölung anzuzeigen — eine 
Löfung, welde — deſſen find wir gewiß — ein fofibares Unterpfand für 
bas hohe Faiferliche Wohlwollen, wie für das Vertrauen, welches Ee. Majeſtät 
in Ihre Treue ſetzt, bildet. Sie werben gewiß verfiehen zu erwahren und 
zu verwirklichen die Verfiherungen, benen Sie im Briefe, worauf ich zu ant: 
worten bie Ehre habe, Ausbrud gaben. Ta Ew. Durchl. uns verftändigten, 
daß Sie willens feien auf einige Zeit nad) Konftantinopel zu fommen, fo 
wird bie Failerlihe Regierung bie Anfunft Ew. Durdjl. hier abwarten, um 
mit Ihnen über die Einzelheiten diefer Anorbnung fi zu verftändigen.” 


5. März (Rumänien). Die IL Kammer ertheilt dem Minifterium 


10. 


13. 


Ghika mit 59 gegen 56 Stimmen ein Tabelsvotum. Dasielbe 
verlangt feine Entlaſſung. 

„ (Xegpyten). Nubar Paſcha langt in außerorbentlicher Mijfion 
in Konjtantinopel an, um für Negypten ähnlidye Concejfionen, wie 
fie Rumänien und Serbien von ber Pforte bereit zugeftanden 
wurden, in Anſpruch zu nehmen. 

„ (Rumänien). Nachdem die Verſuche, ein Fufionsminijterium 
zu bilden, gefheitert find, kommt endlich ein rein radicales Miniſte— 
rium zu Stande, in dem Grebulesco den Vorſitz, Golesco das 
Aeußere und Joan Bratiano das Innere übernimmt, 
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15. März. (Candia). Faſt die ganze Inſel mit Ausnahme der drei 


20. 


23. 


26. 


30. 


* 


Feſtungsſtädte iſt in den Händen ber Inſurgenten. 

„Candia). Der Sultan empfängt bie eretiſchen Delegicten. 
Dieſelben verweilen noch einige Zeit in Konftantinopel ohne Reſultat 
und fehren fchließlih in aller Stille in ihre Heimat zurüd. 


„(Candia). Muſtapha Paſcha wird abberufen und zunächſt durch 


Huſſein Paſcha erſetzt. 


„ (Rumänien). Die II. Kammer genehmigt bie von ber Pe 
gierung, um bie Moldau wenigſtens eingermaßen zu entſchädigen, 
vorgeſchlagene DVerlegung des affationshofes von Bukoreſt nad 
Jaſſy mit 75 gegen 52 Stimmen. 

»„ (Serbien). Fürft Michael geht nach Konſtantinopel, um ſich 
mit ber 5. Pforte über die Räumung der Feltungen definitiv zu 
verftändigen, 


6. April. (Candia). Omer Paſcha, der für ein Commando in Theſſa— 


10. 


12. 


18. 


24. 


lien befignirt war, übernimmt den Dberbefehl auf Candia und geht 
mit 3000 Mann friſcher Kerntruppen dahin ab, 


„ Rumänien) Die Regierung legt ben Kanmern ben Ent: 
wurf einer Reorganiſation der Armee vor. 

Derſelbe ſetzt das ftehende Heer auf 20,000 und bie Referve auf 10,000 Dann. 

Dazu fommt dann noch die Miliz oder Landwehr mit circa 30,000 und ber 
Landfturm mit circa 50,000 Mann. Jeder wafjenfähige Rumäne ift dienſt⸗ 
pflitig vom 20, bis zum 40, Lebensjahre. Für bie Anfanterie iſt bie 
Dienftzeit: 4 Jahre umter der Fahne, 2 im der Neferve, 6 in ber Miliz und 
8 im Stamme bed Lendſturmes. 
» (Serbien). Fürft Michael erwirkt in SKonjtantinopel vom 
Sultan den förmlihen Ferman, durch welchen bie Feſtung Belgrad 
und die Eleineren bisher von türkiſchen Garnijonen befeßt gehaltenen 
jerbifchen Feftungen Setislam, Temendria und Eabat Serbien über: 
geben werben follen, unter der einzigen Bedingung, daß aud in 
Zukunft die türkiſche Sahne neben ber ſerbiſchen auf benjelben wehen 
fol. Der Fürft Fehrt alsbald wieder nad Serbien zurüd, wobei 
er auf dem Rückwege (13. April) den Fürſten Karl von Rumänien 
in Bufareft bejudt. 


„ (Rumänien) Die erfte Kammer Ichnt bie Verlegung bes 
Caffationshofes nad Jaſſy ab. Große Unzufriedenheit in der Moldau, 
„ (Serbien). Feierliche Webergabe ber vollftändig armirten Ye: 
ftung Belgrad an Serbien, Auf der Erplanabe find türkiſche und 
ferbifhe Truppen in Parade aufgeftellt, Fürft Michael verlicdt den 
Vebergabsferman unb reitet in die Fejtung. 

„Fuad Paſcha richtet eine Depefhe an den türfiihen Geſandten 
in Athen, im der er neuerdings bittere Klagen über das Verhalten 
ber griechiſchen Negierung erhebt, die auf bie Beſchwerden ber Pforte 
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fortwährend antworte, bie Gefebgebung bes Landes verbiete ihr, 
auf dem Verwaltungswege die Anmwerbung von Freiwilligen und 
deren Ausmarſch zu verhindern — „ber belleniihe Staat zwar hat 
ung nicht den Krieg erklärt, aber jeber einzelne Grieche hat es 
gethan.“ | 


25. Npril. (Rumänien) Schluß ber GSeffion ber Kammern. Die 


Thronrebe des Fürften Karl conftatirt, daß bie Kammern bon ben 
ihnen gemachten Vorlagen nur fehr wenige erlebigt haben und fpricht 
dem Senat das Bedauern aus, daß er ber Verlegung des Caflations: 
hofes nad Jaſſy nicht zugeftimmt babe, 


4.—6. Mai. (Candia). Mißlungener Angriff Omer Paſcha's auf bie 


Sphafia. 


6. Mai. (Serbien). Der Iebte Reft der türfifchen Befakung mar: 


10. 


15. 


fhirt von Belgrad ab. Auch die Heinen Feftungen find geräumt. : 
(Rumänien). Die Regierung publizirt ein Geſetz bezüglich 


Einführung bes franz. Münzfußes. 


„ (Xegypten). Die Unterhandlungen Nubar Paſcha's haben zu 
einem Reſultate geführt: Der Sultan unterzeichnet den Yerman, 
welcher für Aegypten einen weiteren Schritt zur Gelbftänbigfeit 
bezeichnet: 

„Au meinen erlauchten Vezir Ismail Paſcha Khebivs von Mifa, bienit: 
thuenden Grofvezir, becorirt mit den Osmanie- und Mebjidie-Drben in 
Diamanten! möge Gott feinen Ruhm verbreiten und felne Macht und fein 
Glück vermehren! Bei Empfang meines Faiferlihen Fermans fei es Dir bes 
kannt, daß bem Inhalte meines Fermans, welcher dem SKChediv& von Mifa 
bas Privilegium der Erblichfeit erteilte, gemäß, Aegypten regiert werben 
muß nad dem Charafter feines Volkes, mit Gerechtigkeit unb Billigfeit, nad) 
ben. Grundgelegen, welde in ben anderer Provinzen meines Reiches in 
Kraft find und die in dem Hat Humayum von Gülhane begründet find. 
Da indefien die innere Vermaltung von Aegypten, d. h. alles, was fih auf 
die financiellen und localen Intereſſen bezieht, zur Competenz der ägyptifchen 
Negierung gehört, jo ift es erlaubt, zur Erhaltung und Förderung dieſer 
Sintereffen beſondere Beftimmungen zu treffen, welche fih nur auf bie innere 
Verwaltung erftreden, wobei jedoch in Aegypten der gegenwärtige Beſtand 
ber Verträge meines Meiches gewahrt werden muß. Uebrigens bift Du nod 
autorifirt, Anordnungen zu treffen bezüglih auf die Douanen, bie der 
polizei, den Tranſit und die Poſt unter ber Bebingung, daß biefe 
Anordnungen nit die Form und ben Charakter von inter: 
nationalen Berträgen, noch von politijhen Conventionen 
annehmen. Wenn biefe Anordnungen nicht im Ginflange mit den oben 
angeführten Grundſätzen unb dem urfprünglichen Rechten der Souverainetät 
fein follten, fo werden fie als nichtig und als ungefchehen betrachtet werben, 
Im Falle, wo die ägyptiſche Verwaltung im Zweifel fein follte über ben 
Einklang oder den Nihteinflang einer jolden Anordnung mit den Grund: 
geſetzen des Neiches, muß fie ſich deßwegen mit meiner Regierung ins Ein: 
vernehmen feßen, ehe fie einen endgültigen Beichluß fakt. Jedes Mal, wenn 
in Vegypten ein beſonderes Zoll-Reglement in ber befannten Weife erlafjen 
werben wird, muß bei unferer erhabenen Pforte davon Anzeige gemacht 
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werben, gleiher Weile wird zur Sicherung ber mercantilen Intereſſen 
Aegyptend bei ben Handele-Verträgen, welche zwiſchen meiner Regierung und 
ben fremden Regierungen gefchloffen werben, bie ägyptiſche Verwaltung um 
ihre Meinung beiragt werden. Um das oben Gefchriebene befannt zu machen, 
haben mir unferem Faijerligen Divan befohlen, den gegenwärtigen Ferman 
auszufertigen umb zuzufenden.“ 


— Mai. Frankreid hat feinen früheren Vorſchlag einer Abtretung Canbias 


20. 


21. 


22, 


25. 


26. 


30, 


an Griechenland fallen lafjen und macht nunmehr den Großmächten 
den Vorſchlag, die Pforte durch einen Collectivfhritt zur Befragung 
ber Bevölferungen Cretas unter Anmwejenheit von Wbgeorbneten ber 
Mächte aufzufordern, um auf biefen Wege die Urfadhen bes Auf: 
ftandes und bie zu ihrer Befeitigung geeigneten Mittel zu erforjchen, 
mit dem Beifügen, daß für den Fall des Mißlingens das „Er: 
falten” der Beziehungen zwilchen der Türkei und ben Mächten ins 
Auge zu faffen wäre. England und Oeſterreich lehnen auch biejen 
Vorſchlag ab und Frankreich läßt die dee einer Abjtimmung ber 
Bevölkerung Cretas fallen. 

»„ (Sandia), Omer Paſcha beginnt feine Dperationen gegen 
Laſſithi. 

„ Der franz. Geſandte überreicht dem Sultan die Einladung zum 
Beſuche der Weltausftellung in Barie. Der Gultan nimmt bie 
Einladung fofort an. Die Koften der Reife ſollen burd einen 
Abzug von 16% von den Gehalten der Beamten und dem Solde 
ber Dffiziere und durch eine Erhöhung bes Zehntens für 5 Jahre 


von 10 auf 15% gedeckt werben. 


— (Rumänien). Schmählihe Verfolgung und Mißhandlung ber 
Juden in Jaſſy und an anderen Orten der Moldau. Diejelbe 
wird dem in Jaſſy anweſenden Minifter Joan Bratiano Schuld ge⸗ 
geben, um die Unzufriedenheit der Moldauer abzulenken. 
„C(CCandia). Die Bereinigung Omer und Reſchid Paſchas (von 
Rethymno aus) iſt mißlungen, indem der letztere von den Inſur— 
genten zurückgeſchlagen worden iſt. 

„ (Rumänien). Frankreich, England und Oeſterreich remon- 
fteiren in Bukareſt „freundlid aber ſtark“ gegen die Judenhetzen 
in ber Moldau, worauf der Befehl nah Sally erfolgt „die abs 
miniftrativen Maßregeln, welche gegen die ber Landftreicherei be: 
Ihuldigten Iſraeliten eingeleitet worden feien, einzuftellen und ben 
vertriebenen Individuen neuerdings den Aufenthalt zu gejtatten.“ 

„ Der Sultan unterläßt dießmal feinen jährlichen Beſuch bei der 
h. Pforte aus Furt vor einer angeblihen Verſchwörung der jung- 
türkiſchen Partei (Flucht des Zia Bey). 


1. Juni. Der Sceil:ül-Aslam genehmigt die Reife des Sultans nad; 


Paris, obgleih das Unternehmen ein in ber türkiſchen Geſchichte 
bisher unerhörtes ift. 
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2. Juni. (Gandia). Der erfte Angriff Omer Paſcha's auf Laffithi 
mißlingt. 

3. „ Erlaß eines neuen Gefeßes bez. ber Bafufe (Mofcheengüter): 
Die Unveräußerlichkeit derſelben wird nicht angetajtet, aber bie Erb- 
pacht für diefelben bis auf 8 Generationen ausgebehnt und bie 
Taxe zu unten des Staats erhöht. 


4. „ Der englijche Gefandte ladet den Sultan ein, bei Gelegenheit 
ber Reife nad Paris auch London zu beſuchen. Aud tiefe Ein: 
labung wirb jofort angenommen. 

— „ (Serbien). Die Reorganifation der Armee wird als vollendet 
betrachtet. 

Die ganze Armee iſt in 32 Brigaben getheilt, von denen jeder eine 
Batterie und eine Escadron Cavallerie zugegeben worden iſt. Die 32 Bris 
gaden werden wieberum in 40 Divifionen eingetheilt, bie zu mobilijiren die 
fürzefte Frift genügen würde. Drei Divifionen haben bereits Hinterlader be: 
fommen. m Ganzen bat Serbien 70 Bataillone gut eingefchulter Soldaten, 
zu deren Erſatzmannſchaft 30 neue Bataillone, deren Formation ſchon einge: 
leitet ift, beftimmt find. Außerdem wird ein Freicorps von 20,000 Dann 
gebildet, Die Reorganifatione:, reip. Organifationstoften, jollten 40 Mit. 
PViafter guter Währung (6% Mill. Gulden 6. W.) betragen. Diefe Sunme 
bat ber Staat aus bem Baarfonde bes Staatsihakes entnommen. 

6.—7. Juni. In Konftantinopel werben zahlreihe Verhaftungen unter 
ber jungtürkiſchen Partei vorgenommen, angeblih in Folge einer 
entbedten Verſchwörung. 

T—9. Juni. (Bulgarien). Ausbruch einer Infurrection, bie von ben 
Donaufürftenthümern aus angelegt, geleitet und unterftüßt ift, indeß 
in Siftow und an anderen Orten von Midhat Paſcha raſch und 
blutig unterbrüdt wird. 

8. Juni. (Rumänien). Der rabicale Oberſt Habdrian wird ftatt 
Ghergels zum Kriegsminifter ernannt, 

9, „ (Sanbia). Dmer Paſcha erringt enblih einen entſchiedenen 
Vortheil über die Infurgenten, indem er bas Plateau von Laffithi 
befeßt, das von ben Inſurgenten geräumt wird. Dmer verfolgt in: 
deß den errungenen Vortheil nicht weiter, räumt Laſſithi wieder und 
kehrt nad Canea zurüd. 


15. „ Die Pforte veröffentlicht den Beſchluß, durch melden das Bila- 
jetſyſtem auf alle nod fehlenden Provinzen ausgebehnt und zu dieſem 
Behuf 13 neue Vilajete organifirt werben follen. 

»„ „Frankreich, Rußland, Preußen und Stalien richten eine Collectiv: 
note an bie Pforte, in welcher fie zu Entjendung einer Unter: 
fuhungscommiffion nad) Greta aufgefordert wird, welcher Delegirte 
ber übrigen Mächte beigeorbnnet werben fellten und beren Aufgabe 
ed wäre, durch den Augenſchein und durch Zuratheziehen vertrauens— 
würdiger Perjönlichfeiten ſich volle Einficht in die wirkliche Sachlage 
jo wie die Wünſche und Bebürfnifje der Bevölkerung zu verfchaffen 
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und bie am beften entfprechenden Maßnahmen zu deren Befriebigung 
vorzuſchlagen. 


16. Juni. Oeſterreich unterſtützt den Schritt der vier Mächte durch eine 


18. 


20. 


21. 


beſondere Depeſche. England iſt dem Schritte nicht entgegen, ohne 
ihn jedoch förmlich zu unterſtützen. 

»„ Die Pforte publizirt ein Geſetz über bie Berechtigung der Aus: 
länder in ber Türkei Grundeigentum zu erwerben. 

»„ Die Pforte antwortet auf die Noten der Mächte vom 15. und 
16. d. M. bez. Sandia, daß fie auf eine ſolche Enquäte in einer 
von ihr felbit feitzufeßenden Form und unter ber Vorausſetzung ber 
Wahrung der Hoheitsrechte des Sultans einzugehen bereitwillig jet, 
jedoch nur unter ber unerläßlihen Vorbedingung, daß bie Bevölkerung 
Candia's durh Entfernung ber fremben indringlinge von bem 
Drude befreit werbe, durch ben fie fi in ber freien Kundgebung 
ihrer Gefinnungen gehemmt jehen würbe, Da dieſe Bedingung ohne 
Zwang gegen Griechenland nicht zu erfüllen ift, fo bleibt der Schritt 
ber Mächte erfolglos, 

„ Abreife des Sultans nad) Paris in Begleitung feines Sohns 
und bes muthmaßlichen Thronfolgers ſowie Fuad Paſchas. Der 
Großvezir Mali Paſcha übernimmt für die Dauer ber Abweſenheit 
bes Eultans die Regentihaft, Sawfet Paſcha das Auswärtige. 

„ (Bulgarien). Mithad Paſcha gelangt dur Verrath in ben 
Beſitz einer Lifte der Aufftänbiichen und der fog. nationalen Re: 
gierung. Ginige der Hauptanführer werben eingefangen und aufge: 
nüpft. Die Infurrection ift als beendigt anzufehen und erhält fi 
im Balfan lediglich noch als eine Art Brigantaggio. 


5. Juli. (Rumänien). Fürft Karl wohnt in Jaſſy einem Gottes: 


14. 


15. 


bienft in der Synagoge bei und empfängt eine Deputation ber 
Juden. 


» (Sandia). Dmer Palha unternimmt einen combinirten Angriff 
gegen die Sphakia. Er felbjt bricht von Franco-Eaitelli gegen As— 
kypho, Mehemed Paſcha gegen die Päſſe von Kallikrati auf. Die 
Türken fiegen und vereinigen fidy in ber Sphakia. 
„» Rumänien). Neue Jubenverfolgung. Graufames Ertränfen 
von ausgewwiefenen Juden in Oalacz. 
» Rumänien) Cämmtlide Confuln in Galacz richten, geftüßt 
auf „genaue Ermittlungen“ einen energifhen Proteſt gegen die 
Barbarei vom vorhergehenden Tage an den Präfecten ber Stadt: 
„... Mir wiffen nidt, 06 fich unter diefen Sfraeliten ein fremder Untere 
than befinbet, aber in nen ber notorifhen Berfolgungen, deren Gegen: 
ftand bie Iſraeliten in biefem Lande find, halten wir es für firenge Pflicht, 
nahdrüdlihd im Namen ber Regierungen, welde wir bier vertreten, gegen 
biejen Aft ber Barbarei zu proteftiven und die ganze Verantwortung bafür 
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gegenüber ber civilifirten Welt auf Sie, Herr Präfekt, und die höhere Be: 
börbe zu wälzen.“ 

18. Juli. (Candia). Ein Telegramm Omer Paſcha's meldet die Be: 
jegung ber Sphafia. Indeß ift es ihm doch nicht gelungen, in bag 
eigentlihe Gebirge einzubringen, dev Aufſtand darum noch Feines: 
wegs zu Ende. — Ein gleidhlautendes Telegramm der Eonfuln Ruf: 
lands, Frankreichs, Englands und Italiens in Canea berichtet von 
allerlei Graujamfeiten der Türfen in ber Sphakia. Die Regierungen 
Rußlands und Frankreichs beauftragen in Folge davon ihre bei 
Candia jtationirten Kriegsichiffe, Weiber und Kinder der Candioten 
nah Griechenland überzuführen. 

21. „ (Rumänien) Die Separatiftenpartei ber Moldau ladet bie 
Abgeordneten und Senatoren der Moldau auf den 6. Auguft zu 
einer Verfammlung nad) Roman ein, 

22. „ (Rumänien). Fürft Karl trifft von Jaſſy wieder in Bufareft 
ein. Die Generalconjuln verlangen von ihm eine Collectivaubienz 
bezügli der Vorfälle in Galacz. Der Fürft verweigert fie. — Die 
Regierung erläßt ein Verbot gegen bie projectirte Berfammlung in 
Roman und fchict zwei Regimenter dahin ab. 

23. „ (Gandia). Dmer Paſcha verweigert dem ruſſiſchen Schiffe 
commandanten, Weiber und finder an ber Küfte aufzunehmen und 
nah Griechenland überzuführen. 

25. „ Die Pforte richtet eine Depefhe an die Großmächte gegen bie 
Abficht, den mwehrlofen Theil der canbiotiihen Bevölkerung nad) 
Griechenland überzuführen. 

27. u (Eandia). Der franz. Abmiral erzwingt von Omer Paſcha bie 
Erlaubniß, Weiber und Kinder an ber Küfte aufzunehmen und nad 
Griechenland überzuführen. 

31. „ (Ganbia). Der Transport von Weibern und Kindern nad 
Griechenland wird nunmehr auch den ruffiihen Schiffen geftattet. 


-J 


. Aug. Der Sultan trifft von feiner Reife nah Paris und London 

über Wien zurüd wieder in Kojtantinopel ein. 

10. „ (Rumänien) Die von den wmoldauiſchen Geparatijten in 
Roman beabfichtigt gewejene Berfammlung wird auf ben 6. Sept. 
verſchoben und dann aufgegeben. 

12. „ (Rumänien). Gin dacostumänifcher Congreß für die Romanen 
in der Moldau und Walladei, Bukowina, Siebenbürgen, Banat, 
Beflarabien tritt in Bufareft zufammen angeblich zu Gründung einer 
rumäniſchen Akademie. 

18. „ (Serbien). In Belgrad tritt ein ſerbiſcher Studentencongreß 
zuſammen. 

„ „ Fuad Paſcha geht im Auftrage des Sultans nad Livadia, mo 
der Kaiſer von Rußland weilt. 
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Der Kaifer fo bei biefer Gelegenheit Fuad Naicha neuerdings aufgefors 
bert haben, Candia an Griechenland abzutreten und fi an Rußland anzus 
Ihließen, und da Fuad dieß für rein unmöglich erklärte, ihn eingeladen haben, 
feine Anjichten dem Sultan zu wieberbolen, ihn zum Eingehen auf die aus— 
einandergeſetzte Idee aufzufordern, ihm vorzuhalten, baß es beſſer fei einen 
Nahbar zum Freund zu haben als Freunde, bie am andern Weltenbe feien 
und, obſchon jie fih zu Zürfenvertheidigern um jeben Preis aufwerfen, in 
Mahrheit doch nur der Politik des Nachbars die Schlebpe tragen. „Sagen 
Sie bem Sultan, daß dieſer Nachbar im gegebenen Augenblid aufhören 
fönnte conjervativ zu fein, baß alsdann die Türfei mit allen ihm zur Vers 
fügung ftehenden Kräften zu rechnen haben würde.” 


27. Aug. Die Vertreter Frankreichs, Rußlands, Preußens und Italiens 


machen ber Pforte den mündlichen Vorſchlag, bie Feindjeligkeiten 
auf Candia für 3 Monate zu jufpendiren und cine internationale 
Eommilfion zu Erforfhung der Stimmung ber Bevölkerung einzujeßen. 


4. Sept. Die Pforte lehnt das Begehren der Mächte ab: 


13. 


28. 


Die Pforte verwerfe nicht den vorgefhlagenen Waffenftillitand, doch mwillige 
fie nur in eine Guspenfion ber zFeinbjeligfeiten für einen Monat zu Land, 
indem fie auf ber gleichzeitigen Fortdauer ber Blokade beftehe. Während 
biefer Zeit könnten alle, melde es wünſchten, die Inſel unbeläftigt verlaffen, 
jedoch verlieren alle Greter, welche in biejer Weife auswanberten, ihr Heimats- 
recht, und bürften ohne vorgängige Erlaubniß der Regierung auch nicht mehr 
beimfeßren. Während der Waffenruhe foll von ben türfijchen Truppen fein 
weiterer Angriff gemacht werben, ſollte jedod von Seiten ber Aufftänbifchen 
ein Angriff gefchehen, fo würden fih die Truppen natürlich vertheidigen. 
Mas bie vorgefhlagene Commiſſion betreffe, jo halte die Pforte eine derartige 
Erforihung Sr überflüffig, da der Anfhluß der Inſel an Griechenland 
ausgeſchloſſen ſei, und fomit die Einwohner nur über etwaige Wünſche bes 
fragt werden müßten. Was Reiormen. anbelange, fo beabfichtige aber bie 
Pforte mehr Gonceffionen zu machen als jemals von Seiten der Mächte ober 
gar der Creter ſelbſt beanfprucht worden. 


„CCandia). Die Pforte erläßt ein Ammeftiedecret für Einhei— 
miſche und Fremde, die binnen 6 Wochen (bis zum 1. Nov.) die 
Inſel verlaſſen. 

„CCandia). Der Großvezier Aali Paſcha geht in Perſon nad 
Candia ab, um das Friedenswerk in die Hand zu nehmen. 


4. Oct. (Candia). Omer Paſcha erläßt eine Proclamation, durch die 


15. 


er die Niederlegung der Waffen verlangt, der Großvezier Aali ver— 
öffentlicht das Amneſtiedecret und ladet die Candioten ein, aus jedem 
Diſtrict 4 Abgeordnete nach Canea zu ſchicken, um feine Vorſchläge 
entgegen zu nehmen und ſelber die Wünſche der Bevölkerung zu 
formuliren. | 
„ (Sandia). Die cretiihe Nationalverfammlung erklärt von Ar: 
gyropulis aus in einer Zuſchrift an bie Conſuln das Amneftie- 
anerbieten ber Pforte für ungenügend. 


» (Eanbdia). Dmer Paſcha wird abberufen und durch Huſſein 
Paſcha erſetzt. 
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30, Sept. Auf den Vorſchlag Rußlands übergeben dieſes, Frankreich, Preußen 
und Italien der Pforte eine gemeinjame „Erklärung“, durch melde 
fie ihrerjeits die diplomatifche Intervention in Betreff Candia's zum 
Abſchluß bringen wollen. England und Dejterreih haben ven Bei: 
tritt zu der Erklärung abgelehnt. 

Die Erflärung erinnert daran, daß vom Beginn der in Greta flattgefuns 
benen bedauerlichen Greignijfe mehrere Großmädte übereingefommen feien, 
ber Piorte zu empjehlen, daß fie das Blutvergießen einftelle und in Gemein: 
ſchaft mit ihmen durch eine loyale Enquéête über bie Klagen und Wünſche der 
Gandioten eine Loſung fuche. Vorläufig beftanden fie darauf, die Familien 
der Inſurgenten den Kriegsunfällen zu entziehen. Die Piorte hat dein feine 
materiellen Hinderniſſe entgegengeitellt, aber den Rathichlägen, den Anforber: 
ungen der Gabinette bat fie eine unbefiegbare Unthätigfeit entgegengefekt. 
Die Amneſtie, welche die Ginftellung der Keindfeligfeiten anbot, enthält feine 
einzige Garantie, welde die Maßregel zu einer ernften mahen könnte, und 
die definitive Verweigerung einer Enquäte läßt feinerlei Löſung ber anhän— 
gigen Fragen, feine Abhilfe ber Mißbräuche erwarten, welche bie candiotiſche 
Erhebung bervorriefen, den chriftliden Orient erregten und bie Sorge ber 
Großmächte wachrieſen. Troß ihrem Drängen int feine organifhe Reform 
angeordnet, um den Wünſchen der übrigen chrijilichen Bevölferungen Genüge 
zu leiften, für welche dev Anblick biefes hartnädigen Kampfes eine jortwähe 
rende Urſache der Aufregung ift. Unter dieſen Sonjuncturen haben bie Mächte, 
welche ihre Ratbicläge der Pforte anboten, das Bewußtſein, das vollbradt 

- zu haben, was ihnen ihre Menichlichfeits: Gefühle und ihre Sympathien ges 
baten, nicht nur für die allgemeinen Intereſſen der hriftlichen Racen, jondern 
für die Zufunft der Türkei ſelbſt, denn diefe Zukunft ift unlösbar mit ber 
Ruhe der unter das Scepter bes Sultans gellellten Benölferungen verknüpft. 
Die Cabinette fürdten, daß die Verlängerung dieſes blutigen Conflicts und 
der hartmädige Widerjland ber Pforte gegen freundicaitlide Ermahnungen 
bei diejen Bevölkerungen die Hoffnung auf eine wirfliche Verbeſſerung ihrer 
Tage gerade in dem Augenblick zerflören werde, wo fie fich an bdiefelbe am 
jtärfften Kammern, und daß fo im Drient die Krifis beichleunigt werde, 
welche zu verhindern fie (die Mächte) bemüht find. Sie glauben, die ver- 
föhnlichiten Anftrengungen und bie Rathſchläge der Vorausſicht erſchöpft zu 
haben. Ohne auf die großmüthige Miffion, welche ihr Gewifjen ihnen aufs 
erfegt, zu verzichten, erübrigt ihner nur, ſich won ihrer Verantwortlichfeit zu 
entbinden, indem fie die Pforte den Gonfequenzen ihrer Thaten überlaffen. 
Auf dem Wege, ben fie gewählt hat und auf weldem fie verharrt, Fonnte 
bie türkiſche Megierung ſicherlich nicht auf einen materiellen Beiſtand ber 
hriftlihen Mächte rechnen. Die Gabinette aber, nachdem fie vergebens ver: 
fucht, diefe Regierung aufzuflären, halten für ihre Pflicht, ihr zu erklären, 
daß bielelbe von nun am vergebens beren morulilche Unterftügung inmitten 
ber Verfegenheiten anrufen würde, welche der Türkei aus ihrem geringen 
Entgegenfommen jür ihre Rathſchläge erwachſen würden. 


5. Nov. (Candia). Nachdem der Maffenftillftand mit dem 1. Nov. 
abgelaufen ift, erläßt der Großvezier Aali eine Proclamation, durch 
welche er zwar ben Inſurgenten, namentlich aber ben fremden Ein: 
bringlingen friegsgerichtliche Beſtrafung in Ausficht ftellt, aber jeine 
Reformverheißungen aufrecht hält und baren unmittelbare Ausfüh— 
rung in Ausficht ftellt. 


Diefe Neformen beziegen ſich Feineswegs auf bie Verwaltung allein, fon: 
bern auf die Gefammtheit des’ fiantsbürgerlichen Lebens. Die Adminiftration 
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ber Inſel fol ein General: Gouverneur oder Bali, ben Oberbefehl über 
Truppen und Feltungen ein Chef-Commandant führen — zwei Poſten, bie 
nur in Ausnahmefällen in Giner Hand vereint fein sollen. Zur Unter: 
ftügung des Bali wird der Sultan and ben Reihen ber höheren Beamten 
einen chriftlichen und einen muſelmaniſchen Rath ernennen. Die Inſel zer 
fällt in Sandſchaks, deren Gnuverneure zur einen Hälfte Ehriften, zur andern 
Moslims jein jollen; den erjteren ftehen mujelmaniiche, den letzteren chriit- 
liche Adjuncten zur Seite, Alle aber ernennt die Regierung. Die gleiche 
Regel ift bei Bejekung der Kaimakam- oder Unter-Souverneursitellen einzu— 
halten, welchen die Verwaltung der Gantone oder Kazas, Unterabtbeilungen 
der Sandſchaks, obliegt. Auch Bei den Finanzpoſien jollen beide Nationali: 
täten concurrirenz ein Defterdar ſteht an der Spike des Ganzen und hat 
Unter : Directoren für bie Sandſchaks, ſowie einen Beamten für jeden Kaza, 
Jedem Gouverneur fteht ein Verwaltungsconfeil zur Seite, und zwar haben 
in demjenigen bes General= Gouverneurs bejjen beide Räthe, ber Chef des 
Gerichtswefens, ber griechiſche Metropolit, der Deiterdar, die Directoren ber 
Gorrefpondenz und ſeche andere Mitglieder Sit umd Stimme, welche letzteren, 
drei Ehriiten und brei Moslims, von ihren Glaubensgenoſſen gewählt werden. 
Die offizielle Gorreipondenz wird auf der ganzen nick in beiden Spracden 
geführt. In ähnlicher Weije beiteht der Berwaltungsconfeil des Gouverneurs 
in jedem Sandſchak aus dem Adjuncten, dem Richter, dem Biſchof, Dem 
Finanze Intendanten, ben Directoren ber Correfpondenz und ſechs vom Bolte 
gewählten Männern, unter benen drei Ehriften find; nur in den Sandichafs 
mit rein chriftlicher Bevölferung find alle ſechs Chriften. Für jeden Canton 
fol ein analoger Adminiftrationsrath zufanmengefeßt werden. Am Regie— 
rungsfige, fowie in jedem Sandſchak und Canton follen Givils und Griminals 
gerichte gebildet werben, beren Beiliger die Bevölkerung wählt, und welche 
in den gemifchten Bezirken aus Chriſten und Moelims, in den Territorien 
mit rein chriftlicher Bevölferung lediglich aus Ghriften heftehen. In ber 
Haupıstadt Ereta’s wird ein rein mohamedaniſches Tribunal mit religiöfeın 
Charakter die Proceſſe zwiſchen Moslims enticheiden. Jede Gemeinde und 
jedes Sandſchak fol überbich einen von ber Bevölferung erwählten Nath der 
Alten haben, und zwar einen für die Moslims, einen anderen für die Chriften. 
In jedem bürgerlichen, peinlihen oder geihäftlichen Prozeſſe zwijchen Türfen 
und Chriſten erkennt ein gemijchter Gerichtshof, Außerdem foll eine Art von 
Volfsrepräfentanz am Sitze ber Regierung gebildet werden, zu welcher jeder 
Canton Ereta’s zwei Delegirte entjendet, einen Chrijten und cinen Mufelman 
in Fällen gemiſchter Bevölkerung, ſonſt zwei Chriſten oder auch vefp. zwei 
Moslims. Dieſes Barlament wird einmal jährlich zufanımenberufen, um 
fih mit ben auf bad öffentliche Wohl bezüglicyen Gegenjtänden zu bejchäftigen, 
wie: Straßenbau, Grebitanjtalten, Hebung von Handel, Gewerbe und Aders 
bau, endfih allgemeine Principien bes öffentlichen Unterrichts, Die Fonds 
zut Ausführung ber von diefem Parlamente vorgeſchlagenen Verbeſſerungen 
wird die Pforte auf die Einkünfte ber Inſel anmweifen, und die Verwendung 
ſelbiger Fonds umter die Controle bes Parlamentes ftellen, welches in dem 
Entwurfe den Namen „Generalrath*” führt. Da die Einwohner Ganbia’s 
von jeher ber birecten Steuern, welche die anderen Provinzen zahlen, ents 
hoben gewelen jind, werden fie auch in Zufunit nur den Zebent, die Abgabe 
für Enthebung vom Militärbienfte, die Zölle und die Auflagen auf Getränfe, 
Salz und Tabak entrichten, welche Tegteren als Compenfation für bie Herab— 
jegung ber Zölle eingeführt find. Außer diefen und einigen anderen auf 
Greta wie im ganzen Reiche üblichen Steuern verspricht die Piorte den Ganz 
bioten feine Zahlungen zuzumuthen. Wie dieſe Laſten am leichteften einzu= 
beben und zu tragen find, das zu berathen fol die erfie Aufgabe des Genergl- 
Konfeile fein, 
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13. Nov. (Rumänien) Die Regierung löst die am 5. db. M. in 


15. 


22. 


26. 


21. 


außerordentlicher Seſſion behufs Erlebigung mehrerer dringender 
Borlagen zujammen getretenen Kammern in Folge heftiger Inter— 
pellationen auf und rechtfertigt die Maßregel damit, daß von ben 
brei Kammerparteien feine bie Majorität hatte und aud) die Majo- 
rität, aus welder das Märzminijterium hervorgegangen, nur eine 
ephemere geweſen fei. 

„ (Serbien). Der Minifterpräfident Garaſchanin, die Seele ber 
bisherigen Regierung, gibt unerwartet feine Entlaffung und wirb 
durch Riſtitſch erſetzt. 

„ (Sanbia). Der Großvezier Aali eröffnet die Delegirtenverſamm⸗ 
lung ber Inſel mit einer Rebe. Diefelbe beftcht aus 75 Mitglie: 
bern, worunter indeß nur 26 dhriftliche. 

„ Im Konftantinopel wirb ein vorläufiger Vertrag über die Her: 
ftelung einer Eifenbahn von Konftantinopel bi an ben perfifchen 
Golf unterzeichnet. 

„» (Rumänien) Das Minifterium mobdificirt fi, die leitenden 
Berjönlichfeiten bleiben indeß dieſelben: Golesco behält dag Aeußere 
und übernimmt dazu das Präfidium, Joan Bratiano behält das 
Innere und proviſoriſch aud die Finanzen, Demeter Bratiano tritt 


"ans und übernimmt eine Mijfion in’s Ausland, um das Aufbören 


der fremden Gerichtsbarkeit zu betreiben. 
„ Aegypten). Nubar Paſcha regt dur ein Memoire das Auf: 


' bören der fremden Conjulargerichtsbarkeit an. 


„ (Gandia). Der Großvezier ernennt eine Anzahl türkifcher und 
riftliher Beamten, die indeß in ihre Amtsbezirke nicht einzubringen 
vermögen. Die Inſurrection bauert fort, obgleid bie griechiſchen 
Freiwilligen die Inſel größteniheils, angeblich bis auf etwa 200, 
verlafjen haben. — Zweite Sitzung der Delegirtenverjammlung: 
Die 26 chriſtlichen Delegirten überreihen beim Großvezier ein Me: 
moranbum mit 6 Forderungen behufs Pacificirung der Inſel. 

1) Steuerfreiheit für mehrere Jahre; 2) Subfidien für die nothleidendben 
Familien und Gelder für ben Wiederaufbau ber zerftörten Gebäude; 3) Ne: 
vijion der Eteuergeießgebung; 4) Aufhebung der Bebellieiteuer (Steuer für 
bie Beireiung vom Militärdienft); 5) Heritellung von Banken zur Hebung 
des Aderbaues; 6) Ausbaggern der cretifchen Häfen. 


3. Dec. (Serbien). Der neue Miniſterpräſident Riſtitſch gibt ſchon 


11. 


wieder jeine Entlafjung und wird durch Milan Petroniewitich erjekt. 
»„ Der Minifterratb beſchließt, die Forderungen ber chriſtlichen 
Delegirten Candia's vom 27. v. M. zu bemilligen. 

» (Montenegro) verlangt dur eine eigene Aborbnung nad 
Konftantinopel von der Pforte neuerdings und in ziemlich drohender 
Weiſe die Abtretung eines Hafens am abriatiihen Meere, Antivari 
ober Spizza. 


13. Griechenland, 


1. Kan. Kammer: Das neue Minifterium Komunduros legt mündlich 
ſein Programm vor unter fortwährender lebhafter Zuſtimmung der 


Kammer. 

Der Miniſterpräſident beginnt mit einer nichts weniger als günſtigen Schil« 
berung ber inneren Zuſtände. „Die öffentliche Sicherheit, wie Ihr wißt, ift nicht 
blübend; das Anjehen der Geſetze ift verbleiht. Der finanzielle Zuſtand ift 
trauriger als wir es glauben konnten ; in der Staatsfafje befinden fich wenig 
Gelder, deſto mehr werden wir von Schuldnern und Gläubigern gedrängt 
— überihwemmt. Die Armee ift in vollſtändiger Mangelbaftigfeit.“ Die 
auswärtigen Vezichungen betreffend erklärt der Miniſterpräſident, daß es ber 
Wunſch des Minifteriums jei, die jreundihaftlichen Beziehungen mit allen 
Mächten zu erhalten. Allein wenn auch diefe Abficht vorberricht, und wenn 
auch das Königreich weder Unordnungen wünſcht noch fie hervorruft, fo gibt 
es doch Greignilje, ganz unabhängig von feiner Thätigfeit, Unordnungen in 
ben Nachbarprovinzen, bie aus localen Gründen hervorgehen, für welche 
Griehenlanb nicht verantwertlid ift, bie aber Gefahr für die Ordnung im 
Annern und für die Harmonie in den audwärtigen Beziehungen bringen 
können. „Wie ift es möglich, daß das griechiſche Volt unempfindlich bleibe!” 
Hier wird der Redner dur ſtürmiſchen Beifallsruf aus der Kammer wie 
von ben Gallerien unterbroden, und führt erſt nach einer langen Pauſe fort 
ben Eindrud zu befchreiben, welchen bie faſt täglidy aus Greta ankommenden 
faft nadten Weiber und Kinder auf das griechifche Bolf ausüben, „Niemand 
kann fich beflagen, wenn wir biejen Klüchtlingen jede mögliche Unterſtützung 
gewähren. Niemand kann von der griedifchen Regierung verlangen, baf fie, 
während fie die internationalen Rechte der andern achtet, bie Rechte ber Neus 
tralität bes griediihen Bolfo mißachten fol. Und welche griehifhe Regie: 
rung, felbft wenn fie wollte, ift im Stande fie zu mißadhten? Die Lage, in 
welche der Auffiand Creta's Griechenland gebradt Hat, ift nicht ohne Gefahr, 
und jelbft die Unterbrehung ber biplomatifchen Beziehungen mit einer bes 
freundeten Macht gehört zu den Möglichkeiten.“ 

5. „ Die Kammer genehmigt faft einftimmig das ihr am Tage vor: 
her vom neuen Minifterium vorgelegte Regentſchaftsgeſetz. 

Die Borlage eines ſolchen Gejeges wurde bei ber Abjicht des Königs, 
bald eine längere Reife in’s Ausland zu unternehinen, ſchon vom abgetretenen 
Minifterium Bulgaris beratben und damals ein Negentihaftsrath im’s Auge 
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gefaßt, am befien Spike Bulgaris felber zu treten gedachte. Das neue 
Minifterium einigte fih dagegen alsbald darüber, daß die Negentichaft nicht 
einem Einheimiſchen, fonbern weit bejjer einen Fremden übertragen werde, 
ber allen Parteien und deren politiihen Gombinationen fern ſtehe, wofür fich 
ber Oheim bes Könige, Prinz Johann von Glüdsburg zu eignen fcheine. 
Derjelbe muß indeß vorher von der Kammer nationaliſirt werben, weil dieß 
bie Verfaffung verlangt und bat nach dem angenommenen Geſetz bei bort 
vorgefchriebenen Eid in der Kammer und im Beifein des Könige abzırlegen. 
Für feine Dienflleiftung Hat der Prinz feine Gntihädigung weder jet nod) 
in Zufunft in Unfpruc zu nehmen. 


12. Jan. Die Kammer bemilligt einen Credit von 200,000 Drachmen 
für außerordentlihe Miffionen an die Höfe der Großmächte und 
nah Waſhington und 1 Mill. Drachmen für die Anfchaffung neuer 
Gewehre. 

20,—21. Jan. Ein türkiſcher, ein ägyptiſcher und ein franzöſiſcher Dampfer 
wollen im Piräus 480 aus Greta zurüdkehrende Freiwillige landen. 
Die Bevölferung läßt es nicht zu, zwei bon jenen werben getöbtet 
und ben übrigen vorerft eine wüſte Inſel bei Salamis zur Nus: 
ſchiffung angewiejen. 


29. Jan. Kammer: Der Kriegsminifter Pobaris Tegt einen Geſetzesent— 
wurf vor für Vermehrung der Armee und Deckung der dadurch 
erwachſenden Mehrkoften durch neue Eteuern, Die Kammer nimmt 
den Antrag mit großem Enthufiasmus auf. 


Der Minifter theilt die Streitmadt der Landarmee in eine reguläre und 
irreguläre, und entwidelt die Gründe für jede derjelben. Er erklärt es als 
Pflicht die öffentliche Orbnung im Innern berzujtellen, wo es ber geeigneten 
Militärmacht bedürfe, durch die allein dieſes Ziel erreicht werden könne; aber 
außer biefer Pflicht liege noch ob, daß Griedyenland fähig ſei den Frieden zu 
erhalten, für ben es aufrichtig wirfe, aber dafür doch, wenngleich die Regie— 
rung bie Neutralität fireng beobachte, während des Aufſtands in Greta von 
einer benachbarten Macht mißverſtanden werde und ihre Verſicherungen in 
Zweifel gezogen ſehe. „Die Regierung in Kenntniß aller der Mißhandlungen 
der unter der Knechtſchaft lebenden Ehrijten, beobadıtet mit Bedauern, daß 
die hohe Piorte weit entiernt bie Urſachen diefer Uebelftände abzuftellen, bar: 
auf denft noch andere Zwangsmaßregeln einzuführen. Wenn ben Noten 
Glauben zu fchenfen it, die in ben verfciedenen Blättern veröflentlicht wer: 
ben, fo bebroht die Piorte Griechenland mit Gefahr (türf. Note vom 26, 
Dec. ſ. Geſch.e-Kal. f. 1866). In dieſem Fall mülfen wir von jekt an ent⸗ 
gegentreten, um jeden feindlihen Angriff auf feine Grenzen zurüdzuweifen, 
bamit nicht der Friebe geftört werbe, ber nur auf zweierlei Meife gewahrt 
wird — burd) die Erniedrigung und durch die Rüftung. Ich frage demnach 
die Kammer, welche Löſung fie vorzieht?“ Wie aus einem Mund unter bes 
täubendem Jubel, antwortet bie Kammer „Bewafnung!” — Durch ben 
neuen Entwurf ift die Stärfe ber Landarmee für das Jahr 1867 auf 31,300 
Mann fetgeleßt und wird eingetheilt im reguläre und irreguläre. Die res 
guläre Truppe foll aus 14,300 Mann beleben, von denen 2000 Freiwillige 
nicht mehr dem Refrutirungsgefeg unterworfen fein follen. Die irveguläre 
Truppe wird aus 17,000 Mann beitehen, nämlich aus Rekruten zur Heeres: 
ergänzung in ber Zahl von 2000 Mann, aus ber Reſerve, aus nr... 
und, wenn nothwendig, aus ausgebienten Soldaten. Die Refrutirung für 
bas Jahr 1867 Hat bemnad 4500 Mann zu liefern, nämlih 2500 Mann 
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für die reguläre und 2000 Mann für die irreguläre Macht. Die Steuerlaſt 
wird gleichmäßig nach der Seelenzahl auf die Gemeinden vertheilt. 


1. Febr. Die Kammer genehmigt einſtimmig die ihr angemuthete Ver— 
mehrung der Armee. 

4. „ Kammer: Die Regierung verlangt die Bewilligung ber noth— 
wendigen Mittel zu Beihaffung von 2 Panzerfregatten und 4 
Corvetten. 

10, „ Ein türkiſcher Dampfer bringt neuerdings 300 Freiwillige aus 
Candia nad dem Piräus zurüd, 

14. „ Der griehijhe Dampfer Panhellenion, der fortwährend Lebens: 
mittel, Munition und „Freiwillige nah Candia bringt, entfommt nur 
mit genauer Noth einer ihn verfolgenden türkiſchen Fregatte. 

23. „ Kammer: Die Regierung legt das Budget vor. Dasjelbe weist 
(unter Einvehnung der neuen Steuern) eine Einnahme von 32 Mil. 
Drachmen und dagegen eine Ausgabe von bloß 28 Mil, Dr. aus. 


16. März. Zur Ueberwahung ber griechiſchen Blocadebrecher erſcheinen 
zwei türkiſche Kriegsbampfer im Piräus, Die griech. Regierung 
peoteftirt dagegen und bie türkiſchen Schiffe entfernen fich wieder. 


13. April. Kammer: Die Regierung verlangt die Bewilligung zu einem 
Anlehen von 25 Mil. Dradmen für Armee: und Marinezwede, 

20. „ Die Kammer genehmigt das neue Gewerbeiteuergefeg, um ben 
vermehrten Bebürfniffen der Verwaltung zu genügen. 

21. , Prinz Johann von Glücksburg leijtet in der Kammer und in 
Gegenwart des Königs den Eid als Regent für bie Dauer ber 
Abweſenheit des leßteren. 


22. „ Der König tritt feine Reife nah Europa an. 


16. Mai. Der König verlobt fih in St, Petersburg mit der Großfürftin 
Dlga, Tochter des Großfürften Conjtantin. 


4, Juni. Der Blocadebrecher NArcadion, von türkiſchen Schiffen anges 
griffen, entlommt benfelben nur mit genauer Noth. 


— Juli. Franzöſiſche und ruffifhe Schiffe fangen an, Weiber, Kinder 
und Greife maffenhaft aus Candia nad Griechenland zu transportiren. 


20. Aug. Der Blocadebreher Arcadion wird enblih auf feiner 24jten 
Fahrt nah Creta von dem türkiſchen Kriegsſchiffe Izzedin überrajcht 
und nad erbittertem Kampfe gezwungen auf ben Strand zu laufen. 
Die Mannſchaft rettet fi größtentheild und wird von einem ruſſiſchen 
Schiffe nach Athen gebradt. 

29 
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1. Oct. Die aus Candia geflüchteten Weiber, Kinder und Greiſe betragen 
bereits nahe an 40,000 Seelen und ſteigen bis Ende d. J. auf 
60,000. 

7. „ Eröffnung der Kammer ohne Thronrede bes Regenten. 

12. „ Kammer: Wahl bes Präfidenten. Der Regierungscanbidat twirb 
mit 83 gegen 42 Stimmen gewählt. 
21. „ Kammer: Die Regierung verlangt einen Credit von 7 Millionen 
und die Anerkennung von 4 Millionen bereits gemachter Ausgaben. 
27. „ Teierlide Vermählung des Königs mit der Großfürftin Dlga 
- in St. Petersburg. 


24. Nov. Einzug des neuen Königspaars in Athen. 


14. Dec. Kammer: Schluß ber vierzehntägigen Debatte über die vom 
Minifterium geforderten außerorbentl. Grebite unb über bie innere 
und äußere Lage. Das Minifterium erhält mit 105 gegen 52 
Stimmen ein Vertrauensvotum. 

21. „ Der König legt troß des von ber Kammer dem Minifterium 
ertheilten Vertrauensvotums beutlih an ben Tag, daß er basjelbe 
zu wechſeln wünſche. 

29. „ Da«c Miniſterium entſchließt ſich, dem Könige zu entjprechen und 
gibt feine Entlafjung ein. Bulgaris wird neuerdings mit ber Bil: 
bung eines Cabinets betraut, 


IV, 


Außerentopäifhe Stanten, 


1. Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


7. Jan. Das Repräfentantenhaus befchließt, den Antrag Afhley’s, ben 


40, 


11, 


15. 


Präfidenten Johnſon wegen Verlegung der Verfaſſung in Anklage: 
zuftand zu jegen, einem Comité zur Prüfung zu überweifen. 

Der Präfident legt jein Veto ein gegen ben übereinftimmenden Bes 
ſchluß beider Häufer, den Negern des Diftricts Columbia (Wafhington) 
bas Stimmrecht zu ertheilen. 

» Beide Häufer ftürzen das Veto bes Präfidenten gegen das Stimm: 
recht der Neger im Diftrict Columbia mit Zweibrittelmajoritäten um. 
„ Der Senat genehmigt die Zulaffung ber bisherigen Territorien 
Colorado und Nebraska als Staaten in bie Union, diefes mit 24 
gegen 15, jenes mit 23 gegen 11 Stimmen und zwar bießmal 
unter ber Bebingung ber Ertheilung des Stimmrechts an die Neger. 
(Schon im vorigen Jahr war die Aufnahme Eolorados, damals nod) 
ohne dieſe Bebingung, vom Congreſſe befcloffen worden, aber am 
Veto des Präfidenten gefcheitert.) 

» Der Senat tritt mit 26 gegen 7 Stimmen bem Beſchluſſe bes 
Repräfentantenhaufes vom 14. Dec. v. J. bei, der ben Beginn bes 
neuen Gongrefies ſchon auf ben 4. März ftatt auf ben 4. Dec. feſt⸗ 
feßgte, um jedes Interregnum und damit die freiere Hand bes Prä- 
fidenten während eines ſolchen zu verhüten. 

» Der Senat genehmigt mit 29 gegen 9 Stimmen eine Bill 
(tenure of office bill), welche dem Präfibenten verwehrt, ohne Zu: 
ſtimmung bes Senats Beamte zu ernennen oder abzufegen, mit ein: 
ziger Ausnahme feiner Minijter. 

„ Das NRepräjentantenhaus genehmigt auch feinerfeits bie Aufnahme 
bon Colorado mit 90 gegen 60 und von Nebrasfa mit 103 gegen 
55 Stimmen, verftärft aber noch die vom Senate daran geknüpfte 
Bedingung bez. bes Negerſtimmrechts. 
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16. Ian. Der Senat erflärt fi mit dem verftärften Zuſatze bes Reprä⸗ 
fentantenhaufes in ber Nebrasfa: und Colorabobill bez. Negerftimm: 
recht einverftanden, fo daß Geſammtbeſchluß eriftirt. 

417. „ Der oberfte Bunbesgerihtshof erflärt den fog. Reinigungseib 
ber gewefenen Rebellen (Teftimonialeid) für verfaflungswibrig. 

„ — 23. Januar. Repräfentantenhaus: Antrag von Thabbäus Stevens 
auf Reorganifation der Südftaaten (unter Befeitigung der John 
fon’fchen Behörden). Langwierige Debatte darüber. Der Antrag 
wird fchlieglid mit 88 (mworunter alle Demokraten und 50 Re 
publifaner) gegen 65 Stimmen (Republifaner) dem vorjährigen 
XVer Comité zur Ueberarbeitung zugewiefen. 


23. Yan. Das Repräfentantenhaus genehmigt mit 109 gegen 42 Stim: 
men eine Bill, bie troß bes Beſchluſſes des Dberbundesgerichtes 
einen Reinigungseid ((test-oath) der ehemaligen Rebellen feftjekt. 


30. „ Der Präfident legt neuerdings gegen die Zulaflung der Territorien 
Colorado und Nebrasfa als Staaten in bie Union fein Veio ein. 


31. „ Das Repräfentantenhaus ftreicht die bisherige Gefanbtihaft in 
Ron, weil fih der Papft ſ. 3. für die Südſtaaten ausgefprodhen 
und ein anglicanifches Bethaus in Rom nicht geftattet habe. 


6. Febr. Der Senat beharrt auf feiner. Aemterbill (temure of office 
bill) und vermwirft das vom Repräſentantenhaus dazu beichloffene 
Amendement, das auch bie Entlaffung von Miniftern durch ben 
Präfidenten von ber Zuftimmung bes Senats abhängig machen 
wollte, mit 28 gegen 17 Stimmen. 

Repräfentantenhaus: Der XVer Ausſchuß legt gegen alle Er: 
wartung einen fehr burchgreifenden Antrag für die Neconftruction 
ber Sübftaaten vor, ber nicht nur bie rechtliche Ungültigkeit der von 
Johnſon creirten Staatsorganijationen ausſpricht und einfach auf 
ben status quo ante db. 5b. auf den December 1865 zurüdgreift, 
fondern auch die militärifhe Beauffichtigung des Südens ausdrücklich 
bem Präfidenten abnimmt und bem General Grant zumeist: 

„In Erwägung, daß bie ohne Vollmacht von Seiten bes Gongrefjes und 
ohne Zuſtimmung bes Volks creirten angeblien (pretended)  Stauatsre: 
gierungen ber es früher fogenannten Gonföberirten Staaten feinen ange: 
gemeffenen Schuß für Leben und Eigenthum bieten, fondern im Gegentheil 
Gefeglofigfeit und Berbrehen ermunteru; und in Erwägung, daß es noth— 
wendig -ift, in jenen jogenannten Staaten Frieden und geſehliche Ordnung 
aufrecht zu erhalten bi® dort auf geſetzliche Weile Toyale republifaniiche 
Staatsregierungen errichtet werben Fünnen, wird bieburch vererbnet: 1) Jene 
fogenannten Staaten werden in bie folgenden fünf Militärbezirfe getheilt: 
a) Birginien; b) Nord» und Süb-Carolina; c) Georgia, Alabama und 
Florida; d) Miffiffippi und Arkanjas; e) Louifiana und Teras. 2) Der 
General ber Vereinigten Staaten (Grant) ernennt die Militärbefehlshaber 
für biefe Bezirke, und weist ihnen die zur SInfraftfeßung ihrer Autorität 
erforberlihde Militärmacht zu. 3) Der Militärbefehlehaber bat allen Ein- 
wohnern für ihre perfönlien und Eigenthumsrechte Schuß zu gewähren; 
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Aufruhr, Öffentliche Ruheſtörungen und Gewaltthaten zu unterbrüden; alle 
Störer der öffentlihen Ruhe und Verbreder zur Strafe zu ziehen. Zu 
biefem Zwed kann er bürgerlichen Gerichten geftatten über Verbrecher abzu: 
urtheilen — kann aber aud, wenn es nad feiner Anficht nothwendig ift, 
Militärgerichte dazu einfepen. Lebe Ginmifchung ber fogenannten Staats: 
behörben in diefes Verfahren ift nichtig und ohne rechtliche Wirkung. 4) Die 
Bunbesgerichte bürfen feinen KHabeas:Gorpus:Beiehl zu Gunften von in 
Milttärgewahrfam befindlichen Individuen erlaffen, wenn nicht ein in bem 
betreffenden Bezirk ftationirter Bundescommifjär ober Bunbesoffizier ſchrift— 
ih und auf Ehrenwort erklärt, daß feiner Anficht nad die Detention bes 
betreffenden Individuums ungerechtiertigt, auch das Geſuch um einen Habeas- 
GorpussBeiehl in gutem Glauben und um ben Zwecken ber Rechtspflege 
dienlich zu fein, nicht aber um fie zw vereiteln, eingebracht worden fei. Wlle 
frait vorliegenden Geſetzes von ben Militärbehörden in Haft genommenen 
Individuen follen ohne unnöthigen Verzug procelfirt, und es fol feine grau— 
fame ober ungewöhnliche Strafe zuerkannt werden. 5) Kein das Leben ober 
bie Freiheit eines Menſchen affleirendes Strafurtheil eines Militärgerichts 
barf vollfiredt werben, ohne von dem Milirärbefehlshaber bes betreffenden 
Militärbezirts beitätigt zu fein.“ 


9. Febr. Beide Häufer jlürzen das Veto des Präfidenten gegen bie 


” 


11. 


Nebreskabill um, das Repräfentantenhaue mit 120 gegen 44, ber 
Senat mit 31 gegen I Stimmen. 


„ Die Legislatur von Tenneſſee nimmt ein Gefek, das den Negern 
bas Stimmredt ertheilt, in britter Leſung an. 


„ Repräfentantenhaus: Bericht und Antrag ber zu Unterfuchung 
ber Negermebelei in Neuorleans vom 30; Juli 1866 niebergefegten 
Commiffion. Uebereinftimmend damit nimmt das Haus mit 113 
gegen 48 Stimmen eine Bill behufs Reconftruirung bes Staats 
Louiſiana an, bie als das geiftige Ergebniß der feit zwei Jahren 
geführten Parteifämpfe angefehen werben muß: 

„1. Ser Präfident ernennt mit Zuſtimmung bee Senats einen Gouver: 
neur für Pouifiana auf Höditens ein Jahr. Der zu Ernennende darf in 
feiner Weife direct oder indirect Theil an ber Nebellion genommen haben, 
muß vielmehr allezeit bem Bunde treu geweſen fein, und barf fein Amt erft 
nad feiner Beltätigung durch ben Senat antreten, 2. In gleicher Weife er: 
nennt ber Präfident (und Senat) eine aus neun Mitgliedern beftehenbe pro: 
viforifche Regierung, deren Mitglieder ebenfo qualificirt fein müjjen wie ber 
Gouverneur, Diejes Neuner:Gollegium übt (nachdem es vom Senat be— 
ftätigt ift) im Gemeinschaft mit bem Gouverneur bie geſammte geſetzgebende 
Gewalt bes Staats auf jo lange bis eine Reorganifation besfelben ftattge= 
funden bat. 3. Die proviforifche Regierung ernennt fo lange, bis bie Wähl: 
barkeit der Beamten wieder eintritt, alle Unterbeamten im Staat, und darf 
bazu nur folde Individuen wählen, welche im Stande find, ben unterm 
2. Zuli 1862 formulirten Loyalitätseib zu leiften. 4. Am 4. Juni 1867 
wählen bie qualificirten (f. u.) Urwähler einen Gouverneur, Vicegouver⸗ 
neur 2c. ſowie eine Stantsgefeßgebung, und zwar proviſoriſch auf ein Jahr. 
Die zu Ermählenden müſſen diefelben Qualificationen wie oben angegeben 
befigen (d. 5. feinerlei Antheil an ber Rebellion gehabt haben, und ben 
barauf bezüglichen Loyalitätseib zu leiften im Stande fein). 5. Das Wahl: 
recht üben bierbei: alle volljährigen, feit mindeftens einem Jahr in Louiſiana 
anfäffigen Bürger ohne Unterſchied der Hautfarbe, bie nicht, feit fie Bürger 
find, gegen bie Bundesregierung bie Waffen geführt Haben, und den Loyalitäts- 
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eid vom 2. Juli 1862 Ieiften können. Sole fonft qualificirte Bürger, 
welche in feinem höhern Rang als dem gemeiner Soldaien in ber Rebellen» 
armee gedient haben, können das Wahlrecht erhalten, wenn fie biefe Thatſache 
durch das Zeugniß loyaler Bürger beweilen, ſowie aud, daß fie nach bem 
4. März 1864 nicht mehr willig an der Redellion theilgenommen haben, 
und wenn fie für bie Zukunft dem Bund Treue ſchwören. 6. Der Kriegs: 
minifter bat bie nöthigen Anorbnungen für bie — ber Wählerliſten, 
die Abhaltung der Wahlen ꝛc. zu ertheilen. Zu Wahlbeamten darf er jedoch 
nur ſolche Individuen nehmen, bie laut $ 5 als Wähler qualificirt find. 
7. Am 15. Dectober 1867 erwählen bie (mie sub 5) qualificirten Urwähler 
einen Berfaffungsconvent. Wählbar dazu find nur ſolche Individuen, welde 
bie sub 1 für den proviforiihen Gouverneur vorgeicriebene Qualification 
befiten und ben Loyalitätseid vom 2. Auli 1862 Ieiften. Die vom Eonvent 
zu entwerfende Verfaffung muß: a) Feine Rechtsunterfchiebe auf Grund ber 
Hautfarbe oder Race ftatuiren, b) die Autorität des Bundes zur Beſchützung 
und immerwährenden Erhaltung bed Bundesverbandes anerkennen, c) bes 
flimmen, daß feine im Namen bes Staats ober ſonſtwie zur Förderung ber 
Rebellion contrahirte Schuld je übernommen ober bezahlt werben barf, und 
daß d) der Staat niemals irgendjemandem für bas was er zur Förderung 
der Rebellion gethan oder gelitten eine Entihäbiaung, Schenkung, Penſion ꝛc. 
gewähren darf. Die jo zu entwerfende Verfaſſung wirb ben Urmäblern zur 
Genehmigung vorgelegt, und, wenn genehmigt, beim Gongrek eingereicht. 
8. Es wird bem Präfidenten zur Pflicht gemacht, jofort einen General zum 
Mititärbefehlshaber in Louifiana zu ernennen, und bemielben eine Militärs 
macht zur Verfügung zu ftellen, welche hinreichend ift, um die bem Befehle: 
haber geftellte Aufgabe zu erfüllen. Wo immer im Staat bie bürgerlichen 
Behörden außer Stand ober nicht willens jind bie Geſetze über Verhütung 
und Beitrafung von Verbrechen pünftlih zu vollftreden, foll der Militär: 
bejehlshaber die Verbrecher verhaften laffen, umd in Gewahrfam halten bie 
bie bürgerlichen Behörden eine Verfolgung der Berbrechen eintreten lafjen. 
In der Aufrechthaltung ber öffentlichen Ordnung und Vollſtreckung der Ge: 
jege foll der Militärbefehlshaber ben bürgerlichen Behörden dergeftalt behülf— 
lich fein, daß gleiches Necht für alle ohne Unterſchied der Farbe geübt wird. 
9. Alle von der provijorifchen Regierung gelroflenen gefeßlihen Anordnungen 
unterliegen ber Zuftimmung des Gongrefies. 10. Die jest in Lonifiana be: 
ftehenden Geſetze bleiben nur infoweit in Kraft als fie nicht mit der Bundes— 
verfaflung und den Bundesgeſetzen, Ipeciell mit dem vorliegenden, in Wider: 
ſpruch ſtehen. Zu Geſchwornen bürfen nur ſolche Individuen genommen 
werden, welche ſich nach Maßgabe des vorliegenden Geſetzes als Urwähler 
qualificiren.“ 

Das Haus fährt indeß trotz dieſes Beſchluſſes fort, die Recon— 
ſtructionsbill des XVer Ausſchuſſes bez. ſämmtlicher Südſtaaten zu 
berathen, die dazu beſtimmt iſt, den Boden frei zu machen für ähn— 
liche Geſtaltungen auch in den übrigen Rebellenſtaaten. 


14. Febr. Das Repräſentantenhaus nimmt ſchließlich die Reconſtructions⸗— 


15. 


bill des XVer Ausſchuſſes mit 109 gegen 55 Stimmen (worunter 
16 Republikaner) an. 

„ Das Repräjentantenhaus beharrt gegenüber dem Senat bez. ver 
Aemterbill nun auch feinerjeits darauf, daß durch biejelbe dem Prä- 
fibenten verboten werde, feine Minifter, ſobald er jie einmal ernannt 
babe, ohne die Zuftimmung bes Senats wieder zu entlefjen und 


verlangt deßhalb eine Konferenz mit bem Senat, bie von biefem zus 
geftanben wird. 
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46. Febr. Der Senat mildert die vom Repräfentantenhaufe angenommene 


19, 


20. 


Reconitructionsbill für die Südftaaten, mobifieirt und vervollftänbigt 
fie jehr wmefentlih nah einem Antrag bes Cenators Sherman 
(Bruder des Generals). 

Das Projekt bes Senats ftimmt mit demjenigen bes Repräfentantenhaufes 
darin überein, daß fie die rechtliche Gültigfeit ber f. 3. vom Präfibenten Johnſon 
getroffenen Reorganijationen gleichfalls aufbebt, den Süden zeitweilig gleich: 
falls der Militärgewalt unterftellen will, Dagegen unterfcheibet fi basjelbe 
ſehr weienıli darin, daß es bie Ernennung ber Gommanbdanten für bie 
fünf Militärbezirfe, im welche ber ganze Süden eingetheilt wirb, dem Prä— 
fidenten läßt und nicht dem General Grant überträgt. Neu ift darin, daß 
als 3—5. Artikel feftgefeßt wird: Einführung bes allg. Stimmredhts für alle 
männlichen Einwohner des Südens, bie Neger inbegriffen und bloß mit Auss 
nahme der wegen Verbrechen Veruntheilten und der wegen Theilnahme an 
der Rebellion für ihrer Mechte verluftig Erflärten; 4) Reorganifation der 10 
Südſtaaten auf biefer Bafis; 5) ſobald diefelben fi eine vom Congreß ges 
nehmigte Berfaffung gegeben und das Amendement zur Bunbesverfaffung 
angenommen haben werben, follen ihre Rertreter in beibe Häufer bes Gen: 
grefjes zugelafjen werden und alle außerorbentlihen Maßregeln aufhören. 

» Der Senat verzichtet auf bie bisher von ihm behauptete Claufel 
ber Aemterbill bez. ber Minifter und tritt den Beichlüffen bes Re: 
präfentantenhaufes bei, fo daß dießfalls Gefammtbeichluß erzielt ift. 

Das Repräfentantenhaus weist mit 98 (Ultraradicale und bie 
39 Demokraten) gegen 73 die vom Senat mobificirte Reconftrucz 
tionsbill zurüd und verlangt vom Senat eine Conferenz behufs einer 
Berftänbigung, bie jedoch von dieſem abgelehnt wird. 

» Das Repräfentantenhaus fügt fich mit unmefentlicher Modification 
ben Senat bezüglich ber Neconftructionsbil mit 125 gegen 46 
Etimmen (die 39 Demokraten und 6 Republikaner). 

Der Senat genehmigt feinerfeit® die Mopdification des Repräfen: 
tantenhaufes in der Reconftructionsbill mit 35 gegen 7 Stinmen, 
jo daß ein Gefammtbefhluß erzielt if. Derfelde lautet: 

„Ju Anbetracht, daß in ben (zehn) Rebellenſtaaten zur Zeit Feine gefeh- 
mäßigen Staatsregierungen und fein Schuß für Leben und Eigenthum bes 
Reben; daß es aber nothwendig ift dort Ruhe und Orbnung zu erhalten, 
bis auf gefegmäßige Weile loyale republifaniiche Stantsregierungen errichtet 
werben Tönnen, wird hiedurch verordnet: 1) Die genannten Staaten werben 
in fünf Mitieärbezirfe getheilt und find ber Bundes-Militärautorität unters 
worfen. 2) Der Präfident hat die commandirenden Generale ber Bezirke zu 
ernennen und ihnen eine zur Erfüllung ihrer Pflichten hinreichende Truppen: 
macht zur Berfügung zu ftellen. 3) Der Militärbefehlsgaber hat das Leben 
und Eigenibum ber Einwohner zu beihügen; Aufruhr, Unorbnungen und 
Gewaltthaten zu unterbrüden; alle Störer ber öffentlichen Ruhe und Ber: 
brechen beftrafen zu fallen. Zu dem Zweck kann er den Tocalen bürgerlichen 
Gerichten Gompetenz zum ftrafrechtlihen Einjchreiten gegen Verbrecher eins 
räumen, oder aber, wenn es feinem Grmefjen nach mothivendig if, Militärs 
gerichte zu diejem Zweck organifiren. Alle im Namen irgendeiner Staates 
autorität ftattfindende Einmiſchung in bie Militärautorität nad Maßgabe 
bes vorlienenden Geſehes ift null und nichtig. 4) Bei ben militäriſchen 
Berhandlungen if jeder unnötbige Verzug zu vermeiden; Keine graufame oder 
ungewöhnliche Strafe zuzuerkeunen; fein bie Freiheil bes Angerlagien affiel- 
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rendes Urtheil zu vollftreden, ehe es von Bezirfscommanbeur beflätigt if. 
Zodesurtheile dürfen nur nachdem fie vom Präfidenten bejtätigt find vollitredt 
werben, 5) Wenn a. bie Ginwohner eines ber Rebellenftaaten durch einen 
Convent, bejjen Mitglieder von allen volljährigen männlichen Bürgern ohne 
Unterjieb der Race (ausgenommen folche, denen wegen Theilnahme an der 
Rebellion oder gemeiner Berbrehen das Wahlrecht abgeiprochen worden) ers 
wählt worden find, eine im jeder Beziehung mit ber YBundesverfafjung iu 
Einklang ftehende Staateverjaffung und Verwaltungsorganifation angenommen 
haben werden; b. wenn diefe Verfaffung allen wie vorftehend qualificirten 
Bürgern das Wahlrecht gibt; ec. wenn fie von ben fo qualificirten Bürgern 
in Urabflimmung angenommen worden tft; d. wenn ber Gongreß fie geprüft 
und gutgeheißen bat; e. wenn bie auf Grund biefer Verfaffung gewählte 
Staatsgeſetzgebung das als Art. 14 der Bundesverfafjung vom Gongreß vor: 
geichlagene Amendement ratificirt haben wird, und f. wenn biefes Amendes 
ment zu einem integrirenden Theil der Bundesverfafjung geworben ift: bann 
fol der betrefiende Staat zur Vertretung im Bunde beredtigt fein; feinen 
Senatoren und Repräfentanten, infofern fie den vom Geſetz vorgefchriebenen 
Aıntseid Teiften Fönnen, ber Zutritt in ben Gongreß offen ftehen und bas 
vorliegende Gele für den Staat außer Kraft treten. An der Mahl von 
Mitgliedern der Convente, welche neue Staatöverfaffungen zu entiverfen haben, 
bürfen biejenigen, welden das vorgefchlagene Amendement zur Bunbesvers 
fafjung die Wählbarfeit zu öffentlichen Aemtern abipriht, nit als Wähler 
theilnehmen, auch find fie nicht zu Mitgliedern dieſer Convente wählbar. 
6) So lange bis die Vertreter der genannten Mebellenftaaten in den Bundes— 
congreß zugelaffen werben, find Die bort etwa bejtehenden Givilregierungen 
(that may exist) nur als proviforifche zu betrachten, und in allen Stüden 
ber Befugniß des Bundes fie abzuſchaffen, zu verändern, zu beauffichtigen, 
ober durch andere zu erfegen, unterworien. Auch haben bei allen unter diejen 
proviforiichen Negierungen ftattfindenden Wahlen alle diejenigen, und nur 
diejenigen Bürger das Wahlrecht, welchen es der voritehende $ 5 zuipricht. 
Kiemand ift zu einem Amt unter diefen proviforifchen Regierungen wählbar, 
welcher ber durch F 3 des proponirten Amendements zur Bundesverfaſſung 
en zu Öffentlichen Memtern verluftig erflärten Kategorie ans 
gehört.” 


20, Febr. Nebrasfa hat die ihm vom Congreß geftellten Bedingungen 


22, 


23. 


a7, 


“erfüllt und tritt fomit als der 37ſte Staat in bie Union. 


»„ Das Repräfentantenhaus beichließt jtatt ber einzuziehenden 150 
Mil, Dollar Schulbtitel die Ausgabe von 100 Mill. neuen Papier: 
gelbes. 

»„ Das Nepräfentantenhaus beichließt, die neue Baummolliteuer 
vom 1. Sept. ab wieder fallen zu laſſen. 

„ Der Senat befhließt die Auflöjung der beftehenden Miliz in 
den Sübftaaten und verwirft den Beſchluß des Repräfentantenhaujes 
bez. bie Ereirung von 100 Mill, neuen Papiergeldes. 


März. Der Präfident proclamirt die Aufnahme Nebraskas als Staat 


in die Union. Diejenige von Eolorabo dagegen bleibt in Folge bes 
Beto des Präfidenten wiederum abgewiefen, ba bezüglich dieſes Terri- 
toriums das Veto nicht umgejtürzt worden ft. 


Der Präfident legt fowohl gegen bie Reconftructionsbill ale 


" 
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gegen bie Aemterbill (tenure of office bill) fein Veto ein. Beibe 
werden umgeftoßen: Das erfte vom Repräfentantenhaufe mit 125 
gegen 46, vom Senate mit 35 gegen 7 Stimmen, das zweite vom 
Repräfentantenhaufe mit 131 gegen 37, vom Senat mit 35 gegen 
11 Stimmen. 

Beide Häufer verftändigen ſich darüber, daß ftatt der einzuzie— 
henden verzinslichen Trejoricheine im Betrage von 150 Mill. Dollars 
nur für 50 Mill. Dollars neue Certificate emittirt werben follen. 


4. März. Der neue (A0fte) Eongreß der Union conjtituirt ſich in beiden 


10, 


11, 


14, 


Häufern: 

Repräfentantenhaus: 32 Demofraten proteftiren gegen bie Con: 
ftituirung, weil 16 Staaten noch unvertreten feien (bie 10 Süd— 
ftaaten und 6 andere — Galifornien, Connecticut, Kentudy, Nerv: 
Hampihire, Tenneffee und Rhode Asland — deren Wahlen noch aus: 
ftehen). Der bisherige Spreder Schuyler Colfar wird mit 127 
gegen 36 Stimmen wieder dazu gewählt. 

Senat: Benjamin Wade wird zum Präfidenten und damit zum 
Dicepräfidenten ber Union gewählt. 

„  Präfident Johnſon richtet feine Botſchaft an beide Häufer bes 
Gongrefjes, in der er bie inneren Zuftände in Folge des Vorgehens 
der Gongreßmehrheit in den ſchwärzeſten Farben ſchildert und einen 
Staatsbanferott, d. h. bie Repubiation der Staatsſchuld als ganz 
unvermeiblih auf biefer Bahn in Ausſicht ftellt. | 
» Das Repräfentantenhaus enipfiehlt dem Unterfuhungscomite als 
Warnung für ben Präfidenten die Fortfegung der Prüfung einer 
Anklage gegen dieſen mit dem Beifügen, biefelbe aud während einer 
allfälligen VBertagung bes Congreſſes fortzuführen. 
„ Das Repräjentantenhaus beräth über einen Zuſatz zur Recon: 
ftructionsbill vom 2. März, der bie Formen näher feftftellt, unter 
welchen die Wahlen im Süben ftattfinden jollen, um biejelben nicht 
den proviſoriſchen Regierungen zu überlaffen und die Leitung bes 
ganzen Wahlgefhäfts den neuen Bunbesmilitärcommandanten in bie 
Hände zu legen. 
„ Der PBräfident ernennt auf ben Vorſchlag bes General Grant bie 
Militärcommandanten für bie fünf neuen Militärbiftricte des Eübens: 
1. Birginien (Hauptquartier Richmond) General Schofield. 
2. Die beiden Carolinas (Hauptquartier Columbia in Sübcarolina) 
General Sickles. 
3. Georgien, Florida und Alabama (Hauptquartier Montgomery 
in Mabama) General X, B. Thomas, 
. Mifftffippi und Arkanfas (Hauptquartier Vicksburg in Miſſiſ— 
fippi) General Orb. 
. Zouifiana und Teras (Hauptquartier Neuorleans) General 
Sheriban. 
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20. März. Die beiden Häufer vereinigen fi endlich über ven Zuſatz zur 
Reconftructionsbilf, 

Nah demielben haben die Militärbefehlshaber fpäteftens bis zum 1. Sept. 
bie Wählerliften aufftellen zu laſſen und bie Wahlbeamten zu ernennen. 
Eine (fpäter wichtig gewordene) Hauptbefimmung gebt bahin, daß bie Be— 
jhlüffe über Ausarbeitung neuer Verfaſſungen für die einzelnen Südſtaaten 
jowie die jpätere Annahme ſolcher Verfaffungen nicht bloß von ber Majorität 
ber abgegebenen Stimmen, jonbern von ber Majorität ber eingefchriebenen 
Mübhler abhängen folle. 

23. „ Bräfident Johnſon Tegt auch gegen den Zufaß zur Reconftruc- 
tionsbill fein Veto ein, Dasfelbe wird indeß fofort von beiden 
Häufern umgejtürzt, vom Repräjentantenhaufe mit 114 gegen 25, 
vom Senat mit 40 gegen 7 Stimmen. 


30. „ Beide Häufer befchließen fi bis zum December zu vertagen, 
body joll am 3, Juli eine Sitzung ftattfinden, um ben Bericht ber 
Suftizcommilftion über die Frage einer Anklage gegen den Präfidenten 
anzuhören (und für alle Eventualitäten bereit zu fein). 


1. April. Der Senat wird vom Präfidenten einberufen, um ben Ber: 
trag mit Rußland über die Abtretung von Ruſſiſch-Amerika zu 
enticheiden. 


9. „ Der Senat genehmigt den Vertrag mit Rußland faft einftimmig. 


9.—10. April. Miffiffippi und Georgien appelliren gegen bie Recon: 
fructionsbill des Congreſſes an ben oberjten Bundesgerichtshof der 
Union. 


21, April. Der Senat vertagt fi wieder, nachdem er fih mit bem 
Präfidenten über die meijten von ihm vorgejchlagenen Ernennungen 
verftänbigt hat. 


3. Mai. Der Circuit Court von Birginien gewährt einen wright of 
habeas corpus gegen ben Erpräfidenten ber fühftaatlichen Nebellion, 
Sefferfon Davis, um ihn am 13. Mai vor Gericht zu ftellen. 

13. „ Der oberfte Bundesgerihtshof weist die Begehren von Miſſiſ— 
fippt und Georgien gegen die Reconftructionsbill ab. Der Prozeß 
gegen Sefferfon Davis (bloße Form) wird verichoben und berjelbe 
vorerft gegen eine Caution von 100,000 Dollar auf freien Fuß 
geſetzt. 

20. „ Der Attorney-General (Juſtizminiſter) erläßt an die Militär: 
conmanbanten bes Südens eine Verfügung, melde bie durch die 
Reconftructionsbill beabfichtigte Entziehung des Wahlrechts der ehe: 
maligen Rebellen fehr beſchränkt. 


29. „ Der Finanzminifter muß zum erften Dial eine Vermehrung ſtatt 
der bisherigen DBerminderung der Staaisſchuld conftatiren. 
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2. Juni. Der Juftizausichuß des Repräfentantenhaufes vertagt fich, nad: 


11. 


" 


bem er mit 5 gegen 4 Stimmen beihlofien, daß zu einer Anklage 
gegen den BPräfidenten Johnjon Feine genügenden Gründe borlägen, 
mit 7 (republifaniihhen) gegen 2 (bemofratiihe) Stimmen dagegen, 
daß ein Tadelsvotum angezeigt jei. 

"„» Die erjten ftäbtifhen Wahlen in Wafhington nad dem all: 
gemeinen Stimmredt ohne Ausihluß ber Neger fallen mit großer 
Majorität im Sinne der republifanifchen Partei aus, hauptſächlich 
auch durch die Stimmen ber Farbigen. 

„Präſident Johnſon macht eine Tour nad PBirginien und Norb: 
carolina, wobei er fi jehr zurückhaltend benimmt und feinerlei Tatt- 
Iofigfeiten begeht. | 

» Die neuen Militärcommandanten im Süden, höchſtens etwa mit 
Ausnahme Drbs, treten entſchieden im Sinne der Congreßmehrheit 
auf. General Sheridan ſetzt den (Johnſon'ſchen) Gouverneur Wells 
von Louiſiana ab und ernennt zuerft Durand und ba dieſer ablehnt, 
ben (rabicalen) Flanders dazu, Wells erflärt, nur ber Gewalt zu 
weiden. 

»  Präfident Johnſon läßt fih vom Attorney:General Stansberry 
ein Gutachten über die Anfertigung der Wählerliften in den Süd— 
ftaaten unb über die Befugniß zur Abſetzung von Eisilbeamten durch 
die commanbirenden Generale in benjelben erjtatten, da® ben Zweck 
hat, diejes Reconftructionsgejeß, jo weit überhaupt noch möglich, zu 
vereitelm ober wenigſtens im Intereſſe der bejiegten Partei zu mo» 
bificiren. 

„Präſident Yohnfon legt das Stansberry'ſche Gutachten in feinem 
eriten Theile der Berathung und Abftimmung des Minifterraths ver. 
Sämmtliche Minifter, mit Ausnahme des Kriegsminiftere Stanton, 
ftimmen bemjelben bei. 

„Präſident Johnſon erläßt, geftügt auf das Votum des Minifter: 
rathes, ausführlihe Inſtructionen an die Militärcommandanten bes 
Südens bez. ber Anfertigung ber MWählerliften im Sinne bes Stans: 
berry’jhen Gutachtens, Die Generale Sickles und Sheriban remon: 
ftriren energiſch gegen biejen Verſuch, das Reconſtructionswerk neuer: 
binge im Intereſſe der befiegten Rebellen wieber zu beeinträchtigen. 
General Ord dagegen fügt ſich dem Befehl des Präſidenten. 

» Auswechslung ber Natificationen bes Vertrags mit Rußland bez. 
Abtretung von Ruſſiſch-Amerika. Demgemäß ift der Kaufpreis von 
7,200,000 Dollar in Gold binnen 10 Monaten zu bezahlen, wozu 
jedoch erft die Bewilligung bes Repräfentantenhaufes erforderlich ift. 
„Der Vorſitzende des Comité der republifanifchen Partei im Cons 
greß Tadet bie Mitglieber bes Gongrefjes in Folge des neucn Bor; 
gehens des Präfidenten gegen bie Reconftruction des Südens, brins 
gend ein, am 3. Juli fih auf ihren Plägen im Congreß einzuftnden, 
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— Juni. Der Bau der großen Pacific-Eiſenbahn hat in der letzten Zeit 
diesſeits und jenſeits der Felſengebirge ſo große Fortſchritte gemacht, 
daß ihre Vollendung bis 1870 außer Zweifel erſcheint. Für die 
noch übrige Indianerbebölkerung Nordamerikas liegt darin der letzte, 
entſcheidende Schlag. 


3. Juli. Wiederzuſammentritt des Congreſſes in genügender Anzahl. 

5.—6. Juli. Beide Häufer des Congreſſes beſchließen, ſich während ber 
kurzen Sitzung ausſchließlich mit der Reconſtructionsangelegenheit 
des Südens zu beſchäftigen. Das Repräſentantenhaus votirt den 
ſämmilichen Militärcommandanten des Südens, mit Ausnahme des 
General Ord, den Dank ber Nation. 


10. Juli. Die AJuftizconmiffion des Nepräfentantenhaufes erftattet gar 
feinen Bericht bez. der Anklage bes Präſidenten. 

13. „ Beide Häufer verjtändigen fidy über einen weiteren Zufag zur 
Reconftructionsbill, um allen weiteren Verſuchen des Bräfidenten 
dagegen ein Ende zu machen. 


1. Die Militärautorität fteht in ben ehemaligen Rebellenſtaaten über 
(is paramount) ben bdafelbit beftehenden Givilregierungen und dieje follen 
die Ausübung jener Autorität in Feiner Weile hemmen dürfen. 2. Die Mi: 
litärcommandanten haben, wofern der Obergeneral feine Einwilligung bazu 
ertbeilt, die Befugniß, die Civilbeamten ihrer Diftricte abzufeßen und durch 
Difiziere ber Arınee oder durch Nichtmilitärs (Civilians) zu erfegen. 3. Dem 
Obergeneral ſteht biefelbe Befugniß zu. 4. Die Verfügungen diefer Art, bie 
bisher fon ergangen find, werben biemit beftätigt. 5. Tie boards of re- 
gistration (Wahlcommiffäre) haben bie Pflicht, bie Anſprüche ber Bürger, 
die ihre Eintragung in die Wahlliften verlangen, zu unterfuchen und barüber 
zu enticheiden. Die Leiftung des geforderten Eides genügt für bie Eintragung 
in bie Wahlliften keineswegs. Die MWahlcommilfionen werben ohne alle 
Nüdfiht auf Nace oder Hautfarbe beftellt werden. 6. Der wirkliche Sinn 
jenes Eides ift, daß jede Perfon, die eine „erecutive ober gerichtliche” Function 
in ben Nebellenftanten ausgeübt bat, nicht als Wähler in die Wahlliften ſoll 
eingetragen werben können. Alle Givilfunctionen, bie fi auf die Anwendung 
ber Gejepe im Allgemeinen beziehen, find in ber obigen Bezeichnung „ere: 
cutiv oder gerichtlich* inbegriffen. 7. Der Termin für den Schluß der Wahl: 
Iiften wird. bis zum 1. Oct. erjtredt. Die Boards ſollen 5 Tage haben, um 
biefe Liften zu prüfen und alle ungehörig aufgenommenen Namen zu fireichen, 
alle ungehörig ausgefchloffenen barin aufzunehmen. Die Thatſache, daß ein 
Individuum vom Präfibenten begnadigt worden ift, gibt ihm nicht das Recht, 
in die Mahlliften aufgenommen zu werben, wenn ’es unter bie obigen Nuss 
nahmen fällt. 8. Die Militärcommandanten haben das Recht, bie Wahl: 
conımiiffäre abzufeben und durch andere zu erjegen. 9. Alle ſchon ernannten 
ober noch zu ernennenden Wahlcommiffäre Haben den für bie Beamten ber 
Union vorgefchriebenen Eid zu leiſten. 10. Kein -Militärcommandant und 
fein Mitglied ber Wahlcommilfionen ift verpflichtet, ih am die Anficht irgend 
welches Givilbeamten ber Union zu halten (Gutachten Stansberry). 11. Alle 
Vorſchriften diejes Beſchluſſes fowie diejenigen früherer Beihlüffe, die dadurch 
ergänzt werden, find in liberalem Sinne zu verftehen, fo daß bie barin lies 
gende Abſicht volftändig erreicht wird. 


Bon Befugnifien des Präfidenten ijt in bem ganzen Beſchluß 
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gar Feine Rede mehr. Derfelbe ift für den Süden und bie Re: 
conftructionsarbeit thatfächlich befeitigt und durch Grant als Ober: 
general erjeßt. 


15. Juli. Präfident Johnſon Tegt gegen den Zuſatz zur Reconftructiong: 


19. 


22. 


bill fein Veto ein. Dasfelbe wird jofort vom Repräfentantenhaufe 
mit 100 gegen 22, vom Senat mit 30 gegen 6 Stimmen umge: 
ftürzt. 

Beide Häufer verftändigen fi darüber, außer den bereits be: 
willigten 500,000 Dollars, no eine Million Dollars für bie 
Koften der Reconjtruction der GSübftaaten zu bewilligen. 

„ Der Präfident legt auch dagegen jein Veto ein, das jedoch vom 
Repräfentantenhaufe mit 109 gegen 24, vom Senate mit 32 gegen 
4 Stimmen gleihfals umgeftoßen wird. 

„ Beide Häufer vertagen fid. 


1. Aug. General Sheridan in Neuorleang fest den johnſoniſtiſchen Gou— 


4. 
12. 


29. 


verneur von Texas ab. 

„Präſident Johnſon fordert den Kriegsminifter Stanton auf, feine 
Entlafjung einzugeben. Stanton lehnt die Zumuthung rund ab. 

„n  Präfident Johnſon fuspendirt den Kriegsminifter Stanton und 
ernennt proviforijch den Dbergeneral Grant an feine Stelle. Grant 
nimmt bie Ernennung an und Stanton weicht ihm. 

„ Der Militärcommandant des fünften Militärbiftrict® des Südens 
(Louifiana und Teras) Gen. Cheridan wird vom Präfidenten feines 
Amtes enthoben und durch Gen. Thomas erjebt. 

„ Der Militärcommandant des zweiten Militärbijtrictes bes Südens 
(die beiden Garolinas), Gen. Sidles, wird vom Präfidenten feines 
Amtes enthoben und durch en. Canby erfeßt. 

„ Gen. Grant erläßt an die Militärcommandanten des Südens 
einen Befehl, der ihnen die Wiebereinfegung abgeſetzter Eivilbeamten 
verbietet. 


4, Sept. Eine Proclamation des Präfidenten warnt vor jebem Zuwider⸗ 


7. 


24. 


handeln gegen bie Beſchlüſſe bes (auf feiner Seite ſtehenden) Ober: 

bundesgerichtshofes. 

„ Eine Proclamation des Präfidenten rebucirt die Ausnahmelates . 

gorien der Amneftieproclamation vom 29. Mai 1865 von 14 auf 

3, wodurch bie urjprünglich etwa 100,000 Nicht-Amneſtirten auf 

2— 3000 im ganzen Umfange ber Südſtaaten herabgefeßt werben, 

„ Schluß der Wahlliften in den 10 Südſtaaten. In 6 derfelben 

bilden die Neger, in 4 anderen bie Meißen die Majorität der eins 

getragenen Wähler. Es beträgt bie 

Mehrheit ber Neger über bie Weißen in Alabama 15,511 

Florida 4,655 
Rouifiana 38,142 
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Mijfiffippi 17,865 
Südearolina 24,845 
Zeras circa 10,000 
ber Weißen über die Neger in Arkanfas ca. 5,000 
Georgia 1,886 
Nordearolinaca.4,000 
Virginien 13,667. 
27.—28. Sept. Wahlen zur Staatsconvention (Verfaſſungsrath) in 
Rouifiana, 


1.—3. Det. Wahlen zur Staatsconvention (Verfaſſungsrath) in Alabama. 


— Det, u. Nov. Die Wahlen in einer Reihe von Staaten, theils zum 
Congreß, theils in die Staatslegislaturen, fallen gemifcht, aber im 
Ganzen überwiegend zu Ungunften der republikaniſchen Partei aus, 
Im Staate Newyork z. B. gewinnen die Demokraten, hauptſächlich 
mit Hilfe der iriſchen Bevölkerung, wieder die Oberhand. 


26. Nov. Der Prozeß gegen Nefferfon Davis wird neuerdings auf den 
28. März 1868 hinausgeſchoben. 


3. Dec. Der Präfident richtet feine gewöhnliche Botihaft an ben wieder 
zufammengetretenen Gongreß. 

Die Botſchaft it nah Gewohnheit der amerif. Fräfidenten ein überaus 
langes Actenftüd. Der größte Theil ift bemüht, ben Reconftructionsplan des 
Eongrefjes für den Süden zu befümpfen; die wichtigite Stelle ift diejenige, 
wo Johnſon fih direct gegen ben Congreß wendet und fein Berhältniß zu 
ihm beleuchtet. Sie lautet im Weſentlichen: „Wie weit die Pflicht des Prä- 
fienten, die Gonftitution zu bejhüßen, von ihm verlangt, in ber Oppofition 

egen einen unconftitutionellen Act bes Gongrefjes vorzugehen, ift eine 
A Frage, über welde ich wahrhaft ängfilich zu einem befriebigenden 
Schluß zu kommen ſuchte. Wo gemäß ben Formen ber Gonftitution von 
ber höchſten gefeßgebenden Autorität ein Beſchluß gehörig in bie öffentlichen 
Geſetze eingeiragen ift, könnte ber Wiberftand der Erecutive gegen benjelben, 
bejonders in Zeiten hoher politifcher Partei:Aufregungen, leicht eine gewaltige 
Eolifion ber bezüglichen Anhänger ber beiden Ameige ber Regierung herbei: 
führen. Dies würde aber einfah ein Bürgerkrieg fein, unb ein Bürgerkrieg 
fann nur als das lekte Heilmittel für das ſchlimmſte aller Uebel betrachtet 
werben. Was immer darauf zielen möge, ihn hervorzurufen, muß auf bas 
forgfältigfte vermieden werben. im pflichtgetveuer und gewiljenhafter Bes 
amter wird einem ebrenhaften Irrthum ſehr viele Zugeſtändniſſe machen, 
einige fogar auch verblendeter Malice, bevor er bem öffentlichen Frieden in 
Gefahr bringt, und er wirb zu feinen Gemwaltmaßregeln greifen, ober zu 
folden, bie zu ber Gewalt binführen, jo lange frieblihe Mittel ihm ober 
feinen Gonftituenten ofien fiehen. Cs ift richtig, daß Fälle eintreten können, 
in benen bie Erecutive gezwungen fein kann, ſich auf den Rechtsboden zu 
ftellen, ohne Rüdfiht auf bie Folgen. Wenn ber Gongreß einen Beſchluß 
faffen follte, der nicht nur im handgreiflichen Widerſpruche mit ber Eon: 
ftitution fteht, ſondern aud, wenn ausgeführt, offenbar dem organijden Ge: 
bäube ber Regierung einen unmittelbaren und nicht wieber gut zu machenben 
Stoß verjegen würbe, und wenn es weber eine gerichtliche Hülfe gegen bie 
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Mebel, die er herbeiführt, gibt, noch aucd, das Volk die Macht hat, ſich bavor 
zu ichüfen, ohne bie pflichtgemäße Hülfe ihres erwählten Schützers; wenn 
3. B. ber gejeggebende Factor einen Beſchluß faljen follte, eben in aller 
Form eines Gejeges, einen ihm coorbinirten Factor der Regierung abzu= 
ſchafſen: in foldem Falle müßte ber Präjident bie höchſte Ver— 
antwortlichkeit ſeiner amtlichen Stellung in Anſpruch neh— 
men und das Leben der Nation auf alle Gefahr hin retten. 
Die jogenannte Reconftructionsacte, obwohl jo durchaus unconftitutionell, wie 
man fi nur eine vorjtellen fann, kann man nicht zu der erwähnten Klaſſe 
rechnen. Das Bolf ift nicht völlig aller Macht zur Selbftvertheidigung ent: 
blöpt. In allen Staaten des Nordens hält es noch das geheiligte Stimm: 
recht im jeinen Händen, und man kann ſicher annehmen, baß es in gehöriger 
Zeit zur Rettung feiner eigenen Inftitutionen gelangen wird. Es macht mir 
befonderes Vergnügen, hinzuzufügen, baß bie Berufung an unſere gemein: 
famen Wähler nidyt vergeblih gewejen, und baß mein Autrauen auf ihre 
Weisheit und Rehtihaffenheit nicht getäuſcht zu fein ſcheint.“ 

Der Botſchaft des BPräfidenten ift ein Nechenfchaftsbericht des 
Finanzminifters beigelegt, der ſich entſchieden für bie fortgefeßte Ein: 
ziehung bes Papiergeldes, die bamit allmälig anzuftrebende Her: 
jtelung der Baluta und für die vollitändige Befriedigung ber 
Staatsgläubiger (dur Zahlung ber Bonds in Gold und nicht in 


Papier) ausſpricht. 


5.—7. Dec. Repräfentantenhaus: Debatte über ben vom Suftizeomite 


mit 5 gegen 4 Stimmen bejchlofjenen Antrag, den Präfidenten in 
Anklagezuftand zu verſetzen. Der Antrag wirb mit 108 (66 Re 
publifaner und 42 Demokraten) gegen 57 Stimmen verworfen. 


7. Dec. Das Repräjentantenhaus entzieht, gegen die vom Finanzminifter 


17. 


Mac Eullod in feinem Finanzberichte bargelegten Grundſätze, dem— 
jelben die ihm bisher eingeräumte biscretionäre Cinziehung von 
Papiergeld mit 127 gegen bloß 21 Stimmen. 

„ Die Staatsconvention (Berfaflungsrath) des ehemaligen Rebellen: 
ftaats Alabama löst fih auf, nachdem fie eine neue Verfaſſung für 
ben Staat im Sinne der Gongreßmehrheit beichloffen hat, über bie 
am 4. Febr. 1866 abgeftimmt und zugleid die dem Gtaate zu: 
fallenden Wahlen in ben Senat und das Repräjentantenhaus bes 
Eongrefies getroffen werben follen. 

” Beide Häufer des Eongreffes genehmigen eine Bill, durch meldye 
in ber Verfaſſung des Dijtricts Columbia (Wafhington) das „Weiß“ 
geftrichen und damit den Negern der Zutritt zu allen öffentlichen 
Aemtern frei gemacht werben fol. 

„ Das Repräfentantenhaus verwirft mit 83 gegen 55 Stimmen 
den Antrag des rabicalen Butler, die Coupons (und ebenjo ſpäter 
auch das Capital) ber Staatsſchuld mit Papier ftatt in Gold zu 
bezahlen und bejchließt mit 117 gegen 32 Stimmen, bei ber bie: 
herigen Reconftructionspolitif zu beharren, den Präfidenten dagegen 
zu tadeln, weil er in feiner Botihaft ben Widerruf berjelben bes 
antragt hatte, 
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2. Merico. 


5. San. SKaifer Mar kommt von Puebla wieder nad der Hauptjtabt 


14, 


20. 


av 


19. 


28, 


Merico und nimmt feinen Aufenthalt in dem nahe gelegenen Meier: 
hof La Teja. 

„Da die von Kaiſer Mar auf ben 1. Febr. beabſichtigte National: 
verfammlung, um über das Schidjal bes Kaiſerthums zu entjcheiden, 
an ber Ablehnung der Juariſten gefcheitert ift, jo treten auf feine 
Einladung 35 Notable zufammen, von denen ſich 10 für Abdanfung, 
25 dagegen für Ausharren erklären. 

„ Die franz. Armee hat den nördlichen Theil von Merico voll: 
ſtändig geräumt und ift theils in ber Hauptftabt Merico concentrirt, 
theils zwiſchen Merico und Veracruz ftaffelförmig aufgejtellt. 


. Febr. Marſchall Bazaine erläßt feine Abjchiebsproclamation an bie 


Mericaner. 

» Die Franzofen räumen die Stadt Merico und beginnen die Con: 
centrirung auf Veracruz. 

»  Beneral Marquez berhängt den Belagerungszuftand über bie 
Stadt Merico, General Miramon marjhirt den von Norden an- 
rüdenden Juariſten entgegen. | 

„ Kaiſer Mar verläßt mit dem Kern feiner Truppen Merico und 
wendet ſich mit denjelben nah Norden. 

„ sKailer Mar zieht mit circa 10,000 Mann in Querdtaro ein 
und jet fich daſelbſt feſt, um die Juariften zu erwarten. 

„ 416,000 Franzoſen haben ſich bereits in Beracruz eingeſchifft, um 
nah Frankreich zurüdzufehren. 
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6. März. Die lebten Truppen ber franz. Erpebitionsarmee fhiffen fich 
in Veraeruz nad Frankreich ein, 

12. „ Marſchall Bazaine folgt jeinen Truppen und ſchifft fih in 
Veracruz nad Frankreich ein. 

16. „ Die ganze franz. Bedeckungsflotte unter dein Admiral La Ronciere 
le Noury verläßt Veracruz. 


19. „ Kaiſer Mar ernennt ben General Marquez zum Basen 
des Kaiſerreichs. Derielbe geht von Querétaro nad) Merico ab, 
um von dort aus das von den Auarijten unter Porfirio Diaz be: 
drohte Puebla zu retten. 

28. „ General Marquez, der mit A000 Mann von Merico ausgezogen ijt, 
um Puebla zu retten, wird unterwegs von Porfirio Diaz gejchlagen 
und kehrt nad) Merico zurüd, 


2. April. Die Auariften unter Porfirio Diaz nehmen Puebla durch 
Sturm. 
5. „ Defterreih ſucht die Verwendung der Ber. Staaten nad, um 


die perjönliche Cicherheit des Kaiſers Mar zu erzielen. 

6.—22. April. Der nordamerifanijche Gejandte für Merico entipridht 
dem Verlangen Dejterreihs und verwendet ſich bei der Regierung 
des Präfiventen Juarez für bie perjönlihde Sicherheit des Kaijers 
Mar. Der Minifter des Präfidenten Lerdo de Tejaba lehnt das 
Begehren ab, 


18. April. Die Stadt Merico wird von Porfirio Diaz eingejchloffen. 


15. Mai. Querétaro füllt durch Verrath (bes Oberſten Lopez) ben 
Juariſten in die Hände Kaiſer Mar mit den Oeneralen Mejia 
und Miramon werben gefangen. 

21. „ Kaiſer Mar verlangt von Juarez feine Freiheit, indem er ſich ben 
vom Präfidenten der Republik zu jtellenden Bedingungen unter: 
ziehen will. Juarez geht nicht darauf eim und befiehlt, ihn vor 
ein Kriegsgericht zu ftellen. 


13. Juni. Das vepublifanifche Kriegsgeriht in Querdtaro verurtheilt den 
Kaifer Mar und feine Generale Mejia und Miramon zum Tode, 
Die Erecution wird indeß vom 16. auf ben 18. verfchoben. Die 
Frift wird vom preuß. Geſandten benüßt, um fich bei Juarez für 
das Leben des Kaiſers zu verwenden. Der franz. Gefandte thut 
keinerlei Schritte, 

19. „ Kaiſer Mar, Mejia und Miramon werben nad bem kriegs— 
gerichtlichen Spruche in Dueretarg erjhojjen. 

20. „ Die Hauptftadt Merico, bie bisher von Gen. Marquez über das 
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Schickſal Querdtaro’s und des Kaiſers im Dunkel gelaſſen worden, 
ergibt fi auf die Nachricht vom Ende des Kaifers auf Gnade und 
Ungnabe an Porfirio Diaz, deſſen Truppen am folgenden Tage in 
die Stabt einziehen. Gen. Marquez weiß zu entfommen. 

25. Juni. Auch Veracruz ergibt fi) dur Vermittlung der europ. Confuln 
den Juariſten. Ende des Kaiferreihe. Ganz Merico anerkennt 
wieder die Republik. 


Ueberſicht der Ereigniſſe des Jahres 1867. 


Man ift in Deutichland feit dem Wieberaufwachen ber De: Deutiä- 
wegung für eine Reform der Bundesverhältniffe und des Rufs nad 
Parlament und Centralgewalt vielfach der Anficht geweſen, daß bie 
beutiche Frage lediglich eine innere Angelegenheit der Nation fei und 
daß das Ausland nicht nur nicht berechtigt fei, ſich in dieſelbe ein- 
zumifchen, ſondern daß dieß auch ernſtlich kaum zu befürchten ftehe. 
Zwei Momente mögen zu diefer Anſchauung hauptſächlich geleitet 
haben. Einmal nämlih war fie von dem Bewußtjein getragen, 
daß die beutjche Nation zunähft und in erjter Linie eine beflere 
Ordnung ihrer rein inneren Zuftände anftrebe als deren fie fi 
unter dem alten Bundestage erfreute und daß, wenn fie allerdings 
außerbem auch eine andere Stellung nad) außen verlange, bie 
deutſche Nation doch unter allen Umftänden nur befenfive Zwecke im 
Auge habe und nicht daran denke, irgend einen ihrer Nachbarn an- 
zugreifen. Das andere Moment mochte bie Ueberzeugung bilden, daß 
feine Macht e8 wagen, feine Macht auch ftarf genug fein würde, 
dem entichlojlenen Willen einer Nation von vierzig Millionen Seelen 
entgegenzutreten. Die praktiſchen Politifer waren kaum jemals biefer 
Anfiht und täuſchten fi darüber auch nicht einen. Augenblid, daß 
einer Löfung der deutſchen Frage von außen zum minbejten ebenjo 
große Schwierigkeiten entgegenftänden, wie in den inneren Verhält: 
niffen. Sreilich fo weit es fih nur darum handelte, ein beutjches 
Parlament zufammenzurufen, modten die Großmächte vorerſt ganz 
ruhig bleiben; darüber hatte fie die Erfahrung hinreichend belehrt 


470 UAeberſicht der Ereigniſſe des Jahres 1867. 


Dei und mußte fie jeben Augenblid auch nur bie flüdtigite Erwägung 
ber in Deutſchland ſelbſt mannigfaltigen Parteianſichten und Partei: 
fampfe beruhigen. Aber zugleih mit dem Rufe nad einem Par: 
lament war ja auch berjenige nad einer entralgewalt erhoben 
worden und dieſe Seite der Frage war es, bie fie unmöglich gleich: 
giltig laſſen konnte. Für die Großmädte mußte alles darauf an: 
fommen, wie dieje Gentralgemwalt gebildet werde. Wurde fie füdera- 
liſtiſch zuſammengeſetzt, fo mochten fie ſich auch dießfalls beruhigen, 
denn dann blieb ja der alte Antagonismus- zwijchen den beiden 
Großmächten unter fich wie zwifchen ihnen und ben für ihre Sou— 
veränetät und Selbſtändigkeit beforgten Mitteljtaaten, folglich Deutſch— 
land ſchwach wie bisher, jedenfalls nicht weſentlich ſtärker. Eine ganz 
andere Tragweite dagegen hatte bie Frage, wenn es ſich um bie 
Schaffung einer jtarfen, alfo einheitlichen Centralgewalt handeln 
follte. ine einheitlihe Centralgewalt, gleichwiel ob fie in bie 
Hände Defterreihs oder Preußens gelegt werden mochte, ber aber 
doch zum minbeften die oberjte Leitung ber Diplomatie, ſowie bie 
oberjte Leitung der gejammten deutſchen Streitkräfte übertragen 
werden mußte, wie ausgebehnt man fi daneben aud bie Befugnifje 
bes Parlaments denke, wie autonom man immerhin bie Stellung 
der Ginzelftaaten in ‘allem Uebrigen belafjen mochte, eine folde 
Sentralgewalt bedeutete nicht mehr und nicht minder als eine vollftändige 
Berfhiebung ber bisherigen Madjtverhältnifje, auf der das Syſtem 
Europas berubte. Eine ſolche Centralgewalt, überhaupt die Schaffung 
einer wirklichen Deutihen Macht, Fonnte unmöglid dem Intereſſe 
Franfreihs noch dem Intereſſe Rußlands entipreden. Beide, das 
eine wohl nicht minder als das andere, tröfteten fich damit, daß bie 
Gefahr Feine gar drohende fei, und daß ihr jedenfalls ein Kampf 
auf Leben und Tod zwiſchen den beiden rivalifirenden beutjchen 
Großmächten vorausgehen müſſe und daß der Ausgang besjelben 
wenigjtens zweifelhaft fei, höchſt wahrſcheinlich aber zunächſt bie 
Schwächung beider zur Folge haben werde. Nur darum konnte es 
dem Gtaatsmanne, der an ber Spitze Preußens den Krieg von 
1866 vorbereitete, gelingen, bie beiden Großmächte zu einer ber: 
läufigen „aufmerkſamen“ Neutralität zu bewegen, bis es zu einent 
rechtzeitigen Gingreifen zu fpät war. Nußland, deſſen Intereſſen 
das Emporkommen einer ftarfen und völlig jelbftändigen deutſchen 
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Macht gerade an feiner gefährlichiten Grenze troß feines freund: Deutid- 
Ihaftlihen, ja ſogar jcheinbar intimen Verhältniſſes zu Preußen 
dennod) unmöglich entſprechen kann, machte gute Miene zum jchlimmen 
Spiel, in der Hoffnung nad anderer Eeite hin babei feine Rechnung 
finden zu können; Frankreich aber mußte fi begnügen, bloß biplo- 
matijd und vermittelnd aufzutreten, um wenigftens Defterreih und 
Sadjen intact zu erhalten und dem fübdeutjchen Staaten eine „inter: 
nationale Unabhängigkeit" zu fihern, wogegen e8 Preußen aller: 
dings Hannover, Kurheflen, Naſſau und Schleswig-Holftein gänzlich 
Preis zu geben genöthigt war. Frankreich, zu deſſen Politik es feit 
Sahrhunderten als einer ihrer Fundamentalſätze gehörte, Deutichland 
in feiner Zerjplitterung- und damit in feiner Schwäche zu erhalten, 
fühlte fi) dur die Ereigniſſe von 1866 in feinen vitalften Inter— 
efjen bedroht und bie Thatſache, daß es fich felber jo arg getäufcht 
und daß es in biefer Täuſchung befangen hatte geſchehen laſſen, was 
e8 allerdings hätte verhindern können, brannte ihm ſchwer auf ber 
Seele. Unmittelbar nad der Schlaht von Sobowa war es nicht 
in ber Lage gewejen, dem fiegreichen Preußen fofort entgegenzutretern 
und den Verſuch zu wagen, dasſelbe auch alsbald wieder niederzu— 
werfen. Aber Preußen mit ſammt jeinen neuen Erwerbungen und 
mit fammt dem norbd, Bunde an Volkszahl noch immer überlegen, 
ſchien es jeither im Zweifel zu fein und zu überlegen, ob es nicht, 
was im erjten Augenblid allerdings nicht rathſam geſchienen, fpäter, 
nachdem es die nothwendigen Vorbereitungen getroffen, vielleicht auch 
Bundesgenofjen gefunden haben würde, dennoch unternehmen jolle, 
zumal wenn Preußen auch nur bie geringjte Miene machen jollte, 
das anerkannter Weife nur halb zu Stande gebradyte Werk voll- 
enden und auch nur mit einem Schritte über den Main gehen zu 
wollen. Dieſe Ungewißheit war es, melde die europ. Situation 
während bes ganzen %. 1867 und noch darüber hinaus beherrſcht hat. 
Preußen machte fih darüber Feine Illuſionen und feine Auf: Preusen. 
gabe war überhaupt zu Kingang des J. 1867 feine Kleine und 
feine leichte troß der kriegeriſchen Erfolge, auf deren Schultern es 
ftand, Don allen feinen größeren und fleineren Nachbarn rings: 
herum war auch nicht einer, ber mit freundlichen Augen auf die 
von ihm errungenen Bortheile bingejehen hätte. England allein 
hatte Iaut feine Freude über das Emporfommen einer ftarfen beut: 
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Preugen. Shen Macht, auf die ein Verlaß wäre, ausgebrüdt. Allein die eben 


ins Amt getretene Toryverwaltung war ganz auf bas neuerlich 
aboptirte Syſtem ber englifhen Politik, fi den Händeln des Eon: 
tinents jo fern wie möglid zu Halten, eingegangen und gerade 
Preußen follte jhon binnen wenigen Monaten die Erfahrung machen, 
daß es feinerjeits in England nur eine fehr unzuverläffige Stüße 
finden würde, wenn es ſie juchen möchte. Am Innern war zwar 
gegenüber der durchaus veränderten Lage ber Dinge der große 
Eonflict zwiſchen dem Abgeordnetenhauſe und der Regierung durd) 
die begehrte und gewährte Andemnität und durch bie bebingungslofe 
Genehmigung des Militäretatd und damit der gefammten Armee: 
veform beigelegt worden, aber bie Bitterfeit des mit allen Mitteln 
während vier voller Jahre geführten Teidenichaftlichen Kampfes konnte 
unmöglich jogleich verſchwinden und ſich in gegenjeitiges Vertrauen 
umwandeln, iweber bon der einen noch bon ber andern Geite; bon 
den neu annectirten Lanbestheilen traten eigentlih nur Kurheſſen 
und Naſſau, bie in ber That feinerlei Urjadye hatten, ihr früheres 
Regiment zurüdzumüniden, mit Freude in ben größeren preußifchen 
Etaatsverband, während dieß von der unzweifelhaften Mehrheit der 
Devölferungen Hannovers und Schleswigsholjteins, von dem mit 
ausgejudhter Härte behandelten Frankfurt gar nicht zu reden, ent: 
ſchieden nit der Fall war, Bon den Schleswig-Holfteinern war 
troßden - eine ziemlich raſche und gefahrloje leberleitung in das 
preußiſche Staatsweſen mit Sicherheit zu gemwärtigen, keineswegs ba= 
gegen von ben Hannoveranern,. In Wahrheit hatten allerdings 
auch dieje wenig Gründe, die Rückkehr eines Fürften zu wünſchen, 
deſſen Beſchränktheit mit feiner Starrköpfigkeit wmetteiferte und ber 
fih in eine fo byzantiniſche Vergötterung feines Geſchlechtes und 
feiner königlichen Würde verrannt hatte, daß er thatfädhlich wenig: 
ftens fo handelte und ſprach, als ob bie Hannoveraner nur feinet - 
wegen auf ber Welt und Gott felbft verpflichtet wäre, das Land 
feinem Stamme ale eigen zu laſſen „bis zum Ende der Dinge“. 
Aber im Unglück wurbe ihm viel vergeffen und vergeben und im bie 
Berbannung folgte ihm nur Theilnahme und Mitleid, um jo mehr 
als die allgemein belichte Königin im Lande zurüdgeblieben war 
und bon ber Marienburg aus bie zahlreichen Fäden zu erhalten be- 
müht war, bie das Bolf mit feinem Fürſtengeſchlechte feit Jahr— 
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hunderten verbunden hatten. Die große Mehrheit bes hannoverfchen Preusen. 
Boltes hätte wohl gewünjcht, daß der König zu Gunften bes Kron— 
prinzen abdanke und in dieſem alle einer gewillen Unterorbnung 
unter die Krone Preußen in einem ganz Deutichland umfaffenben 
Bundesjtante nicht nur feinerlei Widerftreben entgegen gelebt, fon: 
bern barin im Gegentheil eine fehr wünſchbare Garantie für ein 
wenigſtens mehr als das bisherige zeitgemäßes Regiment erblidt, 
wofür die überaus einjeitige Erziehung bes Kronprinzen keinerlei 
Gewähr geboten haben würde. Das gänzliche Aufgehen in Preußen 
fam dem Volke völlig unerwartet, wie ein Blitz aus beiterem Him— 
mel, und rief einen paffiven Widerſtand hervor, ber bei der Zähig— 
feit dieſes niederſächſiſchen Stammes Preußen für längere Zeit viel- 
fahe Schwierigkeiten zu bereiten geeignet war, wenn auch nicht leicht 
irgendivie ernftlihe Gefahren, da bie Zeiten und ihre Strömungen 
body ganz andere geworben find, als fie e8 vor fünfzig Jahren 
waren. Auch die abfolut nothwendige Unterordnung Sachſens und 
ber zahlveihen Kleinftaaten, mit denen ber neue norbdeutihe Bund 
geihloffen twerben follte, unter eine ſtarke Gentralgewalt und ein 
einheitliches Parlament war Feine fo ganz einfadhe Sache. Einige 
wie 3. B. Medlenburg, wußten gar wohl, was ihrem particularifti- 
ihen Dafein, ihrer nichts weniger als gerechtfertigten Eigenthiimlich: 
feit unter allen Umftänben von der neuen Oeftaltung drobte; andere, 
wie Sachſen fügten fih nur ber Zwangslage und mit dem vollen 
Bewußtſein, in dem unglüflien Kriege wenigftens ihre militärijche 
Ehre wie wenige völlig intact erhalten zu haben. Don al diefen 
einen und ntittleren Dynaftien ohne alle Ausnahme aber mußte 
Preußen und aus Erfahrung nur zu gut, welch ein ſpröder Stoff 
fie feien und wie ſchwer es halte, fie gleichviel ob unter das Haus 
Hohenzollern oder unter das nationale Intereſſe, fo weit e8 ihren 
Privatintereffen widerſprach, zu beugen, da ſich ja gerade in ihnen 
die Aantinationale, particulariftiihe Entmwidelung Deutſchlands jeit 
mehr als einem halben Yahrtaufend gemifjermaßen verkörpert hat. 
AU dieſe thatſächlichen Zuſtände mußte Preußen unb ber 
Staatsmann, der nunmehr ziemlich unbeftritten an feiner Spitze 
ftand, in Erwägung ziehen, als es mit Beginn des Jahres an feine 
nächfte Aufgabe ging, den Bund zu conftituiren, der ihm felbjt bie 
Unterlage zu einer ganz anbern europäiſchen Stellung bieten follte, 
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Freußen. der Nation aber bie Anfänge und ben erften Rahmen jenes gemein: 
famen beutjhen Bundesſtaats, nah dem fie feit Jahren mit allen 
Fibern ihres. Daſeins gefucht hatte, ohne ihn finden zu können, fo 
lange fie in die alten bundestäglichen Zuftände wie in einen Zauber: 
freis gebannt blieb, aus denen fie in ber That nur eine Revolution 
bon unten wie |. 3. im Jahre 1848 und mie fie fi langſam 
aber ficher wiederum anzubahnen fchien, oder eine ſolche von oben, 
wie fie dann durch Preußen eintrat, herausführen konnte. An den 
Aufbau eines regelrechten conjtitutionellen Bundesjtaates dachte frei: 
lih Graf Bismard nad feinem ganzen Weſen und feiner ganzen 
Vergangenheit auch nicht einen Augenblicd, während er doch auf der 
andern Seite die berechtigten Forderungen der Nation in ber Ge: 
genwart ımb Zukunft Feineswegs verfannte und denfelben in feiner 
Weiſe gerecht zu werben entichloffen war, darin aber den abſolutiſtiſch— 
reactionären Ideen Stahls und des preußifhen Herrenhaufes, feit 
er in die großen Gefhäfte eingetreten war, ebenfo fern ftand, ob: 
gleich er aus dem Herrenhauſe hervorgegangen war und mit biefem 
ben großen Kampf der Conflictszeit durchgekämpft hatte. Es mußte 
eben ein Ausgleid gefunden werben zwiſchen dem erlangen der 
Nation nach einer angemefjenen Betheiligung an der Leitung ihrer 
Geſchicke auf der einen und dem Bebürfniffe einer ftarken, ven 
einem Parlamente nicht abhängigen Regierung auf der andern Eeite 
und ebenjo mußten die Kleinftaaten und Kleinfürften fammt und 
ſonders unter die nationale Leitung Preußens und feines Königs ge- 
beugt werben, ohne doch dem bisher fouveränen und nur allzu fon- 
veränen Gefühle der Tegteren allzu nahe zu treten. Der ganzen 
Lage der Dinge entſprechend dachte Graf Bismard zunächſt auch 
nicht an eine fertige befinitive Derfaflung von möglicher Weiſe 
ewiger Dauer, jonbern lediglich an die Schaffung eines feiten Ber: 
fafjungsrahmeng, der die Grundzüge ordnen, im übrigen aber ben 
Ergebniffen des nah allen Seiten noch ünfertigen und flüffigen 
Lebens freien Raum laffen folte. Dieſem Grundgedanken entſprach 
zordd. der Verfaffungsentwurf, den er am 15. December 1866 im Namen 

Preußens den Bevollmächtigten der übrigen 21 Bundesftaaten vor: 

legte, der jedoch von denfelben erft in ben erjten Tagen bes 

Sahres 1867 in ernite Behandlung gezogen wurde. Ihre Ber 

vathungen führten jhon am 9. Februar zu einer alljeitigen Eini— 
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gung, fo daß der Entwurf noch an dieſem Tage als die bem Reiche: * 
tage zu machende Vorlage (ſ. S. 54) unterzeichnet werden konnte. 
Nach dem allein zur Veröffentlichung gelangten Schlußprotokoll der 
Conferenz (ſ. S. 64) ſcheint es nicht, daß der Entwurf innerhalb 
der Regierungen zu irgend welchen weſentlichen Differenzen führte, 
daß ſich dieſelben vielmehr in die Anforderungen der Lage ohne 
Widerſtreben willig ergaben; nur Oldenburg und Coburg-Gotha 
ſprachen ſich wenigſtens im allgemeinen ſchon jetzt für die Einführung 
vollſtändig conſtitutioneller Normen bez. des Verhältniſſes der Bundes— 
gewalten unter einander aus, ohne indeß darauf zu beharren; die 
übrigen Regierungen beſchränkten ſich auf einige Seufzer bezüglich 
der zu übernehmenden ſchweren Militärlaſt und auf einzelne ſie 
ſpeziell berührende Intereſſen, die ſich theilweiſe in Kleinlichkeiten 
verliefen. Der Entwurf umfaßte der Natur der Sache gemäß die 
Schaffung eines Bundesraths aus den Vertretern der Regierungen 
als einer Art Bundesregierung unter der Leitung Preußens lediglich 
mit einem vom König von Preußen zu ernennenden Bundeskanzler 
an ber Spike ohne Verantwortlichkeit gegenüber dem Reichstage und 
eines Neichstags, der aus allgemeinen und bdirecten Wahlen hervor: 
gehen jollte ohne das Gegengewicht eines Oberhaufes, aber dagegen 
mit Ausſchluß von Diäten für die Abgeordneten — bie Herjtellung 
einer gemeinfamen biplomatijhen und Confular:Bertretung im ber 
Hand des Königs von Preußen, ohne jedoch dasjelbe den einzelnen 
Bunbesfürften bisher zugejtandene Necht ihnen zu entziehen oder es 
aud nur zu beichränfen — bie Organifation eines gemeinfamen 
Bundesheers und einer gemeinfamen Marine entichieden in der Hand 
ver Krone Preußen und im genauejten Anfhluß an die militärijchen 
Einrihtungen Preußens — endlich die Feititelung einer Reihe der 
wichtigften materiellen ntereffen, die für gemeinjame erklärt und 
dem Belieben der Einzeljtaaten entzogen wurben: die gefammte Zoll- 
und Handelögefeggebung ſowie eine Anzahl indireeter Steuern, das 
Eifenbahn-, Poſt- und Telegraphenmwejen, gemeinfames Indigenat, 
Beftimmungen über Freizügigkeit, Heimaths: und Niederlaffungsver: 
hältniffe, das gejammte Gewerbswejen, die Ordnung des Maß: 
Münz: und Gewichtſyſtems, des Bankweſens, des Papiergeldes und 
eine Reihe anderer über die Intereſſen ber Einzelitaaten entſchieden 
hinausgreifender Angelegenheiten. Die Finanzen des Bundes wurden 
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im Wefentlihen auf den Ertrag ber Zölle und ber für gemeinfam 
erklärten indirecten Steuern gegründet, der Reſt follte dur Meatris 
cularumlagen aufgebracht werben. Alles Uebrige, die ganze eigentliche 
Berwaltung, die gefammte Juftizpflege und das fämmtliche Unter: 
richtsweſen, ſowie immerhin noch ein guter Theil bes öffentlichen 
Verkehrsweſens blieb den Einzelftaaten und ihrer freien Verfügung 
zugeichieden, genug, um ihnen ein reiches Feld eigener autonomer 
Thätigfeit zu ſichern. 

Sieht man in dem Entwurfe von ber Organifation und ber 
Stellung des Bundesraths zu der Krone Preußen, die fi mit dem 
bejcheidenen Titel eines Bundespräfidiums begnügte, ferner von dem 
den Kleinfürften gelaffenen Rechte unbeſchränkter biplomatijcher Ver: 
tretung, jowie von ben der Nation und dem Reichstage als ihrem 
Bertreter - zugejchiedenen eingreifenden und umfalfenden materiellen 
Intereſſen, deren enorme fociale und dadurch alsbald aud politiiche 
Bedeutung in unferer Zeit nachgerade in's allgemeine Bewußtjein 
eingetreten ijt, ab, fieht man endlich auch davon ab, daß von einer 
Garantie fog. Grundrechte im Entwurfe volljtändig Umgang genom- 
men war, fo fiel das Schwergewicht für Preußen als der Seele 
bes ganzen Gebäudes, unzweifelhaft auf die Organifation des Militär: 
weſens. Zwei Gefichtspunfte waren es, die hierin augenfcheinlich 
Preußen leiteten: einmal nämlich jollte ein hinreichend großes, durch— 
aus gleichmäßig organiſirtes und volljtändig einem Willen gehorchen- 
bes Heer gejchaffen werben, um jeder Eventualität, jeder Gefahr, 
jebem Angriff, von mwelder Geite immer, audy von derjenigen Frank: 
reichs, das fih die erfte Militärmadit Europas zu fein berühmte, 
vollfommen gewachſen zu fein; und dann war es auf biefem Gebiete, 
wo Preußen nicht eine formelle, wohl aber die thatjächliche und ent: 
ſcheidende Unterordnung der Bundesfürften und der Particularftaaten 
unter die Krone Preußen und den Millen der Nation ſuchte. In 


‚ erfterer Beziehung mußte bie nuglofe Liebhaberei, bie bloße militä- 


riſche Spielerei, der geradezu lächerlihe Firlefanz der allerhöchſten 
Kriegsherrn über — einige Compagnien, oder Bataillone oder jelbit 
einige wenige Negimenter endlich einmal aufhören, da es längſt ein 
öffentliches Geheimniß war, daß die Contingente all biejer Klein: 
Staaten für die DVertheidigung Deutjchlands, wenn es angegriffen 
worden wäre, auch nicht ein Sandkorn in die Wagſchaale gelegt 
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hätten, hat doch ber Krieg von 1866 in Süddeutſchland gezeigt, Por 
daß jelbjt die fehr anjehnlichen Streitkräfte dev Mitteljtaaten ohne 
wirklich einheitliche Leitung lange nicht dasjenige leiften, was fie 
leijten jollten und auch leijten könnten, während fie den Bevölker— 
ungen immerhin ſchwere Opfer auferlegten. PVernünftiger Weiſe 
blieb in der That nichts anderes übrig, als entweber für dieſe 
Kleinftaaten das Militär ganz abzujchaffen und fo die Benölkerungen 
bon ber brüdenden und doch rein nußlojen Laft zu befreien oder 
aber dasſelbe aus einer Spielerei in ernfte Wirklichkeit umzuwandeln, 
indem man es bem preuß. Heere einfügte, freilih aber aud bie 
Benölferungen zu bdenjelben ſchweren Laften heranzog, bie das 
preuß. Bolt Schon feit einer Reihe von Jahren trug. Selbſtver— 
ftändlich entſchied ſich Preußen mit Rückſicht auf die Gefahren, die 
den jungen norbd. Bund von allen Seiten bebrohten, für die letztere 
Alternative, die zugleich den Vortheil bot, die Bundesfürften definitiv 
bem Bunbesfeldherrn unterzuordnen und von Preußen in ber ent: 
ſcheidendſten Beziehung abhängig zu machen. Aud das mochte 
Preußen von feiner Forderung nicht abhalten, daß durch die vermehrte 
Militärlaft das ganze bisherige Finanzſyſtem biefer Sleinftanten in 
Frage geftellt wurde: was Preußen wenn auch unläugbar als ſchwere 
Laft ertrug, das Fonnte auch für die Kleinftaaten nicht geradezu er- 
brüdend fein, wofern fie ſich entichloffen, nad; anderer Seite hin 
ben Forberungen ber Neuzeit gerecht zu werden und die Außerft 
complicirte Verwaltungsmaſchinerie, wie fie freilich bisher der par: 
ticulariftiihen Gewohnheit und dem particulariftiichen Behagen ent: 
ſprochen hatte, ganz wejentlich zu vereinfachen. Demgemäß verlangte 
Preußen in dem Entwurfe einer Bundesverfafjung nad ber einen 
Seite: bie Ausdehnung der allgemeinen Wehrpflicht nach preußifchen 
Normen und der gejammten preußiſchen Militärgefeßgebung, ſowie 
ber preußiiden Bewaffnung auf den ganzen Bund, ferner, baß bie 
Triedenspräjenzitärke des Bunbdesheeres auf ein Procent ber Bevölkerung 
von 1867 normirt werden und eine Abänderung hierin nur bon 
zehn zu zehn Jahren ftattfinden jolle, endlich daß von den einzelnen 
Bunbesftaaten dem König von Preußen jährli je 225 Thlr. pro 
Kopf ber Friedenspräjenzftärke des Heeres zur Beftreitung ber Mi: 
fitärfojten zur DBerfügung geftellt werben; nad der anderen Geite: 
Einführung ber preuß. Uniformirung für bas gejammte Heer unter 
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rag Beſeitigung der bisherigen particulariſtiſchen Buntjchedigfeit, obwohl 


fi) daran achtungswerthe Erinnerungen Fnüpfen modien, Verpflich— 
tung aller Bundestruppen durch ben Fahneneid, den Befehlen bes 
Bundesfeldherrn unbedingte Folge zu leiſten, Ernennung der Hödhjit: 
commandirenden und aller Feſtungscommandanten durch diejen, das 
Recht der Bejtätigung bei Ernennung von Generalen oder Offizieren 
mit Generalsjtelung, das Recht, innerhalb des Bundesgebiets die 
Garniſonen zu bejtimmen ꝛc., jo daß den Bunbdesfürften nur nod) 
das Hecht blieb, die unteren Offiziere zu ernennen, Rapporte u. dgl. 
fi) erjtatten zu laffen, ihre Truppen zu injpiziren und über fie zu 
Polizeisweden zu verfügen. So empfindlich. die Gewährung dieſer 
Forderungen ihnen jein mochte, die Kleinfürſten konnten ſich der: 
jelben nach der ganzen Lage der Dinge unmöglicd entziehen: bie 
Schwere der finanziellen Laſt, die durch die neue Organifation auf 
ihre Staaten gewälzt wurde und bie nicht jofort durch Entlaftung 
nach anderen Geiten bin aufgetvogen werden fonnte, trat dagegen 
in erfte Linie; aber hierin war Preußen jofort bereit, ihnen bilf- 
reiche Hand zu bieten und ſchon am 4. Febr., aljo nody bevor die 
Bevollmächtigten der Regierungen den Entwurf der Yundesverfallung 
angenommen und unterzeichnet hatten, jchloß Preußen mit Weimar 
eine bejondere Militärconpention ab, durch welche der jährliche Militär: 
fojtenbeitrag von 225 Thlr. pro Kopf vorerft auf 162 Thlr. er: 
mäßigt und erft im Jahre 1874 auf die volle Summe anfteigen 
follte, wogegen Preußen die Keorganijation des weimar'ſchen Con— 
tingents in feine eigene Hand nahm, eine Convention, ber jpäter 
auch die übrigen thüringiihen und andere Kleinjtaaten beitraten. 
Größere Schwierigkeiten, nicht in finanzieller, fondern in militärifch: 
politifcher Beziehung bot Sachſen, aber aud mit ihm fam und 
zwar gleihfall® noch vor Unterzeichnung des Bundesverfaſſungs— 
Entwurfs durch die Regierungen, am 7. Yebr., eine befondere Eon: 
vention zu Stande, bie beide. Theile zufrieden jtellte: die k. ſächſi— 
ihen Truppen follten demnach ein in fich gejchloffenes Armeecorps 
gleich ben preußiichen, das 12. bes Bundesheeres bilden und ihre 
eigenen Fahnen und Feldzeihen führen, im übrigen aber troß einiger 
Milderung fih im Weſentlichen doch ganz den Beftimmungen - bes 
Berfafjungsentwurfs unterziehen. 
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Die wejentlichften Schwierigkeiten innerhalb der Regierungen des 
neuen Bundes waren damit geebnet. Der Berfaflungsentwurf wurde 
am 9. Febr. von denſelben alljeitig angenommen und unterzeichnet. 
Am 12. Febr. fanden die Wahlen zum erjten Reichstage im ganzen 
Umfange bed Bundes flatt und fon am 24. desjelben Monats 
konnte diefer zu Berlin unter Entfaltung ungewöhnlichen Gepränges 
vom König von Preußen eröffnet werden. Die Thronrede Enüpfte 
an den „erhebenden Nugenblid an, in dem Ich in Ihre Mitte trete; 
mächtige Ereignifje haben ihn herbeigeführt, große Hoffnungen knü— 
pfen fi) an benjelben.” Dann fuhr ber König fort: „Einſt mächtig, 
groß und geehrt, weil einig und von ftarfen Händen geleitet, Tank 
das deutſche Reich nicht ohne Mitihuld von Haupt und Gliedern 
in Zerriffenheit und Ohnmacht. Des Gewichtes im Rathe Europas, 
bes Einfluffes auf die eigenen Geſchicke beraubt, warb Deutichland 
zur Wahlftatt der Kämpfe fremder Mächte, für welche es das Blut 
feiner Kinder, die Schlachtfelder und die Kampfpreije bergab. Nie: 
mals aber hat die Sehnſucht des deutjchen Volkes nach feinen ver: 
Iorenen Gütern aufgehört und die Gefchichte unferer Zeit ijt erfüllt 
von den Beftrebungen, Deutſchland und dem deutſchen Volke die 
Größe feiner Vergangenheit wieder zu erringen.“ Uebergehend zu 
dem von den Regierungen vereinbarten Berfafiungsentwurf, bezeidy: 
nete der König benjelben bloß als „eine Anzahl beftimmter und 
begrenzter, aber praktiſch bedeutiamer Einrichtungen“ und mahnte 
„die Einigung bes beutfchen Volfes an der Hand der Thatjachen 
zu juchen und nicht wieder das Erreichbare dem bloß Wünfchens: 
werihen zu opfern.” Die Berhältnifje zum Auslande wurden nur 
indirect berührt: „Wie die Richtung bes deutſchen Geiſtes im Als 
gemeinen dem Frieden und feinen Arbeiten zugewandt ijt, fo twirb 
die Bundesgenoſſenſchaft der deutſchen Staaten einen weſentlich des 
fenfiven Charakter tragen. Keine feindlihe Tendenz gegen unsere 
Nachbarn, Fern Streben nad Eroberung hat die deutſche Bewegung 
der lebten Jahrzehnte getragen, fondern lebiglich das Bedürfniß, den 
weiten Gebieten von den Alpen bis zum Meere die Grundbeding— 
ungen bes ftaatlihen Gedeihens zu gewähren, welche ihnen ber Ent: 
widelungsgang früherer Jahrhunderte verfümmert hat. Nur zur 
Abwehr, nit zum Angriff einigen fih bie beutfchen Stämme.” 
Am folgenben Tage begann ber Reichstag feine Arbeiten. Die Ver: 
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fammlung, die erjte, die aus allgemeinen, birecten, geheimen Wahlen 
hervorgegangen war, jtellte in ihren faft 300 Mitgliedern fo ziemlich 
alle Parteien und deren Fractionen, in die die Nation felber zerfiel, 
wieberum bar: der Diten, bie alten preuß. Provinzen hatten über: 
wiegend confervativ, ber Weiten unb bie meiſten ber kleineren 
Bundesjtaaten überwiegend liberal gewählt, Sachſen und die neu an- 
nectirten preuß. Landestheile jchicften nur zum Theil particulariftiich, 
zum Theil enifchieden national gefinnte Abgeordnete; felbft die de: 
mofratifchejocialiftiiche Partei war durch einige Mitglieder vertreten; 
berjenige Theil der früheren preuß. Fortichrittspartei, der fi mit 
ber Regierung bes Grafen Bismard auch jetzt' noch nicht ausſöhnen 
und auf bie neue Lage der Dinge nicht oder doch nur mit Vorbehalt 
eingehen wollte, bildete, gleichiwie ſchon im letzten preuß. Abgeorb: 
netenhaufe nur noch eine ziemlich beſchränkte Minderheit. Am 4. 
März legte Graf Bismard dem Reichstage den Entwurf der Bundes: 
verfafjung vor, am 9. begann darüber die Generaldebatte, die am 
13. geſchloſſen wurde. Das Ergebniß war, daß offenbar die große 
Mehrheit der Verſammlung bereit war, auf den Entwurf und bie 
darin niedergelegten Anſchauungen einzugehen, während auf ber an— 
bern Seite auch Graf Bismard ſich keineswegs abgeneigt zeigte, auf 
einzelne Conceſſionen ſich einzulaffen, die allerdings nicht auszuweichen 
waren, wenn er feinen Entwurf im Wefentlihen durchſetzen wollte, 
Am 18. März trat der Reichstag in die Epecialdebatte bed Ent: 
wurfs ein und ſchon bie erften Abftimmungen beftätigten es, daß 
die große Mehrheit nicht gemeigt war, den Entwurf völlig abzu: 
ändern und ihn zu einer mehr ober weniger vegelvechten Bundes: 
verfaffung nad den Anforderungen ber Theorie umzuarbeiten, fon: 
bern ihn auch ihrerfeits nur als ein Werk bes Uebergangs betrachtete, 
das eben darum manches abfichtlich zweifelhaft Tieß, was erjt bie 
Praris und die weitere Entwidelung des Lebens jelbit gejtalten 
müffe, bis es als feſte Form und Norm aud in bie BVerfaflung 
übergehen könne. Im Großen und Ganzen ftanb jo eine über: 
twiegende Majvrität auf Seite ber preuß. Regierung, doch ſank bieie 
Majorität nicht felten auf wenige Stimmen herab unb in einigen 
entideidenden Punkten unterlag jene ihrerjeits einer mehr oder 
weniger ftarfen Majorität. Es genügt, die Hauptpunkte hervorzu— 
heben. Am 19. März wurde beantragt, wenigſtens eine Anzahl 
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ausdrüdli zu gewährleijten, der Antrag aber in namentlicher Ab— 
jftimmung mit der großen Mehrheit von 180 gegen bloß 65 Stim: 
men unb wenige Tage jpäter au die Aufnahme negativer Grund: 
rechte, d. 5. die Feſtſtellung derjenigen perjönlichen und ftaatsbürger: 
lichen Befugniffe, welche fein Bundesftaat feinen Angehörigen 
vorenthalten dürfe, verworfen, body bloß mit 130 gegen 128 Stimmen. 
Dagegen wurde am 20. und 21.März der Kreis ber gemeinfamen 
Angelegenheiten faſt einjtimmig noch um bas DObligationenredt, 
Strafreht, Handels: und Wechſelrecht, das gerichtlihe Verfahren, 
das Staatsbürgerreht, Paßweſen und bie Frembenpolizei erweitert, 
namentlid aber (mit 125 gegen 122 Stimmen) bie ſehr bebeut: 
fame Möglichkeit der Einführung bdirecter Bundesſteuern neben ben 
Matricularumlagen beſchloſſen. Vom 23. bis zum 27, März wurde 
die Organijation der eigentlihen Bunbesregierung und die Stellung 
berjelben zum Reichstage behandelt. Die Errichtung eines förmlichen 
Bunbdesminijteriums mit verantwortlihen Miniftern wurbe beantragt, 
aber mit 177 gegen 86 Stimmen verworfen und jelbft der Antrag, 
dem Bundeskanzler wenigitens „Vorſtände ber einzelnen Vermalt: 
ungszweige beizugeben, welche nad dem Inhalt biefer Berfaflung 
zur Competenz des Präſidiums gehören“, unterlag mit 126 gegen 
127 Stimmen und, nochmals eingebradt, nochmals mit 124 gegen 
140 Stimmen. Der YBundesfanzler blieb der einzige Vertreter ber 
Regierung gegenüber dem Reichstage und ihm blieb es überlaſſen, 
wie er fih mit dem Bunbesrathe und mit bem preuß. Staats: 
minifterium abfinden wollte, nur daß wenigſtens ausdrücklich feſt— 
gejegt wurde, daß „ale Anoronungen und Verfügungen des Bundes: 
präfibiums zu ihrer Gültigkeit ber ©egenzeihnung bes Bundes: 
fanzler8 bebürfen, ber dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt“, 
freilich nur eine moraliige. Am 28. März mwurbe ber vom Ent: 
wurf verlangte Ausihluß ber Beamten aus dem Reichstage bejeitigt 
und im Gegentheile beftimmt, daß fie zum Eintritte in benfelben 
feines Urlaubs bebürften und am 29. wieberun gegen bie Abfichten 
ber Regierung beſchloſſen, daß „wahrheitsgetreue Berichte über bie 
Verhandlungen des Reichstags von jeber Verantwortlichkeit frei fein 
follten“, am 30, fogar trog einer energiichen Erklärung Bismards 
bie Gewährung von Diäten und Reifeloften an bie Reihetagsmit- 
31 
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Rordd. lieber mit 136 gegen 130 Stimmen aufgenommen. Vom 3. bis 


Bund, 


8. April wurbe über die Bejtimmungen bez. des Bundeskriegsweſens 
gekämpft: die Normirung der Friebenspräfenzjtärfe von 4 Procent 
ber Bevölkerung von 1867 wurde ſchließlich zugeitanden, aber nicht 
auf 10 Jahre, wie gefordert wurbe, jondern mit 137 gegen 127 
Stimmen nur bis zum 31. Dec. 1871 und ebenfo wurbe auch ber 
Kojtenbeitrag von 225 Thlr. per Kopf zugeftanden, aber mit 138 
gegen 130 Stimmen wiederum nur bis zum 31. December 1871. 
Am 9. April wurden mit 145 gegen 122 Stimmen jährliche Bub: 
gets und bamit auch jährliche Reichstage beſchloſſen. Am 10. April 
wurde jchließlih über das Fünftige Verhältniß zu den ſüddeutſchen 
Staaten verhandelt und die Yaflung des Entwurfs: „Die Bezieh: 
ungen des Bundes zu ben fübbeutfchen Etaaten werben fofort nad 
Feſtſtellung der Verfaſſung durch bejondere dem Reichstage zur Ge: 
nehmigung vorzulegende Verträge geregelt werben“ bahin erweitert, 
daß „der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten ober eines berjelben in 
den Bund auf den Vorſchlag des Bundespräfidiums im Wege ber 
Bundesgefeßgebung erfolge“. Das Werk war bamit in verhältniß— 
mäßie ſehr kurzer Zeit erlebigt; es fragte fih nur, ob die Regier: 
ungen ſich mit den vom Neichstage beichlofjenen Nenderungen ihres 
Entwurfs einverftanden erflären würden. Cie entichloffen ſich dazu 
nad der Erklärung des Grafen Bismard vom 15. April bis auf 
zwei Bunte, die Bewilligung von Diäten und bie Sicherftelung ber 
Heereseinrichtungen auch nah dem 31. Dec. 1871. Der erfte 
Punkt, eine in ber That offene Frage, machte geringe Schwierig: 
feiten und wurde noch an bemjelben Tage mit 178 gegen 90 
Stimmen zugejtanden. Größeres Bedenken erregte die Militärfrage: 
eine anfehnliche Partei der Berfammlung war der Anſicht, daß ei: 
tere Concejfionen an bie Regierung und zumal in biefem Punkte 
abjolut unjtatthaft jeien, und daß dieſe alle Urſache habe, mit Dem, 
was fie in ber Verfaſſungsfrage überhaupt durchgeſetzt, vollkommen 
zufrieden zu fein; eine noch größere und unzweifelhaft die Mehrheit 
war zivar geneigt, der Regierung jo weit möglich entgegenzufommen, 
aber feſt entichlofjen, dieß nur zu thun, fo weit es möglich ei, ohne 
auf das volle Bubgetbewilligungsreht bed Reichstags auch für ben 


Militäretat wenigſtens vom 1. San. 1872 an zu verzichten. Nur 


die ftreng conjervative (feudale) Partei wollte auch darin ber Re 
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gierung völlig zu Willen fein: die mittleren Parteien der National: ur 


liberalen und Freiconjervativen verjtändigten ſich über einen Antrag, 
deſſen Annahme von Geite des Haufes gefichert ſchien und von: dem 
fie vorausjeßten, daß auch bie Regierungen oder vielmehr die preuß. 
Regierung fih ihn gefallen laſſen werde, da ihr in der That nicht 
minder als dem Reichstage jelbjt daran gelegen fein mußte, bag 
Wert nicht noch im Testen Augenblide fcheitern zu lafjen, vielmehr 
jo jchnell wie möglich unter Dach und Fach zu kommen, wie denn 
auch wirklich Graf Bismard fi) ausbrüdlic weigerte, die Frage zu 
einer Gabinetsfrage zu madyen. Co wurde der Autrag der Feudalen: 
„Für die fpätere Zeit wirb bie Friebenspräjenzitärfe des Heeres 
durch ein Bundesgeſetz feitgeftellt, bis zu deſſen Erlaß die vorftehen- 
ben Beitimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben“ mit 197 
gegen 110 Stimmen und als er nochmals in etwas mohificirten 
Faffungen geftellt wurbe, troß ber leijen Drohung Bismards „man 
laufe Gefahr, daß das Werk noch im legten Augenblide fcheitere”, 
nochmals mit 157 gegen 119 und wiederum mit 156 gegen 120 
Stimmen verworfen, dagegen ber Antrag ber Mittelparteien mit 
202 gegen 80 Stimmen angenommen. “Derfelbe: „Rad dem 31. 
Dec. 1871 müſſen dieje Beträge von ben einzelnen Staaten bes 
Bundes zur Bundeskaſſe fortbezahlt werben. Zur Berechnung ber; 
jelben wird bie im Art. 60 interimijtiich feitgeftellte Friedenspräſenz- 
ftärfe fo lange feitgehalten, bis fie durch cin Bundesgeſetz abges 
änbert iſt. Die Berausgabung biefer Summe für das gefammte 
Bundesheer und. deſſen Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz 
feſtgeſtellt. Bei der Feſtſtellung des Militär-Ausgabeetats wird bie 
auf Grundlage diejer Berfaffung feitjtehende Organiſation bes 
Bundesheeres zu Grunde gelegt” — wahrt das Budgetbewilligungs⸗ 
recht des Reichstags jedenfalls jo weit, daß Biemarck conftatiren 
mußte, ber Beihluß „Laffe allerdings die Möglichkeit zu, baß im 
Sabre 1872 ein Budget: und Militärconflict fi erneuern könne, 
befjen Folgen ſich in dieſem Augenblid noch nicht überfehen Tiefen.” 
Er erkannte indeß, daß augenblidlih für die Regierungen entjchieden 
nicht mehr zu erreichen fei und bieje fügten ſich der Nothwendigkeit: 
am 17. April erflärte jener, baß bie Regierungen die Bundesver: 
faffung, wie fie aus ben Berathungen bes Reichstags hervorgegangen 
ſei und ſchließlich als Ganzes mit 230 gegen 53 Stimmen ange: 
31* 
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"rg nommen worden war, auch ihrerjeits annähmen, worauf ber Reichs— 


Franf«,. 


rei). 


tag noch am gleichen Tage durch eine Thronrede des Könige von 


Preußen gejhloffen wurbe. Die Befriedigung über das glücklich zu 
Stande gebrachte große Werk, das fih in dieſer Thronrede aus: 
ſprach, fand ihren Wiederhall in der überwiegenden Mehrheit ber 
Nation, wenn aud non allen Seiten zugegeben werben mußte, daß 
das Merk in mehrfacher Beziehung ein unfertiges fei und von der 
Minderheit laute Klagen ertönten, daß die Volksvertretung fehr 
wejentliche Rechte preisgegeben und barin felbft ber preuß. Verfaſſung, 
deren Unzulänglickeit doch thatſächlich ſich ermiefen, weſentlichen 
Abbruch gethan habe. Nicht ohne Grund wurde von der andern 
Seite hervorgehoben, daß die Dinge im norddeutſchen Bunde von 
Anfang an bezüglich des Grund- und Ecſteins alles parlamentari: 
ſchen Weſens, des Budgetbewilligungsredhtes, ganz anders lägen, als 
in Preußen, wo bie Steuern vom Abg.Hauſe verfafjungsmäßig nicht 
verweigert werben bürften und. daher diefem ber feite Punkt gegen: 
über ber Regierung fehle, während im norbbeutihen Bunde das 
jährlide Bebürfnig durch den Ertrag der Zölle ꝛc. nicht gebedt 
werde und ber Net jährlih durch Matricularumlagen oder burd) 
befondere Bundesfteuern bewilligt werben müfle oder vermeigert 
werben könne. Unter allen Umftänden war bie Bahn frei gemacht 
unb eine erfte Grundlage endlich errungen, auf ber das innerfte 
Sehnen und Streben ber Nation nah einem großen und freien 
Nationalftante mit einer ftarfen Spige aber auch mit freien und 
fig innerhalb des Ganzen und fo weit es das Intereſſe Aller er: 
laubte frei fühlenden und frei bewegenden Gliedern erfüllt werben 
fonnte, wenn aud Jedermann fühlte, daß es nad) Innen und Außen 
noch jahrelanger ernjter und unabläjfiger Arbeit bebürfe, bis das 
große Ziel wirklich erreicht fein werde. 

Daß der Reichstag in feinen Conceſſionen gegenüber ber preuß. 
Regierung in ber Verfaflungsfrage fo weit ging, daß eben auch die 
Regierung ſchließlich mit ber in der Militärfrage erlangten Concej: 
fion ſich zufrieden gab, war nicht zum mindeſten eine Folge bes 
Berhältnifles zu Frankreich, das gerade damals, um bie Mitte April, 
einen Bruch mit bemjelben wenigftens als möglich ericheinen Tick. 
Diejes Verhältniß war feit dem Kriege ber Art gewejen, daß bie 
preuß. Regierung und die öffentliche Meinung in Deutſchland notb: 
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wendig zweifelhaft fein mußten, ob ſich Frankreich in die vollendete Frante 
Thatfache zu ſchicken entſchloſſen oder e8 nur darauf bedacht fei, bie _ 
Gelegenheit und die Mittel zu ſchaffen, um dieſelbe wieder in frage 

zu ftellen. Die Symptome widerfpradyen fi, beuteten bie einen un: 
laugbar auf frieblihe und freundliche Gefinnungen, fo ſprachen das 
gegen andere nicht minder entjchieben für kriegeriſche Abfichten, bie 

im Hintergrund zu lauern fchienen, und indem die einen und bie 
andern mit einer gewiljen Regelmäßigfeit abwechſelten, erzeugten fie 
eine Unficherheit gleihmäßig in Franfreih und in Deutſchland, bie 
beide fortwährend in peinliher Spannung erbielt. Daß bie Gefahr 
eine drohende war, daß es vielleicht nur eines einzigen faljchen. ober 
boreiligen Schrittes von Seite Preußens, nur eines leifen Drudes 
von Seite des Kaifers beburfte, um fie plöglih zum Ausbruche zu 
bringen, ließ jih unmöglich verfennen. Einige Beruhigung mochte 
indeß daraus gejchöpft werben, daß wenn Frankreich unmittelbar nach 

der Schlacht von Sadowa nicht Kinreichend gerüjtet zu fein glaubte, 

um fofort zum Kriege mit Preußen zu jehreiten, dieß immerhin auch 

jebt noch der Fall war. 

Es ift doch merkwürdig, wie in unferer Zeit vollfter Deffent: 
lichkeit, wo feine Erfindung von praktiſcher Wichtigkeit lange ver: 
borgen bleiben fann und wo alle großen Staaten an jämmtlichen 
Höfen ber übrigen Großmächte nicht bloß diplomatiihe Geſandte, 
ſondern noch bejondere Militärbevollimädtigte halten, um fi fort: 
während von allem, was jpeziell in diefer Richtung geſchieht, zu 
unterrichten, alle Welt von der Mafje ber Truppen, die Preußen 
gegen Defterreih ins Feld jtellen konnte, und von den Erfolgen bes 
preußiihen Zündnabelgewehrs fo überraiht werden koönnte. Seit 
mehr ale fünfzig Jahren war bie allgemeine Wehrpflicht in Preußen 
in Geltung — fein anderer Etaat Europas dachte auch nur daran, fie 
oder doch irgend etwas ihr Ähnliches bei fich einzuführen. Vor mehr 
al® zwanzig Jahren war das Zündnabelgewehr von Dreyie erfunden 
und von Preußen für fein Heer aboptirt worden; und unabläflig 
war biefes feither bemüht geweſen, e8 zu verbefjern, feine Truppen 
darauf einzuüben und ihre tactifchen Bewegungen barırady zu mobi: 
fisiven; in Schleswig-Holſtein hatten die Preußen es jogar zu Erie: 
geriicher Anwendung gebracht, im amerifanifhen Bürgerfriege war 
bafjelbe mit verfchlebenen Formen von Hinterlabern ber Fall geweſen 
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Granfe — und doch hatten weder Oeſterreich noch Frankreich daran gedacht, 


reich. 


ſich die Erfindung gleichfalls anzueignen. Erſt nach dem Kriege von 
1866 gingen ihnen die Augen darüber auf, was ſie bisher hoch— 
müthig verkannt und gering geachtet hatten und entwickelte ſich jene 
wahre Wuth, die nun durch Europa raste, das Verſäumte nachzu— 
holen, die alten Gewehre mit dem Aufgebot aller Kräfte ſo ſchnell 
wie nur immer möglich in gute oder ſchlechte Hinterlader umzu— 
wandeln und gleichfalls nad preußiſchem Vorbilde entweder geradezu 
die allgemeine Wehrpflicht einzuführen, oder wo der Nationalgeiſt 
ſich dazu nicht entſchließen konnte, wenigſtens die Wehrpflicht bis auf 
die äußerſt mögliche Grenze auszudehnen. Frankreich war natürlich 
unter ben erſten, die die Frage in bie Hand nahmen. Schon An 
fang Winters 1866 berief der Kaijer eine Commiſſion von Gene: 
ralen, mit ber cr perfönlich den Entwurf einer umfalfenden Armee: 
reform ausarbeitete, der dann zunächſt an den Staatsrath ging und 
Anfangs 1867 an den gejehgebenden Körper gelangte, indeß nod) 
mehrere Umarbeitungen und Mopificationen erlitt, bevor er in dieſem 
im December 1867 zur Berathung und erft Anfangs 1868 zur 
Annahme gelangte. Die Spige des ganzen Plans, die von Anfang 
feitiftand, aber ſich erft allmälig durd) die Verhandlungen ber Com: 
mifjion bes gefeßgebenden Körpers für das Pubkikum heraustwidelte, 


‚ging dahin, die bisherige ftehende Armee von A—450,000 Mann 


mit der Referve auf 800,000 zu erhöhen und biefe ganze Armee 
ber Dffenfive dadurch zur Berfügung zu ftellen, daß eine jogenannte 
mobile Nationalgarde von wiederum 400,000 Mann geſchaffen werde, 
die als Landwehr im Kriege die Feſtungen und Gtäbte zu befeßen 
hätte. Die Kriegsmacht Frankreichs ſollte dadurch au an Zahl 
ben GStreitfräften Preußens und des norbbeutichen Bunbeg zum min: 
beiten gleich gebracht werben, wo möglich fie no um etwas über: 
fteigen. Da indeß die Franzofen ben Militärbienft im Frieden burd- 
aus nicht Lieben, jo täufchte ſich die franzöfiiche Regierung darüber 
nicht, daß es fchwer halten werde, die Vorlage durch den geſetz— 
gebenden Körper troß ber ergebenen Majorität bejjelben zu bringen 
und baß es zu biefem Ende hin unerläßlich jei, in ben ihr zur Ver: 
fügung ftehenden Blättern die Kriegsgefahr nie ganz von ber Bühne 
verſchwinden zu laſſen, ohne daß dadurch erwiejen war, daß fie, wenn 
fie fih zum Kriege vorbereitete, denfelben auch wirklich beabfichtigte. 
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Geradezu beabfihtigt wurde dagegen ber Krieg und zu bemfelben — 


mit Bewußtſein gehetzt von einem Theile der alten Parteien, die 
nichts zu verlieren und alles zu gewinnen hatten, fo wie von dem— 
jenigen Theile der bonapartiftiichen Partei, der ben wachſenden Schwie: 
rigfeiten im Innern gegenüber Fein anderes Mittel mehr jah, we: 
nigftens Fein wirkfjameres als einen Krieg mit Preußen. 

Diefe Schwierigkeiten aber wuchſen, je ſchwerer die Schläge 
bes Schickſals auf den Friegerifhen Glanz des franzöfiichen Namens 
fielen und je mehr ſich die Nation in ber hervorragenden Gtellung 
bedroht fühlte, die fie unter dem zweiten Napoleon in Europa wie: 


derum eingenommen batte. Zu bem erften Schlage, ben fie im Meric. 


%. 1866 durch das gewaltige Auftreten der preußijchdeutihen Macht 
erlitt, gejeflte fi bald ein zweiter, noch empfindlicherer, das Zurüd: 
weichen ber franzöfiihen Waffen vor dem drohenden Stirnrunzeln 
der großen Republik jenfeit8 des Dceans und das Zuſammenbrechen 
ber ganzen Grpedition nad Merico. Wie Napoleon es unterlaffen 
hatte, in ben beutjchen Dingen zu vechter Zeit jein Schwert im die 
Wagſchale fallen zu laſſen, in der irrigen Heberzeugung, daß es ſpäter 
bazu noch immer früh genug jei und daß bie Deutſchen inzwijchen 
felber bie Arbeit für Frankreich beſorgen würden, jo Hatte er fi 
auch nicht dazu entichließen fünnen, dem Bunde ber norbamerifani: 
ſchen Südftaaten offen feine Hand zu reihen und jelbjt einen Krieg 
mit ben Norbdftaaten nicht zu fürdten, um jenen zur Unabhängigkeit 
zu helfen nnb fie zwijchen feine mericaniihe Schöpfung und bie 
bemofratijche Nepublit im Norden hineinzuſchieben, in der gleichfalls 
irrigen Ueberzeugung, daß fie felber ſtark genug jeien, ſich des Nors 
dens zu erwehren und daß jedenfalls. beide fo geihwädht aus dem 
Kriege hervorgehen würben, daß eine Gefahr von dieſer Seite we: 
nigſtens zunächſt kaum zu bejorgen jtünde. Als im April des J. 
1865 bie Heere des Nordens fiegreih in Richmond einzogen, ſtand 
das mericaniihe Kaijerreih in der Luft und crfagnte wohl ber 
Kaifer der Frangofen den ſchweren Fehlgriff, den er begangen; und 
als es fi bald darauf herausftellte, daß eine Verſtändigung mit 
ber Union gerabezu ein Ding ber Unmöglichkeit und daß dieſe unter 
feinen Bedingungen geneigt fei, eine europäiſch-monarchiſche Schöpfung 
auf dem Eontinente, ben fie für fih in Anfprudy zu nehmen ges 
wohnt war, zu bulben, ließ er in feinem Geifte den Kaiſerthron in 
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Mezico. Merico fallen und war nur nod bemüht, feine Würde zu wahren 


und ſich wenigftens, wann und wie es ihm conveniren möchte, 
zurüdziehen zu wollen. Auch das mißlang den wenig biploma: 
tiſchen, ziemlich ungeſchlachten Republifanern gegenüber. Bevor 
noch das Jahr 1866 zu Ende ging, wußte alle Welt, daß bie 
franzöfiſche Fahne in Wahrheit vor. dem wiederhergeſtellten Sternen: 
banner der Union weiche und darauf verzichtet habe, der Iateiniichen 
Race auch jenfeits des atlantiichen Oceans einen Stützpunkt ſchaffen 
und dem allmäligen, aber fihern Fortſchreiten der angelfächfiichen 
Race, wie ber Kaifer feiner Zeit offen erklärt hatte, einen Damm 
entgegen fegen zu wollen, Umſonſt hoffte Napoleon, den unglüd: 
lichen, verrathenen und verlafenen Kaifer Mar zur Abdanfung zu 
bewegen, um fi felber mit Juarez und den Seinen verjtändigen zu 
fönnen. Es mißlang: ber ritterlihe Sproffe des älteften europäi— 
[hen Fürftenhaufes wollte die Folgen jeines kühnen Schrittes aud) 
jelber tragen und nährte bis zulegt die trügeriihe Hoffnung, bie 
Mericaner von der Reinheit jeiner Abfichten überzeugen zu können. 
Da waren bie Franzofen nur noch bemüht, fich ſelbſt zu retten, nichte 
weniger als ficher, nur jelber ohne Schlappe davonzufommen. Doch dieß 
gelang ihnen. Bis zum 20. Yan. 1867 hatten fie den ganzen Nor: 
ben Merico’8 geräumt und fi theil® in ber Hauptjtadt concentrirt, 
theils ftafjelförmig zwijchen diefer und Beracruz, mo fie ſich einſchiffen 
mußten, aufgeftelt. Am 6. Febr. räumten ſie audy die Hauptſtadt 
und zogen in gejchloffenen Maffen Veracruz zu, wo alsbald die Ein: 
Ihiffung begann und glüdli vollzogen werben konnte, Am 8. März 
verließen bie legten Trausporticiffe Veracruz und ſchwamm die ganze 
Erpebition auf dem Ocean wieder ber Heimath zu. Weil das meri: 
canifche Kaiſerthum feinen Frankreich gegenüber eingegangenen finan: 
zielen Verpflichtungen zu genügen, wie vorauszufehen war, außer 
Etande war, hatte Napoleon ſich für berechtigt gehalten, ben mit 
dem bamaligen Erzherzoge abgejchloffenen Vertrag von Miramare auch 


ſeinerſeits nicht zu Halten und Maximilian, der den Kaiferthron aus 


der Hand Napoleons und im Dertrauen auf feinen mächtigen Schug 
in Empfang genommen, blieb feinem Schickſal überlaffen, aber nicht 
nur Mar, jondern auch all die zahlreichen Franzofen, die ſich dort 
niebergelaffen, und all bie zahlreichen Intereſſen, die fie unter dem Schuße 
ber franz. Waffen angefnüpft hatten. Von allen ihm vorgeipiegelten 
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Errungenfchaften blieb Frankreich nichts übrig als die ſchweren Kojten Mexico. 
der unfeligen Erpebition, die auf mindejtens 500 Mill. Fr. berechnet 
wurden und in Wahrheit leicht taufend betragen haben. mögen. 
Frankreich, ſagte man ihm, ift reich genug, eine unglücklich Grant- 
ausgefallene, aber großartig concipirte Expedition zu bezahlen und ER 
die Nation ließ ſich das gefallen, Aber es fühlte die Erfahrung 
iwie eine brennende Wunde. Der Schlag war unzweifelhaft ber 
ſchwerſte, den der Kaijer erlitten. Die öffentliche Meinung legte 
eine gereizte Stimmung an ben Tag und warf‘ fi tabelnd bald 
auf die auswärtige, bald auf die innere Politik, welche beide ja bie 
Nation feit zwanzig Jahren fait willenlos ber Hand bes Kai: 
ſers anvertraut hatte, Unverfennbar nagte eine tiefe Unzufrieden— 
heit ine Gemüthe der Nation. Napoleon jelbft erkannte, daß etwas 
geſchehen müſſe, um die Stimmung zu wenden und die Geifter nad 
einer andern Seite hin zu beidäftigen. Am 19, Yan. trat er plöß- 
lich mit einem Briefe an feinen Staatsminijter Rouher hervor, durch 
ben er ihm eine Reihe von Maßregeln verfünbigte, die er jelbit ohne 
weiteres als die längit verjprochene, längit erwartete „Krönung des 
Gebäudes” bezeichnete. Demnach ſollte die Adreßdebatte, die fich nicht 
bewährt habe, jchon wieder abgeſchafſt und durch ein übrigens jehr 
borfichtig veglementirtes Interpellationsrecht erjeßt und, was von un: 
gleich größerer Tragweite war, das Vereins- und Verſammlungsrecht 
innerhalb gewijjer Schranken geftattet, namentlich aber bie bisherige 
Willkür der Berwaltung gegenüber der Prefje durch ein Preßgefek 
erfeßt werden, Am 14. Febr. eröfinete der Kaiſer die Kammern mit einer 
Thronrebe, in der er fi über dieſe Conceffionen des Näheren ver: 
breitete, erft am 13. März jedoch Tegte die Regierung dem gefek: 
gebenden Körper die betreffenden Gefeßentwürfe vor. Die öffent: 
lie Meinung ermüchterte jich fehr, fobald fie von diefen Entwürfen 
nähere Kenntniß erhielt und urtbeilte alsbald, daß es vielmehr Ge: 
jegesentwürfe gegen als über die Preffreiheit und das Vereinsrecht 
jeien. Selbſt in biefer Form dauerte ed nody bie in ben Anfang 
bes %. 1868 hinein, bevor fie zur ſchließlichen Berathung kamen 
und vom Kaijer janctionirt wurben. Der ganze angeblide Um: 
ſchwung vom 19. Januar erwies fih als ziemlich bedeutungslos. 
Wäre es wirflid ein Wendepunkt in ber Entwidelung bes zweiten 
Empire geweſen, jo hätte ber Kaiſer nothwendig zu gleicher Zeit 
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Srant- fein Minifterium änbern und namentlich den Staatsminifter Rouher 


reich. 


entlaffen müfjen. Er und feine Collegen gaben auch wirklich im 
erften Moment ihre Entlaffung ein, aber allem nah mehr zum 
Schein; Rouher blieb doc wieder und bie angeblihe Krifis, von 
ber behauptet worden war, daß fie Em. Dllivier an die Spitze eines 
liberalen und verantwortliden Minifteriums führen würde, enbete 
nit einer geringen Modification, durch welche einige unbedeutende 
Berfönlickeiten über Bord geivorfen und durch andere von berielben 
Gefinnung erfegt wurden. Die einzige wefentliche Veränderung war, daß 
Marſchall Niel das Kriegsminijterium übernahm und fofort mit raftlofer 
Energie die Umwandlung ber bisherigen Gewehre in Hinterlader nad 
dem angeblich verbejjerten Syſtem Ehafjepot, die Anhäufung cines ge: 
waltigen Kriegsmateriald und die Inſtandhaltung der Feltungen in die 
Hand nahm und überdieß alles für die beabjihtigte Armeereform 
vorbereitete. Die Anficht, daß ein Krieg mit Preußen beabjichtigt 
werde und vielleicht näher als man benfe, bevorjtehe, fand dadurch 
neue Nahrung und trat bald momentan wieder in ben Vordergrund. 

Und dießmal war jene Anficht in der That Feine ganz leere. 
Zunächſt trat eine fehr gereizte Stinnmung gegen Preußen in ben 
Berhandlungen des gefebgebenden Körpers zu Tage. Kaum war 
berjelbe beijammen, jo benüßte Hr. Thiers, der Mann ber alten 
Parteien und der alten Politik, das ihm eben eingeräumte Recht, 
um bie Regierung am 14. März über bie deutſchen Angelegenheiten 
zu interpelliren.. War doch er es gewejen, ber ſ. 3. unmittelbar vor 
bem Ausbrucd des beutfchen Krieges von berjelben Stelle aus den 
Kaifer und feine Regierung aufgefordert hatte, denjelben nicht zu 
geitatten und Preußen, das fi) damals als von Defterreih bedroht 
binzuftellen bemüht war, das er aber vor ganz Europa als den ei 
gentlihen und wahren Friedensftörer benuncirte, rechtzeitig in den 
Arm zu fallen. Seine Worte waren damals ungehört verhallt, der 
Kaifer nicht darauf eingegangen. Jetzt nahm er ben Faden wieder 
auf, unterwarf die faiferliche Politik in Italien und Deutſchland 
einer einfchneidenden Kritit und entwidelte jenes naive Syitem, nad 
welchem Frankreich berechtigt wäre, alle Genoſſen feiner Nationalität 
in einem ftarfen Bündel zufammenzufaffen, um als großes geſchloſ— 
jenes Ganzes gebietend bazuftehn, alle andern aber ringoherum, 
Deutihlanb und Italien voraus, in Heine Etanten zgeriplittert zu 
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bleiben verurtheilt wären, um bem Willen des einen Mächtigen zu rei 
Gebote zu ftehn. Es war das allerdings der Gang ber europäiſchen “* 
Entwickelung in den letzten Jahvhunderten geweſen und der Redner 
konnte darauf rechnen, tauſend ſympathiſche Saiten in feinen Hörern 
wach zu rufen. Und das gelang ihm auch: nicht bloß feine Ge— 
finnungsgenofjen, auch die kaiſerliche Majvrität hing an feinen Lippen 
und von den entgegengejehtejten Seiten ber Verfammlung wurbe ihm 
Beifall und Unterftügung geipendet. Vom 14. bis zum 18. März 
wurbe darüber bebattirt und bie Debatte geftaltete jic zu einer fort: 
laufenden Anklage gegen Preußen und Deutſchland. Emil Olivier 
war im Grunde der einzige, der auch den Deutſchen das Recht zu: 
geftand, fi) zu conftituiren, wie es ihnen gefalle und dic Ueber— 
zeugung ausiprady, daß die neue Gejtaltung des norbbeutichen Bundes 
nicht gegen Franfreich gerichtet fei. Dagegen verlangte Granier 
v. Caſſagnac laut die Wiedererwerbung der fog. natürlichen Grenzen 
Frankreichs und meinte felbjt Jules Favre, der beredte Advokat de: 
mofratiiher Ideen, daß die deutſche Einheit verhindert werben müſſe 
und Frankreich zu diefem Ende hin den unterbrüdten beutichen Völker— 
haften und den vertriebenen Fürften bie hülfreihe Hand zu bieten 
berufen ſei. Am ſchärfſten zeichnete Graf Latour von der Majorität 
Frankreich feine Aufgabe vor, indem er eine Allianz deſſelben mit 
Defterreih und mit den fübdeutihen Staaten verlangte, um Preußen 
am Maine fejtzuhalten und ihm gebieteriich zuzurufen: Bis bieher 
und nicht weiter, 

Die Entgegnung Deutſchlands auf biefe Herausforderung, mel- Deuiſch⸗ 
her Rouher nur einen höchſt ſchwachen Widerſtand entgegengefekt — 
hatte, ließ nicht lange auf ſich warten. Schon am folgenden Tage, 
d. 19. März, wurden gleichzeitig in Berlin und in München die 
ſchon im Auguſt 1866 abgeſchloſſenen, aber bisher ſorgfältig ge— 
heim gehaltenen Schutz- und Trutzbündniſſe Preußens mit Bayern, 
Württemberg und Baden veröffentlicht. Preußen hatte den Main 
bereits überſchritten! Die ſüddeutſchen Fürſten verpflichteten ſich durch 
jene Bündniſſe, im Kriegsfall ihre ſämmtlichen Streitkräfte dem Ober— 
befehl des Königs von Preußen zu unterſtellen, wogegen ihnen dieſer 
ihr gegenwärtiges Gebiet ausdrücklich und feierlich garantirte. Und 
bald wurde auch bekannt, daß es nicht Preußen geweſen war, das 
den Abſchluß derſelben gefordert, ſondern die ſüddeutſchen Staaten 
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nr jelbit, und zwar Württemberg voran, die ihm biejelben entgegen ge- 
and. 


Luxem⸗ 
burg. 


tragen hatten, und auch warum fie es gethan hatten, weil chen Frank: 
veih von Preußen als Compenfation bie Abtretung nicht etwa Rhein: 
preußen fonbern bie jübbeutichen Gebiete Rheinheffens und Rhein: 
bayerns mit den Feſtungen Mainz und Landau gefordert hatte! Dem 
gejeßgebenden Körper mar damit die Antwort und eine überrafchenbe 
geworden. Ob die franzöfiiche Regierung von der Erijtenz jener 
Bündniffe unterrichtet ivar und ſeit wann, ift nicht zuberläjfig be: 
fannt geworben. jedenfalls fand fie für gut, die Veröffentlihung 
ſtillſchweigend Binzunehmen. 

Cie konnte e8 um fo eher, als fie gerade damals einen 
ebenſo bedeutfamen Schabzug gegen Preußen vorbereitete, in bem 
biefes ben Kürzern ziehen jollte. Wie am anderen Ende Deutſch— 
lands das Fleine Liechtenftein, fo hatten aud; Luremburg und Lim: 
burg in Folge ber Ereigniffe von 1866 ihre „internationale Unab: 
hängigkeit“ wieder gewonnen. Liechtenftein blieb, was es ſchon bisher 
geivejen war, eine Art Anhängfel Defterreihs und bezüglich Limburgs 
wurde vorerſt wenigſtens thatfählih der Wunſch Hollands erfüllt, 
es von jeder Verbindung mit Deuticland gelöst zu feben und als 
einen integrirenden Theil des Königreichs betrachten zu Können. 
Schwieriger und complizirter war dagegen die Lage Luxemburgs. Mit 
Holland bloß durch Perfonalunion verbunden blichb es auch nach der 
Auflöfung des deutichen Bundes wenigitens noch ein Glied bed Zoll 
vereindg und überdieg war die Yeltung in den Händen Preußens. 
Huf dieſe zu verzichten, dachte Preußen aud nicht von ferne und 
hatte eine dießfällige Anfrage Hollands ſchon im Jahre 1866 ver: 
neinend beantwortet; dagegen nahm es hinwieder Anftand, das 
Ländchen in ben norbbeutihen Bund, was eigentlich das natürlichfte 
geweien wäre, bineinzuziehen, tbeil® weil die Erfahrung gezeigt hatte, 
wie nachtheilig Die Verquickung deutſcher mit außerdeutichen Gebiete: 
theilen unter allen Umftänden fein mußte, theil® weil die Luxem— 
burger jelber in particulariftiicher Behaglichfeit Feinerlei Luft fühlten, 
die ſchweren Lajten des neuen Bundes auf fi zu nehmen. Und 
doch mußte ſich Preußen geftehen, daß ohne biefen Schritt jeine 
bisherige Stellung in ber Feſtung eine thatſächlich wie rechtlich mehr 
oder minder zweifelhafte fei. Die Frage blieb indeß vorerft in der 
Schwebe, bis der König von Holland ber Ungewißheit ein Ende 
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machte. Unter dem 20. Februar wandte er ſich durch eine Depeiche ar 
urg. 


ſeines Geſandten in Paris an die franzöſiſche Regierung, um 
Holland als von Preußen bedroht zu ſchildern, indem dieſes „ſich auf 
eine gewiſſe Raçegemeinſchaft und auf die geographiſche Lage 
der Niederlande ſtützen könnte, um eine erceptionele Stellung zu 
benjelben zu wünſchen und eine intime Allianz herbeizuführen, deren 
Refultat die Vervollftändigung jeines Handels: und Militärſyſtems 
beſonders vom maritimen Standpunft wäre” und zu wiſſen wünſchte, 
was Frankreich in einem folden Tale zu thun gedächte. Frank: 
reich verftand den Wink und ging ſchon unter bem 28, Februar 
darauf ein, indem es feinen Gefandten im Haag beauftragte, bie 
Räumung der Feſtung Luremburg von Seite Preußens zu betreiben, 
und die förmliche Abtretung des Großherzogthums an Frankreich an: 
zuregen. Im Grunde modte fih Deutſchland über den dergeftalt 
eingeleiteten Handel nicht wundern, obgleih der König von Holland 
einem deutſchen Fürſtengeſchlechte entſtammt und ber Enkel großer 
Ahnen if. Holland Hat fich feit ber Gründung des deutſchen 
Bundes und obgleich jein König ala Großherzog von Luremburg ein 
Glied desfelben war, gegen Deutſchland von jeher und zumal in 
der Rheinzollfrage durchaus feindfelig erwielen und nit ohre Grund 
mochte ihm jeßt der Gedanke aufbämmern, daß die Rage eine total 
andere geworden fei und daß Preußen an der Epibe des norb- 
deutſchen Bundes und getragen von einer activen öffentlichen Meinung 
eine ähnliche Haltung fortan vieleicht nicht ebenfo geduldig hin— 
nehmen würde, wie fie ber alte Bundestag, der fih um bie öffent: 
lihe Meinung gar nicht Fümmerte, hingenommen hatte; überbich 
brauchte der König Geld und war vielleicht von feiner nächſten Um: 
gebung aufgeftadhelt worben, Preußen biefe Schwierigkeit zwifchen die 
Füße zu werfen. So fam denn ſchon unter dem 20. oder 21, März 
ein Einverftändnig zwiſchen Frankreich und Holland zu Stande, durd) 
welches das Ländchen Luremburg mit fammi ber Feſtung, natürlich 
gegen Entſchädigung, durch einen förmlichen Vertrag an Frankreich 
abgetreten werben follte, der nur noch der Ratification beider Sou— 
veräne bedurfte. Daß Preußen nicht ohne weiteres barein willigen 
und bie Feftung räumen werde, daß es dieß mit Rückſicht auf bie 
Lage der Dinge in Deutſchland überhaupt nicht leicht könne, Tag auf 
ber Hand, wobei es ganz dahin geftellt bleiben mag, ob bie Feſtung 
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urg. 


Bedeutung war, wie mehr oder weniger offiziöſe preußiſche Federn 
bis dahin behaupteten, oder aber nicht, wie dieſelben Federn nachher 
verſicherten. Frankreich bedang ſich daher von Holland aus, daß die 
ganze Unterhandlung mit Preußen ihm überlaſſen werde, in der feſten 
Hoffnung, fie ſeinerſeits eher zu dem gewünſchten Ziele zu führen. 
Und daran Tag ihm allerdings viel, da es darin eine, wenn aud) 
noch fo geringfügige Genugthuung für den gereizten franzöfifchen 
Iationalgeijt gegenüber Preußen und Deutfhland erkannte, weil bie 
Feſtung ja befanntlich feiner Zeit von der europäiſchen Goalition 
ausdrücklich als cin Bollwerk gegen Frankreich in die Hand Preußens 
gelegt und erſt jpäter zur Bundesfeſtung erflärt worden war. Der 
König von Holland konnte ſich jedoch nit enthalten, den Handel 
auszuplaubern und dem preußiichen Geſandten im Haag am 26. 
März davon Mittheilung zu mahen. Die Folge davon war, daß 
ganz Deutjchland alsbald in eine gewaltige Aufregung gerieth, 
welche nothiwendig die Plane Frankreichs durchkreuzte. Allerbings 
mußte jih Preußen jagen, daß feine Stellung in Luremburg nad) 
dem Megfall des früheren deutſchen Bundes durchaus Feine uman- 
fechtbare mehr fei und daß ber Beſitz der Feſtung einen Krieg mit 
Frankreich vielleicht durchaus nicht rechtfertigen würde. Allein auf 
ber andern Eeite war e8 ihm doc ganz und gar unmöglich, vor 
Frankreich einfach zurückzuweichen und den Handel, den ganz Deutſch— 
land einen jchmählichen nannte, feinerjeit8 ohne Widerftand zu be: 
fiegeln. Eine nterpellation des hannoverihen Abgeorbneten v. Ben: 
nigfen im Neichstage bes norbbeutichen Bundes gab jener Anſchauung 
einen energijchen Ausbrud und jelbft in Süddeutſchland erklärte bie 
Mehrheit der Mitglieder der Abgeordnetenfammern von Bayern und 
Baden laut und unumwunden ihre Geneigtheit, gleich bei biefer 
eriten Gelegenheit treu an der Seite Preußens und Norddeutſch— 
Iands gegen den galliihen Nachbar ftehen zu wollen. Geſtützt auf 
dieſe Kundgebungen zeigte fi) denn aud Preußen vorerjt nicht ge: 
neigt, auf bie Forderungen Frankreichs einzugehen und ber von ben 
einen eriehnte, von ben andern gefürdtete Krieg zwiſchen Frankreich 
und Deutichland, der die preußiihen Errungenihaften von 1866 
wieder in Frage ftellen mußte, ſchien vor ber Thüre zu ftehen. Aber 
beide, Frankreich und Preußen, mußten ſich doch geftehen, daß ber 
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Beſitz Luxemburg eines jolden Kampfes wahrhaftig nicht werth ſei, Lurem- 
urg. 


wofern es fih wirklich nur darum handelte und ed dauerte nicht 
allzu lange, bevor beide wenigſtens einen Schritt zurüdgingen und 
wenigſtens bie Möglichkeit einer VBerftändigung aufdämmerte. Preußen 
legte bie Frage zu Anfang April® den Unterzeichnern der Verträge 
von 1839 vor und diefe waren alsbald eifrig bemüht, eine Per: 
mittlung zwiſchen den entgegengejegten Anfichten ausfindig zu machen, 
wobei fi) namentlich Defterreich bervorthat. Preußen mußte fi) 
dabei überzeugen, daß es in ber Behauptung jeines Rechts oder 
feines Anſpruchs, wie man es auffallen mag, im Kreiſe der Groß— 
mächte im Grunde ziemlich allein ftand und daß dieſe ſammt und 
ſonders dieſe Feine Genugthuung, dieſe Meine Compenjation zu 
Gunſten Frankreichs für die im vorigen Jahre eingetretene Macht: 
verſchiebung für nicht ganz unbillig erachteten, wofern nur eine Form 
gefunden werben könne, die e8 der Würde Preußens überhaupt er: 
mögliche. Das Schwergewicht bei diefen Erwägungen fiel für Breußen 
wohl nicht ſoſehr auf Defterreih und bie emfigen Bemühungen bes 
Freiherrn v. Beuſt, als auf die Haltung Englands, England aber 
ließ Preußen von Anfang an und völlig im Stich, obgleich es Eng: 
land und England allein gewefen mar, das dem Umſchwung ber 
Dinge in Deutfhland unmittelbar nad dem Kriege feinen lauten 
Beifall und feine herzliche Theilnahme zugerufen Hatte und obgleich 
England in jenen Gegenden alte und fpezielle Intereſſen gegen 
Frankreich zu wahren hatte. Jetzt erklärte Lord Stanley, fein Miniiter 
bes Auswärtigen, von allem Anfang an, daß cr jeinerjeit® ben 
Handel zwiſchen Frankreich und Holland für durchaus correct cr: 
fennen müfle und als Preußen zunächſt nicht nachgab und ein 
friegeriiher Nusgang nicht unmöglich ſchien, machte e8 in Berlin 
freundihaftlih darauf aufmerfjam, daß Franfreih Preußen und 
Deutſchland wenigſtens zur Eee unzweifelhaft unb meit überlegen 
wäre, und daß die deutjchen Oft: und Norbfeefüften unb bie reichen 
Handelsjtäbte an benfelben in großer Gefahr ſchweben dürften, mit 
andern Worten, daß Preußen in keiner Weiſe und unter feinen Um: 
ftänden auf England zählen möge Dazu kam, daß Preußen für 
jeine deutſchen Intereſſen in der ganzen Angelegenheit in der deutichen 
Bevölkerung Luremburgs auch nicht den minbeften Stützpunkt fand, 
Don feinen Fürften mißhandelt und vernadläffigt, in ber: höhern 
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nur darauf bedacht, ja keine neuen Laſten übernehmen zu müſſen, 
für eine nationale Auffaſſung dagegen wenig zugänglich und faſt gleich— 
gültig, welcher Nation und welchem Herrn es ſchließlich zugetheilt werde. 
Als daher Frankreich gegen Ende Aprils ſich geneigt zeigte, von der 
Annexion des Ländchens abzuſtehen und Preußen eine von den 
Mächten garantirte Neutralität desſelben die Möglichkeit bot, auf 
bie Feſtung zu verzichten, ohne wenigſtens feiner Ehre etwas zu ber: 
geben, neigte es ſich auch feinerjeits diefem Auswege zu und nod) 
vor Ende des Monats waren die Betheiligien und alle Großmächte 
einig, die Frage in biefem Sinne in einer Conferenz zu London 
zum Austrag zu bringen. Die Conferenz, zu ber außer Belgien 
und Holland aud Italien beigezogen, Spanien aber, obiwohl es feine 
Zuziehung gleichfalls verlangte, ausgeichloffen wurbe, trat am 7. Mai 
zufammen und ſchon am 11, wurde dev Vertrag unterzeichnet. Wenn 
bie militärifhe Bedeutung ber Feſtung für Deutichland Feine unbe- 
dingt wichtige war, was wir bahingeftellt laſſen müffen und worüber 
bie Anfichten getheilt fcheinen, wenn ferner die Garantie ber Neu: 
tralität Luremburgs von Seite ber Mächte eine aufrichtige und ernit- 
haft übernommene war unb wenn enblid die vom König von Holland 
übernommene Schleifung ber Feſtung wenigjtens in ihren wejent: 
lihften Theilen wirklich ausgeführt wurbe, fo mochte ſich gegen bie 
Löfung der Frage aud von Standpunkte der deutſchen Intereſſen 
aus in ber That wenig ftichhaltiges einmwenben laffen. Leider war 
bie jedoch bezüglih der beiben letzteren Vorausſetzungen nicht ber 
Tal. Die Feſtung ift Bis Heute nicht geſchleift, die Schleifung 
nicht einmal angefangen worden und biejelbe ſtände, wenn bie Um: 
ftände es erlaubten, jeden Augenblid jo wie fie war ben Franzofen 
als ein Bollwerk gegen Deutſchland zur Verfügung; und was bie 
Garantie ihrer Neutralität betrifft, jo bat England Preußen und 
Deutichland noch einmal im Stich gelafien, indem Lord Stanley 
am 14. uni und Graf Derby, der engliihe Minifterpräfident, am 
20. uni und nochmals am 5. Juli ganz unzweibeutig erklärten, 
daß bie Garantie jener Neutralität, weil eine Collectivgarantie, auf 
nicht den allermindeften practiichen Werth habe. Nicht in der for: 
mellen Löfung jener Frage, wohl aber hierin, daß Preußen gegen 


Aeberſicht der Ereignife des Jahres 1867. 497 


feine Conceſſion eine durchaus werthloſe Garantie eintaufchte, liegt Lurem- 
eine Schlappe für Preußen und Deutichland, die es erlitten hat und — 
die nicht geläugnet werden kann. 

Für die Machtfrage zwiſchen Deutſchland oder wenn man will 
zwiſchen Preußen und Frankreich bildet Luremburg immerhin nur 
ein einzelnes und jedenfalls untergeordnetes Moment. Viel wichtiger 
war auch dafür das Verhältniß Preußens zu Süddeutſchland, an 
ſich und in den Augen Frankreichs. Unterlag nun Preußen in der 
Luxemburger Frage, ſo that es dagegen gleich nachher einen zweiten, 
und noch entſchiedeneren Schritt über den Main, trotz Frankreich, 
das ihm verbieten wollte, denſelben nicht zu überſchreiten. Doch be— 
vor wir darauf eintreten, wird es paſſend jein, -einen Blick zur Seite 
zu werfen, nad; Defterreih und hinüber nah England, wo in ber 
eriten Hälfte des Jahres 1867 tiefgreifende Beränderungen Platz 
griffen. 

Um fi zu überzeugen, wie nothiwendig es war, ben Kreis Defer- 
bes Bundestags und der bundestäglichen Zuftände — in den Deutſch— = 
and feit der Gründung bes deutſchen Bundes, vornehmlich aber feit 
ber gewaltjamen Wieberberjtelung besjelben im Jahre 1851 durch 
Defterreih und die mitteljtaatlihen Negierungen, fi eingeichloffen 
ſah und an deſſen Reform es ohne allen Erfolg ſich fait zehn Jahre 
lang abarbeitete — ſchließlich mit Gewalt zu durchbrechen, dürfte faft 
allein ſchon die Erwägung genügen, daß durch die Ereigniffe von 
1866 bie Luft nicht bloß nad einer fondern nad allen Seiten hin 
gereinigt, die Bahn nicht bloß für ben fiegenden, jondern aud für 
ben unterliegenden Theil frei gemacht worden if. Die öfterreihiiche 
Regierung Hat allerdings im Jahre 1866 eine furdhtbare, leider 
nur allzuwohl verbiente Niederlage erlitten; die öfterreichiichen Völker 
haben alle Urſache, fi über diefelbe zu tröſten. Oeſterreich ivar, 
wie feine Freunde von damals behaupteten, ber einzige noch „wirklich“ 
conjervative Staat in Guropa. Auch dieſer ijt nun bahingegangen 
und jein Reichenftein Liegt auf den Felbern von Königegräg. Mit andern 
Worten: feit dem Anfange des 16. Jahrhunderts hat nad) und nad 
in allen Staaten Europas fajt ohne Ausnahme (bemm Spanien und 
der Kirchenftaat fallen politifch gar nicht ins Gewicht) eine andere 
politiſche Weltanfhauung ſich geltend gemacht und jchlieglih bas 
Uebergewicht errungen, als während bes ganzen Mittelalters geherricht 
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Defter hat. In Defterreih allein war das bis auf die jüngfte Zeit nicht 


reich. 


der Fall. Nicht daß die gewaltigen Mogen ber Zeit nidyt aud) 
vielfah nah Defterreih hinübergeſchlagen hätten; in jeiner Weiſe 
machte Oeſterreich. allerdings ale Wandlungen ber Zeit mit und 
folgte allen Strömungen berjelben jo gut wie das übrige Deutſch— 
land ober irgend fonft einer der europäilden Staaten: allein ale 
der Ießte Reſt der großen Schöpfung des Mittelalters, des heiligen 
Römiſchen Reichs deutjcher Nation, widerſtand e8 au am längſten 
bem Wandel ber Zeit und erft jetzt haben, wenn nicht alles trügt, 
definitiv die modernen Ideen auch in Defterreich über die Anſchauungen 
des Mittelalters, die no im Jahre 1855 durch ben Abſchluß des 
Concordates mit Rom d. h. durch die formelle Unterwerfung des 
Staats unter die been und bie Anſprüche der Kirche einen glän- 
zenden Triumph davon getragen hatten; das Uebergewicht errungen 
und ift endlich auch Dejterreich in bie Neihe der modernen Staaten 
eingetreten. Nur aus ber Uebertragung der been bes früheren 
beutihen Kaiſerreichs auf Defterreih läßt es ſich erklären, mit 
welcher Zähigkeit die öjterreichiiche Regierung jeit dem Sturze bes 
eriten Napoleon ihre Weltitelung in Deutihland und in Italien 
aufrebt zu erhalten bemüht war und dieſem Ziele alle Kräfte der 
eigenen Länder ohne Mitleid opferte und Schulden auf Schulden 
bäufte, bis fie endlich unter der Wucht eines einzigen furdtbaren 
Schlages zujammenbradh, um dießmal in der alten Weiſe ſicherlich 
nicht wieder aufzuitehen. Preußen, das von Anfang an aus dem 
allmälig abjterbenden deutichen Reiche jeine Kräfte zog und langſam aber 
ſicher emporwuchs, bis es den Beruf in fih fühlte, das Reich von 
neuem wenn aud in anderer Form zu geftalten und die zertheilten 
und in der Zertheilung ſchwachen Kräfte mit ftarfer und vielleicht 
au rauher Hand wieder zuiammenzufaflen, hat im Jahre 1866 
die alte Schale völlig zerbrodhen und der Weltftelung Dejterreichs 
in Deutichland und Italien zu gleicher Zeit ein Ende gemacht. Von 
biefen beiden Laſten, die es zu erbrüden drohten, — benn Lajten 
waren jie, Stalien zumal,. für Dejterreih, nicht Stützen — befreit 
und mit Gewalt auf fich jelbit und feine eigenen und wahren Kräfte 
zurüdgeworfen, ijt Defterreih feither im der That zu neuem Leben 
erwacht und bat im Jahre 1867 eine innere Regeneration durch— 
gemacht, die fi vielleicht dereinft mit derjenigen wird vergleichen 
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laflen, welche Preußen nad einem ähnlichen Unglüde feit dem — 
Sabre 1806 durchzumachen berufen war, 

Die Niederlage von 1867 traf Defterreih in einer merf: 
würdigen Art von innerer Aufldjung. Die Niederlage von Solferino 
im Sabre 1859 hatte dem abjoluten Negimente, das nah 1848 
wieber emporgefommen war, ein Ende gemadht und der Einführung 
‚ ber conjtitutionelen Staatsform die Bahn gebrochen. Aber wenn 
auch das abjolute Regiment hatte preisgegeben werben müfjen, bie 
abjolutijtiihen been waren in ber Hofburg zu Wien nad wie vor 
am uber geblieben und man dachte bort, mit conjtitutionellen 
Formen fi ben Forderungen des Zeitgeiftes gegenüber abzufinden, 
ohne die Ideen der Neuzeit fi felber aneignen zu müffen. Das 
Concordat, der prügnantefte Ausbrud der. alten. Zeit, follte außer 
Stage bleiben, Herr v. Schmerling mußte es als ein noli me tangere 
betrachten und er felber mit ſammt dem Reichsrathe blieb im Grunbe 
nur gebulbet, weil es abjolut unmöglich war, ohne eine Volksver— 
tretung weitere Anlehen aufzubringen und ohne weitere Anlehen un— 
möglich, ben großen Heeresſtand aufrecht zu erhalten, den namentlich 
Oeſterreichs Stellung in Italien burdaus erforderte. Sobald daher 
der Reichsrath Miene machte, das geradezu liederliche Finanzwefen 
ordnen und Einnahmen und Ausgaben wenigjtens allmälig ing Gleich⸗ 
gewicht zu bringen und zu dieſem Ende hin auch im Militärweſen 
Erſparniſſe durchzuführen, hatte er gewiſſermaßen feinen Zweck ver: 
Ioren und wurde Herr dv. Schmerling entlafjen, die Verfaffung wieder 
fiftirt. Graf Beleredi, ein böhmiſcher Gavalier, übernahm mit einigen 
anderen ©rafen, dem ſog. Grafenminijterium, das Regiment und 
gedachte, auf die jog. hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten ber ver: 
ſchiedenen Kronländer geſtützt, Defterreih zu einer Art Föderativ⸗ 
ftaat mit abfoluter Spige umzuwandeln, in bem der Schwerpunft 
auf die ſlaviſchen Elemente des Reichs gefallen und die alten hiſtoriſchen 
Adelsgeſchlechter das Regiment geführt hätten, Zu dieſem Ende bin 
war auch mit Ungarn angefnüpft und eine Art Ausgleich eingeleitet 
worden, ber aber auch dort nicht ben Forderungen Deals, bes po—⸗ 
pulärften Mannes im Lande, unb ber Mehrheit bes ungarifchen 
Landtags genügen, ſondern ganz entiprechend ben Planen für bie 
deutſch-ſlaviſchen Provinzen au in Ungarn das Heft dem jog. 
alt:conjervativen Abel, ber bis 1848 regiert hatte, in bie Hände 
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Deere Spielen ſollte. Die ganze Bonception war von Anfang an nicht 

* lebensfähig, die Elemente, auf die er geſtützt werden ſollte, waren 
überall viel zu ſchwach, um auch nur dem erſten Sturm zu wider— 
ſtehen, geſchweige denn einer ſo furchtbaren Niederlage, wie ſie das 
Jahr 1866 dem ganzen Staate brachte. Oeſterreich ſtand am Rande 
des Abgrundes und inſtinctmäßig ging durch die geſammte deutſche 
Bevölkerung, unzweifelhaft den gebildetſten und vermöglichſten Theil, 
den eigentlichen Kern des Ganzen, das Gefühl, daß das Reich un- 
ausmweichli untergehen werbe oder baß endlich mit ber ganzen Ber: 
gangenheit, mit all ben ererbten Uebelftänden ein für alle Mal ganz 
und definitiv gebrochen und der Staat dur und durch zum modernen 
Staat umgewandelt werben müſſe. Zwar vermochten Belcrebi und 
feine Partei nochmals, am 2. Januar 1867, den Kaijer, ein Patent 
zu erlaffen, durch welches ein jog. außerorbentliher Reichsrath ein- 
berufen wurde, ber, in willfürlicher Abänderung ber Sanbesver: 
fafjungen, den flavifhen und feubalen Elementen in einer Ber: 
fammlung das Uebergemwicdht geben follte, welche die Verfaſſungsver— 
bältniffe des Reichs als eine Art conjtituirender Reichstag ordnen 
ſollte. Da aber zu diefem Ende hin auch für die Einzellanbtage, 
aus denen erft ber Reichsrath hervorgeht, Neuwahlen angeorbnet 
wurben, jo hatte bie öffentlihe Meinung Gelegenheit, ſich jofort und 
in berechtigter Weiſe auszujprehen und murbe bie Regierung fofert 
inne, daß die gejammte deutſche Bevölkerung fi gegen die letzten 
Abſichten Belcredis wie ein Mann erheben und bie reindeutſchen 
Kernprovinzen zweifelsohne die Wahlen in biefen außerordentlichen 
Reichsrath geradezu verweigern würben. 

Dazu fam noch ein anderes Moment, Wenn die Verfaffungse 
verhältniffe der biesjeitigen Neichshälfte definitiv georbnet werben 
follten, fo mußten es ſelbſtverſtändlich zugleich auch diejenigen Un: 
garns werben und eben deßhalb Hatte ja auch das Minifterium 
Belcredi den Ausgleih mit Ungarn ſchon feit längerer Zeit einge: 
leitet, ohne inbeß zu einem wirklichen Refultate zu kommen, weil es 
eben nur bie ihm verwandten Elemente der alt:confervativen Partei 
heranzog, die in Ungarn ohne irgend entſcheidenden Einfluß waren. 
Um dahin zu gelangen, mußte vielmehr mit der Majorität bes un: 
gariſchen Reichstags felber unterhandelt werden und bazu hatte ſich 
denn auch bag Minifterium in Wien endlich entſchloſſen. Ein Mit: 
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glied des Cabinets, der Freiherr v. Beuft, war im December felber Deter- 
in Peſth gewejen und hatte das nöthige eingeleitet. Lnter dem un: = 
iheinbaren Titel, dem Kaijer die Neujahrswünſche des ungariichen 
Landtages barzubringen, erſchien am 8. Januar eine auserlejene De: 
putation besfelben in Wien, um mit den Faiferlihen Miniftern über 
die Grundlagen eines Ausgleichs zu verhandeln. Und da zeigte ſich 
denn bald, daß die Ereigniffe von 1866 nicht am mindeften auch 
den Ungarn zu Gute gekommen waren. Die Ungarn waren von bem 
Bewußtſein getragen, daß das Reich, feiner bisherigen deutſchen und 
italieniſchen Stellung beraubt und auf ſich jelber angewiejen, ganz 
unausweichlich mit ihnen Frieden machen müſſe, wenn es, wie Herr 
dv. Beuft nur zu wohl wußte, feine bigherige Großmachtſtellung in 
Europa irgendwie behaupten wolle, und daß es demnach nicht mehr 
an ber faiferlihen Regierung fei, die Bedingungen eines Ausgleichs 
zu ftellen, fondern umgekehrt in ihrer Hand liege, ihre Forderungen 
zu formuliren, auf die man eingehen müſſe, wofern fie jenem Intereſſe 
nur irgendwie zu entjprechen ſchienen. Demgemäß beharrten fie auf 
ihrem jeit 1861 feftgehaltenen DBerlangen der Einjegung eines 
eigenen ungarischen Minifteriums und gaben zwar bie Eriftenz ge: 
meinjamer Angelegenheiten des Reichs und deren gemeinjame Bes 
handlung zu, umfchrieben aber ben Kreis eben jener Angelegenheiten 
möglihjt enge und verlangten für biejelben eine Form der Be: 
handlung, die einer völligen Trennung beider Reichshälften und einer 
bloßen Perjonalunion wenigftens nahe fam. Auf die Geftaltung 
ber dießſeitigen Reichshälfte konnten fie jelbjtverftänolich Teinen 
directen Einfluß in Anſpruch nehmen, aber durch langjährige Er- 
fahrung gewißigt, ſprachen fie ihre wollendete Ueberzeugung dahin 
aus, daß Ungarn, auch wenn ihm alle feine Forderungen bewilligt 
würben, fi) nur bannzumal und nur in fo weit in feinen Errungen: 
ſchaften für geſichert erachten werde, wenn aud in ber anbern 
Neichshälfte nicht ein mehr oder weniger abjolutes und abjolutiftifches 
Spftem, fondern ein wirklich conftitutionelles glei dem von Ungarn 
geforderten zur Geltung komme und daß biefe Uebereinftimmung faft 
unerläßlich fei, wenn zwijchen beiben dasjenige Verhältnig und bie- 
jenige Uebeinftimmung eintreten und walten folle, die eben im „Inter: 
effe ber Machtſtellung des Ganzen von allen Seiten fo Iebhaft ge 
wünfcht werde, Daß dieß aber mit ben Enbzielen Belcredi's und 
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nn feiner Partei nicht harmonirte, lag auf ber Hand, Die Unter: 


handlungen wurden fortgeießt, allein je weiter fie vorrüdten, befto 
entichiedener mußte jene Divergenz ber Anſchauungen zu Tage treten 
und biefe Divergenz ſcheint ſich auch alsbald in das Minijterium 
Belcredi übergetragen zu haben und führte zulegt zu einer Spaltung, 
die mit bem Sturz bes: Staatsminiftere und jeiner ganzen Partei 
enbete. 

Noh im Jahre 1866 und bald nah dem Kriege war ein 
neues und jehr heterogenes Element in das Minifterium eingetreten, 
indem ber Kaijer ben ehemaligen Chef des ſächſiſchen Minifteriums, 
ben Freiherrn v. Beuft mit der Leitung der auswärtigen Angelegen: 
beiten betraut hatte. Keiner ber großen Xbelsfamilien bes Reichs 
angehörig und außer Beziehung zu benjelben, in ganz anberen Ideen 
aufgewachſen und an ganz andere Verhältniffe gewöhnt, ja fogar 
Broteftant, ftand berjelbe ben neuen Verhältniſſen, in bie er ein: 
trat, durchaus unbefangen gegenüber. Dennoch war das Autrauen, 
mit dem er in Dejterreich aufgenommen wurde, anfangs ein jehr 
geringes und nicht ohne Grund. Von raftlojer Thätigkeit und nicht 
ohne eine gewiſſe Energie hatte er in Sachſen einer Heinen und 
engberzigen, nichts weniger als liberalen Politik gehulbigt und die— 
felbe fünfzehn Jahre lang mit allen Mitteln gegen bie berechtigten 
Forderungen ber Zeit und gegen die nationalen Intereſſen aufrecht 
erhalten. Zum Glück zeigte es ſich bald, daß der Mann ungleich 
beffer war als das Syſtem, bem er zeither gehuldigt und daß biefes 
nicht jowohl das Product feiner eigenjten Anjchauungen war als bie 
Grundbedingung der Lage, in ber er ſich als Minifter eines beut- 
ſchen Mittelftantes befand, deren bynaftiich-particulariftiiche Intereſſen 
eben nicht anders aufredht, ja nur gewilfermaßen über Wafjer zu 
erhalten waren, als durch zähes Anklammern an veraltete Inſtitu— 
tionen und gewaltjames Darnieberhalten liberaler und nationaler Be: 
ftrebungen, jo weit bieß eben in einem fo inbuftriellen und fon 
barum ben Strömungen ber Zeit ſehr zugänglihen Lande mie 
Sachſen überhaupt noch möglih war. In öfterreihifhe Dienite 
getreten, erwies es fi, daß Herr v. Beuft für durchgreifende 
liberale Ideen durchaus nicht unzugänglih und daß er großer und 
fühner Ideen fähig war und felbft den gemwaltigften Schwierigkeiten 
gegenüber den Muth nicht finfen ließ. An bie Spike der auswärtigen 
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Angelegenheiten in einem Momente geftellt, wo Defterreih aus tau: Peter 
jend Wunden bfutete nnd feine ganze bisherige europäiiche Stellung su 
durch den Derluft Italiens und Deutfchlands aufs tiefjte erjchüttert 
war, erkannte er fofort, daß ein Ausgleich mit Ungarn jegt zu einer 
abjoluten Notbwenbigkeit geworben war und zwar ein Ausgleich nicht 
mit einer Adelsfraction, die wohl am Hofe von Cinfluß war, im 
Lande felbft aber denfelben Tängft verloren hatte; fondern mit der— 
jenigen Partei, die die wirkliche Macht in Händen Hatte und eben 
jo erkannte er jofort, daß ein Ausgleih mit Ungarn aud für 
bie biefjeitige Reichshälfte von ben weitreichenditen Eonjequenzen fein 
müfje und daß eine Begünftigung der hiſtoriſch-politiſchen Individua— 
litäten, des Feudaladels und der flavifchen Elemente geradezu un: 
möglich feim würde. Der Rüdfiht auf die Großmachtsſtellung des 
Reihe waren bisher die berehtigften Forderungen der Zeit, Gut 
und Blut ber öfterreihifchen Völker vüdfichtelog geopfert worden — 
diesmal wurde demjelben Intereſſe ber alte und gänzlich veraltete 
Plunder, die ganze Maſſe jener „ererbten Uebelſtände“, die man 
längſt erfannt und mit denen man aufzuräumen verſucht hatte, aber 
ohne durchzugreifen, weil man allzu tief hätte jchneiden müflen, ge: 
opfert und fammt und fonders über Borb geworfen, Graf Belcrebi 
felbft erfannte, daß mit ihm und jeiner Partei ein wirklicher Aus: 
gleich mit Ungarn nicht möglich jei und bot am 1. Febr. jeine Ent: 
laffung an. Am 7. Febr. entließ ihn ber Kaijer, ftellte den Frhrn. 
v. Beuft an die Spike ber Regierung, ließ ben aufßerorbentlichen 
Reichsrath fallen, um au jeine Stelle den ordentlichen zu ſetzen, ber 
dem beutjchen Elemente das Uebergewicht ficherte, und ſchloß jchon 
am folgenden Tage mit Deal, der zu diefem Behufe nah Wien be: 
rufen worden war, perfünlid) den Ausgleich mit Ungarn definitiv ab, 
Seit dem J. 1861, feit die Ungarn der Februarverfaflung 
ihre Anerkennung verjagt und den Eintritt in den Neichsrath ver: 
weigert hatten und jeit ber befannte Ausſpruch des Hrn. v. Schmer⸗ 
ling „wir - können warten“ ſich bem wirklich großartigen paſ— 
fiven Widerftande der Ungarn gegenüber al® ein Irrthum er: 
wiejen hatte und fallen gelaffen worben, war man fich. allmälig über 
die Grundlagen und Bedingungen eines Ausgleihs zwiſchen der Re: 
gierung bes Kaifers und dem ungariſchen Landtage doch näher ge: 
fommen, wenn auch jeder Theil auf feinem „Schein” beharrte und 
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Defer, namentlich jeder vom andern verlangte, daß er den erſten Schritt 


thue, wozu fi eben um ber Conjequenzen willen ber eine fo wenig 
als der andere entſchließen konnte. Erft die Noth führte beide zu— 
fammen und zu der verjtändigen, jo naheliegenden Einficht, den Aus- 
glei mit allen feinen Concefjionen von ber einen und von ber an: 
bern Seite in einen Net und ein Ganzes zuſammenzufaſſen und jo 
die Conceſſionen des einen von Anfang an mit denen des andern 
zu compenfiren, fo daß dem Selbjtgefühl Feines von beiden zu nahe 
getreten würde. Daß babei von den Forderungen bev Ungarn aus: 
gegangen wurde und nicht von benen bed Reichs und ber Failerl. 
Regierung, war eine natürliche und nicht auszuweichende Folge ber 
Lage. Binnen Monatsfriit gelang es, fich über alle weſentlichen 
Punkte zu einigen. Ungarn verzichtete auf bie reine Perjenalunion, 
obgleih eine ftarfe Partei fie entfchieden verlangte und gab die Ge— 
meinjamfeit der Diplomatie und bes Heeres wenigſtens bis zu einem 
gewiſſen Grade zu, bagegen Feine Gemeinfamfeit ber Finanzen und 
beftand auf einer Form ber Behandlung bdiejer gemeinfamen Angele: 
genheiten, die fich der bloßen Perjonalunion wenigſtens annäherte, indem 
fie durch Delegationen beider Reihshälften erfolgen jollte, die nur 
ſchriftlich mit einander verhandeln, nur im Fall einer Nichteini- 
gung in gleicher Anzahl zujammentreten und ohne ‘Debatte einfach ab— 
ftimmen follten, fo daß dem Kaiſer die legte Entſcheidung zufiel, wenn 
auch fo feine Mehrheit der Stimmen erzielt werde, Die definitive 
Einverleibung GSiebenbürgene, bie Wiederunterorbnung Croatiens 
(mit der Militärgrenze, aber ohne Dalmatien) und die Einjeßung 
eines eigenen ungarijchen Minifteriums waren jelbitverjtänblich wei: 
tere Punkte bes Ausgleichs, wogegen bie Ungarn ihrerjeit# die noth- 
wenbige Revijion der 48er Geſetze veripraden. Um ibren guten 
Willen zu zeigen, nahm bie jog. 67er Commiſſion des ungarijchen 
Landtags den von ihren Subcomité längſt ausgearbeiteten Geſetz— 
entwurf über die gemeinjamen Angelegenheiten und ihre Behandlung 
noch mährend der Ausgleihsunterhandlungen in Berathung und mo— 
bifizirte ihn nad den Ergebniffen der letzteren mit großer Mehrheit, 
jo daß an feiner Annahme durch die Majorität des Landtags nicht 
gezweifelt werden konnte, während in Wien über bie Perfonalien des 
ungarifhen Minifteriums verhandelt und auch dieſe Frage ohne be: 
fondere Schwierigkeit erlebigt wurde. Am 17, Febr. verkündeten 
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kaiſerliche ober vielmehr Königliche Reſeripte den Ungarn den vollzo⸗ —7 
genen Ausgleich und die Ernennung des ungariſchen Miniſteriums, * 
worin jener ſeinen Ausdruck fand. Der Ausgleich war damit eine 
vollendete Thatſache, die Grundlagen der Neugeſtaltung des Reichs 
gegeben, ohne daß die cisleithaniſche Reichshälfte dabei gehört oder 
zu Rathe gezogen worden wäre. Practiſch war auch kaum ein an— 
derer Meg übrig geblieben, um raſch und ficher zu einem Ende zu 
fommen. Jener Hälfte blieb jomit nicht viel anderes übrig, als das 
Geſchehene gut zu heißen, die noch offen gebliebenen Punkte zu re: 
geln und fi auf der num einmal gegebenen Grundlage aud ihrer: 
feits nad) ihren Bedürfniſſen und ihren Anſchauungen einzurichten. 
Sie dazu zu beivegen und fi mit ihr über dag nun Erforderliche 
zu verftändigen, war bie nächſte Aufgabe der Faijerlihen Regierung 
und bes Hrn. v. Beuft. j 

Sie war feine ganz leichte, weil die deutſche Bevölkerung bes 
Reichs zu einem guten Theile fejthielt an dem centraliftiihen Ge 
danken und jedenfalls noch viel ſchwerer auf bie neue Geftaltung 
eingegangen wäre, wenn fie den Ausgleich in allen jeinen Conſe— 
quenzen, wie er fich fpäter namentlih in finanzieller Beziehung ge: 
ftaltete, damals indeß noch nicht vorlag, zu überjchauen vermodht 
hätte. Die Slaven aber wollten von einem dualiſtiſchen Aufbau gar 
nichts wiflen, bie böhmiſchen Czechen zumal, die für die böhmifche 
Krone und deren angebliche Nebenländer Mähren und Schleſien eine 
Stellung glei) dem Königreich Ungarn und feinen Nebenländern träumten, 
obgleich fie dazu weder eine hiſtoriſche Berechtigung aufzuweilen hatten, 
nody bie politiihen und Eulturbebingungen in fi trugen. Dafür aber 
wurden fie von einem Theile des böhmischen Feudaladels in ihren Präten: 
fionen unterftügt, weil biefer darin ben legten Hort für ihre Intereffen 
erkannte, während jene ſich ihm lediglich in die Arme warfen, um befto 
eher zum Ziele zu kommen. Die Frage über ben Ausgleid und die dua— 
liſtiſche Neugeftaltung des Reichs mußte zunähft auf den Landtagen 
ber Kronländer und dann im Reichsrathe durchgekämpft werben. Die 
Neumahl der erjteren war am 2. Dan, zugleich mit der Einberufung 
des außerorbentlihen Reichsrathes angeordnet worben und erfolgte zu 
Anfang Yebruars noch in den lebten Tagen Belcredis und vor Zu: 
rücknahme Des außerorbentligen Reichsraths. Sie fiel in ben rein 
beutihen Provinzen in entſchieden deutſchem und oppofitionellem, in 
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zer “ben deutſch-ſlaviſchen Provinzen dagegen, in Böhmen und Mähren, 


in prägnant czechiſchem Sinne aus, indem unter dem Einfluffe Bel: 
eredis und feiner Beamten jogar ber beutiche Sroßgrundbejig biefer 
Kronländer faft ausſchließlich Repräſentanten ber feudal-ezechiſchen Partei 
mählte, jo daß die Czechen weit das Uebergewicht hatten und die Deut: 
hen ſich in eine entſchiedene Minderheit herabgebrüdt fahen. Gleich 
darauf erfolgte indeß der Umſchwung in Mien, der Rüdtritt Belcrebig, 
ber Abſchluß des Ausaleihs mit Ungarn und das Fallenlaffen des 
außerordentlichen Reichsraths. Als daher die Landtage anı 18. Febr. 
zujainmen traten, wurden fie einfach aufgefordert, jtatt in jenen viel: 
mehr in den ordentlichen Reichsrath zu wählen. Die deutſchen Land: 
tage waren deſſen fehr zufrieden und trafen ihre Wahlen, ebenfo 
diejenigen der füblihen Kronländer, in denen die Dinge troß ber 
überwiegend ſlaviſchen Bevölkerung doch mefentlih anders Tiegen. 
Nicht fo dagegen in Böhmen, Mähren und Krain: die turbulenten 
Czechen Böhmens namentlid protejtirten fehr verftändlih gegen bie 
Rechtsbeftändigkeit ber Februarverfallung mit der Erklärung, daß 
Böhmen nicht geneigt jei, in dem „taatsgebilde einer weftlichen 
Reihshälfte aufzugehn“ und verweigerten die Wahlen in den Reiche: 
rath, e8 wäre benn im Sinne bes Eiftirungspatentes von 1865 
und des außerorbentliden Reichsraths d. h. nach anderen den Slaven 
günftigerem Wahlmobus und als eine Art von conftituirender Ber: 
fammlung nit auf Grund der Verfaſſung. Dasſelbe thaten in 
etwas milderer Form die Landtage von Mähren und von Krain und 
unter dem Einfluffe der ultramontanen Partei und im Intereſſe der 
fog. Glaubenseinheit fogar der Landtag Tyrols. Die brei erjteren 
wurden ſofort unter Anordnung von Neumahlen aufgelöst, der Ich: 
tere dagegen mit derfelben Maßregel einftweilen verfhont. Die Neu- 
wahlen zu Ente März ergaben bann freilich ein entgegengejeßtes 
Refultat, indeß doch nur in Folge eines fehr ftarfen Druds der 
Regierung auf die Großgrundbefiger in Böhmen und Mähren, bie 
früher faft ganz in ezechiſchem, jett dagegen faft ganz in beutichem 
Sinne wählten. Im April traten diefe Landtage zujammen und 
beftellten ihre Landesausſchüſſe nunmehr ganz in deutſchem Ginne 
und ſchickten and faſt ausichließlich deutfchgefinnte Abgeordnete in 
den Reichsrath. Die Czechen und der zu ihnen haltende Feudaladel 
Böhmens und Mährens warfen fi dagegen in bie erbittertite leiden- 
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ſchaftlichſte Oppofition gegen Verfaſſung und Reichsrath und die we— —* 
r 


nigen Mitglieder der Partei, die in biefen gewählt worden waren, 
weigerten fi, dahin zu gehn. 

Die Wuth der Czechen darüber, daß ihnen die Majorität im 
böhmischen Landtage, die fie Ende Febr. zum erſten und einzigen 
Mal feit 1861 einen Augenblid in Händen gehabt, jo ſchnell wieder 
entihlüpft war, über den Ausgleih mit Ungarn und die dualiftiiche 
— nicht wie fie gehofft hatten, föberaliftifhe — Geftaltung des 
Reichs, mit der fih das beutiche Element unter gewijjen Bedingungen 
und Vorausſetzungen augenjcheinlichh zu befreunden begann, Fannte 
bald in der That gar feine Grenzen mehr und führte zu einer Er: 
ſcheinung, die wohl zu den bedeutſamſten des Jahres gehört. Aus 
Haß gegen die Deutjchen begannen die Führer der Czechen fi den 
Ruflen in die Arme zu werfen und jesten um die Mitte Mais 
eine Demonftration in Scene, der fi aud eine Anzahl einflußreicher 
Südflaven und galiziiher Ruthenen anjhloß. Am 4. Mai war 
nämlid in Moskau eine fog. ethnographiſche Austellung improvifirt 
worben und dieſe nahmen fie nun zum Vorwand, um in einer ge: 
rabezu unerhörten Weiſe gegen die öjterreichiiche Regierung zu Demon: 
ſtriren. Etwa 60 an Zahl machten fie ſich nach Petersburg und 
Moskau auf und wurden ſowohl auf dem Wege dahin als in ben 
beiden Eapitalen bes hl. Rußland von den Ruſſen mit offenen Ar: 
men empfangen und burch öffentliche Banfette gefeiert, in denen zum 
Hohne der öſterreichiſchen Regierung eine fürmliche Qerbrüberung 
zwijchen Rußland und den öfterr. Slaven proclamirt ward. In 
Petersburg wurde die Deputation ſogar vom Kaijer in befonberer 
Audienz empfangen. Daß von einem wiſſenſchaftlichen Zwecke irgend 
welcher Art auch nicht entfernt die Rebe fein fonnte, daß ſich dazu 
bie Mehrzahl der an ber ſlaviſchen Deputation theilnchmenden Dejler: 
reicher ebenfo wenig eignete, als die jog. ethnographiſche Ausstellung 
in Moskau jelbft, Tag auf der Hand und wer darüber im Unflaren 
hätte fein können, wurbe durch die geradezu zügelloje czechiſche Preſſe 
hinreichend belehrt, welches der eigentliche Zived der ganzen Demon: 
ftration war. Die Mafle der jlaviihen Bölferihaften Defterreihe 
wurde durch dieſes Auftreten ihrer Führer freilich zunächſt nur wenig 
berührt, aber die Thatjache jeßte bie Gefahr, die Defterreih und 
Europa unter Umftänden von dieſer Seite ber drohen könnte, in ein 
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Deftere neues Licht und verftärkte in dem deutſchen Theile Defterreiche, wie 


die dortige Preſſe energiih an ben Tag legte, den Antagonismug 
zwiſchen Defterreih und Rußland, der mit Rückſicht auf die berein- 
flige Löjung ber orientaliichen Frage zwiſchen beiden ohnehin ob: 
waltet und in der Natur der Dinge gegründet ift. 

Auf die Löfung der Ausgleihsfrage und ber Keconftruction 
bes Reihe äußerte die Moskauer Pilgerfahrt der öſterr. Slaven kei— 
nerlei Einfluß. Ungeſtört trat der Reichsrath am 22. Mai zufam- 
men und wurde vom Kaiſer mit einer Thronrede eröffnet, in der er 
den Ausgleich mit Ungarn als eine vollendete Thatſache hinſtellte und 
einfah die Hoffnung ausſprach, daß ber Reichsrath dem „befriebi- 
genden Abkommen” feine Zuftimmung nicht verfagen werde, inbem 
er beifügte, daß „die neue Drbnung ber Dinge, indem fie bie ver: 
faflungsmäßigen Rechte und Freiheiten der Länder der ungarifchen 
Krone mit neuen unumftößlichen Bürgichaften umgebe, gleiche Sicher: 
beit für die übrigen Länder im nothwendigen Gefolge haben müſſe“ 
und biefen überdieß jede „Autonomie-Erweiterung”, zu der ber Reiche: 
rath die Hand bieten Fönnte, in Ausſicht ftelltee Der Reichsrath 
nahm in feiner Antwortsabrefle die vollendete Thatjache hin, aber 
nur, um befto energiicher auf die burdhgreifendfte Veränderung bes 
geſammten Regierungsjyftems zu bringen, indem er nachdrücklich be— 
tonte, daß „das natürliche Nechtsgefühl in diefer Reichshälfte nur 
dann befriedigt werden könne, wenn bie verfaflungsmäßigen echte 
bes Reichsraths mit Bürgſchaften gleichen Werths umgeben werben, 
iwie jene, deren fih die ungariſche DBerfaflung erfreut.“ Die zu: 
nächſt liegenden Forderungen in biejer Beziehung wurben bes wei— 
teren ausgeführt und nunmehr kühn bis zur unumwundenen For: 
derung einer Revifion des Concorbats ausgebehnt, die für eine „un: 
abweislihe* Nothwendigkeit erflärt ward. Aehnlich, wenn auch be- 
züglich ber Freiheitsforderungen jehr viel zurüdhaltender ſprach fi 
bie Adrefje des Herrenhaufes aus, Die Neugeitaltung des Reiche 
auf der Grundlage des Dualismus konnte bereits ald außer Frage 
betrachtet werben, aber ebenjo auch, daß bie biegjeitige Reichshälfte 
ihre Zuflimmung dazu nur unter ber Bebingung ertbeilen werde, 
wenn fie einer „Freiheit wie in Ungarn“ theilhaftig gemacht werde. 
Und fon durfte man jagen, daß, dieß zu erreichen, lediglich in ihrer 
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eigenen Hand lag; die alten Wiberfiandsmittel dagegen waren in 
Defterreih vollſtändig erichöpft. 
Merkwürdiger Weile war das nicht blos in Dejterreich der England. 

Fall. Faſt zu derjelben Zeit bot England der Welt ein Schaufpiel, 
das, bei aller Verfhiedenheit, nicht ohne Grund mit der in Oeſter— 
reich zu Tage getretenen Erſcheinung verglichen iwerben mag, jeden: 
falls für die Zuftände Europas nit minder charakteriſtiſch ift. Die 
damals am Auder befindliche Iiberale Partei hatte fid im J. 1866 über 
eine vom Minifterium Ruſſel-Gladſtone eingebrachte Parlaments: 
reformbill entzweit; das Minifterium unterlag bei einer der wichtig: 
ften Claufeln und gab feine Entlajjung: an feine Stelle trat wieder 
einmal eine Torpverwaltung, deren Haupt Graf Derby, deren Tei: 
tende Seele jedoch Benjamin Disraeli war. Die Tories hatten bie 
Reformbill natürlicher Weiſe aufs äußerſte befämpft, aber angeblich 
nicht an fi, ſondern nur, weil fie ihnen nicht genüge, weil nur 
eine ſolche Reformbill, die „die Frage volljtändig zu löſen geeignet 
fei, das Barlament befriedigen könne.” Sekt wieder am Ruder 
hätten fie gerne die ganze Trage in DBergefjenheit begraben; allein 
es zeigte fih bald, daß das ganz und gar unmöglich fei. Seit ber 
Reformbill von 1832 war die Entwidelung nicht ftehen geblieben 
und biefe war zu einem neuen Schritte auf derfelben Bahn offenbar 
berangereift. Die Stimmung ber öffentlihen Meinung bes Landes, 
bie in gewaltigen Mafjenmeetings namentlich in ben großen Städten 
zu Tage trat, Tieß darüber kaum einen Zweifel: die den bisherigen 
Wählern zunächſt ſtehende Schicht der befferen Arbeiterklafle ftellte 
die ruhige, aber entjchloffene Forderung, fortan gleihfals zur Wahl: 
urne zugelaflen zu werden und war ſichtlich von ber feiten Ueber: 
zeugung getragen, daß feine Macht im Stande fein werde, dieſem 
ihren Willen zu widerftehn. Die Tories wichen der allgemeinen Strö: 
nung und zeigten fi) nachgerade geneigt, die Frage zur Behandlung 
zu bringen; Disraeli, der Mann ber Auswege und ber parlamenz 
tarifhen Tactik, dachte indeß bie Seflion von 1867 zu überbauern, 
ohne den Intereſſen der Partei etwas zu vergeben. Als das Bar: 
lament im Febr. zufammen trat, legte er ihm zunächſt blos Reſo— 
lutionen über eine Parlamentsreform von fehr allgemeinen Inhalte 
vor, durch die er ſich jelbjt in Feiner Weije band, über beren nähere 
Formulirung fi dagegen die Gegner entzweien mochten. Allein er 
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England. irrte ich, indem er damit durchzuichlüpfen hoffte. Die Tories ale 
jolhe waren im Unterhauſe entichieden in der Minderheit und nur 
mit Hilfe einer Fraction ber Yiberalen war es ihnen gelungen, bas 
Minijterium zu fürzen und wieder ans Ruder zu gelangen. Un: 
zufrieden mit den nichtejagenden Rejolutionen Disraeli’3 trat Diele 
Fraction wieder zur Oppofition über und die Tories jtanden tor 
ber Alternative, entweber wie früher ſchon und wiederholt alsbald 
einem Mißtrauensvotum des Parlaments weichen zu müfjen oder 
jelber eine Reformbil einzubringen, die wenigſtens bie Möglichkeit 
in fi trug, von ben Gegnern, jedenfalls von einem Theile derjeiben 
unterftügt zu werden. Das Berlangen, am Ruder zu bleiben, über: 
wog und bie Torpregierung entihloß ſich, die Refolutionen fallen zu 
lafjen und eine Reformbill ber bezeichneten Art einzubringen, Aber 
num brad in ihren eigenen Reihen eine Spaltung aus; die ftrenge: 
ren Tories, wie Lord Granbourne, General Peel ꝛc. traten aus, 
Indeß fie wurden erießt und die Maſſe der Partei blieb den alten 
Führern treu, überzeugt, daß jonit die Partei gänzlich auseinander: 
falle und von einer Toryregierung auf Jahre hinaus auch nicht ein- 
mal mehr bie Rebe jein künne Am 18. März legte Disraeli feine 
Bil ver. Cie enthielt im Princip das Haushaltswahlrecht, d, h. bas 
allgemeine Stimmrecht, fo weit man 3. 3. vernünftiger Weiſe in 
England überhaupt an feine Einführung denken konnte, freilich mit 
einigen Glaujeln, die ben Gewinnt jehr mejentlih wiederum zu 
einem illuforiihen gemacht hätten. Hr. Gladſtone war daher ge- 
neigt, das Princip zu verwerfen und ftatt defjen auf einen niebrigen 
Genjus wie in feiner vorjährigen Bill zurüdzugreifen. Allein es 
zeigte fich bald, daß ein namhafter Theil feiner eigenen Partei Eeine 
Luft hatte, die Wechſelfälle eines ſolchen Barteifampfes zu laufen 
und geneigt war, auf die bon der Regierung vorgeſchlagene Bahn 
einzutreten, allerdings mit dem Entfhluß und in ber Hoffnung, jene 
Glaufeln zu Fall zu bringen oder wenigſtens jehr bebeutend. zu mo— 
difiziren und jo etwas ganz anderes aus der Bill zu maden, als 
bie Tories beabfichtigt hatten. Und. das gelang denn aud. Die 
Torics mußten. die einen ihrer heinmenden Claujeln ganz fallen laſſen, 
die anberen wenigſtens gründlich erinäßigen und bis Mitte Juli war 
von Eeite des Unterhauſes eine Reformbill durchberathen und ſchließ— 
ld einftimmig angenommen, wie man fie nod ein Jahr zuvor kaum 
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für möglich gehalten haben würde. Was die Whigs niemals durchzu—- Erglend. 
fegen vermocht hätten, war durch die Toryregierung erreicht worden, 
unzweifelhaft einzig und allein, weil, wie Dieraeli längſt zugeftanden 
hatte, eine Toryregierung in England überhaupt gar nicht mehr mög— 
lich ift ohne eine liberale Politik. Das Werk des Unterhaufes fand 
beim Oberhaufe begreiflicher Weiſe wenig Beifall und es verſuchte 
denn auch, Die liberale Maßregel in einer Reihe von Bunften wieder 
wieder zu bejchränfen. Allein die Macht diefer einft ebenjo mäch— 
tigen als glänzenden Körperſchaft hat ſeit Jahren fehr abgenommen 
und fällt neben der Macht des Unterhaufes kaum mehr ins Gewicht. 
Das zeigte fih bei diejer entſcheidenden Gelegenheit mehr als je. 
Die Bairs fahen fich genöthigt, einen Theil der von ihnen beichloffenen 
Amendements jelbjt wieder zurüdzunehmen, die andern aber bis auf ein 
einziges, die Vertretung der Minoritäten in den großen Städten, 
verwarf das Unterhaus, und jene jahen ſich genöthigt, vollftändig 
nachzugeben. Die Times aber begann eine Reform des Oberhaufes 
in Anregung zu bringen, da dasjelbe in feiner bisherigen Zufammen- 
jegung feiner Aufgabe durdaus nicht mehr gewachjen jet. 

Die angenommene Reformbill beiraf zunächſt lediglich England 
und die Ergänzung der Maßregel für Echottland und Irland blieb 
ber Seſſion von 1868 vorbehalten. Dagegen wurde für England 
zu gleicher Zeit auch cine jog. Sißvertheilungsbill in Angriff ges 
nommen und erledigt: einige ber immer noch ſtehen gebliebenen ver: 
rotteten Wahlfleden wurden ihres Wahlrechts gänzlich beraubt, einer 
Reihe Hleinerer Städte wenigftens eines ihrer bisherigen zwei Bar: 
lamentsmitglieder entzogen und die dadurch gewonnenen Sitze vor: 
zugsweiſe den großen Städten zugetheilt. Es war bieß in ber 
That nur billig gegenüber ben leßteren, die im Verhältniß ihrer 
Volkszahl auch fo immer noch im Nachtheil bleiben gegenüber ben 
Grafſchaften wie ben kleinen und mittleren Stäbten, die ihrer. hifto: 
riſchen Berechtigung genießen, feither aber zum Theil abjolut, jeden: 
falls aber relativ an Bedeutung wie an Volksmenge zurüdigegangen 
find. Die Maßregel der Eivertheilung war denn aud feine fo 
burchgreifende mie diejenige der MWahlreform und nicht mit Unrecht 
wurde auch fofort ausgefprohen, daß durch diefe bie Frage im 
MWefentliben auf lange hinaus gelöst, fein dürfte, während jene fich 
fiherlih Taum ein Paar „Jahre werde halten laſſen. Die engliiche 
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England. Verfaſſung beruft eben in dieſer Beziehung noch immer auf ber 
Idee der Privilegien und dieſe bee wirb wohl auch in England 
und zwar zunächſt gerade von biefem Punkte aus dem Grundſatze 
der gleichen Berechtigung weichen müſſen. Die Conjequenzen find 
aber von kaum zu ermeljender Tragweite. England, feit langen 
als der Hort fefter, hiſtoriſch überlieferter Formen gepriefen, geht 
überhaupt einer, wenn nicht alles trügt, tief greifenden Ummanblung 
entgegen und ijt fogar ohne gewaltiame Erfchütterungen bereits ſchon 
mitten barin, eine Umwandlung, deren Rüdwirkungen auch auf das 
übrige Europa nicht ausbleiben können. 

Es ijt ein großer, nod) immer herrſchender, durch den kußern 
Schein und bie hergebradhten Formen verurfachter Irrthum, Eng- 
land für eine Monardjie zu halten. Es war bieß bereinft und die 
äußeren Formen find bis heute mit faft religiöſer Treue und Ehr— 
furdt bewahrt worden, In Wahrheit ijt jedoch England jeit län- 
gerer Zeit Feine Monarchie mehr, fondern vielmehr eine Ariftofratie 
mit einem monarchiſchen Elemente, das aber ſchon vor breißig Jahren 
entſchieden ſchwächer war, als das arijtofratifche Element heute noch 
in unfern monarchiſchen Staaten des Continents ift, vielleicht jogar 
ſchwächer als das monarchiſche Element bis auf die allerjüngfte Zeit 
in den verein. Staaten Nordamerifas war, obgleich es hier weniger 
beachtet wurde, lediglich weil e8 der monarchiſchen Formen, an bie 
wir durch die erblihe Monarchie nun einmal gewöhnt find, allers 
dings gänzlidy entbehrte. Im England ift gerade das Umgekehrte 
ber Fall. Die monardifhen Formen find noch vollftändig erhalten, 
aber der Inhalt entipricht dieſen Formen auch nicht mehr von ferne. 
Die Königin fteht unbeftritten an ber Spitze der Geſellſchaft und 
repräjentirt den Staat nad Innen und Außen, aber fie repräfentirt 
eben nur, ihre wirflide Macht ift eine jehr beſchränkte und burdhs 
aus nicht die entjcheidende. Die wahre Macht ruht entfchieden im 
Parlament; das Parlament, d. 5. die beiden Häufer zuſammen mit 
bem gewiffermaßen als Regierungsausihuß aus ihnen hervorgegan— 
genen, von ihnen nad den wechſelnden Majoritäten ein unb ab: 
gefeßten Minifterium, iſt ber eigentlihe Souverän des Landes, ber 
durch die Krone nur ſehr wenig eingeſchränkt ift, unendlich weniger, 
als der Monarch irgend eines unferer continentalen Staaten durch 
die Volksvertretung, wie beſchränkt aud deren Rechte und Befugniffe 
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fein mögen. Die thatlählicde Umwandlung der Monardie in Eng-England. 
land jeit ber jog. glorreihen Revolution von 1688 läßt fih un: 
ſchwer verfolgen: erjt war jie eine nur langjame, kaum merfliche, 
feit der Mitte des 18. Jahrhunderts trat fie bentlicher hervor und 
war durch die Zeiten der Pitts und Kor und Wellington hindurch 
eine immer rafchere und entjchiedenere, bis ſie ungefähr mit dem 
Regierungsantritte der Königin Victoria als vollendet betrachtet werben 
konnte. Die lange und fegensreiche Regierung ber Königin bietet 
und das Bild einer wohlgeorbneten Ariftofratie, die von ber einen 
Seite durch das vorfihtig und weiſe geübte monarchiſche Element 
geleitet, von der andern burd bie breite Unterlage eines nüchternen, 
veritändigen, arbeitiamen Volkes, das von der birecten Theilnahme 
am Regiment jo ziemlich ausgeſchloſſen ijt, fi dagegen einer un: 
beihränften Preßfreiheit und eines unbejhränften Verſammlungs— 
rechtes erfreut, controlirt und in Schranken gehalten wird. Der 
ruhige Genuß ber erworbenen materiellen und geiftigen Güter, dieſes 
eigenjte Merkmal conjervativer Naturen und ariftofratiiher Bildun— 
gen, bezeichnet die Regierungsperiode der Königin Victoria und be: 
rechtigt fie zu dem Anſpruch, auf Jahrhunderte hinaus von ben 
Engländern ale eine gejegnete gepriejen zu werben. Es wird ſchwer 
fein, nach ihr zu regieren und die Ungebuld bes Prinzen von Wales 
madt einen faſt peinlihen Eindbrud. Den Einfluß der Monardie 
wieder zu heben, wird ihm, von aller Berjönlichfeit ganz abgejehen, 
jedenfalls nicht gelingen. Der erjte Verſuch jchon dürfte ihn be: 
Iehren, daß England feine Monardie ift im continentalen Sinne 
des Wortes und ihm zeigen, daß er ſich mit der Stepräjentation zu 
begnügen habe, welde die einen von ihm verlangen, bie andern ihm 
nicht jtreitig machen. 

Die lange Regierungsperiode ber Königin Victoria bildet viel- 
leicht den Höhepunkt in der Entwidelung Englands. Sicher ift es, 
daß fie zugleich eine Uebergangsperiode ift, und daß in ihr die An 
fänge einer neuen Wendung in feiner Entwidelung zu ſuchen find. 
Das ariſtokratiſche England wird fihtlih nad und nad) demobratiſch, 
vieleiht ebenfo allınalig, vielleicht ebenſo ohne gewaltiame Stöße, 
wie es, einjt monardiich, jeit dem Ende bes 17. Jahrhunderts al- 
mälig und ohne gewaltfame Stöße zu einer Ariftofratie geworben 
tft, von einer Art und einer Großartigfeit, wie uns die Welt kein 
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England. zweites Beilpiel bietet und kaum auch je wieber bieten wird. Die 
Parlamentsreformen von 1832 und von 1867, die, obwohl durch 
einen langen Zwijchenraum getrennt, doch beide, wenn auch nicht buch: 
ftäblich, in die Negierungsperiode der Königin Victoria fallen, bieten fich 
bie Hand und bilden die erjten Markjteine diefer neuen Entwidelung. 

Die Barlamenisreform von 1832 erſchien damals den Augen 
nicht bloß derer, die fie befämpft, ſondern ſelbſt derer, die fie bean: 
tragt und durchgeſetzt hatten, lange nicht fo bedeutend, als fie es in 
Wahrheit war. Eine nicht allzu bedeutende Erweiterung des Wahl- 
rechts, die Befeitigung einer Anzahl jog. verrotteter Wahlfleden und 
die Uebertragung ihrer Parlamentsjige auf eine Reihe einft Eleiner, 
nachgerabe aber groß und reich gewordener Yabrif- und Handels— 
ftädte war im Grunde alles, was fie zu bringen ſchien und mander 
Radicale mochte denken: Viel Lärmen um Nichte. ine Reform 
und zwar jcheinbar eine jehr beicheidene Reform, feine Revolution, 
war ihre Tragweite dennoch und nicht bloß für. England viel größer, 
als die mancher Revolution im Laufe ber letzten fünfzig Jahre, 
deren Echo augenblidlih durh ganz Europa bröhnte, ohne darum 
mehr zu fein als ein einzelnes, vielleicht jehr untergeorbnetes Glied 
in der Entwidelung bes betreffenden Staates und noch mehr in ber: 
jenigen Europas. Die engliſche Reformacte von 1832 dagegen ver: 
änderte zunächſt jehr wenig in ber äußern Phyfiognomie des Parla— 
ments, indem fie lediglich den Kreis der Ariftofratie etwas erweiterte, 
den alten Elementen derjelben ein neues einfügte. Xroßdem wurde 
dadurch die alte hiſtoriſche Verfaſſung Englands in ihren tiefiten 
Wurzeln erſchüttert. Das neue Element war eben ein ganz anderes 
als diejenigen, die ihm damals ihre Reihen öffneten und machte ſich 
Ichnell gewaltigen Raum. Jene Reform war es, bie damals zuerjt 
den Cobden, Brights x. die Pforten des Parlaments öffnete. Diele 
Männer waren ihrer ganzen Lebensftellung nad feine Demokraten 
und feine Nevolutionärd, was man damals und heute noch Demo: 
fraten und Revolutionäre zu nennen gewöhnt ift, fondern durchaus 
auch ihrerjeits Ariftofraten, wenn auch Ariftofraten entſchieden an: 
derer Art, als fie England bisher unter feinen ſog. oberen Zehn: 
taujend gefannt und anerkannt hatte. Damals wurden fie im Par: 
lament mehr nur geduldet und ihr Einfluß war in ben erften 
Jahren ein ſehr bejchränkter und jehr untergeorbneter. Aber das 
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Senfkorn von damals ift heute zu einem Baume geworben; Thon England. 
damals waren fie die Repräfentanten einer Macht, die heute das 
Parlament und das Land beherrſcht. Auch die Cobden, die Bright ac. 
waren Ariftofraten, was man im Allgemeinen fo zu nennen pflegt, 
aber wie gejagt anderer Art, als wie fie bisher im Parlament faßen. 
Ihr Fundament und ihre Berechtigung lag nicht in altem und ge: 
feftigtem Orundbefig, wie die ihrer nunmehrigen Collegen im Unter: 
und Oberhauſe, jondern in neu erworbenen Mobilwerthen. Diefe 
Mobilwerthe aber jind zum Angelpunkte unjerer Zeit geworben und 
daraus erwuchs ihre Macht. Im Mittelalter und bie tief herab in 
die neuere Zeit bildete der Grundbeſitz meitaus die größte Maffe 
bes Nationalreihthumg und verſchwand neben ihm der Werth bes 
mobilen Vermögens als mehr oder Weniger unbedeutend; allmälig 
ift das jedoch anders geworben und das Verhältniß ändert fi fort: 
während zu Gunſten bes legteren und zwar nachgerabe nicht mehr 
in arithmetiicher, fondern in geometriſcher Proportion. Auch der 
Werth des Orunbbefiges ifl in fortwährendem Steigen begriffen, 
aber im Verhältniß zum Anwachſen des mobilen Vermögens erſcheint 
er. nicht bloß als ftationär, fondern ſogar als auf dem Rüdgang 
begriffen, weil die Vermehrung und Berbeflerung des Grundbeſitzes 
innerhalb eines gegebenen Staats naturgemäß eine beſchränkte und 
begrenzte ijt, während die Schaffung mobiler Werthe in unferer 
Hand Liegt und ihre Vermehrung eine fo zu jagen unbegrenzte it. 
Dem Ueberwiegen des Grundbefiges in der Summe des National: 
reihthums entſprach das Ueberwiegen ber grundbefigenden Ariftofratie 
und erjt mit dem Fortgang der Entiwidelung und bem Emporfommen 
großer Mobilvermögen trat ihr eine andere Art von Ariftofratie an 
bie Seite, die Wrijtofratie der in England fehr bezeichnen fog. 
Baummwolllorde. Aber die hochmüthige Geringihäßung, die in biejer 
Bezeihnung lag, hielt nicht Tange vor und war ein fehr gebrechlicher 
Troft. Die Baummwolllords, welche die grundbefigenden Lords und 
ihre Sippen neben jich im Rathe und im Regimente bulben mußten, 
blieben nicht nur, jondern es wurben und werben ihrer immer meh: 
rere und hinter den Baummolllords wächst zahlreicher und immer 
zahlreicher eine gleich geartete Gentry aus der Erbe und hinter biefer 
ftehen wieder andere, vielleicht noch Mein und ſchwach, aber thätig 
und jparjam und darum im Wachſen begriffen und knickt auch bie 
33° 
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England. und da einer zuſammen, jtürzen, von Krijen und Stürmen ergriffen, 
ihrer zumeilen jelbft ganze Reihen, jo ftehen fie doch bald wieder 
auf oder e8 treten andere an ihre Etelle. Und fie alle drängen 
nah und dringen ver. Das Ende aber kann nicht zweifelhaft fein, 
aus dem einfachen, jchon erwähnten Grunde, weil der Grundbefig 
innerhalb ber ftaatlicy gegebenen Grenzen ein beſchränkter und wenig: 
ſtens Feiner wejentlihen Vermehrung fähig ift, während die Schafs 
fung der mobilen Werthe feine jolden Grenzen fennt. Nirgends 
aber können die Erjcheinungen diefer unausweichlichen Entwidelung 
ſchärfer und deutlicher beobadytet werden als in England. Die erjte 
Reformacte öffnete die Pforte des Parlaments den erften Baumwoll- 
lords und ſchon 1867 wurde von den Tories die Nothmwendigfeit 
erfannt, die bereits erweiterten Pforten noch viel weiter zu öffnen, 
fo weit, daß demnächſt wohl die erften nicht mehr ariftofratijchen 
Elemente durch fie ihren Einzug halten werden, während vielleicht 
langſam, aber fort und fort andere naddrängen. Die Bewegung 
und Entwidelung künſtlich aufzuhalten, ihren Gang wenigſtens lang- 
famer zu machen, wurbe mehr injtinftmäßig als bewußt, lange ver: 
fucht. Aber gleich jene erften neuen Elemente, bie die Neformacte 
von 1832 in's Parlament geführt, nahmen jene gewaltige Agitation 
gegen die Kornzölle in die Hand und zwangen fie buch bis zur 
Anerkennung des Freihandelsprincips und der Gewerbefreiheit, bie 
all jenen Verſuchen, all jenen Fünjtlihen Schranken ein Ende machen 
und bie heute einen der Grundſteine brittiſcher Politit bilden und 
mit Nothivenbigfeit von der erjten zur zweiten Reformacte, derjenigen 
von 1867, leiteten. England, einſt eine Monardie wie die Mo: 
narchien des Continents, war binnen anderthalb Jahrhunderten that- 
ſächlich eine Ariftofratie getworden und jebt ift es und vergönnt, 
dem nicht minder großartigen Schaufpiel beizumohnen, wie aud bie 
Ariftofratie wieder neuen Elementen zu weichen beginnt, 

Wie e8 ein Irrtum war, England noch immer für eine 
Monardie zu halten, nahdem es in Wahrheit längft ſchon in eine 
Ariftofratie fi) umgewandelt hatte, ebenfo wejentlic irrthümlich war 
es, das Schwergewicht des engliihen Negierungsmehanismus im 
Unterhaufe zu ſuchen. Auch darin trügte bis auf einen gewiſſen 
Grad ganz entfchieden der Schein und die allerdings unläugbare 
Thatſache, daß die Minifterien aus den wechjelnden Majoritäten im 
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Haufe der Gemeinen hervorgingen. Nicht bloß im vorigen Jahr: England, 
hundert, jondern jelbft noch in dieſem ruhte das Schwergeiwicht ber 
engliihen Ariftofratie und damit auch das Schwergewicht feiner 
ariftofratiihen Regierung vielmehr im Haufe der Lords, wenn 
es auch richtig ift, daß fie es nicht direct, ſondern zunächſt durch 
das Unterhaus ausübten, in dem ihre jüngeren Söhne und ihre 
Verwandten und diejenigen faßen, denen fie burd ihre Pro: 
tection und ihre rotten Boroughs die politiiche Laufbahn eröffneten, 
und das durch taufend Fäden von ihnen abhängig war, Noch 
im Anfange unferes Jahrhunderts war die Anzahl der Beers Leine 
feine, bie als foldhe oder bevor fie ed geworben, dem Lande biplos 
matiſch oder militäriih oder in der Berwaltung, im Mutterlande 
oder in ben Golonien gedient hatten, und bie Summe politifcher 
Erfahrung und politiiher Antelligenz, die das Oberhaus repräfen- 
tirte, war feine geringe. either ijt das weſentlich anders geworben. 
Seit der Reforniacte von 1832 ift das Unterhaus vom Oberhaus 
unabhängig geworben und iſt jene Summe politiiher Erfahrung und 
Sntelligenz im Oberhaufe fehr zufammengefhtwunden. Bon da an 
datirt das allmälige Sinfen des Dberhaujes, das fidh jeit jener Zeit 
verfolgen läßt und das endblih im vorigen Jahre aller Welt klar 
geivorden if. Die neue Parlamentsacte von 1867 wirb dieſen 
Proceß unzmweifelhaft noch beichleunigen, wenn aud ihre nächſte Wir: 
fung das Unterhaus trifft, Schon die leßten Parlamentswahlen ha: 
ben eine Anzahl Männer ins Parlament geführt, bie, wie J. St, 
Mil u. U, durchaus nicht weder der Land: nod der Baumwoll⸗ 
arijtofratie angehören, wenn aud) allerdings der geiftigen Ariftofratie 
bes Landes, die jedoch früher und vor der erften Reformacte ale 
ſolche vom Parlament thatſächlich ausgeſchloſſen war, wenn fie nicht 
zu gleicher Zeit jener angehörte oder von ihr protegirt ing Parlament 
aufgenommen wurbe. Die nächſten Wahlen aber, die Ende biefes 
oder doch Anfang des Fünftigen Jahres ftattfinden follen, werben 
durch das nun bejchloffene Haushaltswahlreht ohne Zweifel weitere 
Elemente diefer und verwandter Art ins Parlament führen, wenn 
auch vielleicht und fogar wahrſcheinlicher Weije nicht in bedeutender 
Zahl und darum ohne Tebhaftere Beſorgniſſe in ben bis jest herr: 
ſchenden Klafjen zu erregen, obgleich Graf Derby vorige® Jahr bie 
von ihm felber befürwortete Maßregel nicht ohne Grund einen 
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England. „Sprung ing Dunkle“ genannt hat, Die bereits eingetretene Ent: 
widelung wird jedenfalls um einen guten Schritt weiter gefördert 
werden. Das arijtofratiihe England beginnt mehr und mehr demo: 
fratifche Elemente in fid aufzunehmen und ſich in einen modernen 
Staat umzumanbeln. 

Die Anzeihen dafür find bereits ba und diefe Anzeichen könn— 
ten kaum bebeutfamer fein. Schon feit einer Reihe von Jahren 
bildet Irland die Schwierigkeit Englands ; in ber lebten Zeit aber 
ift die iriiche Frage zu einer geradezu brennenden geworben. Die 
Ueberzeugung, daß fie ohne Gefahr nicht länger ungelöst bleiben dürfe, 
bat endlid die Oberhand gewonnen und ber Ueberzeugung iſt offen: 
bar der Entſchluß, ſie um jeden Preis wirklich zur Löfung zu bringen, 
auf dem Fuße gefolgt. Die feniſche Verſchwörung bat den Eng: 
ändern bie Augen geöffnet. Schon im %. 1866 mußten "außer: 
orbentlihe Maßregeln ergriffen und über einen Theil des Landes 
ber Belagerungszuftand verhängt werden. Cine materielle, größere 
Gefahr vermag der Macht Englands gegenüber das Unweſen nicht 
bervorzurufen, aber e8 vermag allerdings nicht blos Irland, fondern 
ganz England in Spannung und Angft zu erhalten und biefe mo— 
ralifche Gefahr fpottet aller materiellen Machtmittel. Meder bie 
Militärgewalt, nod; der Belagerungszuftand, noch die Kriegsichiife, 
bie die irijchen Küften bewadhten, noch die SHinrichtungen, zu benen 
man in England jelbit jchreiten zu müſſen glaubte, vermochten es 
auszurotten oder auch nur niederzubalten. Während des ganzen 
%. 1867 folgten ſich einzelne Ausbrüche des Fenianisnus, vom Putſch 
auf Ehejter im Februar und den mißlungenen Verſuch eines förm— 
lihen Aufftandes in der Nähe von Dublin im März bis zu der 
Kataftrophe beim Gefängniffe von Elerkenwall mitten in London im 
December, die ganz England in panifhen Schreden jagte und zur 
Einſchwörung von Spezialeonftablern in London und in faft allen 
größeren PBrovinzialjtädten führte, faft wie im %. 1848, da man 
eine gemwaltjame fociale Ummwälzung fürdtete.e Das Uebel muß an 
der Wurzel angegriffen werben, in Irland felbft und zwar weder 
mit bloßen Gewaltmitteln, noch mit Paliativverfuchen; ber bisherige 
faft heuchleriſche Troft, daß Irland ja wie England regiert werde, 
hält entfchieben nicht mehr vor. England hat eine ſchwere Schuld 
von Jahrhunderten her gegen Irland auf dem Gewiffen und diefe 
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Schuld muß gefühnt werben. Der erſte Schritt dazu ijt bereit ge- England. 
ſchehn, obgleidy es ein Schritt ift, der nicht nur ein großes Unrecht 
an Irland wieder gut machen joll, fondern mit ſchweren Gonfequenzen 
auf England jelber zurüdfallen wird. Auf Gladſtones Antrag hat 
das Unterhaus bereits in wiederholter Abftimmung mit entichiebener 
Meajorität die Abſchaffung der irifhen Staatskirche im Princip aus: 
gejproden. Hier glauben ſich die Tories auf keinen Compromiß ein: 
lafien zu können; die Regierung Disraeli und jeine Partei wehren 
fi) Dagegen faft wie ein Mann mit Hand und Fuß und können 
fi) dabei allerdings, wofern nicht alles trügt, auf die zähe Unter: 
ftüßung des Oberhauſes verlaffen. Bis die große Maßregel durch— 
geführt fein wird, bürften daher immer noch einige Jahre verfließen, 
aber fie wird, das ift jchon heute Kar, durchgeführt werden und 
barüber wird, wenn nicht früher, das Toryregiment, jo feit ſich 
aud) die Partei an das Ruder klammert und jo gewandt ihr gegen- 
mwärtiges Haupt und ihr parlamentarifcher Führer immer ift, ftürzen, 
ja es iſt ganz und gar nicht unmöglich, daß das Dberhaus wenig: 
jtend in jeiner gegenwärtigen Zufanmenjeßung in dieſen Eturz ver: 
widelt werde. Wie die weitere Frage bes irischen Kirchenguts dann— 
zumal gelöst werben wird, mag zweifehaft jein und wird noch viele 
Debatten in und außer dem Parlament hervorrufen; aber bie forg: 
fältigjte Erwägung der Sachlage dürfte ſchon jeßt zu der Ueber: 
zeugung führen, daß es zum mindeften nicht wahrſcheinlich ift, es 
werde dasſelbe ganz oder doch zum größeren Theil ber katholiſchen 
Kirche überantwortet werben. Wahrfcheinlicher ifts, daß man es für 
andere irifche Zivede mannigfaltiger und dringender Art verwendet, 
zumal es ja auch nur allmalig frei werden wird und daß man es 
den Anhängern der Hochkirche in Irland wie den jchottiichen Pres— 
byterianern und den verſchiedenen Dijjentergemeinden dort überläßt, 
für ihre kirchlichen Bebürfniffe zu jorgen, wie fie wollen und mögen, 
wie ja Shen längſt die irischen Katholiken, d. h. der weitaus größte 
Theil der Bevölkerung Irlands dafür jorgen mußte und auch gejorgt 
hat. Damit aber wäre die völlige Trennung von Kirche und Staat 
zunähft für Irland ausgefprodhen, ein Princip, dem unzweifelhaft 
binnen wenigen Jahrzehnten auch die engliihe Hochkirche, die ſchon 
jest nicht michr die Majorität der Bevölkerung Englands umfaßt, 
zum Opfer fallen müßte, ein zweites großes Princip, deſſen Yolgen 
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für die fociale Entwidelung Englands von nicht minderer Trag— 
weite wären, als die praftiiche Anerkennung bes Freihandelsprincips 
und der Giemwerbefreiheit und das von England aus auch auf ben 
Eontinent hinüberreihen dürfte, wo ber Boden dazu bereits von allen 
Seiten zubereitet wird, Das Princip ftammt in feiner praftiichen 
Anwendung befanntlih aus Amerika, wo es feit Gründung der 
Verein. Staaten und zwar in ausbrüdlichem und bewußtem Gegen: 
faß gegen bie aus bem Mittelalter bewahrten Anſchauungen und In— 
ftitutionen Europas eines ber Fundamentalprincipien berfelben bildet 
und feither in alljeitig anerfannter Geltung iſt. England jcheint 
berufen, in Europa damit den erjten praktiſchen Verſuch gegenüber 
einer bisher herrichenden Kirche zu machen. 

Es ift im Allgemeinen ſchon viel, namentlich in neuelter Zeit 
bon dem Einfluffe geiprochen werben, den die mächtige Republik jen— 
feits des Oceans auf die Entwidelung und Geftaltung Europas 
ausüben werde. Nur die ren und allzuweit ſehende Politiker mö— 
gen von einem bereinjtigen Zulammenjtoße zwiſchen England und 
ber amerifanifhen Union und von ber Möglichkeit träumen, bag 
England felber in Folge davon zu einem Glied ber Union werben 
könnte. Wahrfcheinlich ift e8 wenigftens und noch auf lange hinaus 
ganz und. gar nidyt. Aber nicht zu verfennen ift, daß das Geſetz 
ber rüdläufigen Bolitif von Weiten nad Oſten, auf das in neuerer 
Zeit aufmerkffam gemacht worben ift, uns in ber angebeuteien Ent— 
widelung Englands, in der die Parlamentsreform von 1867 jeben- 
falls eined der wichtigſten Momente bildet, in einem frappanten, 
faum anders zu erflärenden Beijpiele entgegentritt. In bemjelben 
Maße, in dem England in neuerer Zeit für die continentalen Händel 
gleichgiltig geworden und fi von demſelben fern zu halten bemüht 
ift, in bemfelben unterliegt e8 dem langjamen und ſtillen, aber un— 
aufhörlihen, durh alle Poren zubringenben Cinfluffe der Ideen 
Nordamerikas, mit dem es ja durch tauſend alte und neue Bande, 
durch die zahlreichiten und mannigfaltigiten Intereſſen verfnüpft und 
mit dem es feit furzem buch das Kabeltau trog des Dceans in täg- 
lihe ja jtündlihe Verbindung gebradyt worden ift. 

Vergleiht man mit biefen gewaltigen Fortſchritten freiheitlicher 
Entwidelung in England und in Defterreih das Maß ber Rechte, 
das bie preußifche Regierung im der neuen Bundesverfaffung dem 
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norbbeutjchen Reichstage zugejtanden Hat, fo läßt ſich gar nicht läug- Preußen. 
nen, daß dieſes Maß ein ſehr beicheidenes, jehr beſchränktes mar. 
Die öffentliche Meinung konnte darüber keinen Augenblid im Zmeis 
fel fein. Indeß nicht die DVergleihung mit England oder Defter: 
reich lag ihr zunächit, ſondern diejenige mit Preußen und dieſe Ver: 
gleihung war keineswegs eine bloß theoretifche, fondern eine jehr 
praftifche, weil fi der preußifche Fandtag ja ausbrüdlid die "Ge: 
nehmigung der vom Neichstag zu beichließenden Bundesverfaſſung 
und damit das Ichte Wort in der ganzen Angelegenheit vorbehalten 
hatte, und zwar ausgejprodener Maßen von der bedingenden An: 
ſchauung aus, daß dem preuß. Landtag Feines feiner bisherigen Rechte 
entzogen werden bürfe, wenn basjelbe nicht wenigitens voll und ganz 
auf ben neuen Reichstag übergetragen werde. Die preuß. Berfaflung 
gewährte ja nur ein beſcheidenes Maß von Volksrechten und bie 
Veßten Jahre Hatten unmiberleglich bewielen, daß ein Theil jelbit 
diefer Rechte und Befugniffe ein ifluforifcher war. Nun aber ging 
die neue Bundesverfaffung in mehr als einem Punkte noch ſelbſt 
hinter bie preuß. Verfafjung zurüd und es mochte baher in ber That 
fraglich fein, ob ber preuß. Landtag biefelbe annehmen oder ablehnen 
werde. In einem Punkte zivar mochte die neue Bundesverfaflung 
als ein großer und entjchiedener Fortichritt unbebingt anerkannt wer: 
den: fie fannte nur eine aus dem allgemeinen Stimmredt, aus bis 
recien und geheimen Wahlen bervorgehende Volksvertretung ohne ein 
Dber: oder Herrenhaus. Die Anerkennung bes allg. Stimmredts 
freilih Fonnte der preuß. Regierung nicht allzu hoch angerechnet 
werben: das Beijpiel Frankreichs Tag allzu nahe und aud bie Wah— 
fen zum erften norbbeutichen Neicdhetag hatten gezeigt, daß basjelbe 
jelbjt ohne eine fo unwürdige Beeinfluffung von Seite der Regierung 
wie in Frankreich ein zweiſchneidiges Schwert und jedenfall nicht 
unter allen Umftänden eine bemofratifche, ja nicht einmal eine liberale 
Mapregel ijt, obgleiy man Urſache hatte, mit dem Reſultat des erſten 
Derjudes damit in Deutjchland zufrieden zu fein, in jo fern als es 
wenigjtens eine Verſammlung ins Leben gerufen hatte, bie jo ziem: 
lih dem Stande ber öffentlichen Meinung entſprach und jedem Stand, 
jeder politiſchen Partei zu mehr oder weniger angemefjener Bertretung 
verhalf, von einer Anzahl preuß. Herzoge bis zu einer Anzahl ent: 
ſchiedener Socialbempfraten herab, Aus einer richtigen Erwägung 


522 


Ueberficht der Ereignife des Iahres 1867. 


Preußen. der Lage hatte die preuß. Regierung dazu gegriffen, liberale Ten: 


benzen hatten fie dabei aber Teinesiwegs geleitet. Um fo höher war 
es dagegen anzujchlagen, daß fie wenigftens Eeinerlei Verſuch gemacht 
hatte, auf die Inftitution des Reichstags audy noch eine Art preuf. 
Herrenhaufes zu pfropfen, eine preuß. Inſtitution, die in diefer Zus 
fammenfegung von der öffentlihen Meinung abjolut und definitiv 
verurtheilt ift, wenn auch nody nicht abzufehn it, wann und wie 
etwas beſſeres und zwedentiprechenderes an ihre Stelle gejebt werden 
mag. An ein Oberhaus anderer Art, ausfchlieklih oder wenigſtens 
zunächſt aus den Fürſten der verfchiedenen Bundesſtaaten beftehend, 
mochte die preuß. Regierung wohl gedacht haben, einige Kleinfürjten 
wären ſogar dazu ausbrüdlich nicht ungeneigt gewejen, Preußen 
bielt indeß die Lage im allgemeinen dazu nod nicht für reif und 
vielleicht mit Net. Gerade da fnüpfen ſich aber die Hauptbeden— 
fen und Ginwürfe an, die gegen bie neue Derfajlung geltend ge: 
macht wurden, Drei Punkte waren ed namentlih, auf bie fi 
biefelben concentrirten. Der erjte betraf die unklare zwitterhafte 
rehtlihe Stellung der neuen Bundesregierung unter dem Prä— 
fivium des Königs von Preußen, die fich lediglich in der Perſon des 
Bundeskanzlers darftellte, der dem Reichstage gegenüber bloß mo: 
raliih verantwortlih war, während ſich fein Berhältnig zum Bundes: 
rathe und den Cinzelregierungen einerjeitS wie zum preuß. Mint: 
jterium anberjeit8 nicht bloß jeder Controle, jondern jogar jeber 
näheren Einſicht entzog. Nur foviel war klar, daß bie eigentliche 
Macht, ganz und volljtändig, thatfählih in den Händen Preußens 
Yag, daß eine Ueberſtimmung Preußens im Bunbesrathe ſelbſt in 
untergeordneten Fragen mehr als unwahrſcheinlich fchien und daß 
Preußen dieß Verhältniß zwifchen feinem GStaatsminifterium und ber 
Bundesregierung des Bundeskanzlers als eine interne Angelegenheit 
betrachtete, deren Ausbildung ber weiteren Entwidelung der Dinge über: 
laffen bleiben müſſe. Wie jehr man nun aud zugeben modhte, daß 
die Anfchauung der augenblidlihen Sachlage entſpreche, jo war doch 
eben dieſe unläugbar eine unerquidlide und ba8 Verlangen zum 
mindeſten ein natirliches, daß die Stellung ber Bundesregierung nad 
allen Seiten von Anfang an feit und beitimmt abgegrenzt werden 
follte und daß die neue Verfaſſung nicht annehmbar jei ohne bie 
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Erjtellung eines förmliden, verantwortlichen Bundesminiſteriums. preußen. 


Ein zweiter Punkt betraf das Bubgetbewilligungsredit bes Reichs— 
iags, das dem preuß. Yandtage bezüglich des Militäretats entzogen 
werben jollte, befjen fi aber auch ber Reichstag verfaflungsmäßig 
bis Ende 1871 völlig begeben und auch für bie ſpätere Zeit nur 
in etwas unflarer und zweifelhafter Faſſung gewahrt hatte. Drittens 
endlich fehlte in. ber neuen Verfaſſung die Garantie aller und jeber 
Grundrechte und war felbjt die Aufnahme der von der preuß. Ver: 
faſſung anerfannten gerabezu abgelchnt worden. Dazu famen dann 
nod) eine Reihe untergeorbnneter Punkte, wie der Mangel von Diäten 
und dgl., worüber die Anfichten. weiter auseinander gingen, während 
jene erſten faum bejtritten werben fonnten. Am 29. April trat der 
preuß. Landtag behufs der Entſcheidung zufammen: bie Regierung 
fegte ihm die norddeutſche Bunbesverfaflung vor und verlangte feine 
Zuftimmung, die Fortichrittspartei dagegen beantragte, wie fie ſchon 
im Reichstage bei der Abjtimmung über das Ganze ber Verfaſſung 
mit Nein geantwortet hatte, jo auch jetzt wieder die Ablehnung, bie 
fie in einer wohlabgeiwogenen Refolution (j. S. 114) motivirte, 
Das Nefultat war indeß von Anfang an da wie dort nicht zweifelhaft. 
Sieht man von ben Feudalen gänzlih ab, jo verfannten bie beiden 
mittleren Parteien, der Nationalliberalen und ber Freiconſervativen 
fo wie die Fleineren Fractionen, die fih an fie anſchloſſen, das Ge: 
wicht jener Einwürfe keineswegs, aber fie waren der Anficht, daß 
auf der einen Seite 3. 3. mehr nit habe erreicht werben Fünnen 
und aud) wenn neuerdings alles wieder in Frage gejtellt mwürbe, 
fiherlih nicht mehr werde erreicht werden, und baß auf ber andern 
Seite immerhin etwas erreicht fei, eine hinreichend breite Grundlage, 
auf der weiter gearbeitet werden fünne. Bon diefer Seite wurde 
das Hauptgewicht auf die errungene Einheit gelegt, den Forderungen 
ber neuen Stellung nah Außen volle Rechnung getragen und darum 
bie neuen Militäreinrihtungen des Bundes wenn auch theilweife 
mit ſchwerem Herzen gewiſſermaßen iu ben Kauf genommen, tie 
ſchon im vorigen Jahr aus denjelben Motiven ber preuß. Armee— 
reform bie endlihe Zuftimmung ertheilt worden war; von ber an— 
bern Seite wurde dagegen bie jFreibeitsfrage in erjte Linie gejtellt 
und von biefer aus mußte man allerdings zum entgegengefeßten Re: 
fultate gelangen. Nach breitägiger Verhanblung wurde am 8. Mai 
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sur Abſtimmung geſchritten. Der Antrag der Fortſchrittspartei fiel 
mit 77 Stimmen und die Bundesverfaſſung wurde mit 226 Stim— 
men gegen 91 genehmigt. Die zweite Lejung am 31. Mai ergab 
fajt basjelbe Stimmenverhälniß: 227 gegen 93 Stimmen. Das 
Herrenhaus ſprach bie Genehmigung feinerfeit8 einftimmig aus, Da: 
mit war bie Frage entjchieben: die beiden ſächſiſchen Kammern waren 
mit ihrer Zuftimmung fait einftimmig ſchon vorangegangen, von 
Eeite der Kleinen war eine Ablehnung weder möglich noch zu be: 
fürdten und jelbft der Landtag von Medlenburg fügte fih am 
4. Juni der Zwangslage mit 106 gegen 16 Stimmen, obwohl er 
recht gut mußte, bag er damit feiner abjonderlihen Erijtenz und 
ben von der öffentlichen Meinung einftimmig verurtheilten Eigen— 
thümlichkeiten dieſes Yandes unzweifelhaft das Todesurtheil ausſprach. 
Bis zum 1. Juli warb die Genehmigung allfeitig ausgeiprocden und 
die neue Bundesverfaffung trat mit diefem Tage in Kraft. Der 
König von Preußen übernahm kurz darauf in aller Form für fi 
und feine Nachfolger die ihm übertragenen Befugniffe als Bundes: 
präfident und Bundesfeldherr und ernannte den Grafen Bismard 
zum Bundeskanzler. Zu feiner lUnterftüßung wurde ein Bundes: 
fanzleramt gejchaffen und das Präfibium besjelben dem geh. Rath 
Delbrüf übertragen. Am 15. Juli conftituirte fih der Bundes: 
rath und bejtellte die ihm übertragenen Ausihüffe nah Maßgabe 
der Verfaſſung und bald darauf wurden bereitd die Wahlen zum 
eriten ordentlichen Reichstag ausgejchrieben, der fon zu Anfang 
Septembers zuſammentreten ſollte. Bon allen Geiten waltete ber 
Wunfd ob, jo ſchnell wie möglich in ein ordentliches Geleiſe zu 
fommen: äußere Schtwierigfeiten traten diefem Wunſche auch nirgends 
entgegen. 

Norddeutſchland war vorläufig unter Dad und Fach gebradi 
und es fehlte nur noch eines, die fchon durch den Prager Frieden 
vorgejehene und durch die norbdeutiche Bundesverfaffung noch aus: 
drüdlicher ind Auge gefaßte „nationale Verbindung” mit ben ſüd— 
beutihen Staaten. Die Bundesverfaffung dachte ſich dieſe natür- 
licher Weife in ber Form eines einfachen Eintritts der ſüddeutſchen 
Staaten oder eines einzelnen berfelben in den Bund, auf ben Bor: 
Ihlag des Präfiviums und unter Zuftimmung des Reichstags. So 
einfah Tag die Frage indeß nit, Da der Prager Frieden, ben 
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Deiterreih und Preußen abgejchloffen, Franfreih vermittelt hatte eg 


und zwar jpeziell bezüglich der betreffenden Beitimmungen, den ſüdd. 
Staaten ausdrücklich ihre „internationale Unabhängigkeit“, obwohl fie 
ein dießfälliges Begehren ihrerjeits gar nicht gejtellt, überhaupt dabei 
gar nicht befragt werben waren, garantirte, jo lag die Enticheidung 
unzweifelhaft in ihrer und ausſchließlich in ihrer Hand, ob fie 
gleihfals und freiwillig in den norbdeutihen Bund, ob unter Be: 
dingungen oder ohne foldhe eintreten wollten oder nicht, und wenn 
nicht, ob und welches Verhältniß fie überhaupt zum norbdeutjchen 
Bunde eingehen wollten, oder die internationale „Unabhängigfeit” 
hatte überall feinen Sinn. Trotzdem war in Frankreich eine jtarfe 
und färmende Partei, die ihnen zum mindeften den freien Cintritt 
in ben norbbeutihen Bund, ja fogar jede engere Beziehung zu ben: 
felben verwehren wollte, unter der unummwundenen. Drohung, daß 
damit für Frankreich der Kriegsfall gegen Preußen und natürlicher 
Weiſe ebenfo gegen die ſüddeutſchen Staaten felber eintreten würde. 
Aber nicht nur Frankreich, ſondern jelbjt Oeſterreich machte Miene, 
ihnen dieß verwehren zu wollen; wenigjtens antwortete die öſter— 
reihifche Regierung auf eine dießfällige Anfrage der beifiihen Re: 
gierung mit einer Hinmweijung auf den Prager Frieden, ald ob in 
diefem und feinem Wortlaute ein unbedingtes und unzweifelhaftes 
Hinderniß läge. Dieje Beziehungen waren inbeß in feiner Weiſe 
entjcheidenb weder nad) der einen noch nad) ber andern Geite hin: 
Deiterreih war vorberhand durchaus nicht in dev Lage, ben füb: 
deutſchen Staaten, wenn und was fie in biefer Richtung thun 
mochten, binbernd entgegenzutreten, und was Frankreich betraf, fo 
waren weder vie ſüddeutſchen Regierungen noch bie große Mehrheit 
der ſüddeutſchen Bevölkerungen geneigt, fi neuerdings zum Werk: 
zeug und Spielball franzöfifcher Intereſſen und franzöfiiher Intri— 
guen herzugeben. Die Frage war für Süddeutſchland Feine Frage 
ber auswärtigen Politik, ſondern eine eigene, innere. Hätten fie 
fi zu Anfang des Jahres 1867 unter einander verftänbigt und 
gemeinfam ihren Beitritt zu dem bamals erft angebahnten norb: 
deutjhen Bunde verlangt, um benjelben von Anfang an aus einem 
bloß norbdeutihen jofort zu einem gemeindeutjhen zu maden und 
um von Anfang an auf bie Gejtaltung und die Drganijation des: 
felben Einfluß zu nehmen, fo hätten fih höchſt wahrſcheinlich nicht 
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— bloß Oeſterreich ſondern auch Frankreich deßhalb zur Ruhe geben 
müſſen und wäre jene gerade von dieſer Seite ſo oft hervorgehobene 
Gewalt des einigen und einträchtigen Willens einer Nation von 
40 Mil. Seelen in ihr Recht getreten und zur Wahrheit geworben. 
In der That war davon feine Rebe. Einem foldyen Schritt ftand 
die hijtoriihe Entwidelung von. Jahrhunderten, während welder bie 
Ausbildung des Particnlarienus den nationalen Gedanken voll: 
ftändig überwuchert hatte, unbedingt entgegen. Die Regierungen, 
diejenige Badens ausgenommen, waren froh, ihre bedrohte E ouveräne: 
tät wenigſtens wejentlih intact erhalten zu haben, wenn fie aud 
nicht verfennen Fonnten, daß ihre ijolirte Lage eine precäre und auf 
die Dauer jedenfalld nicht haltbare jei. Nun, die Zukunft mochte 
neue Lagen und dann auch neue Entihlüffe bringen. Für einmal 
glaubten fie dur den Abſchluß der Schutz- und Trutzbündniſſe mit 
Preußen für das nationale nterefje genug gethban zu haben und 
richteten ſich für fi ein, wie es der Augenblid zu verlangen jchien, 
vor allem bemüht, die Wunden zu heilen, die ihnen ber unglüdliche 
Krieg geſchlagen hatte. Don dem „jübbeutihen Bunde“, den ihnen 
gleichfalls der Prager Friede und Frankreich gewiſſermaßen octroyirt 
hatten, war im Ernjte gar feine Rebe, obgleih darüber einige jog. 
Rourparlers eingeleitet wurden. Dem ganzen Gedanken jtand . der 
Particularismus und zwar nicht ſowohl derjenige ber Bevölkerungen 
"als der der ‚Regierungen und der einzelitaatlihen Büreaufratie 
gerade fo gut und ebenjo abfolut entgegen wie einem Eintritt in den 
norbdeutihen Bund. Auch nicht über die allererftien Grundlagen 
eines folden hätten fih die Regierungen verjtändigen. fünnen, ganz 
abgejehen davon, daß Baden von Anfang an nichts davon wiſſen wollte 
und Heſſen mehr und mehr in den morbbeutihen Bund hineinge— 
zogen wurde und bald gar nicht mehr frei war, gar nidyt mehr im 
ber Page gemwejen wäre, einem folhen Bunde beizutreten. Die Be: 
völferungen felbjt waren über die Frage jehr getheilter Anficht. 
Innerhalb diefer mochte man drei oder vier mehr oder weniger fcharf 
gefonderte Parteien unterfheiden, von benen audy nur je zwei kaum 
irgemdivie zu gemeinfamem Handeln ſich verftändigen modten, ohne 
ihren Orundjägen Gewalt anzuthun. Sieht man nämlih von ber 
eigentlihen Regierungspartei, die in jedem der vier Staaten wieder 
einem befonberen, merklich von einander verjdiebenen Zuge folgte, 
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ab, fo gab es daneben noch eine, wir wollen fie nennen, national: Deurfö- 
liberale, eine entjchieden demokratiſche und eine katholiſch-ultramontane. 
Die jtärfjte von allen war wohl die nationalzliberale: ihr gehörte 
die Mehrheit der Bevölkerung Heſſens namentlich Rheinheſſens und 
wie jich bald zeigte, die Mehrheit der zweiten Kammer, allerdings 
vielleicht nicht jo fjehr aus freier Wahl und freiem Entſchluſſe ale 
in Folge der fi immer deutlicher herausitellenden Zwanglage an, 
aber ihr jtand die Regierung und die erjte Kammer, der ber norb: 
deutijhe Bund ein Greuel war, hemmend entgegen; in Baden Fonnte 
fie auf die Regierung zählen, auf die große Majorität beider Kam: 
mern und auf die ftarfe Hälfte ber Bevölkerung; in Württemberg 
und Bayern mochte etwa ein Drittel ber Bevölkerung zu ihr halten, 
aber in Württemberg war biefer faſt gleihmäßig über das ganze 
Rand vertheilt und daher faft überall in der Minderheit, jo daß fie 
in ber zweiten Kammer nur duch eine Heine Fraction repräfentirt 
wurbe, während ihr in Bayern jozujagen ganze Klumpen ber Be: 
völferung angehören, jo daß fie in ber Abgeordnetenkammer ziemlich 
angemefjen gleichfalls mit einem Drittel dev Stimmen rvepräfentirt 
war. Die bdemofratiihe Partei dagegen hatte ihren Hauptfig in 
Württemberg, wo ihr wenigjtens ein Dritttheil, wo nicht die Majorität 
der Bevölkerung angehörte, in Baden zählte fie nur eine beſchränkte 
Zahl von Anhängern, in Bayern war dieſe Zahl ſogar verichwinbend 
Hein. In Bayern hatte twieberum bie katholiſch-ultramontane Partei 
ihre Hauptitüße, und außerdem mochte. fie nicht ohne Grund faft 
die Hälfte der Bevölkerung Badens in Anjprud nehmen und fonnte 
auch in Hefjen auf eine zwar nicht jehr zahlreiche, aber um fo rührigere 
Traction, die fih um ben ftreitbaren Biſchof Ketteler von Mainz 
fchaarte, rechnen, während in Württemberg ihre Anhänger nicht allzu: 
zahlreich waren und überdieß bereits ein ſtark demokratiſches Gepräge 
trugen. Die national-liberale Partei ftrebte den Eintritt in den 
norbbeutjhen Bund, mit oder ohne Bedingungen an, die demofratijche 
Partei warf fih auf die dee des Südbundes, weil fie darin ben 
beiten Damm gegen Preußen und den monardifch:militäriihen Zug, 
der von Preußen ausging und bereits ganz Norbdeutichland umfaßt 
Hatte, erkannte und zugleih das bejte Mittel, um ihre been zur 
Geltung zu bringen, in erjter Linie. die einer Militärorganijation 
nach Art des ſchweizeriſchen Milizſyſtems. Die katholiſch-⸗ultramontane 
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das nationale’ und politiihe Moment nur einen untergeorbneten Ein: 
flug auf bie Linie ihres Verhaltens aus, ihren kirdlihen und 
firhlich:politiichen Zwecken mochten unter Umjtänden Norbbund, 
Südbund oder jtarrer PBarticularismus gleihmäßig conveniren oder 
nicht conveniren und es mußte bon den Umjtänden abhängen, auf 
welde Seite fie fi zeitweilig ſchlagen medien. Daß bei biejer 
Zeriplitterung eine Löſung ſchwierig war, die Dinge vielmehr noth: 
wendig und auf längere Zeit in der Schwebe bleiben mußten, Tag 
auf der Hand. 

Zunächſt ſuchten fi die ſüddeutſchen Regierungen über bie 
Militärfrage unter ſich zu verjtändigen. Die Erfahrungen bes 
vorigen Jahres und die Schuß: und Trußbündniffe mit Preußen 
hatten eine Reorganijation ihrer Etreitfräfte abjolut unumgänglich 
gemacht. Zu Anfang Februar fand deßhalb auf Bayerns Antrag 
eine Militärconferenz aller vier Etaaten in Stuttgart ftatt, die fich 
benn auch über die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und die 
möglichſt übereinftunmende Yormation ihrer Truppenkörper u. dgl. 
einigte. Don nachhaltiger Bedeutung war die Conferenz nicht. Die 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht ſtand jchon ſeit den Er: 


eigniſſen von 1866 feſt; im übrigen aber folgte doch jeber der 


vier Staaten jrinem eigenen Kopf und organifirte jein Militär nad 
eigener Einficht mehr ober Weniger, weniger oder mehr im Anſchluß 
an die preußiſchen Einrichtungen, Heflen jhloß am 7. April mit 
Preußen eine Militärconvention ab, durch welche es die Militäror- 
ganijation und bie militäriichen Gelege und Verordnungen Preußens 
und des norbbeutichen Bundes volljtändig adoptirte und feine Streit: 
fräfte geradezu in ben Verband bes norbbeutihen Bunbesheeres ein- 
fügte. Baden that basjelbe ohne Convention: das gejammte Mi: 
litärweſen wurde im Laufe des Jahres 1867 und Anfang 1868 
vollftändig auf preußiſch-norddeutſchen Fuß geſetzt und felbjt die drei— 
jährige Präſenz bei der Fahne aufgenommen; ale ber König von 
Preußen im Sommer 1867 Karlsruhe befuchte, führte ihm der 
Großherzog fein ganzes Armeecorps in ſehr bemonftrativer Weiſe 
gleichſam als dem oberften Bunbesfriegsherrn vor und ſchließlich er— 
nannte er jogar einen preußiichen General zum Kriegeminijter, umt 
bie Durchführung ber ganzen Mafregel zu fihern Württeinberg 
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und Bayern gingen nicht jo weit und erzielten weder unter einander Druife- 
noh mit Preußen eine vollftändige Uebereinftimmung ber Militär- 
einrichtungen: Württemberg aboptirte u. a. ſeinerſeits das preußifche 
Zündnabelgewehr und die preußiichen Erercierreglements, während 
Bayern fi nicht dazu entfhließen Fonnte. Immerhin war allfeitig 

ein entjchiedener Fortſchritt erreicht. 

Diefer Fortfritt ftand im Zujammenhange mit den Schub: 
und Trußbündnijjen, die ohne die Reorganijation der ſüddeutſchen 
Streitkräfte im Anfchluß an Preußen nur von zweifelhaften Werth 
gewejen wären. Durch fie war ſchon im Jahre 1866 bie erjte 
Brüde über den Main gejchlagen worden. Im Jahre 1867 jollte 
ihr eine zweite noch bebeutjamere und fejtere folgen. Der Krieg 
hatte auch die Zollvereinsverträge aufgehoben und dieſelben maren 
nad demjelben nur proviſoriſch mit halbjähriger Kündigung wieder 
bergeftellt worden. Preußen hatte ſich die definitive Herjtellung für 
fpätere Zeit vorbehalten und Graf Bismard war ſich volllommen 
bewußt, was er damit gegenüber ben fübdeutfhen Staaten in der 
Hand hatte. Auch war er vollfommen entichlojjen, die Frage zu 
einem zweiten feiten Bande zwiſchen dem Süden und Norbdeutich: 
Iand zu benüßen, ohne do den Bogen zu überjpannen. Ende Mai 
Iud er bie fübbeutjchen Regierungen zu einer Conferenz nad Berlin 
ein und Anfangs Juni fanden fi auch bie leitenden Minijter aller 
vier Staaten bajelbit ein, Fürſt Hohenlohe, Freiherr v. Varnbüler, 
Herr v. Freydorff und Herr v. Dalwigf. Graf Bismard legte ihnen 
feine Vorſchläge vor. Die alte Zollvereinsverfaflung hatte voll- 
kommen der alten Bundesverfafjung entſprochen: die Zollgefeßgebung 
lag ausichlieflih in der Hand ber Regierungen und biefe felbft 
waren unter ſich nur durd das loderjte Band verbunden; jede Reform 
bes Tarifs erforderte ber Einjtinnmigfeit aller Regierungen, felbit bie 
Feinfte der Kleinen konnte fie durch ihr liberum veto unmöglich 
maden, In der That waren joldye auch feither nur je von 12 zu 
12 Jahren und nur unter heftigen Krifen, bie jedesmal ben Beitand 
bes Vereins felbit in Frage ftellten, zu erzielen geweſen. Die lebte 
diefer Kriſen bei Gelegenheit des franzöfiichen Handelsvertrages war 
noch in aller Gedächtniß. Die öffentliche Meinung hatte darüber 
längjt den Stab gebrodhen; die Handelstage und mo nur einfichtige 
Handels: und Gewerbgleute zuſammenkamen, hatten Tängjt und brins 
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gekommen. Graf Bismarck beantragte demnach, die Zollgeſetzgebung 
den Regierungen und der Vertretung der Nation gemeinſam zu 
übertragen und zwar im Anſchluſſe an den norddeutſchen Bund 
mittelſt einer Verſtärkung des Bundesraths durch ſüddeutſche Re— 
gierungsbevollmächtigte, des Reichstags durch eine verhältnißmäßige 
Zahl ſüddeutſcher Abgeordneter, die wie dieſer durch das allgemeine 
Stimmrecht gewählt werden ſollten. Ein dießfälliger Präliminar- 
vertrag wurde vorgelegt und von Baden und Württemberg ſofort, 
von Heffen wenige Tage ſpäter unterzeichnet, Bayern allein äußerte 
Bedenken, nahm ihn bloß ad referendum und ſchickte bald darauf 
einen Speziellen Abgefandten nach Berlin, um befjere Bedingungen 
zu erzielen. Wirklih erhielt e8 6 jtatt 4 Etimmen im Bundes: 
rathe und bie Goncejfion, daß der erweiterte Reichstag Zollparlament 
heißen und jein Büreau eigens beftelen ſolle. Noch in demjelben 
Monat traten dann die Bevollmächtigten jämmtlicher Zollvereing- 
ftaaten in Berlin zufammen und jchloffen auf Grund bes Präli— 
minarvertrage vom 4. Juni am 8. Juli die definitiven Verträge 
ab. Es ſtanden nur noch die Ratificationen ber jübbeutihen Land— 
tage aus, die, wie wir jpäter fehen werben, nod zu einem lebten, 
enticheidenden Kampfe führten. 

Kaum hatte Graf Bismard ben Präliminarvertrag vom 
4. Juni abgeichloffen, jo war er inzwiſchen mit König Wilhelm 
nah) Paris gegangen, wo Katjer Alcrander von Rußland bereits 
einige Tage früher angelangt war. Kaiſer Napoleon hatte nämlich 
dort eine neue Weltinduftrieausftelung eröffnet und dazu Ein— 
ladungen an alle Höfe Europas ergehen laſſen. Der Luremburger 
Handel jchien dem großartigen Unternehmen einen Nugenblid ein 
jabes Ende bereiten zu wollen. Glüdlicher Weiſe verzog fi das 
Gewitter ſchnell und machte einer friedlihen Wallfahrt nah Paris, 
der „Hauptſtadt der Civiliſation“ Platz. Die Fürften namentlich eilten 
faſt ſammt und ſonders dahin, um der Induſtrie, die dort ihre Triumphe 
feierte, ihre Achtung und dem Kaiſer der Franzoſen ihre freundlichen 
Geſinnungen zu bezeugen. Drei Monate lang folgte ſich die lange 
Reihe gekrönter und ſonſt fürſtlicher Häupter und zu ihrer Verherr— 
lichung ſchloß ſich in der franzöſiſchen Hauptſtadt ein glänzendes 
Feſt an das andere. Die öffentliche Meinung ſah die Fürſten 
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ohne Bejorgniß und ohne Beſchämung dahin ziehen, ohne Bejorg- Brant- 
niß, weil fie Feinerlei politifche Abmachungen befürdtete, aber aud) * 
ohne Beſchämung, weil ſie fühlte, daß von einem „Parterre von 
Königen“ keine Rede mehr ſein könne. Im Gegentheile machten 
die Beſuche eher den Eindruck, als ob die Fürſten Europas den 
Kaiſer der Franzoſen gewiſſermaßen tröſten wollten für die ſchweren 
Schläge, die ihm das Schickſal in der letzten Zeit auferlegt hatte, und 
die Franzoſen nicht minder, indem ſie ihnen zeigten, in gewiſſem Sinne 
ſei und bleibe Paris doch noch immer die Capitale der Welt. Ein 
arger Mißton fiel in die glänzenden Feſte, als der Pole Berezowsky 
eine großartige Revue zu Ehren des Kaiſers von Rußland benützte, 
um ein Attentat auf dieſen an der Seite des Kaiſers Napoleon zu 
wagen, das indeß glücklicher Weiſe mißlang. Der ruſſiſche Kaiſer kehrte 
dadurch verſtimmt in ſeine Staaten zurück, zumal er auch wiederholt 
durch den Ruf vive la Pologne und zwar nicht aus dem Munde 
des Pöbels beleidigt worden war unb ber ganze Bejuc diente jeden: 
falls nicht zu einer Annäherung zwiſchen Franfreid und Rußland, 
die vielleicht beabfichtigt war, namentlih um das Verhältnig zwiſchen 
Preußen und Rußland, das Franfreih ganz und gar nicht recht lag, 
zu Iodern. König Wilhelm gab dazu feinerfeits auch Feinerlei An: 
laß, indem er mit auffallender Bejcheidenheit überall zurüdtrat und 
bein Kaijer Mlerander den BVortritt Tief. Am 1. Juli wurbe bie 
großartige Ausftellung durch einen nicht minder großartigen Akt 
vom Kaiſer felber geſchloſſen. Die merkwürdigſte Ericheinung dabei 
mar unftreitig die des Gultans, ber fich gleihfalls nad) Paris auf: 
gemacht Hatte, der erjte Beherricher der Gläubigen, ber eine Reife 
in die Reiche der Giaurs unternahm, um die „Wunder des Dccidents“ 
anzuftaunen, bie nachgerade an bie Stelle der „Wunder des Orients“ 
getreten find. Die Yeierlichkeit vom 1. Juli war jedenfalls geeignet, 
ihm eine bee zu gewähren von ber Pracht, aber au von ber 
induftriellen Thätigfeit und ber nicht zum mindeſten barauf ge: 
gründeten Macht des Weſtens. 

Für Franfreih und feinen Kaijer follte aber auch über dieſes Mexico, 
glänzende Felt ein ſchwarzer Schatten bahinziehen. Gerade an dieſem 
Tage traf die Nachricht in Paris ein, bag der Kaifer Mar von 
Merico am 19. v. M. in Querdtaro von ben Juariſten kriegs— 
gerichtlich erſchoſſen worden fei. Nachdem bie Franzoſen abgezogen 

34% 


532 Ueberfiht der Ereigniſſe des Jahres 1867. 


Merico. waren, um nad Haufe zurüdzufehren, war er mit einem Theil 
feiner Truppen nah dem feiten Querdtaro gezogen, um ben von 
Norden anrüdenden Heerestheilen ber Republifaner zu miberjtehen. 
Die Stadt wurbe von denfelben bald darauf umzingelt und belagert, 
aber mit jo ſchwachen Kräften, daß fie einen langen Widerſtand 
bätte leiſten können. Da verrieth ihn einer feiner Dberjten, mit 
Namen Lopez, die Feinde drangen am 15. Mai während ber Nacht 
ein und der Kaifer wurde mit den Generalen Miramon und Mejia 
gefangen. Die NRepublifaner ftellten ihn vor ein Kriegsgeriht und 
am 13. Juni ſprach biejes das Todesurtheil über den unglüdlichen 
Fürften aus. Umfonft verwandte ſich die europäiſche Diplomatie für 
fein Leben, umfonft Iegte felbft die Regierung der nordamerikaniſchen 
Union ein Wort für ihn cin. Juarez und feine Regierung, obgleich 
feineswegs rachſüchtig ober blutdürftig, glaubten dem Gejuc nicht ent= 
fprehen zu follen und daß vielmehr ein Exempel ftatuirt werben müſſe. 
Wenn bereinft die Zobesjtrafe und zumal für jog. politiiche Ver— 
brechen überall abgeihafft fein wird, jo bürfte die Welt ſich darüber 
als über einen großen und richtigen Fortfchritt der Humanität freuen 
und die norbamerifanifche Union werbient ficherlich alles Lob dafür, 
baß fie nicht daran benft, ben gefangenen Präfidenten der ſüdlichen 
Rebellenftaaten fo zu beitrafen, wie er es und hundertmal mehr als 
Kaiſer Mar verdient hätte, wenn man nur an die entjeßlihen Greuel 
benft, die vielleicht auf feinen Befehl, jedenfalls aber mit feinem 
Willen an Taufenden norbitaatliher Kriegsgefangener ausgeübt 
wurben. Aber fo lange bie neuen been felbft in Europa nod 
nicht die Oberhand gewonnen haben, mag man es den Mericanern 
mit Recht nicht verbenfen, wenn fie das „Schwert der Gerechtigkeit“ 
auf das Haupt beffen fallen Tießen, der, ein fremder Mann und von 
einem fremben Herrſcher dazu eingeladen, von einem fremden Kriegs— 
heere unterftügt, in ihr Land einbrad, um fie mit Gewalt zu be: 
herrſchen. Der Umftand, daß er ber Sproſſe eines ber älteften und 
vornehmjten europäiichen Yürftengejchlechter war, wog nichts in ben 
Augen dieſer Republikaner, die von Europa nad diejen Erfahrungen 
allerdings kaum mehr etwas zu bejorgen haben, bie im Gegentheil 
ber Meinung waren, damit audy nur ben Gedanken an ein ähnliches 
Unternehmen für immer zu erftiden. Die Beſſern unter ihnen 
konnten jedenfalls feinem ſchweren Geſchick ihre Theilnahme und ihr 
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Mitleid nicht verfagen. Unzweifelhaft war er von den beften und Merico. 
reinſten Abfichten geleitet worden, als er ber Sirenenftimme Frank— 
reiche folgte und ſich an die Spitze eines Unternehmens jtellte, dem er nicht 
gewachſen, dem felbjt der mächtige Herrſcher, der ihn dahin gelodt, 
nicht gewachſen war. Er büßte feine Kühnheit mit männlichem 
Muthe. Sein letztes Wort galt der unglüdlichen Kaiferin, die ihre 
Theilnahme an demfelben Unternehmen fern von ihm im heimath— 
lihen Miramare umbüfterten Geiftes noch jchwerer büßte. Die 
Nachricht erregte in Europa die allgemeinfte Theilnahme. Die Ges 
ihichte Fennt in ber That faum ein entjeßlicheres politifches Trauer: 
Ipiel. Der Kaifer der Franzofen fühlte die ganze Schwere des un: 
jeligen Ereigniſſes. Der Kaifer von Defterreich aber, den die Nach— 


richt in Münden traf, Echrte augenblidlih nah Wien zurüd und 


fein Befud mit der Kaiferin in Paris, der ſchon verabredet war 
und an ben ber Kaijer der Franzoſen weitreichende politiihe Com— 
binationen gefnüpft hatte, unterblieb nunmehr. 
Wenn man aud annehmen will, daß Napoleon nicht baran Peer- 
denkt, Preußen feine Errungenjchaften von 1866, jowohl die An- 
nerionen als die Stellung an ver Epibe bes norbbeutihen Bundes, 
wieder jtreitig machen zu wollen, fo iſt doc fo viel außer allem 
Zweifel, daß er es für eine der erften, ja für bie erfie Aufgabe 
ber Faijerlichen Politif erachtet, das weitere Yortjchreiten ber preußiſch— 
beutihen Macht und die Vollendung berjelben zu dinem ganz 
Deutſchland umfafjenden Nationalftaate zum allermindeften jo Tange 
als nur immer möglich zu verzögern, vielleicht und unter Umſtänden 


' überhaupt, felbft mit den Waffen in ber Hand zu verhindern. 


Für die eine wie fir bie andere Aufgabe aber ſchien ihm die Mit- 
wirkung Dejterreihs uncrläßlic zu fein. Die Intereffen Defterreihe 


und Frankreichs ſchienen in biefer Beziehung völlig zuſammenzufallen. 


Auch Oeſterreich hatte nicht bloß formell im Prager Frieden auf 


ſeine frühere Stellung in Deutſchland förmlich verzichtet und ſowohl 
in bie preußiſchen Annexionen als in bie Gründung des nord— 


deutfchen Bundes ausdrücklich eingewilligt, ſondern aud Defterreich 
Dachte offenbar nicht daran, auf biefe Fragen wieber zurüdzufemmen 
und die Errungenſchaften Preußens jo weit wieder in Trage ftellen 
zu mollen. Etwas ganz anderes war dagegen bie Stellung Preußens 


' zu ben fübbeutichen Staaten. In Folge der Vermittlung Frankreiché 
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Preußen Hatte der Prager Triebe biefe den Mebergriffen Preußens zu ent: 
u.Defter- , 3 F R R . 
zeig. ziehen gefucht, jener Friede war zwiſchen Dejterreih und Preußen 


abgeichloffen worden und Defterreich Hatte jomit ein Recht, ſich Preußen 
gegenüber auf dieſen Frieden und feine Beftimmungen zu berufen, 
was Frankreich wenigſtens formell nicht zuftand. Und ferner: hatte 
auch Defterreich wirklich und aufrihtig auf feine frühere Stellung 
in Deutichland verzichtet, fo war ihm body bdiefer Verzicht ein fehr 
ſchmerzlicher geweſen und zwar nicht bloß ber öfterreidhifchen Regie: 
rung, jondern namentlich aud beim deutſch-öſterreichiſchen Volke, Die 
furchtbare Niederlage, die Oeſterreich bei Königgräß von jeinem alten 
Rivalen erlitten bat, ift nicht bloß von ber öfter. Regierung, ſon— 
dern auch vom beutich:öfterreihiichen Volke ſchwer empfunden wor: 
ben, obgleich fie ihm jchlieglich zum Vortheile ausjchlug und zu bei: 
jeren inneren Zuftänden verhalf, bie es ſich ohne fie vielleicht noch 


- ange nicht zu erringen vermocht hätte. Kine Rivalität, die damit 


begonnen hat, daß Preußen unter einem großen König, aber unter 
den nichtigften Vorwänden fich gewaltſam einer bisher öſterr. Pro- 
vinz bemächtigte und bie ſich jeither mit wechſelndem Erfolge wäh: 
rend eines ganzen langen Jahrhunderts fortgefponnen hat, konnte 
überhaupt von den Gemüthern unmöglich fo fchnell vergeffen und bei 
Seite gelegt werben, hüben jo wenig als brüben. So lange bie 
Trage zwiſchen Defterreih und Preußen noch nicht gänzlich gelöst 
ift, jo lange beide doch nur wieder oder immer noch gegenjeitig auf 
dem Fuße ziveier Großmächte ftehen, die fih nad) Bismards Aus: 
druck „feiner befonderen Antimität erfreuen“, jo lange nicht ein 
neues Verhältniß zwifchen beiden gefunden ift, ein neues, feites Band, 
bas, auf ber felten Grundlage der nationalen Gemeinſchaft ruhend, 
den Intereſſen des einen wie bes andern gleihmäßig entipricht, jo 
lange ift die fübbeutihe Frage für Defterreich unzweifelhalt und 
naturgemäß eine Frage erjten Ranges, eine joldhe, die in mehr ale 
einer Beziehung geradezu mit feinen Eriftenzfragen zufammenhängt. 

Genau wie Frankreich hatte daher Defterreich ein und zwar 
fehr lebhaftes nterefje, bie ſüddeutſche Frage vorerjt intact zu er: 
halten und ihre Löjung zum allermindeften fo lange wie möglich 
hinauszuſchieben. Es mag dahin gejtellt bleiben, ob und wie weit 
Defterreid, von den Schub: und Trußbündbniffen vom Auguft 1866 
ſchon vorher Kenntniß erlangte; fo viel ift dagegen außer Zweifel, 
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daß es von ihrer offiziellen Befanntmahung im März 1867 gleich Preupen 
wie Franfreih unangenehm berührt wurbe. Aber während Aa Ai 
veih für gut fand, die Thatjache jeinerfeits mit Stillſchweigen zu 
übergehn, mit bem geheimen Xrofte, den Gegenzug bereits vorbe— 
reitet zu haben (die Schuß: und Trußbündniffe wurden in Berlin 
am 19. Diärz veröffentlicht und am 20, ober 21. erfolgte im Haag 
ber Abſchluß des Vertrags bez. Einverleibung Luremburgs in Frant- 
rei), jo war dagegen Dejterreich berechtigt und in ber Lage, fidh 
barüber offen auszuſprechen. Es proteftirte nicht, aber es erklärte 
unumwunden, daß es fidh in feinen Intereſſen durch biejelben ver: 
Vet fühle und daß es allerdings zu proteftiren formell. und mate— 
riell berechtigt wäre (j. ©. 255). Der Gegenzug Frankreichs, bie 
Luremburger Frage, gab ihm Gelegenheit, ſich nod deutlicher unb 
noch offener auszuſprechen. Bayern meinte ſchon damals, Ende 
März 1867, „bei den bloßen Allianzverträgen der einzelnen fübb, 
Staaten mit Preußen nicht lange mehr ftehen bleiben zu können“ 
und Fürſt Hohenlohe trug fi daher ſchon damals mit dem Ge: 
banken ber Errihtung eines neuen Staatenbundes zwijchen den ſüdd. 
Staaten und dem norbd. Bunde, und einer völferrehtlihen Allianz 
zwilchen biejem neuen Staatenbunbe und Defterreih. Die Idee des 
Staatenbundes ift für Deutſchland entſchieden ein überwundener 
Standpunft und der Plan des Fürften Hohenlohe hatte und Bat 
baher ficherlich Teinerlei Ausfiht auf eine Verwirffihung für bie 
Dauer. Nur als Uebergangsjtadium Tieß er ſich allenfalls denken, 
in jedem Fall war er aber mwohlgemeint, auch gegenüber Defterreich. 
Fürft Hohenlohe legte ihn daher durch ben bayerijhen Gefandten in 
Wien dem Frhrn. v. Beuft vor. Die Antwort Tautete indeß nicht 
ermutbigend, ift aber ſehr charakteriſtiſch (ſ. ©. 257 u. 263). Zu: 
nächſt erklärte, ganz wie früher und vor dem Kriege Preußen ben 
Mitteljtaaten gegenüber es wieberholt gethan hatte, jo nun aud) 
Defterreih gegenüber Bayern verftändlih genug: „In Berhältniffe, 
die ung DBerbinblichkeiten und Laften ohne die vollfte Gegenleiftung 
auflegen würben, Tann ſich ber Kaiſerſtaat jelbft zu Gunften feiner 
ehemaligen deutſchen Bundesgenofjen nicht mehr einlafjen“, und be- 
merkte weiterhin jpeciell zu Handen Bayerns nicht minder deutlich: 
„Unjere Wünſche für das Wohl Bayerns find aufrichtig, aber wenn 
Fürſt Hohenlohe etwa dazu hinneigen follte, jene Rolle des Der: 
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— * mittelns zwiſchen Oeſterreich und Preußen wieder aufzunehmen, ſo 
* Kann ih Ew. für jebt in der That nicht dazu auffordern, den kgl. 


bayer. Hrn. Minifter hierin zu ermuthigen.“ Bezügli der Haupt: 
frage aber lautete die Antwort Defterreihs ablehnend, indem Dejter: 
reich feinen Etandpunft beftimmt genug bahin präcifirte: „Weber 
Leidenjchaften, noch Gefühle, noch hiſtoriſche Erinnerungen werden 
unfere fünftigen Entichlüffe beftimmen, jondern es wirb ung in erjter 
Linie auf die Sicherheit und in zweiter Linie auf den Bortheil der 
öfterr, Monarchie anfommen.* Diefe Antwort war eben jo correct 
als zutreffend. Der alte Staatenbund ver 1866 entiprad) wohl ben 
particulariftiihen Anjhauungen und den dynaſtiſchen Souveränetäts- 
intereffen der Mitteljtanten, aber keineswegs den Intereſſen der beiden 
Großftaaten, Dejtereih8 im Grunde jo wenig als Preußens und 
dieſes zeigte benn auch ebenſo wenig Neigung ald jenes, auf 
bie erneuerte dee Bayerns in diefer Beziehung einzugehen. Dejter: 
rei; aber fand bald darauf Gelegenheit, ſich barüber einläßlicher 
zu Äußern und zwar munmehr nicht bloß gegenüber Bayern, 
fondern aud gegenüber Preußen. Unmittelbar nah den geſchil— 
derten &ommunicationen verbüfterte ſich ber politiihe Horizont 
Europas: bie Luxemburger Frage reifte fchnell einer entſchei— 
benden Kriſis entgegen, Frankreich Fonnte feiner ganzen inneren 
und äußeren Lage nad die Angelegenheit unmöglid mehr einfad) 
fallen lafjen und wollte es auch nicht, überzeugt, wenn nicht alles 
wenigjtens etwas, die Räumung Luremburgs von Seite Preußens, zu 
erzielen; Preußen aber jchien bis Mitte April entfchlofjen, nicht zu 
weichen und es nöthigenfalls auf einen Entſcheid der Waffen an: 
fommen zu laſſen. Die Anſichten und Stimmungen in Süddeutſch— 
land gingen auseinander. Die particulariftifhen, Preußen entweder 
feindlichen oder doch abgeneigten Kreife und beren Drgane erhoben 
den größten Lärm, Preußen bürfe und könne nicht zurückweichen, 
bürfe und könne das deutſche Luremburg nicht preisgeben u. dgl.; 
bie nationalgefinnten Elemente waren entſchloſſen, aufrichtig zu Preußen 
zu ftehen und fanden ihren Ausdruck in den Erklärungen einer Mehr: 
heit der bayeriſchen und babifchen Abgeorbnetenfammern; die Regie: 
rungen waren in Berlegenheit und fühlten plößlich die Gonjequenzen 
ber unfiheren Lage, bie ihnen ber Prager Friede bereitet hatte und 
auf bie fie ihrerfeits eingegangen waren. Man Konnte nicht wiffen, 
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wozu ſich Defterreich entjchließen werde: wenn es bem GedankenPteuben 
einer Wiedervergeltung gegen Preußen in feinem Innern LET ee 
gab, jo jhien ber Moment beranzurüden, wo es ihn befrie- 
digen konnte. In welder Stellung waren aber bann bie zwijchen 
Frankreich und Deiterreih eingeflemmten ſüdd. Staaten? Die 
Schuß: und Trugbündniffe fehienen ihnen feine genügende Eicher: 
heit zu bieten nicht einmal gegenüber Frankreich, gejchiveige denn 
gegenüber Frankreich und Defterreih, und fie boten fie auch in ber 
That nit. Menn der Krieg losbrach, fo war e8 nad ber ganzen 
Lage der Lage der Dinge wahrſcheinlich, ja faſt gewiß, daß Preußen 
alle feine und bes nordd. Bundes Streitkräfte zufammenjaffen würbe, 
um einen gewaltigen Stoß gegen Paris zu wagen, ber bie frage 
raſch entfchieden hätte. Seine eigenen Norb: und Oſtſeeküſten unb 
all die reihen Handelsftädte an benjelben hätte es, Frankreich zur 
See nody lange nicht gewachſen, ber feindlichen Flotte preisgeben 
müffen. Aber nicht ebenſo aud die gejegneten ſüddeutſchen Fluren 
und bie ſüddeutſchen Refidenzen dem Einbruch einer franzöfiihen Ar: 
mee vom Oberrhein ber, ber Gübbeutfhland mit feinen eigenen 
Streitkräften vielleicht nicht gewachlen gewejen wäre? Die Schutz— 
und Trutzbündniſſe erſchienen auf einmal als das, was fie wirklich 
wertb waren — eine Nothbrüde über den Main, hinüber und ber: 
über, mehr nicht. Die ſüddeutſchen Regierungen waren burd bie: 
jelben nicht unbedingt gebunden, die Trage, ob ihnen die Entſchei— 
dung über den Cintritt des casus foederis geblieben jei, war eine 
ftreitige und war in Süddeutſchland gejtellt und erörtert worden; 
aber ebenfo war aud Preußen nicht unbedingt gebunden und mochte 
Anftand nehmen, feine Kräfte, die e8 auf den Hauptpunft zu cons 
centriven gedachte, zu ſchwächen, um einen vielleicht zweifelhaften 
Aliirten zu ſchützen. Rechte und Pflichten entfprechen fi: je ge 
tinger bie Pflicht ift, die man über ſich nimmt, deſto geringer find 
au die Rechte, die man in Aniprud; nehmen kann. Das erwogen 
und fühlten jegt bie ſüddeutſchen Regierungen: aber fie hatten eben 
im Auguft 1866 und feither Preußen nicht mehr Rechte angeboten, 
Preußen war nicht in dev Lage geweſen, mehr Pflichten auf fich zu 
nehmen. Und war die Lage jchon gefährlich, wenn Oeſterreich neu: 
tral blieb, jo war fie natürlich noch ungleich gefährlicher, wenn 
Defterreih mit Franfreih von Anfeng an ober im weitern Verlauf 
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— wer mochte es wiſſen? — gemeinſame Sache machen ſollte. War 
zeig, Micht mit Rückſicht auf dieſen immerhin möglichen Fall die Beobach— 
tung ftrenger Neutralität weit vortheilhafter, ja fogar geboten? Aber 
die Schuß: und Trußbündniffe mit Preußen? Es iſt fid in ber 
That nicht zu verwundern, baß bie ſüdd. Regierungen, diejenige 
Bayerns zumal Plötzlich eine gewaltige Angſt überfam; fie war voll: 
fommen beredtigt. Bayern mußte wünfchen, über bie Abfichten und 
Entſchlüſſe Preußens, über die Abfihten und Entſchlüſſe Defterreichs 
ind Klare zu fommen, und ein Mittel zu finden, um ber Gefahr, von 
beiden Eeiten gefaßt zu werben, wo immer möglich zu entgehen. 
Gewiſſe Thatjachen ſprechen dafür, daß Bayern vielleicht noch nicht ges 
rabezu entſchloſſen aber doch ſehr geneigt war, ſich ſchlimmſten Falls in 
Gottes Namen für die Neutralität zu erklären und das Schutz- und 
Zrußbündniß dahin geftellt fein zu lafjen. Graf Tauffkirchen wurde 
am 12, April mit einev Epecialmiffion nad) Berlin geſchickt und ging 
darauf mit ben vermuthlich gewünjchten, jedenfall erwünſchten Auf: 
trägen Bismards verjehen nad Wien. Dieſe Aufträge beftanben in 
bem Anerbieten ober richtiger der Forderung einer Allianz zwilchen 
Defterreih und Preußen, reip. zwiſchen jenem und ſämmtlichen beut- 
ſchen Staaten, wogegen Preußen fich bereit erklärte, Dejterreich feine 
deutſchen Befigungen dauernd, feine außerdeutſchen wenigſtens tem: 
porär zu garantiren, mit bem Beifügen, daß Rußland ber Dritte 
im Bunde wäre. Man muß geitehen, daß biefe Vorfchläge für 
Oeſterreich durchaus unannehmbar waren. Oeſterreich Iehnte fie 
denn auch ohne Bedenken ab. Die Depefche, die Frhr. v. Beuft 
darüber unter dem 19. April an feinen Vertreter in Berlin richtete 
(i. S. 259) und in der er die Gründe dafür ebenfo offen, ale 
Elar und beftimmt auseinandberfeßte, ift in ihrer Art gerabezu ein 
Meiſterſtück. Die Frage ift offenbar noch nicht reif. So viel kann 
jedoch ſchon jegt mit Beftimnitheit behauptet werben, daß Preußen, 
wenn es dereinft mwirflih eine Allianz, und zwar nicht bloß eine 
augenblidliche, wie damals, fondern eine dauernde mit Dejterreich 
wünfchen wird — und es muß fie ſchließlich wünſchen, weil davon 
die ſchließliche Loöͤſung der ſüdd. Frage in feinem Sinne und im 
nationalen Intereſſe abhängt — Oeſterreich ganz andere Bebingun= 
gen wirb anbieten müffen, Bedingungen, die ganz ebenſo und gleich: 
gewogen den nterefjen Defterreichs wie denen Preußens entjprechen 
und daß bannzumal Rußland jedenfalls nicht der Dritte im Bunde 
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fein wird. Bis dahin aber wirb das Verhältniß zwiſchen Deutjch: en 
land und Defterreih in ber Schwebe und bie fübbeutiche Frage eine zeig, 
ungelöste bleiben. Der Reit des Jahres bot den verjchiedenen Be— 
theiligten feine weitere elegenheit mehr, auf bie Frage zurüdzu: 
fommen, Der Kaijer der Franzofen kam einige Zeit darauf mit bem 
Kaifer von Defterreid in Salzburg zufammen und es ift jo ziemlich 
außer Zweifel, daß die Trage eines Bündniffes gegen. Preußen bort 
geftelt und erörtert wurde. Defterreich lehnte e8 ab und Napoleon 
mußte unverrichteter Dinge nad) Paris zurüdfehren. 

An die Stelle einer PVerwidelung im Norben trat in ber 
zweiten Hälfte bes J. 1867 eine foldhe im Süben und zwar, wenn 
man die mächtigen Intereſſen, die dabei ins Epiel kamen, ermägt, 
eine ebenjo ernfte. Merkwürbiger Weife war ganz ähnlich im %. 1864 
dem beutjch:bänifchen Kriege im Frühjahr bie franzöſiſch-italieniſche 
Eonvention bez. Roms im September gefolgt. Trotz aller Ber: 
I&hiedenheiten, die auf der Hand liegen, befteht zwiſchen der italieni- 
[hen und der deutjchen Frage ein innerer Zuſammenhang, ber, ab: 
gefehen von ben Ideen, die beiden zu Grunde liegen und die fich 
nit auf das Nationalitätsprincip beſchränken, von außen burd) 
Frankreich einerfeits, Oeſterreich andererfeit? vermittelt wurde und 
zum Theil e8 nod wird. 

In Folge der Convention vom 15. September 1864 hatten Row. 
bie Sranzojen zu Anfang December 1866, zwei Jahre, nachdem 
das italienifhhe Parlament fih dem Berlangen berfelben Convention 
gefügt und die Hauptſtadt von Turin nad Florenz verlegt, Rom 
und den Kirchenjtaat geräumt und waren nah Frankreich zurüd: 
gekehrt. Am 11. Dec. 1866 wehte die päpftliche Fahne zum erſten— 
mal wieder von der Engelsburg. Der Papft mochte nun jehen, 
wie er mit feinen Unterthanen allein fertig werden könne. Gegen 
einen Angriff von Stalien her ſchützte ihn bie von dieſem felber und 
freimillig eingegangene Convention, die überbieß bie Unterfchrift 
Tranfreihe trug; gegen die berechtigten Yorberungen der Römer 
wollte Frankreich den Papſt und fein clericales Negiment nicht länger 
gewaltſam jchügen, nachdem derſelbe alle Reformen troß ber wieber: 
holten und dringenden, ja mehr ober weniger jelbjt drohenden Näthe 
Frankreich jeit zwanzig Jahren aufs bejtunmtefte abgelehnt oder doch 
an eine gerabezu unmögliche Bedingung, die Rüderftattung ber ihm 
„geraubten“ Brovinzen, geknüpft hatte, und konnte es auch nicht, 
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Rom. ohne allen jeinen politifchen Grundſätzen geradezu ins Geſicht zu 


Ihlagen, Zunächſt indeß hatte das päpftliche Regiment von den Rö— 
mern in bev That nicht allzu viel zu bejorgen. Die Bewohner ber 
Provinz, find, mit Ausnahme einiger Landftädte, namentlich Viterbo's, 
in ihrer politifchen und materiellen Entwidelung viel zu weit zurüd, 
um gefährlich zu fein, meift fogar viel zu weit, um aud) mur zu ver: 
ftehen, um was es ſich eigentlich handle; gegen bie Bevölkerung der 
Stadt Rom aber, deren entſchiedene Mehrheit allerdings der Priefter: 
herrſchaft abgeneigt ift und nad) einem autonomen, weltliden Regi— 
mente verlangt, das ben Forderungen ber Neuzeit gerecht würde wie 
in der ganzen übrigen Melt, verließ fih der Papft auf feine Armee, 
bie, etwa 10,000 Mann ſtark und meiſt aus geworbenen Auslän- 
bern bejtehend, diefer Aufgabe mehr als gewachſen ſchien, wofern nur 
ben Neuerern von außen d. h. von Jialien her feine Unterftügung zu 
Theil wurde. Dazu aber hatte ſich ja Italien förmlich verpflichtet. 
Allein wenn es fih auch dazu verpflichtet hatte, überhaupt bazu, bie 
Löſung ber römiſchen Frage nicht durch geiwaltthätige Mittel zu er: 
zielen, jo hatte e8 doch keineswegs darauf verzichtet, bafjelbe Ziel 
durch „moraliihe Mittel” zu erreichen, ja nicht einmal formell und 
ausdrücklich, wenn auch allerdings gewiffermaßen thatfächlich auf feis 
nen früheren Parlamentsbeſchluß, durch weldhen Kom zur Haupt: 
jtadt Italiens erflärt worden war, Worin indeß jene „moralijchen 
Mitiel“ beftehen jollten, blieb zweifelhaft, jeder konnte fid) darunter 
denken, was er wollte und mochte, ebenjo zweifelhaft, ale es bag 
Ziel im Grunde felber war. Im allgemeinen konnte basjelbe ale 
ein boppelte® bezeichnet werden — bie vollftändige Befeitigung ber 
weltlichen Herrſchaft des Papſtes und die Erledigung ber jeit einer 
Reihe von Jahren zwiſchen Staat und Kirche ausgebrodenen Streitig- 
feiten durch eine vollftändige Neuordnung des ganzen Berhältnifjes 
nad dem von Cavour hinterlaffenen Grundfage einer „freien Kirche 
im freien Staat”, d. h. durch Trennung von Staat und Kirche. 
Allein der einen wie der andern Aufgabe ftanden faſt unüberwind: 
liche Schwierigkeiten entgegen. Cine völlige Befeitigung auch noch 
ver letzten Reſte der weltlihen Herrſchaft des Papſtes war dod nur 
möglich, wenn bie Unabhängigkeit des HI. Etuhls in anderer Weije 
hinlänglich gefichert wurde, um ben in jo fern durchaus beredytigten 
Intereſſen und Forderungen ber katholiſchen Welt zu genügen; bie 
italienifche Regierung war nun bazu allerdings, jo weit ed vom ihr 
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abhing, vollkommen bereit, aber ſie fand Niemanden, mit dem ſie Rom. 


darüber hätte in Unterhandlung treten können: der römiſche Stuhl 
ſelber wollte davon abſolut nichts, unter keinen Umſtänden und keinen 
Bedingungen eiwas wiſſen, die katholifchen Regierungen aber hielten 
zurück und zeigten keinerlei Neigung, die Frage ihrerſeits in die 
Hand nehmen, geſchweige denn den Papſt zu irgend etwas zwingen 
zu wollen. Noch größer waren die Schwierigkeiten, welche einer Lö— 
ſung der zweiten Frage im Wege ſtanden und dieſe waren nicht bloß 
äußere, ſondern innere, in der Sache ſelbſt liegende. Die öffentliche 
Meinung in Stalien it für eine Durdführung der bee Cavours 
offenbar noch nicht reif und zwar auf der einen Seite jo wenig als 
auf der andern. Die Kirche jelbjt, jo weit fie fi auf die dee 
überhaupt einläßt und auch ihrerjeits ihre „Freiheit“ in Anſpruch 
nimmt, verjtebt darunter nichts anderes als Herrſchaft über den Staat 
und ift weniger als je geneigt, auf dieſe Herrichaft zu verzichten, ſeit fie 
durd den Syllabus die ganze moderne Entwidelung des Staats 
verdammt hat und fort und fort verdammt. Aber auch dem Gtaate 
verwandelt fid) die Freiheit und Unabhängigkeit von der Kirche, Die 
er anjtrebt, nur zu oft unter den Händen in eine Herrſchaft über 
diefelbe und in Eingriffe in ein Gebiet, das unzweifelhaft der Kirche 
und ihr allein zuſteht. So kam es, daß diefe Frage während bes 
% 1867 auch nit um einen Schritt ihrer Löſung näher rüdte, 
ſchließlich aber Garibaldi neuerdings den Verſuch wagte, die Frage 
der weltlichen Herrſchaft gewaltſam zu löſen, ohne jedoch etwas an— 
deres zu erreichen, als die Schwäche Italiens an den Tag zu legen 
und es von ſeinem Ziel weiter als je zurückzuſchleudern. 


Die italieniſche Regierung unter der Leitung des gemäßigten Jiallen. 


und bejonnenen Ricajoli legte Anfangs die Iebhaftefie Neigung an den 
Tag, ih mit Rom fo weit nur möglich zu verftändigen. Wie früher ben 
Commend. Vegezzi, fo fandte fie jebt jhon Ende 1866 den Commend. 
Tonello in bejonderer Mifjion nah Kom. Allein Nom zeiate fi, unbe: 
weglich auf jeinen Standpunkte beharrend, wohl geneigt, Gonceflionen 
entgegen zu nehmen nicht aber zu maden. Auf vielen Stanbpunft 
konnte Stalien nicht eingehen und Tonello kehrte Ende März im we: 
jentlihen völlig unverrichteter Dinge zurüd. Die inzwiſchen in Florenz 
auf die Tagesordnung geftellte Frage der Kirchengüter hatte Nom 
aufs neue gegen Italien aufgebracht, obgleich Ricafoli gerabe barin 
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Jielien ihm fo viel wie nur immer möglich entgegen zu fommen geſucht 


hatte. Gein Vorſchlag, den er dem Parlament vorlegte, ging näm: 
ih im Wefentlihen dahin, bie eingezogenen Kirchengüter follten 
ſämmtlich verkauft und der Ertrag berfelben der Kirche d. h. den 
Biſchöfen zurüdgegeben werben, freilich mit Abzug von 600 Mill, Fr., 
die der Staat für fich behielt, um daraus das Deficit zu dedfen, bis dag 
Gleichgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben theils durch Erſpar— 
nifje theils durch neue Steuern hergejtellt wäre, Um das Geihäft nad) 
beiden Seiten zu erleichtern, hatte Ricafoli gleichzeitig einen Vertrag 
mit dem clericalen belgiihen Bankhaufe Langramd:Dumonceau abge: 
ichloffen, das die 600 Mill. Tieferte. und dagegen die Liquidation 
ber Kirchengüter übernahm; die Bifhöfe Fonnten fie aljo zurück— 
faufen, wenn fie wollten und zwar von einem unzweifelhaften Ver: 
trauensmann ber römischen Eurie ſelbſt. Der Vorſchlag fand indeß 
beim Parlament wenig Anklang: es ſchien doch allzugefährlid, den 
Biſchöfen ein fo ungeheures Vermögen zu vollflommen freier Ber: 
fügung in die Hände zu geben; fie mochten c8 auch ftatt in Grund— 
befig im Lande oder in Renten des eigenen Staat in fremden 
Renten anlegen und barüber nicht im Intereſſe der Kirche des Lan: 
bes, fondern in dem der Geſellſchaft Jeſu, überhaupt zu Gott weiß 
was verfügen. Die Bureaus der zweiten Sammer, an melde die 
Vorlage zunächſt ging, verwarfen fie ſämmtlich als in biefer Form 
nicht annehmbar. Zugleich begannen Bolksverfammlungen die Frage 
in nicht ſehr jchonender Art zu behandeln, Ricafoli juchte dieß zu 
verhindern und verbot fie, die Kammer erfannte dieß für ein ver: 
fafjungswidriges Gebahren und ertheilte ihm ein Tadelsvotum. Da 
griff NRicafoli zum äußerſten Mittel, löste die Kammer auf unb ord— 
nete Neuwahlen an, in ber Hoffnung, baß aus benjelben eine fefte 
minifteriele Majorität hervorgehen werde. Allein diejelben ergaben 
fo ziemlih das alte Verhältnig der Parteien und Ricaſoli benüßte 
baber die erſte ©elegenheit, um freiwillig zurüd zu treten. An feine 
Stelle trat im April wieberum Ratazzi. Eine feiner erjten Hand: 
lungen war, dem Parlament einen neuen Gejeßentwurf bez. Liqui— 
birung der Kirchengüter vorzulegen: bei den 600 Mil. für ben 
Staat blieb es, aber Ratazzi legte fie als Hypothek auf jene Güter, 
bie binnen vier Jahren bezahlt werden jollte, indem er es den Bi: 
ſchöfen überließ, wie fie Die Summe aufbringen wollten, und jeinerfeite 
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nicht auf dem Berfauf ſämmtlicher Güter beharrte. Die Vorlage Itafien. 
fand begreiflicher Weile jo wenig den Beifall des Parlamentes als 
die Ricajoli’8 und fhon Anfangs Juni verwarfen ihn jämmtliche 
Bureaus ber zweiten Kammer gleichfalls. Aber Nattazzi trat darum 
nicht jo wie Ricafoli zurüd, jondern erklärte der Stamuner, daß er 
bereit jei, fi auf Movificationen einzulaffen. Rattazzi fühlte über: 
haupt Neigung und Bebürfniß, ſich wenigſtens theilweiſe auf bie 
Linke zu ftüßen und diefe erhielt dadurch gewonnenes Spiel. Die 
Commiſſion der Kammer arbeitete num einen ganz neuen fehr radi— 
calen Entwurf für die Liquidation der Kirchengüter aus: bie Vor: 
wegnahme der 600 Mill. wurde auch in diefen Entwurf aufgenom: 
men, die Güter follten aber ſammt und fonvers verkauft, die tobte 
Hand damit völlig befeitigt und der Ertrag der Güter vom Gtaate 
verwaltet, die gejammte Geiftlichfeit auf feſte, indeß anjtändige Be: 
foldungen gefeßt werden. Das Befte war, daß die Commifjion be: 
ſchloß, die Regierung gleichzeitig einzuladen, noch vor dem Berfauf 
der Kirchengüter dem Parlament eine neue Steuer, bie wenigjteng 
80 Mill, eintrüge, vorzuſchlagen und die Kammer aufzufordern, dieſe 
Steuer zu bewilligen. In diefer Form wurde das Gefeß denn auch 
nod) vor Ende Juli von der zweiten Kammer mit 204 gegen 58 Stim: 
men angenommen und im Auguft aud) vom Senat mit 84 gegen 
29 Stimmen, worauf fih das Parlament bis zum Dec. vertagte. 
Das Echwergewicht des Antereffes Tag in diefem Momente 
bereits nicht mehr in den Berhandlungen und Beichlüffen des Par: 
Taments, jondern außerhalb defjelben an der römiſchen Grenze, wo 
Saribaldi bereits alles zu einem nenen gewaltiamen Unternehmen 
gegen Rom und gegen die weltliche Herrfchaft eingeleitet hatte, Die 
erften Anfänge des Unternehmens reichen no ins J. 1866 zurüd, 
wo, unmittelbar nach dem Abzug der Franzofen aus Nom Abge: 
ſandte des unzufriedenjten Theil der Römer bei Garibaldi auf Ca: 
prera erichienen und ihn zu einem Zuge gegen Rom aufforderten, 
indem fie ihm goldene Berge von Seite der Römer felbjt verſprachen. 
Saribaldi ging darauf ein und begann zunähft im Anfange d. X. 
1867 Runbreijen zuerjt im DVenetianiihen dann in Piemont, wo: 
bei er das Volk in der heftigften und leidenſchaftlichſten Weife gegen 
Rom und bie Priejter aufhegte. Zu Anfangs Sommers verfügte er 
fih in ein Heilbad bei Siena und begann von ba an, gegen Rom 
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Statien. zu werben und zu rüjten. Der italienijchen Regierung waren feine 
Umtriebe keineswegs verborgen und aud die franzöfiihe Regierung 
hatte ihnen längjt ein aufmerffames Auge gewidmet, die italienijche 
Regierung von allem, was fie erfuhr, in Kenntniß gejegt und fie zu 
angemefjenen Maßregeln aufgefordert. Rattazzi hielt die Sache nicht 
für jo gefährlich, weil er, wie übrigens bie öffentlihe Meinung Sta: 
liens im Großen und Ganzen jelber, lange nicht an eine ernjtliche 
Abſicht Garibaldi’s glaubte, und gab in Paris fortwährend bie beften 
Worte. Zu Anfang Septembers nahmen die Dinge eine eruftere 
Geſtalt an, es ließ fich nicht länger bezweifeln und nicht länger läugnen, 
dag ein Unternehmen gegen Nom nicht bloß im Zuge, jondern ſchon 
in der Ausführung begriffen jei: Freiwillige hatten ſchon in Kleinen 
Trupps die römische Grenze überjchritten, was bei der Beſchaffen— 
heit des dortigen Terrains von dem italieniihen renzcordon gar 
nicht verhindert werben konnte. Rattazzi glaubte endlich allerdings 
etwas thun zu müffen und Garibaldi wurde am 24. Sept. in Aſi— 
nalunga unweit ber römijchen Grenze verhaftet unb nad) ber Feſtung 
Aleffandria gebracht, dort aber ſchon nad wenigen Tagen ohne jpe: 
cielle Verpflichtung nach Caprera entlafjen, wo ihn indeß einige 
Kriegsichiffe überwachten, um jedes Entweihen unmöglid zu machen. 
Allein nun trat eine jener Wendungen ein, die nur zu häufig nicht 
vorhergejehen werben und doch ganz natürlich find. Die öffentliche 
Meinung Italiens, jo weit fie nicht direct von ber Actionspartei 
und Garibaldi beeinflußt wird, baite fi bisher dem ganz offen be: 
fprochenen linternehmen gegenüber ziemlich zurüdhaltend und gleich: 
gültig verhalten, hauptſächlich, weil fie ihm Feinerlei Ausſicht 
auf Erfolg zufchrieb und eben darum aud nicht glauben wollte, daß 
Garibaldi ein ſolches wirklich beabfichtige. Die Verhaftung Gari— 
baldi’s riß fie aus ihrem Unglauben heraus und fobald ihr ein 
Unternehmen gegen Nom als möglich erſchien, neigte jie ih auch 

alsbald entihieben beim Gedanken zu, es wirklich zu verſuchen. Nat: 
tazzi erzielte fomit dur die Verhaftung Garibaldi's gerade bad 
Gegentheil befjen was er beabſichtigt hatte und fühlte fi alsbald 
viel zu ſchwach, dem Sturm entgegen zu treten. 

Das Stubium italienijcher Zuftände möchte für Deutſchland 
fehr belehrend jein. In Italien herrſcht feit der Gründung bed 
neuen Königreihs ein durchaus conjtituiionelles Regiment. Der 
König ‚Victor Emanuel ift ein conftitutioneller König, wie ihn con | 
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ftitutionelle Theoretifer nur wünſchen mögen; in bas Detail ber Italien, 
Verwaltung miſcht er fi jo wenig wie nur möglid und überläft 
das Regiment feinem Minijterium, das er ftätig aus den Führern 
ber Rammermehrheit wählt und das mit den wechjelnden Diajoritaten 
gleichfalls mechjelt, wobei ab und zu auch Kammerauflöfungen und 
Neuwahlen verjucdht werben, fo ziemlih wie dieß in England, dem 
eonftitutionelen Mufterjtaat, Herfommen und Braud) ijt. Leider ift 
indeß die Grundlage, auf ber fi dieje Erjcheinungen abjpielen, in 
beiden Ländern eine ſehr verſchiedene. In England ift ein Theil, 
und zwar ſicher nicht ber unmwejentlichite, des Fundaments, auf dem 
das gefammte politiiche Leben der Nation ruht, die Autonomie, das 
Selfgovernment ber Gemeinden, Grafſchaften zc., der Einwirkung 
des Parlaments und der Regierung nicht nur vollſtändig entzogen, 
jondern wird aud von Feiner Geite angefochten, vielmehr alljeitig 
anerfannt. In Stalien ift das nicht der Fall: eine Autonomie der 
Gemeinden und Provinzen beſteht theils gar nicht, theils ift fie eine 
jehr beſchränkte: alles ift no im Fluß und das centralifirende und 
uniformirenbe franzöfiihe Regierungs: und Verwaltungsjyftem wurde 
feit 1861 aboptirt, nicht weil e8 dem Volksgeiſte entſprochen hätte, 
fondern im Gegentheil obgleih es ihm bewußter Weife nicht ent- 
Ipricht, Tebiglih um vorläufig die Einheit zu fichern und mit ber 
klaren Abficht, jpäter auf die Frage zurüdzufommen. Die Negierungs: 
gewalt ift fomit in Italien eine viel umfafjendere als in England, 
fie kann fi in alles milden und miſcht ſich in alles wie in Frank— 
reih, nur mit dem Unterſchied, daß die entralijation feine ſo 
jtramme, ſeit Jahrzehenten ausgebildete, nach oben und nad unten 
feft eingelebte ijt, wie in Frankreich und daß die Regierungsgewalt 
wieberum anders als in Frankreich vom Parlament abhängig ift, 
ähnlich eben wie in England. Die Verſchiedenheit ift praktiſch von 
ber allergrößten Bebeutung. Die wechſelnden engliſchen Minifter 
find, fo lange fie am Ruder ftehen, bamit befchäftigt, ihre Partei 
zufammenzubalten, tworauf ihre ganze Stellung beruht, ihre Maß: 
regeln im Parlament durchzubringen, gewiſſe allgemeine Directiven, 
die bem von ihnen repräjentirten Parteiſyſtem entfprechen, in der Re: 
gierung möglichſt feitzuhalten und im übrigen namentlicy auch erledigte 
Stellen, die Hof: und Staatswürben, bie zahlreihen Sinecuren mit ihren 
Parteigenofjen zu beſetzen; um bas Detail ber in ihrem Umkreis wie ges 
35 
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Statien. ſagt ohnehin viel beſchränkteren Verwaltung befümmern fie fich viel 


weniger, das überlaflen fie mwejentlic ihren Bureauchefs, die größten: 
theild nicht wechſeln. In Italien fallen alle genannten Aufgaben 
englifcher Minifter den Miniftern gleihfall8 zu, in den Minifterien 
felbft befteht aber noch Feine oder nur eine jehr geringe Tradition, 
das Perjonal wechſelt viel häufiger, dev Minifter hat eine Menge 
Verfügungen ꝛc. zu treffen, an die der engliſche Minifler nicht ein: 
mal benft, und trifft fie oder trifft fie auch nicht, wenigftens nur 
im allgemeinen, fo daß den Präfecten ein großer Spielraum übrig 
bleibt. Die Folge davon iſt, daß während in England die ver: 
Ichiedenen Getriebe großentheil® ganz von jelber gehen, in Frankreich 
aber bie eine, große Mafchinerie von einem Geijte geleitet wird und 
mit trauriger aber bewunbernswürdiger Genauigkeit unb Ueberein- 
ftimmung alles in einander greift bis auf das Eleinfte Rädchen und 
den lebten Nagel, diejelbe Einrihtung in alien nur unregelmäßig 
arbeitet und bald da bald bort etwas jtodt. Das it jeboch keines— 
wege die einzige DVerichiedenheit, nicht einmal die wichtigfte. In 
England ift die Regierungsgemalt, innerhalb ihres beſchränkten Um: 
fanges, eine jtarfe und Niemand denkt daran fie zu ſchwächen: mie 
body auch die Wogen der Parteilämpfe gehen mögen, man kämpft 
um die Grundſätze, nad) weldyen vegiert werden fol, aber man ift 
gewöhnt, ſich dieſen Grundſätzen, dem Geſetz, unbedingt zu unter= 
ziehen, den beftehenden, jo lange fie eben beftchen, den neuen, jobald 
fie einmal durchgeſetzt worden find, und das ift Sache ber Preffe, der 
Vereine und Verſammlungen, in leßter Linie des Parlaments. In 
Italien finden wir die Thätigfeit und das Spiel ber letzteren Kräfte 
gleichfalls, aber daneben auf allen Seiten das Streben, folange 
etwas Neues, Befleres oder auch Schlimmeres, nicht hat durchgeſetzt 
werben fünnen, wenigftens das Alte zu ſchwächen, um jenem befto 
leichter zum Durchbruch zu helfen und damit eben bie Regierung 
und die Regierungsgewalt jelber zu ſchwächen. Und da ſtößt man 
enblih auf den letzten und entſcheidenden Unterſchied. In England 
finden wir jeit bald zwei Jahrhunderten zwei große Parteien, bie 
zwar feit dreißig Jahren fichtlih in allmäliger Auflöfung begriffen 
find, aber als ſolche doch heute noch daftehen, benen ſich einzelne 
Differenzen einfügen und unterorbnen, um innerhalb der Partei zu 
wirken, zwei große Parteien, unter benen das Regiment wechſelt, auf 


Meberfiht der Erelgniſſe des Jahres 1867. 547 


die fih aber das Regiment aud mit Zuverficht ſtützen kann. Es Jtalien, 
möchte fraglich fein, ob dieß überall wünjchbar, noch mehr, ob es 
auch anberwärts möglich fei. Vielleicht entfpricht es ausſchließlich 
' einer fo großartigen, bis auf die jüngjte Zeit durch einen fejten Kitt 
‚ vielfältig und mannigfaltig zufammenhängenden Ariſtokratie, wie fie 
ung England zur Erſcheinung gebracht hat. In Italien finden wir 
nichts der Art. Alles ift erft im Werben: was in England bloße 
Fractionen oder Nüancen find, das find in Stalien Parteien, bie 
fi einander bald nähern, bald wieder bon einander entfernen, fich 
verjchmelzen und mieber trennen, mit einem Wort erjt nad) Ges 
ftaltung ringen. Aus diejer wechſelnden und ſchwankenden Unterlage 
geht nun das Minifterium hervor, ſchwankend und wanfend wie dieſe, 
feinen Nugenblid der Majorität fiher und immer bemüht, ſich eine 
ſolche zu ſchaffen, ohne je damit in ficherer Weile zu Stande zu 
kommen. Die Folge davon ift eine ſchwache Regierung, aber zugleich 
auch ein ſchwaches Parlament. Das eine bedingt das andere mit 
| unausweichlicher Nothwendigkeit. 

Ricaſoli war eben darum im Frühjahr 1867 zurückgetreten, 
nicht weil er eine Majorität gegen ſich, ſondern weil er trotz der 
Neuwahlen keine ſolche für ſich zu Stande gebracht hatte. Rattazzi, 
der ihm folgte, war in nicht beſſerer Lage, nur daß er, im Gegen— 
ſatz gegen ſeinen Vorgänger, es von jeher mit Grundſätzen nicht ſo 
genau genommen hat. Um fid zu halten, machte er den verſchiedenen 
Parteien. und Parteiführern Conceffionen und ſchuf fih fo zwar 
nicht eine Majorität, aber doch augenbliklihe Majvritäten. Die na— 
türliche Folge war, daß er jelber jeben feiten Standpunkt einbüpie, 
wofern er überhaupt jemals einen folden hatte, bloß noch mit Aus: 
funftsmitteln regierte und ein Spielball des Zufalls und unberechen- 
barer Strömungen wurde, in einem Nugenblide, da eine ber größten 
und fchwierigjten Fragen unferer Zeit ohne Rüdfiht auf ihn und 
jeine Stellung nad außen wie nad) innen gewaltjan zur Löſung ges 
bracht werden wollte. Sobald die äffentlihe Meinung Italiens durch 
die Verhaftung Garibaldis aus ihrer bisherigen Ungläubigfeit und 
Gleichgültigkeit aufgefchredt worden war und bie Trage, ob ein ber: 
artiges Unternehmen 3. 3. überhaupt möglid, fei, in Ueberlegung zu 
ziehen anfing, mußte fie fih auch fagen, baß, ba bie Vorbereitungen 
nun einmal getroffen, Garibaldi gewonnen und die Römer, wie fie 
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Htalien. fagten, bereit feien, der Erfolg weſentlich von der Haltung ber ital. 


Regierung abhänge, dieje aber mwieber von jener bes franz. Gouver— 
nements oder möglicher Weiſe auch umgekehrt, indem bie franz. Ne: 
gierung vielleicht nicht jo viel Dagegen einzuwenden hätte, wenn bie 
italienifche dafür gewonnen werden könnte. Die jchnelle Entlafjung 
GSaribaldis ohne alle und jede Bedingung gewährte dießfalls Hoff: 
nungen und nod mehr der Umſtand, daß Rattazzi überhaupt und 
ſchon ſeit längerer Zeit mit der Actionspartei ja auf dem beften 
Fuße Stand. Bopuläre Strömungen find indeß unberedhenbar und 
hängen jehr oft nichts weniger al von Erwägungen ab. Genug 
ſchon 14 Tage nad) ber Verhaftung Garibaldis war die öffentliche 
Meinung Italiens bereits entjchieden für bie Expedition und Alles 
bafür in Bewegung: Garibaldi bezeichnete den ſchon Geworbenen 
und Bereiten von Gaprera aus feinen Sohn Menotti als feinen einft: 
weiligen Stellvertreter und in Florenz bildete fih ein Gentral-Hülfs- 
comite, das überall zahlreiche Werbebureaur eröffnete. Rattazzi 
mußte fi entſcheiden. Entſchied er fi gegen den Plan, jo mußte 
er fih aber auch entichließen, jeine ganze Eriftenz einzufeßen und 
ein zweites Ajpromonte zu wagen, bloße Polizeimittel reichten jeßt 
lange nicht mehr aus. Dazu konnte er ſich indeß nicht entjchließen 
und fo hatte die Bewegung alsbald gewonnenes Spiel. Zweideutig 
wie feine Perfönlichkeit war auch feine Politik: jo weit es gefchehen 
fonnte, ohne fi gegenüber ber Actionspartei zu compromittiren, 
fuhte er die Bewegung zu hindern ober wenigftens zu hemmen; und 
jo weit es hinwieder gejchehen Fonnte, ohne fich-gegenüber Frankreich 
zu compromittiren, gewährte er ihr unter der Hand allen nur mög- 
lihen Vorſchub. Um die Mitte Octobers war bie Bewegung in 
vollem Zuge und hatte entjchieden bie Oberhand gewonnen. ati: 
baldi hatte die großen SKriegsihiffe, die ihn in Gaprera über: 
wachen ſollten, getäujht und war auf einem Kleinen Kahne ent: 
fommen. Selbſt Rattazzi konnte ſich indeß über bie Größe und bie 
Tragweite bes Unternehmens nicht täufchen: wie er fpäter offen und 
im Parlament zugeitand, meinte er, Frankreich werde vielleicht ber Sache 
ſchließlich ihren Lauf laſſen, wenn es ſich überzeuge, baß es fich Feines: 
wegs um einen bloßen Flibuſtierzug handle, fondern um ein na- 
tionales Unternehmen, für das die Regierung im rechten Moment 
jelber einftehe, und jollte es nicht der Fall fein, fo tröftete er fid 
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damit, Stalien würde in biefem Fall wohl Freunde finden, die es Jtatien. 
nicht fallen ließen. Allein im biefer Berechnung täufchte er fich. 
Die franzöſ. Regierung war von Allem, was auf der Halb: Brant- 
infel vorging, aufs genauefte unterrichtet und ihre Entihlüffe waren Kite 
gefaßt. Nicht daß der Kaiſer perfönli nicht von ber abfoluten 
‚ Unhaltbarfeit der gegenwärtigen Zuftände im Kirchenſtaat und von 
der linhaltbarfeit der meltlihen Herrſchaft des Papftes überhaupt, 
jo wie von der Möglichkeit, fie im Intereſſe der Unabhängigkeit des 
bl. Stuhles und der gefammten kath. Kirche dur andere Ein- 
rihtungen zu erjegen, vollftändig überzeugt geweſen wäre; eine ganze 
Reihe von Thatjachen, von feinem Briefe an Edgar Neyi.%. 1849 
bi8 zu der Brofhüre le pape et le congres i. %. 1859 unb 
jpäter, laſſen darüber Faum einen Zweifel. Auch das mag er 
wohl erwogen haben, daß es vielleicht gerade die Aufgabe einer 
wirklich conjervativen Politik fein möchte, diefe Frage, bie nicht 
. bloß ganz Italien, fondern ganz Europa in Spannung hält, aller: 
bings gegen die Wünfche und Vorurtheile des HI. Vaters und gegen 
bie Wünjche und Vorurtheile der fpecifiih katholiſchen Parteien aber 
im wahren Intereſſe bes römifchen Stuhles felber zur Löfung zu 
bringen. Die auswärtige Politit des Kaifers hätte bei einer Löfung 
biefer Frage im Sinne der Zeit unter Umftänden gar wohl ihre 
Rechnung finden können: Italien hätte er dadurch wenigſtens für 
längere Zeit aufs neue an fich gefettet und jelbft aus ber peinlichen 
Lage, in bie er jeit 1866 gegenüber Deutichland, aus ber ifolirten 
Stellung, in bie er gegenüber Europa gerathen war, hätte er fich 
mittelft berjelben möglicher Weife herausreißen und neuerdings an 
Die Spige ber europäifchen Politik und ber europäifchen Bewegung 
Ihwingen können. AU das mag aud vor feinem Geifte vorüber: 
gegangen fein, aber all das mußte zurüdtreten und trat zurüd vor 
Den nicht zu verfennenden Anforberungen ber inneren Lage Frankreichs, 
Die auswärtigen Verhältniffe find Feine dauernde, ſondern höchſtens 
eine montentane Stüße ber Herrſchaft. Die napoleoniſche Herrichaft 
in Frankreich beruht aber vermittelft des allgemeinen Stimmredhts auf 
per Zuftimmung der Maffen, und dieſe hinmwieberum, da bie Mafjen 
in Frankreich und zwar hauptjächlic die Landbevölferung in Wahr: 
Heit guten Theils noch fehr wenig zurehnungsfähig find, nicht zum 
swenigften auf ber Mitwirkung des Glerus, Im J. 1869 Täuft bie 
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Branl- Wahlperiode des gefebg. Körpers ab und ben bannzumaligen Wahlen 


wird von ber kaiſerl. Regierung eine um ſo größere Wichtigfeit bei- 
gelegt, weil während berjelben ber Faijerl. Prinz jeine Großjährigkeit 
erreicht, womit fie eine große Gefahr Hinter fi zu haben hofft. 
Ein Preisgeben der weltlichen Herrihaft des Papftes aber mußte 
zunächſt, darüber konnte fein Zweifel walten, bie Biſchöfe bis zur 
Raferei erbittern und mitten in einem ſolchen Kampfe die Wahlen 
zu wagen, ſchien nicht bloß im äußerſten Maße gefährlich, ſondern 
gerabezu wiberfinnig. Dazu Fam noch eine weitere Erwägung. Seit 
bem Einporfommen Napoleons war e8 einer der hauptſächlichſten Ziel: 
punfte feiner Politif geweſen, nit bloß Franfreih zur bominiren: 
ben Macht in Europa zu machen, ſondern dieſer Stellung zugleid, 
auch eine fefte Unterlage daburh zu geben, baß er die gejammte 
romaniſche Welt in eine fpecielle Abhängigkeit von Frankreich bringe 
und in biefem Plan fpielt das Papftthum eine ganz bejondere 
Role und muß fie nun um jo entichiebener behaupten, feit in 
Deutihland das proteftantiiche Preußen definitiv das Uebergewicht 
über bas Fatholifche Dejterreih erlangt bat. Mit diefem Ziel: 
punkte vertrug ſich die Bejeitigung ber weltlichen Herrſchaft ſehr 
wohl, ja fie möchte jogar als ein integrivender Theil dazu gehören, 
aber um fo vorfichtiger wollte die Frage angefaßt und behanbelt 
werben. Alles deutet darauf hin, daß die Befeitigung ber weltlichen 
Macht des Papftes für den Kaifer feit einer Reihe von Jahren feit: 
ftand, aber aud, daß fie nur allmälig vorbereitet werben dürfe, bis 
bie öffentlihe Meinung Frankreichs und der fath. Welt überhaupt dafür 
reif fei und die Frucht ihm gewiffermaßen von felbft in den Schooß 
falle. Der Kaifer bat daher in Wahrheit feit Jahren faft ebenjo 
viel für die Untergrabung wie für bie Erhaltung jener Macht ge: 
than. Am Sommer 1867 erſchien die Frage dem Kaiſer entjchieden 
für eine Löſung noch nicht reif zu fein und der Moment bazu für 
ihn durchaus nicht geeignet. Der Entſchluß war daher bald gefaßt, 
die mweltlihe Herrſchaft des Papſtes vorerft noch um jeden Preis 
aufrecht zu erhalten, zumal von einem Sturze durch Garibalbi jelbit: 
verftändlich gar Feine Rebe fein konnte. Die ital. Regierung wurde 
baher fortwährend und dringend zum Einfchreiten aufgeforbert und 
Ihon im September waren Truppen und Schiffe in Toulon für 
alle ZANe bereit und blieben es, auch als Rattazzi damals noch jih 
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entichlofjen hatte, Garibaldi zu faſſen und nad Aleſſandria zu Schaffen. rg 


Als die Bewegung dadurch nicht im ſich ſelbſt zufammenjtürzte, im 
Segentheil neue Kräfte gewann und die Gefahr bis Mitte Detober 
eine imminente wurde, gingen neue Mahnungen und am 16. Det. 
endlich eine Art Ultimatum nad Florenz ab, die ital. Regierung 
möge dem Spud an ber römiſchen Grenze nöthigenfals gewaltſam 
ein Ende maden, bie jämmtlihen Werbebureaur im Lande 
ſchließen und das Centralcomite in der Hauptitabt auflöjen, widrigen— 
falls Frankreich genöthigt wäre, den Ehub des Papftes neuerdings 
felbft in die Hand zu nehmen. Binnen drei Tagen verlangte Frank: 
reich eine unzweideutige Antwort. 


Die Verlegenheit in Florenz war groß. Rattazzi wagte es Italien. 


nicht, dem Befehl Frankreichs zu gehorchen und vielleicht wollte er 
es auch nicht, aber ebenfo wenig konnte er den König bazu beivegen, 
fih offen für die Bewegung zu erflären. Am 19. Det. Abende 
gab er feine Entlafjung ein und ber König beauftragte Cialbini 
mit der Bildung eine® neuen Cabinets; aber auch Cialdini nahm 
Anftand vor eingreifenden Maßregeln und ſchien baher Fein Mini: 
fterium zufammen bringen zu fönnen, Inzwiſchen trat eine Art 
Anterregnum ein, Rattazzi beforgte nur noch die laufenden Geſchäfte 
ber eigentlihen Verwaltung ohne DVerantwortlichkeit für die auswär: 
tige Politik, die auch Cialdini nicht übernahm, bevor er ein Mini: 
fterium gebildet hätte. Dieſes Interregnum gewährte ber Bewegung 
freie Hand. Garibaldi traf am 21. Oct. in Florenz ein, haran- 
guirte unbehindert das Volk und ging am folgenden Tage ganz 
offen mit einem Ertrazuge an die römifche Grenze ab, two fein Sohn 
Menotti und zahlreiche Freilchaaren feiner warteten, während anbere 
in hellen Haufen von allen Seiten dahin eilten, ber ital, Grenz: 
cordon aber in einer Stärke von bloß 14,000 Mann — offizids 
war immer behauptet worben, es feien ihrer 50,000 — auf dem 
fehr coupirten Terrain abfolut nit im Stande war, fie am Ein: 
brud in den Kirchenftaat zu hindern, jo daß bereitS mit wechſelndem 
Erfolge, allein bis dahin im Ganzen nicht zum Vortheil ber Frei: 
fhaaren, um eine Reihe von Grenzorten gefämpft wurde, Am 23. 
Det. übernahm Garibaldi den Oberbefehl, brachte Zufammenhang 
in das ganze Unternehmen und begann feine Operationen. 


In Rom hatte man bis dahin der Sache ziemlich gleichmüthig om, 
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Rom, zugefehen. Ende Juni war vom Papft das Kentenarium Petri mit 


großem Glanze gefeiert worden burdy zahlreiche Heilig: und Selig— 
ſprechungen. Unter den erſteren war auch ein fpanifcher Inquiſitor 
und diefe höchfte Anerfennung jenes Anftituts, bie darin lag, ent: 
ſprach ganz ben im Syllabus ausgefprochenen Grundſätzen ber Eurie, 
erregte aber darum mitten im 19. Nahrhunbert nicht minderes Auf: 
ſehen und rief lauten Widerfpruch hervor. Gegen 500 Erzbifchöfe 
und Biihöfe aus ganz Europa und felbjt aus dem Orient hatten 
fi) in Nom eingefunden und den Rapft in feinen Entſchlüſſen und 
feinem Vertrauen neu geftärkt, obwohl es ihn ſchmerzlich berühren 
mußte, daß auch nicht eim einziger der katholiſchen Fürften die Ge— 
Vegenheit ergriff, ſich perfönlih zu feinen Füßen Hinzumerfen, 
vielmehr alle zu derfelben Zeit nad) Paris zur Weltinbuftrieaugftel: 
Yung zogen. Nur die Königin von Spanien hatte wenigitensg daran 
gedacht, die Abjicht aber jchlichlih auch wieder fallen laſſen. Indeß 
auch das erfchütterte den Papft weder in feinen Grundſätzen noch 
in feinem Vertrauen. Ueber bie eigentliche Gefinnung des Kaifers 
ber Franzoſen machte er ſich Teinerlei Illuſionen und von aufrichti: 
gem Bertrauen war feine Rebe; aber er glaubte mit Grund auf 
das Intereſſe des Kaifers im Nothfall zählen zu können. Zunächſt 
reichten feine eigenen Truppen aus, Rom, Riterbo und einige andere 
Punkte im Zaum zu halten und wie er hoffte, auch dazu, mit ben 
Freifchaaren an ber Grenze fertig zu werben. Im Ganzen beiviefen 
fle ſich auch treu und ſchlugen fich tapfer. Aber als bie italienijche 
Regierung bie bisherige Hemmung in Florenz und an ber Grenze 
völlig fallen ließ und dagegen Garibaldi die Leitung jämmtlicher 
Freiichaaren übernahm, änderte fi die Lage, Daß die Feinde 
draußen Einverftändniffe in der Stadt unterhielten, war von Anfang 
an außer Zweifel. Schon am 18. Det. wurde ben Papſt eine 
Adreffe von angeblid 12,000 Römern übergeben, welche die jofortige 
Intervention ber ital, Armee verlangte. Am 22, brad der längit 
vorbereitete Aufftand in der Stadt Nom wirfli aus, wurde jebod 
von den Truppen unterbrüdt und eine Schaar römiſcher Emigranten, 
welche bie Tiber herabgefonmen waren, mit ihrem Führer Enrico 
Cairoli niebergemadt. Am 24. mißlang auch ein Angriff Garibaldi's 
auf Viterbo. Aber die Lage ber päpft. Regierung war jchon an 
diefem Tage fehr bedenflih, die Stimmung in Rom blieb eine ihr 
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feindjelige, bie Truppen waren bereits erſchöpft und doch nicht mehr Rom, 


im Stande nach allen Seiten hin Front zu maden und bie Stadt zu 
hüten. Oaribaldi ſtand am 25. ſchon an der Spike von 4000 
Mann und erftürmte am 26. Monte Rotonbo nur wenige Stunden 
von Rom. Da warb bie Lage ber Stabt Rom eine verzweifelte 
und die Truppen erhielten Befehl, das ganze Gebiet zu räumen unb 
fih in Rom zu concentriren, um ienigftens bie Stabt niederzuhalten 
und den Papſt zu hüten. Die Folge davon war, daß überall in 
der Campagna bie italienifche Tricolore aufgezogen wurde, in ben 
Städten fürmliche Plebiscite den Anſchluß an Italien ausjprachen 
und Garibaldi bis zum 29. Hart vor die Thore der Stadt vorrüdte, 
Dhne die Frangofen war Rom verloren. 

Napoleon entſchloß fih nur fehr ungern zu einer neuen Inter— 
vention in Rom. Wiederholt ging feit dem 20. Det. der Befehl 
nah Toulon, die Truppen einzujchiffen und bie Transportflotte ab— 
gehen zu laſſen und wiederholt wurbe Gegenbefehl ertheilt, je nach 
den Berichten aus Nom und Florenz. Erft am 26. ging ber Be: 
fehl definitiv ab und lichteten die Schiffe die Anker. Am 28, langten 
fie vor Civitavecchia an, fonnten ſich indeß des ftürmifchen Wetters wegen 
erft am 30. ausjchiffen; doch noch am Abend besfelben Tages zogen 
bie erften franz. Bataillone in Rom ein. Die Bevölkerung empfing 
fie ſchweigend. Der Papft aber athmete auf: Rom war gerettet. 
Meder Garibaldi noch bie ital, Regierung hatten weiter das minbefte 
zu hoffen und es wäre das Flügfte geweſen, jener hätte fich alsbald 
zurüdgezogen und biefe gute Miene zum jchlimmen Spiel gemadt. 
Aber es follte no zu einer nutzloſen Demonftration und zu einer 
traurigen Echlußfcene kommen. Am 27. hatte enblih Menabrea 
ein neues Minijterium gebildet und ber König eine Proclamation 
erlaffen, in der er ſich entfchieden gegen Garibaldi und gegen einen 
Bruch mit Frankreich ausſprach. Um aber doch etwas. zu thun, er: 
hielt die Armee am 30. Befehl, unter Gialdini in’s Römiſche ein- 
zurüden. Was damit erzielt werben jollte, ift abſolut nicht abzu- 
fehen, e8 wäre denn, ben Rückzug Garibaldi's und der Seinen zu 
decken. Mar das der Zweck, fo fcheiterte er an ber Hartnädigfeit 
Garibaldi's, der feinerfeits zögerte und ſchließlich nicht Hinter die 
ital, Linien, jondern feitwärts über Mentana in der Richtung von 
Tivoli abziehen wollte. Bei Mentana überrafhte ihn indeß bie 
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päpftliche Armee, unterftügt von einer Brigade Franzofen. Die 
Saribaldianer festen fich zur Wehre und ſchon waren die Päpftlichen 
auf dem Punkte zu unterliegen, als-die Franzofen eintraten und mit 
ihren Chaffepotgewehren den Ausſchlag gaben. Cine große Anzahl 
wurde niebergemadht, die übrigen ergaben ſich und wurden gefangen 
nah Rom abgeführt. Garibaldi hatte Feine Luft dazu, ging bei 
Correje über die Grenze, wurde verhaftet und nad dem Fort 
Barignano gebradt. Zwei Tage ſpäter räumten aud) die italienischen 
Truppen ben Kirchenftaat wieder. 

Italien war um eine bittere Erfahrung reiher. Die Fran— 
zofen jaßen ihm neuerdings im Naden und die Erwerbung des letzten 
Reſtes bes Kirchenftants war in weitere Ferne als je gerüdt. Zwar 
räumten bie Sranzofen no vor Ende bes Monats November Rom 
jelbft wieder und die Hälfte ihrer Truppen kehrte nad Frankreich 
zurüd; aber die andere feßte ſich neuerdings in Civitavecchia feit, 
bas fie ſtark zu befeftigen anfing, um daran für alle Fälle einen 
genügenden Stüßpunft gegen Italien zu haben. An die Gielle einer 
ſpeziell italieniihen war eine europäiſche Schwierigkeit getreten. 
Keine der anderen europäijchen Mächte erhob zwar fürmlid Ein: 
ſprache gegen die neue Intervention in Rom, aber mehr als eine 
ſah fie nur fehr ungern. Frankreich machte daher den Borjchlag, 
bie römijche Frage einer europäiſchen Conferenz vorzulegen, zu ber 
es ſogar auch die mittleren und kleineren Staaten einlud. Aber 
nur Defterreih, das in biefer Frage ſowohl Franfreih ale bem 
Papſt gerne gefällig gewefen wäre, um ben leßteren für anderes zu 
entſchädigen, und Spanien, das allezeit für ben Papft einzutreten bereit 
war, gingen von größeren Mächten auf den Vorſchlag ein. England, 
Preußen und Rußland zeigten dazu keinerlei Luft, da eine wirkliche 
Löfung der Frage doch in Feiner Weiſe in Ausficht ftand, und fie 
auch feine Neigung verfpürten, lediglich den Rüden Frankreichs zu beden, 
fo daß Franfreih den Plan nod vor Ende des Jahres fallen Tajjen 
mußte. Die ital. Regierung fügte fi) der vollendeten Thatfache: 
alles was fie that, war, daß fie die Scptemberconvention für fujpen- 
birt erffärte, fo lange die Franzofen Rom nicht wieder geräumt 
hätten und daß fie demnach auch die Intereſſen desjenigen Theile 
ber römischen Staatsſchuld, den fie übernommen hatte, vorerft wieber 


innehielt, während beide Kammern zu Anfang Decemberd ausdrüdlich 
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ihren früheren Beſchluß „Rom Hauptftadt” aufrecht erhielten und Italien. 
erneuerten. Die öffentliche Meinung Italiens ift Frankreich durch 
alles was vorgegangen wefentlich entfrembet worden und die Zahl 
derer bat entihieden zugenommen, welche den übermädtigen Einfluß 
Frankreichs mit fteigender Ungebuld ertragen. 

Auch in Frankreich fand bie neue Intervention zum Schutze Branf- 
ber weltlichen Herrihaft des Papftes nicht alfeitigen Beifall. Kaum = 
waren bie Kammern zujammen getreten, fo wurde die Regierung 
von ber Oppofition auf's heftigjte deßhalb angegriffen. Die erge: 
bene Majorität, die Jtalien ohnehin nicht wohl will und im Grunde 
ihres Herzens dieſe Schöpfung des Kaifers mit Herrn Thiers für einen 
entichiebenen Mißgriff hält, trat jedoch auf die Seite der Regierung 
und trieb fie immer weiter und weiter, bis der Staatsminifter Rouher 
endlich unter ihrem ſtürmiſchen Beifall die beftimmte Erklärung ab- 
gab: „Stalien wird fi Roms nicht bemächtigen. Nein, Niemals! 
Niemals wird Franfreih diefe Gewaltthat gegen feine Ehre unb 
gegen ben Katholicismus ertragen. Es verlangt die energiſche Aus: 
führung bes Septembervertrags und wenn diefer Vertrag in der Zu: 
funft nicht feine mwirffame Anwendung findet, fo wird fi Frankreich 
felbjt an jeine Stelle fegen. Iſt das klar?“ Und da es bennod) 
noch nicht ganz Klar und genügend erſchien, bejtieg Rouher nochmals 
bie Rebnerbühne, um zu erklären, baß er unter Rom „das ganze 
Gebiet der weltlichen Herrſchaft in feinem gegenwärtigen Umfange 
veritanden habe.” Damit ſchien Italien alle Hoffnung auf Rom 
ganz und gar abgefchnitten zu fein. Merkwürdiger Weile wollte es 
ber Zufall, daß Menabrea, der italienijhe Minifterpräfident an dem— 
felben Tage, an dem Rouher dieſe Erflärung abgab, in ber italie— 
niſchen Deputirtenfammer feinerfeits erflärte, daß „Rom für Stalien 
ebenfo unentbehrlich fei, wie Paris für Frankreich!“ 

Rom glaubte einen großen Sieg erfochten zu haben und in Rom. 
einem gewiſſen Sinne hatte e8 auch einen folden erfochten. Aber 
zu berjelben Zeit erlitt e8 eine Niederlage, die jenen Sieg mehr 
als aufwog. Rom weiß wohl, daß es an Frankreich jedenfalls nur 
einen zweifelhaften und zweideutigen Beſchützer hat, aber indem eg 
Defterreih verlor, verlor es, da Spanien nicht ins Gewicht fällt, 
bie letzte, bisher allein zuverläfjige Stüße ber mittelalterlichen An— 
ſchauung von dem Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche. Während 
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Deere der eriten Hälfte des Jahres war der Nusgleih mit Ungarn von 


ber Regierung vereinbart und ſogleich thatfählih ins Merk geſetzt 
worden, jo daß die Krönung bes Kaijers in Belt am 8. Juni vor: 
genommen werben konnte, ber Reichsrath aber, als er endlich zu— 
fammentrat, eine vollendete Thatfache vorfand. Er fügte ſich in bie: 
jelbe und nahm fie als ſolche bin, legte aber ſchon in der Adreß— 
bebatte den feſten Entihluß an den Tag, aud für die deutſch-ſla— 
viſchen Provinzen eine vollftändig neue Ordnung ber Dinge zu gründen, 
fi mit nicht weniger als mit einer „Freiheit wie in Ungarn” zu 
begnügen und das Princip bis in bie legten Eonfequenzen zu verfolgen, 
bis zur Bejeitigung des Concordats, dem eigentlichen Bollwerf ber 
alten Ordnung der Dinge. Indeß ging er nur Schritt für Schritt 
vorwärts, arbeitete aber doch jchnel, Die Regierung bot bereitwillig 
die Hand. Zunächſt wurbe der Art. 13 ber Berfaflung, ber fog. 
Detroyirungsartifel, abgeändert und feines bedenklichen Charakters 
entfleibet, dann ein höchſt liberales Minifterverantwortlichkeitsgefet 
vereinbart. Die in alter Art ohne Bewilligung des Reichsraths be: 
gonnene Befeſtigung Wiens wurde conftitutionell von ber Regierung 
fallen gelaflen und das ebenjo einfeitig erlaſſene Wehrgefeß eben: 
falls conftitutionel zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Mit Hilfe befon: 
berer Deputationen bes Reichsraths und des ungariihen Landtags 
wurde auch der finanzielle Ausgleih zwiſchen beiden Reihshälften, 
freilich nicht ohne Beeinträchtigung ber deutſch-ſlaviſchen Provinzen, 
zu Stande gebradt. Dann ging es an eine gründliche Umgeftaltung 
der Februarverfaſſung. Statt jenes bürftigen Operats, das bem 
Reichsrathe nicht einmal das Recht gewährte, feine Geſchäftsordnung 
feftzuftellen und feinen Präfibenten zu wählen, wurde nun in einer 
Reihe von Staatsgrundgefeßen dem Bolfe und feinen Vertretungskörpern 
nad) allen Richtungen hin das vollſte Ausmaß conftitutioneller Rechte 
und Freiheiten gemwährleiftet. Die Gleichheit aller Bürger vor dem 
Gejebe; die Zugänglichkeit aller öffentlichen Aemter für diejenigen, 
welche fi dazu befähigt gemacht haben; Freizügigkeit der Perſon 
und des Vermögens; Preßfreiheit; Vereins: und Berfammlungs: 
recht; Schub bes Hausrechts und der perfünlichen Freiheit; Schuß 
bes Briefgeheimniffes; volle Glaubens: und Gewiffensfreiheit; Frei: 
heit der Wiſſenſchaft; vollfte Unabhängigkeit ber Richter; Trennung 
der Juſtiz von ber Verwaltung; Vereidigung aller Beamten auf bie 
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Verfaſſung und Haftbarkeit aller Organe ber Regierung für jeden Oeſter⸗ 
durch einen ungefeßlichen Act irgendwem zugefügten Schaben; un: — 


beſchränktes Steuer: und Recrutenbewilligungsrecht durch die Volks— 
vertretung x., alle dieſe Rechte und Bürgſchaften wurden gefordert 
und zugeſtanden. Noch vor Ende des Jahrs erhielten die ſämmt— 
lichen Staatsgeſetze, die ſie gewährleiſteten, die Sanction des Kaiſers. 
Die ſchwierigſte Frage war indeß die des Concordats; auch ſie 
mußte gelöst werden. Schon im Juli beſchloß der Reichsrath auf 
ben Antrag Herbits, einen ſog. confejfionellen Ausfhuß niederzufeßen 
und benfelben mit der Ausarbeitung von Gefeßentwürfen bez. Wie: 
berherjtellung des bürgerl. Eherechts, Emancipation der Schule von 
der Kirche und Regelung der interconfejfionellen Berhältniffe zu be: 
auftragen. Die Abjiht war, eine birecte Aufhebung des Concordais, 
die vielleicht auf faft unüberfteiglihe Hinderniffe jtoßen, jedenfalls 
ben Entſcheid verzögern Fönnte, zu vermeiden unb basjelbe lieber 
bloß thatfählich zu durchbrechen, aber fofort und auf den entſchei— 
denden Gebieten. Die Regierung ſuchte auszuweichen und meinte, 
erit den Weg conciliatoriicher Verhandlungen mit der Kirche betreten 
zu wollen, um fo „felbft den Anjchein der Mißachtung bejtehenber 
Bertragsverhältnifje zu vermeiden”. Allein bie übergroße Mehrheit 
bes Reichsraths war überall nicht der Anficht, daß das Concorbat 
ein Bertrag ſei und hatte noch weniger Luft, fi durch Verhand⸗ 
lungen mit Rom lediglich hinhalten zu laſſen, indem an ein Nach— 
geben Roms erfahrungsgemäß gar nicht zu denken fei, als wenn 
man ihm vollendete Thatſachen entgegenjege. Der Antrag auf Unter: 
handlungen mit Rom wurde faft einftimmig abgelehnt, derjenige 
Herbits mit 134 gegen bloß 22 Stimmen angenommen, Der Sturm 
ließ fih offenbar nicht mehr abwenden. Die Regierung juchte ihrer: 
ſeits zu beſchwichtigen: noch im Juli wurbe bie endliche Einſetzung 
eines evangeliihen Oberkirchenraths beichloffen und ber devote Ver: 


treter in Rom, Hr. v. Hühner, nah Wien berufen, um nicht wieder 


dahin zurückgeſchickt zu werben. Die öffentlihe Meinung verlangte 
indeß entſchiedenere Schritte. Ende Auguft befhloß der Wiener Ge: 
meinderath, eine Petition um Abſchaffung bes Concordats an ben 
Reichsrath zu richten und in ben erjten Tagen Septembers trat ein 
allg. öfter. Lehrertag in Wien zufammen, der fich jofort zu einer 
großartigen Demonftration gegen das Concordat gejtaltete. Umſonſt 
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rg ergriff Beuft eine Gelegenheit, um faft bittend zu mahnen, „nicht 


® gerade die abſchüſſigſte Stelle zu wählen, um den Berg hinaufzu— 


kommen“. Die Krifis Tieß fich nicht länger verzögern und ſollte 
ſchließlich von den Biſchöfen jelbjt heraufbeſchworen werben. Die 
Klugheit, die ihnen body ſonſt nicht fehlt, hätte fie bewegen jollen, 
jelber auf Mopificationen des Concordats anzutragen und alles daran 
zu Teen, um Rom dazu zu vermögen. Allein fie wollten auf ihre 
bisherige Herridhaft über den Staat aud nit zum geringften Theile 
verzichten, fie wollten alles oder nichts und wählten damit felber 
das Tegtere. Am 28. Sept. beichloffen fie, um ben Carbinal: Erz: 
biſchof Rauſcher, der eine Art von Fürſt-Primas der biefleitigen 
Reichshälfte vorjtellt, zu Wien verſammelt, 25 an der Zahl, in einer 
Adreffe an den Kaifer mit Umgehung des Minifteriums die volle, 
ftricte Aufrehthaltung des Concordats zu verlangen. Bon benfelben 
Anſchauungen wie ber Syllabus ausgehend griff die Ndreffe in maß— 
Iofer Sprade die ganze Entwidlung unferer Zeit an und ftellte, 
weit-über das Ziel hinausſchießend, das Beftreben, bie Rechte des 
Staatd zu vindiciren und ihn von der Kirche unabhängig zu machen, 
als directe Angriffe gegen Religion und Kirche dar, als Ausflüffe 
eines wahren Haſſes gegen das Chrijtenthum felbft. Die Eivilehe 
wurbe ohne weiteres als Goncubinat, die Smancipation der Schule 
ohne weiteres als Entchriſtlichung der Schule Hingeftellt, die Zu: 
ftände Defterreich8 in den jchwärzeften Farben ausgemalt. Die öf- 
fentlihe Meinung war fi bewußt, daß die Echilderung unwahr, 
bie Anflagen ungeredyt waren und fühlte fid) gegenüber den Biſchöfen 
im Rechte. Sie bäumte fi empor gegen den Verſuch, fie neuer: 
dings mit Gewalt unterdrüden zu wollen. Der Wiener Gemeinde: 
vath, der um einer ebenjo beredtigten als maßvollen Anordnung 
willen (Gründung einer Schullehrerfortbildungsanftalt für ihre Be— 
bürfnifje), direct von den Biſchöfen angegriffen war, proteftirte zuerſt 
gegen fie und bald brauste ein wahrer Sturm durch das ganze Land 
gegen ihr Unterfangen, dem fle nicht mehr gewadhjen waren, Die 
Zeiten bes geiftlichen Negiments über den Etaat waren endlich, end— 
lich auch im Defterreich abgelaufen. Der Kaifer mußte ſich den For— 
derungen des modernen Staats beugen. Zum erften Mal erhielten 
die Biſchöfe von ihm eine Antwort, die fie entſchieden in ihre 
Schranken zurückwies. Und nod vor Ende des Jahre hatte Das 
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Abgeordnetenhaus zwei Gefekentwürfe, von denen einer das bürger: Oeſter⸗ 


liche Eherecht wieder herjtellte und die Einführung ber Civilehe we— 
nigjtens anbahnte, der andere aber die Schule, den Religionsunter: 
richt natürlih ausgenommen, ber Obhut des Clerus, unter beffen 
Händen fie verfümmert war, entſchieden entzog, durchberathen und 
mit großer Majorität angenommen; zu Anfang 1868 folgte ihnen 
auch das dritte Geſetz bez. der interconfeffionellen Verhältniſſe. Im 
März d. J. wurden alle drei nad einem heftigen und enticheidenden 
Kampfe, dem jo zu jagen ganz Europa mit Spannung folgte, vom 
Herrenhaufe genehmigt und jämmtliche drei Geſetze im Mai vom 
Kaifer fanctionirt. Der Rubicon war überfgritten. Was wird nun 
aber Rom thun? Diefe Frage jchmwebte alsbald auf Aller Lippen. 
Nahrem aud das Herrenhaus geſprochen, fandte der Kaifer den 
Erzbiihof Haynald nah Rom, um den Papſt davon in Kenntniß 
zu ſetzen und darauf vorzubereiten, daß der Kaifer entſchieden nicht 
in ber Lage fei, den drei Geſetzen feine Unterjchrift zu verweigern. 
Und nachdem dieſe wirklich ertheilt war, ging der Frhr. v. Meyſenbug 
in jpecieler Miffion nah Rom ab, es dem Heil. Stuhl zu noti— 
fiiren und ihn in aller Ehrfurcht darauf aufmerffam zu ma: 
hen, was der Kirche in Defterreich immer noch geblieben ſei — 


die volle Garantie ihres reichen irdiſchen Beſitzes und die vollſte 


Freiheit auf ihrem eiganften, rein kirchlichen Gebiete — um ihn 
bon umzeitigen Schritten in jeinem eigenjten Intereſſe zurückzu— 
halten. Aber noch einmal fiegte in Rom der Geift unbeugfamen 
Beharrens und unbedingten Anſpruchs auf Herrichaft auch über den 
Staat, der Geift des Syllabus gegen bie ganze übermächtige Ent: 
wickelung ber Zeit. Was ber Kaifer jo gerne vermieden und abge: 
wendet hätte, erfolgte do: im Juni 1868 hielt der Papſt eine öf— 
fentliche Allocution, in der auch er weit über die Schranken hinaus: 
Schritt, die ihm das Gewiſſen der Zeit zugleich zieht und einräumt, 
und nicht bloß die fpeciell gegen bes Concordat gerichteten Geſetze, 
fondern aud die im Dec. 1867 beichloffenen und fanctionirten 
Staatsgefege als abominabiles leges verwarf und verdammte, alle 
diejenigen aber, die zu benjelben mitgewirkt, alſo auch den Kaifer 
felbft, für den SKirchenftrafen verfallen erklärte. Der Erfolg war 
vorauszufehen: die Blitze des DVaticans haben Tängft ihre zündende 
Kraft verloren, Dejterreich denkt nicht daran, nachzugeben, es wurde 
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Drfter- im Gegentheil nur bejtärft in feinem Entſchluſſe, feit auf feinem 


reich. 


Rechte zu beharren. Oeſterreich, fein letzter Hort, iſt für Rom be: 
finitiv verloren, nicht für Rom freilich, das den Mittelpunkt des 
kaih. Glaubens bildet, wohl aber für dasjenige Nom, das den An: 
ſpruch erhebt, auch die Dinge diejer Melt zu regeln, zu leiten, zu 
beherrſchen. Die deutſchen Dinge hätten vielleicht eine ganz andere 
Wendung genommen, wenn die geiftige Mauer, die jeit den 16, 
Jahrh. zwiſchen der eigenjten, innerjten, nicht bloß kirchlichen, fon: 
bern auch politiſchen Entwidelung Deutſchlands und dem öſterreichi— 
ihen Staatsweſen aufgerichtet worden iſt und an ber feit jener Zeit 
unabläjfig mit gefhäftigen Händen fortgebaut worden ift, früher ge: 
fallen wäre. Es ſcheint nicht, daß es im Plane der Vorjehung lag 


‚und es erfüllte fi daher, was längſt mit innerer Nothwendigkeit 


vorauszujehen war. Deutihland und Defterreich gehen vorerjt jedes 
jeine bejonderen Wege, aber diefe Wege müflen und werben, früher 
ober fpäter, in biejer oder jener yorm — das weiß allerdings Gott 
allein — wieder zujammenführen und zwar als Deutfhland unb 
Defterreich, wenn es bem beutjchen Elemente des alten Kaijerftaates 
gelingt, die ihm in demſelben geftellte Aufgabe zu erfüllen, das 
Reich zu durchdringen und zufammenzubalten und vereint mit Ungarn 
deutſche Eultur nad) Dften zu tragen. Der Streit mit Rom aber 
ift allerdings noch nicht ausgetragen, er ift in Oeſterreich vielmehr 
bloß auf den gleihen Standpunkt gejtellt, auf dem er zwiſchen Rom 
und allen mobernen Staaten Europas ohne Ausnahme, zwiſchen 
Rom und ber ganzen modernen ulturentwidelung ber Welt ob: 
waltet. Der Papit hat darum auf ben 8. Dec. 1869 ein allg. 
ökumeniſches Concil nad; Rom einberufen ; bie Abjicht, die ihn Teitet, 
kann nach der Bulle, die er deßhalb erlaffen hat, nicht zweifelhaft 
fein: was ber Papft im Syllabus ausgeſprochen, Toll das Concil 
aufs feierlichfte beftätigen. Statt bloß die Auswüchfe ber Zeit und 
ihre Fehlgriffe zu befänpfen, was auf ihrem Gebiete zu thun bas 
Recht wie die Pflicht der Kirche ift, macht fie verzweifelte und doch 
fruchtloſe Verfuche, die ganze Entwidelung der geiftigen Welt zurüd: 
zubalten und zurüdzubrehen. Das beabfichtigte Concil ſcheint berufen 
zu fein, den Bruch als einen unheilbaren darzulegen und die Ent: 
ſcheidung vorzubereiten, die [hließli in nichts andrem bejtehen Tann, 
als in einer vollftändigen Trennung zwiſchen Staat und Kirche, 
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Von Defterreih Fehrt unfer Blick naturgemäß wieder nach Preußen, 


Deutſchland zurüd, Da wie dort handelte e8 fih um Neigeftalt- 
ungen, nachdem erjt ihre endliche Trennung dem einen tie beim 
andern bie Bahn dazu frei gemacht hatte Da wie dort war mit 
großen inneren Echwierigfeiten zu kämpfen und ein Schutt wegzu: 
räumen, ben Jahrhunderte aufgehäuft hatten; indeß war ba mie 
bort bis Mitte des %. 1867 der fefte Bunft errungen worden, von 
bem aus weiter gearbeitet werben Fonnte, in Oeſterreich durch ben 
vollendeten Ausgleih mit Ungarn, in Deutihland durd die nord: 
beutfche Bundesverfafjung, wenn auch jener fo wenig wie dieje allen 
berechtigten Wünſchen entſprach. Vieles ift feither in Defterreich, 
vieles in Deutjchland geichehen, aber dieſes ift fo wenig wie jenes 
und jenes fo wenig wie dieſes ſchon in den ſichern Hafen eingelaufen. 
Beide fteuern ihm erjt mit Aufgebot aller Kräfte und dem Anfcheine 
nah allerdings in verhältnigmäßig rajhem und feitem Laufe zu. 
Aber ganz abgejehen von den Stürmen, bie fih zum voraus nicht 
berechnen laſſen und die plößlich über fie fommen können, fo ift es 
zur Zeit noch durchaus nicht ſicher, ob fie gewilje Klippen, bie auf 
ihrer Bahn liegen und die ſich ganz deutlich erfennen laffen, auch) 
wirklich glüdlih umjchiffen werden. Oeſterreich bat fich eine Ber: 
fajlung gegeben, die allen berechtigten Forderungen entjpricht und 
alle Erwartungen übertraf, aber fajt nod die [chwereren Aufgaben 
liegen vor ihn. Und ba benfen wir nicht ſowohl an bie weitere Orb: 
nung des DVerhältnifjes zwiſchen Staat und Kirche, obgleich fie ihm 
noch Heftige Stürme und Stöße bringen mag, und nidt an bie 
endliche Ordnung ber Finanzen, die mit ber wahrlich nicht karg zu: 
gemefjenen Befteurung der Etaatsgläubiger, obgleich ſich dagegen 
billiger Weife nicht viel einwenden läßt, nicht abgemadt ijt, viel: 
mehr eigene Anftrengungen verlangt; fondern vor allem aus an bie 
Löjung der Frage ber Nationalitäten jenjeit® wie biefjeits der Leitha, 
dieſe jchwierigfte und belicatefte aller Fragen für Defterreich, bie 
Defterreih aber löſen muß, da vom höchſten Standpunkt ber Politik 
auge darin vornehmlich die Krijtenzberechtigung befjelben in Europa 
liegt. Preußen, das preußiiche Volk, hat i. %. 1866 eine männs 
liche Kraft und eine männlide Disciplin an ven Tag gelegt, melde 
die Bewunderung Europas erregt haben und die zuſammen mit ber 


nie zu vergeſſenden, nicht minder großartigen Erhebung Preußens in 
36 
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Preugen. den Befreiungskriegen dieſes Volk würdig erſcheinen Taffen, an die 
Spike der gelammten deutſchen Nation zu treten; und ber preuß. 
Regierung oder vielmehr dem eminenten Staatsmanne, der an ihrer 
Spitze jteht, ift e8 gelungen, bie erften, feſten Grundlinien des fünf: 
tigen deutſchen Nationaljtantes mit fidherer Hand zu ziehen. Aber 
berfelbe eminente Staatsmann würde ſich einem verhängnißvollen 
Irrthum hingeben, wenn er der Meinung wäre, daß ber große vier— 
jährige Eonflict gelöst ſei; er iſt bejeitigt, aber nicht gelöst; bie 
unterlegene Partei war mit nichten durchaus im Unredt und jelbit 
derjenige Theil diefer Partei, der ſich heute noch nicht verjühnen 
will, iſt mit nichten aud in feiner heutigen Oppofition durchaus im 
Unredt; die fiegende Partei hat nur gefiegt, weil fie ihr Führer 
gegen ihren Willen in eine Bahn mit fi fortriß, bie bem tiefſten 
Bebürfnig der Zeit entiprah, dem fie bienen mußte und jeither 
dienen muß, das fie aber guten Theils nicht verſteht unb nicht ver: 
ftehen will. Ber große Sieg bes %. 1866 hat mit feinem: blen: 
benden Slanze viele Schäden zugededt, aber fie befiehen darum doch 
und Vieles, gar Vieles ift in Preußen nicht zum Untergang, aber 
zur Reform vollfommen reif; dieſe Reform mag mit ſchonender Hand 
begonnen und burdhgeführt werben, aber fie muß in Angriff genom: 
men werden, raſch und ficdher, auch wenn es jchmerzt, und unter dem 
fammtenen Handſchuh muß bie Hand jelber eine eijerne fein. Die 
Gonflictszeit hat Schwächen, Schäden und Gebrechen ber liberalen 
Partei zu Tage gelegt, fie hat fie gebüßt; aber fie Hat auch nicht 
minder [were Gebrechen der damals und heute noch in Preußen herr: 
ſchenden Partei bloß gelegt, die noch nicht gejühnt find und. deren 
Wunden heute noch brennen. Preußen felber muß vielfadh ein an— 
beres werben, wenn e8 feinen „Beruf“ wirfli erfüllen will, viel: 
fach ein anderes, wenn es die Schwierigkeiten, die ihm bie neuen 
Erwerbungen in feinem eigenen Innern bereiten, nicht bloß bewälti⸗ 
tigen, ſondern löſen foll, vielfach ein anderes, wenn ber nordd. Bund 
eine Wahrheit werben und nicht bloß, was heute noch mehr ober 
weniger der Fall ijt, von ber Gnade Preußens Ieben fol, vielfach 
ein anderes, wenn es auch Süddeutſchland gewinnen und ganz 
Deutfchland auf die Höhe des beutichen Nationalftaates führen fall. 
Die Art des Widerftandes, der es auf feiner neuen Bahn begegnet, 
it freilich vielfach geeignet, ſchmerzliche Gefühle zu erregen und 
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Ihlägt oft dem einfachſten geſunden Menjchenverftand geradezu ind Preufen, 
Antlitz. Aber auch da liegt der Fehler nicht bloß auf der einen 
Seite. Dem preuß. Particularismus gegenüber ift der ſchwäbiſche 

ober bayerijhe durhaus in feinem Recht und wenn jchlieklih ber 
erftere als der mächtigere fiegen jollte, jo wäre mit dieſem zugleich 
Deutſchland felber unterlegen. Die nächſten Jahre müffen die Ent: 
ſcheidung bringen, zur Zeit ſchwankt das Zünglein der Wage noch 

bin und ber. 

Am 15. Nov. 1867 trat der preuß. Landtag zujammen; bie 
Seflion zog fih bis ins J. 1863 hinaus. Seine Hauptaufgabe 
war, das Budget für 1868, von dem zum erjten Mal jeit der 
Gründung des norbd. Bundes eine Reihe von Boften, voraus der 
ganze Militäretat verjchwunden war, zu beratben und das Haupt: 
ſächlichſte politifche Intereſſe concentririe ji) auf die Frage der Aus: 
iheidung eines Provinzialfonds für Hannover, an die fich jofort die 
Frage einer gleihen Maßregel nicht bloß auch für bie andern erft 
annectirten Landestheile, fondern gleihmäßig auch für bie alten preuß. 
Provinzen Fnüpfte. Die Maßregel für Hannover fehte Graf Bis— 
mard gegen die feubdale Partei durch. Bezüglid einer Ausdehnung 
der Maßregel ſprach fi die Negierung dagegen nicht unzweideutig 
aus. Die Frage ift nicht bloß für Preußen, jondern für ganz Deutſch— 
land, für bie eigentlih beutjhe Frage, von eminenter Bebeutung. 
So wenig bie deutſche Frage ihre ſchließliche Löſung darin finden 
wird, daß die Bunbescentralgewalt neuerdings in irgend einer Weife 
wiederum in föberaliftiiher Weile zuſammengeſetzt wird, jo wenig 
kann es ſich darum handeln, ben einzelnen preuß. Provinzen irgend 
iwie eine Art politiiher Autonomie zu übertragen und jo Preußen 
gewiſſermaßen föderaliſtiſch umzugeſtalten — das eine wie das an 
dere find jübbeutfche Träume, die auch nicht die mindeite Aus: 
fiht auf Berwirklihung haben. Aber ebenjo jehr es dem Geifte 
der Nation entfpricht, ihren einzelnen Gliedern, abgefehen von ben 
gemeinfamen Angelegenheiten der Diplomatie, bed Heerweſens und 
ber großen Verkehrsintereffen, deren oberfte Leitung umter ber 
Gontrole des Parlaments durchaus in einer Hand fein muß, 
für alles übrige bie volle Selbjtändigfeit und Selbftthätigfeit 
unter ihren alten Dynaſtien zu laſſen, ebenjo enticdhieben ent: 
fpräche es. dieſem Princip und dem Geiſte der Zeit, ben Pro: 
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Preußen. binzen eines großen Staats wenigſtens eine gewifje und zwar mög: 
lichſt Tiberal bemefjene abminiftrative Autonomie zu übertragen. Bei 
aller Berjchiebenheit findet zwijchen der Anwendung bejjelben Prin— 
cips in den beiden Syſtemen unzweifelhaft ein gewiſſer innerer Zu: 
jammenhang jtatt. Jeder Schritt Preußens in der gedachten Rich— 
tung erleichtert die allmälige Heranziehung des Südens, während bie 
ftramme Einheit Preußens aud in dev Verwaltung ihn abitößt und 
in ihm die Furcht einflößt vor jener Einheit Deutſchlands nicht unter 
preuß. Führung jondern unter preuß. Herrſchaft, gegen die er fid 
allerdings und vielleicht bis zum Außerften wehren dürfte Diele 
Furcht ift durch die Gründung des nordd. Bundes nicht beſchwichtigt, 
bei Vielen im Gegentheil nur verftärft worden. Und auch das läßt 
fi) begreifen. Der Reichstag des nordd. Bundes trat am 9. Sept. 
1867 zu feiner erften orbentlihen Seflion zufammen und feither wieder 
vom April bis Ende Juni 1868 und hat während beider Seſſionen 
unzweifelhaft Namhaftes und Anerfennenswerthes geleiftet; aber jo lange 
nicht ein verantwortliche® Bundesminijterium dem Reichstag gegen: 
über jteht, jo lange fait das ganze Regiment des Bundes hinter 
dem Bundesfanzler in den Händen der preuß. Regierung liegt, ohne 
daß man eigentlid) auch nur klar in das dießfällige Getriebe hinein: 
zubliden vermag, iſt es ſich nicht zu verwunbern, wenn Viele ber 
Anfiht find, daß es eigentlich nur eines Fräftigen Druds von Seite 
Preußens bedürfte, um dem ganzen conjtitutionellen Apparat bes 
nordd. Bundes ein Ende zu machen und ihn als das erjcheinen zu 
lafien, was er in Wahrheit fei, ein bloßes Schattenſpiel an der 
Wand in den Händen Preußens, und ift es ſehr begreiflich, wenn 
auch nicht particulariftiich gefinnte Süddeutſche Anftand nehmen, fi 
für einen Eintritt in ben nordd. Bund zu erflären, um vielleicht 
mit ihm jenes Schidjal zu iheilen. Der Wibderftand gegen eine bem 
Reichstage nicht bloß moraliſch verantwortliche Bundesregierung, bie 
ber öffentlihen Meinung erft neueftens in der Trage der Marine 
anleihe wieder fo drajtifh entgegen getreten ift, hat in Süddeutſch— 
land einen nichts weniger als glüdlihen Eindruck gemacht. Graf 
Bismarck fcheint allerdings troß feiner Haltung in diefer Frage feiner: 
jeit8 den norbb. Bund ernithaft wenn aud langjam zur vollen 
Wahrheit machen zu wollen und ein jehr namhafter Theil der Na: 
tion vertraut auf jeinen Willen und feine Energie ber es ift 
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immerhin bebenflich, wenn bie Hoffnung der Nation auf einem ein= Preugen. 
zelnen, wenn auch noch jo eminenten Manne beruht, deſſen Leben 
in Gottes Hand fteht, und der gewiffenhafte VBaterlandsfreund wie 
der umfichtige Politiker jehen ſich unwillfürlich vor die peinliche Frage 
aeftellt: wie dann? Die Nation wird darum das Vertrauen zu ſich 
ſelber nicht verlieren, aber fie kann ſich nicht verhehlen, daß ihr Ho: 
rizont ſich möglicher Weiſe plößlih mit gewitterfchwangern Wolfen 
überziehen könnte. i 
Zunächſt waren es freilich nicht derartige Erwägungen, bie — 

ſich geltend machten, als, faſt gleichzeitig, im Oct. 1867 die Frage 
der Genehmigung der Schuß: und Trutzbündniſſe und der neuen Zoll: 
bereinsverträge an die Landtage ber fübd. Staaten herantrat. In 
Baben jtand die Antwort feinen Augenblif im Zweifel. Fürſt, 
Sandtag und die Majorität der Bevölferung hatten fich wiederholt 
und aufs entjchiedenfte im nationalen Intereſſe ausgeiproden. Um 
jo zweifelhafter war dagegen der Ausgang von Anfang an in Würt- 
temberg und gegen Erwartung fogar in Bayern. Zufällig trat das 
legtere in den DVordergrund Während die bayeriſche Kammer der 
Abgeordneten die Zollverträge — das Schub: und Trußbündniß war 
ihrer Entſcheidung verfaffungsmäßig entzogen — mit großer Mehr: 
heit genehmigte, machte der Reichsrath Miene bdiejelben im engjten 
particulariftiihen Intereſſe zu verwerfen und vereinigte fich fchließlich 
auf die geradezu jublime dee, die Genehmigung an die Erhaltung 
des alten liberum veto ber Zollvereinsmitglieder für Bayern fnüpfen 
zu wollen. Allein die Reichsräthe waren in argen Illuſionen be— 
fangen, wenn fie glaubten, daß Preußen zu einem jo handgreiflichen 
von ber öffentlichen Meinung längjt verurtheiltern Rückſchritt die Hand 
bieten werde und noch weniger fcheinen jie au nur eine ‘dee bon 
den mächtigen materiellen Interefjen gehabt zu haben, die auf bem 
Spiele ftanden. Die öffentlihe Meinung des Landes ſelbſt Flärte 
fie indeß darüber auf. Die ganze Welt der Induſtrie und der Ge: 
werbe, bie Vertreter faft aller größeren, mittleren und jelbjt kleineren 
Städte überfchütteten die hohe Kammer fürmlid mit Adrefien, Pe: 
titionen und Telegrammen, die bie Genehmigung für cine abjolute 
Nothwendigkeit erklärten; Preußen Ichnte ihre Zumuthung höflich 
aber fehr rund ab und bie Abgeorbnetenfammer blieb fe. Dem 
Reichsrathe blich nichts anderes übrig als fi zu fügen. Der Bor: 
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3ol- gang wurde auch für Württemberg weſentlich entſcheidend. Für bie 
— Genehmigung bes Schutz- und Trutzbündniſſes war zwar bie ber: 
faſſungsmäßig eigentlich erforderliche Zweibrittelmehrheit nicht zu er: 
zielen: die einfache Mehrheit der zweiten Kammer bejhloß daher, daß 
jene Zweibrittelmehrbeit überall nicht erforderlich jei und genehmigte dann 
bie Vorlage mit berjelben einfachen Mehrheit. Für die Zollvereins: 
verträge fand fi) dagegen und aus guten Gründen die Zweibrittel: 
mehrbeit. Preußen aber war vorfichtig genug, bei Gelegenheit der 
Auswechslung der Zollvereinsverträge die Ratification feinerjeits an 
die Bedingung zu knüpfen, daß die Schutz- und Trußbündniffe nicht 
‘in Frage gejtelt würden. An eine Trennung vom Zollverein fann 
Süddeutſchland wirthichaftlich vernünftiger Weiſe auch nicht einmal 
denken. Im Schirm der Zollvereinsverträge find daher auch die 
Schutz⸗ und Trutzbünde vollſtändig geſichert, ſelbſt in Württemberg. 
dFrant⸗ Dieſe Erſcheinungen in Süddeutſchland gegen Ende des J. 
id. 4867, die im Frühjahr 1868 bei Gelegenheit der Zollparlaments— 
wahlen fich erneuerten und zu Bildung einer jog. jübdeutichen Frac— 
tion im Zollparlamente führten, wurden im Ausland vielfach über: 
ſchätzt; allein gerade biefe Ueberſchätzung hatte wenigſtens ben Vor: 
theil, daß die Aufregung, die namentlih in Frankreich gewiſſe Kreife 
feit dem J. 1866 ergriffen hat und noch zu Anfange 1867 in ben 
Debatten des gefeßgebenden Körpers in einer Deutſchland jo ent: 
ſchieden feindſeligen Weife zu Tage -trat, ſich allmälig zu beruhigen 
anfing, und neueftens bei Gelegenheit des Confcriptionsgejeges und noch— 
mals bei der Generalbebatte über das Budget für 1869 im geſetz— 
gebenden Körper zu förmlichen Friedensdbemonftrationen gegen die koſt— 
fpieligen Rüftungen und die möglicherweife kriegeriſchen Hintergedanfen 
ber kaiſ. Regierung umſchlug, Demonflrationen, an denen die Dppo: 
fition und bie Majorität gleichmäßig theilnahmen und denen die Minifter 
Rouher und Mouftier nur mit immer neuen Betheurungen ber Friedens— 
liebe und. der durchaus auf den Frieden gewanbten Politik des Kat: 
jers zu antworten wußten. Selbſt Hr. Thiers ſprach ſich, eben auf 
jene föberaliftifhen Erſcheinungen in Deutſchland geftüßt, für ben 
Frieden aus, freilich auch für die kriegeriſchen Rüftungen und für 
die. Eriegerifche Bereitihaft Frankreichs für ben Fall, daß feine Hoff: 
nungen fich nicht bejtätigen ſollten. Inzwiſchen werben fi aber 
bie Sranzojen daran gewöhnen bezüglih Deutſchlands ganz anders 
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zu rechnen als bisher und vielleicht auch im ihren eigenen Angelegen- Perrför 
heiten Beſchäftigung genug finden, jo daß wenigftens zu hoffen fteht, 2 

e8 werbe fchließlih gelingen, einen Krieg zwijchen ben beiden Ra: 
tionen zu vermeiden, ber zulegt weder ber einen noch ber anderen 

zum Vortheil gereihen würde und der im Intereſſe der Civiliſation 

nicht um jeden Preis, aber doch wo immer möglich vermieden werben 
muß. Die Entwidelung Deutfchlands kann und wird darum frei: 

lich nicht ftille ftehen und in letzter Linie muß Deutſchland allerdings 
bereit jein, die Freiheit jeiner Entſchließungen fih und ſich allein zu 
wahren und nöthigenfalls Alles’an Alles zu jeken. 

Die jog. ſüddeutſche Frage iſt indeß nit bloß für Frank: 
reich von entſcheidender Bebeutung, jie iſt es, wie wir gejehen, auch 
für Defterreih, aber immerhin doch in ganz anderer Weiſe. Auch 
Defterreih ſähe zunächſt eine Vereinigung der ſüdd. Staaten mit 
dem norbd. Bunde nur fehr ungerne, aber unter gewiffen Umjtänben 
läge fie hinwieder in feinem eigenften Intereſſe. 

Defterreih fürchtet nicht Jomwohl den beutihen Bundesſtaat, a 
auch wenn er über ben Main und bis an den Bodenſee und die " 
bayer. Alpen vorrüden würde; was es und nidt ohne Grund fürdhtet, 
ift, daß fih aus den jegigen Anfängen eines norbd. Bundes ſchließ— 
lich doch ein ftrammer preuß. Einheitsjtaat entpuppen möchte, eine 
Gefahr, die unläugbar noch feineswegs befeitigt iſt. in folches 
Preußen, jagt es ſich, hätte die natürliche Tendenz, allmälig immer 
weiter zu fchreiten und nicht zu ruhen, bis es die ganze Nation 
umfaßt und auch die deutſch-öſterreichiſchen Provinzen annectivt hätte, 
wie es Hannover ꝛc. bereits annectirt hat und in dem angenommenen 
Fall auch Bayern ꝛc. annectirt haben würde. Daß dieſe Eventualität 
jebenfals und unter allen Umſtänden noch in weiter Ferne läge, ift 
allerdings nicht geeignet, Defterreich zu- beruhigen; wenn bie Gefahr 
überhaupt bejteht, läge es ihm unzweifelhaft ob, ihr ſchon jeßt zu 
begegnen. Daß fie aber als Möglichkeit befteht, ift nicht zu 
läaugnen. Aber wenn auch möglich, wahrſcheinlich ijt ein folder Aus: 
gang ber in Deutichland feit 1866 eingetretenen Bewegung nicht. 
Der nordd. Bund fheint doch nicht bloß cin willkürliches Geſchöpf 
Preußens zu fein, fondern ein fehr Tebensfähiges Kind der Zeit 
jelbft und ebenfo ſcheint Defterreih den rechten Weg gefunden zu 
haben, um ‚neu zu erſtarken und feine Aufgabe in Europa zu er: 
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Defer- füllen. Diefe Aufgabe bejteht aber feiner geographiihen Lage und 


feiner Zujammenfeßung nad offenbar darin, bie deutiche Kultur nad 
Dften zu tragen und bie Vermittlung zwijchen berjelben und ben 
zahlreichen ſlaviſchen Völkerſchaften zu übernehmen, die ſich ringe 
um ben ruffifhen Koloß herumgelagert finden. Sit Dejterreid im 
Stande dieſe feine eigentlihjte und höchſte Aufgabe zu erfüllen, fo 
werben jeine beutfchen Provinzen feinen Anlaß haben, ihre Augen 
anderswohin und nah Preußen zu Tenfen. Nur wenn es jene Auf: 
gabe, zunädhjt gegenüber feinen Czehen und Siübjlaven, nicht zu er: 
füllen vermödjte, wenn es in dem Verſuch jcheitern und ſich über: 
haupt auf feiner neuen Grundlage nicht zu confolidiren im Stande 
wäre; nur in diefem Falle würde ihm die Gefahr bes Auseinanderfalleng 
drohen und dann allerdings aber auch nur dann wäre es von jelber 
außer Zweifel, wo die deutſchen Provinzen bes Reichs einen An: 
ſchluß ſuchen müßten. Hoffentlich, für Dejterreih und für Deutid: 
land, tritt diefer Zall nicht ein. Wenn aber Defterreich jeine Auf: 
gabe im Oſten erfüllen fol, jo wird es diefelbe früher ober fpäter 
gegen Rußland durch fechten und dazu alle feine Kräfte zuſammen— 
fallen müfen. Dev Kampf wird und muß kommen, darüber macht 
fih die öffentlihe Meinung im Oeſterreich felber am allerwenig: 
ten Illuſionen: um ihn durchzufämpfen bedarf Oeſterreich eines 
Rückhaltes, den ihm nur Deutjchland, nimmermehr aber Frankreich 
oder dieſes doch nur in Verbindung mit Deutjchland gewähren 
kann. Defterreih fühlt daher das Bedürfniß, fih mit Preußen 
und Deuifchland wieder in ein engeres Verbältnig zu ſetzen. 
Und hier Tiegt der Punkt, wo bie ſüddeutſche Frage bie orien: 
taliſche berührt, io weit fie auch auseinander zu liegen jcheinen. So 
lange das Werft von 1866 noch ein undbollenbetes ift, jo lange 
Preußen nicht unbedingt auf Süddeutſchland rechnen kann, jo lange 
Frankreich und zwar mit jpezieler Rüdfiht auf Süddeutſchland in 
jeinev drohenden Stellung beharrt, fo lange ift für Preußen die 
ruſſiſche Freundſchaft, man mag fonft davon denken wie man will, 
geradezu eine Nothivendigfeit und es ift gar nicht zu Jäugnen, daß 
fie zeither zu Erhaltung des Friedens wejentlic beigetragen hat. 
Aber ſobald bie orientalifche Frage wirflih zur Pöfung gebracht 
werben follte, jo müßte Preußen zwiſchen Rußland und Oeſterreich 
wählen. Woſür ſich bie öffeniliche Meinung Deutſchlands und zwar 
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diejenige Preußens inbegriffen entjcheiden würde, ift wohl feinen Augen: ge 


bli zweifelhaft. Preußen aber würbe wohl eine Bedingung jtellen 


und Defterreih würde fie, fo weit es von ihm abhängt, vermuth⸗ 


lich ohne das mindeſte Bedenken zugeſtehen und dieſe Bedingung 
wäre, daß die ſüddeutſche Trage gelöst und aus dem Zoll: ein Voll: 
parlament gemadyt werde. Es find das allerdings vorläufig 
noh bloße Combinationen, aber fie ſcheinen ben realen Ber: 
hältniffen zu entiprechen, ben Verhältniſſen, wie fie jet liegen. 
Mas die Zukunft bis dahin bringen mag, läßt fi natürlich nicht 
berechnen. 


So nahe liegt die Eventualität allem Anjchein nad) nicht. Rußland. 


Die orientalifche Frage hat troß bes cretiichen Aufftandes und troß 
der bießfälligen Verhandlungen der Mächte geruht und ruht nod) 
immer. Rußland war allerdings fortwährend bemüht, ben glimmenden 
Funken nicht ausgehen zu laſſen, ihn vielmehr auf verjchiebenen 
Punkten mit allen Mitteln immer neu anzufadhen, aber darüber 
hinaus ift es nirgends gegangen, froh, bon Geite Europas wenig: 
ftens gegenüber Polen volfommen freie Hand zu haben. Es be: 
nüßte fie dazu, um dem Königreich Polen auch formell ein Enbe zu 
maden, wie es ihm ſchon vorher thatſächlich ein Ende gemadht hatte, 
Ein kaiſ. Ufas bob die bisher in Warfchau beſtehende bejondere Re— 
gierung auf und verfügte deren Vereinigung mit den ruſſiſchen Mini: 
fterien in Petersburg. Das Land jelbft wird offiziell vielfach nicht mehr 
Polen genannt, fondern als das Weichjelland bezeichnet. Keine ein: 
zige der europ. Negierungen proteftirte auch nur gegen die Maßregel. 
Daneben hatte die jchon zeither gegen Polen überhaupt befolgte Po: 
litik Rußlands ihren ungeftörten Fortgang. Die Fath. Kirche wurde 
in jeber Beziehung jo weit nur immer möglich) beſchränkt, ihr Der: 
ehr mit Rom gehemmt und die griedhilchsunirte Kirche, wo es an: 
ging, einfach wieber in bie griechifch-orthobore umgewandelt. In ben 
og. weftlihen Provinzen wurde im ber fürmlidyen Nusrottung bes 
polnifhen Elements mit Erfolg fortgefahren. Nicht nur im biefen, 
fondern aud im eigentlihen Polen wurden die Beamten rüdfichtslog 
ruffifizirt; die Zahl der einfach entlaffenen polniichen Beamten wurde 
Ihon Ende 1867 auf 3000 angegeben. Rußland erflärte dieſes 
Borgehen gegen bie Polen einfah für eine Nothiwendigfeit, während 
fein Mund zu derjelben Zeit gegenüber den Candioten, Bulgaren, 
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Ruffand. Bosniafen u. dgl. ber Zürfei von großen Worten für die Rechte 
ber Nationalität und Humanität überlief. Europa nahm auch dieſe 
Heuchelei ſchweigend hin. Zu machen war ja dod nichts. Es war 
das ber Gewinn, ben Rußland feinerjeitS aus der preußiichen 
Freundichaft z0g. Preußen mußte übrigens zujehen, wie Rußland 
in ber zweiten Hälfte des Jahres nicht mehr bloß gegen das pol: 
niſche, ſondern aud gegen das beutiche Element in feinen Oftfee: 
probinzen vorging und auch dort die rujfiihe Sprache einzubürgern 
verfuchte — vor ber Hand ein Fleines Wölkchen, das aber unter 

Oriechen Umſtänden auf Sturm deuten fünnte. Den Griechen, befjen jungem 

on. König es eine feiner Großfürftinnen zur Gemahlin gab, fuchte es 
den Erwerb Creta's zu verſchafſen, indeß ohne Erfolg. Die Pforte 
weigerte fich entichieben und fuchte auch jede birecte Einmiſchung 
ber Mächte abzuwenden, was ihr mit Hilfe Defterreihs und Eng: 
Yands gelang. Griechenland mußte zufrieden fein, daß es unter dem 
Schirm der Großmächte nicht für die offene Unterftüßung, die es 
ben Aufſtändiſchen Creta's in jeber Weife angebeihen ließ, von ber 
Pforte gezüchtigt wurde. 

Türkei, Dagegen gelang es auch diefer bis heute nicht, die Inſel 
wieber völlig zu unterwerfen und zu pacifiziren, obgleih ihre Be— 
mübungen alle Anerkennung verdienen. Co unbedeutend die Inſel 
an und für fi ift, jo verfannte die Pforte doc Feineswegs, was 
es für fie bedeuten würde, wenn fie in ihrem Verſuch, bie Integrität 
bes Reichs zu wahren, gegenüber einer bloßen Hand voll Injurgenten 
ſcheitern jollte und damit zahlreichen Gelüften neue Nahrung geben 
würde, Um nad dieſer Seite freie Hand zu befommen, madhte fie 
lieber nad) anderer Seite hin Concejfionen, wo ihre Oberberrlichkeit 
thatſächlich doch jchon nur eine nominelle war. So anerkannte fie 
den Prinzen Karl von Hohenzollern als erblichen Fürften Rumäniens, 
überantwortete ben Serben die Feſtung Belgrad und einige Fleinere 
Veitungen, die fie bisher in Serbien noch bejegt gehalten hatte, und 
geftattete auch eine weitere Ausdehnung der Autonomie des Dice: 
fönigs von Aegypten. Dagegen ichidte fie, nachdem ihr erjter Ber: 
ſuch Candia wieder zu unterwerfen unter Muftapha Paſcha im Früb- 
jahr 1867 als gejcheitert betrachtet werben mußte, ihren beften 
General Dmer Paſcha dabin, der bis im Sommer benn aud in 
die Sphafia, den Hauptfi des Aufitandes, eindrang, ohne indeß 
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benjelben völlig bewältigen zu können, da fi die Anjurgenten in Tärki. 
bie unzugänglichen Berge zurüdzogen und von Griechenland aus fort: 
während unterftüßt mwurben. Um biejelbe Zeit wagte ber Sultan 
einen in ber Türkei bisher unerbörten Schritt, er unternahm im 
Juni eine Reife nad) Paris und dem Weſten Europas, um ſich mit 
ben eigenen Augen von AZuftänden zu unterrichten, deren Einfluß 
fein Reich nicht länger zu mwiderftehen vermag. Er bejuchte Paris, 
London und Wien und jeine überraſchend einfache Erſcheinung machte 
überall einen ſehr günftigen Cindrud, während er felber ganz voll 
von dem übermwältigenden Eindrud der AZuftände des Occidents, 
der Schöpfungen chriſtlicher Civilifation und chriftlicher Macht an 
die Geftade des Bosporus zurüdfehrte. Seine Reife fcheint in ber 
That eine entjcheidende Wendung in der inneren Bolitik des türkiſchen 
Reichs zu bezeichnen. Geit, dem Sultan Mahmub hatten ſich bie 
Beherrfcher der Gläubigen und ihre Staatsmänner große Mühe ge: 
geben, die Cultur der Mufelmanen zu heben, ohne indeß dem dhrift- 
lihen Element größeren Einfluß zu geftatten, Der Erfolg war ein 
jehr wenig befriedigender und die Zerfegung bes Reichs hatte unver: 
fennbar ihren wie es jdhien nicht mehr abzumendenden Yortgang. 
Nun aber fcheint ein anderes Brincip befinitiv die Oberhand gewonnen 
zu haben, obgleich ber erjte VBerjuch feiner Anwendung auf Ganbia 
zu feinen Erfolgen führte — das Princip der wirklichen Gleichbered: 
tigung ber Chrijten und ber Mufelmanen. Während von ben beiden 
Staatsmännern, die unzweifelhaft die befähigtften und unbefangeniten 
ber Türkei find und ſchon Anfangs 1867 wieder an die Spike der 
Geſchäfte traten, Aali und Fuad Paſcha, der Iektere den Sultan 
nah Europa begleitete, ging jener perſönlich nach Candia, um ben 
Verſuch einer wirklichen Pacifizirung der Anfel zu unternehmen. 
Seine Vorſchläge waren jehr annehmbare, und. hätten ben Zwed 
wohl erreichen können, wenn die Dinge dort nicht ſchon zu meit 
gebiehen gewejen wären. Um fo größeren Anklang ſcheint dagegen 
der Sinn und Geift, von dem fie ausgingen, in ben übrigen europ. 
Theilen des Reichs zu finden. Die Gleichberechtigung der Chriften 
mit den Mufelmannen fol enblid eine Wahrheit und den erjteren 
thatſächlich ein Einfluß auf das Regiment des Reichs bis hinauf 
zum Minifterium jelber eingeräumt werben. Zu biefem Ende hin 
greift der Sultan zu bemjelben Princip, das auch in Europa ben 
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Kern der ganzen neueren Gefchichte bildet, der Scheidung ber poli- 
tiihen von den religiöfen und kirchlichen Functionen und ber Eman- 
cipation des Staats von ben Sabungen der Religion. Die Unter: 
thanen des Cultans, fo weit fie Mufelmanen find, mögen fi aud 
fortan wie bisher an den Koran als der Quelle religiöjer Ueber: 
lieferung halten, der Staat muß fid von ihm emancipiren und kann 
z. B. die Rechtspflege unmöglich länger auf die höchſt unzureichenden 
Ausſprüche desjelben gründen, wenn er den gerechten Anforderungen 
aller jeiner Angehörigen entſprechen will. Der Sultan felbjt bat 
fi darüber wiederholt auf's unzweibeutigfte ausgeſprochen und durch 
die Ausdehnung des ſog. Vilayetiyjtemes für die Organijation ber 
Provinzen, burd die Gründung eines neuen Staatsraths aus Chriſten 
und Mufelmännern fowie eines oberften Jujtizrathes und durd die 
Aufnahme einer Anzahl Ehriften felbjt in bie höchſten Stellen ber 
Regierung hat das Syſtem wenigſtens einen kräftigen Anfang er: 


"halten. Ob es im Stande fein wird, das zerfallende Reich noch zu 


Rerein. 
Staaten. 


retten, iſt freilich fehr die Frage, aber fo viel ift immerhin ficher, 
daß, wenn es nod) gerettet werden fol, es jedenfalls nur auf dieſer 
Grundlage und diefer Bahn möglich, fein wird. 

Die Verein. Staaten Norbamerifas, deren Bedeutung für 
Europa bereits eine fo gemaltige geworben ift und deren Nüdtwir: 
fung auf dasjelbe fichtbar eine immer intenfivere wird, traten im 
das %. 1867 mit dem großen Erfolge in Mexico. Die Tragweite 
des Ereignifjes für Europa und für die Stellung bes Faiferlichen 
Frankreichs innerhalb des curop. Staatenſyſtems, ſo hoch fie auch 
angeſchlagen werden muß, verſchwindet völlig gegen die ungleich fol— 
genſchwerere, daß damit der letzte Verſuch der romaniſchen Race ge— 
ſcheitert iſt, dem Uebergewicht der germaniſchen auf dem amerika— 
niſchen Continent und damit in der außereuropäiſchen Welt über— 
haupt einen Damm entgegen zu ſetzen. Im Uebrigen war bie Union 
faft ausschließlich mit der jchwierigen Frage einer NReconjtruction ber 
niebergeworfenen Südſtaaten beſchäftigt. Daß dieſe nicht in einer 
allfeitig befriedigenden Weife erfolgte, fällt vornämlih dem Präſi— 
denten Johnſon zur Laft, der die Frage ohne Rückſicht auf bie un: 
ausweisligen Conſequenzen des furchtbaren vierjährigen Bürgerkriegs 
und des endlichen Sieges der Norditaaten löſen wollte und dadurch 
diefe -und den Congreß fo zu fagen gewaltfam in eine Bahn brängte, 
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die urfprünglich keineswegs beabfichtigt war und für die verfaſſungs- Berein. 
mäßige Grundlage der Union allerdings nicht unbedenklich erſcheint. *ee 
Johnſon übernahm einen Kampf, dem er perſönlich durchaus nicht 
gewachſen war und ohne zu bedenken, daß das monarchiſche Element, 
das er innerhalb der Union repräſentirt, von Anfang an dafür viel 
zu ſchwach war. Sein Verſuch, den ehemaligen Sclavenhaltern des 
Südens wenigſtens in den eigentlichen Südſtaaten die Herrſchaft 
neuerdings zu ſichern und die Negerbevölkerung derſelben, wenn auch 
nicht mehr in einer rechtlichen, aber doch in einer thatſächlichen Sela— 
verei zu erhalten, ſcheiterte vollſtändig, aber damit zugleich auch die 
bloß allmälige Ueberleitung der befreiten Sclaven zu vollſtändiger, 
nicht bloß bürgerlicher, ſondern auch politiſcher Gleichſtellung mit 
ihren früheren Herren, wie ſie allein der wirklichen Sachlage und 
dem wohlverſtandenen Intereſſe Aller entſprochen hätte. Eine Ver— 
ſtändigung des Präſidenten mit dem Congreß wäre urſprünglich auch 
nichts weniger als ſchwierig geweſen und hätte dem erſteren theils 
einen beſtimmenden, theils wenigſtens ermäßigenden Einfluß geſichert. 
Auch im Norden ſtand urſprünglich die Anſicht feſt, daß den Negern 
zwar die bürgerliche Gleichſtellung mit ihren ehemaligen Herren un— 
möglich verweigert werden könne, daß dieſelben aber für eine poli— 
tiſche Gleichſtellung noch nicht reif ſeien. Allein der Verſuch des 
Congreſſes, von dieſem Geſichtspunkte aus vorzugehen, mußte zu Ans 
fang 1867 als gejcheitert betrachtet werden gegenüber dem Wider: 
Stande des Präfidenten, der ehemaligen Eclavenbarone und ber ſog. 
Eopperheads des Nordens. Es blieb dem Congreffe und ber Majos 
rität des Nordens, die hinter ihm ftand, gar nichts anderes übrig, 
als auf den urjprüngliden Standpunkt unmittelbar nach dem Kriege 
zurüdzugehen und ben ganzen Süden wieder unter ein Militär: 
regiment zu ftellen, um von ba aus freie Hand für die Recon: 
ftruction zu gewinnen. Sobald aber die unterworfenen Rebellen 
und der mit ihnen, nicht allein aber überwiegend aus felbjtiichen 
Intereſſen, Hand in Hand gehende Präfident dazu nicht mitwirken 
wollten blieb nichts anderes übrig, als die politifche Gleichheit der 
Neger mit den Weißen im Süden durch Anerkennung des allgemet: 
nen Stimmredts feitzujtellen, um jo, wenn es anders nicht zu er— 
reihen wäre, bie bürgerliche Gleichſtellung zu erzielen und zu ſichern. 
Ende Februar 1867 verjtändigten ſich beide Häufer des Congreſſes 
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über ein Geſetz, das bie früher vom Präſidenten eingeſetzten probi- 
ſoriſchen Regierungen thatjächlich befeitigte, ben Süden wieder unter 
die Milttärgewalt ftellte und die NReconjtruction in der Weiſe ein: 
leitete, daß das allgemeine Stimmrecht auch der Neger anerkannt 
wurde, wonach zunächſt neue Staatsconventionen gewählt werben 
folten, um neue Berfaflungen für alle zehn Staaten zu berathen 
und zu befähließen, die wiederum dev Genehmigung oder Verwerfung 
fämmtliher, weißen und farbigen, Bürger jedes Staates unterftellt 
werben follten, worauf erjt die Vertreter jener Staaten in ben Con: 
greß gewählt und von demjelben, wenn alles in Drdnung, zugelaffen 
werden jollten. Der Präfident legte gegen das Geſetz fein verfaſſungs— 
mäßiges Veto ein, aber dasjelbe wurde nicht minder verfallungsmäßig 
durch Zmeidrittelgmehrheiten beider Häufer fofort umgeftoßen. . Un: 
glüdliher Weiſe begnügte fih Johnſon damit nicht. Während bes 
ganzen J. 1867 bemühte fi) der Präfident, durch eine Reihe von 
Verfügungen die Anordnungen des Congreſſes hemmen oder illuſo— 
riſch maden zu wollen. Der Congreß antwortete durch eine Reihe 
von neuen Geſetzen, gegen die der Präfident freilich wiederum fein 
Veto einlegte, aber wiederum nur mit demjelben Erfolge. Das Er: 
gebnig war, daß ber Präfident jchlicklih von allem Einfluffe auf 
das Neconftructionswert völlig ausgeſchloſſen und felbit in ber ihm 
verfaffungsmäßig zuftehenden Ernennung der Beamteten, ja fogar 
feiner Miniſter, in einer Weiſe beſchränkt wurbe, wie fie faum we: 
ber dem Geijte der Verfaſſung, noch dem mwohlverftandenen Intereſſe 
ber Union entſprach. Umfonft verſuchte Johnſon dagegen anzukäm— 
pfen. Alles, was er erreichte, waren Conflicte mit dem Congreſſe, 
in denen er regelmäßig den fürzeren 3095. ‘Der widtigfte darunter 
erwuchs aus der Abfekung des FKriegsminifters Etanton, der. fi) 
im Bürgerkrieg fehr verbient gemacht bat, aber auch feither feit 
auf Seite des Eongreſſes fand. Derjelbe führte ſchließlich, im Früh: 
jahre 4868, zu der fon ſeit langem ventilirten förmlichen Ans 
Elage bes Präfidenten, die indeß mit feiner Freiſprechung buch ben 
Senat, freilih nur mit einer einzigen Stimme Mehrheit, endete. 
Allein biefer Sieg des Präfiventen Fam viel zu fpät. Die Recon: 
ftruetion der Sübftaaten war inzwifchen ohne ihn und gegen ihn je 
weit vorgejchritten, daß bdiefelben ohne Zweifel noch vor der im 
Herbft 1868 bevorſtehenden Präfidentenwahl biejelbe vollendet 
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haben und ihre Vertreter im Congreſſe zugelafjen ſehen werben. an 
Die neue Präfidentihaft fcheint dem General Grant fhon jetzt 
faſt ficher zu jein. Derjelbe ijt jeinerjeitd entſchloſſen, ſoweit 
nur immer möglih, mit dem Gongreffe Hand in Hand zu gehen 
und ift infofern und jonjt wohl überhaupt der geeignetite Mann, 
geficherte Zuftände anzubahnen und die Stellung des Präjidenten ber 
Nepublit wieder herzuſtellen. Daun erjt wird die Union im Falle fein, 
ihre Augen neuerdings nach außen zu wenden und denjenigen Einfluß 
voll und nad allen Seiten in Anjprudy zu nehmen, auf bie fie aller: 
dings immer entjchiedener ein Recht zu haben ſcheint. Nicht ganz in 
berjelben Weiſe, aber dod annähernd hat fie chen jebt diejelbe Stell: 
ung zum europ. Staatenjyitem wie Rußland und gewinnt fie täglich 
mehr. Die europ. Staaten ziehen ſich fichtlid mehr und mehr zu: 
fanımen und jchließen fih immer mehr zu einer Art von Ganzem 
an einander, in dem Nußland feine Stelle mehr findet; In demfelben 
Maße aber, in dem fih Rußland von ihnen ausjcheidet oder von 
ihnen ausgejchieden wird, in bemjelben nähert fi) ihnen hinwieder 
das mächtige Staatsweſen jenſeits des Oceans und gewinnt auf fie 
dur bie Ideen, die von ihm ausgehen, einen Einfluß, von dem 
vor zwanzig Jahren noch kaum die Rebe war, der bamals jedenfalls 
noch in den Windeln lag, wenn man ihn mit bem vergleicht, was 
er heute unläugbar ſchon geworben ift. 
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walt ©. 305; VI. Staatsgrimdgefch über bie Ausfibung der Regierungs: 
und Vollzugsgewalt ©. 306; VII. Geſetz über die gemeinjamen Angelegen: 
beiten und ihre Behandlung S. 307. 


ortugal. ©. 313. 
reußen. S. 35—180: Actenſtücke u dgl.: 12 (Reste Proclamation des Her: 


zogs Friedrih au bie Schleswig-Holſteiner) ©. 35; I 14—15 (Debatte des 
Herrenhaufes über bie Verftärfung der Zahl der Abyg, aus den annectirten 
Provinzen ohne gleichzeitige Verftärfung des Herreuhauſes; Rede Bismards) 
©. 37; 124 (K. Proclamation an die Echleswig:Helfleiner) S. 41; I 2 
(Erlaß des Finanzmtinifters am die Stadt Frankſurt bez. der Kriegscontti: 
dutionen) S. 435; 1 4 (Neden VBiamards im Herranhaufe über die freie 
Hand der Regierungen bez. Eifenbahren und über wahrbeitsgetrente Parla— 
mentöberichte) S. 44; IT 4 (Miittärcenvention nrit Weiner) S. 45; 18 
(Anſprache Fordenbeds am Schluß der Seſſien des Panbtags) ©. 49; 119 
(Thronrede) S.49; II 11 (Beicheid des Könige bez. der Frankfurter Krieges 
contribution) ©. 79; IY 2 (Militärconvention mit Heilen) ©. 192; IV il 
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(Schutz- und Trutzbündniß mit Heſſen) S. 195; IV 17 (Anfuchen der 
hannoo. Neichstagsabgg. bez. Zuziehung von n Sereanmemkinen) S. 111; 
IV 29 (Thronrede) ©. 112: V 6 (Antrag der Tertichriltspartei gegen ‚Se 
nebmiqung der Bundesveriafjung) S. 114; 1 21 (Meiltonvention mit 
Coburg-Gotha) S. 119; Y 29 (Deapregehn in Norojhleswig) ©. 120; 
VI 13 (Brogrammı der der national + liberalen Partei) ©. 123; VIA (Bro: 
gramm der ı Fertfepittspartei) ©. 124; WI 18 Note au Dünemarf bezüglich 
Morbichleswig) S. 124; VI 18 — des Geſandten in Wien uͤber 
Ungarn) ©. 126; vi 24 (Thronrede) ©. 128; VI 30 (Vereinbarungen mit 
Mermar bez. Militärconvention) &. 130; VII 4 (Berordnung bez. Eins 
ziehung aller Staatscapitalien in den anmectirten Provinzen) ©. 1315 
VI 15 (Bertbeidigung der Maßregel durd den Staatsanzeiger) ©. 132; 
VII 18 (MNeceffionsvertrag mit Waldel) ©. 133; VII 30 (Sjmmediateingabe 
bes früberen kurheſſiſchen Ständeausfchujjes für den Staatsſchatz) S. 137; 
VIU 3 (Bertrauensmänner für Organifation Hannovers) S. 133; VIII 20 
(Depeche bez. Rordſchleswigh S. 139; VII 22 (Provinzialverfaſſung für 
Hanuoper) S. 139; IX 2 (Vertrauensmänner fir Organijation Kurheſſens) 
S. 145; IX 12 (Amts und Kreisverfallfung für Hannover) ©. 146; 
IX 16 (Erlaß bez. Eurbeflifchen Staatsjhag) S. 149; X 1 (Depelche bez. 
Verhältnig zu Italien) ©. 155; X 15 (Programm der national = liberalen 
Partei) ©. 1625 X 2b (Proaramnmı ber fendalen Partei) S. 165; X 31 
(Programm der Freiconfervativen) S. 167; XI AR. Erlaß an den Ober 
firbenvath bez. Union) S. 167; XI 11 (Prozeß Tweften) ©. 168; XI 15 
(Thronrede) ©. 169; XI 21 (€ (Denkſchrift über die Abfindung der der Depofie: 
dirten) ©. 173; > 26 (Anträge bez. Prozeß Tweſten) S. 175; XI 3 
(Srftärung der ) Regierung bez. Kreisordnungen) S. 117. 
Proteftantentag. IX 26 (Theſen bez. Union) S. 218, 





Rom, S. 337-395: Actenſtücke ın dgl.: LA (Budget für 1867) ©. 387; 
115 (Depeſche des franz. Geſandien) ©. 387; VI26 (Allocntion des Papjtes) 
©. 388; VII 17 (Rriegsmanifeft der Nationaljunta) ©. 389; IX 7 Erlaß 
der Nationaljunta) ©. 390; XI 1 (Tagsbefehl Saribaldi’s) © . 394. 

Rupland. S. 120-433: Aeten tüde u. dal.: I 19 (Devefche * Aufhebung 
des Concordats mit Rom) ©. 420; I 2 (Sonflict zwiihen Regierung und 
Provinziallandtag von St. Petersburg) S . 421; 111 26 (Ufas bez. Einver⸗ 
Teibung Nolens) S. 422; [IV 18 (Bentferift ı und Plan einer Verfaffung 
für die europ. Türe) ©. ©. 423; V 22 (Nkas bez. Regelung ber Verhältniſſe 
zu Rom) ©. 426; VI 13 (Utas von 1850 bez. Sprachenfrage in den bal— 
tiſchen Provinzen) ©. 428; VM 7 (Meue Negelung der Sprahenfrage in 
ben baltifchen Provinzen) € ©. 429; VIE (Vernichtung des polniſchen Ele: 
ments in Litthauen) S. 430; X 1 (Nattonalruffentbum gegen die deutfchen 
Oſtſeeprovinzen) S. 431; XI (Rechte der baltifchen Provinzen) ©. 432, 


Sadfen, = 618; — IE: DL: WW YES IL. DD IS: HLZ 
T. 12; 15, 20, 27: Zu 32. 17, 27. 
Actenftüde u. bal.: UI 17 un mit Preußen) ©. 47; XL20 (Ber: 
faffungsvorlage ber wer: )S 
Schweden und Norwegen, 7 419: 1 Wetenfäte u. dgl.: 119 (Thron: 
tebe) S. 417; V ge es &.418; X (Verbältnig zwifchen Schweden 
und Norwegen) ©. 419. 
sn. ©. 36— 405: Acten ſtücke u. dgl.: VIT5 (Geſetz be. vg 
397 1X 9 (Der internationale griedenscongeeh in Genf) ©. 
XI 22 (Programm der demofratifchen Bewegung in Zürih) S. 401; u 29 
Den des Bunbesratbs bez. der römischen frage und europ. “Gonferenz) 
402; XU1 6 — und Maniſeſt des Centralausſchuſſes der Zü- 
rider © Bewegung) S 
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Spanien. ©. 315. 

Süddeutfhe Staaten. Actenftüde u. dgl.: ©. 181—238;: II 3 (Befchiüfle 
der Militärconferenz in Stuttgart) ©. 188; VIII 4 (Erflärung einer Ver 
fammlung von Führern der Fortichritispartei in Süddeutſchland zu Stutl— 
gart bez. der deutfchen Frage) ©. 208. - 


Türkei. ©. 434—446: Metenftüde u. dgl.: III 3 (Antwort an Serbien bez. 
der Feſtungen) ©. 435; V 15 (Ferman an Aegypten bez. Auedehnung jeiner 
Autonomie) ©. 438; VII 15 (Proteft der Conſuln gegen die Judenhetze in 
Rumänien) ©. 441; VIII 18 (Berhandlungen mit Rußland) &. 443; X 30 
(Erflärung eines Theils der Großmächte bez. Gandin) ©. 444; X5 (Re: 
jormplan der Pforte für Gandia) ©. 445. 


Berein. Staaten. ©. 453-465: Aectenftüde nm. dal.: IT 6 (Antrag bes XV, 
Ausichufies biz. Wicberberftellung der Militärkerrfchaft im Süden) S, 454; 
11 11 (Bil bez. Reconfiruction des Staats Fouifiana) S. 455; II 20 (Ber 
Ihluß des Gongrefjes bez. Neconitruction der Südſtaaten) ©. 457; IM 6 
TBotfchaft Johnſons bez. Staatsſchuld) S. 549; VII 13 (Zufaß zum Ne: 
conftructionsgefeß) ©. 462; XI 3 (Botſchaft Kobnfons gegen die Necon: 
firuction des Südens) ©. 464. 


Württemberg. Actenftüde u. dal.: ©. 181-238: IX 16 (Note Varnbülers 
an ben flindijchen Ausfchuß bez. Schuß: und Trutzbündniß) S. 213; IX 
(Mehrheits- und Diinderheitsgutachten der Commiſſion der II, Kammer bez. 
Zollvereinsverträge) S. 216; IX 27 (Befchlüffe der Landesverfammlung der 
nationalen Portei) ©. 218; IX 29 (Befchlüffe der Landesverfammlung ber 
demofratiihen Partei) ©. 219; X 29 (Mede Barnbülers über das Schub 
und ZTrugbündniß) S. 229; XI 23 (Rote der Regierung bez. der Ver 
fafiungsreform) ©. 235. 


Zollverein. ©. 35—180: V 
©. 181—238: V 9, 28, 30, VI 8, IX 
27,29, X 8, 19, 21, 2, 3, 2, 24, 24, %, 26, 7, 28, 30, 31, 
Xl 4, 6, XII 22, 
S. 239— 296: II 3. 
Actenſtücke u. dal: VIA OPräliminarvertrag zwifchen Preußen und den fübd. 
Staaten bez. Wiederherftellung des Zollvereins) ©. 200; VL18 (Naditrags: 
protofoll dazu zwifchen Preußen und Bayern) ©. 204; VIE S (Die nenen 
Zollvereinsverträge) S. 206; IX 24 (Commifjionsberiht an die würllemb. 
I, Kammer für und gegen Genehmigung ber neuen Zollvereinsverträge) 
©. 216; X 26 (Beihluß des bayr. Reichsraths bez. bedingungsmeifer Ge: 
nehmigung ber neuen Zollvereineverträge) ©. 229; X 26 (Beidhing bes 
nordd. Reichstags bez. Zollvereinsverträge mit den fübd. Staaten) S. 166. 





— 


BGBerrichtigung. 


Im Jahrgang für 1866 S. 145 iſt die Räumung ber hohenzollern ſchen 
Fürſtenthümer unter dem 25. Juli angegeben, dieſelbe hat aber (einer dankent 
werthen Mittheilung zufolge) erft am 3, Auguft 1866 ftattgefunden. 
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